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Die    Souveränetät  (Statshoheit)   und   das 

Statsoberhaupt. 


Erstes  Gapitel. 

Der  Begriff  der  Souverftnetäi  (Sfcatshoheit). 

Der  Name  und  der  Begriff  der  Sonveränetät  ist  zunächst 
romanischen  Ursprungs.  Souverftnetftt  (supremitas  in  dem 
Latein  des  Mittelalters)  bedeutet  oberste  Statsgewalt, 
höchste  Statsmacht  (suprema  potestas),  |md  Souverän 
wird  genannt,  wem  dieselbe  zu  selbständigem  Bechte  zu- 
steht 

Seitdem  Bodin  diesen  Begriff  zuerst  in  dem  Geiste  des 
französischen  Eönigthums  zu  einem  Grundbegriff  des  Stats* 
rechtes  erhoben  und  wissenschaftlich  ausgebildet  hat,  hat  der- 
selbe einen  sehr  groszen  Einfluss  auf  die  Statslehre  und  die 
Statspraxis  gefibt. 

Von  den  meisten  PubUdsten  der  letzten  Jahrhunderte 
wurde  die  Souverftnetftt  in  absolutem  Sinne  verstanden,  als 
völlig  unabhängige  und  unbegrenzt  herrschende 
Statsgewalt  In  dieser  Auffassung  stimmte  Ludwig  XIY.  von 
Frankreich  mit  dem  französischen  Gonvente  von  1793  völlig 
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überein.  Beide  sagten  von  sich:  wir  sind  der  Stat  und  der 
Stat  ist  allmächtig.^  Beide  mit  Unrecht.  Der  moderne  Re- 
präsentativstat  weisz  nichts  von  einer  absoluten  Statsgewalt 
und  eine  absolute  Unabhängigkeit  gibt  es  überall  nicht  auf 
Erden.  Weder,  die  politische  Freiheit  noch  das  Becht  der 
übrigen  Organe  und  Bestandtheile  des  States  vertragen  sich 
mit  einer  solchen  schrankenlosen  Souveränetät,  und  wo  immer 
Menschen  versucht  haben  dieselbe  zu  üben,  da  hat  auch  die 
Geschichte  solche  Anmaszung  verurtheilt.  Selbst  dem  State 
als  einem  Ganzen  kommt  solche  Allmacht  nicht  zu;  denn 
auch  er  ist  nach  auszen  durch  das  Becht  der  übrigen  Staten 
und  nach  innen  durch  die  eigene  Natur  und  durch  das  Becht 
seiner  Glieder  und  der  Individuen  in  ihm  beschränkt.' 

Die  deutsche  Sprache  hat  keinen  völlig  entsprechenden 
Ausdruck.  Die  ,  Obergewalt '^  oder  wie  die  ältere  Statssprache 
in  der  Schweiz  lautete  „der  höchste  und  gröszte  Gewalt '^^ 
bezeichnet  nur  die  Autorität  nach  Innen,  nicht  zugleich  die 
Selbständigkeit  nach  Auszen.  Das  Wort  „Statshoheit''  um- 
faszt  beides,  aber  vorzugsweise  im  Hinblick  auf  die  Würde. 
Doch  gewährt  dasselbe  den  Yortheil,  dasz  sich  weniger  als 
an  den  Namen  Souveränetät  die  falsche  Vorstellung  des  Abso- 
luten anknüpfen  läszt. 

Die  Souveränetät,  Statshoheit  bedeutet  Unabhängig-» 

*  Thiers^  bist,  de  la  R^toL  fran^.  II,  p.  200  Ton  der  Ansicht  der 
Jacohiner:  „Die  Nation  kann  nie  auf  ihre  Befugnisz  Tcrzichten:  AUee  za 
thun  undAHes  za  wollen  zn  jeder  Zeit;  diese  Befagniaz  begründet  ihre 
Allmacht  (sa  tonte-paissanoe),  nnd  dieie  ist  unTerftuszerlich.  Die  Na* 
tion  hat  sich  daher  Ludwig XIY.  nicht  verpflichten  können.*^  Indessen 
hat  damals  schon  der  Abt  Sieyes  den  Irrthum  erkannt.  Bluntschli^ 
Gesch.  d.  Stataw.  8.326. 

'  HannoTersehe  Erklftrung  Ton  1814  bei  Hormayr  Lebensbilder 
I,  8.111:  „In  dem  Begriffe  der  SouTeränetfttsreehte  liegt  keine  Idee  der 
Despotie«  Der  König  Ton  Groszbritannien  ist  unläugbar  ebenso  son?e- 
rftn  als  jeder  andere  Fürst  in  Europa,  und  die  Freiheiten  seines  Tolks 
befestigen  seinen  Thron,  anstatt  ihn  zn  untergraben/ 

*  Blum  er  Bechtsgesch.  der  Schweizer  Demokratien  II«  140«  141. 
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keit,  Machtfälle,  XTeberordDung  und  Einheit  der 
Statsgewalt  Die  wesentlichen  Erfordernisse  derselben  sind 
also: 

1.  Unabhängigkeit  der  Stat^gewalt.  Zwar  nicht  in 
absolutem,  aber  in  dem  relativen  Sinne,  dasz  dieselbe  nicht 
einer  anderen  Öffentlichen  Gewalt  untergeordnet  oder 
nnterthSnig  sei,  also  weder  einem  fremden  State,  noch 
einer  Behörde  oder  einem  Körper  im  State.  Die  relative  Be- 
schr&nkong  aber,  sei  es  durch  das  Völkerrecht  oder  das 
Bandesrecht,  sei  es  durch  die  erforderliche  "Zustimmung  an- 
derer Behörden  oder  repräsentativer  Körper,  ist  nicht  damit 
im  Widerspruch. 

2.  Ftllle  statlicher  Hoheit  und  Macht.  Zwar  hat 
man  früher  wohl  auch  von  „souveränen  Gerichtshöfen'  (cours 
souveraines)  gesprochen,  von  denen  es  keine  Berufung  mehr 
gab  an  eine  höhere  Instanz.  Aber  dieser  Sprachgebrauch, 
welcher  auf  ein  einzelnes  Merkmal  der  Souveränetät  einen 
einseitigen  Nachdruck  legt,  ist  nicht  zu  billigen.  Würde  jeder 
Beamtung  im  State,  insofern  es  von  ihr  keine  ßerufung  an 
eine  vorgesetzte  Behörde  gibt,  Souveränetät  zugeschrieben,  so 
würde  damit  dieser  Begriff  seiner  intensiven  Kraft  beraubt 
and  in  eine  Menge  unzusammenhängender  Souveränetätstheile 
zersplittert. 

3.  Femer  ist  die  souveräne  Macht  ihrer  Natur  nach  die 
oberste  im  State.  Es  kann  somit  keine  andere  statliche 
Gfewalt  in  dem  Statsorganismus  ihr  übergeordnet  sein.  Die 
französischen  Seigneurs  des  Mittelalters  hörteb  auf  »Souve- 
räne* zu  sein,  als  sie  in  den  wesentlichen  Beziehungen  stat- 
licher Selbständigkeit  und  Hoheit  dem  Könige,  ihrem  Lehens- 
henm,  sich  wieder  unterordnen  muszten.  Die  deutschen  Kur- 
fürsten konnten  seit  dem  XIY.  Jahrhundert  Souveränetät  in 
ihren  Ländern  behaupten,  weil  sie  in  Wahrheit  die  oberste 
Statsmacht  in  denselben  zu  eignem  Bechte  besaszen.^ 

^  Die  fmazÖsUche   Bezeiohnung    der  Landeshoheit   der  deatfohen 
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4.  Da  der  Stat  ein  organischer  ESrper  ist,  so  ist  Ein- 
heit der ' Souveränetät  ein  Erfordemisz  seiner  Wohlfahrt.^ 
Die  Spaltung  der  Souveränetät  führt  in  ihrer  Consequenz  zur 
Lähmung  oder  Auflösung  des  States,  und  ist  daher  mit  der 
Gesundheit  des  States  nicht  verträglich. 

Anmerkungen.  1.  RouaseaUy  dessen  Lehre  Ton  der  franzSai* 
sollen  Revolution  in  die  That  übersetzt  worden  ist,  gründete  die  Souve- 
r&netSt  auf  den  „allgemeinen  Willen^*  (la  rolont^  g^n^rale)  und 
Bobstituirie  so  irrthümlich  der  soprema  poUstas  die  snprema  vclunUu, 
Auä  diesem  Grunde  erklftrt  er,  im  Widerspruche  mit  der  Gesohiohte,  die 
SouTeränet&t  für  unTer&uszerlich,  denn  „wohl  lasse  sich  die  Macht 
nicht  aber  der  Wille  übertragen.^'  Contr.  soc.  IL  1.  Dieser  erste  Qrund- 
irrthum,  welcher  das  Recht  als  Willkür  faszt  und  in  demselben  nur  das 
Produot  des  Willens,  nicht  auch  dessen  nothwendige  Yorbedingung  und 
Schranke  erkennt,  welcher  yon  dem  „Sollen*'  nichts  weisz,  war  unge« 
mein  fruchtbar  an  neuen  Irrthümern.  Der  Wille  ist  eine  Entfaltung 
und  AeuBzerung  des  menschlichen  Geistes  und  GemÜtfaes,  nicht  aber 
wie  die  Souyerftnetät  eine  Bechtsinstitution  des  States.  Der 
Wille  kann  wohl  die  Ausübung  des  Rechtes  beseelen,  auch  wohlYerftn- 
derungen  in  der  Rechtsordnung  herrorbringen,  aber  er  ist  für  sich  kein 
Recht.  Der  Wille  des  Soureräns  setzt  die  SouTcrftnetät  Toraus,  nicht 
umgekehrt  diese  jenen. 

2.  Der  Gedanke,  dasz  die  SouyerftnetSt  die  Quelle  des  States  und 
der  Rechtsordnung  und  demgemäsz  der  SouTerän  Über  dem  State  sei, 
ist  unlogisch.  Statsmacht  und  Statshoheit  lassen  sich  nur  denken,  wenn 
onan  den  Stat  roraus  denkt.  Die  Souverftnetät  ist  daher  ein  stati- 
rechtlicher,   nicht  ein  überstatsrechtlioher  Begriff. 

Reichsfürsten  und  Reichsstftdte  in  dem  Entwürfe  des  westphftliichen 
Friedens:  „que  tous  les  princes  et  Estats  seront  maintenus  dans  tous 
les  autres  droits  de  souverainete  ^  qui  leur  appartiennent''  war  damals 
für  Deutschland  neu,  und  die  Absicht  weiterer  Lockerung  dos  Reichs- 
Terbandes  in  dem  Worte  sichtlich  dargelegt;  aber  dem  Wesen  nach 
hatten  schon  lange  yorher  die  meisten  deutschen  Länder  in  der  That 
wenn  auch  nur  eine  unyoUkommene  Souyerftnetät  erlangt. 

*)  Im  man.  Herrm.  Fichte,  Beiträge  zur  Statslehre,  1848,  geht 
aber  zu  weit,  wenn  er  die  SouyerAnetät  geradezu  als  „Einheit  der 
Regierung**  erklärt.  Die  Machtfülle  und  Hoheit  ist  immerhin  der  we< 
lentliche  Inhalt  der  Souyeränetät. 
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Zweites  Capitel 

BtetssouTeränetfit  (YolkssouTeranetSt)  und  KegentensouTerAnetät 

Wem  kommt  die  Souveränetät  zu?  Die  Parteien  sind 
geneigt  auf  diese  Frage  in  ganz  verschiedenem  Sinne  zu  ant- 
worten, und  auch  die  Wissenschaft  hat  mancherlei  Schwierig- 
keit ans  dem  Wege  zu  räumen  und  Yorurtheile  zu  überwin- 
den, bis  es  ihr  gelingt,  zu  einer  einfachen  und  wahren  Losung 
hindurch  zu  dringen. 

1.  Eine  besonders  seit  Bousseau  und  der  französischen 
Bevolution  sehr  verbreitete  Meinung  antwortet:  Dem  Volke 
nnd  bekennt  sich  für  das  Frincip  der  sogenannten  Yolks- 
Bouveränet&t.. 

Da  fragt  sich  aber  voraus:  was  versteht  sie  unter  dem 
«Yolk"*?  Die  einen  verstehen  darunter  lediglich  die  Summe 
der  Individuen,  die  zum  State  sich  zusammen  finden,  d.  h.  sie 
lOsen  im  Gedanken  den  Stat  in  seine  Atome  auf  und  sprechen 
der  unorganischen  Masse  oder  der  Mehrheit  dieser  Individuen 
die  höchste  Gewalt  zu.  Diese  äuszerste  radicale  Meinung  ist 
offenbar  im  Widerspruch  mit  der  Existenz  des  States,  welche 
die  Grundlage  der  Souveränetät  ist.  Sie  ist  daher  mit  gar 
keiner  Statsverfassung  vereinbar,  auch  nicht  mit  der  abso- 
luten Demokratie,  welche  sie  zu  begründen  vorgibt ;  denn  auch 
da  übt  wohl  die  geordnete  Volksversammlung  (Landsgemeinde), 
nicht  aber  die  atomisirte  Menge  die  Statsgewalt  aus. 

2.  Die  andern  denken  dabei  an  die  gesammte  gleiche 
Statsbürgerschaft,  welche  in  Gemeinden  versammelt 
ihren  Willen  ausspricht,  d.  h.  sie  denken  an  die  Souveränetät 
des  Demos  in  der  Demokratie.  Beschränkt  auf  diese  Stats- 
form  hat  das  Princip  einer  so  verstandenen  Volkssouveränetät 
einen  Sinn  und  eine  Wahrheit;  es  ist  dann  mit  Demokratie 
sogar  wörtlich  gleichbedeutend.    Schon  für  die  Bepräsentativ- 
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demokratie  aber  verliert  der  Satz  groszen  Theils  seine  An- 
wendung, weil  in  der  regelmäszigen  Thätigkeit  die  oberste 
Macht  nicht  von  der  Bürgerschaft  unmittelbar,  sondern  nur 
mittelbar  von  den  Be Präsentanten  derselben  ausgeübt 
wird.  Ganz  unvereinbar  ist  derselbe  mit  allen  andern  Stats- 
formen,  denen  sie  die  sonderbare  Zumuthung  macht,  dasz  das 
Statshaupt  sich  dem  niedrigsten  Statsbürger  gleich  stelle,  und 
die  Regierenden  sich  als  Minderheit  der  Mehrheit  der  Be- 
gierten unterordnen.  Sie  weist  im  Statskörper  den  Füszen 
die  Stellung  des  Kopfes  an  und  diesem  den  Platz  der  Fflsze. 

3.  Zuweilen  werden  auch  die  beiden  Meinungen  nicht 
scharf  unterschieden,  sondern  gehen  in  einander  über.  Die 
eine  ist  anarchisch,  die  andere  ist  absolut  demokratisch.  Den- 
noch behaupten  ihre  Yertheidiger  gewöhnlich  die  All  gern  ei  n- 
gflltigkeit  derselben.  Das  aber  ist  gerade  das  Geföhrliche 
dieser  Theorie,  dasz  ihre  Anerkennung  den  vollständigen  Um- 
sturz aller  andern  Statsformen,  mit  einziger  Ausnahme  der 
unmittelbaren  Demokratie,  und  die  Umwandlung  jener  in  diese 
im  Princip  voraussetzt  und  fordert. 

Dieselbe  ist  daher  wohl  schon  von  ganz  entgegenge- 
setzten Parteien'  verfochten  worden,  aber  immer  nur  von 
solchen,  wenn  anders  mit  Bewusztsein,  welche  mit  der  be- 

^  Wir  erinnern  hier  Toraas  an  die  Theorie  des  Jesuitengenerall 
Lainez  und  der  Jesuiten  Bellarmin  und  Mariana,  welche,  in  der 
Absicht  die  Oberherrliohkeit  der  Kirche  über  den  Stat  zu  begründen, 
und  auch  die  Könige  dem  Papste,  der  allein  von  Gott  seine  Gewalt  em- 
pfange, nicht  wie  jene  von  der  Menge  des  Volkes,  zu  unterwerfen,  die 
Yolkssourerftnetät  in  Schutz  nahmen.  Vgl.  darüber  L.  Ranke's  bist, 
polit.  Zeitschr.  11,  8.  606  ff-  Einfloszreicher  aber  war  in  neuerer  Zeit 
die  Ausführung  dieser  Lehre  durch  Rousseau.  £r  nennt  das  aus  allen 
Einzelnen  gebildete  Volk  den  Souverän.  Nach'  ihm  ist  jedes  Indivi- 
duum zugleich  ein  Theilhaber  der  Souveränetät  und  hinwieder  ein  üntcr- 
than  des  Souveräns,  und  da  er  die  Souveränetät  für  den  allgemeinen 
WUlen  und  diesen  für  unveräuszerlich  erklärt,  so  kommt  er  consequent  zu 
dem  Satze,  dasz  die  Mehrheit  jederzeit  berechtigt  sei,  der  bestehenden  Obrig- 
keit den  Gehorsam  aufzukündigen,  diese  zu  entsetzen  und  die  Verfas- 
sung beliebig  zu  ändern.   Indem  sie  das  thut,  übt  sie  nach  Rousseau  nur 
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stehenden  Statsordnung  oder  Statsregierung  unzufrieden  die- 
selbe zu  untergraben  und  zu  stürzen  strebten.  In  der  Hand 
der  französischen  Bevolution  war  dieselbe  daher  auch  eine 
furchtbare  Waffe  der  Zerstörung.  Schon  die  Nationalversamm* 
lung  in  ihrer  Kriegserklärung  vom  20.  April  1792  verkündete 
die  Bo8seau*sche  Theorie  officiel:  „Ohne  Zweifel  hat  die  fran- 
zösische Nation  laut  erklärt,  dasz  die  Sonveränetät  nur  dem 
Volke  zugehört,  welches  in  der  Ausübung  seines  höchsten 
Willens  durch  die  Bechte  der  folgenden  Geschlechter  be- 
schränkt, keine  unwiderrufliche  Macht  übertragen  kann; 
sie  hat  offen  anerkannt,  dasz  kein  Herkommen,  kein  gesetz- 
licher Ausspruch,  keine  Willenserklärung,  kein  Vertrag  eine 
Gesellschaft  von  Menschen  einer  Autorität  unterwerfen 
kann,  so  dasz  sie  nicht  mehr  das  Recht  hätte,  dieselbe  zu- 
rfickzunehmen.  Jede  Nation  hat  allein  die  Macht,  sich  ihre 
Gesetze  zu  geben,  und  das  unveräuszerliche  Becht,  dieselben 
tu  ändern.  Dieses  Becht  gebührt  entweder  gar  keiner  oder 
allen  mit  vollem  Fuge.^'  Der  nachherige  Convent  enthüllte 
die  weitem  Consequenzen  dieses  Princips  nach  der  Zerstörung 
dea  Königthums. 

Aber  auch  in  unsem  Tagen  haben  wir  wieder  die  that- 
sächliche  Verkündigung  des  nämlichen  Grundsatzes  auf  dem 
Stadthause  zu  Paris  erlebt.  Durch  einen  solchen  souveränen 
Act  der  aufgeregten  Pariser  Bevölkerung  wurde  im  Februar 
1848  die  constitutionelle  Monarchie  abgeschafft,  die  Bepublik 
proclamirt  und  die  Dictatur   eines  improvisirten  Begierungs- 

«Acte  ihrer  SouTerünetät'*  aus,  und  vor  der  leibhaften  Manifestation 
eines  eo  geäaszerten  Yolkswillens  Tersch windet  auch  die  abgeleitete 
Autorität  der  Stellyertretnng  des  Volks  in  den  NationalTersamm- 
lungen  in  Nichts.  Das  Yolk  aber  kann,  wie  Rousseau  meint,  sich  selber 
nicht  binden  weder  durch  Verfassung  noch  durch  Gesetze,  denn  diese 
sind  nur  Aenszerungen  seines  Willens,  die  so  lange  gelten  als  dieser 
Wille  selbst  sie  aufrecht  erhalten  will.  —  Dasz  mit  dieser  Lehre  die 
Fortdauer  der  Rechtsordnung  nicht  bestehen  kann,  und  solche  Freiheit 
ohne  Bestand  und  ohne  Treue  iät,  bedarf  keines  weitem  Beweises. 
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ausschosses  eingesetzt.  In  einer  von  Lamartine  selber  re* 
digirten  officiellen  Kandmacbung  heiszt  es  wörtlich:  „Jeder 
Franzose,  der  das  Mannesalter  erreicht  hat,  ist  Statsbürger, 
jeder  Bürger  ist  Wähler.  Jeder  Wähler  ist  Souverän. 
Das  Recht  ist  gleich  und  es  ist  ein  absolutes  für  Alle.  Es 
kann  kein  Bürger  zum  andern  sagen:  Du  bist  in  höherem 
Masze  Souverän  als  ich.  Erwäget  Eure  Macht,  bereitet  Euch 
dieselbe  auszuüben  und  seid  würdig,  in  den  Besitz  Eurer 
Herrschaft  einzutreten.^^' 

4.  Zwar  wohlgemeint  aber  unbefriedigend  sind  die  Ver- 
suche einzelner  französischer  Statsmänner,  dem  verderblichen 
Begriffe  jener  Volkssouveränetät,  welcher  entweder  alles  Stats* 
recht  auflöst,  um  die  Statshoheit  zu  begründen,  oder  alle 
Staten  in  Demokratien  verwandelt,  den  einer  Souveränetät  bald 
der  Vernunft  bald  der  Qerechtigkeit  entgegenzusetzen.' 
Durch  Hinweisung  auf  jene  oder  diese  gedachte  man  dem  Misz- 
brauche  zu  begegnen,  welchen  das  Volk  von  der  Souveränetät 
% 

'  Lamartine^  histoire  de  la  r^Tolution  de  1848,  IT,  p.  449. 

3  Z.  B.  Royer-Collard  in  der  Rode  rom  27.  Mai  1820:  «69  gibt 
zwei  Elemente  in  clor  Qesellschaft:  das  eine  ein  materieIIeB^  d.  h. 
das  IndiTiduum,  seine  Kraft  und  sein  Wille  (ist  denn  das  Individaum, 
seine  Kraft  nnd  sein  Wille  materiell?  Und  ist  nicht  auch  hier  wieder 
der  «Ite  Irrtham  wahrnehmbar,  dasz  vom  IndiTiduum  aus  das  Statsreoht 
bestimmt  werde?);  das  andere  ein  moralisches^  d,  h.  das  Recht, 
welches  aus  den  berechtigten  YerhSltnissen  herrorgeht.  Wollen  Sie  die 
Qesellschaft  aus  dem  materiellen  Elemente  ableiten?  Die  Mehrheit  der 
Indiridnen,  die  Mehrheit  der  Willen  soll  der  Sourerftn  sein.  Das  ist  die 
YolkssouyerftnetSt.  Wenn  mit  Willen  oder  gegen  ihren  WiUen  diese 
blinde  und  gewaltsame  Bouyeränetät  in  die  Hand  eines  Einzelnen  oder 
einer  Glasse  übergehti  ohne  ihren  Charakter  zu  ändern,  so  wird  sie  zwar 
zu  einer  weiseren  und  gemllszigteren  Macht,  aber  sie  bleibt  immerhin 
rohe  Kraft.  Das  ist  die  Wurzel  der  absoluten  Macht  und  der  Privilegien, 
Wollen  sie  im  Gegentheil  die  Gesellschaft  auf  das  moralische  Element, 
d.  h.  das  Recht  begranden?  Dann  ist  die  Gerechtigkeit  der  Sou- 
Tcrän,  weil  die  Gerechtigkeit  die  Regel  des  Rechts  ist.  Die  freien  Ver- 
fassungen haben  den  Zweck,  die  rohe  Kraft  zu  entthronen  und  die  Ge« 
rechtigkeit  zur  Herrschaft  zu  erheben.** 
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macheii  möchte.  Allein  diese  Yorstellong  übersieht,  dasz  das 
Recht  nur  der  Person,  das  statliche  Hoheitsrecht  nur  einer 
tätlichen  Persönlichkeit  zukommen  und  von  dieser 
nach  Grondsfttzen  der  Vernunft  und  Gerechtigkeit  ausgeübt 
werden  kann.  Dem  Irrthum,  der  in  der  absoluten  Demokratie 
die  alleinige  Grundform  des  States  erkennt,  tritt  hier  der  Irr- 
thum der  Ideokratie  entgegen,  in  der  wohlgemeinten  Ab« 
siebt,  die  Volksmehrheit  durch  die  Herrschaft  der  Idee  zu 
leiten.  Aber  es  bleibt  dieser  Widerspruch  erfolglos,  weil  die 
Macht  der  Persönlichkeit  st&rker  ist  als  alle  Eiction. 

5.  Eine  andere  Meinung  nennt  die  als  Einheit  gedachte, 
swar  noch  nicht  oder  nicht  zureichend  organisirte,  aber  der 
Organisation  fSlhige  Natio  n  mit  ihren  Instincten,  ihrer  Sprache, 
ihren  Gefühlen,  ihreu  socialen  Gegensätzen  das  Volk  und  spricht 
der  Nation  das  Becht  zu,  den  Stat  beliebig  umzubilden. 

Wir  haben  in  der  „Nation"  die  Anlage^zur  Volksbild- 
ung, d.  h.  zum  State  anerkannt  (Buch  II.  Cap.  2)  und  müssen 
daher  zugestehen,  dasz  damit  mittelbar  auch  die  Anlage  zur 
Ausbildung  der  Statshoheit  anerkannt  ist.  Aber  nicht  mehr 
als  die  ursprangliche  Kraft,  noch  nicht  ihre  Bethätigung,  die 
leere  Möglichkeit,  noch  nicht  ihre  Verwirklichung. 

Die  Volkssouveränetät  in  diesem  Sinne,  oder  wie  sie  nach 
dem  deutschen  Sprachgebrauch  richtiger  genannt  würde  die 
Nationalsouveränetät  ist  demnach  ein  unreifer,  unentwickelter, 
Torstatlicher  Gedanke,  der  erst  die  Statenbildung  abwarten 
musz,  um  dann  in  statlicher  Gestalt  wirklich  zu  werden. 

6.  Man  kann  aber  und  man  musz  sogar  das  Volk  in 
statlichem  Sinne  verstehen,  als  die  geordnete  Gesammt- 
heit  in  Haupt  und  Gliedern,  die  wir  als  die  lebendige 
Seele  der  Statspersönlichkeit  anerkennen. 

Inwiefern  der  Stat  alsPerson  erscheint,  insofern  kommt 
ihm  ohne  Zweifel  Unabhängigkeit,  Machtfülle,  höchste  Au- 
torität, Einheit  d.  h.  Souveränetät  zu.    Der  Stat  als  Person 
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ist  souverän.  Deszhalb  nennen  wir  diese SouveränetätS tat s- 
Bouveränetät. 

Sie  ist  nicht  vor  dem  State,  noch  auszer  dem  State,  noch 
über  dem  State,  sie  ist  die  Macht  und  Hoheit  des  States 
selbst.  Sie  ist  das  Recht  des  Ganzen  und  so  gewisz  das 
Ganze  mächtiger  ist,  als  irgend  ein  Theil  des  Ganzen,  so  ge- 
wisz ist  auch  die  Souveränetät  des  ganzen  States  der  Souver- 
änetftt  eines  einzelnen  Gliedes  im  State  überlegen. 

Wäre  nicht  die  Sprache  durch  die  Parteikämpfe  verwirrt, 
so  könnten  wir  diese  Statssouveränetät  schicklicherweise  Volks- 
souveränetät  heiszen,  indem  wir  unter  Volk  nicht  eine  aufge- 
löste Menge  von  Individuen,  sondern  die  politisch  gegliederte 
Gesammtheit  verstehen,  in  welcher  das  Haupt  die  oberste  und 
jedes  einzelne  Glied  die  seiner  Natur  gemäsze  Stellung  und 
Aufgabe  hat.  In  diesem  Sinne  haben  französische  Publidsten 
—  nach  dem  entgegengesetzten  Sprachgebrauch  der  Franzosen 
und  der  Deutschen  —  diese  Souveränetät  auch  wohl  „Souver- 
ainet^  de  la  nation*^  genannt.^  Gegenwärtig  aber  wäre  jene 
Bezeichnung  den  heftigsten  Miszverständnissen  ausgesetzt,  und 
daher  haben  wir  den  unverfänglichen  Ausdruck  Statssouveräne- 
tät gewählt. 

Diese  Statssouveränetät  zeigt  sich  nach  Aussen  und  im 
Innern,   dort  als   Selbständigkeit   und   Unabhängigkeit   eines 

*  StüTe,  Sendschreiben  Yon  1848:  «Den  Satz,  dasz  dem  Volke,  der 
Nation:  SouTerftnetftt  znsteben  mAsse,  wird  Niemand  bestreiten,  sobald 
man  die  wahre  Gesammtheit  der  Nation  in  ihrer  Terfassungsrnftszi- 
gen  Gestaltung,  also  Ffirst  und  Volle,  als  das  Snbject  der  Souverft- 
netat  betrachtet.  Macht  man  aber  den  Anspruch,  dasz  nicht  das  Ganze 
einer  solohen  festgegliederten  Ordnung,  sondern  irgend  ein  einzelner 
Theil,  sei  es  der  Fürst,  der  da  ruft:  Ich  bin  der  Stat,  oder  das  Paria« 
ment,  welches  den  König  entfernt  oder  wohl  gar  die  blosze  Menge  der 
IndiTidnen  im  Lande  das  Volk  ausmachen,  so  ist  der  Begriff  in  sieh 
unwahr  und  jede  Folgerung  aus  dem  Unwahren  führt  zum  Verdefben.*^ 
Sismondiy  ^tudes  I,  p.  88  unterscheidet  ebenso  scharf  zwischen  der 
„souYerainet6  du  peuple,*^  die  er  yerwirftj  und  der  „  sourerainet^  de  la 
nation,^  die  er  anerkennt. 
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jeden  Ein^elstates  im  Yerhältnisz  zu  den  andern  Einzelstaten, 
beziehungsweise  auch  des  Weltstates  gegenüber  der  Kirche, 
hier  als  gesetzgebende  Macht  des  ganzen  geordneten  Volks* 
kOrpers. 

In  diesem  Sinne  pflegen  auch  die  Engländer  ihrem  Par- 
lamente, an  dessen  Spitze  der  König  steht,  und  welches  das 
gesammte  Volk  darstellt,  Souveränetät  zuzuschreiben.^  Es  ist 
das  aber  nicht  etwa  eine  Eigenthümlichkeit  des  englischen 
Statarechts,  sondern  eine  Qrundansicht  der  modernen  Bepräseu- 
tatiTTerfassung  überhaupt,  welche  den  Fürsten  zwar  als  Haupt, 
aber  gerade  deszhalb  auch  als  ein  Glied  des  Volkes  be- 
trachtet und  welche  die  höchste,  auch  thatsächliche  Ausübung 
der  SouTeränetät ,  die  Gesetzgebung  nicht  dem  Haupte  allein 
zugesteht,  sondern  nur  dem  Haupte  in  Verbindung  mit  dem 
reprftsentatiTen  Körper,  d.  h.  nur  dem  ganzen  Statskörper. 
Die  patrimoniale  Statslehre,  welche  den  Stat  wie  ein  Eigen- 
tham  des  Fürsten  ansieht  und  daher  nur  den  Fürsten  Souver- 
änetät zuschreibt  und  die  absolutistische  Statslehre ,  welche  den 
Stat  mit  dem  Fürsten  identificirt  und  daher  die  Statssouveräne- 
tat  als  Fürstensoureränetät  faszt,  verkennen  beide,  dasz  alle 
Macht  des  Forsten  wesentlich  nur  concentrirte  und  zusammen- 
gefaszte  Volksmacht  ist  uud  dasz  das  Volk  und  der  Stat  als 
Rechtswesen  bleibt,  wenn  gleich  Fürsten  fallen  und  Dy- 
nastien untergehen.^ 

*  Dieser  Gedanke  ist  bereits  in  einer  Rede  des  Königs  Hein- 
rieh  YIIL  ron  England  im  Parlament  ausgesprochen:  „Gleicherweise 
▼emehmen  wir  ron  den  Richtern,  dasz  nnsere  königliche  Würde  nie  er- 
habener steht.,  als  wahrend  der  ParlamentsTersammlungen ,  wo  wir  als 
Hanpl  und  ihr  als  Glieder  dermaszen  zu  einem  politischen  Körper  ver- 
bundeii  nnd  rereinigt  sind,  dasz  unserer  eigenen  Person  und  dem  ge- 
samniteB  Parlament  fllr  geschehen  und  angethan  gilt,  was  auch  nur  dem 
geringsten  MItgliede  des  Hauses  widerfahrt.*  John  Russell,  Geschichte 
der  englischen  Verfassung  etc.  3. 

*  Zdpfl  (Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Statsrechts  §§  54— 
56)  rerwtrft  nicht  bloss  fUr  die  deutschen  Staten  auch  diese  Stats- 
tosTerftnetftt  und  behauptet,  die  Monarchie  könne  Überhaupt  nur  die 
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7.  Audzer  dieser  dem  ganzen  Siats-  oder  Yolksköjrper 
selbst  in  wohnenden  SouverSnetftt  gibt  es  aber  noch  inner- 
halb des  States  eine  Sonveränet&t  des  obersten  Glie- 
des,  des  Hanptes,  die  Regenten-  oder,  da  sie  in  der 
Monarchie  am  klarsten  hervortritt,  die  FürstensonverSne- 
tät.  Im  Verhältnisz  zn  allen  andern  einzelnen  Qliedem 
des  Statsorganismns  und  den  einzelnen  Statsbürgern  kommt 
dem  Oberhaupte  der  Nation  wieder  die  oberste  Macht  und 
Stellung  zu.  So  wird  auch  in  dem  englischen  Statsrecht  der 
König  in  besonderem  Sinne  der  Souverän  genannt,  und  so 

FÜrstensottTeränet&t,  wie  die  Republik  nur  die  YoIkssonTerftnei&t  aner^ 
kennen.  Das  rSmiscbe  Statsrecbt,  welches  die  majestas  populi  Bomani 
sowohl  in  der  republikanischen  ah  in  der  kaiserlichen  Periode  proola* 
mirte  und  die  lex  immer  als  Toluntas  populi  Romani  auffaszte  und  welches 
hinwieder  sur  Zeit  der  Republik  den  Gonsuln  ein  regium  imperiom  und 
dem  Senate  die  ganze  oberste  Yerwaltungs«  und  Steuerhoheit  (doch  ge- 
wisz  ein  Stück  Regierungssourerftnetät)  beilegte,  bleibt  bei  dieser  Annahme 
ebenso  unerklärt,  wie  das  englische  Statsrecht,  welches  die  SouyerSnetftt 
des  Parlaments '  und  des  englischen  Stats  (Volks)  in  Harmonie  bringt 
mit  der  SouToränetät  des  Königs.  Dasz  TÖlkerrechtlich  auch  die 
deutschon  S taten  (ganz  abgesehen  von  den  Fürsten)  ah  souverSne 
Personen  gelten,  kann  nicht  bestritten  werden.  Wer  aber  eine  Person  ist 
imYerhftltnisz  zu  andern  Staten,  wird  auch  eine  Person  sein  imYerhftl^ 
nisz  zu  den  Individuen  im  State  und  zu  den  WfirdetrAgern  des  States. 
Die  Gesetze  sind  auch  in  Deutschland  Statsgesetze,  und  die  Statsschulden 
werden  auch  in  Deutschland  von  den  fürstlichen  Schulden  unterschieden; 
d.  h.  auch  das  deutsche  Statsrecht  kann  sich  —  trotz  aller  Reminiseenzen 
an  die  frühere  patrimoniale  oder  absolute  Fürstengewalt  —  yor  der  nun 
so  ziemlich  in  der  ganzen  oiTilisirten  Welt  durchgedrungenen  Einsieht 
nicht  Yersohlieszen,  dasz  das  Volk  doch  noch  etwas  anderes  und  höheres 
bedeute  als  die  Qesammtheit  der  Qehorohenden  und  dasz  der  Stat  eine 
Existenz,  eine  Hoheit  und  Maohtf ülle  habe,  die  nicht  ganz  Yon  der  Hoheit 
und  Machtfülle  der  Fürsten  aufgezehrt  werde.  Ich  gebe  Zöpfl  zu,  dasz 
man  durch  die  ausschlieszliohe  Behauptung  der  Fürstensouverftnetät  nioht 
logisch  genöthigt  wird,  dieselbe  als  schrankenlos  aufzufassen;  aber  die 
neuere  Geschichte  hat  unwiderleglich  bewiesen,  dasz  die  Ueberspannung 
der  fürstlichen  Gewalt  und  die  Miszacbtung  der  Yolksrechte  in  den  deut- 
schen Ländern  ebenso  wie  in  den  romanischen  Ländern  in  dem  Princip 
der  ausschlieszlichen  FürstensouTeränet&t  jederzeit  eine  gefährliche  Ua« 
terätützung  gefunden  hat« 
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in  jedem  monarchischen  State  dem  Monarchen  als  solchen 
hinwieder  Sonveränetät  beigelegt. 

Zwischen  jener  Statssouveränet&t  und  dieser  Fürstensouye-i 
rftnetftt  ist  kein  Widersprach.  Die  Sonveränetftt  wird  nicht 
dadurch  gespalten,  dass  etwa  die  eine  Hälfte  dem  Yolke,  die 
andere  dem  Fürsten  zugetheilt  wird.  Das  Yerhältnisz  der- 
selben ist  nicht  das  zweier  eifersüchtiger  Mächte,  die  sich  um 
die  Herrschaft  streiten.  In  beiden  ist  Einheit  und  Fülle  der 
Macht;  aber  es  versteht  sich  von  selbst,  dasz  hinwieder  das 
Oanze,  in  welchem  das  Haupt  selbst  seiner  obersten  Stellung 
im  Körper  gemäsz  inbegriffen  ist,  auch  dem  Haupte  für 
sich  allein  übergeordnet  ist.  Das  ganze  Yolk  (der  Stat) 
gibt  das  Gresetz,  aber  innerhalb  dessen  Schranken  bewegt  sich 
das  Haupt  mit  voller  Freiheit  in  der  Ausübung  der  ihm  zu- 
gehörigen obersten  Macht.  Die  Statssouveränetät  ist  vorzüg- 
lich die  des  Gesetzes ,  die  Fürstensouveränetät  die  der  Begierung. 
Wo  jene  ruht,  da  ist  diese  wirksam.  Ein  wirklicher  Gon- 
flict  ist  nicht  leicht,  im  Princip  überall  nicht  möglic}i,  denn 
er  würde  denConflict  des  Oberhauptes  für  sich  allein  mit  dem 
Oberhaupte  in  Verbindung  mit  den  übrigen  Gliedern  des  States, 
also  einen  Gonflict  der  nämlichen  Person  mit  sich  selber  vor- 
aussetzen. 

Während  somit  zwischen  der  demokratischen  Yolkssou- 
veränetät  und  der  Fürstensouveränetät  kein  wahrer  Friede 
dehkbar  ist,  sondern  nothwendig  die  eine  die  andere  unter- 
werfen und  aufheben  musz,  so  ist  dagegen  zwischen  der  Stats- 
aouveränetät  und  der  Fürstensouveränetät  die  nämliche  Har- 
monie wie  zwischen  dem  ganzen  Menschen  und  seinem  Kopf. 

▲Bmerkung.  Zuweilen  Yentebt  mvn  unter  der  YoUcssoaTerftnetftt 
nicht  die  oberste  Macbt  der  Yolksmebrheit ,  sondern  nur  den  Qedankenj 
däu  eine  Btotsfonn  oder  Regierungsweise,  welobe  mit  der  Existenz  und 
Wohlfahrt  der  Mehrheit  des  Tolkes  unyertrftglioh  sei,  auch  unhalt- 
bar sei,  oder  dass  die  Statsform  und  Regierung  für  das  Yolk  da  sei. 
Dieser  Oedanke  ist  nicbt  zu  bestreiten,  aber  er  ist  in  jener  Bezeiobnung 
dttrebaos  falsch  ausgedraokt. 
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Will  man  ferner  den  Satz,  daaz  alle  Statsgewalt  nrsprfinglieli  tob 
dem  Willen  der  Yolksmehrheit  abgeleitet  sei,  die  Yolkssoaveränetftt 
heiszen,  so  ist  zwar  zuzugeben,  dasz  yiele  Statsrerfassungen ,  wie  insbe* 
sondere  die  demokratischen,  aber  auch  einzelne  Monarchien,  z.  B.  das 
römische  und  das  französische  Kaisertbum,  nach  der  Lehre  des  römischen 
nnd  des  französischen  Statsrechta  auf  einem  Willensaot  der  Yolksmehr- 
heit  beruhen.  la  dieser  Weise  erklären  mehrere  schweizerische  Ver- 
fassungen, nicht  dasz  das  Yolk  souverSn  sei,  wohl  aber,  dasz  „die  Bou- 
Ter&net&t  auf  der  Gtosammtheit  des  Volkes  beruhe  und  Ton  demgroszen 
Bathe  ausgeübt  werde. '^  Z.  B.  Zürcher  Yerfassung  ron  1831  §.  1« 
Aber  auch  dieser  Satz  hat  keineswegs  für  alle  Staten  Geltung,  und  der 
Ausdruck  SouveränetÜt,  der  ein  fortdauerndes  Recht  bedeutet,  kann  nur 
uneigentlich  auf  solche  geschichtliche  Vorgänge  angewendet  werden. 

Durchaus  yerwerflich  endlich  und  selbst  mit  dem  demokratischen 
Statsrecht  unrereinbar  ist  der  Sinn,  der  oft  schon  practisch  dem  Worte 
Volkssouyeränetät  beigelegt  wurde,  dasz  das  Yolk  im  Gegensätze  zur 
Regierung  oder  gar  jede  gereizte  und  mftchtige  Volksmasse  berechtigt 
sei,  die  Regierung  nach  Willkür  zu  verjagen  und  die  Verfassung  zu 
brechen. 


Drittes  Gapitel. 

L  Inhalt  der  StatssouTcränetät. 

1.  Das  statlicb  geordnete  Volk,  der  Stat,  hat  vorerst  ein 
Becht  anf  Anerkennung  nnd  Achtung  seiner  Würde  und 
Hoheit,  oder  wie  die  Bömer  sie  genannt  haben,  seiner  Maje- 
stät.^ Jede  schwere  Verletzung  der  Ehre,  Macht  und  selbst 
der  Ordnung  des  römischen  States  galt. daher  den  Bömem  als 
ein  crimen  laesae  majestatis. 

2.  Die  Unabhängigkeit  des  States  von  fremden  Sta- 

^  Cicero  de  Oratore  II,  39:  ^majeataa  est  amplitudo  ac  dignitaa  ci« 
Titatis.  Is  eam  minuit,  qui  exeroitum  hostibus  populi  Romani  tradidit/* 
Partit.  erat.  o.  30  —  „minuit  is,  qui  per  vim  multitudinis  rem  ad  sedt- 
tionem  vocayit.'*  Ätictor  ad  Herennium  II,  12  — :  „minuit  quia  ea  toUit 
ex  quibus  civitatis  amplitudo  constat  —  qui  amplitudinem  civitatis  de* 
trimeoto  adficit.'*    Vgl.  Heineccii  Antiquit.  rom.  lY,  18,  3.  46, 
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ten  ist  ferner  eine  nothwendige  Eigenschaft  und  Wirkung  seiner 
SoaTerftnetät.  Wenn  ein  Stat  gendthigt  wird  die  statliche 
Ueberordnnng  eines  andern  States  anzuerkennen,  sa  verliert  er 
seine  Souveränetät  und  unterwirft  sich  der  Souveränetät  des 
letztem. ' 

Indessen  zerstört  nicht  jede  Unterordnung  eines  States 
die  Souveränetftt  desselben  völlig,  da  die  Abhängigkeit, 
welche  mit  derselben  verbunden  wird,  nicht  eine  absolute  ist 
und  in  manchen  Yerhältnissen  die  ursprüngliche  Unabhängig- 
keit und  Selbständigkeit  wieder  vortritt.  In  zusammenge- 
setzten Staten,  Statenbunden,  Bundesstaten  und  Statenreichen 
haben  die  Einzelstaten,  obwohl  sie  in  gewissen  Beziehungen 
dem  Ganzen  untergeordnet  sind,  dennoch  als  Staten  noch  eine 
relative,  zwar  nicht  dem  Inhalte  aber  dem  Umfange  nach 
beschränkte  Souveränetät  So  spricht  man  in  der  Schweiz 
von  der  Cantonalsouveränetät  für  den  Bereich  der  Oan- 
tonalangelegenheiten  im  Gegensatze  zu  der  Bund essou vor- 
an etat  f&r  die  Bundessachen.  Aehnlich  ist  in  Nordamerika 
und  im  deutschen  Bunde  zwischen  der  Souveränetät  der  Ein- 
zelataten  und  der  des  Bundeskörpers  zu  unterscheiden. 

Von  einer  relativen  Souveränetät  des  dem  Gesammtstate 
(Beich  oder  Bund)  untergeordneten  Einzelstates  läszt  sich  in- 
dessen nur  da  noch  reden,  wo  dieser  noch  für  sich  als  Stat 
organisirt  ist«  d.  h.  alle  wesentlichen  Organe  (gesetzgebender 
Körper,  Begierung  u.  s.  f.)  <noch  in  sich  und  damit  auch  ein 
ihm  eigenthflmliches  Statsleben  hat  und  selbstkräftig  übt,  aber 
nicht  da  mehr,  wo  er  in  das  Yerhältnisz  eines  bloszen 
Theils  —  einer  Provinz  —  des  gröszeren  Ganzen  gebracht 
worden  ist  Wie  in  allen  relativen  Verhältnissen,  so  gibt  es  auch 
hier  einen  kaum  bemerkbaren  Uebergang  von  einem  zum  andern. 

'  Die  Bdmer  waren  daher  gewohnt,  in  ihre  Friedeniichlflise  mit 
uterworfenen  Btaten  die  Formel  anfsanehmen:  „imperinm  majestatem* 
qoe  popnli  Bomani  conserTato  sine  dolo  malo/'  Cicero  pro  Balbo.  16. 
Lipius  38.  1  i. 
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Nach  Anszen  wird  die  Statssouverftnetät  in  nnsrer  Zeit 
gewöhnlich  durch  das  Statshanpt  repräseutirt,  nicht  dnrch  den 
gesetzgebenden  Körper,  aber  mehr  ans  Gründen  der  Zweck- 
mäszigkeit,  als  ans  Bechtsgründen. 

3.  Im  Innern  änszert  sich  die  Souveränetät  vorerst  in 
dem  Bechte  des  Volks,  die  Formen  seines  statlichen 
Daseins  selbständig  zn  bestimmen,  nöthigenfalls  zn 
ftndem.  Man  nennt  diese  Befugnisz  auch  wohl  die  consti- 
tnirende  Gewalt  des  Volkes.^  Was  einem  Theile  des  Volkes, 
der  bloszen  Volksmehrheit  ohne  die  Begierung  nicht  zuge- 
standen werden  kann,  gebührt  dagegen  unzweiMhaft  dem  ge- 
sammten  Volke  in  seiner  statlichen  Ordnung.  Der  einzelne 
ünterthan  darf  sich  den  Anordnungen  des  Volks  nicht  wider- 
setzen, selbst  wenn  seine  politischen  Bechte  durch  dieselben 
verletzt  würden;  denn  der  obersten  Statsmacht  mnsz  das  Indi- 
viduum sich  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Bechtes  unter- 
ordnen, soll  der  Stat  seine  Einheit,  Zusammenhang  und  Ord- 
nung bewahren. 

Allerdings  ist  es  für  die  sittliche  und  die  rechtliche  Be* 
urtheilung  nicht  gleichgültig,  ob  die  Aenderung  auf  dem  Wege 
der  Beform  oder  der  Bevolution  vollzogen  werde.  Die 
Beform  setzt  voraus:  1)  dasz  die  Aenderung  durch  den  nach 
der  Verfassung  befugiien  Organismus,  in  den  Bepräsentativver- 
fassungen  somit  durch  den  Statskörper,  welcher  die  gesammte 
Nation   darstellt,   eingeführt    werde,  d.    h.   auch    formell 

'  Washington  Abschiedarede  Ton  1769:  „Die  Grundlage  anaen 
polituchen  Sjstemes  ist  daa  anerkannte  Recht  des  Yolkea,  seine  Ver- 
fassung SU  constitniren  und  zn  ftndem.  Aber  bis  dasz  dieselbe  umge- 
wandelt oder  abgeftndert  ist  dnrch  einen  offenbaren  Act  des  National* 
wiUens,  muss  die  Verfassung  von  jedem  Bürger  Terbindlioh  und  heilig 
geachtet  werden.  Das  Recht  und  die  Macht  des  Volkes  eine  Verfassung 
einzuHihren,  schlieszt  die  Idee  in  sich,  dasz  jeder  Einzelne  sieh  derjeni- 
gen unterwerfen  musz,  die  eingeführt  ist.  Jede  Opposition  gegen  die 
Ausfabrung  der  Gesetze,  jede  Verbindung  die  darauf  ausgeht»  dieThfttig* 
keit  der  bestehenden  Regierung  zu  behindern  oder  aufzuhalten,  ist  in 
direotem  Widerspruch  mit  dem  aufgestellten  Princip.'^ 
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rechtmässig  sei;  2)  dasz  auch  bei  der  Umgestaltung  des 
Beehta  der  0  ei  st  desBechts  geachtet,  somit  das  abzuändernde  und 
anfiEuhebende  Becht  nur  insoweit  als  es  wirklich  veraltet  und 
unpassend  geworden  ist,  beseitigt,  das  neue  nur  insofern  es 
reif  and  in  den  neuen  Lebensverhältnissen  begründet  erscheint» 
hervorgebiacht  werde. 

Wird  entweder  die  Form  der  Verfassung  miszachtet,  oder 
in  dem  Inhalte  der  Aenderung  das  Princip  des  Rechts  verletzt, 
so  ist  ein  solcher  Act  nicht  mehr  Rrform,  sondern  Bevolution! 

Das  Becht  der  Beform  ist  eine  nothwendige  Aeuszerung 
der  Lebenskraft  des  Stats.  Dieses  Becht  bestreiten  heiszt  die 
Sntwi^klung  des  Volks  läuglien  und  die  Bevolution  veranlassen. 

Die  radicale  Statslehre  behauptet  aber  auch  ein  Becht 
des  Volks  zur  Bevolution.  Aber  schon  der  Begriff  des 
Statsrechts  steht  dieser  Annahme  entgegen,  denn  die  Bevo- 
lution  ist  entweder  ein  gewaltsamer  Bruch  der  Statsverfassung 
oder  eine  Verletzung  des  Bechtsprincips.  Desshalb  sind  Bevo- 
lutionen  in  der  Begel  keine  Bechtshandlungen ,  wenn  sie  auch 
mächtige  Naturerscheinungen  sind,  die  auch  das  öffentliche 
Becht  ändern.  Wo  die  entfesselten  Naturkräfte,  welche  in  der 
Nation  leidenschaftlich  erregt  sind,  mit  vulkanischer  Gewalt 
die  Bevolution  hervorrufen  und  bestinunen,  da  ist  die  regel- 
mäszige  Wirksamkeit  des  Statsrechts  gestört.  Diesen  Ereig- 
nissen gegen&ber  ist  das  Statsrecht  ohnmächtig.  Es  ist  nicht 
im  Stande,  die  Bevolution  in  den  Bereich  seiner  Normen  und 
ersetze  zu  ziehen.  Es  ist  wohl  eine  grosze  Aufgabe  der  Po- 
litik« die  ausgebrochene  Bevolution  so  bald  als  möglich  wieder 
in  die  geregelten  Bahnen  der  Beform  und  der  Statsordnung 
flberzuleiten.  War  das  Becht  zu  schwach,  sie  zu  hindern  oder 
die  Beform  zu  träge,  ihr  zuvorzukommen,  so  vermögen  beide 
jetzt  nicht  mehr  sie  zu  regeln. 

Von  einem  Bechte  der  Bevolution  kann  daher  nur  ganz 
ausnahmsweise  und  nur  in  dem  Sinne  gesprochen  werden, 
wie  von  einem  Nothrechte  des  Volks,  seine  Existenz  m 
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retten  oder  seine  nothwendige  Entwicklang  zn  verwirklichen, 
wenn  die  Wege  der  Beform  verschlossen  sind.  Die  Yerfassnng 
ist  doch  nnr  die  äoszere  Organisation  des  Volks.  Wird  durch 
sie  der  Stat  selbst  in  die  Gefahr  des  Untergangs  versetzt  und 
das  Leben  des  Volks  gelähmt  oder  werden  die  vitalen  Interessen 
der  öffentlichen  Wohlfahrt  bedroht,  dann  wird  dasNothrecht 
einer  lebensßlhigen  und  lebenskräftigen  Natur  begrOndet,  sich 
Luft  zu  machen  und  die  nothwendig  gewordene  Wandlung  zu 
vollziehen:  „Die  Noth  kennt  kein  Gebot.'^^ 

4.  Ebenso  liegt  in  der  Statssouveränetät  die  Befngnisz, 
die  erforderlichen  Gesetze  zu  geben.  Die  gesetzgebende  Ge- 
walt im  engem  Sinne  wie  die  constituirende  ist  ein  Ausflusz 
der  Statssouveränetät  und  zugleich  ihre  regelmäszige  Offen- 
barung. 

5.  Auszerdem  aber  beruht  im  Princip  auch  alle  andere 
Statsgewalt  auf  ihr,  weszhalb  denn  auch  die  Verfassung 
und  die  Gesetzgebung  alle  andern  Aeuszerungen  der  Statshoheit 
und  Macht  begränzen  und  ordnen.  Aber  während  sie  in  der 
Constituirung  und  Gesetzgebung  activ  erscheint,  verhält  sie 
sich  hier  in  der  Kegel  ruhend.  In  der  Monarchie  insbeson- 
dere finden  wir  vielmehr  die  dem  täglichen  und  veränderlichen 
Bedürfnisz  des  States  gewidmete  Thäti^keit  der  übrigen  Stats- 
gewalten  in  der  Souveränetät  des  Monarchen  concentrirt. 
Das  Volk  in  seiner  Gesammtheit  ruht,  sein  Haupt  handelt 
hier,  sei   es  unmittelbar,  sei  es  durch  die  Vermittlung  der 

*  Niebuhr,  ein  Statsmann,  dessen  Keigungen  so  entschieden  oon« 
serv^ativ  waren,  dasz  der  Ausbrach  der  französischen  Julirevolution  von 
1830  ihm  das  Herz  gebrochen,  ftuszert  Aber  diese  Frage  (Gesch.  des  Zeit- 
aliers  der  ReYoL  I.  S.  211):  «Wer  den  Satz  ,Noth  kennt  kein  Gebot '^ 
▼erkennt,  redet  dem  abscheulichsten  das  Wort.  Wenn  ein  Volk  mit 
Faszen  getreten  wird  und  aufs  Blut  gemiszhandelt  ohne  Hoffnung  auf 
Besserung,  wie  die  Griechen  unter  den  Türken,  wo  kein  Weib  ihrer  Ehre 
sicher  war,  wo  keine  Spur  von  Recht  bei  den  Tyrannen  zu  erlangen  ist; 
da  ist  die  höchste  Noth  und  da  ist  Empörung  gegen  die  Unterdrücker 
10  rechtmftszig  wie  irgend  etwas.  Wer  da  die  Rechtmftszigkeit  des  Anf- 
itandes  rerkennt,  der  musz  ein  elender  Mensch  sein/ 
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manniehfaltigen  Aemter  uud  Behörden,    die  von    ihm   abge- 
leitet  sind. 

Wenn  aber  das  Organ,  welches  die  regelmäszige  Action 
za  besorgen  hat,  unfähig  oder  untauglich  dazu  wird,  wenn 
insbesondere  der  Thron  erledigt  wird  und  für  keine  Nachfolge 
doreh  die  Verfassung  gesorgt  ist,  so  wird  die  Souveränetät 
des  States  selbst  wieder  wirksam,  um  diesen  Mangel  zu  be- 
seitigen und  den  Thron  neu  zu  besetzen. 

6.  ünverantwortlichkeit.  Vor  einem  höhern  Stand- 
punkte zwar  gibt  es  keine  Unverantwortlichkeit  der  Menschen  für 
ihre  Handlungen  oder  Unterlassungen.  Und  in  der  That  nicht 
blosz  das  ewige  Gericht  Qottes  über  die  Welt  schlieszt  den 
Oedanken  einer  Unverantwortlichkeit  auch  der  Völker  aus.* 
Auch  auf  der  Erde  in  den  Schicksalen  und  Leiden  der  Völker 
wird  diese  Verantwortlichkeit  nicht  selten  schmerzlich  em- 
pfunden. Aber  es  ist  unmöglich,  innerhalb  eines  States 
ein  Gericht  zu  bestellen,  vor  welchem  die  Gesammtheit  des 
Volkes  selbst,  oder  seine  Stellvertretung  als  Inhaber  der  obersten 
Statsmacht  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann.^  Würde 
das  versucht,  so  wäre  insofern  wenigstens  derStät  selbst  dem 
Gerichte  unterthänig,  und  so  das  Glied  über  den  Körper,  der 
Theil  über  das  Ganze  geordnet. 

Würde  aber  ein  Stat  für  die  Ausübung  seiner  Statssou- 
verftnetät  einem  andern  State  verantwortlich  sein,  so  wäre 
seine  Souveränetät  eben  deszhalb  eine  beschränkte,  und  der 
Oberhoheit  des  richtenden  Stats  untergeordnete. 

Nur  durch  Ausbildung  des  Völkerrechts,  beziehungs- 

*  Bobespierre  hat  im  Jacobinerclab  (Februar  1793)  das  Oegen- 
theil  Terfocbten:  ^Ich  habe  inmitten  der  Verfolgungen  und  ohne  Unter- 
stBtxong  behauptet,  dasz  das  Volk  niemals  unrecht  habe;  ich  habe  diese 
Wahrheit  in  einer  Zeit  zu  TerkQnden  gewagt,  als  sie  noch  nicht  aner- 
kannt war;  der  Lauf  der  Rerolution  hat  dieselbe  entwickelt/  Aber  das 
fraaz5si0ehe  Volk  bat  die  schweren  Folgen  seiner  Yerirrungen  mit  grossem 
und  nachhaltigem  Unglück  bCUzen  müssen,  und  die  Qeschiohte  hat  Über 
dasselb«  ein  emsles  Strafgericht  gehalten. 
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weise  einer  höhern  statlichen  Weltordnang,  vor  welcher 
die  einzelnen  souveränen  Staten  sich  bengen  müszten  als 
einem  Oesammtreiche ,  könnte  die  statliche  Verantwortlichkeit 
der  Einzelstaten  auch  rechtlich  organisirt  werden.  Vielleicht 
ist  es  der  Zukunft  vorbehalten,  diese  Idee  zu  verwirklichen. 
In  der  Gegenwart  kann  sie  nur  als  Idee  geahnt,  oder  erkannt 
werden;  aber  zum  realen  Rechte  ist  dieselbe  noch  nicht  geworden. 
7.  Alle  besondern  Statsgewalten  sind  hinwieder  den  Or- 
ganen der  Statssouverftnetät  verantwortlich.  Sie  läszt  sich 
von  den  Ministem  und  obersten  Statsbeamten  Rechenschaft 
geben  Ober  die  Verwaltung. 

Anmerkung.  Die  constituirenden  Veriammlungen  der 
nenem  Zeit  haben  naoh  dem  Vorgänge  der  franzögischen  Nationalver- 
sammlung Yon  1789  gewöhnlich  nioht  das  Princip  der  StatisouTeränetKt, 
sondern  dai  der  VolkssouTeränet&t  im  Rousseau^sohen  Sinne  su  dem 
Grundgedanken  ihrer  Politik  erhoben.  Rousseau  selber  geht  indessen 
noch  weiter,  indem  er  keiner  repräsentativen  Versammlung  die  voUe 
Souverftnetftt  beilegt,  sondern  den  Volksmassen  verstattet,  in  jedem  Mo- 
ment auch  diese  ihrem  Willen  zu  unterwerfen  und  durch  unmittelbare 
Acte  einzugreifen.  Auch  die  Gonseqnenz  seiner  Doctrin  ist  jedesmal  in 
roher  Gestalt  neben  und  auszer  jenen  constituirenden  VersammlungeOf 
dem  rothen  Schweife  der  Kometen  fthnlioh,  aus  dem  politischen  Horizonte 
sichtbar  geworden,  oft  zum  Schrecken  jener  «souverftnen'^KOrper  selbst, 
welche  die  chaotischen  Massen  um  sie  her  entzündet  hatten« 


Viertes  GapiteL 

II.  Die  Fflritensouverftnetilt. 

Die  zweite  dem  Statsoberhaupte  für  sich  allein  zukom«* 
mende  Souverftnet&t  findet  sich  in  dem  modernen  Statsrechte 
nur  noch  in  der  Monarchie  anerkannt.  Nur  der  Monarch, 
nicht  auch  der  Präsident  der  Bepublik,  obwohl  auch  dieser 
Souveränetätsrechte  ausübt,  hat  nach  demselben  einen  per- 
sönlichen Anspruch,  als  Souverän  geachtet  zu  werden. 


Tiertes  Capitel.    II.  Die  FflntensouTerSnetfit.  21 

Das  alte  Statsrecht  der  römischen  Bepnblik  ging  wei- 
ter. Auch  den  Consnln,  die  sich  in  die  alte  königliche  Ge- 
walt getheilt  hatten,  und  spftter  anch  dem  Senate  wurde 
„Majestät^*  zugeschrieben.  Die  neueren  Bepubliken  aber 
sind  eifersflchtiger  auf  die  ausschlieszliche  Volkshoheit,  und 
betrachten  die  republikanischen  Häupter  der  Statsregierung 
lediglich  als  Mandatare  des  souveränen  Volkes,  auf  welche  die 
demselben  innewohnende  Majestät  nicht  zu  selbständigem  Bechte 
flbertragen  sei.* 

Zuweilen  meint  man,  die  Fürstensouveränetät  finde  sich 
nur  in  der  Erbmonarchie  und  die  Wahlmonarchie 
flchliesze  dieselbe  aus.  Diese  Meinung  verwechselt  das  Wesen 
der  filrsüichen  Macht,  die  als  solche  eine  souveräne  ist,  mit 
der  Frage,  wie  dieselbe  im  einzelnen  Falle  bestellt  werde. 
Auch  ein  Wahlfflrst  hat  die  oberste  Statsmacht  zu  selbstän- 
digem Bechte  nicht  minder  als  der  Erbfürst.  Die  altrömischen 
Kaiser  und  die  deutschen  Kaiser  im  Mittelalter  waren  sicher- 
lich Souveräne,  obwohl  Wahlfflrsten:  und  der  englische  König 
Wilhelm  von  Oranien  war  es  nicht  minder,  als  seine  Nach- 
folger, ungeachtet  mit  ihm  eine  neue  Dynastie  auf  den  Thron 
botifen  wurde. 

Dagegen  kann  die  Wissenschaft  eine  ursprungliche 
(originftre) Fürstensouveränetät  von  einer  abgeleiteten  (deri- 
vativen) unterscheiden,  während  eine  solche  Unterscheidung  auf 
die  Statssouveränetät  keine  Anwendung  leidet,  diese  vielmehr 
immer  eine  ursprüngliche  ist.  Die  erstere  ist  die,  welche  dem 
Fürsten  ursprünglich  inwohnt,  kraft  des  seiner  Person  ange- 
bomen  oder  von  ihr  selbständig  ergriffenen  Bechtes.  Von  der 

*  Bauaseau  (Cootr.  soc.  II.  2)  begründet  die  Unzulässigkeit  einer 
BegeniensouTeräneUlt  flberdem  damit,  da»  der  „allgemeine  Wille '^ 
KV  dem  gaaien  Volk  xiutehen  kdnne;  ein  Theil  des  Volkes  dagegen 
kSnae  nnr  einen  besonderen  WiUen  ftoszem,  nur  jenes  daher  Gesetse, 
dies«r  höchstens  Decrete  erlassen.  Das  ist  aber  eben  der  Irrthom,  dasz 
die  höchste  Statsmacht  nnr  in  der  Gesetzgebung  und  nicht  auch  in  der 
BegJening  offenbar  werde. 
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Art  ist  die  Souveränetät  des  Erbfürsten,  die  des  Eroberers  und 
die  eines  Fürsten,  der  wie  Karl  der  Grosze  oder  Friedrich 
Wilhelm  I.  von  Preuszen  die  Erone  sich  selber  auf  das  Haupt 
setzt.  Auch  diejenige  der  deutschen  Wahlkaiser,  welche  ihre 
Souveränetät  nicht  von  den  Kurfürsten,  sondern  von  Gott  ab- 
leiteten, musz  als  eine  originäre  aufgefaszt  werden. 

Die  letztere  dagegen  wird  als  eine  von  dem  Volke  oder 
den  Wählern  übertragene  und  abgeleitete  betrachtet.  So 
wurde  nach  dem  römischen  Statsrecht  die  kaiserliche  Macht 
selbst  von  dem  römischen  Volke  verliehen.*  Von  der  Art  ist 
auch  die  neuere  Wahlmonarchie  gewöhnlich. 

Den  näheren  Inhalt  der  Fürstensouveränetät  zu  bestimmen 
ist  die  Aufgabe  der  folgenden  Erörterung  über  die  Rechte  des 
Statsoberhauptes. 


Fünftes  Gapitel. 

Das  Statsoberhaupt. 
I.  EntstehungBformen  in  der  Monarchie. 

Für  die  Bildung  des  Statsoberhauptes  kennt  die  Geschichte 
mancherlei  verschiedene  Formen: 

1.  Die  Wahl.  Sie  war  die  Regel  des  römischen 
Statsrechtes ,  im  Mittelalter  für  die  geistlichen  Herrschaf- 
ten, der  Aebte,  Bischöfe  und  selbst  des  Papstes,  in  Ungarn, 
in  Polen,  in  Venedig,  dessen  Doge  ein  lebenslänglicher 
Fürst  war,  im  deutschen  Kaiserreiche. 

2.  Das  Erbrecht.  Dieses  ist  zur  regelmäszigen  Form 
der  neuern  Monarchie  geworden,  wie  es  sich  im  spätem 
Mittelalter  in  den  dynastischen  Familien  der  einzelnen  euro- 
päischen Staten  allmählich  fester  gestaltet  hat. 

»  Oben  Bach  IV.  C.  17  8.  372. 
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3.  Ans  Erbrecht  und  Kur  gemischt  war  das  System 
Emrthago*8  and  der  altem  germanischen  Völker.^ 

4.  Die  Einsetzung  des  Nachfolgers  durch  denBegen- 
ten  kam  in  Born  in  der  Form  einer  statsrechtlichen  Adop- 
tion vor'  und  war  auch  eine  yorübergehende  Institution  Pe- 
ters des  Groszen  in  Buszland. 

5.  Für  abhängige  Staten  auch  Bezeichnung  und  Ver- 
leihung durch  den  Oberherm,  wie  unter  den  Karolingern 
und  in  den  ersten  Jahrhunderten  des  deutschen  Beiches  für 
einzelne  Yölkerstfimme ,  in  unsem  Zeiten  noch  durch  Napo- 
leon und  in  dem  türkischen  Beiche. 

6.  Zuweilen  namentlich  im  Zusammenhang  mit  der  Gründ- 
ling und  Anerkennung  neuer  Staten  ist  auch  durch  Statsver- 
träge  ein  Oberhaupt  neu  bestellt  worden. 

7.  Eine  nicht  normale,  aber  in  Zeiten  der  Bevolution,  des 
Krieges  oder  überhaupt  groszer  Krisen  und  Gefahren  keines- 
w^s  seltene  Form  ist  die  der  Selbsterhebung,^  welche, 
wenn  sie  nicht  zugleich  moralisch  gerechtfertigt^  erscheint,  als 
Usurpation  bezeichnet  wird. 

8.  Einsetzung  durch  fremde  Uebermacht. 

Ueber  den  Werth  dieser  verschiedenen  Formen  und  vor- 
züglich über  die  Yorzüglichkeit  der  Erblichkeit  vor  der  Wahl 
oder  umgekehrt  dieser   vor   jener  haben  die  Ansichten   der 

*  Vgl  oben  Buch  lY.  Cap.  15. 

'  Kaiser  Oalba,  als  er  den  Piso  zum  Thronfolger  adopiirte:  „Au- 
gastns  in  domo  sncoessorem  quaesirit,  ego  in  republica.  Keque  enim 
hie  «t  in  oeteris  gentibus,  qnae  regnantnr,  ceria  dominorum  domus,  et 
eeteri  serri:  sed  imperainrns  es  hominibas,  qui  nee  iotam  servitatem 
pati  pofsunl  nee  totam  libertatom.*^  Too'^t  Hist.  I.  15,  16.  MachiaveUt 
SB  Üo.  I.  bemerkt,  die  Nachkommen  der  rfimisohen  Kaiser  seien  der 
Jiehrxahl  nach  sohlecht,  die  Adoptimachfolger  dagegen  gnt  ausgefallen. 

>  Tgl.  unten  Cap.  11. 

*  Friedrieh  der  Grosse  im  Antlmach.  6:  „Es  scheint  mir  im  AU- 
gemeinen,  dasz  ein  Privatmann  nur  anter  der  Voranssetjsung  ohne  Ver- 
brechen anm  ESnigthnm  aufsteigen  kann,  wenn  er  entweder  in  einem 
Lande  mit  WahUünten  geboren  ist,  oder  wenn  er  sein  Vaterland  befireit. 
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Statsmänner  und  die  Meinungen  der  Völker  vielfach  gewechselt. 
Zu  Gunsten  der  Wahl  wird  voraus  geltend  gemacht  dasz  nur 
sie,  nicht  auch  die  Erblichkeit  die  Gewähr  gebe  fdr  die  in- 
dividuelle Tüchtigkeit  und  Fähigkeit  des  Regenten; 
und  allerdings  kann  nicht  bestritten  werden,  dasz  eine  freie 
Abwägung  und  Würdigung  der  persönlichen  Eigenschaften  des 
Regenten  das  Princip  der  Wahl,  dagegen  nicht  ebenso  von 
Einflusz  ist,  wenn  das  verfassungsmäszige  starre  Erbrecht  die 
Folge  bestimmt,  üeberdem  offenbart  sich  in  der  Wahl  die 
freie  Zuneigung  und  Unterordnung  der  Begierten  im  Yerhält- 
nisz  zu  dem  Wahlfürsten.  Die  Alten  sprachen  sich  denn  auch 
eher  für  das  Princip  der  Wahl  aus.^ 

Dagegen  hat  in  der  neuern  Theorie  und«  Praxis  das  Prin- 
cip des  Erbrechts  umgekehrt  ziemlich  allgemeine  Aufnahme 
und  Anerkennung  gefunden.^  Gegen  die  Wahlmonarchie  wird 
hauptsächlich  angeführt: 

1.  dasz  es  factisch  sehr  zweifelhaft  sei,  ob  die  Wahl 
wirklich  den  Würdigsten  erhebe,  und  zwar  nicht  blosz  des 
Irrthums  wegen,  von  welchem  die  Einsicht  der  Wähler  nicht 
frei  ist  —  dieser  Mangel  könnte  nur  wenig  in  Betracht  kommen, 
da  wir  ohnehin  in  menschlichen  Dingen  nicht  VoUkonmienheit 
erwarten  —  sondern  weil  die  Ejräfte,  Interessen  und  Leiden- 
schaften der  Mächtigen  und  der  Parteien  im  Lande  in  einem 
Momente,  wo  die  höchste  Statsmacht  als  Preis  winkt,  streitend 
auf  den  Kampfplatz  treten  und  die  Freiheit  der  Wahl  häufig 
hemmen,  beschränken  oder  aufheben,  die  Wahl  somit  nur  zum 

f  Cicero  de  Rep.  II.  12  fflr  die  Wahl:  „Notus  ille  populus  (Boma- 
nas)  Tidit  id,  qnod  fagit  Laeedaemoninm  Lycurg:am,  qui  regem  non  de- 
ligendum  duxit  sed  habenduin,  qualiscnnque  is  foret,  qui  modo  eiset  Her- 
culia  stirpe  generattu.  Nostri  illi  etiam  tum  agrestes  riderant,  rirtutem 
et  sapientiam  rogalem  non  progeniem  quaeri  oportere.**  Auch  Aristo- 
teles Pol.  II.  8  gibt  dem  aas  Wahl  and  erbrecht! ioher  Rfiok* 
eicht  gemischten  System  der  Karthager  den  Vorzug  Tor  dem  rein  erb» 
rechtlichen  der  Lakedämonier. 

■  Unter  den  neuem  hat  ausnahmsweise  Sismondi  in  seinen  lätudes 
lur  les  Constii  die  Vorifige  der  Wahlmonarohie  rerfochten. 
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Sebeiii  wird,  and  die  Macht  den  Ausschlag  gibt.  Die  römische 
Kaisergeschichte  ist  reich  an  Belegen  für  dieses  Bedenken. 

2.  Die  Gefahr,  dasz  sogar  zwiespältige  Wahlen  zu 
Stande  kommen  und  die  Wohlfahrt  des  Landes  durch  den  Krieg 
zweier  Gegenhäupter  zerstört  werde.  Die  Erinnerung  an  das 
deutsche  Reich  führt  uns  eine  Beihe  solcher  innem  Kämpfe 
Yor  Augen.  Indessen  kann  die  Ausbildung  eines  wohlgeord- 
neten Wahlsystems,  wie  auch  die  Erfahrungen  im  deutschen 
Reiche  gezeigt  haben,  diese  Gefahr  mindern,  und  nicht  ohne 
Grund  macht  Sismondi  auf  die  geschichtliche  Erfahrung  auf- 
merksam, dasz  zwar  in  den  Wahlreichen  die  innem  Kriege 
Aber  die  Thronfolge  häufiger  seien,  dasz  die  Erbfolgekriege 
aber  in  den  Erbreichen  hartnäcfa'ger  geführt  werden,  länger 
dauern  und  das  Land  mehr  ruiniren.^ 

3.  Dasz  wechselnde  Wahlen  „ein  Reich  mit  Königshäusern, 
zwietrftchtigen  und  habsüchtigen,  erfüUen.^^^  Dieser  Nachtheil 
wird  schwer  auf  dem  Frieden  und  der  Ruhe  einer  lebensreifen 
oder  gar  einer  yerdorbenen  Nation  lasten,  wie  die  Geschichte 
des  altrömischen  Kaiserreichs  beweist.  In  einem  jugendlich 
aufstrebenden  Volke  aber  äuszert  sich  der  Widerstreit  solcher 

'  Sismondi  a.  a.  O.  S.  114 ff.  vergleloht  das  deutsche Reioh  seit 
1002  (dem  Aussterben  der  sächsischen  Ottone)  bis  1520  (der  entschiede- 
nen Erbherrschaft  Oesterreichs)  als  Wahlreich  mit  dem  französischen 
Königreich  seit  996  (Folge  des  Sohnes  Ton  Hngo  Capet)  bis  zu 
dem  nimllohen  Bohlnszmoment  als  Erbreioh  und  berechnet,  dasz  in 
DoatAchtand  ron  25  Wahlen  11  bestritten  waren  und  Bürgerkriege  zur 
Folge  hatten,  dasz  aber  diese  hftufig  von  den  Päpsten  erregten  Kriege 
zusammen  nur  einen  Zeitraum  von  43  Jahren  erfüllten,  in  welchem  frei- 
Jieb  das  lange  Zwischenreich  ron  1256  bis  1273  nicht  mitgezählt  wird, 
weil  lieh  die  OegenkÖnige  nicht  bekriegten.  Während  dieser  Periode 
hatte  Frankreich  23  Könige,  und  nur  selten  kam  es  über  die  Erbfolge 
zum  Streite.  Dennoch  dauerten  die  mit  den  Engländern  geführten  Erb- 
folgekriege 23  Jahre,  und  es  kamen  noch  26  Kriegsjahre  für  Frankreich 
im  Interesse  der  Successionsansprüohe  der  königlichen  Dynastie  in 
Keapel  und  Mailand  hinzu. 

*  Dahlmann,  Politik.  I.  S.  83.  Er  beschränkt  diese  Folge  auf  in- 
liaditelie  Wahlen.    Sie  paszt  aber  auch  auf  ausländische. 
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Fürstenhäuser  eher  als  belebender  Wetteifer  in  Forderung  der 
nationalen  Ehre,  Wohlfahrt  und  Freiheit,  wie  ebenso  die  ältere 
römische  Geschichte  in  den  Zeiten  des  Eönigsthums  und  der 
königlichen  Magistraturen  während  der  ersten  Jahrhunderte  der 
Bepublik  bezeugt. 

4.  Der  Schadeo  eines  Zwischenreiches,  in  welchem 
der  alte  König  nicht  mehr  da  ist  und  ein  neuer  noch  nicht 
gewählt  ist.  Läszt  sich  auch  dafür  sorgen,  dasz  dasselbe  nur 
kurze  Zeit  dauert  —  die  katholische  Earche  hat  in  den  Ord- 
nungen des  päpstlichen  Conclave  einen  Versuch  der  Art  ge- 
macht —  oder  lassen,  sich  auch  bei  Erwählung  des  Nachfol- 
gers bei  Lebzeiten  des  Vorgängers  die  Fälle  des  Zwischen* 
reichs  vermindern,  so  läszt  sich  das  Uebel  doch  nicht  ganz 
yermeiden.  Auf  der  andern  Seite  aber  können  die  Gegner  des 
Erbrechts  auf  ein  gröszeres  mit  diesem  verbundenes  üebel,  das 
ebensowenig  zu  vermeiden  ist  und  länger  dauert,  auf  die  Zeiten 
der  Regentschaft  hinweisen,  in  welchen  der  unmündige 
Thronfolger  nicht  zur  Herrschaft  gelangt,  und  statt  seiner 
Andere  in  seinem  Namen  aber  nicht  immer  für  ihn  regieren. ' 

5.  Die  State  Furcht,  dasz  der  Wahlfürst  das  Streben 
habe,  die  Herrschaft  auch  auf  seine  Familie  zu  vererben  und 
die  beständige  Gefahr,  dasz  die  Verfassung  der  Wahlmonarchie 
durch  den  Monarchen  selbst  in  ihrem  Wesen  bedroht  werde. 
Dieselbe  ist  gewöhnlich  um  so  gröszer,  je  fähiger  der  Wahl* 
fürst  ist  die  Regierung  zu  leiten,  und  je  energischer  er  die 
oberste  Macht  handhabt.  ^^ 


'  Die  französische  Gesohichte  ist  sehr  reich  an  derartigen  Erfahr- 
ungen.   Vgl.  auch  Sismondi  a.  a.  O.  8.  218. 

^  Zu  weit  aber  geht  Dahlmann,  wenn  er  gegen  die  Wahlmon* 
archie  anfQhrt:  „Eine  Verfassung  könne  nicht  gut  sein,  deren  nattbr* 
Hoher  Feind  jeder  König  als  FamilienTater  sei.*^  Der  Hang,  das  Er^ 
worbene  auch  zu  behaupten  und  auf  seine  Kachicommen  fortzupflanzen 
und  so  die  Errungenschaft  in  ein  Erbgut  zu  verwandeln,  wurzelt  aUer» 
dings  tief  in  der  menschlichen  Natur;  aber  die  Pflichten  und  Sorgen  des 
Vaters  lassen  sich  dennoch  mit  denen  des  Königs  wohl  vereinigen,  ohne 
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Zu  Gunsten  der  Erbmonarchie   läszt  sich  anführen: 

1.  Die  Dynastie  und  das  Volk,  das  Haupt  und  der 
Körper  sind  beide  nicht  durch  die  Dauer  eines  Menschenlebens 
beschränkt,  sondern  setzen  ihr  Leben  in  ununterbrochenem  Zu- 
sammenhang durch  Jahrhunderte  fort.  Die  Stätigkeit  und  ge- 
wiasermaszen  die  Unsterblichkeit  des  Volks  ist  auch  zur  Ei- 
genschaft ihres  politischen  Gentrums  erhoben,  und  es  gewinnt 
dadurch  hinwieder  der  Stat  an  Dauerhaftigkeit  und  innerer 
Harmonie.  DerErbfQrst  erscheint  eher  als  eine  selbständige 
Macht. 

2.  Weil  so  der  Erbfürst  als  höchster  Ausdruck  der  Volks- 
macht sammt  seiner  Familie  verwachsen  ist  mit  dem  Dasein 
des  Volks,  so  sind  die  natürlichen  Interessen  der  Dy- 
nastle  zugleich  zu  Volksinteressen  geworden,  und  es 
ist  die  Sicherheit  und  Wohlfahrt  der  Dynastie  unauflöslich 
yerbnnden  mit  der  dauernden  Sicherheit  und  Wohlfahrt  des 
Volks.  Der  Erbfürst  kann,  wenn  er  nicht  an  seinem  eigenen 
Blute  sündigt,  nie  zu  sich  sagen:  „Apres  moi  le  d^luge,*^  wo- 
zu sogar  ein  bedeutendes  Individuum,  welches  den  Stat  regiert, 
wenn  sein  Ehrgeiz  oder  seine  Genuszsucht  gereizt  wird,  zum 
Unheil  des  States  sich  eher  verleiten  läszt. 

3.  Zwischen  der  Dynastie  und  dem  Volke  bildet  sich  so 
ein  festes  durch  gemeinsame  Schicksale  und  die  Macht  der 
Geschichte  verstärktes  Pietätsverhältnisz.  Sie  fühlen 
sich  verbunden  wie  das  Haupt  und  die  Glieder  eines  Körpers. 
Das  Volk  ist  stolz  darauf  in  der  Hoheit  und  Ehre  des  Erb- 
fürsten  die  Verkörperung  seiner  politischen  Einheit  zu  er- 
kennen. Die  ausdauernde  und  aufopfernde  Kraft  seiner  Treue 
an  das  angestammte  Fürstenhaus  entwickelt  sich,  die  persön- 
liche Liebe  wird  lebendig  und  diese  moralische  Erhebung  der 

da)x  jener  car  Feindschaft  gegen  eine  Verfassang  genöthigt  wird, 
welche  auch  dem  Sohne j  wenn  er  würdig  erfunden  wird,  und  diesem 
leichter  als  andern  den  Weg  zur  Krone  öffnet.  Die  Begründung  Dahl- 
Bianns  würde  auch  auf  die  Erblichkeit  der  Aemter  passen,  beweist  somit 
xn  TieL 
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Seele  spannt  und  steigert  die  Anlagen  des  Nationalcharakters 
nnd  stfthlt  seine  Thatkraft. 

4.  Der  ErbfQrst  wird  eher  Masz  halten  in  seinen  Be* 
gehren  und  in  der  ganzen  Begieningsweise.  Nicht  zu  neuem  Er- 
werben ist  er  gereizt,  ihm  liegt  dieErhaltungnäher,  und  solehe 
Bflcksicht  ermäszigt  die  Leidenschaften  und  fordert  zu  ruhiger 
Sorge  auf,  bei  welcher  auch  der  Stat  in  der  Regel  am  besten 
gedeiht. 

5.  Die  Existenz  des  Erbfnrsten  hemmt  aber  auch  den 
Ehrgeiz  und  die  Herrschsucht  der  Andern.  Auch  der 
kflhnste  Aufschwung  eines  durch  Macht  oder  Verdienst  ausge- 
zeichneten Unterthans  findet  in  der  Dynastie  eine  Schranke, 
die  er  nicht  fiberschreiten  kann.  Auch  die  Leidenschaften  und 
der  Wettstreit  der  Parteiführer  werden  durch  den  ruhig  auf 
dem  Gipfel  des  politischen  Lebens  thronenden  Herrscher  Yor 
dem  Aeuszersten  zurflckgehalten,  und  es  gelingt  ihnen  weniger, 
den  Stat  aus  seinen  Fugen  zu  heben. 

Selten  wird  indessen  die  Abwägung  der  Grflnde  und  Oe- 
gengründe  darüber  entscheiden,  ob  die  Erb-  oder  die  Wahl- 
herrschaft zum  Statsprincip  erhoben  werde.  Den  Ausschlag 
geben  regelmäszig  die  vorhandenen  historischen  und  die 
Machtverhältnisse,  und  gewisz  musz  dem  bestehen- 
den Rechte  als  solchem  ein  sehr  groszer  Werth  beigelegt 
werden,  welcher  fflr  sich  schon  die  Wage  zum  Sinken  bringt*' 

Die  Geschichte  zeigt  uns  wenig  Beispiele,  in  welchen  die 
Erbherrschaft  in  eine  Wahlherrschaft  umgewandelt  wurde,  es 
wäre  denn  vorübergehend  durch  Verdrängung  der  alten  und 
Berufung  einer  neuen  Dynastie,  öfter  von  umgekehrter  Richt- 
ung, nach  welcher  es  glücklichen  Wahlfürsten  gelungen,  ihr 
Herrscherrecht  auf  ihre  Nachkommen  fortzupflanzen.  Ebenso 
weisz  die  Geschichte  von  glücklichen  und  von  unglücklichen 

^^  Auch  Sismondi  erkennt  wiederholt  daa  an,  „denn  jede  Ereohfit- 
terong  der  Btatsordnong,  die  nicht  zor  Noth wendigkeit  geworden,  ist 
ein  forohtbares  Uebel.*"    S.  280. 
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Wahl-  und  Erbreichen  zu  erzählen.  Die  Erfolge,  je  nachdem 
in  einer  Nation  auf  das  tüchtige  IndiTidnnm  oder  auf  die 
edle  Basse'*  der  Nachdmck  gelegt  wurde,  waren  in  ver- 
schiedenen Zeiten  sehr  verschieden.  Wenn  der  Charakter  des 
Volks  entartet  ist,  so  wird  auch  die  Wahl  gerade  die  Schlimmsten 
xar  Herrschaft  erheben  —  die  Geschichte  des  römischen  Kai- 
serreichs zeugt  warnend  dafflr  — :  aber  auch  Dynastien  sind 
dem  Gtesetze  des  organischen  Lebens  unterworfen,  und  wenn 
sie  im  Alter  ihre  Kräfte  verlieren  wie  die  Merowinger  in  dem 
Frankenreich,  oder  wenn  ihr  Familiengeist  mit  dem  Qeiste  des 
Volks  in  dauernd  feindlichen  Widerspruch  geräth  wie  zwischen  den 
Stuarts  und  England,  oder  wenn  eine  tiefe  Spaltung  zwischen  ihnen 
eingerissen  ist,  wie  zwischen  den  altem  Bourbonen  und  Frankreich, 
oder  wenn  die  Fürsten  der  Particularstaten  wie  in  Italien  dem 
Einheitsdrang  der  ganzen  Nation  keine  Befriedigung  gewähren 
and  sich  auf  fremde  Gewalt  stützen,  so  drängen  die  Ereignisse 
mit  unwiderstehlicher  Gewalt  zur  Beseitigung  solcher  Dynastien 
und  zur  Herstellung  eines  harmonischen  Verhältnisses  des  neuen 
Fürsten  mit  dem  Volke. 


Seclistes  Gapitel. 

n.  Dm  Erbr«oht  iiubMondere. 

Das  ausgebildete  moderne  Statsrecht  ist  durch  seine  öffent- 
liche Natur  darauf  hingewiesen  auch  die  erblich   geordnete 

*'  Der  QUnbe  des  Volkes  an  den  Werth  der  Abstammung  und  an 
die  Ueberliefemng  auch  der  Herrsohereigenschaften  darch  die  Vermitt- 
laag  des  Blates  nnd  der  königlichen  Eniehung  ist  jedenfalls  ein  Fun« 
dament  der  Sicherheit  der  Erbmonarohie.  Dasz  derselbe  sogar  in  Frank- 
rtich  nicht  erstorben,  beweist  die  Wahl  Ludwig  Napoleons.  Wo  aber 
wie  dort  mehrere  Dynastien  in  Betracht  kommen,  scheint  wenn  über- 
kanpt  noch  Monarchie,  die  Wahlmonarchie  den  VorEUg  zu  Terdienen. 
^leh  lasse  diese  Tor  dem  2.  Dec.  1851  geschriebene  Stelle  unverändert 
stehen.) 
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Thronfolge  voraus  aus  dem  öffentlichen  Gesichtspunkt 
zu  betrachten;  und  insofern  unterscheidet  sich  die  stats- 
rechtliche  Folge  durchaus  von  der  privatrechtlichen  Suc- 
cession.  Auf  der  andern  Seite  aber,  da  auch  jene  innerhalb 
einer  bestimmten  Familie  yor  sich  geht,  steht  sie  in  Verbind- 
ung  mit  dem  Familienerbrechte  und  erinnert  immerhin  an 
privatrechtliche  Verhältnisse  und  Ordnungen. 

1.  Die  Nothwendigkeit,  die  Erbfolge  zum  voraus  verfass- 
ungsmäszig  zu  regeln,  tritt  hier  in  dem  Lichte  des  Statsin-- 
teresses  besonders  klar  hervor.^  Begel  ist  somit,  wie  freilich 
im  deutschen  Privatrechte  auch,  nicht  aber  im  römischen 
Rechte,  die  gesetzliche  Familienerbfolge,  im  Gegen- 
satze zu  einer  auf  veränderlicher  Willensbestimmung  beruhen- 
den. Auch  darin  stimmt  die  Thronfolge  mit  dem  Charakter  der 
deutschen  Stammgutssuccession  uberein,  dasz  der  Nachfolger 
sein  Becht  keineswegs  von  dem  unmittelbaren  Vorgänger  ab- 
leitet, noch  lediglich  als  Stellvertreter  und  Fortsetzer  der  Per- 
sönlichkeit des  Erblassers  gilt,  sondern  dasz  er  aus  selb- 
ständigem Bechte  in  das  Eönigthum  eintritt  nnd  dieses 
fortsetzt.  Die  ganze  Dynastie,  innerhalb  welcher  die  Folge 
genauer  regulirt  ist,  erscheint  so  in  ununterbrochenem  Zusam- 
menhange als  ein  Körper,  aus  welchem  nach  bestimmter  Ord- 
nung das  Statsoberhaupt  immer  wieder  hervorgeht,  so  oft  der 
Tod  den  jetzigen  Monarchen  dahinrafft.  Es  gibt  kein  Zwi- 
schenreich. „Der  König  stirbt  nicht.*^  Es  bedarf  so- 
mit keiner  Antrittserklärung  und  die  Krone  geht  von 
Rechtswegen  sofort  über.' 

^  In  dem  frdhern  Mittelalter  war  das  Erbrecht  keineswegs  so  genaa 
bestimmt,  daher  waren  auch  die  Kämpfe  verschiedener  Erbprätendenten 
häufiger. 

'  Ebenso  das  französische  Sprichwort:  \1e  roi  ne  meurt  jamais,*' 
und  die  Redensart  „le  roi  est  mort,  vire  le  roi.*^  Tgl.  Loysel  Inst. 
Cont  I.  3.  Es  ist  dis  ganz  das  nämliche  Princip,  welches  im  deutschen 
Privaterbrecht  durch  das  Sprichwort  bezeichnet  wird:  ,,DerTodte  erbt  den 
Lebendigen,'*  ,,Ie  mort  saisit  le  vif,^  und  ebenso  den  unmittelbaren 
Uebergang  der  Oewere  (saisine)  zur  Folge  hat. 
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2.  Der  Thronfolger  hat  demnach  ein  bestimmtes  An- 
recht auf  die  Folge,  welches  ihm  nicht  willkürlich  von  dem 
herrschenden  König  entzogen  werden  kann :  ein  Anrecht,  welches 
nicht  erst  mit  dem  Tode  des  letztern  zu  einem  wirklichen 
Rechte  wird,  sondern  schon  vorher  als  ein  festes  Kecht 
der  Anwartschaft  (jus  devolntionis)  einen  Werth  and  eine 
reale  Bedeutung  und  Anspruch  auf  Schutz  und  Anerkenn- 
ung hat 

In  Europa  hat  zwar  das  Lebenssystem  auf  die  Ausbildung 
dieser  Grundsätze  eingewirkt,  aber  offenbar  folgen  dieselben 
ebenso  bestimmt  aus  dem  Öffentlichen  Charakter  der  Thron- 
folge —  d.  h.  aus  dem  Statsinteresse.  Sie  werden  daher  von 
dem  Untergänge  des  Lebenswesens  nicht  mitbetroffen. 

3.  Das  Becht  der  Thronfolge  wird  in  dem  moder- 
nen Statssystem  durch  die  Statsverfassung  bestimmt,  wo- 
von es  einen  wichtigen  Theil  bildet. 

Da  dasselbe  somit  nicht  auf  dem  individuellen  Willen 
des  regierenden  Fürsten  beruht,  so  kann  auch  in  der  reprä- 
sentativen Verfassung  nicht  durch  Testament,  noch  durch 
Ehevertrag,  noch  selbst  durch  Hausgesetz  der  dynasti- 
schen Familie  eine  mit  der  Statsverfassung  im  Widerspruch 
stehende  Aenderung  in  derselben  herbeigeführt  werden. 

Während  des  Mittelalters,  so  lange  noch  die  Landeshoheit 
einem  Privatvermögen  ähnlich  behandelt  und  öffentliches  und 
Privatrecht  vielfach  vermischt  wurden,  galten  darüber  andere 
Ansichten,  die  theil  weise  noch  als  Ueberlieferungen  der  Vor- 
zeit in  das  moderne  Statsrecht  hinüber  ragen,  aber  offenbar 
nun  im  Verschwinden  begriffen  sind.^ 

*  Aasnahmweise  kam  auch  im  deutschen  Reiche  das  Recht  zu  te- 
«tiren  ror;  so  indem  falschen  Statut  für  Oesterreich  von  1156:  ^Dax 
Aosiriae  donandi  et  deputandi  terras  suas  cnicunqne  volaerit  habere 
debet  potestatem  Itberamf  si  quod  absit,  sine  heredibus  liheris  decederet, 
M«  in  hoc  per  imperiam  debet  aequaliter  impediri.*^  Zopfl,  deutsche 
Reehtugeschiohte  I.  8.  148.  In  ausgedehnterem  Masze  kamen  aber  die 
KrbTerträge  besonders  dieErbrerbruderungen  Tor,  durch  welche 
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4.  Dagegen  folgt  aus  der  statsrechtlichen  Bedeutung  des 
Rechtes  zur  Thronfolge,  dasz  nach  dem  entwickelten  System 
des  Bepräsentativstates  Aenderungen  in  demselben  auf  dem 
nämlichen  Wege  herbeigeführt  werden  können,  wie  Aenderun- 
gen in  der  Verfassung,  d.  h.  durch  einen  Act  des  gesammten 
Bepräsentativkörpers.  Die  Zustimmung  der  übrigen  be- 
theiligten Glieder  der  Dynastie,  ausser  dem  Monarehen,  ist 
dabei  freilich  wünschenswerth,  aber,  wenn  sie  nicht  durch  die 
Verfassung  selber  gefordert  wird,  nicht  mehr  nothwendig,  so 
wenig  als  die  Zustimmung  anderer  politisch  Berechtigter  zur 
Umgestaltung  ihrer  politischen  Rechte  durch  neue  Gesetze.  :^ 

ein  vertragsm&szige8  Thronfolgerecht  auch  für  eine  fremde  Dynastie  be- 
gründet  wnrde.  Für  die  Reichslehen  wurde  indessen  zu  ihrer  Qül- 
tigkeit  a)  die  Zustimmung  aller  derer  gefordert,  deren  Anwartschaft  auf 
die  Thronfolge  dadurch  benachtheiligt  werden  könnte;  b)  die  BestStigang 
des  Kaisers  und  c)  auch  da  schon  zuweilen  der  Landstände,  welches 
letztere  Erfordernisz  den  öflfentlichen  Charakter  der  Thronfolge  in  der 
That  zu  wahren  geeignet  war.  Wahlcapitulation  Leopolds  L  y. 
1658,  Art.  VI.  §.  5:  ^^ie  wir  dann  auch  die  vor  diesem  unter  ihnen 
(den  Ghurfürsten)  den  Reichsconstitutionibus  gemAsz  gemachten  uniones 
gleicher  gestalt,  zuvörderst  aber  die  unter  Churfürsten,  Fürsten  und 
Ständen  aufgerichteten  Erb  Verbrüderungen  biemit  confirmiren  und  ap- 
probiren.^  Wahlcapitulation  Carls  YL  von  1711  Art.  h  §.  9. 
Vgl.  Zaohariä,  deutsches  Stats-  und  Bundesrecht  §.  74.  Zöpfl  deut- 
sches Statsrecht  §.  211  ff.  Urkunde  für  Braunschweig-Lüneburg 
von  1374:  ,Auer  Slote  stede  Lande  vnd  Lüde  der  Herscop  tu  Brun- 
Bohwig  en  shaU  he  nioh  verkopen  noch  verlaten  ane  WiUen  vnd  Yolberd 
syner  Broderen  vnd  der  Mansoop  vnd  Stade  in  der  Herscop  to  Brun« 
Bchwig,* 

*  Für  England  sind  das  längst  anerkannte  Sätze.  Tgl.  Blacks  tone, 
Comm.  l,  3,  3:  «Es  steht  unzweifelhaft  in  der  Macht  der  gesetzgebenden 
Gewalt  dieses  Königreichs,  des  Königs  und  der  beiden  Häuser  des  Par- 
laments, von  dem  erblichen  Rechte  abzugehen,  und  durch  besondere  Ord- 
nungen, Beschränkungen  und  Vorsorgen  den  unmittelbaren  Thronfolger 
auszuschlieszen  und  die  Folge  auf  eine  andere  Person  überzutragen.  ** 
Schwedische  Verf.  von  1809,  Art.  1:  «Das  schwedische  Reich  soU  ein 
Erbreich  mit  der  Successionsordnung  für  die  männlichen  Nachkommen 
eines  verstorbenen  Königs  sein,  welche  die  Stände  des  Reichs  feststellen 
werden/  Spanische  Verf.  von  1837,  Art.  54:  «Die  Personen,  welche 
zu  regieren  unfähig  sind,  oder  etwas  gethan  haben,  weazhalb  sie  verdleneuj 
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Die  Aendenmg  kann  sich  anf  die  Thronfolgeordnlmg 
im  Allgemeinen  beziehen,  und  ein  nenes  System  der  Erb-* 
folge  einführen/  Oder  es  kann  ein  einzelnes  Individuum 
fon  der  Thronfolge  ausgeschlossen  werden  oder  eine 
ganze  Linie  bisher  berechtigter  Personen.®  Oder  es  kann 
ein  IndiTiduum,  oder  ein  Geschlecht  neu  berufen 
werden.  ^ 

5.     In   dem  Bechte  zur  Erbfolge    ist   ein  Vorzug    des 

männlichen  Oeschlechts  vor  den  Frauen  überall  anerkannt, 

jedoch  in  verschiedenen  Staten  in  verschiedenem  Umfang. 

a)  Nach  dem  französischen  System,  welches  mit  den 

Grundsätzen    des    römischen  Statsrechts    übereinstimmt 

und  noch   in  Schweden,   Belgien    und  Preuszen 

gilt,   werden   die  Frauen   absolut  von   der  Thronfolge 

ausgeschlossen.  ^ 


ihr  lUelit  on  die  Krone  sn  rerlieren,  sind  durch  ein  Gesetz  von  der 
Tbronfolg«  anssosohlieBsen/^  Zdpfl,  d.  StftUrecht  $.  215  und  Stahl, 
BeebUphUosophie,  Bd.  II.  S.  267  rertreten  hier  noch  die  ältere  privat- 
reehtliche  Ansicht,  dasa  den  Agnaten  ein  jus  quaeaitum  auf  die  Thron- 
folge xuslehe. 

*  Von  der  Art  war  die  pragmatische  Sanotion  des  Qsterreichi- 
ichen  Kaiserhauses  ron  1724  für  manche  Kroniftnder,  ebenso  die  Fer- 
dinands YII.  Ton  Spanien  ron  1830»  letztere  freilich  ein  einseitiger 
Act  de6  Könige. 

*  So  die  Stuarts  in  England,  die  Nachkommen  Gustavs  lY.  in  Schwe- 
den oad  die  Utere  Linie  der  Bourbonen  in  Frankreich.  Eine  sehr  alte 
gesctsliehe  Bestimmung  in  der  lex  Bajuvariorum  II.  10:  Si  quis  filius 
Dneis  tarn  saperbus  rel  stultuü  fuerit,  ut  patrem  suum  dohonestare  ro- 
Ineril  per  oonsilinm  malignomm,  rel  per  fortiam  et  regnum  ejus  auferre 
ab  tOt  dum  adbnc  pater  ejus  potest  judioio  coatendere,  in  exeroitu  am- 

bulare,  popalam  judioare sciat  se  ille  filius  contra  legem  fecisse 

et  de  hereditate  patris  sui  se  esse  dejectum,^'  Landfrieden  Friedrichs  II. 
voo  1235  0.  11. 

^  In  dieser  Weise  kann  auch  in  unserer  Zeit  die  Form  der  Adop- 
tion den  Uebergang  erleichtern,  wie  das  in  Schweden  zu  Gunsten 
des  Marsehalls  Bernadotte  im  Jahr  1810  geschehen  ist. 

*  JjCX  Salicaj  62,  6:  «De  terra  rero  salica  nutla  portio  hereditatis 
malieri  reniat:  sed  ad  ririlem  sexum  tota  terrae  haereditas  perreniat.  '^ 
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b)  Nach  dem  in  Beatschland  vorhemohendeti  Systeme 
werden  die  Frauen, zwar  durch  den  ganzen  Manna- 
stamm ausgeschloBsen.  Wenn  aber  der  Mannastamm 
erlischt,  so  geht  die  Thronfolge  auch  anf  die  nftchate 
Frau  über,  in  d^m  Sinne,  dass  ?on  da  an  wieder  der  neue 
Mannsstamm  den  Vorzug  erhält*    Ebenso  in  Holkmd.** 

c)  Das  englische  System,  womach  die  Frauen  nur  Ton 
den  männlichen  Gliedern  der  nächsten  Parentel  ausge- 
schlossen werden,  aber  den  Männern  aus  femer  stehoDh 
den  Parentelen  vorgehen.  Eine  Folge  dieses  Systems 
ist  der  Öftere  Wechsel  der  BegentenhäuserJ'  Dasselbe 
ist  nun  auch  in  Spanien  und  Portugal  anerkannt." 

6.  Die  Einheit  des  States  erfordert  die  üntheilbarkeit 
des  Seiches.  Daher  können  nicht  mehrere  Personen  zugleich 
den  Thron  erb^.  Wo  das  Beich  wie  eine  gewöhnliche  Erb- 
s^hh  unter  mehrere  Erben  getheilt  wurde,  wie  das  in  der 
fränkischen  Monarchie  und  in  manchen  Staten  des  Mittelalters 
gp9chah,  war  das  noch  ein  Ausflusz  privatrechtlicher  Yor- 
stellungen  von  der  Statsherrschaft.  ^' 

7.  Das  Erbrechl  auf  die  Thronfolge  setzt  die  Geburt 
aus  einer  wahren  und  echten  Ehe  voraus,  uneheliche 
Kinder  sind  somit  ausgeschlossen,  ebenso  die  Kinder  aus  einer 
morganatischen  Ehe,  d.  h.  einer  Ehe,  bei  deren  Eingehung 

Das  urspraoglich  f&r  da«  Priratrecht  aasgesprochene  Princip  wurde  aaek 
auf  das  Statsrecht  angewendet.  Sehwediiohe  Verf.  ron  1809  Art.  1  «nd 
94.  Belgische  Verf.  Ton  1830  Art.  60.  Preossische  ron  1850  Art.  5S. 

*  Bayerische  Verf.  von  1818  II.  $.  4»  5.  Wartembergiaohe 
Ton  1817  II.  $.9  n.  10.  Oester reich,  pragmatisohe  Sanction  tod  1724, 
in  Folge  welcher  das  Haus  Lothringen  den  Habsburgem  sacoedirte. 

^  Verf.  von  1815  Art.  14-19. 

^^  Blackstone  I.  3,  2.  So  ging  die  Thronfolge  inneihalb  der  lels* 
ten  swei  Jahrhunderte  auf  die  Hiuser  Oranien,  Braunsohweig  und 
Hanno  Ter  und  geht  nan  anf  das  Haas  Kobnrg  fiber. 

"  Spanische  Verf.  ron  1837  Art.öl.  Portugiesisehe  Tom  1826 
Art.  87. 

'>  Vgl.  oben  Buch  IT.  Cap.  19,  8.  387. 
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TOftragwnisrig  bestimmt  warde ,  dasz  die  Kinder  dem  Stande 
dee  Vaters  nicht  folgen  sollen.*^  Nach  dem  oben  (4)  erör- 
tafteo  Orandsatz  kann  freilich  durch  ein  Statsgrondgesetz 
aodi  ein  aolches  Kind  ausnahmsweise  fdr  erbfähig  erklärt 
werden,  nicht  aber  durch  eine  blosze  zunächst  nur  privatrecht- 
lieh  wirkende  Legitimation. 

8.  Viele  neuere  Ver&ssungen  fordern  überdem  die  Ge- 
bort aus  einer  ebenbürtigen  Ehe.  Als  ebenbürtig  gilt  dann 
war  die  Ehe  zwischen  Qliedem  souveräner  oder  souverän 
gewesenen  Häuser,'^  denen  nach  deutschem  Statsrecht  auch 
die  Gteflchleehter  der  mediatisirten  deutschen  Standesherren 
beigeordnet  werden.  Dagegen  wird  im  Sinne  einzelner  neuen 
Haosgesetze,  die  hier  theilweise  noch  engere  Begriffe  haben 
ala  sdbst  das  Mittelalter,  die  Ehe  mit  den  Qliedem  anderer 
Oeschlechter ,  selbst  wenn  diese  nach  der  Landesverfassung  zu 
dem  hohen  oder  Pairsadel  des  Reichs  gehören,  nicht  für  eben- 
Utiüg  gehalten.'^ 

Diese  Beschränkung  der  Ehe  ist  vornehmlich  dem  deut- 
seben Statsrechte"  eigenthflmlich,  welches  aus  dem  Privat- 

**  IL  Fend.  29.  Die  Aussohlienung  der  Kinder  aus  morganatischer 
Slie  kann  freUioh  eine  beschrAokte  sein,  lediglich  zu  Gunsten  gewisser 
pienoDen,  so  dass,  wenn  diese  wegfallen,  aneh  jene  wieder  suocessions- 
Wdg  werden.  Ein  Beispiel  in  Baden.  Tgl.  ZOpfl,  deutsches  Stats- 
nebi  %.  228. 

**  IM«  Kapoleonisohe  Familie  gehSrt  nicht  minder  za  diesen,  als  die 
beiden  Bovbontiohen  Linien  ron  Frankreich. 

*•  Bayerische  Yerf.  IL  $.  3.  HannoTer  ▼.  1840  S«  12.  Hans- 
geieti  T.  1836:  «Als  ebenbftrtig  werden  diejenigen  Ehen  betrachtet,  welche 
MÜfiieder  des  Hauses  entweder  unter  sich  abschlieszen  oder  mit  Mitglie- 
eioet  andern  soaTorftnen  Hasses  oder  aber  mit  ebenbürtigen  Mitglie- 
solcher  Hloser,  welche  laut  Art  14  der  Bundesaete  den  Souveränen 

sind.'« 

"  Wahleapitnlatiott  Karls  YIL  von  1742  Art.  22  §.4  ron  Kaiser: 

aaefa  den  ans  anstreitig  notorischer  Missheirath  erzengten 

eines  Btaadas  des  Reichs  oder  ans  solchem  Hause  entsprossenen 

sa  Yerideinemng  des  Hanses,  die  rSterlichen  Titel,  Bhren  und 

Wlidea  beilegen  rSel  weniger  diesriben  znm  Kacfatheil  der  wahren  Brb- 

3* 
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rechte  den  keineswegs  giflcklichen  an  die  Gegens&tie  dar  Ea« 
sten  erinnernden  Begriff  der  Miszbeirath  enilelint  und  in 
engem  Sinne*  anf  das  System  der  Thronfolge  flbergetngen  bat« 
Statsrechtliche  Oründe  für  dieselbe,  die  im  Sinne  der  mo» 
demen  Entwicklung  allein  maszgebend  sein  können,  gibt  es 
nicht.  Sie  ist  daher  eher  als  ein  Best  einer  veralteten 
Anschauungsweise,  nicht  als  eine  nothwendige  Bestimmung  des 
jetzigen  States  zu  betrachten. 

8.  Dagegen  rechtfertigt  es  sich  in  der  That  aus  QrOnden 
der  Statsehre  und  Wohlfahrt,  wenn  ffir  eine  Ehe,  durch  welche 
das  Successionsrecht  auf  den  Thron  fortgepflanzt  wird,  dk 
Genehmigung  des  Statsoberhauptes  oder  des  Beprft« 
sentativkörpers  gefordert  wird^  Diesen  kommt  es  zu,  die 
Warde  und  die  Interessen  des  Statefe  in  vollem  Masze  auch 
hier  zu  wahren.  Wenn  aber  das  geschehen  ist,  so  ist  schwer 
zu  begreifen,  weszhalb  denn  die  Freiheit  des  forstlichen  In- 
dividuums noch  durch  herkömmliche  Yorurtheile  fiber  die  aus- 
schlieszliche  Reinheit  des  Blutes  weiter  beschränkt  werden 
sollte.  Manche  neuere  Verfassungen  enthalten  daher  auch  der» 
artige  Vorschriften.  *® 

folger  und  ohne  deren  besondere  EinwilliguDg  ffir  ebenbürtig 
und  sacceBsionsffthig  er  kl  Aren,  aooh  dergleichen  vorhin  bereits  geschehen, 
solches  ffir  null  und  nichtig  ansehen  nnd  achten.*^  Vgl.  Zaoharift,  d. 
8t.  u.  B.  R.  S.  68.  Z5pfl,  St.  B.  S-  225—26.  Schwedische  Thron- 
snccessionsordnung  ron  1816.  Vgl.  Schobert  Verf.  II.  S.  389.  Dem 
englischen  Statsrecht  war  dieses Brforderniss  Tor  der Thronbesteignng 
des  Hauses  Hannover  unbekannt 

"  Ffir  England  Statut  irou  1782.  Vgl.  Dahlmanns  Politik  L 
8.87.  Bayern  Verf.  II.  §.3:  «Zur  SaccetsioBsfUiigkeit  wird  eine  recht* 
mSssige  Geburt  aus  einer  ebenbttrtigen  mit  Bewilligung  des  Königs 
geschlossenen  Ehe  erfordert**  Spanische  Verf.  t.  1837  Art.  49:  «Beror 
der  König  eine  Yernifthlung  eingeht,  wird  er  die  Cortes  davon  benaob* 
richtigen  und  ihrer  Genehmigung  sind  die  Stipulationen  und  Eheeontraote 
unterworfen,  die  den  (Gegenstand  eines  Gesetses  ausmachen.  Dasselbe  ist 
in  Besug  auf  die  Ehe  des  unmittelbaren  Thronerben  su  beobachten.  Weder 
der  König  noch  sein  unmittelbarer  Thronfolger  dflrfen  eine  Yermhilong 
mit  Personen  eingehen,  welche  das  Gesets  von  der  Thronfolge  aussohliesst. 
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10.  Die  ErbfoIge^Ordnung  ist  in  neaererZeit  regel- 
aof  die  Onmdsfttze  der  Primogenitnrordnung 
gebaut  t  d.  h.  es  succedirt  der  erstgebome  Sohn  des  verstor- 
benen MonarcheDi  oder  wenn  dieser  verstorben  wäre,  der  erst* 
gebome  Enkel  von  demselben,  mit  Ansschliesznng  selbst  des 
xweiigebonien  Sobn^s:  nnd  in  derselben  Weise  geht  je  die 
erstgeborene  Linie  (Parentel)  allen  andern  Linien  nnd  in 
jener  das  erstgeborene  Glied  allen  andern  Gliedern  vor; 
dieez  nicht  blosz  in  der  Nachkommenschaft,  sondern  ebenso 
nnter  den  Seitenverwandten.  ^^  Die  Verwandtschaft  wird  nach 
dem  Yerhftltnisz  zu  dem  letzten  Begenten  gemessen,  nn- 
geaehtet  das  Erbrecht  keineswegs  von  dessen  Willen  abhängig 
ist,  und  nicht  nach  dem  Yerhältnisz  zn  dem  ersten  Inhaber 
des  Thrones,  von  welchem  immerhin  das  Snccessionsrecht  her- 
geleitet wird.  Der  unterschied  dieser  beiden  Berechnnngs^ 
weisen  wird  da  klar,  wo  der  ganze  Mannsstamm  ausgestorben 
18t  nnd  die  Succeseion  nun  auf  die  Cognaten  übergeht.*" 

Portagieaiiohe  Yerf.  Toa  1826  Art.  90:  «Die  Termählimg  der  Priü* 
MMiB,  Tennatblioheii  Thronerbin,  wird  immer  mit  Einwilligung  d^s  Kö- 
Big!  und  nie  mit  einem  Fremden  Tor  sich  gehen.  Wenn  der  König  — 
Mbon  aufgehört  hatte  so  leben,  so  wird  sie  nicht  ohne  Einwilligung  der 
aUgeneinen  Cortes  Ins  Werk  gesetst  werden  können.  Ihr  Oemiihl  wird 
keiiMD  Theil  an  der  Regierung  nehmen  und  den  Namen  König  erst  dann 
taragen,  wann  die  Königin  ihm  einen  Sohn  oder  eine  Tochter  geboren  hat.*^ 
Bcbwediflche  Yerf.  Tonl809§.44:  .KeinPrins  des  königlichen  Hauses, 
•r  sei  Kronprinz,  Erbffirst  oder  FOrst,  darf  sich  ohne  Wissen  und  Ein- 
wflligSDg  des  Königs  rermShlen.  Geschieht  es  dennoch,  so  hat  er  das 
Krliredit  lum  Belebe  sowohl  fDr  sich  aU  fflr  seine  Kinder  und  Nach- 
Terwlrkt/ 


Der  Groszneffe  f 
schliesit  den  Oheim  g 
und  die  Vettern  h  und 
i  lius,  g  sohlieszt  h 
undi,  und  h  schlieszt 
i  aus. 


»•  Z.  B.: 


-d*e-o 


DerEnkel  d 
geht  derToch- 
T      '^  ter  a  naddem^i 
^O  Sohne  o  ror. 


^  Bekaantermaszen  war  die  Frage,  ob  die  dem  letzten  Begenten  zn- 
■iditt  stekeBde  Erbtocbter   oder  die  fr  aber  durch  den  Vorzug  des 
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In  Deutschland  wurde  dasBecht  der  Erstgebnrt  zuerst 
in  den  Enrfürstenthtimeni  eingeführt..  Dann  ging  es  auch  auf 
andere  deutsche  Länder  über.  *^  Vordem  erregte  das  zweifel- 
hafte Erbrecht  fast  fiberall  öftere  und'  Terderbliche  Streitig- 
keiten. 

'11.  Die  statsrechtliche  Yerlassenschaft  des 
regierenden  Fürsten  ist  nunmehr  genau  zu  sondern  von  seiner 
privatrechtlichen  Erbschaft.  Zu  jener  gehören  voraus 
alle  dem  Statspberhaupte  als  solchem  zustehenden  öffent- 
liehen  B echte,  dann  aber  auch  alles  YermOgent  welches  nach 
der  Verfassung  oder  durch  Hausgesetz  oder  in  Folge  beson- 
derer Stiftung   oder  letztwilliger  Verordnung  der    StaatSYer- 

Mannsstamms  aasgeschlossene  und  dem  ersten  Begenten  n&her  Terwandto 
Regredienterbin  und  deren  Nachkommen  den  Vorzug  haben,  bei  Ver- 
anlassung des  Aussterbens  des  Habsburgischen  Hannsstomms  in  Oester- 
reich  ron  grosser  praetisoher  Bedeutung.  Sie  irurde  aber  an  Gunsten  der 
erstem  beantwortet.  Ebenso  Bayerische  Verf.  II.  $.  5.  Auch  in  der 
Cognatensuccession  wird  Übrigens  meistens  nicht  nach  dem  römischen 
Grundsatz  derOradn&he,  sondemnachdemdeutschrechtliohender 
nfthernParentelen  und  innerhalb  dieser  des  nächsten  Grades  suc- 
oedirt,  so  dasz  z.  B. 


die  Grosznichte  f,  als  der  Parentel  A  zugehörig,  der  Tante  g 
in  der  Parentel  B  yorgeht. 


Zweifelhaft  ist  es  aber,  ob,  wenn  Parentel  und  QttA  gleich  sind,  die 
ältere  Frau  durch  den  jüngeren  Mann  ausgeschloszen,  oder  in  diesem  Fall 
keine  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  genommen  wird.  Die  erstere  Auf- 
fassung gilt  in  England  (Blackst.  I.  3,  2),  die  letztere  in  manchen  deut- 
schen Staten.  Bayer.  Verf.  IL  5.  Würtemb.  §.  7.  Vgl  Zacharii« 
D.  ßt.-R.  S.  73. 

*^  Goldene  Bulle  von  1356  VII.  $.  2.  «Praesent!  lege  perpetnis 
temporibus  ralitura  decernimus,  nt  postquam  iidem  Prinoipes  Eleotores 
secttlares»  et  eornm  quilibet  esse  desierit,  jus  vox  et  potesias  electionii 
hujusmodi  ad  filium  suum  primogenitum,    legitimnmi  laioumy  iUo  rem 
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latfensdiaft  zugewiesen  worden  ist'*.  Die  Privatverlassen- 
adttft  wird  aus  dem  reinen  PrivatvermOgen  des  Fürsten 
gebildet.  Die  erstere  fällt  dem  Begierungsnachfolger  an  nach 
den  statsrechüichen  Bestimmungen  fiber  die  Thronfolge.  Die 
Socoession  in  die  letztere  wird  durch  die  Begeln  des  Privat- 
erbreehts  normirt.  Der  Thronfolger  ist  somit  nicht  nothwendig 

BOB  exUBte,  ad  ejosdem  primogeniti  filiam  similiter  laicum,  libere,  et 
•ine  eontradietione  cojaspiam  devolvatur.  $.  3.  Si  vero  primogenitas  hujua- 
■odi,  abtqae  baaredibus  masonllfl,  legitimis,  laiois  ab  hao  luce  migraret, 
"nriafta  praMcntis  ImperialU  edicti,  jus  tox  et  potestas  electionis  praedictae 
Bd  MBiorem  fratrem  laienm  per  reram  paternalem  lineam  descendentem 
«t  deiaoepa  ad  flliiu  primogeniiaitt  laicum  devolratar.''  In  Bayern  wurde 
die  Prinogenitor  durcb  Herzog  Albrecbt  den  Weisen  1506  eingefdbrt, 
BBcbdem  lange  suror  Kaiser  Ludwig  rergeblicb  sieb  für  die  üntheilbar- 
keit  md  Einbeit  des  Landes  bemüht  hatte.  In  den  altindischen 
Fintenbiiuem  war  das  Recht  der  Erstgeburt  ebenfalls  bekannt  Rama 
(HoltiBiana)  Y.  1814:  „In  unserem  Stamme  hat  Ton  jeher  der  ftlteste 
8obn  da«  KSnigthum  ererbf 

**  Ausführliche  Bestimmungen  der  Art  in  der  bayerischen  Verf. 
HL  S.  2:  «Zu  dam  unTerSusserlicben  Btatsguta,  welches  im  FaUe  einer 
BoBdraig  des  BtatsTcrmögens  ron  der  PriTatrerlassensobaft  in  das  In« 
Teniar  der  letztem  nicht  gebracht  werden  darf,  gehören :  1)  Alle  Archiye 
■ad  Registraturen;  2)  alle  Sffentlicben  Anstalten  undOebftude  mit  ihrem 
Z«g«ber;  3)  aUoi  Qeicbfits,  Munition,  alle  Militftrmagazine  und  was  zur 
ItfMdetwehr  n9thig  ist;  4)  alle  Einrichtungen  der  HofcapeUen  und  Hof- 
intor  mit  aBen  Mobllien,  welche  der  Aufticht  der  HofstAbe  und  HoHnten- 
daoien  anTertraut,  und  zum  Behuf  oder  zum  Glänze  des  Hofes  bestimmt 
snd;  5)  aUat  was  zur  Einrichtung  oder  zur  Zierde  der  Residenzen  und 
LBitaeblOiMr  dient;  6)  der  Hansschatz,  und  was  Ton  dem  Erblasser  mi^ 
denMiben  bereit!  Tereinigt  worden  ist;  7)  aUe  Sammlungen  für  Künste 
BBd  Wistenschaften,  als:  Bibliotheken,  physikalische,  Naturalien-  und 
Mftaxeabinette,  Antiquitftten,  Statuen,  Sternwarten  mit  ihren  Instrumentent 
Oamilda-  und  Knpferstiohsammlungen  und  sonstige  Gegenstflnde,  die  zum 
dffeatüchen  Gebrauche  oder  zur  Beförderung  der  Künste  und  Wissen- 
adiaftea  bestimmt  sind;  8)  aUe  rorhandenen  Yorrftthe  an  baarem  Gelde 
Bad  Ci^italien  in  den  Statsoassen  oder  an  Naturalien  bei  den  Aemtem, 
MBUBt  aUan  AusstAnden  an  Statsgef&Ilen ;  9)  aUes  was  aus  Mitteln  des 
fitatf  erworben  wurde.**  Und  nach  §.  2  werden  auch  die  «neuen  Er- 
werbongen  aus  PriTattiteln  an  unbeweglichen  Gütern**  zu  dem  Statsrer- 
sdgeB  gezogen,  «wenn  der  erste  Erwerber  wAhrend  seines  Lebens  nicht 
darftber  Torfügt  bat.* 
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Privaterbe,  noch  weniger  dieser  auch  Thronfolger,  nnd  die 
Privatglftubiger  des  Erblassers  haben  anf  die  Statsverlassen- 
schaft  keinen  Anspruch. 


Siebentes  Gapitel. 

Persönliche  £rfordernis8e  der  Ffthigkeit  cur  Thronfolge. 

1.  Während  des  Mittelalters  übten  die  Grundsätze  des 
Lehensrechts  in  den  meisten  Staten  auch  auf  die  Succession 
in  die  Fürstenthümer  einen  Einfluzs  aus.  In  den  weltlichen 
Fürstenthümeto  waren  daher,  wie  nach  dem  Longobardischen 
Lehensrechte  mit  Bezug  auf  die  Lehen/  Geistliche  und 
MG n che  von  der  Folge  ausgeschlossen.  Die  Abhängigkeit 
des  katholischen  Klerus  von  dem  päpstlichen  Stuhle,  und 
der  specifisch  weltliche  Charakter  des  States  begrfinden  auch 
fflr  die  moderne  Stats Verfassung  die  Begel,  dasz  zur  Thron- 
folge  weltlicher  Stand  erfordert  wird,  Geistliche  somit  nur 
dann  fähig  zu  derselben  werden,  wenn  sie  den  geistlichen 
Stand  in  einer  von  dem  State  anerkannten  Form  aufgegeben 
haben.*  Es  versteht  sich,  dasz  die  geistlichen  Fflrstenthtlmer 
hier  eine  Ausnahme  machen. 

Auf  Protestanten  findet  diese  Ausschlieszung  keine 
Anwendung,  da  der  Gegensatz  zwischen  Geistlichen  und  Laien 
hier  nicht  so  ausgebildet  ist  und  UebeSrgänge  aus  dem  kirch- 
lichen Berufe  und  Amte  in  die  weltlichen  kein  Hindemisa 
erleiden. 

^  IL  Fead.  26  S-  6-  «Q^*  dericos  efficitnr,  aut  Totam  religionis  m- 
sumit,  hoo  ipso  feadura  amittit.*^  Goldene  BuUe  in  der  Cap.  6.  Kote  21 
mitgetheilten  Stelle. 

'  Ob  das  nach  Ktrohenreeht  sulftssig  sei,  ist  eine  andere  Frage,  deren 
Beantwortung  indessen  auf  das  Statsrecht  nicht  nothwendig  massgebend 
wirkt. 
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2.  In  manchen  nenern  Staten  wird  fflr  die  Thronfolge- 
lUiigkeit  ein  bestimmtes  religiöses  Bekenntnisz  er« 
fordert,  und  ein  abweichender  Glaube  als  Ansschliesznngsgrand 
betrachtet. 

Im  Mittelalter , '  welches  anf  die  Einheit  des  Glaubens 
und  die  gegenseitige  unauflösliche  Verbindung  der  weltlichen 
und  der  religiösen  Ordnung  den  entschiedensten  Nachdruck 
legte,  Terstand  sich  das  von  selbst.  Selbst  der  Kaiser  konnte 
in  den  Kirchenbann  gesetzt  werden  und  in  Folge  davon  das 
B^ich  verlieren,  „wenn  er  an  dem  Glauben  zweifelte. ^^ ^  In 
dem  modernen  Stat,  dessen  Ordnung  von  dem  kirchlichen  Ver- 
bände mehr  abgelöst  worden,  und  in  welchem  die  Ausübung 
politischer  Bechte  nicht  ebenso  abhängig  ist  von  dem  indi- 
viduellen Glaubensbekenntnisz ,  ist  dieses  Erfordemisz  nicht 
mehr  als  Regel  anzusehen,  obwohl  es  immerhin  auch  für  den 
Stat  ein  üebel  ist,  wenn  das  Statsoberhaupt  persönlich  einem 
andern  Glauben  zugethan  ist,  als  den  das  Volk  bekennt,  *  denn 
theils  wird  die  Pietät  und  das  Vertrauen  des  Volks  zu  dem 
Könige  durch  den  Gegensatz  des  religiösen  Glaubens  erschwert, 
tiieils  ist  Gtefahr  da,  dasz  ein  glaubenseifriger  Fürst  seine 
Macht  miszbrauche,  um  die  religiösen  Interessen  des  Volkes 
m  stören  und  zu  hemmen  statt  zu  fördern.  Der  jetzigen 
Bechtsentwicklung  in  den  christlichen  Staten  erscheint  es  in- 
dessen noch  inuner  gemäsz,  wenn  die  christliche  Religion 
fttr  das  Statsoberhaupt  vorausgesetzt  wird.^ 

'  Saohsensp.  III.  57.  %,  1.  „Den  Kaiser  ne  mut  de  pares  noch 
fieoMüi  bannen  leder  der  tiet  dat  he  gewiet  is,  ane  umme  dre  take ;  of  he 
•a^e  geloTen  trifelt,  oder  sin  eohte  wif  let,  oder  gotes  ha«  sostorei,* 
m.  54  S.  4. 

*  Fflr  die  deutschen  Staten  ist  es  seit  dem  WestphftUsohen  Frieden 
anerkannter  Gmndsats,  dasi  die  Verschiedenheit  der  christlichen  Gon* 
furien  keine  Anssohliesxnng  von  der  Thronfolge  nach  sich  zieht 

*  Aasdrfiokllch  fordert  die  Wflrtembergische  Yerf.  §.  ö:  «dasi 
d«r  K(hiig  sich  sq  einer  der  christlichen  Kirchen  bekennen^  mftsse,  wo» 
dvreh  sowohl  offenknndige  Sectirer  als  NichtChristen  ausgeschlossen  wer« 
den.    TgL  R.  Mohl,  Wflrt.  Statsr.  L  8.  14a 
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Das  englische  Statsrechi  geht  weiter,  indem  es  Eng- 
land für  ein  „protestantischesEönigreich^^  erkl&rtt  „des* 
sen  Wohlfahrt  nicht  bestehen  könne,  wenn  es  von  einem  päpst» 
liehen  Fürsten  regiert  werde/^  nnd  daher  alle  Personen,  „welche 
die  päpstliche  Beligion  bekennen  oder  mit  einem  Papistoi  ver- 
heirathet  sind  ^^  für  unfähig  erkennt ,  die  Krone  zu  erhalten.  ^ 
Ebenso  wird  in  Schweden^  das  „Augsburgische"  Bekennt- 
nisz  von  dem  Einige  gefordert.  Auch  die  neue  griechische 
Verfassung  schreibt  vor  (Art.  40)  dasz  der  Thronfolger  die 
Beligion  der  „orthodoxen  christlichen  Kirche  des  Orients''  be* 
kennen  müsse,  und  inBuszland  gilt  für  die  Glieder  des  Kaiser- 
hauses das  nämliche  Erfordemisz  der  griechischen  Confession. 

3.  Damit  die  Thronfolge  zur  Anwendung  komme,  ist 
femer  vorauszusetzen,  dasz  nicht  die  Person  des  Nachfolgers 
an  Mängeln  leide,  welche  dieselbe  zur  Begierung  absolut 
untauglich  machen.  Das  ältere  Statsrecht  legte  darauf  mit 
Becht  einen  Werth,  und  ein  innerer  Grund,  weszhalb  in  un- 
serer Zeit  derartige  Mängel  unberücksichtigt  bleiben  sollen, 
besteht  nicht.  Vielmehr  ist  es  unlogisch,  wenn  das  modenie 
Statsrecht  das  Successionsrecht  aufhebt,  insofern  solche  Mängel 
vorhanden  sind,  welche  eine  gedeililiche  Begierung  nur  er- 
schweren, aber  fortbestehen  lässt,  wenn  die  Begierung  durch 
das  von  ihnen  behaftete  Individuum  geradezu  unmöglich  isi 
Das  Auskunftsmittel  der  Beichsverwesung  hilft  nicht  aus,  da 
diese  immerhin  für  den  Stat  manche  üebel  und  Gefahren 
nach  sich  zieht  und  ihrer  Natur  nach  nicht  für  dauernde  und 
absolute,  sondern  für  vorübergehende  und  relative  Unfähigkeit 
des  Begenten  die  nöthige  Ergänzung  gewährt  Wohl  aber 
liegt  es   im   öffentlichen  Interesse,   allfälligen  Streitigkeiten 

*  Erkliruog  der  Rechte  ron  1689  and  Acte  TonlTOl.  Die  Acte  llber 
die  Emanoipation  der  Katholiken  Ton   1829  Änderte  daran  nSebt«. 

"*  Grundgesetz  ron  1772  Art.  1:  «Die  Einigkeit  in  derBeligioB  and 
in  dem  rechten  Ootteadienit  ist  die  kräftigste  Omudmaiier  in  einem  löb- 
lichen, einträchtigen  nnd  wahrhaflen  Begimente.*^ 
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duHber  rechtseitig  vorznbeagen  nnd  daher  im  einzelnen  Fall 
zum  Yoraus  durch  einen  Act  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt solche  offenbar  untaugliche  Personen  von  der  Thronfolge 
aimnschlieszen. 

Als  solche  Mängel  konoimen  in  Betracht: 

a)  körperliche.  Der  Sachsenspiegel  schlieszt  Zwitter, 
Zwerge  und  Erfippel  auch  von  dem  Erbe  zu  Landrecht  aus, 
ebenso  den  Aussätzigen:^  noch  viel  eher  daher  von  dem  Für- 
stenthum.  Die  Krankheit  des  Aussatzes,  als  ein  heilbares 
Uebel,  kann  jedenfalls  nicht  mehr  als  Ausschlieszungsgrund 
gelten;  aber  mit  der  Würde  des  States  ist  es  sicher  nicht 
▼ereinbar,  dasz  die  höchste  Ehre  und  Macht  einem  Menschen 
zustehe,  welcher  an  einem  der  übrigen  genannten  Mängel 
kidet. 

Strenger  noch  waren  die  Bestimmungen  des  Lehensrechtes, 
welches  auch  Stumm-  oder  Taub-  oder  Blindgeborene  Ton  der 
Lehensfolge  ausschlosz,*  Dasz  dieselben  keine  bindende  Au- 
torität mehr  haben,  seitdem  der  Stat  seines  feudalen  Cha- 
rakters entkleidet  ist,  kann  nicht  bestritten  werden.  Nur  die 
Analogie  der  Verhältnisse  wirkt  noch  fort,  und  ähnliche  Gründe 
köDnen  auch  das  neuere  Yerfassungsrecht  zu  ähnlichen  An- 
ordnungen bestimmen. ''^ 

*  SSehi.  Landr.  L4§.  1:  „üpe  altrile  nnde  nppe  drergne  ne  ir- 
■tirft  weder  len  nooh  enre  noeh  nppe  kroppelkint.  De  meielseke  man  ne 
TStreift  weder  len  noeli  erre/ 

*  8ieli8.  Landr.  L  4  §.  1:  «Wirt  ok  ein  kint  geboren,  stnm  oder 
lundeles  oder  votelos  oder  blint,  dat  ii  wo!  erre  to  lantrechte  ante  nioht 
lea  erre.*  HaohLongobard.  Lebenreohte  war  die  Frage  beatritten:  II. 
Fevd.  36:  n^viu  et  sardni  ooeeiu  olandni  Tel  aliter  imperfectos,  etiamsi 
lie  natu  fnertt,  lotnm  fendum  paternnm  retinObit.  Obertns  et  Gerardos 
el  flralli  alii.  Qaidara  tarnen  dienst,  enm  qni  talis  natas  est,  feudam 
retinere  non  poue."  Vgl.  darfiber  Tabor  in  der  Zeitsobr.  für  deutflcbes 
Beeht  roo  Beseler  n.  s.  f.  IX.  8.  262,  die  SteUe  der  Ooldenen  BoUe 
«Blen  in  Kote  IL  Knrpfftlzisobe  Verordnung  Ton  1374:  t,bei  einem 
ottierer  Erben,  der  der  elteste  sj  und  bj  gutem  Wisen  und  Sinnen  ly,  nnd 
«a  natfirlidher  Gebresten  seiner  Glider  sy.^^ 

*  Dai  wftrtembergiiobe  HaoBgesets  ron  1808  iclilo?z  unheilbar 
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b)  Geistige  M&nge].  Blödsinn  nnd  Wahnsinn  scUieszen 
nach  der  goldenen  Bulle  ?on  1356  ans.*'  Diese  Beschränkung 
war  freilich  zunächst  fflr  die  Eurländer  ausgesprochen,  aber 
offenbar  nicht  in  der  Absicht,  um  dieser  willen  einen  beson- 
dem  Bechtsgrundsatz  einzufahren,  sondern  vielmehr  ein  he^ 
gebrachtes  allgemeines  Princip,  welches  ebenso  fOr  andere 
Länder  passte ,  in  seiner  Anwendung  auf  jene  zu  bekräftigen. 
Um  indessen  das  Erbrecht  vor  Erörterung  und  Streit  zu 
sichern,  ziehen  auch  in  diesem  Falle  einzelne  neuere  Yer* 
fassungen  die  Aushülfe  durch  Beichsverwesung  der  Aus- 
schiieszung  von  der  Thronfolge  vor.  Ob  das  aber  im  Interesse 
der  Monarchie  und  der  Nation  liege,  darf  billig  bezweifelt 
werden. " 

c)  Moralische  ünwürdigkeit.*^  Damit  diese  die 
Ausschlieszung  bewirke,  wird  aber  im  Sinn  des  neuern  Bechts 
ein  das  Successionsrecht  des  schuldigen  Thronfolgers  aufhe* 
bender  Act  der  Gesetzgebung  dem  Anfall  des  Erbrechtes  top- 
hergehen  müssen. 

Blinde  aus.  Die  Verfassung  aber  $.11 — 13  und  das  erneuerte  Haosgeseti 
Ton  1828  nahmen  die  Beschränkung  nicht  wieder  auf. 

*^  Goldene  Bulle  XXY.  $.  3.  „Primogenitos  fiUns  Buooedat,  sibique 
soll  jus  et  dominium  competat,  nisi  forsitan  mente  captos,  fatuni,  sen 
alterius  famosi  et  notabilis  defecius  exlstat,  propter  quem  non  deberet 
seu  posset  hominibus  principari.'^ 

^'  Der  (Gefahr  Ton  Thronfolgesireitigkeiien  kann  leioht  durch  den 
Entscheid  der  Gesetzgebung  Torgebeugi  werden,  nicht  so  der  grösieren 
Gefahr  einer  ein  toUcb  yielleioht  hohes  Menschenalter  fortdauernden  Yer- 
wesung.  Dahlmann  Politik  I,  S.  89:  „Eine  AusEchliesinng  der  Art 
würde  jedenfalls  vom  regierenden  Könige  nach  gehaltenem  Familienratiie 
und  mit  dessen  Zustimmung  (?)  ausgehen  müsaen,  nnd  nur  in  dem  Falle 
eintreten  dürfen,  wenn  ausser  dem  Statsministerinm  die  SttodeverMmm« 
Inng  die  Richtigkeit  der  Thatsache  anerkannt  hat.** 

f>  Lex  Bajuvar.  II.  10  oben  Gap.  6  Note  6. 
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Achtes  Gapitel. 

III.    EnUtehnng^formen  in  der  Republik. 

1.  Die  Begierung  berufen,  den  täglich  wechselnden  Be- 
dflrfiiissen  des  States  ihre  Sorge  zu  widmen,  und  durch  die 
That  je  nach  Umständen  lebendig  einzugreifen,  bedarf  theils 
der  Einheit  des  Willens  für  ihre  Plane  und  Anordnungen, 
theOs  fortgesetzter,  nie  ermüdender  Thätigkeit  Beides 
ist  weder  durch  Volksversammlungen  noch  durch  repräsentative 
Kammern  irgend  genügend  zu  erreichen.  In  der  neuern  Be- 
pablik  ist  daher  die  Begierungsgewalt  gewöhnlich  entweder  in 
einer  nur  wenig  zahlreichen  Behörde,  oder  geradezu  in  einem 
einzigen  Chef  des  Stats  concentrirt.  Das  erstere  System 
ist  —  wenn  auch  nicht  überall  —  in  der  Schweiz,*  das 
letztere  in  Amerika  herkömmlich.'  In  beiden  tritt  ein 
monarchisches  Element  sichtbar  hervor,  ausgebildeter  und 
entschiedener  aber  in  dem  letztem.  Für  grössere  Staten  ist 
dasselbe  unentbehrlich.  Als  Frankreich  1795  einem  Direc* 
torinm  von  5  Mitgliedern  die  „vollziehende  Gewalt^^  anver- 
traut hatte,  wurden  die  innem  Gebrechen  einer  derartigen 
Collegialregierung  bald  so  lebhaft  empfunden,  dasz  die  In- 
dividualherrschafl;  des  ersten  Gonsuls  um  jener  Folie  willen 
um  BD  ruhmvoller  und  heilsamer  erschien:  und  auch  im  Jahr 
1848  machte  die  neu  erstandene  Bepublik  nur  in  kürzerer 
Zeit  die  n&mliche  Erfahrung  wiederum.  Nur  das  Individuum 

*  In  dem  Bunde  der  Bondetralh,  in  den  Kantonen  die  Regiemngs- 
eftüegien.  Frflher  hatten  aber  die  Landammftnner  in  den  Ländern, 
die  Bftrgermeister  vnd  Bchnitheiszen  in  den  Städten  und  der 
•  ehweiseriflohe  Landammann  nach  der  MediattonsTerfaBsnng  im 
Bmde  eine  herrorragende  Stellung  ah  indiTidnelle  Btandesbäupter. 
Die  neoere  Genfer  Yerfaisang  nnd  die  Neigung  zn  dem  Direetorialsystem, 
dsa  sich  in  niuem  Tagen  kundgibt,  sind  Anzeichen  fQr  eine  neue  indi- 
Yidaelle  Coneentratton  der  Regierungsgewalt. 

•  YgL  darüber  Story,  Gomm.  III.  36  §   202. 
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yennag  der  Action  die  nöthige  Energie ,  dem  Begiemnga- 
System  die  erforderliche  Einheit,  der  Phantasie,  der  Achtnng 
und  dem  Vertrauen  des  Volkes  einen  lebendigen  Ausdruck 
und  Anhalt  und  der  politischen  Verantwortlichkeit  einen 
realen  Sinn  zu  yerschaffen.  Das  Gollegium  lähmt  und  spal- 
tet die  Regierangsmacht,  schw&cht  und  mindert  schon  dudi 
seine  ftuszere  Erscheinung  den  Glauben  des  Volkes  an  die 
Obrigkeit  und  die  Verehrung  für  dieselbe  —  und  macht  die 
Verantwortlichkeit  zu  einer  getheilten  und  illusorischen.  In 
kleineren,  weniger  bewegten  Bepubliken  werden  diese  Mängel 
nicht  ebenso  fahlbar,  und  da  sträubt  sich  das  republikanische 
Gefühl  lebhafter  gegen  die  individuelle  Auszeichnung  eines 
Begierungshauptes«  Daher  wird  da  wohl  das  System  der 
Gollegialregierung  vorgezogen.  Durchaus  fehlerhaft  aber 
ist  eine  Einrichtung  desselben,  welche  die  Parteispaltungen 
und  Gegensätze,  die  in  dem  repräsentativen  Körper  der  ge* 
setzgebenden  Gewalt  ihre  natürliche  Berechtigung  haben,  auch 
in  die  Begierung  versetzt,  und  so  die  nöthige  Harmonie  und 
Einheit  in  dieser  zerstört.^ 

2.  Als  Begel  für  die  Bestellung  der  Begierung  gilt  die 
Wahl.  Musz  das  Volk  darauf  verzichten,  selbst  zu  regieren, 
so  will  es  durch  die  freie  Ernennung  des  Begenten  einen 
mittelbaren  Einflusz  auf  die  Bichtung  des  Begiments  äuszera 
und  zugleich  seine  Macht  und  sein  Vertrauen  offenbaren. 

Es  ist  schon  oft  bemerkt  worden,  die  Völker  seien  un- 
fähig selber  zu  regieren,   aber  nicht  unfähig  einen  Begenten 

>  Naoh  dem  WahlBystein ,  das  in  der  Seh  weis  herrtcht,  ist  soloher 
Zwiespalt  in  der  Regierung  schwer  zu  Tenneiden.  Würde  den  Präsidenten 
der  Collegien  ein  Torsohlagsrecbt  für  die  Wahlen  der  HitgKeder  oder  ein 
Yeto  gegen  disharmonische  Ernennungen  angestanden,  so  wftre  für  eine 
relative  Einheit  auch  da  gesorgt.  Ein  innerlich  swiespftltiges  Regiemuge- 
collegivm  in  der  RepubliJc  ist  noch  weniger  lu  ertragen,  als  ein  ans  feindp 
liehen  Elementen  znsammengesetgtes  Ministerium  in  der  Monarohie,  denn 
dieses  findet  in  dem  Monarchen  wieder  die  Einheit,  welebo  dort  nur  in 
der  Behörde  selbst  gemacht  werden  mnss. 
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m  wftUoi.  Das  Volk  wird  selten  einen  mittelmäszigen,  noch 
selteMr  einen  sdileehten  Menschen  zu  seinem  obersten  Mar 
gistrate  wählen.  Es  kann  sich  undankbar,  es  kann  sich  audi 
firindselig  erweisen  gegen  hervorragende  politische  Männer, 
seine  Gunst  ist  nicht  frei  yon  Laune.  Aber  es  hat  einen  na- 
torlieben  Insiinct  filr  persönliche  Orösze  und  ein  offenes  Auge 
für  die  Eigenschaften,  die  den  Begenten  auszeichnen  sollen. 
Der  kleinliche  Neid  gegen  eine  ausgezeichnete  Persönlichkeit 
ist  ihm  fremd  und  die  Intrigue  stört  es  nicht.  Es  liebt  den 
Böhm  und  den  Qlanz  und  ftthlt  sich  selber  in  seinen  Erstem 
geehrt  Es  ist  hienach  noch  eher  geeignet,  einen  guten  und 
seiner  würdigen  Begenten  zu  wählen  als  den  gesetzgebenden 
Körper  richtig  zu  besetzen.^ 

Daher  ist  fOr  die  Bepublik  die  unmittelbare  Yolks- 
wahl  wie  sie  in  Bom  sich  während  Jahrhunderten  so  Tor- 
trefflich  bewährt  hat,  und  in  der  Schweiz  in  den  unmittel- 
baren Democratien  ebeDfalls  zum  Vortheil  und  zur  Ehre  dieser 
Ltnder  geflbt  worden  i^t,  durchaus  nicht  zu  verwerfen  und 
der  Wahl  durch  den  gesetzgebenden  Körper,  welche 
nun  in  den  schweizerischen  Bepräsentativkantonen  regelmäszig 
und  ebenso  in  dem  Bunde  angeordnet  ist,  eher  vorzuziehen. 
Diese  Verschiedenheit  der  Wahlordnung  steht  übrigens  in  Be- 
ziehung zu  der  Frage  der  Individual-  oder  CoUegialregierung. 
Eine  besondere  Geschäftskenntnisz  in  einzelnen  Zweigen,  im 
Finanzwesen  oder  in  der  Verwaltung  weisz  freilich  der  reprä- 
sentative Körper  besser  zu  würdigen  und  die  tauglichsten  Per- 
sonen dafür  eher  zu  finden ;  wo  daher  diese  einen  Bestandtheil 
der  CoUegialregierung  bilden,  wie  in  der  Schweiz,  da  läszt 
sich  die  Wahl  derselben  nicht  dem  Volke  selbst  anvertrauen. 
Aber  wo  zunächst  das  ganze  Begierungssystem  in  einem  oder 
zwei  Individuen  als  Statshäuptern  concentrirt  wird,  da  ist  die 
unmittelbare  Volkswahl  vorzüglicher.^ 

«  Sitmondi,  Etndes  L  §.  271. 

•  YgL  ftoch  oben  Baoh  lY.  Cap.  9  S.  333.  Die  beiderlei  Raeksiolitea 
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In  Nordamerika  gelangte  man  fttr  die  Wahl  des  Pt*^ 
aidenten  zu  einem  gemischten  System«  Dem  ConyMte 
wollte  man  die  Wahl  nicht  tiberlassen,  nm  den  Intrignen  in 
demselben  hier  keine  Macht  zn  geben,  den  Präsidenten  nicht 
zn  sehr  von  der  Majorit&t  desselben  abh&ngig  zn  machen  nnd 
dem  Volke  einen  wirksamen  Einflnsz  auch  auf  das  Begiemngs^ 
System  zn  verschaffen.  Anf  der  andern  Seite  aber  scheute 
man  die  Gefahr  des  Tumultes  und  fieberhafter  Aufregung 
unter  dem  Volke,  wenn  dieses  unmittelbar  die  Wahl  selbst 
vornehme,  und  erwartete  grOszere  Einsicht  von  Ausschflssen 
des  Volkes,  die  als  Wahlm&nner  fungiren.  Daher  liesz  man 
je  im  einzelnen  Falle  innerhalb  der  Einzelstaten  von  diesen 
besondere  Wahlmftnner  bezeichnen , .  welche  in  geheimer  Ab* 
Stimmung  ihre  Stimme  abgeben  sollen,  und  verstattete  dann 
dem  Hause  der  Beprfisentanten  nur  den  Entscheid,  wenn  die- 
ser nicht  schon  durch  die  Hauptwahl  gegeben,  sondern  mehrere 
Personen  als  wflrdig  neben  einander  gestellt  waren.  ^ 

3.  Die  Statsinteressen  machen  eine  stätig  fortwir- 
kende Regierung  wünschenswerth ,  damit  die  Tradition  der 
Politik  und  der  Qeschafte  erhalten  bleibe,  auch  weitreichende 
Plane  und  dauernde  Unternehmungen  ins  Werk  gesetzt  wer- 
den können,  der  Anker  der  Sicherheit  und  des  Vertrauens  in 
den  Oemfithem  festen  Halt  bekomme.  Aber  ein  auf  Lebens- 
zeit gewählter  Begent  ist  ein  Monarch,  und  der  Fortbestand 
der  Republik  ist  unmöglich  ohne  eine  kurze  Amtsdauer 
der  Statshäupter.  Eine  Vereinigung  der  beiden  entgegenge- 
setzten Anforderungen  Iftszt  sich  so  finden,  dasz  das  Amt  zwar 


kennten  so  geeinigt  werden,  daai  dns  Tolk  die  Wahl  der  Slnndet hlnpter, 
nnd  auf  deren  Vorschlai^  die  Qrosxen-IUUie  die  der  Qbrigen  Ref^mo^ 
flieder  erhielten. 

*  Die  nmiakrlichen  Bestimmnngen  in  der  Yerfnssvng  von  1787.  II, 
(.  2  u.  3  nnd  die  Zttsntnrtikel  Ton  1804.  V^.  Story,  Com.  HL  36. 
§•  206,  207. 
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auf  kurze  Zeit  verliehen  wird,  das  gewählte  Individaum 
aber  wieder  w&hlbar  ist. ^ 

Diesem  Systeme  huldigen  denn  auch  die  meisten  neuem 
Bepnbliken.  Nur  die  franz(^8i8che  Verfassung  von  1848,  Art.  45, 
▼erbot  die  Wiederwahl  des  Präsidenten  der  Bepublik  fOr  die 
nächste  Amtsperiode  ron  4  Jahren.  Es  war  das  aber  ein 
offenbares  Zeichen,  dasz  die  Verfasser  der  neuen  republika- 
nischen  Verfassung  kein  Vertrauen  auf  die  republikanische  Ge- 
sinnung der  französischen  Nation  hatten,  und  dieselbe  vor 
dem  Bückfall  in  die  Monarchie  mit  ängstlicher  Sorge  zu  be- 
wahren suchten,  ohne  Erfolg,  wie  sich  in  Bälde  gezeigt  hat. 

4.  Die  persönlichen  Erfordernisse  für  das  Statshaupt 
oder  die  Mitglieder  der  Begierung  machen  hier  geringere 
Schwierigkeit  ak  in  der  Erbmonarchie.  Die  freie  Wahl  gibt 
die  Möglichkeit,  die  individuelle  Fähigkeit  und  TUchtigkeit 
nach  den  umständen  zu  würdigen  und  zu  berücksichtigen. 

Gewöhnlich  wird  indessen  verlangt: 

a)  volles  Statsbürgerrecht  der  zu  Wähl^den,  zu- 
weilen sogar  angeborenes  Bürgerrecht  derselben,  damit  der 
Denkungsweise  oder  dem  Einflüsse  des  Auslandes  jede  Aus-. 
sieht  auf  Begierung  der  Bepublik  verschlossen  werde.  ^ 

b)  Ein  gereiftes  Alter.^ 

*  Waihington,  Brief  rom  28.  April  1788:  ,Joh  kann  in  keiner 
Besiebang  ein  Intererae  darin  gehen,  uns  der  Dienste  eines  Mannes  zu 
bersnben,  welcher  in  einer  grossen  Krise  TieUeioht  ganz  allgemein  als  der 
Fähigste  erkannt  wird,  dem  State  seine  Dienste  zu  leisten."  Jef fersen 
dagegen  f&rchtete,  die  Wiederwfthlbarkeit  werde  prac tisch  dahin  fahren» 
dais  der  einmal  gewählte  Präsident  immer  wieder  gewählt  werde.  Die 
KiiSrimmg  in  Nordamerika  selber  hat  diese  Befflrchtung  widerlegt.  Vgl. 
Storj  m.  36.  §.  204.  Niemals  ist  aber  die  amerikanische  Praxis  Aber 
elsa  einmalige  Wiederwahl  hinausgegangen,  so  dnaz  spätestens  nach 
8  Jahren  eine  Personalreränderung  stattfand. 

*  Kordamerik.  Verf.  IL  §.  5.    Vgl.  Story  m.  36  S^  208. 

*  In  Nordamerika  fOr  den  Präsidenten  35  Jahre,  a.  a.  0;  in  der 
Sekweii  oft  nnr  dai  Alter  der  VoUJährigkeit. 


•  Imatiolili,  aUff^mAliiM  Statenoht.  U. 
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Neuntes  Gapitel. 

Uebergang  der  Yerpflichtung  des  Regenten  auf  den  Kacbfolger. 

Der  Nachfolger  setzt  nicht  die  Person  des  Vorgängers, 
wohl  aber  das  Amt,  die  statliche  Institution  der  Begiemng 
fort.  Darausfolgt  als  leitendes Princip :  Blosz  persönliche 
Verpflichtungen,  die  der  Vorgänger  übernommen,  gehen  nicht 
von  Rechtes  wegen  auf  den  Nachfolger  ober;  wohl  aber  amt- 
lich begründete  Verpflichtungen.  Das  Leben  des  States 
und  des  Statsoberhauptes  dauert  fort,  wenn  schon  das  Indi- 
viduum stirbt.^ 

Im  Einzelnen  folgt  daraus: 

a)  die  Rechtsgültigkeit  der  von  dem  Regenten  erlassenen 
Verordnungen,  der  von  ihm  ausgegangenen  Anstellungen,  und 
der  von  ihm  amtlich  abgeschlossenen  Verträge  erlischt  nicht 
mit  seinem  Tode,  sondern  dauert  ohne  Unterbrechung  fort.*) 

b)  Oanz  dasselbe  gilt  auch  von  den  Anwartschaften, 
welche  der  Regent  einem  Dritten,  sei  es  in  Bezug  auf  ein 
Lehen,  eine  Pffönde  oder  ein  Amt,  ertheilt  hat,  vorausgesetzt, 
dass  dieselbe  bei  Lebzeiten  des  Regenten  einen  bestimmten, 
wenn  auch  erst  in  der  Zukunft  zu  realisirenden  Rechtsan- 

^)  Die  frühere  Theorie  darüber  litt  hauptsächlich  anderVermengung 
der  politischen  Principien  der  Folge  mit  privatrechtlichen  Grundsätzen  des 
Erbrechts.  Richtig  schon  Baldus  Consil.  I.  cons.  27.  II  Lib.  Cons.  159: 
„Imperator  mori  non  potest,  sed  ipsa  dignitas,  officium  imperatoris  est 
immortale ;  quae  faciunt  itaque  reges,  nomine  non  suo  sed  regni  i.  e.  gentis 
suae,  illa  obligant  gentem  et  principem  ejus  successorem,  nisi  laederent 
facta  ipsum  regnum,  quia  regni  tutela  est  commissa,  non  dilapidatio.'* 
Vgl.  Zacharift,  D.  8t.  §.  76. 

'  Schreiben  des  Kaisers  Franz  II.  an  die  Kurfürsten  von  1796: 
„Man  überläszt  hierbei  einem  jeden,  die  weitaussehenden  Folgen  zu  be- 
rechnen, welche  nothwendig  in  ganz  Deutschland  entstehen  würden,  wenn 
je  die  Meinung  herrschend  werden  sollte,  dasz  der  Nachfolger  in  derRe* 
gierung  an  die  Handlungen  seiner  Vorfahren,  die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als 
regierende  Fürsten  vorgenommen  haben,  der  Regelnach  nicht  gebunden  sei.^' 
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sprach  gab.  Wenn  dagegen  der  Sinn  nnr  der  war,  dem 
Dritten  eine  Hoffnung  und  eine  wahrscheinliche  Aussicht 
mf  das  Lehen  oder  das  Amt  zu  eröffiien,  so  kann  eine  der- 
artige Verpflichtung  auf  den  Nachfolger  nicht  fibergehen,  weil 
der  Yorginger  selbst  nicht  juristisch  verpflichtet  war.  Hoff- 
BQngen  sind  keine  Rechte  und  Aussichten  keine  Forderungen. ' 
Wohl  mag  die  Bücksicht  auf  die  Pietät  gegen  die  Wünsche 
des  Vorgängers  und  auf  das  moralische  Uebel  einer  von  dem 
Statsoberhaupte  verschuldeten  Täuschung  eines  andern  den 
Nachfolger  bestimmen,  auch  die  so  angeregte  Erwartung  zu 
erfüllen  und  ihn  davon  abhalten,  seinen  eigenen  Wünschen  den 
Vorzug  zu  geben.  Aber  das  ist  nicht  ein  Gebot  des  Stats- 
rechts,  sondern  eine  Maiime  weiser  Politik. 

c)  Leidet  die  Verfügung  des  Vorgängers  aber  an  einer 
formellen  Nichtigkeit,  z.  B.  weil  die  für  Amtshandlun- 
gen nöthige  Contrasignatur  der  Minister  fehlt ,  oder  weil  das 
Statshaupt  nach  der  Verfassung  zu  solcherlei  Handlungen 
überall  nicht  befugt  war,^  so  ist  der  Nachfolger  in  keiner 
Weise  zur  Anerkennung  derselben  verpflichtet.  In  diesem 
Falle  ist  schon  bei  Lebzeiten  des  Vorfahren  kein  wirkliches, 
sondern  nnr  ein  Scheinrecht  vorhanden,  welches  durch  die 
Macht  der  Person  des  Regenten,  nicht  durch  das  Amt  des- 
selben geschützt  wird. 

Dagegen  können  wir  von  dem  unbefangenen  Standpunkte 
des    allgemeinen  Statsrechts  nicht  zugeben,  dasz  auch  ma- 


'  So  IlBxt  sich  der  frühere  Streit  der  Publioisten  leicht  Idsen.  Vgl. 
▼.  Kampli,  Erdrtemiigeii  der  Verbindlichkeit  des  weltlichen  Reichsfür- 
sten  MU  den  Handlangen  seines  Vorfahren,  1800.  Ganz  passend  ist  die 
Bestimmang  der  Bayerischen  Verf.  III.  %.  5:  „Anwartschaften  aof 
kanlÜge  der  Krone  heimfSftllende  Güter,  Renten  und  Rechte,  können  eben- 
sowenig als  auf  Aemter  und  Würden  ertheilt  werden." 

*  In  der  AUenbnrger  Verfassung  §.14  ist  der  Batx  aasgesprochen: 
^Di«  Regentenbandlungen  des  Vorfahrers  sind  ron  dem  Landesnachfolger 
aasaerkeoneD  and  la  rertreten,  sofern  sie  ohne  Üeberschreitnng  der  ter- 
ÜMsangSBittigon  and  haasgeseisliohen  Befagnisx  ontemommen  wnrden/' 

4* 
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teriell  ungerechte  Handlungen  des  Vorfahren,  oder  solche, 
welche  die  Interessen  der  Statswohlfahrt  verletzen,  somit 
schädlich  sind,  ohne  weiteres'^Yon  dem  Nachfolger  als  nn- 
verbindlich  angesehen  werden  dürfen.  Tragen  dieselben  ein- 
mal den  äuszeren  Stempel  des  Bechts  an  sich,  und  sind  sie 
insofern  als  formelles  Hecht  zu  achten,  so  kann  der  Tod  des 
Regenten  ihnen  diesen  Charakter  nicht  nehmen,  denn  jener 
Mangel  wird  dadurch  nicht  gröszer  als  er  zuvor  war. 

d)  Immerhin  liegt  aber  ein  wichtiges  Correctiv  in  dem 
Gedanken,  dasz  aus  dem  obigen  Princip  keineswegs  die  Un- 
abänderlichkeit der  Bechtsverhältnisse  folgt,  welche  der 
Vorgänger  begründet  hat.  Der  Uebergang  der  Begierung  von 
einem  Individuum  auf  das  andere  unterbricht  und  stört  die  be- 
stehende Rechtskraft  nicht.  Aber  zu  einer  Aenderung  ist  der 
Nachfolger  gerade  so  befugt,  wie  der  Vorgänger  selbst,  denn 
der  Stat  und  seine  fortschreitende  Entwicklung  kennen  keine 
sich  ewig  gleich  bleibenden  Rechtsverhältnisse.  Die  Aenderung 
musz  aber  theils  in  rechtmässiger  Form '^vollzogen  werden, 
theils  müssen  dabei  wohlerworbeneRechte^  geschont  und 
geachtet  werden. 

e)  Blosze  Frivatschulden  gehen  keineswegs  auf  den 
Regierungsnachfolger  als  solchen  über,  sondern  nur  auf  den 
Frivaterben  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechts.  Das  gilt 
auch  dann,  wenn  dieselben  zwar  mit  £ezug  auf  das  Stamm- 
gut der  Krone,  aber  nicht  in  der  Eigenschaft  des  Landesherm 
von  diesem  contrahirt  worden  sind.  Nur  wenn  jenes  durch 
die  Verwendung  bereichert  worden  ist,  so  bewirkt,  wie  bei 
Fideicommisz-  oder  Lehengütem,  die  Billigkeit,  welche  nicht 


*  Wenn  somit  der  Vorfahr  z.  B.  auf  königliche  Rechte  verfaMungs- 
mäszig  yerzichtet  hat,  so  kann  der  Nachfolger  diese  auch  dann  nicht  ein- 
seitig wiederherstellen,  wenn  solche  für  die  Statswohlfahrt  ersprieszlicfa 
sind,  sondern  es  hedarf  dazu  in  der  ReprftsentatiTverfassung  der  Mitwir- 
kung der  Kammern.    Vgl.  auch  Zdpfl,  D.  St  $.  226. 

•  Vgl.  oben  Buch  V.  16  8.  503  f. 
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zugesteht,  dasz  die  Bereicherang  auf  Unkosten  der  Privaten 
stattfinde,  die  VerpfliQhtung,  die  Schuld  bis  auf  den  Betrag 
des  vorhandenen  Mehrwerthes  des  Stammguts  zu  bezahlen. 
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lY.    Begründung  der  Regentschaft 

1.  Die  Minderjährigkeit  des  Thronfolgers  hindert  in 
der  Erbmonarchie  den  Anfall  der  Begierungsrechte  nicht,  aber 
nur  der  Volljährige  kann  dieselben  selbständig  aus- 
flben.  Die  Minderjährigkeit  macht  daher  eine  Stellvertretung, 
d.  h.  die  Begentschaft  nöthig. 

Die  Uebel,  welche  mit  jeder  Begentschaft  für  den  Stat 
verbunden  sind,  haben  schon  frühzeitig  bewirkt,  dasz  die  Oränzen 
der  Mindeijährigkeit,  ungeachtet  die  Begierung  nicht  zu  den 
leicht  und  bald  zu  erwerbenden  Elünsten  gehört,  enger  gezogen 
worden  sind,  als  in  dem  Privatrecht.  Die  Gefahr,  welche  aus 
der  noch  unentwickelten  Jugend  des  Begenten  für  den  Stat  er- 
wächst, erschien  geringer  als  die  einer  fortdauernden,  mit  dem 
monarchischen  Princip  schwer  zu  versöhnenden  Begentschaft. 
Die  goldene  Bulle  hat  so  für  die  deutschen  Kurfürsten  das 
Alter  von  18  Jahren*  als  das  Alter  der  statsrechtlichen  Voll- 
j&hrigkeit  der  Fürsten  festgesetzt,  während  in  dem  deutschen 
Privatrechte  dieselbe  erst  mit  21,  oder  nach  römischem  Bechte 
mit  25  Jahren  erlangt  wird.  Auch  in  den  neueren  Staten  darf 
das  Alter  von  18  Jahren  als  Begel  angesehen  werden.  In  den 
deutschen  Staten  ist  dieselbe  nun  mit  seltenen  Ausnahmen 
anerkannt,'  ebenso   in  England,  den   Niederlanden,  in 

*  Yn.  S-  4:  «Qoam  (legitimam  aetatem)  in  principe  electore  decem 
el  octo  annos  Gompletot  oenaeri  volamaB  et  statuimus  perpetuo  haberi. 
Quam  dam  attigerit,  jus  vooem  potestatem  et  omnia  ab  ipsis  dependentia 
tator  ipse  sibi  totaliter  cum  officio  teneatar  protiniu  assignare.^ 

<  Zacharift,  D.  8t.  %.  79. 
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Belgien  n.  s.  f.  Nach  der  schwedischen  Verfassung  von 
1809,  Art.  93,  darf  der  König  von  da  an  nur  dem  Statsrathe, 
dem  höchsten  Tribunal,  den  Hofgerichten  und  Collegien  bei- 
wohnen, aber  noch  nicht  an  Beschlüssen  Theil  nehmen.  Die 
Vormundschaft  hört  erst  auf,  wenn  er  auch  das  Alter  der  pri- 
Tatrechtlichen  Volljährigkeit  erreicht  hat,  im  Gegensätze  dazu 
hat  die  spanische  Verfassung  von  1837,  Art.  56,  die  Minder- 
jährigkeit sogar  auf  das  Alter  von  14  Jahren  beschränkt.*'' 

2.  Das  mittelalterliche  Statsrecht  hatte  die  Neigung,  die 
Stellvertretung  des  minderjährigen  Thronfolgers  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  persönlichen  Vormundschaft  zu  be- 
handeln. Dem  modernen  Statsrecht  aber  ward  die  Aufgabe, 
schärfer  zu  trennen,  und  die  priyatrechtliche  Vormundschaft, 
welche  'durch  die  Sorge  für  dsus  Individuum  bestimmt  wird, 
von  der  statsrechtlichen  Regentschaft,  welche  in  dem 
Bedürfhisz  des  Stats  nach  einer  Regierung  ihren  Grund  hat, 
vollständig  zu  unterscheiden.'*  Es  ist  daher  zuläszig,  dasz  an- 
dere Personen  Vormünder  des  minderjährigen  Fürsten,  und 
andere  Reichsverweser  für  denselben  sind;  jenen  kommt  die 
Verwaltung  seines  Privatvermögens ,  diesen  die  Ausübung  der 
Regierung  zu. 

Es  ist  demnach  nicht  zu  billigen,  wenn  auch  gegenwärtig 
noch  behauptet  wird,  die  Regeln  des  Privatrechtes  über  die 
Bestellung  der  Vormimdschaft  (z.  B.  durch  Testament ,  *  oder 
Gesetz,  oder  obrigkeitliche  Anordnung)  kommen  da  jederzeit 
zur  Anwendung,  wo  nicht  das  positive  Statsrecht  etwas  An- 
deres bestimmt  habe.    Die  Uebertragung  der  privatrechtlichen 

'  Die  Verfassung  von  1812,  §.  185,  forderte  noch  ein  Alter  ron  18 
Jahren.  In  Frankreich  begründete  seit  Karl  Y.  (1374)  schon  der 
Antritt  des  14ten  Jahres  die  Volljährigkeit  des  Königs.  Schftffner, 
französ.  Rechtsgezch.  II.  S.  307. 

*  Erklärung  Hannovers  in  der  Bundesrersammlung  von  1829:  „Die 
yonnundschaffcliche  Regierung  über  einen  souveränen  Stat  läszt  sich 
nicht  mit  der  Tormundschaftlichen  Verwaltung  des  Vermögens  eines 
Privatmanns  auf  eine  Linie  steUen.*^  Es  ist  daher  auch  gerathen,  den 
Ausdruck  Vormundscluift  für  jene  zu  vermeiden. 
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Normen  anf  das  öffentliche  Gebiet  versteht  sich  nirgends  mehr 
Ton  selbst.  Vielmehr  musz  umgekehrt  gesagt  werden:  Die 
Begentschaft  kann  nur  durch  einen  statsrechtlichen  Act 
begründet  werden,  wenn  nicht  ausnahmsweise  das  positive  Stats- 
recht  noch  auf  die  privatrechtlichen  Formen  der  Begründung 
verweist. 

Die  neueren  Grundgesetze  enthalten  in  dieser  Beziehung 
oft  genauere  Bestimmungen.  Nach  den  einen  wird  die  Be- 
gentschaft ein  für  allemal  nach  bestimmter  Ordnung  normirt,^ 
Nach  den  andern  wird  im  einzelnen  Falle  eine  Regentschaft 
ernannt.  Dem  Statsrechte  der  constitutionellen  Erbmonarchie 
entspricht  es  dann  am  genauesten,  wenn  die  Ernennung  weder 
dem  Monarchen  für  sich  allein,  noch  den  Kammern  für  sich® 
überlassen,  sondern  durch  ein  Gesetz  des  gesetzgebenden  Kör- 
pers vollzogen  wird.^  Ist  bei  Lebzeiten  des  regierenden  Mon- 
archen dieses  Gesetz  nicht  erlassen,  so  ist,  wie  das  in  den 
Niederlanden  vorgeschrieben  ist,  den  nächsten  Anverwandten 
des  mindeijährigen  Nachfolgers  mindestens  ein  berathendes 
Totum  zu  gestatten. 

*  Nach  der  bayer.  Verf.  IL  §.10  «kann  der  Monaroh  unter  den 
ToUjibri^n  Prinzen  des  Hauses  den  Reichs  verweser  für  die  Zeit  der 
Minderjährigkeit  seines  Nachfolgers  wählen.  Hat  er  das  nicht  gethan, 
to  gebührt  die  Reiohsrerwesung  dem  yoUj ährigen  Agnaten,  welcher  nach 
der  Erbfolgemng  der  nächste  ist."  Nach  der  spanischen  Verfassung 
TOD  1837,  Art.  57,  kommt  die  Regentschaft  dem  Yater  oder  der  Mutter, 
oder  dem  Nächstberechtigten  zur  Thronfolge  zu.  Die  portugiesische 
▼on  1826,  $.  92,  bezeichnet  den  nächsten  Verwandten  des  Königs  zum 
Begenten,  und  fordert  für  jenen  ausdrückUoh  die  Volljährigkeit  von  25 
Jahren.  In  Preuszen  §.  56  u.  57  gelangt  erst  der  nächste  fähige  Agnat 
tat  Regentschaft;  subsidiär  wählen  die  Kammern. 

*  Nach  der  belgischen  Verfassung,  §.  81,  setzen  die  rereinigten 
Kammem  die  Regentschaft  ein.  Aehnlich  ernennen  in  Schweden,  Verf. 
r^n  1809  Art  93,  die  Reichstände  einen  oder  mehrere  ^Vormünder.*' 

*  80  in  England  und  in  den  Niederlanden:  Verf.  $.  36.  Ebenso 
im  Frankreich.  Vgl.  die  Abhandlung  von  R.  t.  Mohl,  Btatsrecht, 
Vdlkerr.  und  Politik.  I.  8.  144  und  POzl,  Art.  Regentschaft  im  D. 
Stets  Wörterbuch. 
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3.  Die  Minderjährigkeit  ist  aber  nicht  der  einzige  Onmd, 
welcher  eine  Begentschaft  n^üng  macht.  Wenn  auch  nach 
dem  Begiemngsantritt  eine  persönliche  Dnf&higkeit  des  Mon- 
archen  sich  zeigt,  die  Begierung  auszuüben,  und  dieselbe  nicht 
so  umfassend  und  dauernd  ist,  um  den  Uebergang  der  Thron- 
folge selbst  zu  rechtfertigen,  so  bedarf  es  wieder  der  Begent- 
schaft.   Dahin  gehören: 

a)  körperliche  Gebrechen,  z.  B.  Taubheit,  Blind- 
heit, Stummheit  und  schwere  Krankheit; 

b)  Wahnsinn  und  ähnliche  Geistes-  oder  QemQths- 
k rankheit,  z.  B.  Blödsinn,  ein  hoher  Orad  von  Trübsinn; 

c)  lange  Abwesenheit  oder  Gefangenschaft; 

d)  grobe  Verletzung  der  Begentenpflicht,  z,  B. 
Tyrannei,  gewaltsame  Miszachtung  der  Verfassung,  offenbare 
und  gemeinverderbliche  Miszregierung; 

e)  Privatverbrechen,  welche  die  moralische  Ehre 
des  Begenten  verdunkeln; 

f)  UnwOrdigkeitdes  Benehmens  und  Lebens,  welche 
dem  Fürsten  die  öffentliche  Achtung  völlig  raubt,  und  ihn 
moralisch  zur  Fortführung  der  Begierung  untauglich  macht.  ^ 

Die  Anerkennung  besonders  der  drei  zuletzt  genannten 
moralischen  Gründe  für  Bestellung  einer  Begentschaft  hat 
freilich ,  insofern  nicht  wie  in  den  zusammengesetzten  Staten 
durch  die  höhere  Ordnung  der  Beichs-  oder  Bundesverfassung 
für  Bewahrung  der  Bechtsordnung  in  den  Einzelstaten  gesorgt 
ist,  sowohl  principielle  als  factische  Schwierigkeiten;  jenes, 
weil  die  Körperschaft,  welche  darüber  zu  erkennen  hat,  in  ge- 
wissem Sinne  über  die  Person  des  Monarchen  zu  Gericht  sitzt, 

'  Eine  Reihe  von  Beispielen  aus  deutschen  Staten  werden  bei  Klü« 
ber,  Deutsches  Bundesreoht,  §.  24  Note  b  angefahrt.  In  dem  alten  deat- 
gehen  Reich  war  indessen  fflr  die  Beurtheilung  solcher  F&lle  besser  ge- 
sorgt, früher  durch  die  kaiserlichen  Reichs-  undHofgerichte,  sp&ter 
durch  die  Prfifung  und  das  Erkenntnisz  der  ReichsTersanunlung.  Zweck- 
m&Bziger  ist  aber  die  gänzliche  Entfernung  als  die  blosze  EntmOndtgung 
der  moralisch  untauglichen  Regenten. 
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freilich  nur  in  der  negativen  Weise,  dass  sie  ihm  die  Begier- 
nng  des  Stats  nicht  länger  zugesteht ;  ^  dieses,  weil  gerade  ein 
schlechter  Fürst  seine  Macht  nicht  leicht  ohne  Kampf  fahren 
lassen,  sondern  eher  benutzen  wird,  seine  politischen  Gegner, 
die  sich  fdr  eine  Begentschaft  erklären  würden,  zu  verfolgen 
und  zu  unterdrücken.  Daher  bestreiten  manche  Publicisten  ^'^ 
für  das  neuere  Statsrecht  die  Zuläszigkeit  einer  Begentschafts- 
ernennung  aus  diesen  Gründen,  und  lassen  dieselbe  nur  in  den 
drei  erst  genannten  Fällen  zu,  die  immerhin,  weil  sie  sich  mehr 
an  die  thatsächliche  Erscheinung  halten,  als  eine  moralische 
Beurtheilung  n5thig  machen,  leichter  festzustellen  sind.  Gibt 
68  aber  kein  legitimes  Mittel,  die  letzteren  Fälle  zu  berück- 
sichtigen und  für  Abhülfe  zu  sorgen,  so  wird  der  Stat  der 
noch  schlimmeren  Gefahr  einer  revolutionären  Lösung  der  Frage 
aasgesetzt.  Wir  werden  im  Verfolge,  wenn  von  der  Unver- 
antwortlichkeit  des  Monarchen  die  Bede  sein  wird,  darauf  zu- 
rückkommen. 

4.  In  republikanischen  Staten  ist  das  Bedürfnisz  einer 
Begentschaft  seltener,  indem  der  häufigste  Fall,  die  Minder- 
jährigkeit, überall t nicht  eintritt,  üeberdem  ist,  wenn  sich 
später  eine  Verhinderung  des  Statschefs  ergibt,  regelmäszig 
durch  das  Amt  des  Vicepräsidenten  für  die  Fortsetzung 
der  Begierung  gesorgt."  Dagegen  kann  ähnlich,  wie  in  der 
Wahlmonarchie,  hier  eher,  wenn  der  Präsident  und  Vicepräsi- 
deot  sterben  oder  ihre  Amtsdauer  ausgelaufen,  und  der  Nach- 
folger noch  nicht  gewählt  ist,  das  Bedürfnisz  einer  Zwischen- 
regierung (interregnum)  eintreten. 

*  Bei  Berathung  des  badischen  Entwnrfe  des  Regentschaftsgesetzes 
wvrde  der  Antrag  gestellt,  dasz  eine  au9  den  Kammern  gewfthlte  Jury 
einen  einstimmigen  Wuhrspruch  bilde,  welcher  dem  Entscheid  der  Kam- 
mern m  Omnde  liege. 

^  Z.  B.  ZaohUriä,  D.  Statsrecht,  %.  80. 

^^  Nordamerikanisohe  Verfassung  II.  i.  Btory  JII.  36,  §.  205. 
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Eilftes  CapiteL 

V.  Verlust  der  Herrschaft. 

1.  Entsagung,  Abdankung.  Sie  beruht  auf  dem 
freien  Willen  des  Kegenten,  auf  die  Regierun gsrechte  zu  ver- 
zichten, und  die  damit  verbundenen  Pflichten  von  sich  abzu- 
wälzen. Ein  Amtszwang,  welcher  denselben  auch  wider  Willen 
festhielte,  wäre  unnatürlich,  schon  um  der  groszen  moralischen 
Verantwortlichkeit  willen,  welcher  die  Kräfte  eines  Individuums 
nicht  gewachsen  sein  können,  und  verderblich  für  den  Stat, 
dem  mit  erzwungener  Begierungsthätigkeit  nichts  geholfen  sein 
kann.  ^ 

Die  Entsagung  kann  indessen  in  der  Erbmonarchie  eine 
unbedingte  sein,  in  dem  Sinne,  dasz  die  Thronfolge  eben  so 
eintritt  und  fortgeht,  wie  wenn  der  Monarch  gestorben  wäre, 
oder  eine  bedingte,  d.  h.  lediglich  zu  Gunsten  des  be- 
stimmten Nachfolgers  wirkende,  so  dasz,  nach  dem  Absterben 
des  letztern,  der  abdankende  Fürst  neuerdings  zur  Thronfolge 
berufen  wird. 

2.  Der  ausdrücklichen  Entsagung  steht  die  stillschwei- 
gende gleich,  welche  aus  den  Verhältnissen  geschlossen  werden 
kann,  obschon  die  Herstellung  dieses  Ereignisses  leicht  dem 
Zweifel  und  Streit  ausgesetzt  ist.  Sie  darf  gefolgert  werden, 
wenn  der  Monarch  dauernd  das  Land  verlässt,  das  er  zu  re- 
gieren hat,  oder  sich  dauernd  allen  Regierungspflichten  und 
Geschäften  entzieht.  Dieses  Argument  wurde  in  der  englischen 
Revolution  von  1688  auch  von  der  entschieden  dynastisch  ge- 
sinnten* Partei  in  dem  Englischen  Parlamente  anerkannt.  Eben- 
so kann  die  Veräuszeruug  des  Statsgebietes  von  Seite  des 
Monarchen  interpretirt  werden,  ganz  abgesehen  von  der  Frage, 
ob  dieselbe  gültig  sei  oder  nicht. 

^  Eine  Ausnahme  kommt  daher  auch  nur  in  kleinen  Republiken,  die 
einer  QemcindeTerwaitung  ähnlich  sind,  yor,  wie  in  einzelnen  Bergkan- 
tonen der  Schweiz. 
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3.  Der  Eintritt  einer  absoluten  Unfähigkeit,  Regent 
zo  sein,  nach  den  Bestimmungen  der  Statsverfassung ,  z.  B. 
nach  der  englischen  der  Uebertritt  desselben  in  die  katholische 
Kirche.  Manche  neuere  Verfassungen  begnügen  sich,  auch  in 
solchen  Fällen,  wie  in  denen  relativer  Unfähigkeit,  die  Be- 
stellung einer  Beichsverwesung  anzuordnen. 

4.  Die  Entsetzung,  in  der  Bepublik  auch  gegen- 
wärtig noch  anerkannt,  nach  dem  Statsrechte  des  Mittelalters 
aneh  in  Monarchien  häufig  gefibt,  wird  von  dem  Statsrechte 
der  moderneuMonarchie  gewöhnlich  nicht  mehr  gestattet.  * 

5.  Die  Entthronung,  sei  es  a)  durch  das  Machtge- 
bot eines  Eroberers  oder  eines  übermächtigen  fremden  States, 
oder  b)  in  Folge  einer  Innern  Revolution,  welche  den 
Monarchen  oder  die  Monarchie  stürzt,  oder  c)  durch  Usur- 
pation  eines  Individuums,  welches  sich  der  Statsgewalt  be- 
mächtigt. Die  Geschichte  kennt  eine  grosze  Zahl  von  Bei- 
spielen der  Art  aus  alter  und  neuer  Zeit. 

Zunächst  ergibt  sich  in  allen  diesen  Fällen  nur  eine  f  ac- 
tische Zerstörung  der  bisherigen  Herrschaft,  nicht  eine  recht- 
liche Erledigung  des  Thrones.  Verzichtet  der  Monarch  nicht 
auf  sein  Recht,  so  wird  der  Zwiespalt  zwischen  seinem  Bechte 
und  den  factischen  Verhältnissen  sichtbar,  und  dem  Könige 
de  jwe  steht  ein  König  oder  eine  Regierung  de  facto  feindlich 
entgegen:  eine  Spaltung  des  idealen  Bechts  und  der  realen 
Macht,  welche  jederzeit  für  den  Stat,  dessen  Existenz  die  Ver- 
einigung beider  erfordert,  ein  schweres  Leiden  und  auf  die 
Dauer  unerträglich  ist. 

'  Der  illegitime  Herrscher  wird,  so  weit  seine  wirk- 
liche Macht  reicht,  von  den  Unterthanen  Gehorsam  fordern; 
und  da  die  Wohlfahrt  und  die  Rechtsordnung  in  dem  State 
ohne  eine  factische  Regierung  nicht  bestehen  können,  so  wird 
er  denselben  auch  finden.  Der  einzelne  Unterthan  kann  den 
Kampf  mit  der  überwiegenden  Statsgewalt  nicht  aufnehmen 

*  Nfther  wird  daron  Cap.  13  gehandelt.  * 
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und  bestehen  und  die  übrigen  Organe  des  Stats,  die  Polizei, 
das  Heer,  die  Gerichte  werden  jede  Auflehnung  der  Individuen 
oder  einzelner  Classen  der  Bevölkerung  unterdrücken  und  be- 
strafen. Der  legitime  Herrscher  aber  hat  die  Macht  nicht, 
die  ihm  treuen  Bürger  zu  schützen,  und  kann  daher  auch  nicht 
fordern,  dasz  sie  für  seine  Rechtsansprüche,  die  er  selber  nicht 
aufrecht  zu  halten  vermag,  sich  hinopfem. ^  Aber  eben  so 
wenig  kann  ihm  zugemuthet  werden,  auf  dieselbe  für  die  Zu- 
kunft zu  verzichten;  und  ihn  dazu  zu  nöthigen,  in  ähnlicher 
Weise  wie  die  Unterthanen,  dazu  fehlt  der  factischen  Regier- 
ung hinwieder  die  Macht. 

Hier  begegnen  wir  dem  groszen  Einflusz,  welchen  auf 
dem  Gebiete  des  Statsrechts  der  Besitz  auf  die  Rechtsbil- 
dung äuszert.  Man  darf  zwar  nicht  so  weit  gehen,  schon  dem 
Besitz   an   und    fdr  sich    die   Bedeutung   des  Rechts  zuzuge- 

9 

stehen,  das  hiesze  Zerstörung  des  liechtsbegriffs,  dem  die  reale 
Unterlage  zwar  nothwendig,  aber  die  sittliche  Eigenschaft  nicht 
minder  unentbehrlich  ist.  Auch  im  Verhältnisz  zu  den  Unter- 
thanen  kann  der  Usurpator  nicht  sofort,  wie  er  die  Macht  er- 
grifTen  hat,  als  legitimer  Herrscher  angesehen  werden. 
Erst  wenn  die  Repräsentation  des  Volkes  und  die  übrigen  Or- 
gane des  States,  insbesondere  die  Gerichte,  denselben  als  Re- 
genten anerkannt  haben,  dann  ist  für  die  einzelnen 
Statsbürger  die  Unterordnung  unter  den  factischen  Herrscher 
auch  zur  Rechtspflicht  geworden,  und  kann  jener  in  diesem 
Verhältnisz  das  Recht  eines  legitimen  Regenten  ansprechen. 

Der  entthronte  Herrscher  aber  verliert  sein  Recht  durch 
Verjährung,   sobald   er   durch   die   Terhältnisse   genöthigt 


'  Unter  Heinrich  VIL  wurde  im  Jahr  1494  eine  engUsohe  Parla- 
mentsacte  erlassen,  durch  welche  ausdrücklich  untersagt  wurde,  jemanden 
gerichtlich  wegen  Yerratha  oder  eines  andern  Vergehens  zu  verfolgen 
und  zu  bestrafen,  weil  er  einem  Könige  de  facto  seine  Dienstpflicht  ge- 
leistet habe.  Sie  findet  sich  in  dem  Book  of  Bights  von  Edgar  Tay- 
lor 8.  136.  • 
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wird,  den  Kampf  um  die  Herstellung  der  Herrschaft  aufzu- 
geben, d.  h.  wenn  einerseits  im  eigenen  Lande  jeder  factische 
Widerstand  aufgehört  hat  und  auch  die  Aussicht  denselben 
zu  erneuern  verschwunden  ist,  und  anderseits  die  Möglichkeit, 
von  auszen  her  durch  völkerrechtliche  Einwirkung  oder  Krieg 
die  Wiedereinsetzung  zu  vollziehen,  zerstört  ist.  Ersteres  ist 
geschehen,  wenn  die  ganze  Nation  sich  dem  neuen  Herrscher 
unterworfen  hat;  letzteres  wenn  die  auswärtigen  Mächte  diesen 
ihrerseits  anerkannt  haben,  und  jenen  somit  verhindern,  sein 
Becht  von  ihrem  Gebiet  aus  mit  Kriegsgewalt  zu  erneuem.  "* 
6.  Die  Beichsyerwesung,  Begentschaft  erlischt, 
w«m  der  Grund,  um  dessen  willen  sie  bestellt  wurde,  aufhört, 
somit  wenn  der  minderjährige  Monarch  stirbt,  und  der  Thron- 
folger zur  Begiemng  befähigt  ist,  oder  wenn  jener  volljährig 
wird.  Ist  es  zweifelhaft,  ob  der  Grund  aufgehört  habe,  so  wird 
darflber  in  der  nämlichen  Form  entschieden  werden  müssen 
welche  verSassungsmäszig  zur  Bestellung  der  Begentschaft  er- 
fordert wird.*^ 


«  Tgl.  oben  Einleitung  Cap.  9  S.  25  f.  nnd  Zöpfl,  Statsreohi  II. 
|.  206.  Er  legt  mit  Recht  anf  die  Anerkennung  der  Groszmäohte  einen 
Werth ;  aber  wenn  einmal  ein  neuer  Herrscher  von  denselben  anerkannt 
worden  nnd  so  auch  rSlkerrechtlich  legitimirt  ist,  lo  läszt  sich  das  nun 
wirkliche  Recht  nicht  wieder  durch  spätere  Weigerung  fernerer  Aner- 
kennung illegitim  machen,  wie  Zöpfl  mit  Hiuweisung  auf  den  Fall  Na- 
poleon des  Ersten  behauptet.  Diese  spätere  Weigerung  kann  die  Be- 
deutung einer  ySlkerrechtlichen  Entthronung  haben,  und  ist 
dann  neue  Rechtsbildung  nicht  Rückbildung  in  fr&here  Zustände.  Man 
kann  die  Geschichte  nicht  nachträglich  ungeschehen  machen.  Gerade 
die  Kapoleonisohe  Geschichte  macht  das  klar. 

*  Zaohariä,  Deutsches  Bundesrecht  %.  83. 
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Zwölftes  Gapitel. 

VI.  Rechte  des  State  Oberhauptes. 
A.  Majetätareohte. 

1.  Der  Monarch  als  Souverän  ist  zagleich  gewissermaszen 
die  Personification  der  Hoheit  und  Würde  des  Stats. 
Demgemäsz  hat  er  das  Recht  der  Majestät,  welches  auch 
da  gilt,  wo  der  Titel  „Majestät''  dem  Fürsten  fehlt 

Der  Titel  Majestät  gebahrt  nach  der  neuem  statlichen 
Courtoisie  nur  den  Kaisern  und  den  Königen,  nicht  aber 
andern  Fürsten,  auch  wenn  dieselben  souveräne  Landesherr- 
ren sind.  ZuersJ;  hat  die  römische  Statssprache  das  Kaiser- 
thum  damit  beehrt.'  Von  da  ging  der  Sprachgebrauch  auf 
die  fränkische  Monarchie*  über,  und  durch  deren  Vermitt- 
lung auch  auf  die  deutschen  Kaiser.''  Im  spätem  Mittel- 
alter gaben  auch  die  Könige  dem  Kaiser  diesen  Titel,  erhielten 
denselben  aber  nicht  von  der  kaiserlichen  Kanzlei  zurück.  ^  Erst 

*  Die  Kaiser  worden  zuweilen  so  angeredet,  brauchten  aber  auch  yod 
sich  selber  den  Ausdruck  „nostra  majestas.*^  Tgl.  c.  17  C.  de  omni  agro 
deserto:  „sub  canonis  solutione,  quem  nostrcte  majestatis  aucioritas  per 
annos  singulos  äolyendum  e^ise  praescripsit.*^ 

'Karl  der  Qrosze  bediente  sich  des  Titels  schon,  bevor  er  die  Kaiser- 
krone auf  sein  Haupt  gesetzt  hatte,  und  noch  frOher  sprach  Theodor  loh 
derGrosze  als  König  Ton  Italien  Ton  seiner  «regia  majestas.*^  Vgl.  Pfef- 
finger:   Fif Wart  14«  lUustr.  I.  IV.  9. 

'  £s  ist  daher  ein  Irrthum,  wenn  Droysen  (Befreiangskrxege  I. 
8.  23)  meint,  Karl  Y.  habe  sich  zuerst  Majestät  heiszen  lassen.  Dieser 
Kaiser  hielt  zwar  strenge  auf  die  Etikette,  und  so  mochte  auch  dieser 
Titel  unter  ihm  zu  regelmäszigerem  Gebrauche  kommen«  Aber  fortwäh- 
rend hatten  auch  die  frfihem  Kaiser  den  Titel  der  Majestät  erhalten  und 
Ton  sich  gebraucht.  Eine  Reihe  ron Beispielen  sind  gesammelt  l»ei  Pfef- 
finger  a.  a.  0.,  z.  B.  Friedrich  IL  im  Jahre  1213:  „praesens  priri- 
legiom  mt^jtsiaHM  nosiroe  aurea  buUa  jussimus  commnniri.*^ 

*  Noch  bei  den  Regensburger  Yerhandlongen  erhob  die  kaiserliolM 
Kanilei  Einsprache  dagegen,  dasz  dem  Könige  Ton  Frankreich  der  Titel 
Mi^jestät  Ton  den  Reiche  beigelegt  werde:  «Hielten  sie  daror,  dajs  dai 
Wort  «Dignitas''  oder   «Kdnigliche  Würde''  zu  behalten;  ab  weilA  ei 
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seit  dem  westphfilischen  Frieden  wurde  es  üblich,  anch  von 
Seieha  wegen  die  Könige  als  Majestäten  zu  beehren,  und 
MXkth  die  Kurfürsten  fingen  nun  an,  die  nämliche  Auszeich- 
nmig  zu  begehren.^ 

Der  Titel  kann  auch  für  sich  allein,  ohne  die  eigentlichen 
Majestfttsrechte,  vorkommen.  In  diesem  Sinne  gebührt  derselbe 
regelmftszig  der  Gemahlin  des  Königs,  und  kann  auch  von  dem 
Könige,  welcher  auf  die  Herrschaft  verzichtet,  somit  aufgehört 
hat,  Souverän  zu  sein,  als  Zeichen  der  höchsten  Ehre  beibe- 
halten werden. 

Unabhängig  von  dem  Titel  ist  das  Becht  der  Maje- 
stät. Eine  Verletzung  der  höchsten  statlichen  Ehre  des  Mon- 
archen wird  daher  als  ein  eigenthümliches  Verbrechen,  als 
„M^estätsbeleidigung''  (crimen  laesae  majestatis)  behandelt, 
und  mit  schwererer  Strafe  belegt,  als  wenn  irgend  die  Ehre 
eines  andern  Individuums  verletzt  wird.^ 

Das  republikanische  Statsrecht  der  neuem  Zeit  hat  für 
seine  Begierungshäupter  sowohl  das  Becht  der  Majestät 
aufgegeben,  als  den  Titel  nie  in  Anspruch  genommen.    Das 

also  im  rdmischeo  Reich  herkommeu  und  sololies  prftdicut:  Dignitas  ge- 
brttQchl  wQrde,  wenn  auch  nur  ein  Fürst  des  Beichs  allein  an  einen 
K6nig  schriebe,  und  wflrde  dero wegen  hierdurch  eine  Einführung  und 
•onderiiohen  denen  anwesenden  Fürsten  ein  PrSjudiz  gemachet,  so  man 
uemal«  Torhero  hfttte  thun,  ja  auch  keines  Königes  Gesandten  gestatten 
woUen,  »einem  König  das  Priidicat  Majestät  zu  geben,  weiln  sonsten 
■ieoiand  anders  als  dem  Komischen  Kayscr  und  dem  Regi  Romanorum 
loleh  Prfidicatam  Majestatis  gegeben  würde/'  Indessen  iie^z  sich  damals 
tebon  die  Mehrheit  in  dem  Fürutenrathe  bestimmen,  den  Königen 
▼oa  Frankreich  und  tos  Spanien  diesen  Titel  zuzugestehen,  die 
Kmrf  Anten  aber  bezogen  sich  auf  den  Entscheid  des  Kaisers. 

*  AU  der  Kurfürst  Yon  Brandenburg  1688  in  der  Vollmacht  seiner 
Ocaandlen  die  Formel:  „mit  unserem  Ghurfürstlichen  MajestSt  Insiegel" 
brauchte,  machte  das  Kurmainzische  Directorium  erst  Einwendungen, 
tieti  lieh  dann  aber  bestimmen,  dieselbe  anzuerkennen.  Tgl.  Pfeff- 
iager  a.  a.  0. 

*  Die  Gesetze  und  die  Jurisprudenz  der  Römer  haben  diesen  Be* 
griff  in  aasgedehntem  Umfang  und  mit  grosser  Härte  in  das  Btrafreoht 
•ingefahrt. 
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altrömische  dagegen  dehnte  jenes,  wenn  auch  nicht  diesen,  auf 
die  Magistrate  aus.^ 

2.  Dem  Monarchen  wird  Unverletzlichkeit  zuge- 
schrieben, und  seine  Person  als  geheiligt  erkUrt.  Auch 
diese  Vorstellung  ist  zuerst  in  dem  römischen  Rechte  näher 
bestimmt  worden.  Um  die  Volkstribunen  sicher  zu  stellen, 
wurden  dieselben  fdr  sacrosancH  erklärt,  d.  h.  wer  dieselben 
verletzte ,  dessen  Leib  und  Out  war  den  Qöttern  verfallen.^ 
Mit  der  tribunicischen  Gewalt  ging  diese  Eigenschaft  auf  die 
römischen  Kaiser  über,  und  als  das  Christenthum  eingeführt 
ward,  bekam  der  Begriff  der  Heiligung  eine  kirchliche  Färbung. 

In  den  katholischen  Ländern  sind  die  beiden  Vorstellungen 
noch  lebendig;  in  protestantischen  dagegen  wird  in  neuerer 
Zeit  die  statliche  Unverletzlichkeit  wohl  festgehalten, 
nicht  aber  auch  die  kirchliche  Heiligung.^ 

3.  Dem  Monarchen  kommen  die  Beichsinsignien  zu, 
als  sichtbare  Symbole  seiner  Würde  und  Macht.  Dahin  ge- 
hören: die  Krone,  als  Sinnbild  der  Majestät, '^  das  Schwert 

*  Lex  Cornelia  de  majestate:  „Praetor  qui  ex  hao  lege  quaeret,  de 
eo  qnaerito,  qui  intercessionem  sustalerit,  aat  magistratiii,  quo  minua  mu- 
nere  suo  fungatur,  impedimento  fuerit/* 

*  Vgl.  Lwius  IIL  55:  „Ipsis  tribunis,  ut  sacro$ancti  Tiderentar 
(cujus  rei  prope  jam  memoria  aboloTerat),  relatia  quibusdam  ex  magno 
interrallo  ceremonüa,  renovarunt:  et  quum  religione  irmolatos  eos,  tum 
legeetiam  fecerunt,  sanciendo:  ütqui  tribunis  plebis,  aedilibos,  judicibus, 
decemyiris  nocuisset,  ejus  caput  Javt  aacrum  esaet:  familia  ad  aedem 
Gereris,  Liberi,  Liberaeque  yenum  iret*' 

'  Bayerische  Verf.  von  1818  II.  §.1:  „Seine  Person  ist  heilig  und 
unverletzlich."  Spanische  Verf.  Ton  1837  §.  44:  „Die  Person  des  Kö- 
nigs ist  heilig  und  unrerletzbar,'  und  hat  keine  Yerantwortlichkeit/* 
Oesterreiohische  von  1849  §.  14:  „Der  Kaiser  ist  geheiligt,  unrer* 
letzlich  und  unrerantwortlich.''  Dagegen  Niederländische  tod  1848 
S.  53:  „Der  König  ist  unverletzlich.*'  Preuszisohe  von  1850  $.  43: 
„Die  Person  des  Königs  ist  unverletzlich.*' 

10  Der  deutsch-römische  Kaiser  vereinigte  drei  Kronen,  die  deutaohe 
(von  Aachen),  die  longobardische  und  die  römische.  Das  Kreuz  auf  der 
Krone  deutete  auf  die  Eigenschaft  desselben  als  Schirmherr  und  Glied 
der  christUchen  Kirche.  Vgl.  Pfeffingers  Titriarius  I.  8  §.  2  f. 
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als  Zeichen  der  Gewalt,  die  das  Recht  schützt  und  das  Unrecht 
straft,"  der  Ring  der  königlichen  Würde  und  der  Glaubens- 
treue,"  der  Scepter,  ßls  Symbol  der  Gerechtigkeit,  der 
Weisheit  und  der  Gnade.  '^  üeberdem  haben  die  einzelnen 
Reiche  auch  ihre  besondern  Insignien.  So  wurde  dem 
deutschen  Kaiser  ein  goldener  Reichsapfel  bei  der  Krönung 
gereicht,  zum  Zeichen  der  Herrschaft  über  die  Erde,  und  der 
zweiköpfige  Adler  konnte  als  Symbol  der  inneren  Gegen- 
sätze gedeutet  werden,  welche  in  dem  deutschen  Reiche  zu 
Einem  Körper  yerbunden  waren,  so  waren  die  Lilien  das 
Symbol  der  französischen  Könige,  die  Löwen  das  der  eng- 
lischen. Zuweilen  wählten  die  verschiedenen  Könige  auch  ver- 
schiedene Insignien. 

4.  Der  Glanz  des  Königthums  wird  ferner  durch  den 
Hofs  tat,  und  die  Ehrerbietung,  die  dem  Statsoberhaupte  zu- 
kommt, durch  ein  ausgebildetes  Gere moniel  dargestellt.  Auf 

^^  Die  Formel  bei  der  KrSnnng  des  dentsolieii  Eaisera:  „Accipe  gla- 
dium.  Esto  memor,  de  quo  Psalmista  prophetayit,  dicens :  Aocingere  gla- 
dio  tQO  super  femur  tuam,  Potentisäime  etc.:  ut  in  hoc  Tim  aequitatia 
exereeas,  per  eundem  molem  iniqaitatis  potentissime  destruas,  sanctam 
Dei  ecelesiam  cjusque  fideles  propugaes  atqae  protegas,  neque  minus  aub 
fide  folsos  quam  Christian!  nominis  hostes  exteras  atque  dispergas,  Tidnas 
at<iue  pupillos  clementer  adjures  atque  defendas,  deäolata  restaurata  oon- 
lerrea,  ulciicaris  injusta,  oonserves  bene  disposita;  quatenua  hoc  agendo 
Tirtatnm  trinmphator  gloriosus,  justitiae  cnltor  egregius,  cum  mundi 
iairatore,  cujus  tjpum  geris ,  in  nomine  ejus  sine  fine  regnare  merearis^ 
qui  com  patre  et  spiritu  aanto  Tivit  et  regnat  Dens,  in  seoula  seonlorum. 


u 


t<  KrSnungsformel  des  deutschen  Kaisera:  „Accipe  regiae  dignitatis 
amulom  et  per  hunc  Oatholicae  fidei  cognosce  siguaculum  et  hodie  ordi- 
Baris  Caput  et  princeps  regni  et  popuU  ita  perjOTerabia  autor  et  stabili- 
tor  Christianitatis  et  Chriatianae  fidei  fieri  ut  felix  in  opere  cum  rege 
regsm  glorierls  per  aernm:  Gui  est  honor  et  gloria,  per  infinita,  aecula 
weulorom,  amen.^ 

"  Die  Formel:  „aooipe  rirgam  yirtutia  atque  Teritatiii  qua  intelligia 
muleere  pioi  et  terrere  reprobos,  errantibua  yiam  pandere,  lapisqne  ma- 
Bom  porrigere,  diiperdasque  auperbos  et  releres  humiles  —  diiigas  justi- 

et  odio  habeas  iniquitatem/' 

BUfttirliti,  al]f«aitJAM  8UI«r6«bt,  IL  5 
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die  Ordnimg  des  entern  hat  die  fitnkiscbe  Einrichtiuig  der 
vier  Hofämter,  welche  während  des  Mittelalters  an  allen  Höfen 
der  Fürsten  nachgebildet  wurde,  gioszen  EinflnsK  gefibt  Das 
letztere  ist  theilweise  noch  durch  Formen  und  Yorstellimgen 
bestimmt,  welche  dem  byzantinischen  Kaiserreich  entlehnt 
sind.  Da  aber  in  diesem  das  Frincip  der  absolaten  Monarchie 
herrschte  und  in  manchen  Beziehungen  anch  theokratische  An« 
Behauungen  einwirkten,  wie  sie  dem  Orient  eigen  waren,  so 
wird  zuweUen  hier  ein  Widerspruch  fühlbar  mit  der  mensch- 
lichfreieren Natur  des  modernen  States. 

5.  Die  Wflrde  der  Monarchie  bedingt  und  erheischt  auch 
den  Glanz  und  Beichthum  des  änszem  Lebens.  Beschei- 
dener und  anspruchsloser  ist  der  Charakter  des  republikanischen 
Begiments,  aber  auch  in  der  Republik  ist  es  weder  würdig 
noch  nützlich,  wenn  die  obersten  Magistrate  von  Nahrungs- 
sorgen gedrückt  und  ein  kärgliches  Leben  zu  führen  genüthigt 
sind,  so  dasz  dieselben  von  reichen  und  selbst  Ton  wohlhab- 
enden PriYatpersonen  verdunkelt  und  überragt  werden.  Wo 
vollends,  wie  in  der  Monarchie  die  äaszere  Ehre  der  Nation 
in  einem  Individuum  und  seiner  Familie  dauernd  concentrirt 
und  in  das  hellste  Licht  gestellt  wird,  da  ist  Beichthum  des 
Monarchen  ein  nothwendiges  Erfordemisz. 

Dieser  Beichthum  soll  so  grosz  sein,  dasz  der  Monarch 
nicht  nur  den  für  seine  statliche  Mission  nothwendigen  Auf- 
wand betreiben  kann,  sondern  auch  im  Stande  ist,  in  weitem 
Umfange  freie  Wohlthätigkeit  zu  üben  und  die  Blüthen  der 
Wissenschaft,  der  Kunst  und  der  Gewerbe  in  seinem  Lande 
durch  Unterstützung  und  Anerkennung  des  Talentes  zu  schön- 
ster Entfaltung  zu  fördern.  „Ein  Fürst  gleicht,"  wie  Friedrich 
der  Grosze'*  sagt,  „gewissermaszen  dem  Himmel,  welcher 
täglich  seinen  Thau  und  seinen  Begen  ausgieszt  und  immer 
einen  unerschöpflichen  Schatz  hat  die  Erde  zu  befruchten." 
Auch  der  Luxus  der  Fürsten,  wenn  das  rechte  Masz  gehalten 

*^  AutimachiaTel. 
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wird  und  nieht  in  Ausschweifung  und  Geschmacklosigkeit  aus- 
artet, oder  unedel  wird,  ist  als  eine  Wohlthat  für  das  Land 
zu  betrachten,  nicht  als  ein  üebel.  Der  Beichthum  des  Königs 
ist,  wie  kein  anderer  Privatreichthum,  wie  er  selber,  voraus 
den  Öffentlichen  Interessen  geweiht.  Sein  Haushalt  unter- 
scheidet sieh  dadurch  im  Princip  von  der  Oekonomie  eines 
Priraten.    Privatspeculationen  zu  niachen  ist  unköniglich.  '^ 

In  dem  römischen  Beiche  wurde  das  Aerar  der  Bepublik 
nach  und  nach  von  der  Begehrlichkeit  des  kaiserlichen  Fis- 
cns  Yerschlungen  und  das  Statsvermögen  wie  alles  Statsrecht 
dem  Kaiser  allein  zugeschrieben.  In  den  mittelalterlichen 
Staten  des  romanischen  und  germanischen  Europa*s  besaszen 
die  Ffirsten  weite  Domänen  und  hatten  feste  Bechte  auf  öffent- 
liche EinkOnfte,  zugleich  aber  die  Pflicht,  die  regelmäszigen 
Kosten  der  Begierung  und  Bechtspfiege  aus  ihrem  Vermögen 
zu  bertreiten.  In  der  neuem  Zeit  kamen  sorgfältigere  Unter- 
scheidungen auf: 

a)  das  eigentliche  Statsyermögen,  nicht  mehr  dem 
Monarchen  allein,  sondern  dem  ganzen  State  zugehörig, 
nimmt  alle  öffentlichen  Einkünfte  in  sich  auf  und  ist 
bestimmt,  ebenso  alle  Ausgaben  und  Verwendungen  des 
States  zu  tragen; 

b)  das  fär  den  königlichen  Haushalt  insbesondere 
bestimmte  Vermögen,  die  sogenannte  Gi vi lliste,  deren 
laufende  Einnahmen  der  freien  Verwendung  des  Mon- 
archen anheimfallen; 

**  Friedrich  der  Grosse,  so  Bparsam  er  war,  erkannte  doch 
lehr  wohl  das  Bedarfniss  des  königlichen  Luxus  für  einen  groszen  Stat« 
£r  erinnert  dabei  (im  Antimachiavel)  an  Phidias,  dessen  Statue  der 
Athene  dem  Volke  nicht  gefiel^  als  sie  noch  su  ebener  Erde  neben  einer 
•adem  Stalae  derselben  geiteUt  war,  dann  aber  allgemeine  Bewunderung 
nnd  den  entschiedenen  Vorzug  erwarb,  als  sie  auf  ihren  hohen  Stand- 
pankt  erhoben  worden  war,  und  bemerkt  ebenso  wahr  als  schön,  dass 
es  aueh  fUr  den  Stat  eine  „Optik  der  groszen  Verhältnisse**  gebe,  die 
beachtet  werden  nasse. 

6* 
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c)  das  reine  Privatvermögen  des  Fürsten. 

Das  Institut  der  Civilliste  wurde  zuerst  in  England  ein<* 
geführt,  anfangs  durch  einzelne  Parlamentsacte ,  später  als 
bleibende  Einrichtung,^^  früher  noch  theilweise  mit  andern 
herkömmlichen  öffentlichen  Einnahmen  und  Belastungen  der 
Ej-one  vermischt,  in  neuerer  Zeit  vollständig  davon  ausgeschie- 
den. In  unserm  Jahrhundert  wurde  denn  diese  Sonderung  in 
den  meisten  Staten  mit  constitutionell-monarchischer  Verfass- 
ung vollzogen.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dasz  zwar  durch 
dieselbe  das  königliche  Einkommen  abhängiger  von  der  Zu- 
stimmung der  Volksvertretung  geworden  ist  als  zuvor,  so  lange 
noch  Statsvermögen  und  Krongut  mehr  vermischt  waren;  aber 
auf  der  andern  Seite  haben  in  Folge  dieser  Umwandlung  auch 
die  Monarchen  gewonnen  durch  gröszere  Sicherheit  der  regel- 
mäszigen  Zahlungen,  durch  Befreiung  von  mancherlei  wechs- 
elnden und  nicht  selten  auch  plötzlich  steigenden  Lasten,  durch 
klarere  Uebersichtlicfakeit  und  Ordnung  des  Haushaltes,  und 
das  Volk  durch  erhöhten  Einflusz  auf  die  eigentliche  Statsöko- 
nomie,  Entfernung  der  Gefahren  eines  verschwenderischen  Hofes 
und  Erschwerung  des  Stimmenkaufs,  auszerdem  beide  durch 
die  erleichterte  Möglichkeit,  die  Grösze  der  Civilliste  den  ver- 
änderten Bedürfnissen  der  Zeit  anzupassen.  ^^ 

Unvereinbar  ist  die  Civilliste  freilich  mit  dem  Fatrimo- 
nialstat,  welcher  umgekehrt  den  Stat  selbst  wie  ein  Privatgut 
der  fürstlichen  Dynastie  betrachtet,  aber  keineswegs  mit  einem 
energischen  und  vollmächtigen  Eönigthum,  wie  der  moderne 
Stat  es  kennt.  Das  Haupt  empfängt  seine  Nahrung  auch  von 
den  Organen  des  Leibes;  weszhalb  sollte  es  daher  für  das 
Statshaupt,  welches  durch  seine  Herrschaft  dem  ganzen  Körper 

^*  Zuerst  nach  der  glorreichen  ReToIution  Ton  1689  bei  der  Thron- 
erhebung Wilhelms  III.  und  Marias.  Vgl.  über  die  Geschichte  der  engl. 
CiTÜIiste  Th.  Erak.  May,  Verf.-Gesch.  Englands  1.  Gap.  4. 

*Y  Sie 7 es  Werke  II,  203:  „Ein  Amtsgebalt  Ton  30  Millionen  ist 
der  Freiheit  sehr  zuwider  und  nach  meiner  Meinung  sehr  antimonarchisoh.** 
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dient,  anstOszig  sein,  seine  Ansstattung  und  seinen  Unterhalt 
Yon  diesem  zu  belcommen? 

Die  Civilliste  besteht  gewöhnlich  aus  einer  fixen  jährlichen 
Beute  und  auszerdem  in  dem  Genüsse  der  Paläste,  Schlösser, 
Sammlungen,  Kleinodien  u.  s.  f.,  welche  für  die  Familie  und 
den  Hof  des  Königs  bestimmt  sind.  In  England'^  wird  die 
Grösze  der  Beute  je  bei  dem  Begierungsantritt  des  Königs  für 
dessen  Begierungsperiode  durch  ein  Parlamentsgesetz  bestimmt: 
ein  System,  welches  zur  Zeit  der  Bestauration  in  Frankreich*' 
angenommen  wurde  und  in  die  Verfassungen  von  Belgien 
§.  43,  der  Niederlande  §.  27  und  andere  übergegangen 
ist  In  den  deutschen  Staten  wird  dieselbe  entweder  durch 
bleibende  Yer&ssungsbestimmungen  oder  Gesetze  ein  für  alle- 
mal festgesetzt,  oder  besteht  in  den  Einkünften  der  besondem 
ffir  diesen  Zweck  ausgeschiedenen  Krondomänen. '^  Die  span- 
ische Verfassung  dagegen  §.  49  und  die  portugiesische 
§.  27  stellen  es  lediglich  dem  Ermessen  der  Cortes  allein  an- 
heim,  die  Civilliste  bei  dem  Begierungsantritte  des  Königs  zu 
bestinunen  und  in  Griechenland  §.  357  kann  je  nach  10 
Jahren  dieselbe  gesetzlich  neu  geordnet  werden.  In  Nor  wegen 
(Verf.  §.  75)  darf  der  Storthing  sogar  jährlich  die  Civilliste 
festsetzen.'^  Der  Würde  der  Krone  ist  es  jedenfalls  nicht  zu- 
träglich, wenn  die  Ausstattung  derselben  zum  Gegenstand  öfterer 

I*  Blaokitone  Comm.  I.  8,  9. 

«•  TerfMSung  Ton  1815  §.  2'.]  und  ron  1830  S-  19. 

*  Bayerisches  Yerfassangsgesetz  yon  1834.  Prenszisohes  Ge- 
Mix  Ton  1820  Verf.  §.  59.  Die  fraherhin  geltende  Torstellnog  eines 
pnratrechtliohen  Kammergutes  ist  fttr  die  neuere  Btatsentwicklnng 
TÖUig  unhaltbar  geworden.  Beaohtung  aber  rerdient  bei  der  Ausmittelung 
der  Cinlliste,  dasz  die  deutschen  Filrsten  reiche  Kammergdter  an  den 
Slat  fibergeben  und  schon  deszhalb  einen  gerechten  Anspruch  auf  eine 
ehrenvolle  Dotation  haben.  Tgl.  Zacharift,  deutsches  Statsrecht  §.  210. 
Oesterreiohiscbe  Verf.  §.  36. 

"  D ah  1  mann,  Polit.  1.  8.  93  heiszt  das  nicht  mit  Unrecht  „einen 
lehimpflichen  Zustand  des  ersten  Hauswesens  im  Reiche,  den  kein  Pri- 
▼atoiann  ertragen  wfirde.*^ 
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Verhandlungen  der  Kammer  und  so  zur  Zielscheibe  der  Par- 
teileidenschaft, des  Neides  und  des  Unverstandes^  ^emachi  wird. 

Wo  die  Civilliste  gehörig  ausgeschieden  ist  von  dem  übrigen 
Statsvermögen ,  da  wird  durch  einen  üeberschusz  der  jähr- 
lichen Einnahmen  des  Statsvermögens  über  die  Ausgaben  dieses, 
nicht  aber  jene  bereichert.  Der  Yorschusz  dagegen  der  Ein- 
künfte der  Civilliste  über  die  Ausgaben  derselben  vermehrt  das 
Privatvermögen  des  Monarchen,  wenn  nicht  besondere  Qründe 
im  Wege  stehen. 

Die  Apanagen  der  Prinzen  und  ihrer  Familien  werden 
besser  getrennt  von  der  Civilliste  als  in  dieselbe  eingeschlossen. 
Die  Stellung  des  Monarchen  ist  einzig  im  State  und  darf  daher 
auch  nicht  abhängig  gemacht  werden  von  der  Zahl  und  den 
Bedürfnissen  der  Prinzen,  und  es  haben  diese  zunächst  blosz 
einen  Anspruch  auf  standesmäszigen  Unterhalt,  nach  Maszgabe 
des  Stammvermögens  der  Krone,  welcher  mehr  nach  den 
Grundsätzen  des  Privatrechts  als  des  Statsrechts  zu  normiren 
ist,  während  das  Becht  des  Monarchen  selbst  vorherrschend 
von  statsrechtlicher  Natur  ist.  Die  Ehre  der  Dynastie  und 
die  Würde  des  States  sind  freilich  auch  in  diesem  Verhält- 
nisse zu  berücksichtigen,  aber  sie  haben  hier  doch  nur  eine 
untergeordnete  Bedeutung.  Das  System  der  Apanagen  ist  in 
Europa  aufgekommen,  seitdem  der  statsrechtliche  Gesichtspunkt 
der  Einheit  der  Landesregierung  die  Untheilbarkeit  des  Stats- 
gebietes  und  zugleich  mit  diesem  den  Anfall  des  Domänen- 
und  des  Krongutes  an  den  einen  Nachfolger  in  dem  Fürsten- 
thum  zur  Folge  hatte.  Die  früheren  mehr  privatrechtlichen 
Erbansprüche  der  übrigen  Anverwandten  des  Monarchen  wurden 
daher  zurückgewiesen,  und  diese  muszten  sich  für  den  Verlust 
ihres  Erbrechtes  mit  einer  Abfindung  begnügen,  wie  sie  den 
ökonomischen  Kräften  des  Kammergutes  und  den  Lebensbe- 
dürfnissen der  Apanagirten  gemäsz  schien  und  ziemlich  firei 
von  dem  regierenden  Fürsten   selbst  bestimmt  wurde.*'     In 

**  Goldene  Balle  XXV.  §.  5.  „Qui (der Erstgeborene)  tarnen  apud 
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dem  neueren  Statsrechte  werden    die  Apanagen  regelmäszig 
durch  das  Gesetz  bestimmt. 


Dreizehntes  Gapitel. 

B.  MBJesUUsrechte.     Unverantwortlichkeit  und  Verantwortlichkeit. 

1.  Die  Frage  der  Verantwortlichkeit  des  Statsoberhauptes 
wurde  zn  verschiedenen  Zeiten  nnd  unter  verschiedenen  Völkern 
verschieden  beantwortet  Das  römische  Statsrecht,  auch 
während  der  Bepublik,  huldigte  dem  Princip  der  ün Verant- 
wortlichkeit der  obersten  Magistrate,  so  weit  ihr  politischer 
Amtskreifl  reichte.  Die  altem  germanischen  Völker  im  Gegen- 
satze hielten  den  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  selbst 
ihrer  Könige  für  natürlicher.  In  unserer  Zeit  bekennen  sich 
die  monarchisch  regierten  Staten  durchweg  -  -  mit  Ausnahme 
der  Napoleonischen  Verfassung  —  zu  dem  ersteren  Princip, 
suchen  aber  factisch  die  Unverantwortlichkeit  der  Könige  durch 
die  Verantwortlichkeit  ihrer  Minister  zu  beschränken,  ohne  die 
sie  nicht  zu  handeln  vermögen.  Die  Bepubliken  umgekehrt 
stehen  zu  dem  letzteren  Grundsatze.  Betrachten  wir  die  leit- 
enden Gedanken  und  ihre  Entwicklung  näher. 

2.  Die  Bömer  liebten  eine  energische  Gewalt.  Vor  dem 
Miflzbrauche  derselben  suchten  sie  sich  während  der  Bepublik 
theils  durch  kurze  Amtsdauer  und  öftere  Neuwahl,  theils  durch 
Theilung  der  Gewalt  unter  zwei  oder  mehrere  Inhaber  derselben 

alios  fr»tr»9  et  sorores  dementem  et  piam  exhibebit  continuo,  juzta  datam 
libi  a  Deo  gratiam  et  juzta  sunm  bene  placitum  et  ipsius  patrtmonii  fa- 
ealtatei.^  Der  Ausdruck  apanagiutn  erklärt  sich  aus  dem  mittelalter* 
liehen  Wort  apanare,  d.  h.  panem  et  cibam  porrigere.  Tersehieden  da» 
TOS  war  daa  sog.  paragium  oder  besser  partagium  (Vgl.  Du  Gange  u. 
d«  W.)y  welches  in  einer  Abfindung  in  Hoheit^rechten  und  Liegenschaften 
bestand,  somit  auf  einer  unTollstAndigen  Darobfahrung  des  Principe  der 
eInlieitlichoB  Thronfolge  beruhte. 


72        Seohstes  Buch.    Die  SouverSnetät  und  das  Staisoberhaupi 

ZU  schützen:  aber  sie  fürchteten,  dasz  die  Kraft  des  Amtes 
gelähmt  und  seine  Hoheit  und  Würde  verletzt  werden  könnte, 
wenn  der  Träger  derselben  während  seiner  Amtsperiode  ver- 
antwortlich gemacht  würde,  und  es  schien  ihnen  unnatürlich, 
dasz  der  höchste  Magistrat  der  Jurisdiction  eines  ihm  gleichen 
oder  niedrigeren  Magistrates  unterworfen  werde.  Es  wurde 
daher  als  ein  Bruch  des  hergebrachten  Rechtes  angesehen,  als 
Tiberius  Grachus  zuerst  auf  Absetzung  seines  CoUegen  im  Tri- 
bunal des  M.  Octavius  antrug  und  dieselbe  durchsetzte,'  und 
noch  Cicero  verkündete  von  den  Oonsuln  den  Satz:  Nemini 
parento.'  Selbst  wegen  ihrer  Provincialregierung  konnten  die 
Magistrate  erst,  nachdem  ihre  Amtsdauer  vollendet  war,  be- 
langt werden.  Die  Unverantwortlichkeit  des  römischen  Kaisers 
aber  deckte  auch  seine  Diener,  wenn  er  sie  nicht  selber  zur  Ver- 
antwortung zog.'^  Der  Kaiser  selbst  hatte  zwar  die  moralische 
Verpflichtung,  Recht  und  Gesetz  zu  achten;^  aber  wenn  er 
ausnahmsweise  über  ihre  Schranken  hinausging,  so  gab  es  kein 
statsrechtliches  noch  gerichtliches  Mittel,  ihn  zur  Rechenschaft 
zu  ziehen ;  und  insofern  konnte  man  sagen,  der  Kaiser  sei  nicht 
durch  die  Gesetze  gebunden.^ 

3.  Eine  von  Grund  aus  verschiedene  Ansicht  findet  sich 
dagegen  in  dem  germanischen  Mittelalter  häufig.  Die  In- 
teressen der  Regierungsmacht  und  Hoheit  schienen  den  ger- 
manischen Völkern  nicht  von  solcher  Bedeutung,    um  ihnen 

^  Rubin 0  8  Untennoh.  L  8.  32. 

»  De  Legib.  III.  3. 

'  Oben  Buch  IV.  Cap.  17.  Note  9. 

*  TacituSf  Annal.  III.  26:  „Praeoipuus  Serrius  TuUius  sanctor  legum 
fuit  quia  etiam  regoa  obtemperarent/'  c.  4.  G.  de  Legib.  Imp.  Theodoaiua 
ei  VaierUinianua :  „Digna  tox  est  majestate  regnaniis ,  legibus  alligdtum 
se  principem  profiteri;  adeo  de  auctoritate  juris  nostra  pendet  auctoriiaa.'^ 

*  Ülpianus,  L.  31.  D.  de  Legibus:  „Princeps  legibus  solutus  est; 
Angusta  autem  non  est,  Principes  tarnen  eadem  illi  priTÜegia  tribnunt, 
quae  ipsi  habent/*  M,  AnUmtnus  phil.:  „Nemo  niai  solus  Deus  judex 
prinoipis  esse  potest.'* 
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die  Büctoichten  der  Gerechtigkeit  aufzuopfern,^  und  obwohl 
auch  sie  in  der  Regel  nur  dem  höheren  Richter  verstatteten, 

*  Gregor  von  Tours  III.  30  von  den  Gothen :  „Sumserant  Gothi  hano 
deteitabilem  oonsuetudinem  (der  Bischof  ist  ein  Romane  und  in  den 
Begriffen  des  römisohen  JRechts  erzogen),  ut  si  quis  eis  de  regibus  non 
plactiisset,  gladio  eum  adpeterent,  et  qui  libuisset  animo,  hunc  sibi  sta- 
tuerent  regem."  Dem  sohwediscben  König  Olof  SchooszkÖnig  er- 
UiSrte  der  Lagmann  Thorgny  in  dem  öffentlichen  Dinge  zu  XJpsala  in 
Gegenwart  des  norwegischen  Gesandten:  „Dieser  König,  der  jetzt  da  ist, 
will  nicht,  dasz  Einer  wage  zu  ihm  zu  reden,  als  was  ihm  selbst  wohl- 
geflLllig  SU  hören  ist,  und  das  betreibt  er  mit  aller  Hitze.  Seine  Steuer- 
Under  aber  lAszt  er  durch  Sorglosigkeit  sich  aus  den  Händen  gehen, 
«ad  dennoch  will  er  Norwegen  beherrschen,  was  kein  König  ror  ihm 
begehrte,  daher  Mancher  in  Unruhe  leben  musz.  Deszhalb  wollen  wir 
Bauern,  dasz  Du  König  Olof  mit  Norwegens  Könige  Friede  schlieszest 
vnd  ihm  deine  Tochter  Ingegard  zur  Frau  gebest.  Willst  Du  die  Ost- 
linder  wieder  gewinnen,  die  Deine  Verwandten  und  Yoreltem  gehabt 
haben,  so  folgen  wir  Dir  Alle.  Willst  Du  aber  unser  Begehren  nicht 
eif&Uen,  so  werden  wir  Dich  flberfaUen  und  Dich  tödten  und  nicht 
länger  Unineden  und  Unreobt  dulden.  Denn  so  haben  es  unsere  Yor- 
eltem gemacht:  sie  stürzten  fünf  Könige  in  einen  Brunnen  bei  Mulath- 
ing,  die  so  von  Hochmnth  erfüllt  waren,  wie  Du  gegen  uns.'*  YgL 
Wilda,  Strafrecht  der  Germanen  S.  31.  Weitere  Nachweisungen  bei 
C.  Maar  er,  Beitr.  zur  Bechtsgeschichte  des  Nordens  I.  S.  13.  Leges 
Laneoenses  in  Portugal  t.  J.  1153  Art  22:  „Und  der  Proeurator  des 
Königs  Lorenzo  Yenegas  hat  gefragt:  WoUt  ihr,  dasz  der  Herr  König 
ZB  den  Cortes  des  Königs  Ton  Leon  gehen  und  ihm  oder  irgend  einer 
•adem  Person  auszer  dem  Herrn  Pi^st,  welcher  ihn  zum  König  erhoben 
hat,  Tribat  zahlen  soU?  Und  alle  haben  sich  erhoben  und  mit  den  bloszen 
Schwertern  gegen  den  Himmel  gerichtet  gesprochen:  Wir  sind  frei,  unser 
König  ist  frei,  oasere  Häade  haben  uns  befreit,  und  der  Herr  König, 
weleher  solche  Dinge  zugestanden  haben  sollte,  soU  sterben,  und  wenn 
«r  noch  König  seyn  soUte,  nicht  mehr  über  uns  regieren.  Und  der  Herr 
König  mit  der  Krone  auf  dem  Haupt  erhob  sieh  abermals  und  sprach 
«Bf  ähnliche  Weise  mit  entblösztem  Schwerte  zu  Allen:  ihr  wiszt,  wie 
TidSdilaehten  ich  für  eure  Freiheit  aus  gekämpft  habe,  ihr  seyd  davon 
Zeugen,  mein  Arm  und  dieses  Schwert  sind  Zeugen,  wenn  Jemand  solche 
Dinge  zogestanden  haben  soUte,  so  soU  er  sterben,  und  wenn  es  mein 
Sohn  and  Enkel  wäre,  so  soU  er  nicht  regieren.  Und  alle  Stände  haben 
geepreehen:  ein  gutes  Wort,  sie  sollen  sterben,  und  wenn  der  König  ein 
fdclier  gewesen  ist,  dasz  er  zu  einer  fremden  Oberherrschaft  seine  Ein- 
wifligong  gibt,  sosoU  er  nicht  regieren.  Und  wiederum  sprach  der  König: 
so  loU  es  geschehen.''  Schubert,  Yerf.  H.  S.  133.  Noch  im  Jahr  1641 
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Hber  die  ihm  untergeordneten  Personen  das  Gericht  zu  hegen, 
so  lieszen  sie  doch,  wenn  der  höhere  Richter  selber  das  Recht 
und  den  Frieden  brach,  ihn  Yor  seinem  Stellvertreter  zur  Ver- 
antwortung ziehen. 

Es  war  eine  Idee  des  Mittelalters,  dasz  der  Kaiser'' 
berufen  sei,  auch  tiber  die  Fürsten  Gericht  zu  halten,  eine 
Idee,  welche  indessen  nur  innerhalb  des  deutsch -römischen 
Reiches  practisch  wurde,  indem  die  übrigen  christlichen  Könige 

erklärten  die  drei  Stände  ron  Portugal  bei  der  Erhebung  des  Haniei 
Braganza  anf  den  Thron:  „Es  ist  aach  nach  dem  natürlichen  und  menich- 
lichen  Rechte,  selbst  wenn  die  Stände  der  Königreiche  alle  ihre  Antoriiät 
und  Gewalt  den  Königen  übertragen  und  bewiUigt  hätten,  um  sie  sn  re- 
gieren, dass  diesz  nichtsdestoweniger  doch  nur  unter  der  stillschweigenden 
Bedingung  geschehen  sein  würde,  sie  mit  Gerechtigkeit  zu  leiten  und  sa 
beherrschen,  nicht  aber  mit  Gewaltthätigkeit.  Daraus  folgt,  dass  wenn 
die  Unterthanen  ron  ihren  SouYeränen  tyrannisch  behandelt  worden  sind, 
es  auch  in  ihrer  Gewalt  steht,  ihnen  die  Krone  zu  nehmen.*'  Schubert, 
Verf.  IL  S.  139.  Assisen  tou  Jerusalem  B.  G.  26:  Bien  sachies 
qml  n'est  mie  uignor  de  faire  tort :  car  se  ü  le  faiseit  done  ni  arereit  U 
desons  lui  nul  home  qui  droit  deust  faire  ne  dire,  puisque  le  sire  nayme 
ce  fauce  por  faire  tort/' 

^  Carta  dirisionis  imperii  a.  817  c.  10:  „Si  autem  —  eYenerit,  nt 
aliqnis  iUornm  propter  cnpiditatem  rerum  terrenarum,  quae  est  radix  om- 
nium  malorum,  aut  dirisor  aut  oppressor  Ecolesiarum  aut  panperum  czti- 
terit,  aut  tjrannidem,  in  qua  omnis  crudelitas  consistit,  exercuerit,  primo 
seottudum  Domini  praeceptum  per  fideles  legatos  semel  bis  et  ter  de  sua 
emendatione  oommoneatur;  ut  si  his  renisus  fuerit,  aroessitus  a  fatre  oo- 
lam  altero  firatre  patemo  et  fratemo  amore  moneatur  et  castigetur.  £t 
si  haue  salubrem  admonikionem  penitus  spreyerit,  communi  omnium  sen- 
tentia  quid  de  iUo  agendum  si  deoernatur,  ut  quem  salubris  ammonitio 
a  nefandis  actibus  rerooare  non  potuit,  imperiaUs  potentia  oommunbque 
omnium  sententia  coeroeaf  Sachsenspiegel  III.  55  $.  1:  „OTor  der 
▼ersten  lif  unde  ir  gesunt  ne  mut  neman  richtere  sin,  wan  de  Koning^ 
Beichsabschled  Friedrichs  II.  ron  1235  o.  24:  Wenn  die  Klage  den 
Fürsten  an  ihren  Leib,  ihre  Ehre,  an  ihr  Recht,  an  ihr  Erbe  oder  ihr 
Leben  geht,  so  richtet  der  Kaiser  selbst.  Nach  demSohwabenspiegel 
0.  106  kann  er  indessen,  wenn  er  ausser  Landes  fährt,  dem  Pfalsgrafen 
vom  Rhein  „den  gewalt  geben,  das  er  an  siner  stat  ricbter  si  über  der 
fürsten  lip.**  Die  Beispiele  sind  auch  nicht  selten  in  der  deutschen  Ge* 
schichte,  dasz  die  Beichsaoht  über  Fürsten  ausgesprochen  und  rollaogen 
wurde. 
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und  Fürsten  die  Weltherrschaft  des  Kaisers  nur  im  Titel  und 
Rang,  nicht  in  der  Wirklichkeit  anerkannten.  Wurde  ancli 
später  die  Entsetzung  eines  Reichsfursten  dem  freien  Urtheile 
des  kaiserlichen  Gerichtes  nicht  mehr  überlassen ,  sondern  von 
der  Zustimmung  des  Reichstages  abhängig  gemacht,  so  blieb 
doch  die  Zulftszigkeit  derselben  bis  zur  Auflösung  des  deutschen 
Reiches  anerkannt.^ 

Sogar  der  Kaiser,  ungeachtet  seine  höchste  Macht  Yon 
Gott  abgeleitet  wurde,  war  nicht  unverantwortlich.  In  gewöhn- 
lichen Klagen,  die  ihm  nicht  an  die  Herrschaft  gehen,  wird 
er  Tor  dem  Pfalzgrafen  yom  Rhein  belangt.^  Die  Kurfürsten 
aber  sind  berechtigt,  ihn  durch  ürtheil  selbst  des  Reiches  zu 
entsetzen.  *^    Erst  in  den  letzten  Jahrhunderten,  als  die  Grund- 

•  Wahleapitulation  Karls  VI,  t.  1711  Art.  XX.  „Wir  soUeii 
and  waUen  aaoli  in  Acht  and  Oberaohttaohen  darauf  halten,  dasz  nie- 
Buind  Charfarst,  FQrät  oder  Stand  —  ohne  rechtmftszig  und  genügsame 
ITrsacb  auch  ungehSrt  und  ohne  Yorwissen  Rath  und  BewiUigung  des 
HeiL  Beichs  ChurfUrsten,  Fürsten  und  Stände  in  die  Acht  oder  Oberacht 
gethan  werde/*  —  „Wann  es  dann  (nach  der  gerichtlichen  Verhandlung 
in  Reiehshofrath  oder  Kammergericht)  zum  Schlusz  der  Sachen  kommt, 
•o  sollen  die  ergangene  Acta  auf  dlTentHchen  Reichstag  gebracht,  durch 
gewisse  hierzu  absonderlich  yereidigte  Stftnd  aus  allen  drei  Reichscollegien 
in  gleieher  Anzahl  der  Religionen  examinirt  und  fiberlegt,  deren  Ont- 
nditea  an  gesambte  ChnrfÜrsten,  Forsten  und  Stände  referirt,  ron  denen 
der  endiiehe  Schlusz  gefaszt  and  das  also  yerglichene  Urtheil,  naohdeme 
es  Ton  Vns  and  unserem  Gommissario  gleichfalls  approbirt,  in  Unserem 
Hahnen  pnblieirt  werden.'* 

*  Sachsenspiegel  III.  52  f.  3:  „klaget  man  orer  den  riehtere, 
ke  inl  aniwerden  ror  dem  scultheiten,  wen  die  seultheite  is  riohter  siner 
leoh;  als  is  die  palenzgrere  orer  den  keyscr,  onde  die  barohgrere  oyer 
den  aaregrtTen/*    Vgl.  I.  58. 

^  Sachsenspiegel  III.  54  §.  4  „De  koning  sol  hebben  Trenkisch 
reekt  irnnno  he  gekoren  is:  Ton  syelker  bord  he  ok  si,  wanne  alse  de 
Tranke  sinen  lif  nicht  yerwerken  ne  mach,  he  ne  werde  in  der  hani- 
hallen  dat  gerangen,  oder  ime  ne  si  sin  Trenkisch  recht  Terdelt,  also 
ne  mach  deme  koninge  neman  an  sin  lif  spreken,  ime  ne  si 
dat  rike  Tore  mit  ordelen  Terdelt.**  Schwabenspiegel  o.  105 
( Wackemagel) :  „Dem  kfinige  mao  nieman  an  den  lip  gesprochen,  im 
werde  daz  riche  h  widerteilet  mit  der  fOrsten  urteile,  ftber  des  kflnigM 
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Sätze  des  römischen  Bechts  mehr  in  Aufnahme  gekommen 
waren,  und  die  moderne  Ansicht  von  der  Souverftnetät  ver- 
breitet wurde,  bestritten  die  Juristen  ein  solches  Entsetzungs- 
recht der  Fürsten  gegenüber  dem  Reichsoberfaaupt. 

4.  Für  das  neuere  Recht  ist  zu  unterscheiden  die  pri- 
vatrechtliche,  die  strafrechtliche  und  die  politische 
Verantwortlichkeit  oder  ünverantwortlichkeit  des  Monarchen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Privat  rech  ts  hat  sogar  das  römische 
Recht,  welches  eine  absolute  Macht  des  Kaisers  proclamirte« 
dennoch  für  Verantwortlichkeit  desselben  gesorgt.  Der  Kaiser 
in  Person  freilich  konnte  nicht  gerichtlich  verklagt  werden« 
auch  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Privatschuldner,  aber  in- 
sofern der  Kaiser  auch  Privatperson  war  und  in  privatrecht- 
lichen Vermögensbeziehungen  stand,  wurde  statt  seiner  sein 
Vermögen  als  eine  juristische  Person,  als  Fiscus  den  andern 
Privatpersonen  gleich  behandelt.  In  dieser  Form  konnten  auch 
die  Privatpersonen  den  Schutz  der  Gerichte  ansprechen  und 
zwar  sowohl  gegen  den  Fiscus  als  Statsvermögen  als  gegen  das 
Privatvermögen  des  Kaisers,  welches  die  Rechte  und  die  Pflichten 
des  Fiscus  hatte.'* 

Das  neuere  Statsrecht  hat  keinen  Grund,  die  privatrecht- 
liche Klage  gegen  das  Statsoberhaupt  in  stärkerem  Masze  zu 

lip  unde  über  sin  6re  mao  nieman  urteil  iprecben  wan  die  fUnten,  undo 
krieget  er  mit  ienumde  Tmbe  guot  oder  umbe  anders  iht  daz  des  richas 
ist,  da  Bullen  über  sprechen  fürsten  unde  graren  unde  Trten  unde  dea 
richea  dienstman.'*  Pfeffinger,  I.  9,  4  führt  eine  Aeuszemng  des  Sn- 
biichofa  Ruthard  von  Mainz  an,  als  es  sich  um  die  Entsetzung  Hein* 
richs  IT.  handelte:  «Quousque  trepidamus,  o  sooii?  Nonne  offioii  nostri 
est.  Regem  conseorare?  Consecratum  inrestire?  quod  ergo  prtnoipum 
decreto  impendere  licet,  eorundem  autoritate  tollere  non  lioet?  Quem 
meritum  inTestirimus,  immeritum  qnarenondireatiaraus?''  Die  Enttetsung 
König  Wenzels  ist  bekannt. 

**  L.  6.  §.  1  de  jure  fisci  ülpianus:  «Quodeunqne  priTilegÜ  fiieo 
oompetit,  hoc  idem  et  Caesaris  ratio  et  Augnstae  habere  aolet'*  Auf  der 
einen  Seite  genosz  der  Fiscus  freilich  wichtige  PriTÜegien,  auf  der  ander« 
aber  erkllTt  Modestinus  L.  11  de  jure  fisci:  «Non  puto  delinquere  eom, 
qui  in  dubiis  quaeationibus  contra  fiscom  Cacile  responderit.*^ 
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hemmen,  als  das  r()mi8che  Recht  es  gethan.  Nur  daran  ist 
festzuhalten,  dasz  es  unschicklich  und  der  Würde  des  Mon- 
arehen zuwider  wäre,  würde  derselbe  persönlich  vor  dem 
ihm  untergeordneten  Richter  als  Beklagter  belangt.  In  dieser 
Beziehung  ist  das  Recht  des  Mittelalters  durch  die  Ausbildung 
der  SouTeränetät  antiquirt.  Dagegen  kann  die  Civil  liste  des 
Ffirsten  oder  seine  Frivatcasse  als  juristische  Person 
um  80  unbedenklicher  belangt  werden,  als  auch  gegen  die 
Statscasse,  den  Fiscus  im  neueren  Sinn,  die  Privatklage 
nicht  gehindert  istJ* 

In  dieser  Beziehung  steht  das  englische  Recht  hinter  der 
deutschen  Rechtsentwicklung  zurück,  indem  dasselbe  zwar  auch 
factisch  in  Privatstreitigkeiten  gegen  den  König  den  ünter- 
thanen  Schutz  gewährt,  aber  in  der  unpassenden  Form  der 
Gnade,  nicht  des  Rechts.  *^ 

5.  In  dem  Strafr  echte  verhält  es  sich  anders.  Da  hilft 
der  Ausweg  nicht,  statt  des  Königs  den  Fiscus  oder  die  Ci- 
vOliste  zur  Rechenschaft  zu  ziehen;  denn   diese  können  kein 

**  In  Bayern  wurde  das  richtige  Princip  Bcbon  in  den  Landesfirei- 
hciten  Ton  1507  anerkannt.  Rad  hart,  Gesch.  der  LandstSnde  II.  8.  21. 
R.  Mohl»  Statsrecht  Ton  Wfirtemberg  I.  S.  178.  Preuszisches  Land- 
reehi  II.  13  §.  17:  „Bechisangelegenheiten,  welche  die  Personen-  und 
Familienrechte  des  Landeaherrn  und  seines  Haases  betreffen,  werden  nach 
den  HaiuTerfassongen  und  YertrSgen  bestimmt.  §.  18.  Andere  PriTat- 
iModlongen  und  Qesoh&fte  derselben  sind  nach  den  Gesetzen  des  Landes 
s»  beartheilen.*  Oesterreiohisches  Gesetzbuch  §.  20:  „Auch  solche 
Recbtsgeschftfte,  die  das  Oberhaupt  des  Stats  betreffen,  aber  auf  dessen 
Prirateigenthum  oder  auf  die  in  dem  bürgerlichen  Rechte  gegründeten 
Snrerbungsarten  sich  beziehen,  sind  Ton  den  Gerichtsbehörden  nach  den 
Qeteiien  zu  beurtheilen.*^ 

*^  Blackstone,  I.  7  $.  1:  „Wenn jemand  in  Eigenthumssaohen  ein 
Reohtibegehren  gegen  den  König  hat,  so  musz  er  bei  dem  Kanzleihof 
•ciii  Gesuch  anbringen,  wo  ihm  der  Kanzler  Recht  als  Gnade  gewfthrt, 
■ieltt  alt  Zwangspflicht/  Blackstone  beruft  sich  auf  das  rermeintliche 
Natarreohty  wie  es  Pufendorf  darstellt,  womach  der  Unterthan  den 
8o«T«Tftn  nioht  anhalten  könne,  ihm  seine  Schuldigkeit  zu  thun,  obwohl 
kein  weiser  FArst  sich  weigern  werde,  eine  eingegangene  Yertrs^pflicht 
SS  erliUlen.  Der  innere  Widenpruch  dieses  Satzes  springt  in  die  Augen. 
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Yerbrecben  begehen,  Und  der  Yerfolgung  des  Statsoberhauptes 
wegen  eines  Verbrechens  selbst  steht  tlieils  der  Umstand  im 
Wege,  dasz  die  Qerichte  dem  König  unter-  nicht  übergeordnet 
sind,  theils  die  Ehre  der  Erone  und  das  Statsinteresse,  welche 
den  Scandal  eines  Griminalprocesses  gegen  den  Monarchen  und 
die  damit  verbundene  Gefahr  für  die  öffentliche  Buhe  nicht 
ertragen.  Es  erscheint  als  ein  geringeres  üebel,  wenn  ein 
einzelnes  Verbrechen  des  Souveräns  ungeahndet  bleibt,  als  wenn 
durch  das  Strafverfahren  die  Bechtsordnung  und  der  Friede 
des  gesammten  States  erschüttert  würde.'  Das  neuere  mon- 
archische Statsrecht  h&lt  daher  hier  an  dem  Grundsatze  der 
UnVerantwortlichkeit  fest.** 

6.  Die  UnVerantwortlichkeit  des  Monarchen  in  Be- 
gierungsangelegenheiten ist  ebenso  zu  einem  allgemein 
anerkannten  Princip  des  heutigen  Statsrechts  erhoben  worden,*^ 
aber  immerhin  mit  anderer  Begründung  und  in  anderer  Form 
als  in  dem  alten  Bömerreiche. 

Vorerst  ist  der  römische  Grundsatz,  dasz  der  Monarch 
nicht  durch  die  Gesetze  gebunden  sei,  entschieden  aufgegeben, 
und  das  entgegengesetzte  Princip,  dasz  der  Monarch  die  Ver- 
fassung und  die  Gesetze  zu  achten  verpflichtet  sei, 
in  der  modernen  nicht  mehr  absoluten  Monarchie  allgemein 
anerkannt.  In  dieser  Beziehung  hat  die  germanische  Vorstell- 
ung, dasz  das  Statsoberhaupt,  als  an  der  Spitze  der  Bechts- 
ordnung stehend,  von  derselben  gehalten  werde  und  dasz  seine 
Macht  selber  auf  dem  Bechte  beruhe,  daher  auch  das  Becht 
wahren  müsse,  *^  über  die  römische  der  absoluten  Herrscher- 

^*  BlaokBtone  Comm.  L  7  §.  1. 

^*  Siehe  die  oben  Cap.  12  Note  9  angeffihrten  Stellen,  in  denen  ge- 
wöhnlich der  UnTerantwortUchkeit  des  Königs  noch  aosdrückUoh  ge« 
dacht  ist. 

^*  Braoton  bei  Blackstone  a.  a.  0.:  «Bez  debet  esse  sub  lege,  qoia 
lex  faoit  regem/  und  ,,  Nihil  enim  aliud  potest  rex,  nisi  id  solura  quod 
de  jure  potest.''  Statut  12  und  13  Will.  III.  o.  2.  Blackstone  I.  6. 
Maximilian  I.  ron  Bayern,  Ermahnungen  an  seinen  Sohn  bei  Adls* 
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gewalt  den  Sieg  erlangt.  Diese  Yerpflichtang  wird  von  dem 
Monarehen  feierlich  anerkannt  und  gewöhnlich  in  dem  Ver- 
fassungs-  and  Könungseid  vor  Gott  nnd  den  Menschen 
öffentlich  beschworen.  ^^    Je  weniger  es  rechtliche  Mittel  gibt, 

reiter  III.  8.  616:  «Nihil  Prinoipi  libeat,  nisi  quod  licet,  Ipsius  est 
perpetao  habere  pro  ooiüis  oon  solom  quantam  sik  oommisaum  sed  etiam 
qMOieiuu  permissum  sit.* 

^^  A.aoh  dieser  Eid,  dem  das  blosze  fürstliche,  wenn  auch  weniger 
feiariiehe  Versprechen  dem  Wesen  nach  gleich  eh  achten  ist,  ging  ans 
dam  mittelalterlichen  Stataleben  in  das  moderne  Aber.  Alter  Krönungs- 
aid Eduards  IV.  ron  England:  «Geo  est  le  serement  que  le  roy  jnrre 
a  sonn  ooronement:  que  il  gardera  et  maintenera  lex  droitz  et  lez 
Inachisei  de  seynt  esglise  —  et  quil  gardera  tontez  sez  terrez,  honoures 
ei  dignites  droiturelx  et  franks  del  coron  du  roialme  d*£ngieterre  en 
ftout  maner  dentierte  sanz  null  maner  damenusement,  —  —  et  quil 
grauntera  a  tennre  lez  leyea  et  ooustumez  du  roiulme  et  a  soun  poiar  lez 
Cice  garder  et  affirmer  que  lez  gentez  du  peoble  aront  faitez  et  estiez, 
et  le9  malreys  leyz  et  eoustumes  de  tont  oustera.**  Neuer  Eid  bei  B  lack- 
st od  e:  Wollt  ihr  feierlich  Terspreohen  und  schwören,  das  Volk  dieses 
Königreichs  England  und  die  dazu  gehörigen  Herrschaften,  gem&sz  den 
in  dem  Parlament  festgesetzten  Statuten,  und  nach  den  Gesetzen  und 
Uebungen  dieses  Reiches  zu  regieren?  Ich  rerspreche  es  feierlich,  so  zu 
tbun.*  —  Die  spätere  Eidesformel  fQr  die  deutschen  Kaiser  lautete:  Tis 
lanetam  fidem  cathoUcam  et  apöstolicam  teuere  et  operibus  justis  ser- 
Tare?  Tis  sanctis  ecclesiis  eoclesiarumque  ministris  fidelis  esse  tutor  et 
dafensor?  Tis  regnum  tibi  a  Deo  commissum,  secundum  justitiam  prae- 
deoastorom  tnorom  regere  et  effioaciter  defendere?  Vis  jura  regni  et 
iaperii,  bona  ejusdem  injuste  dispersa  recuperare  et  conserTare  et  fide« 
litar  in  usus  regni  et  imperii  dispensareP  Tis  pauperum  et  diyitum,  yI- 
daamm  et  orphanomm  apertus  esse  judex  et  pius  defensor?  Vis  sano- 
üsaiao  in  Christo  patri  ac  domino,  Romano  pontifici  et  sanotae  eodesiae 
debitam  fidem  rererenter  exhibere?''  Der  Kaiser  beantwortet  alle  Fragen 
mit  Yolo  und  schwört  am  Sclilusse:  ,|Omnia  promissa  in  quantum  dirino 
fulltts  faero  adjutorio  fideliter  adimplebo,  sie  me  Dens  adjuTct  et  sancta 
Det  ETangelia.'^  Bayer.  Verf.  X.  §.  1:  ,,Bei  dem  Regierungsantritt 
schwört  der  König  —  folgenden  Eid:  „Ich  schwöre  nach  der  Verfassung 
und  den  Gesetzen  des  Reichs  zu  regieren,  so  wahr  mir  Gott  helfe  und 
sein  heiliges  ETangelium.'^  Niederlftndische  %,  53.  Belgische  §.  80. 
Oriechisehe  §.  36. Oest erreich i sehe  §.  13:  „Der Kaiser  beschwört 
bei  der  Krönnng  die  Verfassung.**  Preuszische  $.  54:  „Der  König 
leistet  ia  Gegenwart  der  Kammern  das  eidliehe  Gelöbnisz,  die  Verfass- 
«Bg  des  Königreichs  fest  nnd  unrerbrachlich  tu  halten  und  in  Ueberein- 
stJMinng  mit  derselben  und  den  Gesetzen  sa  regieren.** 
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den  König  zur  Beachtung  des  bestehenden  Rechts  zu  zwingen, 
desto  nöthiger  und  heilsamer  erscheint  diese  Einrichtung^  welche 
in  seinem  Qewissen  das  Gefühl  der  Pflicht  durch  ernste  Mahn- 
ung belebt  und  stärkt. 

7 .  Englische  Fublicisten  haben,  um  die  Unverantwortlich* 
keit  des  Königs  neben  der  Verpflichtung  desselben  auf  Ver* 
fassung,  Oesetze  und  üebungen  zu  begründen,  zu  der  Fiction 
ihre  Zuflucht  genommen;  „Der  König  kann  nicht  Unrecht 
thun/'  In  ftholicher  Weise,  wie  die  katholische  Kirche  dem 
Papste  Unfehlbarkeit  zuschreibt,  legt  die  englische  Statstheorie 
dem  Könige  „Vollkommenheit''  bei.  Die  Beinheit  des  könig- 
lichen Amtes  und  die  Vollkommenheit  der  monarchischen  Idee 
wird  auf  den  leibhaften  König  Obergetragen;  und  das  Parla- 
ment hat  oft  schon  Mitglieder,  welche  die  Beden  oder  Hand- 
lungen des  Königs  selbst  zu  tadeln  wagten,  zur  Strafe  in  den 
Thurm  geschickt.*^ 

Dieser  ganze  Gedanke  ist  indessen  weit  eher  ideok ra- 
tisch als  monarchisch.  Die  innere  Unwahrheit  desselben 
kann  durch  keine  Phrase  verdeckt  werden.  Das  Zeugnisz  der 
Geschichte  und  die  Erkenntnisz  der  menschlichen  Natur  er- 
klären sich  allzu  laut  dagegen,  als  dasz  derselbe  irgend  Glauben 
finden  könnte.  Das  Statsrecht  darf  aber  dem  gesunden  Menschen- 
verstand keine  Zumuthung  machen,  welche  derselbe  für  absurd 
hält,  und  nicht  über  solche  Nebelbilder  dauernde  Institutionen 
aufbauen.  Nur  wenn  der  König  überall  nicht  handeln  darf, 
kann  er  auch  nicht  Unrecht  thun.  Wenn  er  selber  willenlos 
und  zum  bloszen  idealen  Symbole  wird,  dessen  sich  andere  be- 
dienen, um  in  seinem  Namen  nach  ihrem  Willen  zu  thun,  wenn 
er  genöthigt  wird,  die  Gefühle  seines  Herzens  und  die  Gedanken 

*>  BUckstone,  Comm.  I.  7  S-  1  ^uid  2  gefat  so  weit  lu  sagen: 
„Der  König  ist  nicht  blos  unfähig  unrecht  zu  thun,  sondern  sogar  un» 
fähig  unrecht  su  denken/*  Diese  Theorie  ist  übrigens  in  England  erat 
in  den  ietsten  Jahrhunderten  aufgekommen.  Der  alte  „mirror  of  Ja- 
stices"  noch  spricht  Ton  „Unrecht,  das  der  König  gethan,^' 
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seines  Geistes  zu  TerscUieszen,  wenn  es  ihm  versagt  wird,  fQr 
die  Wohlfahrt  seines  Volkes  zu  sorgen,  wenn  er  jeder  mensch- 
lichen Autorität  und  Willensbethätigung  entkleidet  wird,  nur 
dann  ist  er  auch  vor  Miszgriffen  und  Fehltritten  gesichert. 
Dann  aber  ist  auch  die  individuelle  Macht  des  Eönigthums 
vernichtet  So  wenig  ist  daher  jenes  Frincip  monarchisch,  dasz 
gerade  die  consequente  Durchführung  desselben  das  Wesen  der 
monarchischen  Statsform,  die  «Individualregierung'^  zer- 
stören müszteJ^    Die  Wahrheit  ist:     „Der  König  soll  kein 

« 

Unrecht  thun:*"  aber  eine  unwahre  und  sowohl  des  Königs  als 
des  Volkes  unwürdige  und  schädliche  Fiction  ist  es  zu  be- 
haupten: «Der  König  kann  nicht  Unrecht  thun."" 

8.  Die  wahren  Gründe  der  Unverantwortlichkeit  des  Kö- 
nigs können  nicht  in  der  Unfehlbarkeit  desselben,  sondern  nur 
einmal  darin  gesucht  werden,  dasz  es  in  der  Ordnung  des  mo- 
demai  States  kein  Gericht  gibt,  welches  über  dem  Monarchen 
steht,  und  fürs  zweite  darin,  dasz  die  Sicherheit  und  die  Buhe 
des  States  durch  einen  Procesz  gegen  den  König  gefährlicher 
erschüttert  würde*  als  durch  einzelne  unrechtmäszige  und  po- 
litisch schädliche  Handlungen  desselben.  Gäbe  es  ein  hohes 
völkerrechtliches  Gericht,  welches,  über  dem  Einzelstate 
stehend,  die  Principien  der  Gerechtigkeit  auch  in  den  höchsten 
Regionen  menschlicher  Macht  zu  schützen  vermöchte,  ohne  den 
Stat  in  die  Anarchie  und  die  gewaltsamen  Parteikämpfe  zu 
stürzen,  so  könnte,  wie  das  in  dem  römisch  deutschen  Beiche 
des  Mittelalters  vorbQdlich  geschehen  ist,  der  Grundsatz  der 
Unverantwortlichkeit  ohne  Gefahr  und  Schaden  aufgegeben 
werden;,  und  es  wäre  das  allerdings  ein  Fortschritt  in  der 
menschlichen  Rechtsentwicklung,  welcher  zugleich  die  indivi- 
duelle Macht  der  Monarchie  stärken  würde;  denn  es  ist  in  der 
Natur  jeder  Verantwortlichkeit,  zwar  den  Miszbrauch  der  per- 

^  Stfthl.  Dm  monftrohiflohe  Priooip  S.  9:  Die  „Erhabenheit,  die 
dem  König  hier  eingeräamt  wird,  ist  nur  die  Erhabenheit  des  Knopfes 
am  IQrchtharme,  vm  den  kein  Mensch  sich  kümmert." 

Bl«ati«hll,  «llfftMiaMStiairteht.    U.  Q 
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sönlichen  Kräfte  zn  bedrohen,  aber  zugleich  die  freie  und 
selbständige  Entfaltung  derselben  anzuregen.  Der  unverant- 
wortliche König  von  England  läszt  sich  regelmäszig  durch  die 
Mehrheit  der  Volksvertreter  im  Parlament  zu  der  Wahl  seiner 
Minister  bestimmen.  Der  verantwortliche  Präsident  von  Nord- 
amerika wählt  dieselben  ohne  Bücksicht  auf  das  Bepräsentan- 
tenhaus  nach  freiem  Ermessen;  und  selbst  in  Frankreich  bat 
der  verantwortliche  Präsident  manches  wagen  dürfen  und  ge- 
wagt, wovor  der  unverantwortliche  König  sich  gescheut  hätte.*^ 
Die  UnVerantwortlichkeit  des  Monarchen  ist  somit  nicht 
ein  ideales  Erfordernisz  des  monarchischen  Princips  — 
vor  Gott  und  vor  der  Weltgeschichte  gibt  es  keine 
ünverantwortlichkeit"  so  wenig  des  Königs  als  der 
Völker  und  Staten  —  sondern  nur  ein  geringeres  üebel 
als  eine  Verantwortlichkeit,  welche  bei  unseren  zur  Zeit  noch 
höchst  mangelhaften  völkerrechtlichen  Zuständen  nicht  richtig 
organisirt  und  practisch  geübt  werden  könnte.  Sie  ist  über- 
dem  keine  absolute,  denn  die  offenbare  l^yrannei  berech- 
tigt zum  Widerstand  und  in  der  Bevolution  liegt  auch  ein  Ge- 
richt der  Volksgeschichte. 

^  Sehr  bestimmt  hat  sich  auch  Louis  Napoleon  in  der  Proola- 
mation  vom  14.  Jan.  1852  gegen  das  Prinoip  der  Unverantwortliohkeit 
des  Statshauptes  erklärt:  ^£orire  en  t^te  d'une  Charte  que  ce  chef  est 
irresponsable,  c^est  mentir  au  sentiment  publique,  c*est  rouloir  ^tablir 
una  fiction  qui  s^est  trois  fois  ^Tanouie  an  bruit  des  r^ToIutions.*  Aber 
das  entgegengesetzte  Prinoip  hat  doch  auch  in  Frankreich  noch  keine 
organische  Gestalt  gewonnen. 

*^  Sogar  dem  Zerrbilde  der  historischen  Verantwortlichkeit,  der  oft 
kurssichtigen  und  anmaszlichen  Gensur  der  Tageameinung,  die  Bhake* 
speare  so  unabertrefflich  durch  König  Heinrich   Y.  (Act  IT,  So.   1) 
schildern  läszt,  entgehen  die  Mächtigsten  der  Erde  nicht: 
^Nur  auf  den  König  I  Legen  wir  dem  König 
Leib,  Seele,  Schulden,  bange  Weiber,  Kinder 
Und  SQnden  auf,  —  wir  müssen  aUes  tragen. 
O  harter  Stand  I  Der  Qrösze  Zwillingsbruder, 
Dem  Odem  jedes  Narren  unierthan, 
Desz  Sinn  nichts  weiter  fühlt  als  eigne  Pein.'' 
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9.  Dem  Grundsatz  der  Unverantworüichkeit  der  Könige 
hat  das  moderne  Statsrecht  ganz  im  Gegensatz  zu  dem  rö- 
mischen Statsrecht  den  der  Verantwortlichkeit  seiner 
Räthe  nnd  Minister  beschränkend  zur  Seite  gestellt. 

Wirkliche  Begierungshandlungen  kann  der  constitutionelle 
Begent  —  in  der  Begel  wenigstens  —  nur  mit  Hülfe  eines 
Ministers  ausüben.    Daher  wird  dieser  für  die  Yerfassungs- 
und  Oesetzmäszigkeit  des  Regierungsactes  verantwortlich  er- 
klärt, und  80  mittelbar  auch  der  König  verhindert  Unrecht  zu 
Unin,  weil  es  ihm  schwer  fallen  wird,  einen  Minister  zu  finden, 
der  geneigt  ist,  die  Verantwortlichkeit  solchen  Unrechtes  auf 
seinen  eigenen  Schultern  zu  tragen.    In  der  Thai  eine  merk- 
wflrdige  Erfindung  des  neuem  Rechtes,  welche  eben  in  der 
Zeit  Beifall  fand,  als  das  ältere  germanische  Princip  der  Ver- 
antwortlichkeit der  Könige  vor  dem  aufsteigenden  Glänze  der 
Souveränetätsidee  erblich.    Durch  dieselbe  wird  eine  wichtige, 
obwohl  nicht  für  alle  Fälle  ausreichende  Garantie  dafür  ge- 
leistet, dasz  die  königliche  Macht  nicht  schrankenlos  über  die 
königliche  Pflicht  wegschfeite.     In  gewöhnlichen  Fällen  und 
Zeiten  wird  schon  der  Gedanke  an  diese  Verantwortlichkeit  der 
Minister  auch  den  Fürsten  und  die  Hofpartei  vor  widerrecht- 
lichen Zumuthungen  und  Versuchen  zurückhalten,  und  die  Mi- 
nister zur  Vorsicht  und  zur  Schonung  der  bestehenden  Ver- 
hältnisse mahnen.     Die  moralische  Kraft  dieses  Grundsatzes 
hat  daher  eine  weit  gröszere  Anwendung,  als  die  immerhin 
seltenen  und  schwierigen  Verantwortungsprocesse    vermuthen 
lassen.  Auf  der  andern  Seite  aber  darf  nicht  übersehen  werden, 
iheils  dasz  diese  mittelbare  Beschränkung  des  Monarchen  nicht 
in  allen  Fällen,  namentlich  dann  nicht  hilft,  wenn  der  König 
dennoch  ohne  die  verantwortlichen  Minister  handelt  und  seine 
Handlungen  Anerkennung  finden,*'  theils  dasz  durch  dieselbe 

*■  Sehr  intereuant  sind  die  Terhandlangen  des  franzSsiBohen  Con- 
▼eota  aber  die  Yerantwortlicbkeifc  oder  UnTerantwortiiohkeit  des  Königs, 
tmch  den  Ereignissen  Tom  10.  Augast  1793  und  nachdem  es  offenbar  ge- 

6* 
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die  Macht  nnd  der  Einflusz  der  Miniäter  auch  im  Yerhältnisz 
zum  Regenten  so  sehr  gehoben  wird,  dasz  leicht  —  wie  das 
in  einzelnen  Staten  geschehen  ist  —  der  Schwerpunkt  der  Be- 
gierung  von  dem  Eönigthum  weg  und  auf  das  Ministerium 
übergeht.  ■' 

10.  In  den  modernen  Republiken  ist  der  Grundsatz, 
dasz  auch  die  Häupter  und  Mitglieder  der  Regierung 
verantwortlich  seien,  allgemein  anerkannt. 

In  Civilsachen  können  dieselben  ohne  Bedenken  auch 
persönlich  von  den  gewohnten  Gerichten  belangt  werden, 
und  selbst  wegen  gemeiner  Verbrechen  sind  sie  dem  regel- 
mftszigen  Proceszverfahren  unterworfen.  Insofern  sie  als  Pri- 
vatpersonen Schuldner  geworden  sind  oder  ein  Vergehen  verübt 
haben,  werden  sie  gleich  andern  Privatpersonen  behandelt;  die 
Würde  des  Amtes  deckt  sie  nicht.  Wenn  aber  die  Verant- 
wortlichkeit auf  ihre  amtliche  Stellung  und  amtliche 
P  f  1  i  c  h  t  Bezug  hat ,  dann  bedarf  es  auch .  in  der  Republik, 
damit  nicht  die  natürlichen  Machtverhältnisse  verschoben  werden, 
einer  eigenthümlichen  Behandlung.  Würden  auch  in  solchen 
Sachen  die  ordentlichen  Gerichte  einschreiten,  so  würde  die 
Justiz  unvermeidlich  das  practische  Uebergewicht  über  die  Re- 
gierung erlangen,  und  die  öffentliche  Ordnung  wäre  verkehrt. 
Auch  sind  die  ordentlichen  Gerichte  wenig  fähig,  eine  Ge- 


worden, dasz  derEdnig  zu  seiner  Rettung  mit  der  Berolution  feindlichen 
Hftohten  sich  rerbündet  habe.  Den  Entscheid  gab  freilich  die  rohe  Ge- 
walt der  erregten  Yolksleidenscbaft,  und  zugleich  mit  dem  König  wurde 
das  besiegte  KOnigthum  vernichtet.  Der  Ghurfürst  Maximilian  I.  von 
Bayern  bat  in  seinen  Ermahnungen  sehr  gut  hervorgehoben,  wie  wenig 
die  Yerantwortlichkeit  der  Minister  und  Fürsten  wahrhaft  decke:  „Ex 
ministrorum  delictis  publicum  dedecus  et  culpae  nomen  ad  principem 
redit,  qui  si  prohibere  possit,  ne  delinquant,  delicta  quae  non  arcet  pro* 
bare  immo  aliquando  jubere  creditur.*^ 

"  Vgl.  oben  Buch  IV.  Cap.  22  8.  436  und  unten  Buch  VII.  Cap. 
5.  u.  6. 
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richtsbarkeit  zu  aben,  mit  welcher  politische  Erwägungen  und 
Bflcksichten  enge  verflochten  sind.'^ 

Aus  diesen  Grflnden  werden  nach  den  schweizerischen  Ver- 
fassungen die  Begierungen  fär  ihre  Amtsführung  meistens  den 
groszen  Bftthen^^  verantwortlich  erklärt,  die  Inhaber  der  Ee- 
gierongsgewalt  somit  der  höchsten  Gesetzgebungsmacht,  in 
Nordamerika  der  Präsident  und  die  übrigen  Beamten  auf  Klage 
der  Bepräsentantenkanuner  dem  Senate.^® 


Vierzelmtes  Capitel. 

C.  RegieniDgsrechte.    Stellvertretung  nach  Auszen. 

1.  Nach  Auszen  ist  das  Haupt  des  States  nun  regelmäszig 
der  Stellvertreter  seiner  Ehre,  seines  Bechj^es  und 
seiner  Macht,  sogenannte  Repräsentativgewalt  des 
Statshaupts..  Das  monarchische  und  das  republikanische  Stats- 
recht  unserer  Zeit  stimmen  hier  in  der  Hauptsache  überein; 

'«  Tgl.  unten  Buch  YII.  Cap.  6. 

'»  Z.  B.  Zarioher  Yerf.  §.  14:  „  Wegen  Verletzung  der  Verfassung, 
Gesetze  oder  Amtspflichten  erlSszt  der  grosze  Rath  an  den  Regier ungs- 
rath  und  das  Obergericht  Mahnungen  für  die  Zukunft,  oder  setzt  die 
MitgUeder  dieser  Behörden  YOr  dem  groszen  Bath  in  Anklagestand/ 
Bondesyerf.  %.  74,  14.  i     ^ 

<•  Bnndesrerf.  I.  3:  „Der  Senat  soU  allein  die  JÜßfihi  haben,  über 
Statsanklagen  zu  richten/  IL  4:  ^Der  Präsident^  der  Vicepräsident  und 
alle  bürgerlichen  Beamten  der  rereinigten  Staton  sollen  Tom  Amte  ent- 
fernt werden  auf  eine  Anklage  und  Üeberführung  vor  dem  Senat  wegen 
UochTerraths,  Bestechung  oder  anderer  hohen  Verbrechen  und  Vergehen/ 
Vgl.  Story  III.  10  S-  102  ff.  Vgl.Französ.  Verf.  v.  1848  S-  6Ö:  «Der 
PrSsident  der  Bepublik,  die  Minister,  die  Agenten  und  Bewahrer  der 
öffentlichen  Autorität  sind,  jeder  so  weit  es  ihn  betrifft,  für  alle  Hand- 
lungen der  Regierung  und  Verwaltung  verantwortlich.''  §.  91:  „Ein 
oberster  Gerichtshof  entscheidet,  ohne  weitere  Appellation  und  Recuri 
auf  Cassation ,  über  die  durch  die  NationaWersammlung  gegen  den  Prft- 
udenten  der  Republik  oder  die  Minister  geführten  Anklageaote.*'  §.  92; 
„Der  oberste  Gerichtshof  besteht  aus  5  Richtern  und  36  Geschwomen/' 
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nur  ifii  in  jenem  die  Macht  des  Regenten  voUst&ndiger  aner- 
kannt als  in  diesem.^ 

Ihm  konmit  es  daher  voraus  zu,  den  officiellen  Verkehr 
der  Staten  unter  einander  zu  vermitteln,  d.  h.  Gesandte  an 
fremde  Staten  zu  senden  und  zu  beglaubigen,  und  Gesandte 
solcher  bei  sich  zu  empfangen  und  anzuerkennen.  In  der  ersteren 
Beziehung  bedarf  zwar  der  constitutionelle  König  sowohl  zu 
der  Ernennung  seiner  Gesandten  als  zu  ihrer  Instruction  der 
Mitwirkung  des  Ministers;  aber  daraus  folgt  weder,  dasz  für 
dieselben  das  persönliche  Vertrauen  des  Monarchen  entbehrlich 
sei,  wenn  sie  das  der  Minister  besitzen,  noch  dasz  der  erstere 
verhindert  werde,  persönlich  mit  seinen  Gesandten  zu  verkehren. 
Vielmehr  ist  auch  in  der  constitutionellen  Monarchie  an  dem 
.Grundsatz  fest  zu  halten,  dasz  der  Monarch  nicht  gehemmt 
werden  darf,  von  sich  aus  —  und  auch  ohne  Vorwissen  und 
Mitwirkung  der  Minister  —  die  Zust&nde  frei  zu  prüfen  und 
sich  über  die  Verhältnisse  zu  unterrichten,  und  dasz  er 
nur  zu  wirklichen  Statsacten  der  Zustimmung  der  Minister 
bedarf.  Eine  Verhandlung  mit  einem  fremden  Stat  kann  gtlltig 
nicht  ohne  die  Minister  geführt  und  geleitet,  Berichte  aber 
über  die  Verhältnisse  des  fremden  Hofes  und  States  können 
wohl  auch  unmittelbar  und  ausschlieszlich  für  den  Monarchen 
bestimmt  werden. 

Auszer  ihm  darf  Niemand  im  Lande  einen  fremden  Ge- 
sandten anerkennen  noch  ein  solcher,  ohne  accreditirt  zu  sein, 
die  Verrichtungen  eines  Gesandten  üben.  Der  höhere  Staten- 
verkehr  geht  nur  durch  die  H&upter  der  Staten  selbst  und  ihre 
unmittelbaren  Bevollmächtigten  vor  sich;  und  nur  in  unter- 
geordneten, durch  Verträge,  Herkommen  oder  Gesetz  gebilligten 

^  Blackstone  I.  7,  1.  Französische  Yerf.  y.  18U  §.  14.  Spa- 
nische von  1837,  §.  47.  Portugiesische  ron  1826  §.  75,  6—8.  Nie- 
derlftndische  §.  55.  Belgische  §.  68.  Preuszische  §.  48.  Nord- 
amerikanische II.  2,  2.  Schweizerische  BondesTerfassnng  §.90,8. 
Französische  Ton  1848  §.  53,  60.  ron  1852  §.  6.  Norddeutsche 
Bundesv.  §.  11. 
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Fallen  des  Oesch&ftsverkehrs  in  Privat-  und  Folizeisachen 
kommen  Ausnahmen  vor,  in  denen  auch  niedere  Behörden  ver- 
schiedener  Staten,  zumal  an  den  Gränzen,  mit  einander  ver- 
kehren. In  jedem  Momente  aber  ist  das  Statshaupt  berechtigt, 
auch  in  solchen  Dingen  die  Vertretung  des  eignen  States  an 
sich  ZQ  ziehen  und  jenen  Verkehr  zu  hemmen.  Vor  dem  hohem 
Recht  verschwindet  dann  das  niedere. 

2.  Der  König  hat  das  Becht,  Krieg  zu  erklären  und 
Frieden  zu  schlieszen.  Beide  sind  in  Form  und  in  Inhalt 
Handlungen  der  nationalen  Politik,  deren  oberste  Leitung  in 
dem  Begenten  concentrirt  ist.  Eine  Partei  oder  eine  Heeres- 
abtheilung  kann  ohne  Ermächtigung  desselben  Feindseligkeiten 
verüben,  aber  nicht  einen  Krieg  beginnen,  *  die  Waffen  nieder- 
legen, aber  nicht  Frieden  schlieszen.  Den  Kammern  einen  un- 
mittelbaren Antheil  an  diesen  Beschlüssen  verschaffen,  wäre 
theilweise  Verlegung  der  -  Begierung  in  den  gesetzgebenden 
Körper  und  würde,  wenigstens  in  dem  alten  Europa,  die  höchsten 
Interessen  des  States,  der  das  thäte,  in  schwere  Gefahr  bringen. 
Die  Verhandlung  in  den  Kammern  könnte  leicht  dem  Feinde 
nützen  und  würde  nur  selten  der  Heimat  frommen.  Wo  es 
sich  um  Thaten  des  Moments  handelt,   da  ist  sowohl  stille 

'  PomponiuB  in  L.  118  deTerb.  Signif.:  „bostes  sunt  quibus  beUam 
puUice  populiu  Romaniu  decreTlt;  oaetori  latrancoli  Tel  praedones'appel- 
laniBr.*  Hugo  GroHus  de  jure  beUi  ac  paoii  III.  S.  Blaokstone  I. 
7,  3.  Franz  5gitohe  Verf.  v.  1815.  S-  1*  ▼o»  1852  %.  6.  Nie  de  r- 
Undische  §.  56:  «Der  König  erklärt  den  Krieg.  Er  gibt  davon  on- 
mitielbare  Kenntnisz  den  beiden  Kammern.^  Belgisobe  §.  68. 
Spaniaohe  ron  1837  S-  ^7,  4.  Preuszisohe  §.  48.  Eigenthfimlioh  ist 
die  Bestimmiing  der  sohwedlschen  Yerfassong  §.  18:  «Will  der  König 
Krieg  anfangen  oder  Frieden  soblieszen,  so  ruft  er  einen  aoszerordent- 
liehen  Btatirath  Ton  dem  Statsminister,  Statsrfttben,  Hofkanzler  nnd  sämmt- 
liehen  StatsseoretAren  zosammen,  stellt  ihnen  die  Ursachen  und  Umntftnde, 
di«  hierbei  zur  Ueberlegnng  kommen,  Tor,  und  fragt  sie  hierüber  nach 
ihrer  Meinung,  die  jeder  für  sich,  mit  der  Yerantwortlichkeit,  welche 
Art.  107  bestimmt,  zu  Protokoll  abzugeben  hat.  Der  König  besitzt  hierauf 
di»¥aeht,  denBeiohlnss  zu  fassen,  und  aoszufUhren,  welchen  er  fOr  des 
Reiches  Beste  hält'' 
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üeberlegong  und  ruhige  Prflfiing  der  VerhUtiiisBe  und  Aus- 
sichten, als  Einheit  des  liVUlens  und  rasche  DufchfOhrnng  der 
ge&szten  Entschlösse  nöihig,  und  beides  ist  der  schwerfSUigen 
und  zugleich  von  Parteien  bew^ten  Eammenrerhandlung  nicht 
m()glich. 

Freilich  ist  diese  Macht  des  Monarchen  eine  grosze,  und 
es  ist  zuzugeben,  dasz  die  mittelbaren  HQlfsmittel,  welche  den 
Eammem  zu  Gebote  stehen,  um  die  druckenden  Folgen  eines 
vielleicht  ungerechten  oder  unverständigen  Krieges  abzuwenden, 
wenn  der  Krieg  ausgebrochen  ist,  selten  ganz  helfen.  Die  An- 
klage und  YerurtheUung  der  Minister  kann  die  Opfer  an 
Menschenleben,  Vermögen  und  Ruhe,  welche  der  verderbliche 
Krieg  verschlungen,  nicht  ersetzen;  und  die  Verweigerung  von 
Subsidien  ist,  wenn  einmal  die  Ehre  und  das  Wohl  des  States 
bei  der  Kriegsführung  betheiligt  ist,  eine  moralische  Un- 
möglichkeit, und  würde  sie  trotzdem  beschlossen,  dem  Heere 
gegenüber  factisch  nicht  durchzusetzen.  Wohl  aber  ist  der 
mittelbare  Einfiusz  dieser  controlirenden  Rechte  der  Kammern 
nicht  gering,  und  der  Gedanke  daran  fordert  die  Regierung  zu 
erhöhter  Vorsichi;  auf;  und  die  offenbare  Stimmung  der  Kammern 
gibt  auch  den  Ministem  eine  zuweilen  erwünschte  Gelegenheit, 
durch  ihren  Rücktritt  eine  nöthige  Wendung  der  Politik  zu 
erleichtem. 

Der  Friede  indessen  ist  nicht  blosz  Beendigung  des  Sjieges, 
sondern  häufig  auch  Begründung  einer  neuen  bleibenden  Ord- 
nung; daher  kommen,  soweit  der  Friedensschlusz  derartige  Be- 
stimmungen enthält,  folglich  auch  ein  Statsvertrag  ist,  die 
für  solche  geltenden  Beschränkungen  zur  Anwendung. 

Das  republikanische  Statsrecht  hat  eine  Scheu  davor,  eine 
so  unbeschränkte  Macht  in  die  Hand  der  Regierang  zu  geben. 
Die  Bundesverfassung  Nordamerika's  theilt  daher  das  Recht 
der  Kriegserklärung  dem  Congresse  zu,  aber  das  Recht  Frie- 
densverträge abzuschlieszen  dem  Präsidenten  mit  Zustimmung 
des  Senates.    Die  Gründer  dieser  Einrichtung  haben  erwogen. 
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daaz  wohl  der  Krieg,  nicht  aber  der  Frieden  der  republikani- 
schen Verfassung  gefährlich,  und  dasz  es  rathsam  sei,  den 
Entschlusz  zum  Kriege  zu  erschweren,  den  Abschlusz  des 
Friedens  aber  zu  erleichtem.  ^  Nach  der  schweizerischen  Bundes- 
Terfassung  (§•  74.  6)  ist  nur  die  Bundesversammlung  zu 
,,Erieg8erkUrungen  und  Friedensschlüssen^'  befugt.^ 

3.  Ebenso  hat  das  Statsoberhaupt  das  Becht,  ausschliesz- 
liehe  Bündnisse  undStatsvertr&ge  mit  auswärtigen Staten 
gültig  abzuschlieszen. '^  In  der  Monarchie,  wo  dieses  Becht  in 
weitestem  Umfange  anerkannt  und  geübt  wird,  gilt  indessen 
theils  die  allgemeine  Beschränkung,  dasz  Bestimmungen  der- 
selben, welche  in  den  Bereich  der  Landesgesetzgebung  gehören, 
anf  eine  für  die  Statsangehörigen  verbindliche  Weise  nur  auf 
dem  Wege  der  Gesetzgebung  eingeführt  werden  können,  theils 
sind  in  einzelnen  Verfassungen  noch  besondere  Modificationen 
ausdrücklich  vorgeschrieben.^ 


>  Verfassung  I.  8.  und  II.  2.     Story  III.  21  §.  164  ff. 

*  Tgl.  frans.  Verfassung  Ton  1848  §.  53  und  54. 

»  Vgl.  darflber  oben  Buch  V.  Cap.  9  S.  525.  Blaokstone,  I.  7,  2. 

•  Oben  Buch  V.  Cap.  9.  S.  526.  Schwedisohe  Verf.  §.  12:  „Der 
Kdnig  hat  das  Recht,  mit  fremden  Mächten  Unterhandlungen  und  Bünd- 
niese  einzugehen,  nachdem  er  den  Statsminister  für  die  auswärtigen  An- 
gelegenheiten und  den  Hofkanzler  darüber  gehört  hat."  Niederlän- 
dische §.  57:  „Der  König  schlieszt  und  bestätigt  Friedens-  und  alle 
andern  Verträge  mit  den  fremden  Mächten.  Er  theilt  den  Inhalt  dieser 
Verträge  den  beiden  Kammern  der  Qeneralstaten  mit,  so  weit  er  sie  für 
das  Interesse  und  die  Sicherheit  des  States  zulässig  erachtet.  Verträge, 
welche  mit  der  Abtretung  oder  Vertauschnng  eines  Theiles  des  Grund- 
gebietes in  Europa  oder  in  andern  Welttheilen  verbunden  sind,  oder 
einige  andere  Bestimmungen  oder  Veränderungon  enthalten,  welche  ge- 
setiiioha  Rechte  betreffen,  werden  von  dem  Könige  nicht  eher  bestätigt, 
als  bis  die  Qeneralstaten  diese  Bestimmungen  oder  Veränderungen  ge- 
ndimigt  haben.''  Belgische  $.  68:  „Der  König  schlieszt  Bündnisse, 
Frie4eiii-  und  Handelsrerträge.  Sobald  das  Interesse  und  die  Sicherheit 
4m  Stales  es  erlauben,  setzt  er  die  Kammern  davon  in  Kenntnisz  und 
IBgt  die  nöthigen  Mittheilungen  bei.  Die  Handelsverträge,  sowie  die- 
jenigen, welche  den  Stat  belasten,  oder  einzelne  Belgier  verpflichten, 
haben  nur  Kraft,  wenn  sie  die  Zustimmung  der  Kammern   erhalten. '^ 
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Ffin&elmtes  OapiteL 

D.  Begienmgtreclite.    Innere  Gewalt 
U  Amte-,  2.  Ehrenhobeit    S.  PoliÜMhe  Lettaog. 

Die  Begienrngsmacht  ist  nicht  eine  blosze  Ansammlnng 
einzelner  Befugnisse  sondern  eine  centrale  FflUe  von  siatlicher 
Macht,  welche  dem  Lichte  vergleichbar,  das  seine  Strahlen 
flberallhin  entsendet,  in  verschiedenen  Bichtnngen  in  besondem 
Befugnissen  ausströmt  In  der  Monarchie  ist  diese  Einheit  und 
Fülle  der  Macht  in  einem  Individuum  concentrirt.  Dem  Mon- 
archen gebührt  voraus  ein  Antheil  an  der  Gesetzgebung, 
auszer  der  Initiative  auch  ausschlieszlich  die  Sanction,  durch 
welche  erst  dem  Gesetze  der  Stempel  der  statlichen  Geltung 
verliehen  wird.  Dazu  verkündet  er  als  Regent  die  sanctio- 
nirten  Gesetze:  und  es  wird  so  in  ihm  die  Harmonie  und 
Einheit  des  Statsorganismus  sichtbar  dargestellt.  Die  Sanction 

Spanische  Yerf.  von  18S7  $,  -48:  „Der König  mosz  duroh  ein  specieUes 
Gesetz  autorisirt  werden:  1)  um  irgend  einen  TheU  des  spanischen  Ge- 
bietes zn  Terftaszern,  abzutreten  oder  zu  vertauschen;  2)  um  fremde 
Truppen  im  Reiche  zuzulassen;  8)  Offensiv -AlUanztractate,  besondere 
Handelsverträge  und  solche,  worin  Subsidien  an  eine  fremde  Macht  fest- 
gesetzt werden,  zu  ratifioiren/*  Portugiesische  von  1826.  Befugnisse 
(des  Königs)  sind:  —  7)  Allianz-,  Offensiv-,  Defensiv-,  Subsidien-,  Han- 
delsverträge zu  schlieszen,  sie  nach  deren  Absohlieszung  zur  Kenntnisz 
der  aUgemeinen  Cortes  zu  bringen,  wenn  das  Interesse  und  das  Wohl 
des  States  es  gestatten.  Im  Falle  die  zu  Friedensseiten  geschlossenen 
Verträge  eine  Abtretung  oder  Austauschung  vom  Gebiete  des  Königreichs 
oder  von  Besitzungen,  worauf  das  Königreich  Anspruch  hätte,  veranlassten, 
so  soUen  dieselben  nicht  ratificirt  werden,  ohne  dass  die  allgemeinen 
Cortes  sie  bestätigt  hätten.  Oesterreichische  von  1849  S*  17:  «Der 
Kaiser  schlieszt  mit  fremden  Mächten  Verträge.  Bestimmungen  in  solchen 
Verträgen,  welche  dem  Reiche  neue  Lasten  auflegen,  bedftrfen  der  Zu« 
Stimmung  des  Reichstages.*  Preussischc  §.48:  «Letztere  (die  Ver- 
träge mit  fremden  Regierungen)  bedOrfen  zn  ihrer  Gfiltigkeit  der  Zu- 
stimmung der  Kammern,  sofern  es  Handelsverträge  sind  oder  wenn  da- 
duroh  dem  State  Lasten  oder  einseinen  Statsbflrgem  Verpflichtungen  auf- 
erlegt werden.    Norddeutsche  Bundesv.  §.  11. 
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eitheilt  oder  verweigert  er  als  Haupt  des  gesetzgebenden  E()rper8. 
Die  Yerkündung  (Promulgation)  befiehlt  er  als  Inhaber 
der  Begienmgsgewalt,  in  der  Absicht,  fflr  die  Durchfahrung 
und  Aberkennung  der  Gesetze  zu  sorgen.^  In  der  Bepublik, 
welche  die  Sanction  der  Gesetze,  wie  in  Nordamerika,  in  ein 
blosses  beschränktes  Veto  umgewandelt  oder  der  Begierung 
ganz  entzogen  und  nur  die  Initiative  gelassen  hat,  wird  doch 
regelmftszig,  wie  in  der  Schweiz,  die  Promulgation  dieser  zu- 
gewiesen. ' 

Im  ttbrigen  ist  die  Macht  desBegenten  im  Innern  keines- 
wegs eine  blosz  vollziehende,^  sondeni  vielmehr  eine 
selbständig  ordnende,  befehlende,  schützende,  sorgende  und 
verwaltende.  Die  Interessen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  und 
die  Handhabung  des  Bechts  sind  nach  den  Bedürfiiissen  des 
wechselnden  Lebens  vornehmlich  ihm  und  seiner  Leitung  an- 
vertraut: und  das  Gesetz  zieht  nur  gewisse  Schranken,  inner- 
halb welcher  sie  die  täglich  wirksame  Begierungsgewalt  be- 
wegen musz,  und  bezeichnet  auch  wohl  die  principiellen  Bicht- 
migen,  welche  bei  ihren  Entschiassen  und  Anordnungen  einzu- 
halten sind.  Diese  selbst  aber  werden  von  dem  Begenten  mit 
freiem  Willen  und  je  nach  den  Umständen  bestimmt. 

Im  Besonderen  ist  hervorzuheben: 

I.  Die  Amtohoheit. 

Die  Monarchie  ist  die  Quelle  aller  (Ibrigen  Amts- 
gewalt im  State.  Alle  Statsämter  werden  von  dem  Mon- 
arehen besetzt,  und  sind  ihm  untergeordnet.  Dieses  Princip, 
welches  der  Einheit  des  Statsorganismus  zur  festen  Stütze  ge- 
worden ist,  hat  erst  in  der  modernen  Monarchie  wieder  volle 
Anerkennung  gefunden;^  in  ihm  wird  auch  der  Gedanke  be- 

«  Vgl.  oben  Baob  Y.  Cap.  11  8.  534. 

'  Siehe  oben  a.  a.  O.  8.  534  und  sobweiz.  BundeiTerf.  g.  90.  4,  6. 

*  Bvoh  Y.  Cap.  2. 

«  YgL  oben  Buch  lY.  Cap.  23.  8.  444.  Maniesguitu  Eiprit  de  Lois 
IL  4.  Blaekiione  L  7,  4.  8paniiehe  Yerf.  tob  1826  §.  75,  8. 
Oesterreiobisohe  tob  1849  §.  10:  „Der  Kaiser  ernennt  and  entlftsst 
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Währt,  dasz  alle  amtliche  Gewalt  von  oben  stufenweise  abge- 
leitet sei. 

Auch  der  constitutionelle  Monarch  übt  hier  einen  groszen 
persönlichen  Einflusz  aus  auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten. 
Je  höher  das  Amt,  und  je  näher  dem  Monarchen,  desto  ent- 
schiedener wird  sich  sein  eigener  Wille  Geltung  verschaffen. 
Die  Minister  insbesondere,  deren  er  bedarf  zu  Helfern  und 
zu  Organen  seiner  Regierung,  ernennt  und  entläszt  er  völlig 
frei.  Freilich  wird  ein  weiser  Monarch  nicht  seine  Laune 
walten  und  sich  nicht  durch  blosze  persönliche  Zuneigung  und 
Abneigung  in  seiner  Wahl  bestimmen  lassen,  er  wird  dabei 
das  öffentliche  Interesse  voraus  erwägen  und  so  denn  auch  auf 
die  Harmonie  mit  den  Kammern  einen  sehr  hohen  Werth 
legen;  aber  es  besteht  für  den  Monarchen  keine  Rechtspflicht, 
seine  Minister  je  nach  den  Wünschen  der  Eammermehrheiten 
zu  wählen  oder  zu  entlassen.  Die  Politik  wird  ihn  wohl  be- 
stimmen, nur  solche  Minister  zu  wählen  oder  zu  behalten, 
welche  auch  das  Vertrauen  der  gegenwärtigen  oder  der  künft- 
igen Kammer  zu  erwerben  wissen,  denn  das  entschiedene  und 
dauernde  Misztrauen  der  Kammer  schwächt  die  Autorität  der 
Regierung  und  lähmt  ihre  Macht.  Aber  die  Wahl  selbst  steht 
dem  Monarchen  frei.*^  Die  Zustimmung  eines  bisherigen  Mi- 
nisters zu  der  Ernennung  des  Nachfolgers  ist  kein  absolutes 
Erfordernisz  ihrer  Gültigkeit;  der  Monarch  kann,  wenn  die- 
selbe verweigert  würde,  durch  den  neu  ernannten  Minister 
selbst  die  Ernennung  contrasigniren  lassen.  Seine  Freiheit  darf 
hier  nicht  gehemmt  werden,  und  es  sorgt  das  constitutionelle 
Statsrecht  nur  dafür,  dasz  auch  für  diesen  Regierungsact  eine 
Person  verantwortlich  sei. 

die  MiniBter,  besetzt  die  Aemter  in  allen  Zweigen  des  Statsdienstes  tmd 
yerleiht  den  Adel,  Orden  und  Auszeichnungen."  Prenszische  §.  47: 
„Der  König  besetzt  aUe  Stellen  im  Heere,  sowie  in  den  übrigen  Zweigen 
des  Statsdienstes,  sofern  nicht  das  Gesetz  ein  anderes  yerordnet/^  Die 
Belgische  %.  66  beschränkt  den  Einflusz  des  K5nigs  mehr. 

^  Oben  fiuoh  lY.  Gap.  23  S.  442  und  unten  Buch  YJI.  Gap.  5. 
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Bei  der  Besetzung  der  übrigen  Statsämter  ist  er  an  die 
Mitwirkung  der  Minister  gebunden;  freilich  wieder  nicht 
so,  dasz  er  einfach  die  Vorschläge  derselben  zu  erwarten  und 
gutzuheiszen  hat,  sondern  so,  dasz  ihm  unbenommen  ist,  die 
Initiative  zu  ergreifen,  selber  taugliche  Männer  in  Vorschlag 
zu  bringen  und  die  Vorschläge  der  Minister  zu  verwerfen. 
Dieses  wichtige  Attribut  der  monarchischen  Gewalt  mit  Ein- 
sicht auszuüben  und  die  rechten  Männer  zu  den  Aemtern  zu 
finden  und  zu  berufen,  war  von  jeher  eine  Eigenschaft  ausge- 
zeichneter Fürsten,  und  kaum  gewährt  eine  andere  Befugnisz 
denselben  eine  höhere  Befriedigung  und  nachhaltigeren  Einflusz 
auf  das  öffentliche  Wohl. 

Aehnlich  ist  das  Emennungsrecht  des  Präsidenten  der 
Vereinigten  Staten  normirt ;  nur  ist  derselbe  bei  der  Besetzung 
einiger  besonders  wichtiger  Aemter  an  den  Bath  und  die  Zu- 
stimmung des  Senats  gebunden,  und  kann  der  Gongresz  die 
Wahl  niederer  Beamten  auch  an  den  Präsidenten  allein  oder 
an  Ctorichtshöfe  oder  den  Chef  eines  Departements  übertragen.  ^ 
Noch  beschränkter  ist  das  Wahlrecht  der  schweizerischen  fie- 
gierungen,  indem  eine  grosze  Zahl  von  Stellen  entweder  von 
dem  repräsentativen  Körper  oder  durch  Volkswahl  besetzt 
werden.  Eine  bedenkliche  Folge  des  letzteren  Systems  aber 
ist  es,  dasz  die  Harmonie  der  Begierungsorgane  leicht  durch 
widerstrebende  Parteieinflüsse  gestört  und  nicht  selten  die  Kraft 
der  Regierung  durch  die  Opposition  der  Beamten  gelähmt  wird, 

•  Bandesrerf.  Ton  Nordamerika  IL  3:  „Er  ernennt  und  beatelU  mit 
Bath  und  EinwiHigung  des  Senats  Gesandte,  andere  öffentliche  Minister 
■ad  Coosnln,  die  Richter  des  Obergerichts  und  alle  übrigen  Beamten  der 
Verein.  Staten,  deren  Ernennung  nicht  in  dieser  Verfassung  oder  durch 
ein  Oeseta  bestimmt  wird.  Der  Gongress  kann  aber  durch  ein  Decret 
die  Emennong  solcher  niedern  Beamten,  als  ihm  gutdfinkt,  dem  Präsi- 
dealen  aliein  oder  den  Gerichtshöfen  oder  den  Chefs  der  Departements 
auftragen.*'  Franxös.  Terf.  Ton  1848  $.  64:  „Die  Minister  ernennt  und 
cttUistt  der  Prisident  frei,  höhere  Beamte  im  Minlsterrathe,  niedere  auf 
Vofffcfalag  des  betreffenden  Ministers.''    Vgl  auch  $.  6ö. 
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deren  sich  jene  bedienen  sollte,   ihre  Beschlüsse  ins  Leben  zu 
fahren. 

2.  Die  Ehrenlioheil. 

Statliche  Würden  nnd  Ehren  wie  der  Adel,  Orden, 
Bang,  Titel  und  ähnliche  Aaszeichnungen  werden  wieder  in 
der  Regel  von  dem  Statsoberhaupte  verliehen.''  Es  ist  ein 
schönes  Vorzugsrecht  der  Könige,  das  persönliche  Verdienst 
aufzusuchen  aufeumuntem  und  vor  der -Welt  zu  ehren.  Ein 
Fürst,  der  diese  schwere  Kunst  zu  üben  versteht,  wird  die 
moralischen  Kräfte  in  seinem  Volke  vielseitig  anregen,  stärken 
und  auf  die  öffentliche  Wohlfahrt  hinlenken;  und  er  wird  zu- 
gleich die  göttliche  Gerechtigkeit  nachahmen,  welche  die  Tugend 
belohnt.  Leider  ist  aber  der  Miszbrauch,  weleher  zumal  in 
den  letzten  zwei  Jahrhunderten  mit  diesem  Bechte  getrieben 
wurde,  noch  in  so  frischer  Erinnerung  und  zum  Theil  sind 
kindische,  zum  Theil  ärgerliche  Gewohnheiten  und  Vorurtheile 
auch  in  den  höchsten  Kreisen  der  Gesellschaft  noch  so  mächtig, 
dasz  selbst  dem  vernünftigen  Gebrauche  desselben  ein  weitver- 
breitetes Misztrauen  im  Wege  steht.  Unserer  Zeit  thut  eine 
Beinigung  und  Wiederbelebung  nicht  eine  Zerstörung  dieser 
Ehrenrechte  noth.  Wenn  die  blosz  höfischen  Auszeichnun- 
gen nicht  entbehrt  werden  können,  so  sollten  doch  die  eigent- 
lichen Verdienstorden  davon  unterschieden,  an  ernste  Be- 
dingungen geknüpft  und  mit  ansehnlichen  Bechten  ausgestattet 
und  wirksam  gemacht  werden.^ 

f  Blaokstone  I.  7,  4.  Rüssel.  Verf.  von  Engl.  Cap.  34.  Sohwe- 
dische  Verf.  §.  S7.  Holländische  $.  63,  64.  Portugiesisohe 
§.  75,  10.    Preuszische  S*  50. 

*  Das  hat  Napoleon  bei  der  Grflndung  seiner  Ehrenlegion  wohl 
eingesehen,  und  es  ist  ein  merkwürdiges  Zeugntss  für  den  Grundgedanken 
derselben,  dass  die  Institution  selbst  in  der  republikanisohen  Yerfassung 
Ton  1848  §.  108  dem  neugereizten  Hasse  gegen  den  Adel  gegenüber 
festgehalten  wurde.  Freilich  wird  auch  der  persönlichen  Eitelkeit  ein 
Spielraum  eröffnet  und  ein  Köder  geboten ;  aber  so  lange  diese  nicht  aus 
der  menschlichen  Natur  ausgerottet  und  der  Antheil,  den  ile  auch  an 
guten  und   heilsamen  Thaten   hat,    nicht  ausgeschieden   noch  entbehrt 
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3.    Politisohe  Leitung  (gouTernement  politique). 

Die  französische  Statssprache  faszt  unter  dem  Ausdruck 
gouTemement  politique  alle  die  Befugnisse  und  Pflichten  zu- 
aammen,  welche  die  oberste  politische  Leitung  des  Stats 
auch  im  Innern  im  Gegensatz  zu  bloszer  Geschäftsver- 
waltung  (Administration)  charakterisiren.  Die  Administration 
hat  es  mit  dem  Kleinen  und  Einzelnen,  die  politische  Begie- 
msg  mit  dem  Groszen  und  Ganzen  zu  thun.  Diese  weist  die 
Bichtong,  in  welcher  die  Statsverwaltung  sich  bewegen  soll. 
Sie  vorzugsweise  Iftszt  sich  von  politischen  Ideen  bestimmen, 
und  wahrt  die  politischen  Interessen.  Je  nach  Umständen  gibt 
sie  durch  ihre  Initiative  die  Anregung  zu  Arbeiten  aller  Art 
in  der  Gesetzgebung  oder  Verwaltung,  oder  sie  tritt  hemmend 
entgegen,  wenn  sie  findet,  dass  die  Verwaltung  in  verderbliche 
Richtung  gerathe.  In  diesem  Sinne  werden  auch  innerhalb 
der  Ministerien  die  vorzugsweise  politischen  Minister  von  den 
Fachministem  unterschieden.  Bei  jenen  erscheint  die  politische 
Bedeutung,  bei  diesen  die  technische  Geschäftskunde  als  über- 
wiegend und  entscheidend.    Die  Politik  herrscht,  die  Verwal- 


frerden  louui,  wird  es  gerathener  sein,  denelben  ein  yerdienstliches  Ziel 
XU  eröffnen,  als  in  rigoristischem  Eifer  den  Glanz  der  Ehre  zu  verwerfen, 
weQ  neh  ein  Stflck  Eitelkeit  in  ihm  spiegeln  mag.  Kapoleon  ftuszerte 
auf  8t  Helena  {Loa  Costa  M6moir.  Y.  8.  39)  Aber  die  Orden :  „Die  alt- 
gewordenen und  Tordorbenen  Kationen  können  nicht  wie  die  tugend- 
haften Völker  des  Alterthums  regiert  werden.  Für  einen  der  heutzutage 
Alles  dem  öffentliohen  Wohle  opfert,  gibt  es  Tausende  und  Millionen,  die 
Bsr  ihre  Interessen  kennen,  ihre  Gtonfisse,  ihr  eitles  Behagen«  Jeder  Ar- 
beiter muss  den8toir  zu  behandeln  Terstehen,  der  ihm  zur  Hand  ist;  das 
ist  das  Geheimnisz  der  Wiederbelebung  der  monarchischen  Formen,  der 
Rflekkehr  der  Titel,  Kreuze,  Orden.  Auf  der  8tufe  der  CiTilisation,  auf 
wdeher  wir  zur  Zeit  stehen,  sind  sie  geeignet,  bei  der  Menge  Achtung 
SU  wedcen  und  zugleich  dem  Beehrten  8elbstaohtung  zu  empfehlen.*'  Es 
gSit  sekwerlioh,  die  Chinesen  ausgsnommen,  ein  Yolk,  das  mehr  auf  Titeln 
hiit,  all  das  deutsche,  und  dennoch  ist  es  den  Vertretern  desselben  zu 
Fnuskftirt  im  Jahr  1848  eingefallen,  die  Titel  ohne  Amt  abschaffen  zu 
weOesi.  8o  grofie  Sprünge  machen  zuweilen  die  Völker  Ton  einem  Ex- 
trem ins  andere  entgegen  gesetzte. 
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tnng  arbeitet.  Wie  in  dem  Betrieb  einer  Fabrik  die  Speca- 
lation  des  Fabrikherm  bestimmt,  was  für  Bohstoffe  und  zn 
welcher  Waare  dieselben  verarbeitet  und  veredelt  werden  sol« 
len,  während  die  Techniker  die  Arbeit  selber  im  Einzelnen  an- 
ordnen und  vollziehen,  so  bestimmt  die  politische  Leitnng, 
was  im  State  zn  thon  nnd  was  anzustreben  sei,  während  die 
Administration  fttr  die  Ausfnhmng  im  Einzelnen  sorgt 

Es  Uszt  sich  kein  Feld  der  Verwaltung  ganz  unabhängig 
stellen  von  der  politischen  Leitung.  Wenn  das  Statsinteresse 
es  erfordert,  so  musz  diese  überall  da  eingreifen  können,  wo 
diese  Interessen  verletzt  werden,  und  überall  da  anregen,  wo 
dieselben  zu  befriedigen  sind.  Aber  auch  die  Verwaltung  hat 
hinwieder  ihr  besonderes  Becht,  welches  die  politische  Leitung 
nicht  miszachten  darf,  und  zwar  nicht  blosz  soweit  die  tech- 
nische Geschäftsordnung  ein  willkürliches  Eingreifen  und  eine 
Störung  der  politischen  Leitung  nicht  erträgt,  sondern  auch 
so  weit  die  gesetzliche  Ordnung  der  Verwaltung  von  dieser  zu 
achten  ist  Man  darf  die  politische  Leitung  nicht  als  eine 
absolute  Willkfirgewalt  verstehen.  Auch  sie  wird  durch  die 
Verfossung  und  die  Gesetze  näher  bestimmt  und  beechränkt.' 


Sechzehntes  GapiteL 

4.    MQitir.,  5.  Pdliieilidlieit 
4.    Mililii^olieil. 

Der  Monarch  ist  das  Haupt  der  Eriegsverfiissung  des  Lan- 
des. Sowohl  die  Land-  als  die  Seemacht  steht  unter  seinem 
obersten  Befehl.     Er  läszt  Trappen  aushebe   oder  werben, 

•  y«tr«llMb«  B«Mik«ig  dMtber  bei  ViTiea  tMm  «dwu««!*- 
tivei,  Pari«  18^9  {?  tAü)  1.  8.  30  ff. 


Seohsebntea  Capitel.    4.  Militftr-,  5»  Polizeihobeit.  97 

ernennt  die  Officiere,  wenigstens  die  höheren,  verleiht  das 
Commando,  läszt  Militärstraszen ,  Festungen  bauen,  sorgt  fQr 
das  Kriegsmaterial.  < 

Im  Mittelalter  konnten  auch  die  Stände  Truppen  halten. 
Die  Einheit  des  modernen  States  aber  läszt  eine  solche  Thei- 
long  der  Heeresmacht,  welche  zum  Bürgerkrieg  führt,  nicht 
mehr  zu.  Die  Einheit  des  Befehls  ist  für  die  Kraft  und  so- 
mit Ar  den  Zweck  des  Heeres  unentbehrlich. 

Ob  das  Heer  nur  dem  Könige,  oder  ob  es  auch  der 
Verfassung  Gehorsam  und  Treue  zn  schwören  habe,  ist  eine 
anch  in  nnsem  Tagen  lebhaft  bestrittene  Frage.  Practisch 
wichtig  wird  sie,  wenn  der  Fürst  und  die  Verfassung  in  Gon- 
flict  gerathen,  und  jener  die  Macht  des  Heeres  zn  Maszregeln 
rerwenden  will,  welche  den  Vorschriften  der  Verfassung  wider- 
streiten oder  zn  widerstreiten  scheinen.  Ein  unbefangenes  ür^ 
theil  mnsz  anerkennen,  dasz  der  Verfassungseid,  wenn  derselbe 
den  Sinn  erhält,  dasz  das  Heer  zu  keinen  verfassungswidrigen 
Handlangen  hülfreiche  Hand  leiste,  dem  Fürsten  eine  Ver- 
letzung der  verfassungsmäszigen  Zustände  erschwert;'  auf  der 
andern  Seite  aber  nicht  minder,  dasz  ein  zwiefacher  Eid  und 
eine  zwiefache  Verpflichtung  in  das  Gewissen  des  Heeres  leicht 
Zwiespalt  bringt,  die  Disciplin  lockert  und  die  Armee  bis  zur 
Auflösung  oder  zum  Selbstmord  in  innerem  Parteikampfe  rei- 

*  BUokstone  I.  7,  2.  Schwedische  Verf.  §.  14.  Holländi- 
•che  §.  58.    Belgische  §.  G8.    Preuszische  §.46,  47. 

'  Dftsz  der  TerfassuDgseid  aach  Sehte  Soldatenherzen  dazu  bestim- 
men kann,  ihren  Gehorsam  zu  verweigern,  hat  ein  unyerwerflicher  Zeuge 
bettüigt.  Napoleon  erzfthlt  von  seiner  eigenen  Jugend  (bei  Las  Ca« 
le«  y.  16SJ :  ,Die  Meinungen  des  Tages  nahmen  nach  und  nach  auch 
Mf ar  unter  den  Officieren  der  Armee  überhand ,  besonders  seit  jenem 
beriUunten  Eid  fQr  die  Nation,  das  Gesetz  und  den  Konig.  Wenn  ich 
bis  dabin  den  Befehl  erhalten  hfttte,  meine  Kanonen  gegen  das  Volk  zu 
riehten,  so  zweifle  ieh  nicht,  danz  die  Gewohnheit,  das  Yomrtheil,  die 
Bniebnng,  der  Name  des  KOnigs  mich  befftimrot  hfttten,  lu  gehorchen; 
aber  naehdem  ich  den  Nationaleid  einmal  geleistet,  wire  daf  Torbei  ge* 
wesen  and  ich  bitte  nur  auf  die  Nation  gesehen. *" 

» I  •  B  t  •  •  k  I i .  «Uf  «mein««  Stiaveoht    U.  7 
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zen  nnd  treiben  kann.  Darcbans  verderblich,  weil  der  Natur 
und  Bestimmung  dez  Heeres  widersprechend,  ist  es  jedenfalls, 
dasselbe  zu  einem  berathenden  Körper ''  zu  machen ,  welcher  erst 
die  Yerfassungsmäszigkeit  der  einzelnen  Befehle  zu  prüfen 
und  nur,  wenn  es  sich  davon  überzeugt,  zu  gehorchen  habe, 
doppelt  verderblich  in  einer  Zeit,  welche  der  Kritik  und  So- 
phistik  einen  so  freien  Spielraum  eröffnet  hat,  wie  dieunsrige. 
Der  militärische  Gehorsam  und  die  persönliche  Treue  gegen 
das  Oberhaupt  ist  und  bleibt  die  Begel,  auch  da,  wo  der  Yer- 
fassungseid  vorgeschrieben  ist ;  und  nur  in  ftuszersten  und  wah- 
ren Nothfällen  eines  offenkundigen  und  tyrannischen  Miszbrauchs 
der  Militärgewalt  von  Seite  des  Fürsten  wird  sich  die  Ver- 
weigerung des  Gehorsams  von  Seite  des  Heeres  rechtfertigen 
lassen.  Ist  aber  der  Geist  des  Heeres  gesund  und  für  Becht 
und  Freiheit  im  Groszen  empfänglich,  so  wird  ein  solcher  Misz- 
brauch  auch  da  nicht  leicht  möglich  sein,  wo  dasselbe  nur  dem 
Könige,  nicht  auch  der  Verfassung  geschworen  hat;  und  ist 
das  Heer  von  Verehrung  und  Liebe  zu  seinem  Kriegsherrn 
erfüllt,  so  wird  auch  der  Verfassungseid  dasselbe  schwerlich 
bestimmen,  gegen  seine  Befehle  Widerspruch  zu  erheben,  auch 
wenn  er  einen  Bruch  der  Verfassung  für  nbthig  hält.  Der 
Königseid  schützte  Jakob  IL  von  England  so  wenig  vor  dem 
Abfall  seiner  Truppen  als  der  französische  Verfassungseid  die 
Directorialregierung  vor  dem  Sturze  durch  Napoleon.  Der  Geist 
ist  somit  auch  hier  entscheidend,  nicht  die  Form. 

Aus  diesen  Betrachtungen  folgt:  Im  Zweifel  ist  der  Ver- 
fassungseid des  Heeres  nur  so  zu  erklären,  dasz  dasselbe 
schwört,  seiner  natürlichen  Bestimmung  gemäsz,  die  Verfas- 
sung wie  die  Rechtsordnung  und  Freiheit  überhaupt  zu  schützen 
und  nicht  seinerseits  zu  verletzen,  nicht  aber  so,  dasz  der  Ge- 

'  Sogar  die  republikamaohe  Verfassung  far  Frankreich  Ton  1848 
J.  104  erkennt  die  Sätze  an:  ,|Die  Öffentliche  Macht  ist  wesentlich  sum 
Gehorsam  verpflichtet  Kein  bewaffnetes  Corps  darf  Berathschlagungtn 
halten.*«     Vgl.  Verf.  von  Portugal  §.  115. 
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borsam  gegen  den  EriegsherrD,  welcher  die  Grundlage  der 
Militftr?erfa8SQng  ist,  durch  statsrechüiche  Erörterungen  und 
Beratbungen  Ober  die  Yerfassungsmftszigkeit  einzelner  Befehle 
gelockert  und  der  Zwiespalt  in  dem  Heere  legitimirt  werde. 
Die  Verantwortlichkeit  für  die  Yerfassungsmäszigkeit  des  Be- 
fehls trägt  der  Minister,  oder  der  commandirende  General, 
nicht  der  gehorchende  Officier  und  Soldat.  Nur  wenn  eine 
Verfiusung  jenem  Eide  eine  andere  und  eingreifendere  Bedeu- 
tung ausdrücklich  gegeben  und  so  die  Gefahr  der  militärischen 
Unordnung  fQr  geringer  erklärt  hat  als  die  des  Miszbrauchs 
der  Militärgewalt,  ist  eine  andere  Auslegung  gerechtfertigt.^ 

Gut  ist  es,  wenn  der  Monarch  nicht  blosz  formell  an  der 
Spitze  des  Heeres,  sondern  in  persönlicher  Beziehung  zu 
demselben  steht.  Freilich  kommt  hier  auf  die  Individualität 
Alles  an.  Friedrich  TT.  sprach  den  Satz  aus:  „Ein  groszer 
Forst  musz  die  Leitung  seiner  Truppen  selber  übernehmen. 
Sein  Heer  ist  seine  Besidenz,  sein  Interesse^  seine  Pflicht,  sein 
Ruhm.    Alles  bestimmt  ihn  dazu,"^  und  demgemäsz  handelte 

*  Eine  eigenthftmlicfae  Bestimmung  enthftit  die  sohwedisolie  Yer- 
fMsmig  §.  38:  «Alle  vom  Ednige  aasgehenden  Expeditionen  und  Befehle, 
welche  das  Kriegjcommando  betreffen,  soUen,  um  g&ltig  eu  sein,  von 
dem  Vortragenden  contrasignirt  werden,  welcher  yerantwortlich  ist,  dasz 
iie  mit  dem  darüber  geführten  Protocoll  übereinstimmen.  Sollte  der 
Vortragende  irgend  finden,  dasz  der  Beschluss  des  KOnige  gegen  die 
Regierungsform  streite,  so  hat  er  darüber  im  Statsrathe  Vorstellungen 
an  machen.  Besteht  der  König  dennoch  darauf,  dasz  ein  solcher  Be- 
ichlois  ausgefertigt  werden  soll,  so  ist  es  des  Vortragenden  Recht  und 
Pflicht,  seine  Contrasignatur  dazu  zu  yerweigem,  und  als  Folge  hicTon 
sein  Amt  niederzulegen,  welches  er  nicht  eher  zurücknehmen  darf,  als 
bif  die  Reichsst&nde  sein  Verhalten  geprüft  und  gebilligt  haben.  Inzwi- 
schen soUen  sein  Sold  und  Einkünfte  ihm  Terbleiben.*^ 

*  Im  AntimachiaTcU  12:  Viel  zu  weit  aber  ging  MachiayeU  selbst 
im  Fftrt«a  14 :  «Ein  FQrst  soll  kein  anderes  Ziel,  keine  anderen  Gedan- 
ken haben,  er  soll  nichts  anderes  zu  seinem  Handwerk  machen  als  den 
Krieg  imd  die  Kriegskunst. ''  Der  Fflrst  ist  in  erster  Linie  Regent  und 
Slalsmann,  erst  in  zweiter  Feldherr.  Gewichtiger  und  wahrer  ist,  was 
Vellejns  Paterculus  (Bist.  1)  dem Scipio  Africanus  nachrühmt:  n^io» 
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er  als  König.  Ein  Fürst  aber,  der  keine  Feldhermgaben  be- 
sitzt, handelt  sehr  verkehrt,  wenn  er  in  Person  den  Feldherm 
spielt.  Er  stfirzt  sich,  die  Armee  nnd  den  Stat  ins  Unglück. 
Misztranen  gegen  die  Bogiemngsgewalt  ist  ein  Kennzei- 
chen der  modernen  Republik.  Sie  kann  sich  der  Besorgnisz 
nicht  erwehren,  dasz  ein  Magistrat,  welcher  über  die  Armee 
frei  verfügt,  die  Militärmacht  benutzen  könnte,  um  sich  mon- 
archische Gewalt  anzumaszen  und  sich  zum  Herrscher  im  State 
aufzuschwingen.  Es  gilt  das  vorzüglich  von  den  Bepubliken, 
welchen  ein  Präsident  vorsteht.  In  Nordamerika  hat  sich 
daher  der  Gongresz  selbst  nicht  blosz  die  Milizorganisation, 
sondern  auch  das  Becht  vorbehalten,  die  Miliz  zu  versammeln 
und  Aufstände  zu  unterdrücken,  und  dem  Präsidenten  ist  nur 
der  Oberbefehl  über  die  kleine  ständige  Armee  und  die  Flotte 
des  Bundesstates,  über  die  Miliz  der  Einzelstaten  aber  blosz 
dann  überlassen,  wenn  dieselbe  auf  Befehl  des  Ongresses  ver- 
sammelt ist.  ^  In  Frankreich  durfte  der  Präsident  zwar 
über  die  bewafltaete  Macht  verfügen  aber  nicht  das  Obercom- 
mando  in  Person  ausüben.^  Der  schweizerische  Bundes- 
rat h  darf  nur,  wenn  die  Bundesversammlung  nicht  anwesend 
ist,  Truppen  aufbieten,  und  ist  gehalten  auch  dann,  wenn  die 
Truppen  für  längere  Zeit  in  Anspruch  genommen  werden  oder 
die  Zahl  von  2000  Mann  übersteigen,  die  Bundesversammlung 
einzaberofen  und  deren  Anordnungen  zu  beachten.^ 

S.    Die  Polixeihoheit. 

Nicht  nur  wird  die  gesammte  Statspolizei  im  Namen  und 
unter  der  Oberleitung  des  Monarchen  geübt,  sondern  es  darf 
und  soll  auch  auf  diesem  Felde  der  politischen  Thätigkeit 
der  Monarch  unter  Umständen  persönlich  handeln.   Indessen 


per  «Ol  belli  eal  peeie  serrit  «KtilHU,  eenper  inter  unrnt  ae  ttadia  ver- 
Mtas  est  eoipvs  pericalis  wai  •aimum  diseipimtt  exercwt* 
«  Verfaswuig  I.  d.  II.  2. 

*  VerfiMSQ^  rom  184d  S-  ^ 

•  BusaesverfeMug  f.  90,  11.  §.  74^  a 
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wird  ein  peroönliches  Eingreifen  hier  doch  nur  ansnahms- 
weise  stattfinden,  theils  wenn  es  gilt  die  Sicherheit  des  Sta- 
tes vor  grossen  nnd  änszersten  Ge&hren  zu  retten,  theils  wo 
ein  persönliches  Einschreiten  dazn  dient,  die  gewöhnliche  Thä- 
tigkeit  der  Polizeiorgane  zu  controliren,  wach  nnd  rege  zn  er- 
halten und  willkürlichen  Miszbranch  zu  schrecken.  AlsBegel 
bedarf  aber  das  tägliche  Bedürfnisz  mit  seinen  unendlichen 
Ansprachen  einer  unausgesetzten  Sorge  besonderer  Beamten 
und  Behörden,  weszhalb  denn  das  Princip  und  der  Organismus 
der  Pöfizei  in  dem  folgenden  Buche  besonders  zur  Sprache 
kommen  wird. 


Siebenzehntes  Gapitel. 

6.    Die  Jastizhoheit. 

In  der  alten  Welt  und  im  Mittelalter  war  der  König  in 
Person  oberster  Bichter.  Auch  der  deutsche  König  hegte 
und  leitete  das  Fürstengericht.  Wohin  in  dem  Beiche  er  per- 
sönlich kam,  da  konnte  er  selber  zu  Gerichte  sitzen  und  da 
erbleichte  yor  ihm  jede  andere  Oerichtsgewalt.  * 

Das  ist  im  modernen  State  seit  den  letzten  Jahrhunder- 

*  Sachsenspiegel  III.  26,  §.  1:  „Die  koniDg  is  gemene  richtere 
over  a1.*^  III.  52.  $.  2:  n^en  koning  küset  man  to  richtere  orer  egen, 
aade  len  ande  orer  jewelkes  mannes  lif.  Die  keiser  mach  ayer  in  allen 
laaden  nicht  sin,  nnde  al  nngerichte  nicht  richten  to  aller  tiet,  dar  umme 
liet  be  den  Torsten  grafscap  nnde  den  greyen  sonltheitdnm.**  III.  60 
$.2:  «In  STclke  stat  des  rikes  de  koning  kumt  binnen  deme  rike,  dar 
is  ime  ledioh  monte  (MOnae)  nnde  toln  (ZoU)  nnde  dat  geriohte.^  Mir 
ist  es  wahrscheinlich,  daez  dieser  Gedanke  des  Hittelalters  in  -*  riel- 
leicht  spiterer  —  Zukunft  nochmals  aufleben  wird.  Die  Eaiseridee  ist 
ohne  ihn  unyollstftndig.  Soll  der  Kaiser  den  WeltfHeden  schirmen  and 
das  unrecht  auch  der  Hftchtigen  bengen  nnd  bessern,  so  mnss  er  selbst 
s«  Ctericht  Sitten  können.    Indessen  unsere  Zeit  ist  dafttr  nioht  reif. 
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ten  anders  geworden.  Alle  eigentliche  riehterliche  Function 
ist  der  persönlichen  Thätigkeitnndselbst  dem  Einflüsse 
des  Königs  entzogen  und  an  Bichter  fibertragen  worden, 
welche  zwar  von  ihm  ihr  Amt  ableiten  nnd  in  seinem  Namen 
das  Becht  handhaben,  aber  selbständig  nicht  nach  seinem  Er- 
messen nnd  Anfing  handeln.  Der  Satz  des  neuem  Statsrechts: 
„Alle  Gerichtsbarkeit  geht  vom  König  aus*'*  hat  so- 
mit heute  einen  ganz  andern  viel  beschränkteren  Sinn  als  in 
frfiheren  Zeiten.  Aber  sinnlos,  wie  Manche  meinen,  ist  er  nicht. 
Dem  Begriffe  der  Monarchie  widerstreitet  es ,  dasz  irgend  eine 
Amtsgewalt  im  State  sei,  welche  dem  Monarchen  nicht  unter- 
geordnet wäre.  Die  materielle  Abhängigkeit  der  Gerichte  in 
Verwaltung  der  Rechtspflege  freilich  ist  aufgegeben,  und  soll 
es  sein,  weil  hier  die  festen  Normen  des  Bechts  den  Bichter 
binden  und  leiten;  und  der  Einflusz  oder  die  Theilnahme  des 
Monarchen  selbst  würde  eher  die  Unbefangenheit  und  Unpar- 
teilichkeit des  Gerichtes  trüben  als  aufrecht  halten.  Seine 
Macht  ist  so  grosz  und  glänzend,  dasz  die  Gerechtigkeit  von 
ihr  verdunkelt  und  yerschoben  zu  werden  fQrchten  musz.  Aber 
die  Ableitung  aller  richterlichen  Amtsgewalt  von 
dem  Oberhaupte  des  State  und  die  formelle  Unterord- 
nung der  Bichter  unter  dasselbe  wird  auch  in  der  constitu- 
tionellen  Monarchie  fortwährend  anerkannt.^ 

Im  Einzelnen  äuszert  sich  die  Justizhoheit  des  Monarchen 
noch  in  folgenden  Bichtungen  wirksam: 
a)  In  dem  Bechte  allgemeine  reglementarische  Vor- 
schriften  zu  erlassen,  innerhalb  der  Schranken  der 
Verfassung  und  Gesetzgebung,  die  auch  die  Gerichte  zu 
befolgen  haben. 

'  Blaokstone  I.  7,  3.  Französische  Verf.  1815  §.  57,  von 
1852  $.  7.  Bayerische  YIII.  $.  1.  In  der  prenszisohen  und 
ÖBterreiohischen  von  1849  ist  derselbe  nicht  anfgenommen.  Diese 
bestimmt  f.  100:  y,Älle  Gerichtsbarkeit  geht  Tom  Reiche  ans.** 

'  Die  Bohwedische  Yerfassnng  von  1809  §.17,21  läszt  ausnahms- 
weise den  König  in  Person  an  dem  höchsten  Tribunal  theilnehmen. 
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b)  In  dem  Bechte  die  Bichter  zu  ernennen  nnd  ihnen 
die  Amtsgewalt  zu  verleihen.  Verschieden  von  der 
Stellang  der  Bichter  ist  die  der  ürtheiler,  Schöffen, 
Oeschwornen,  welche  keine  Amtsgewalt  üben,  sondern 
nur  das  Becht  im  einzelnen  Falle  finden  und  weisen. 
Daher  ist  es  auch  weder  nöthig  und  üherdem  aus  Grfih- 
den  einer  unbefangenen  Bechtspfiege  auch  nicht  gut,  dasz 
dieselben  von  der  Statsgewalt  bestellt  werden. 

c)  In  der  Form  der  gerichtlichen  Erkenntnisse,  welche  „im 
Namen  des  Königs''  verkündet  und  vollzogen  werden, 
worin  die  Idee,  dasz  die  statliche  Gerechtigkeit  von  dem 
Könige  geschirmt  werde,  veranschaulicht  wird.'* 

d)  In  dem  Bechte  zur  Visitation  über  die  Gerichte,  den 
Geschäftsgang,  die  Handhabung  der  Ordnung,  die  Pro- 
tokolle und  Acten  und  deren  Verwaltung,  welche  dem 
Justizministerium  und  seinen  Organen  zukommt.  Dahin 
gehört  auch*  die  Befugnisz,  sich  statistische  Berichte 
über  die  Geschäftsthätigkeit  geben  zu  lassen. 

e)  In  dem  Bechte  zu  gerichtlicher  Verfolgung  wegen 
Verbrechen  Auftrag  zu  geben,  welche  in  Fällen,  wo  die 
Sicherheit  und  die  Politik  des  States  betheiligt  ist,  ohne 
Schaden  dem  Einflüsse  auch  der  Begierung  nicht  völlig 
entzogen  werden  darf.  Ein  übermäsziger  Eifer  der  Stats- 
anwälte,  in  deren  Gesichtskreise  höhere  Statsrücksichten 
nicht  Platz  finden,  kann  hier  eben  so  schädlich  wirken 
als  ein  zu  laxes  oder  furchtsames  Verhalten  derselben, 
nnd  das  Correctiv   für  beide  Fehler  kann  nur  in  dem 

♦  PreuBzische  Verf.  §.  68:  „l^ie  richterliche  Gewalt  wird  im 
Namen  des  Königs  durch  unahhSngigo,  keiner  andern  Autorität  als  der  des 
Oetetzes  unterworfene  Oorichte  ausgeübt.  Die  Urtheile  werden  im  Namen 
de«  Königs  ausgefertigt  und  vollstreckt/  Bentham  schlftgt  vor,  die 
Formel:  „de  par  le  roi*^  umzuwandeln  in  „de  par  la  justice.*^  Aber 
wesshalb  sollte  nicht  die  Gerechtigkeit  in  dem  KOnige  personifioirt  er* 
sebeioen  dfirfen? 
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Einflüsse  der  obersten  Statsgewalt  selbst,  welche  alle 
Verhältnisse  freier  überblickt,  gefunden  werden. 

f)  In  dem  Hechte,  eine  strafrichterliche  Untersuchung 
niederzuschlagen  (jus  aboliendi),^  welches  zu  be- 
schränken immerhin  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  liegt. 

g)  In  dem  Rechte,  die  Strafe  zu  mildern  und  dem  Be- 
gnadigungsrechte.^ Es  ist  in  der  That  ein  hoher 
Vorzug  der  Monarchie,  dasz  in  ihr  auch  dieOnade,  wie 
sie  einer  edeln  Menschenbrust  entquillt,  die  unvermeid- 
lichen Härten  des  kalten  Hechts  zu  mildem  und  das 
starre  Gesetz  mit  den  mannichfaltig  wechselnden  Be- 
dflrfriissen  des  Lebens  zu  versöhnen  trachtet,  ihren  Platz 
findet  und  einem  Menschen  anvertraut  wird.^  Der  Kö- 
nig selbst  kann  keine  Strafe  verhängen,  das  thut  in  sei- 
nem Namen  der  Richter  nach  dem  Gesetz.  Aber  der 
König  kann  selbst  Verzeihung  gewähren,    üebt  er  die 

*  Pr«nssisohe  Verf.  §.  49:  «Der  König  kann  bereits  eingeleitete 
Untersuchungen  nur  auf  Grund  eines  besondem  Oesetxes  niederschUir 
gen.*'  Dagegen  bayerische  Till.  §.  4:  «Der  König  kann  in  keinem 
Falle  irgend  eine  anhängige  Streitsache  oder  angefangene  Untersuchung 
hemmen.* 

«  Blackstone  IV.  31,  2.    Schwedisehe  Verf.  §.  23.    Hollln- 
disohe  §.  66.  Bayerische  III.  §.  4.  Belgische  §.  73.  Spanisehe 
§.  47,  3.    PreusBisohe  S-  49.    Franxösisohe  tou  1S52  §.  & 
^  Shakspeare  im  Kaufmann  Ton  Venedig  IV.  1: 

«Die  Art  der  Qnade  weist  von  keinem  Zwang. 

Sie  tr&nfdt,  wie  des  Himmels  milder  Regen, 
"^ur  Erde  unter  ihr;  iwiefach  gesegnet: 

Sie  segnet  den  der  gibt  und  den  der  nimmt ; 

Am  mSohtigsten  im  Micht'gen  neret  sie 

Den  Fürsten  auf  dem  Thron  mehr  als  die  Krone; 

Das  Scepter  seigt  die  weltliehe  Gewalt, 

Das  Attribut  der  Wfird'  und  Majestät, 

^orin  die  Furcht  und  Sehen  der  K5n*ge  sitst. 

Doch  Gnad'  ist  aber  diese  Seeptermacht, 

Sie  thronet  in  dem  Herten  des  Monarehen, 

Sie  ist  ein  Attribut  der  Gottheit  seihet. 

Und  irdische  Maeht  kommt  götItieHw  am 

Wenn  Gnade  bei  dem  Hechte  steht. '^ 
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Gnade  nicht  mit  weichlicher  Schlaffheit  sondern  mit 
weiser  Groszmuth  aus,  so  wird  dieselbe  auch  die  Ord- 
nung des  Sechts  nicht  auflösen,  sondern  befestigen.^ 
Auch  der  Act  der  Gnade  ist  Obrigens  ein  Act  mit 
Bechtswirkung  und  bedarf  daher  in  der  constitutionellen 
Monarchie  der  Contrasignatur  der  Minister. 

h)  In  dem  Bestätigungsrechte  bei  Todesurtheilen, 
welche  ohne  die  j)  rsönliche  Gutheiszung  des  Monarchen 
nicht  vollstreckt  werden  dürfen;^  eine  unverwerfliche 
Garantie  für  das  Leben  der  Bürger. 

i)  In  der  Anordnung  und  dem  Befehle  zur  Execu- 
tion  der  Strafortheile. 

k)  In  dem  Rechte,  Beschwerden  über  verweigerte  oder 
verzögerte  Bechtspflege  anzunehmen  und  Förderungs- 
befehle  (promotoriales)   und  sogenannte  Mandata  de 

m 

*  Martin  Luther  in  den  Tischreden:  „ Gnade  und  Becht  mnsz  ein 
Pftnt  brauchen.  Denn  wo  eitel  Gnade  ist  und  der  Fflrst  nicht  zürnt, 
M>  wird  nicht  aUein  der  Hof,  sondern  auch  das  Land  voll  böser  Buben, 
geht  aUe  Zucht  und  Ehre  unter.  Wiederum  wo  eitel  oder  zu  riel  Zfir« 
nena  und  Strafens  ist,  daraus  wird  Tyrannei  und  können  die  Frommen 
nicht  Athem  holen  Ton  tftglicher  Furcht  und  Sorge.  Die  Heiden  sagen: 
Strengstes  Recht  ist  grOsztes  Unrecht.  Wiederam  mag  gesagt  werden 
Ton  der  Gnade:  Eitel  Gnade  ist  die  grSszte  Ungpnade.  Gleichwie  ein 
Vater  keine  grSszere  unyäterliche  That  an  seinem  Kinde  begehen  kann, 
denn  dasz  er  der  Ruthe  spart  und  dem  Kindlein  seinen  Muthwillen  läszt, 
denn  mit  solcher  thdrichter  Liebe  zieht  er  zuletzt  dem  Henker  einen 
Sohn.*  Aehnlich  der  Kurfürst  Maximilian  I.  in  den  Monita  ad  ülium 
bei  Adizreitter  Boicae  gentis  Annal.  III.  8.  616:  «81  benignitate  ao 
elementia  dominatum  temperaTeris,  tibi  erunt  Candida  et  laeta  omnia. 
FinBiasimum  atqne  &oillimum  imperium,  quo  obedientes  delectantur: 
deleetaatvr  antem  et  non  tarn  timent  Principem  quam  timent  pro  Prin- 
eipe,  quando  eum  adyertunt  afflictis  parcere,  yindictae  lenitatem  ad- 
niseere,  non  dominationem  et  seryos  sed  Rectorem  et  cires  cogitare, 
habere  subjeotos  in  oculis.  Tam  principi  exosa  esse  debent  multa  sup- 
plieia  quam  medioo  funera.  Ars  enim  ac  laus  gubemantis  serrare  po- 
tsns  quam  perdere  desoendendo  ad  extrema.*^ 

*  DMieHM  hingt  historisch  mit  der  YorsteUnng  des  Mittelalten  zu- 
dasz  daf  Blutgerieht  ein  speeifisoh  kSnigliohei  Gtorioht  sei. 
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administranda  justitia  zu  erlassen ,  und  die  Hindernisse, 
welche  der  Handhabung  der  Rechtspflege  entgegenstehen, 
wegzuräumen. 

1)  In  dem  Bechte,  Moratorien  (induciae  moratoriae)  zu 
ertheilen.  Ein  bedenklicher  Eingriff  in  das  Priyatrecht, 
aber  in  seltenen  Ausnahmsfällen  bei  groszer  Landesnoth 
doch  unentbehrlich,  sollen  die  Schuldner  nicht  ohne 
Nutzen  dem  Andränge  gewissenloser  Gläubiger  geopfert 
werden.  Das  Institut  ist  aus  dem  römischen  Becht  fiber- 
liefert, und  wurde  unter  der  froheren  deutschen  Reichs- 
Verfassung  als  ein  kaiserliches  ReserTatrecht  betrachtet, 
dann  auch  von  den  Landesherren  und  nicht  ganz  selten 
miszbräuchlich  geübt.  Noth wendig  ist  es  aber,  dasz 
dieser  allerdings  nicht  völlig  zu  entbehrende  theilweise 
Rechtsstillstand  (Justitium)  nur  mit  groszer  Vorsicht 
und  nur  in  wahrer  Noth  rerstattet  werde;  daher  bedarf 
es  schätzender  Formen,  deren  Beachtung  auch  das  Er- 
messen des  Statsoberhauptes,  oder  selbst  wo  dieses  Recht 
nur  durch  ein  Specialgesetz  ausgeübt  werden  darf,  des 
Gesetzgebers  beschränkt.  '^ 

Dagegen  ist  jede   Gabinetsjustiz  als  unzulässig  ver- 
worfen. '  * 

^«  Vgl.  Zaoharift  §.  176. 

"  Montesquieu^  Esprit  des  Loi3  VI.  5.  In  DeatsoUand  war  dieselbe 
schon  in  der  Reichsyerfassung  verboten.  Wahlcapitul.  XVI.  §.  7; 
^Wir  wollen  dem  Processe  dieser  Reichsgerichte  seinen  stracken  Lauf, 
auch  keinem  vor  dem  andern  eingreifen  oder  Processe  avociren,  viel 
weniger  fiber  die  sententias  und  judicatas  oamere  von  unserm  Reich s- 
hofrathe  cognosciren  lassen,  dem  Kammergerichte  durch  keine  abson- 
derliche kaiserliche  Resoripte  die  Hände  binden  —  überhaupt  dem 
Reichshofrath  und  Kammergericht  keinen  Einhalt  thun,  noch  von  andern 
im  Reiche  directe  oder  indirecte  su  geschehen,  gestatten.''  %.  8.  ,i In- 
sonderheit wollen  wir  an  das  Reiohskammergericht  für  uns  allein  keine 
Instruction  noch  Inhibitionen,  eben  so  wenig  auch  in  jiarticulari  aa  Un* 
sem  und  des  lEteichs  Kammerrichter  in  Justiz  machen  keine  Verfügung  noch 
auch  Rescripte  auf  Einsendung  der  ProtocoUorum  pleni  et  senatum  er* 


Aehisehntos  Capitel.     7.  Did  Finanshoheit.  107 

^^  » 

In  der  nenern  Republik  ist  die  Gerichtsbarkeit  ge- 
wöhnlich y(^Ilig  getrennt  von  der  Begierong  und  selbst  die 
fonnelle  Unterordnung  der  Gerichte  unter  diese  aufgehoben.  '* 
Von  der  frflhem  Justizboheit  auf  Seite  des  Statsoberbauptes 
ist  dann  wenig  mehr  zurückgeblieben,  als  zuweilen  ein  Ein- 
flnsz  auf  Besetzung  der  Bichterstellen,  der  dann  aber  mehr 
znftUig  erscheint,  das  Recht  die  Verfolgung  von  Yerbrechem 
einzuleiten  und  die  Pflicht,  die  Urtheile  zu  vollstrecken.  ^^ 


Achtzehntes  Capitel. 
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OaltnrTerb&ltnisee. 

7.  Die  Finanzhoheit. 

Die  Sorge  für  Bestreitung  der  StatsbedQrinisse ,  und  zu 
diesem  Behuf  die  Verwaltung  des  Statsvermögens,  der  Bezug 
der  Statseinkfinfte ,  die  Verwendung  derselben  für  die  öffent- 

iMsea.  Wiener  Sohlassaote  Ton  1820  §.  29  and  Bundes besobluss 
Ton  7.  Oct  1830. 

*'  Das  Wort  Ton  Montesquieu  (Esprit  des  Lois  XI.  6):  »II  n^y 
a  point  encore  de  libert^  si  la  puissance  de  juger  n*est  pas  s^par^e  de 
la  puissance  l^gislatiTe  et  de  Tex^outrioe.  Si  eile  6tait  jointe  k  la 
pniisance  ez^cutrioe,  le  jage  pourrait  aToir  la  foroe  d^un  oppresseur'* 
fand  in  Nordamerika  einen  fruchtbaren  Boden,  und  es  genügte  den  Nord- 
aaerikanem  nicht,  die  eigentliche  Rechtspflege  unabhängig  tou  der  Re- 
gtenmg  m  stellen,  sondern  sie  wollten  die  Oerichtsgewalt  in  jeder  Be- 
riehnng  Ton  der  Regierungsgewalt  trennen  und  dieser  als  einer  gleichen 
Statsmacht  neben  ordnen.  Dieser  (bedanke  wurde  denn  auch  in  den 
neneren  SchweiierTerfassungen  nachgebildet. 

*'  Ansnabnisweise  hat  der  Präsident  der  Vereinigten  Staten 
(Terf.II.  3)  doch  das  Recht  der  Strafmilderung  und  Begnadigung^ 
ausaer  imFaU  der  Anklage  gegen  die  StatSTerwaltung ;  ebenso  der  fran- 
iSsiscke  Präsident  (Verf.  $.55),  nicht  aber  die  schweiierischen  Re- 
gieningen, 


108     Seohites  Buch.    Die  Souverftnetftt  und  das  Stotsoberhanpt. 

liehen  Bedürfnisse,  der  Voranschlag  und  die  Statsrechnung  ist 
wieder  so  organisirt,  dasz  der  Regent  an  der  Spitze  dieser  ge» 
sammten  Verwaltung  steht.  In  dieser  Beziehung  unterscheidet 
sich  die  Bepublik  wenig  von  der  Monarchie.  Auch  jene  er- 
kennt das  Bedörfnisz  einer  einheitlich  geregelten  und  ausge- 
bildeten Verw^tung,  und  ist,  wo  es  sich  um  diese  handelt, 
nicht  so  eifersüchtig  als  wo  die  eigentliche  Begierung  ihre 
Autorität  zu  ftuszem  sucht 

8.  Das  Obcraafsiobtsrecht. 

Das  Recht  zur  Oberaufsicht  unterscheidet  sich  von  den 
übrigen  Regierungsrechten,  dasz  in  ihm  das  befehlende,  ord- 
nende und  schirmende,  d.  h.  das  eigentliche  Regierungselement 
nur  mittelbar  in  zweiter  Linie,  in  erster  dagegen  nur  die  re- 
ceptive  Eigenschaft  der  Kenntnisznahme  von  den  bestehen- 
den Zuständen  offenbar  wird.  Die  Oberaufsicht  erstreckt  sich 
daher  auch  über  den  Organismus  und  die  Thätigkeit  der  Stats- 
behörden  und  Beamten  hinaus  auf  Verhältnisse  und  Personen, 
welche  wesentlich  selbständig  und  von  der  Anordnung  des 
States  unabhängig  sind. 

Im  Allgemeinen  ist  die  Statsgewalt  berechtigt,  von  allen 
Erscheinungen  Eenntnisz  zu  nehmen,  welche  in  dem  Statsge- 
biete  sichtbar  werden,  insofern  die  Interessen  oder  das  Recht 
des  States  durch  dieselben  betroffen  werden.  Die  Regierung 
musz  dafür  gleichsam  ihr  Auge  offen  haben,  damit  sie  recht* 
zeitig  veranlaszt  werde,  die  angemessenen  Maszregeln  einzulei- 
ten und  anzuordnen,  um  Schaden  von  dem  State  abzuwenden 
und  die  Wohlfahrt  desselben  zu  f&rdern. 

Das  Institut  der  königlichen  Sendboten  in  der  frän- 
kischen Monarchie  und  die  statistischen  Bureaus  in  un- 
sem  Tagen  sind  Einrichtungen,  welche  zur  Ausübung  dieses 
Rechts  dienen;  auch  die  erstere  d.  h.  Absendnng  von  Regie- 
rungscommissarien  in  die  verschiedenen  Provinzen  und  Kreise, 
um  sich  auszerhalb  der  gewöhnlichen  bnreaukratischen  Ord- 
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nang  durcli  persönliche  Anschauung  von  den  Zuständen  zu  un- 
terrichten, darf  dem  modernen  Stat  nicht  fremd  bleiben.^ 
Freilich  soll  sich  der  Stat  davor  hüten,  in  die  Geheimnisse 
des  Privat-  und  Familienlebens  sich  einzudrängen,  und  die 
persönliche  Freiheit  durch  eine  unwürdige  und  belästigende 
Aofpasserei  und  Spionerei  zu  stören  und  zu  l^iAn^stigen;  auch 
darf  der  Stat  nicht  unerlaubte  Mittel  wählen,  um  die  Auf- 
schlüsse zu  erhalten  deren  er  bedarf,  und  das  Aufsichtsrecht, 
das  ihm  zusteht,  nicht  zu  einer  Bevormundung  steigern,  die 
ihm  nicht  zukommt. 

Im  Besondem  ist  hervorzuheben  die  Oberaufsicht  über 
die  Gemeinden,  Corporationen,  Actiengesellschaf- 
ten  und  Stiftungen;  die  Zustimmung  zu  deren  Entstehung 
ist  nöthig,  wo  öffentliche  Interessen  betheiligt  sind,  aber  ent- 
behrlich, wo  die  Verbindung  der  Individuen  und  die  Stiftung 
ein  rein  privatrechtliches  Dasein  hat,  ohne  Bezug  auf  die  Stats- 
ordnung  oder  den  öffentlichen  Credit.* 

9.  Die  Sorge  filr  die  CuIturverbfiltniMe. 

Dahin  gehört  die  Beziehung  des  States  zur  Erziehung, 
die  Sorge  für  die  Schule  und  ^öffentliche  Bildungsanstalten, 
zur  Wissenschaft  und  Kunst,  deren  Wesen  zwar  nicht  vom 
State  bestimmt  wird,  deren  mächtigen  Einflusz  auf  die  öffent- 
liche Wohlfahrt  der  Stat  aber  zu  überwachen  und  in  dieser 
Beziehung  auf  den  rechten  Bahnen  zu  erhalten  Becht  und 
Pflicht  der  Begierung  ist 

Aber  auch  das  Yerhältnisz  des  States  zur  Kirche  gehört 

*  In  Baden  erinnert  das  neue  Institut  der  Landesoommissare, 
welehe  dem  Ministerium  des  Innern  angehören,  und  die  Yerwaltnng  in 
iliren  Kreisen  persönlich  beaufsichtigen,  an  die  alten  Sendboten. 

*  Dm  römische  Recht  der  Kaiserzeit  beschränkt  in  diesen  Dingen 
dl«  Freiheit  des  Priratlebens   mehr  als  das  Interesse  des  Stats  es   er- 
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hierher,  der  gröszten  und  innerlieh  selhst&ndigsten  Oemein* 
Schaft  in  und  neben  dem  State. 

Das  neunte  Buch  ist  diesen  Beziehungen  gewidmet. 


NennzeliiLtes  Gapitel. 

10.  Formen  der  Ausübang.    Verordnung  und  fiefehl. 

Durch  die  bisher  genannten  Rechte  wird  der  Inhalt  der 
Begierungsgewalt  keineswegs  erschöpft.  Jene  sind  einzelne 
Ausflüsse  der  Machtfülle,  welche  in  dieser  als  einer  uner- 
schöpflichen Quelle  je  nach  dem  Bedürfhisse  des  States  fort- 
sprudelt, und  wenn  dasselbe  es  erheischt,  auch  in  neuer  Rich- 
tung ausströmt. 

Formell  wird  die  Begierungsgewalt  ausgeübt: 

a)  durch  Erlassung  von  allgemeinen  Verordnungen 
CjtiS  edicendi); 

b)  durch  Erlassung  von  Anordnungen,  Befehlen  und 
Verboten  im  einzelnen  Fall  (jus  jubendi). 

Von  den  ersteren  war  schon  oben  die  Rede.  *  In  dem 
letzteren  Recht  ftuszert  sich  auch  formell  das  eigentliche  We- 
sen der  Regierungsgewalt.  Es  ist  eine  krankhafte  und  schwäch- 
liche VorsteUung  unserer  Zeit,  welche  in  der  Regierung  nur 
eine  Verwaltung  sehen  will  und  die  entscheidende  Kraft 
des  statlichen  Befehls  in  einen  vagen  und  schwankenden  Ein- 
flusz  und  Rath  der  Regierung  abschwftchen  möchte.  Soweit 
der  Stat  in  seinem  Rechte  ist,  darf  und  soll  die  Regierung 
nicht  bloBz  wünschen,  ermahnen,  empfehlen,  sondern  das  Er- 
forderliche bestimmt  anordnen  und  ihren  Anordnungen  auch 
den  Vollzug  sichern.*  Hieher  gehören  Befehle,  Aufträge, 
Rescripte,  Concessionen,  Banne,  Verbote  u.  s.  f. 

1  Bach  Y.  Cap.  8. 

*  Washington,  Ton  Katar  jeder  wiUkflrlieben  SUtsgewalt  abge« 
neigt    hat  dennoch  dieses  Bedfirftaifls  wohl  gefohlt  und  seharf  beseiefanet. 
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Beschrftnkt  ist  die  Begierung  in  der  Ausübung  dieses 
Anordnungsrechtes  darch  die  bestehende  Verfassung,  Ge- 
setzgebung und  Rechtsordnung  überhaupt,  innerhalb 
welcher  sie  sich  bewegen  musz,  die  sie  nicht  verletzen  darf. 
Yeianlaszt  wird  sie  zu  ihrer  Anordnung  durch  das  Bedürfnisz 
der  öffentlichen  Wohlfahrt,  und  bestimmt  zu  dem  Inhalt  der- 
selben durch  die  Bücksicht  auf  die  Tauglichkeit  der  erlaubten 
Mittel  zu  dessen  Befriedigung. 

Jene  Beschränkung  läszt  sich  mit  Bezug  auf  die  Regie- 
rungsgewalt leichter,  auch  äuszerlich  eher  festhalten,  als  ge- 
genüber der  Gesetzgebung.  Insbesondere  sind  die  Gerichte 
innerhalb  ihrer  eigenen  Gompetenz  nicht  gebunden,  bei  Ent- 
scheidung von  Processen,  Verordnungen  oder  Befehlen  der 
Regierung,  welche,  sei  es  formell,  sei  es  in  ihrem  Inhalte, 
widerrechtlich  sind,  als  rechtsgültig  anzusehen  und  ihr  Ur- 
theil  darauf  zu  begründen.  Vielmehr  sollen  sie,  soweit  ihre 
Competenz  reicht,  die  bestehende  Rechtsordnung  auch  wider 
den  Willen  der  Regierung  schützen.  Auf  der  andern  Seite 
aber  dürfen  sich  die  Gerichte  ebenso  wenig  zu  Aufsiohts-  und 
Controlbehörden  über  die  Regierangsbeschlüsse  eigenmächtig 
erheben,  noch  sind  gegen  jede  Verordnung  oder  jeden  Befehl 
der  Regierung,  deren  Form  oder  Inhalt  einem  Gesetze  zuwi- 
derUufk,  processualische  Rechtsmittel  zulässig.  Eine  Berufung 
Ton  den  Verfügungen  der  Regierung  an  die  Gerichte  ist  somit 
in  der  Regel  nicht  gestattet. ' 

Die  untern  Regierungsbehörden  dagegen  sind  in 
der  Regel  verpflichtet,  auch  die  dem  Inhalte  nach  widerrecht- 

Brief  Tom  31.  Oct.  1786:  «8ie  reden  dayon,  wir  sollen  nnsem  Einflase 
eas&ben,  am  die  gegenwärtigen  Unrnhen  in  Maisachnsetts  lu  beschwich- 
tigen. Ich  weiis  nicht,  wo  dieser  £influsz  zu  finden  ist,  und  wenn  er 
mSglieh  wäre,  wäre  er  denn  fOr  so  arge  Unordnung  ein  passendes  Heil- 
mUelf  Einflusz  ist  keineswegs  Regierung. "^  Vgl.  Story  III.  37. 
§.  124. 

'  Die  genauere  ErSrterung   dieser  Fragen   wird   unter  Buch    VIII. 
Cap.  5.  folgen. 
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liehen  Yerfftgongeii  der  ihnen  vorgesetzten  Begierong  inner- 
halb ihres  Amtskreises  zn  befolgen,  denn  jene  haben  keine 
Vi»  dieser  unabhängige  Stellung,  sondern  sind  ihr  Yollstfindig 
nntergeordnet.  Ans  ik-  Gnmde  haben  denn  anch  sie  nicht 
die  Verantwortlichkeit  lur  solche  Beschlfisse  m  tragen,  sondern 
nnr  die  Begiemng  selbst,  beziehungsweise  das  Ministerium, 
Ton  welchem  dieselben  aosgehen."* 

Ausnahmen  von  diesen  Regeln  kdnnen  durch  die  Verfas- 
sung oder  das  Gesetz  für  einzelne  F&Ue  begründet  sein. 


Zwanzigstes  Gapitel. 

II.    Die  Aiisnftlmisg«wAlt  der  Regiernng.    Sftatnothreebt. 

Der  Stat  ist  ein  Wesen  von  so  hoher  Art,  dasz  die  Er- 
haltung  seiner  Existenz,  für  welche  zu  sorgen  die  erste  Pflicht 
der  Regierung  ist,  im  Nothfall  auch  eine  wirkliche  Verletzung 
des  individuellen  Rechtes  und  der  bestehenden  Ordnung  zu 
rechtfertigen  vermag.  Wenn  es  wirklich  gilt,  den  Sjst  zu 
retten  und  die  Rettung  nicht  möglich  ist  ohne  Eingriff  in  vor- 
handene Rechte  der  Privaten  oder  selbst  ganzer  Glassen  der 
Bevölkerung,  so  kann  und  darf  die  Regierung  nicht,  um  diese 
zu  schonen,  jenen  untergehen  lassen,  sondern  soll,  den  Grund- 
satz vor  Augen:  j,salus  populi  suprema  lex  esto^^*^  alles  das 
thun,  was  zur  Erhaltung  und  Rettung  des  States  nöthig  ist. 

1.  Darauf  beruht  die  sogenannte  Ausnahmsgewalti 
das  Nothrecht  der  Regierung,  welches  dem  Nothrecht 
des  Volks  entspricht.  Allerdings  ist  dieselbe  nicht  ohne  Ge- 
fahr ffir  Recht  und  Freiheit,  und  wflrde  sie  zur  Regel  er- 
hoben fttr  die  Ausübung  der  R^erungsgewalt ,  so  w&re  das 
eine  absolute  Gewalt,  welche  zur  Tyrannei  führen  mtlazte. 
Aber  trotzdem  ist  dieselbe  als  Ausnahme  in   Nothf allen 

♦  YgL  iK»ch  Bacli  VII.  C.  3. 
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geradeza  unentbehrlich,  soll  nicht  das  Ganze  dem  Theil  ge- 
opfert werden,  um  das  Schiff  im  Sturme  zu  retten,  wird  ein 
tfichtiger  Capitftn  ohne  Scheu  das  Eigenthum  seiner  Passagiere 
den  empörten  Wellen  preisgeben;  um  einer  Armee  zum  Siege 
in  der  Schlacht  oder  zu  sicherm  Bückzuge  zu  verhelfen,  wird 
der  Feldherr  einzelne  Bataillone,  wenn  das  das  einzige  Mittel 
ist,  dem  sichern  Tode  aussetzen.  Der  Statsmann,  der  Begent 
kann  nicht  anders  handeln,  wenn  die  zwingende  Noth  über  den 
Stat  einbricht 

Politisch  begabte  Völker  haben  das  jederzeit  anerkannt, 
und  durch  ihre  Yer&ssung  selbst  zum  voraus  für  eine  solche 
Attsnahmsgewalt  gesorgt.  Das  war  der  Gedanke  der  römischen 
Dictatur  und  jener  berührten  Formel:  Yideant  consules  ne 
quid  detrimenti  capiat  respublica.  In  Venedig  hatten  ebenso 
einige  wenige  Bäthe  die  Macht,  in  Nothf&llen  dringende  Be- 
schlüsse zur  Bettung  des  States  zu  fassen.  Das  ist  der  Sinn 
der  Suspension  der  Habeas-Corpus-Acte  in  England 
und  der  Verhängung  des  Belagerungszustandes  und  des 
Standrechtes  auf  dem  Continent.  Die  letztere  Methode, 
in  einzelnen  Fällen  unentbehrlich,  hat  in  andern  die  schweren 
Nachtheile,  dass  sie  die  bürgerliche  Amtsgewalt  beschränkt, 
anstatt  erweitert,  und  die  militärische  Gewalt  über  das  Be- 
dfirfiiisz  hinaus  überspannt. 

Weder  Monarchien  noch  Bepubliken  ^  sind  davor  sicher, 

*  M aoliiaTelli  zu  LiTiua  I.  34:  ,)Repablikeii,  welche  in  dringender 
Gefahr  nicht  snr  dictaiorischen  oder  einer  ähnlichen  Gewalt  iltre  Za- 
Saeht  nehmen,  werden  bei  Ereignissen  von  grosser  Bedeutung  xu  Grunde 
gehen.  Die  römische  Dictatur,  so  lange  sie  der  Yerfassung  gemäss  ge- 
geben und  nicht  mit  Gewalt  genommen  wurde,  war  der  Stadt  immer 
heUsam.**  Die  extreme  Politik  —  und  hierin  haben  die  rcTolutionäre 
und  die  despotische  groue  Aehnlichkeit  mit  einander  —  war  im  Inte- 
resse nicht  blosx  des  States  sondern  ihrer  Parteiherrschaft  you  jeher 
eifrig  in  der  Benutiung  und  in  Übermässiger  Ausdehnung  dieses  Rech- 
tes ;  wie  denn  überhaupt  die  menschliche  Leidenschaft  durch  die  Schran- 
ken des  Rechts  nur  schwer  surückgehalten  wird.  M irabeau  hat  die 
Allgewalt    der  firaniOnschen   NationaWersammlung  mit  Hinweisung  auf 

•  1  •  « I  •  •  b  1  i ,  lülf «Mi«M  BtAtaMeht  II.  8 
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nie  in  solche  Noth  zu  kommen.  Dadurch  dasz  für  die  Ans- 
nahmsgewalt  in  der  Verfassung  nicht  oder  ungenügend  ge- 
sorgt wird  —  und  in  manchen  Staten  hat  die  Furcht  vor  Misz- 
brauch  zu  der  Nichtanerkennung  derselben  verleitet  —  wird 
die  Noth  selber  dem  State  nicht  erspart;  die  Mittel  aber  ihr 
zu  begegnen  sind  erschwert  Energische  Statsmänner,  welche 
die  Regierung  des  States  leiten,  werden  freilich  auch  unter 
dieser  Voraussetzung  das  Naturgesetz  höher  achten  als  die  ge* 
schriebene  Verfassung,  und  trotz  ihrer  legalen  Verantwortlich* 
keit  eher  selber  untergehen,  als  den  Stat  verderben  lassen. 
Aber  sie  werden  viel  gröszere  Schwierigkeiten  zu  überwinden 
haben,  da  auch  die  formelle  Legalität  ihrer  Befehle  und  An- 
ordnungen angefochten  werden  kann,  als  wenn  sie  ausnahms- 
weise mit  einer  dictatorischen  Gewalt  ausgerüstet  worden  sind. 
Schwächere  Naturen  werden  dagegen  nicht  wagen,  was  die 
Noth  fordert,  zu  thun,  und  rettungslos  wird  der  Stat  der 
äuszem  oder  innem  Gefahr  erliegen. 

2.    Damit  das  Ausnahmsrecht  zur  Anwendung  komme, 

jenes  Koihreoht  Tertheidigt  (Thiers,  R^yol.  franc.  I.  150)  in  jener 
merkwürdigen  Entgegnung  an  Maury:  ,Man  frag^,.  seit  wann  die  Ab- 
geordneten des  YoUces  rar  NatlonalTersammlong  geworden  lind?  Ich 
antworte:  An  dem  Tage,  als  sie  den  Zutritt  zu  ihren  Sitzungen  Ton  8ol* 
daten  versperrt  landen  und  an  dem  ersten  Orte,  wo  sie  sich  versammeln 
konnten,  zusammen  kamen,  und  schwuren  eher  zu  sterben  als  die  Rechte 
der  Kation  zu  yenrathen  und  aufzugeben«  Unsere  YoUmacliten,  von 
welcher  Art  sie  vorher  sein  mochten,  haben  an  diesem  Tage  ihre  Katur 
verändert  Wie  auch  die  von  uns  geübte  Macht  beschaffen  ist,  unsere 
Anstrengungen,  unsere  Arbeiten  haben  dieselbe  legitimirt,  und  die  Zu- 
stimmung der  ganzen  Nation  hat  sie  geheiligt.  Ihr  erinnert  Euch  alle 
an  das  Wort  jenes  groszen  Körners,  welcher  die  legalen  Formen  ver« 
letzt  hatte,  um  das  Yaterland  zu  retten.  Heine  Herren,  ich  schwöre, 
dass  Ihr  Frankreich  gerettet  habt^  Mit  Ähnlichen  Gründen  wurde  frei* 
lieh  auch  die  Einsetzung  eines  Comüi  du  Saivi  public  ( Wohl  fahrt  s- 
aussohuss)  unseligen  Andenkens  vertheidigt.  Und  Napoleon  I.  hat 
ebenso  obschon  mit  besserem  Rechte,  seine  Usurpation  vom  18.  Brumairc 
begründet.  Insofern  der  Grund  wahr  ist,  ist  er  auch  Recht,  wenn  er 
blosser  Yorwand  und  Lüge  ist,  dann  ist  er  Unrecht.  Las  Casts^  Mem.  I Y- 
8.  302. 
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muti  eine  wirkliche  Noth,  oder  wenigstens  eine  dringende 
Oefahr  solcher  Noth  des  States  vorhanden  sein.  Das  blosze 
Interesse  an  der  höheren  Wohlfahrt  desselben  rechtfertigt 
dasselbe  keineswegs;  denn  wäre  jenes  schon  genügend,  so  wtirde 
die  Ausnahme  zur  Regel  erhoben,  die  allgemeine  Bechtsord- 
nang  stäten  Erschflttemngen  preisgegeben  und  die  Freiheit 
jeder  Sicherheit  beraubt.  Fflr  jenes  zu  sorgen  ist  die  regel- 
miszige  Pflicht  der  Begierung,  aber  zugleich  soll  diese  Sorge 
mit  Beachtung  der  bestehenden  Bechte  geQbt  werden. 

Einzebe  Verfassungen  haben  ffir  amtliche  Constatirung 
solcher  Noth  nähere  Bestimmungen  getroffen,  in  der  Absicht, 
die  Ausnahmszustände  möglichst  zu  beschränken.  In  Bom 
war  ein  Senatsbeschlusz  erforderlich,  in  England  bedarf  es 
sogar  einer  Parlamentsacte ,  durch  welche  allein  die  Habeas- 
Corpua-Acte  suspendirt  werden  kann.'  Nach  der  franzö- 
sischen Verfassung  von  1848  §.  106  kann  der  Belagemngs- 
lusta&d  nur  in  den  gesetzlich  bezeichneten  Fällen  erklärt  wer- 
den. Die  preuszische  (§.  111)  spricht  nur  von  Krieg  und 
Aufruhr  als  von  NothfiUlen,  in  denen  einzelne  Bestimmungen 
der  Verfassung  auszer  Kraft  gesetzt  werden  können.  Die 
Pnais  der  Statsmänner  und  der  Minister  hat  sich  indessen 
durch  diese  Beschränkung  nicht  von  weitem  nothwendig  er* 
scheinenden  Maszregeln  zur  Bettung  des  Stats  abhalten  lassen. 

Wo  es  an  besondem  Vorschriften  fehlt,  ist  anzunehmen, 
dass  der  Entscheid  darüber  dem  Statsoberhaupt  zustehe, 
freilich  in  der  constitutionellen  Monarchie  unter  Verantwort- 
lichkeit des  contrasignirenden  Ministers,  schicklicherweise  auch 
nach  Vernehmung  des  Statsrathes.  Dem  Statsoberhaupt  und 
nicht  dem  repräsentativen  Körper,  welcher  theils  in  der  Noth 
vielleicht  nicht  einmal  anwesend  ist,  theils  nicht  den  Beruf 
und  die  Fähigkeit  hat,  dringende  momentane  Bedürfhisse  zu 
beurtheilen  und  die  geeigneten  Mittel  für  ihre  Befriedignng 


*  Blaekitoae  I.  1,  2. 

8 
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ZU  bestiiiunen.  Den  Eammem  aber  gebohrt  auch  hier  die 
Gontrole  Aber  die  Ausflbnng  dieses  immerhin  bedenklichen 
Beehtes,  welches  leichter  als  irgend  ein  regelmftsziges  Becht 
der  Begierang  zu  Gewaltthat  nnd  ünterdrfickung ,   die  durch 

keine    Noth    erfordert     wird,     miszbrancht    werden    kann, 

« 

und  besonders  in  reaction&ren  Zeiten  oft  missbraacht  wor- 
den ist. 

3.  So  lange  die  verfiissungsmftszigen  und  gesetzlidien 
Mittel  der  Statsgewalt  ausreichen,  um  der  Noth  zu  wider- 
stehen und  trotz  der  Noth  den  Stat  und  die  (öffentliche  Ord- 
nung zu  wahren,  so  lange  wird  keine  Ausnahmsgewalt  begr&n- 
det  In  demselben  Yerhältnisz,  in  welchem  die  drohenden 
Gefahren  der  Zukunft  vorhergesehen  und  ffir  gesetzliche  Hfllfe 
gesorgt  wird,  verengert  sich  der  Bereich  des  Nothrechts.  Wo 
das  Becht  der  Begierung,  ausnahmsweise  proyisorische  Gesetze 
zu  erlassen,  in  der  Verfassung  anerkannt  ist,  wie  z.  B.  in 
Preuszen,  da  ist  dasselbe  keine  Anwendung  des  Statsnothrechts 
im  engem  Sinne  mehr,  sondern  eine  yorher  bestimmte  und 
durch  die  übrige  YerÜEissung  und  Gesetzgebung  begrenzte  ge- 
setzgeberische Competenz  des  Statshaupts. 

4.  Wenn  nicht  für  NothfUle  eine  besondere  Magistratur, 
wie  die  r(^mische  Dictatur  geordnet  ist,  so  versteht  es  sich, 
dasz  dieselbe  nur  von  dem  Statsoberhaupte  selbst,  nicht 
von  untergeordneten  Statsbehörden  ausgeübt  werden  darf. 
Nur  wo  ein  augenblickliches  Einschreiten,  z.  B.  bei  plötzlicher 
Ueberraschung  durch  eine  feindliche  Macht,  unvermeidlich  ist 
zu  vorläufiger  Yertheidigung  des  Stats,  ktonen  auch  diese,  ja 
sogar  Privaten,  wenn  es  noth  thut,  im  Vertrauen  auf  die 
Billigung  der  Statsregierung  und  unter  Mittheilung  des  Ge* 
schehenen  an  diese  zum  Behuf  n&herer  Befehle  provisorisch 
handeln.' 

'  Zaohariä,  D.  8t.  R.  $.  152.  Ein  groszartiges ,  Ton  dem  Könige 
wohl  gewürdigtes  Beispiel  hat  der  prensiisohe  General  York  1812  ge- 
geben. 
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Ist  aber  die  ünfähigko^it  des  Statshanptes  selbst  die 
Ursache  der  Noih,  dann  bedarf  es  des  ergänzenden  Einschrei- 
tens der  Zunächst  bemfenen  Autoritäten,  wie  der  Minister,  der 
Sanunern,  unter  Umständen  eines  Feldherm. 

5«  Die  Maszregeln  werden  durch  den  Zweck,  d.  h. 
die  Abwendung  des,  dem  State  drohenden  Schadens  sowohl  be- 
stimmt als  begrenzt. 

In  der  ersteren  Beziehung  ist  es  ein  yergebliches  Be- 
mflhen,  dieselben  zum  Voraus  bezeichnen  zu  wollen.  Die  Noth 
kann  eine  Suspension  und  sogar  eine  Aufhebung  politischer 
oder  eine  Verletzung  yon  Privatrechten  rechtfertigen.  Die 
erstere,  z.  B.  das  Verbot  von  politischei|  Versammlungen  und 
Vereinen,  die  Suspension  der  Preszfreiheit,  die  Anordnung 
anszerordentlicher  Gerichte  wird,  eben  weil  die  Noth  zunächst 
Ton  politischer  Natur  ist,  noch  eher  erfordert,  als  die  Ver- 
letzung des  Privateigenthums  oder  die  Beschränkung  des  Qe- 
schäftsrerkehrs  uhd  der  Privatfreiheit.  Dem  höchsten  Rechte 
der  Existenz  des  Stats  musz  aber  in  der  Noth  jedes  andere 
danut  nicht  verträgliche  Becht  weichen. 

Aus  der  zweiten  Beziehung  ergeben  sich  die  natflrlichen 
Sehranken  dieses  Bechts: 

a)  Die  zu  treiFenden  Maszregeln  dflrfen  nicht  härter,  die 
damit  verbundene  Verletzung  oder  Beschränkung  beste- 
hender Bechte  insbesondere  nicht  gröszer  sein,  als 
der  zu  erreichende  Zweck  es  durchaus  erfordert 

b)  Dieselben  dflrfen  auch  nicht  länger  dauern,  als  die 
Abwendung  der  Noth  es  erheischt.  In  manchen  Staten 
igt  daher  die  dictatorische  Gewalt  durch  bestimmte  kurze 
Zeitperioden  begränzt  worden,  um  so  der  Gefiüir,  dasz 
die  Ausnahmsgewalt  bleibend  und  deszhalb  zum  Despo- 
tismus werde,  zu  begegnen. 

c)  Wo  blosz  provisorische  Maszregeln  ausreichen,  sind 
keine  definitiven  zu  verfflgen,  und  immer  musz  der 
regelmäszigen  Gesetzgebung    das  Becht   vorbehalten 
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sein,  aach  jene  zu  Oberwachai  und  filr  mdgliehst  bal- 
dige und  T(^llige  Heretellnng  des  gewohnten  Bechtsxn- 
Standes  zu  sorgen.  Das  gilt  ganz  yorzQglieh  von  pro- 
visorischen allgemeinen  Verordnungen,  wdche  wfthrend 
des  Nothstandes  eingeführt  werden. 

d)  Niemals  darf  die  Ausnahmsgewalt  bis  zur  Aufhebung 
der  Verantwortlichkeit  der  leitenden  Minister  auch 
fOr  die  AusnahmsverfOgungen  ausgedehnt  werden,  denn 
das  wäre  keine  Haszregel  wider  die  Noth,  sondern 
die  Ausbeutung  der  Notii  im  Interesse  der  'Vnilkür.  Im 
Gegenthefl  je  eingreifender  das  Nothrecht  gefibt  wird, 
desto  grOszer  wird  auch  die  Pflicht  der  handelnden  Per- 
sonen, für  die  Nothwendigkeit  ihrer  Maszr^eln  Rechen- 
schaft zu  geben,  und  die  Verantwortlichkeit  derselben 
zu  tragen. 

e)  In  der  Begel  darf  auf  solchem  Wege  auch  kein  neues 
dauerndes  Recht  geschaffen,  sondern  es  soll  nur  die 
Verletzung  des  vorhandenen  Rechts  aus  Noth  ent- 
schuldigt werden.  ,3Mhte  zu  verletzen  kann  wohl  die 
Noth  gebieterisch  erheischen,  nie  aber  das  Unrecht 
formell  (und  dauernd)  an  die  Stelle  des  Rechts  zu 
setzen."^  Das  Ausnahmsrecht  ist  nur  für  den  Ausnahms- 
stand da,  nicht  aber  um  neues  Regelrecht  zu  schaf- 
fen. Daher  ist  die  Begründung  neuer  Privatrechte  durch 
einen  Machtspruch,  die  Verh&ngung  einer  Strafe  ohne 
richterliche  Verhandlung  und  Beurtheilung,  ganz  beson- 
ders aber  die  dauernde  Umgestaltung  der  Statsverfas- 
sung  in  der  Regel  nicht  als  Ausübung  des  Nothrechts 
zu  rechtfertigen.  Indessen  gilt  das  doch  wieder  nur  als 
Regel.  So  weit  die  wahrhafte  Noth  reicht,  so  weit  musz 
auch  das  Mittel  reichen  ihr  zu  beg^nen.  Wenn  der 
Grund  des  Nothstandes  in  der  Verfiussung  selber  liegt 

«  Zaoharia,  D,  8t.  R.  IL  a  153. 
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und  diese  keine  verfassungsm&szige  HQlfe  darbietet  — 
das  aber  ist  in  unseren  von  heftigen  Revolutionen  und 
Beactionen  hin  und  her  geworfenen  Yerfassungszustftnden 
nicht  selten  der  Fall  — ;  so  musz  wer  den  Stat  retten 
will,  auch  die  nöthigen  Aenderungen  in  der  Verfassung 
selbst  vorläufig  vornehmen  und  ins  Leben  führen.  Den 
fortbestehenden  Gewalten,  beziehungsweise  dem  herge- 
stellten Volks-  und  Statskörper  steht  es  dann  zu,  auch 
diese  Veränderung  zu  controliren  und  den  vorübergehen- 
den Eingriff  in  das  bestehende  Recht  als  Fortbildung 
neuen  Rechtes  anzuerkennen  und  gutzuheiszen. '^ 

*  Der  König  Friedrich  Wilhelm  lY.  Ton  Preuszen  hat  im  Jahre  1849 
und  der  PriUident  Louis  Kapoleon  hat  am  2.  Deo.  1851  sich  auf  diese 
Avsnahme  berufen,  jener,  indem  er  die  zweite  Kammer  aufliob  und  ein 
neoes  Wahlgesetz  octroyirte,  dieser,  indem  er  die  NationalTersammlung 
auflöste  und  dem  frunzösiaehen  Yolk  eine  neue  Yerfassung  rorschlng. 
Wie  reraehieden  man  auch  darüber  denken  mag,  ob  das  eine  richtige 
oder  miszbrSuchliohe  Anwendung  des  Kothreohts  gewesen  sei,  das  läszt 
zieh  nicht  Iftugnen,  dasz  sowohl  das  preusztsche  als  das  französische 
Yolk  dieselbe  hinterdrein  gebilligt  und  legitimirt  hat. 


Der  Statsdienst  und  das  eigentliche   Regiment. 
Erstes  Capitel 

Die  Arten  und  die  raofatliobe  Natni  des  SUtndteDitei. 

1.  Die  Ausbildung  des  Begriffs  des  Statsdienates  ge- 
hört vorzugsweise  der  neueren  Statseatvicidung  an.  Im  Mit- 
telalter war  derselbe  durch  eine  unpassende  Beimischung  pri- 
vatrechtlicher ,  später  auch  absoluter  Vorstellungen  vielfoch 
getrübt.  Der  Ausdruck  Statsdienst  bezeichnet  gut  die  beiden 
Haupteigenschaften  desselben,  Dämlich  die  Begrflndnng  dessel- 
ben durch  einen  besondern  Auftrag  der  Statsgewalt, 
sodann  die  Art  desselben  als  eines  dem  State  geweihten  öf- 
fentlichen Dienstes.  Nur  wer  jenen  Auftrag  emp&ngeo 
und  solche  Functionen  fflr  den  Stat  zu  Oben  hat,  ist  Stats~ 
dieuer  {fonctiotinaire  public). 

Ausg  esc  bloss  eil  sind  somit  (Sie  Mitglieiäer  der  geaetzgeben- 
deii  Kammern,  der  Piavincialstände,  die  Goschworeneu,  in  der 
Regel  auch  Gemeindebeaiute ,  Advocaten,  blosze  Frivatdiener 
des  Monarchen,  bei  genauer  Sonderuiig  der  Elrcho  vom  Stat 
auch  die  Diener  der  Kirche,  Bischöfe,  Phrrer  u.  8.  f.,  sei  «8 
weil  diese  Personen  nicht  voH  diS|CjBt)(lNnv>It  ihna  Auftrag 
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erhalten  haben,  auch  wenn  sie  öffentliche  Functionen  ausüben, 
sei  es  weil  ihr  Dienst  nicht  dem  State  angehört.  ^ 

2.  Eine  besondere  Art  des  Statsdienstes  schlieszt  sich 
an  das  Statsamt  an.  Das  Statsamt  ist  ein  einzelnes  Organ 
im  Statskörper  mit  einer  besondem  ihm  eigenthümlichen  stat- 
lichen  Function.  Als  solches  bedarf  es  daher  einer,  wenn  auch 
beschrftnkten  eigenen  Willensbestimmung,  um  seiner  Aufgabe 
in  eigenthfimlicher  Weise  Genüge  zu  thun.  Erfttllt  wird  das 
Amt  Ton  der  Person  des  Beamten,  welcher  in  dem  Amte  ia- 
diTiduell  wirkt  Statsbeamte  im  weitem  Sinne  heiszen  da- 
her diejenigen  Staatsdiener,  welche,  obwohl  in  Anerkennung 
und  Beachtung  der  Unterordnung  unter  das  Statsoberhaupt, 
deuioch  mit  freier  Selbstbestimmung  die  ihnen  aufge- 
tragenen öffentlichen  Functionen  ausüben;  in  engerm  Sinne 
aber  nur  diejenigen,  denen  eine  obrigkeitliche  Gewalt 
(imperium  oder  jurisdictio)  die  Ausübung  eines  eigentlichen 
Hoheitsrechts  fibertragen  ist,  im  (Gegensätze  zu  denen,  wel* 
eben  keine  Statsmacht,  sondern  nur  ein  Zweig  der  Statscultur 
oder  Statswirthschaft  und  öffentlicher  Pflege  anvertraut  ist. 
Die  erstem  heiszen  Statsbeamte  im  engem  Sinn,  eigent- 
liche Statsbeamte,  die  letztern  können  wir  mit  einem  guten 
alten  Wort  öffentliche  Pfleger  nennen.  Beiderlei  Aemter 
sind  öffentliche  Aemter,  die  erstem  sind  aber  eigentliche 
Statsftmter,  obrigkeitliche  Aemter,  die  letztem  sind 
Pflege&mter. 

Zu  den  öffentlichen  Pflegern  gehören  dann  z.  B.  die  Pro- 
fessoren und  Lehrer  an  öffenüichen  Schulen,  die  Directoren 
und  Aerzte  an  öffentlichen  Spitälern,  Statsärzte  überhaupt, 
Statsingenieure ,  aber  auch  manche  Finanzbeamte  wie  Cassiere, 
Dominenverwalter«  * 

*  Et  köimeii  Urnen  wohl  einzelne  statliohe  Fnnotionen  auferlegt 
werden.  Dednreb  wird  ihr  eigentlioher  Charekter  eher  nioht  geändert 
TgL  Weloker  im  Statslezikon  u.  d.  W.  Statadiener. 

*  Schmitthenner,  Statsrecht  8.  Ö03.  Der  Audmck  technische 
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Die  eigentlichen  Statsbeamten  sind  entweder  Regie- 
rangs- oder  Justizbeamte.  Die  erstem  haben  wirkliche 
Regierungsfunctionen  auszuüben  (imperium)  und  sind  auf  der 
einen  Seite  eben  darum  innerhalb  ihrer  Amtssphäre  mit  der 
Macht  ausgerüstet,  was  sie  für  zweckmäszig  und  erforderlich 
halten  im  öffentlichen  Interesse  anzuordnen,  zu  befehlen  und 
ihren  Befehlen  Folge  zu  verschaffen,  auf  der  andern  Seite  aber 
auch  im  Einzelnen  hinwieder  dem  höheren  Auftrage  ihrer 
Vorgesetzten  unterworfen  und  von  diesen  abhängig.  Die  Ju- 
stizbeamten  dagegen  haben  nicht  die  Macht,  mit  freiem  Wil- 
len zu  bestimmen,  was  ihnen  das  öffentliche  Interesse  zu  erfor- 
dern scheint,  sondern  nur  die,  das  erkannte  bestehende  Recht 
auszusprechen  und  nach  festen  Rechtsregeln  zu  handhaben  (ju- 
risdictio),  aber  bei  dieser  Thätigkeit  werden  sie  lediglich 
durch  ihr  eigenes  Wissen  und  Gewissen,  und  nicht  durch  ein- 
zelne Aufträge  der  Statsregierung  gebunden  und  bestimmt. 
Im  normalen  Zustande  sind  vorzugsweise  die  erstem  zu  libe- 
raler, die  letztern  zu  conservativer  Thätigkeit  bemfen. 

3.  Von  beiden  Arten  der  Statsbeamten  sind  die  Stats- 
angestellten  und  die  Amtsgehülfen  zu  unterscheiden. 
Sie  sind  zwar  auch  Statsdiener,  aber  sie  haben  kein  eigent- 
liches Amt,  daher  auch  weder  eine  Amtsgewalt  noch  eine 
selbständige  Amtssphäre,  sondern  sind  lediglich  Gehülfen 
der  ihnen  vorgesetzten  Beamten  und  von  diesen  abhängig; 
z.  B.  Eanzellisten,  Aufseher  in  öffentlichen  Anstalten,  Finanz- 
gehülfen  u.  s.  f.  Zu  dem  Range  von  Statsdienern  sind  sie 
erhoben,  weil  sie  immer  noch  eine  organische  Thätigkeit 
im  öffentlichen  Dienste  und  insofern  eine,  wenn  auch  niedere 
geistige  Function  ausüben.  Wenn  auch  diese  zurücktritt,  und 
die  blosz  mechanische  Dienstleistung  als  Hauptsache  er- 


Beamte, den  er  den  eigentlichen  Regierungsbeamten  entgegensetzt,  und 
unter  welchem  er  die  Richter  mitbegreift,  würde  besser  fttr  die  obig« 
Gattung  Ton  Statsbeamten  passen. 
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Bcheinty^  so  hört  auch  die  Eigenschaft  eines  Statsdieners  auf, 
ungeachtet  dieselbe  Ton  dem  State  benutzt  und  gefordert  wird. 
Lakaien,  Portiers,  Pedellen,  Waibel,  Gerichtsdiener,  Gendar- 
men gehören  zu  dieser  letzteren  Classe,  welche  man  füglich 
Statsbediente  nennen  kann.  Ihr  Bechtsverhältnisz  ist  denn 
auch  mehr  nach  Analogie  der  Bestimmungen  des  Dienstver- 
trags  im  Privatrecht  zu  behandeln  als  nach  den  wesentlich 
statsrechtlichen  fiber  den  Statsdienst. 

4.  Femer  ist  der  Gegensatz  zwischen  Civilbeamten 
und  Militärstellen,  zuerst  von  dem  Kaiser  Konstantin 
dem  Grossen  ausgebildet,^  auch  in  den  modernen  Staten  von 
Bedeutung.  Als  Statsdiener  sind  nur  die  Ofißciere,  nicht  auch 
die  Soldaten  zu  betrachten,  weil  nur  jene  ein  Gonmiando  haben, 
und  bei  diesen  überhaupt  entweder  die  allgemeine  Bürger- 
pflicht, Militärdienste  zu  leisten,  oder  die  privatrechtliche  Form 
der  Werbtmg  den  Dienst  begründet.  Von  den  Civilämtem 
unterscheiden  sich  die  Militärstellen  hauptsächlich  theils  durch 
die  strengere  Disciplin,  den  militärischen  Gehorsam,  theils  da- 
durch, dasz  ihre  Functionen  nur  mittelbar  obrigkeitlich,  weil 
von  secundärer  blosz  vollziehender  Natur  sind. 

5.  Das  Rechtsverhältnisz  des  Statsdieners  ist  nicht,  wie 
man  das  früher  wohl  versucht  hat,  als  ein  privatrechtliches 
Vertrags verhältnisz  aufzufassen,  sondern  es  ist  von  wesent- 
lich statsrechtlicher  Natur.  Der  Gesichtspunkt  des 
Mandats  paszt  darauf  so  wenig  als  der  überdem  unwürdige  der 
Dienslmiethe,  Weder  die  Begründung,  noch  der  Inhalt,  noch 
die  Aufhebung  des  Statsdienstes  läszt  sich  aus  demselben  er- 
klären. 

'  Auf  diesen  Gegensatz  hat  Sehmitthenner,  Sta tsrecht  S.  503 
tut  Reeht  aufinerksam  gemacht.  Wenn  er  aber  die  StatsangesteUten 
Snbalternbeamte  heiszt,  so  wird  damit  nur  die  Unterordnung  aus- 
gedrfiokt,  die  auch  unter  den  wirklichen  Beamten  stattfindet.  Man  kann 
den  Gegensatz  auch  bezeichnen  Statsbeamte  und  Amtsgeh Ulfen. 

*  Vgl.  oben  Buch  Y.  Gap.  1,  8.  397.  Gibbons  Geschichte  des 
rBfflisohen  Reichs  Gap.  16. 
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Die  Begrondung  desselben  geschieht  im  öffentlichen  In« 
teresse  durch  einen  in  Form  und  Inhalt  Norm  gebenden  Wil- 
lensact  des  Stats,  das  Anstellungsdecret^  Man  hat 
wohl  diesen  Act  ein  Specialgesetz  genannt,  ein  Ausdruck, 
welcher  indessen  besser  vermieden  wird,  da  er  in  der  Begel 
nicht  durch  den  gesetzgebenden  Körper,  sondern  in  Monarchien 
durch  den  Monarchen,  in  Bepubliken  bald  durch  die  Begie- 
rung  bald  durch  die  Yolkswahl  geübt  wird.  Dieser  Act  ist 
selbst  in  dem  immerhin  seltenen  FaUe,  wo  demselben  eine 
Unterhandlung  und  ein  wirklicher  Vertrag,  z.  B.  mit  einem 
Auslftnder,  dessen  Dienste  ein  Stat  zu  erwerben  wünscht,  Yor- 
hergeht,  wesentlich  ein  einseitiger  WUlensact  der  überge- 
ordneten Statsgewalt,  und  nie  kann  aus  jenem  Vertrage  eine 
Civilklage  auf  wirkliche  Anstellung  gegeben  und  das  Decret 
etwa  durch  gerichtlichen  Zwang  dem  State  abgedrungen  wer- 
den. Vielmehr  berechtigt  auch  dann  ein  solcher  Vertrag  nur 
zu  einer  Entschädigungsforderung  yon  ganz  privatrechtlichem 
Inhalt,  wenn  das  Anstellungsdecret  vom  State  nicht  vollzogen 
werden  sollte. 

*  Gönner I  der  Statsdienst  ans  dem  Gesichtspankt  des  Bechts. 
Landshnt  180ä.  —  Zacharift,  D.  Bi  136.  Schmitthenner,  BUts- 
recht  S.  509  rerwirft  zwar  jene  legistische  AnfCusong  mancher  neueren 
Juristen,  die  sonderbar  genug  das  römische  Priratrecht  fOr  uns  sogar  in 
einem  VerhUtnisse  als  massgebend  ansahen,  wo  die  BÖmer  selbst  in 
ihrem  State  nie  daran  gedacht,  dasselbe  anzuwenden;  aber  er  behauptet 
doch,  der  Statadienst  werde  durch  Vertrag,  nur  keinen  obligatorischen 
eingegangen.  Dieser  Vertrag  nämlich  „gehe  der  Bestallung  als  causa 
praecedens  yoran,  wie  der  Investitur  bei  dem  Lehen  der  Lehensrertrag.*^ 
Aber  diese  Ansicht  ist  ebenfalls  irrig.  Vorhergehende  YertrSge  der  Art 
kommen  in  der  Wirklichkeit  nur  ausnahmsweise  ror,  denn  die  Anfrage, 
ob  jemand  ein  Amt  annehmen  würde,  und  die  Zusage  desselben  bewirkt 
noch  keinen  Vertrag.  Ein  solcher  Vertrag  müsste  somit  fingirt  werden, 
und  dafttr  gibt  es  keinen  Grund.  Wo  er  aber  ausnahmsweise  vorkommt, 
da  wli^  er  auch  nur  privat-  nicht  statsrechtlich,  gehört  also  nicht  hie- 
her.  Die^Annahme  der  Anstellung,  welche  dieser  nachfolgt,  und  die 
Ablehnung  derselben  sind  zwar  freilich  Willensacte  des  Individuums, 
welches  das  Amt  übernimmt  oder  ausschttgt.  Aber  sie  Indem  den  obrig- 
keitlichen Charakter  des  Deoretes  nicht. 
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Dag  Wesen  ferner  des  Statsdienstes  liegt  in  den  Func- 
tionen, welche  Yom  State  ans  bestimmt  werden  und  einen 
öffentlichen,  organischen  Charakter  haben.  Das  Amt 
besteht  nur,  insofern  der  Stat  zu  seinem  Leben  seiner  bedarf, 
iB  keiner  Beziehung  aber  um  des  Individuums  willen, 
welches  dasselbe  inne  hat.  Es  kann  daher  auch  seiner  Natur 
nadi  nicht  zn  eigenem  Privatrechte  verliehen  noch  als  solches 
Gegenstand  des  Privatverkehrs  werden.  Wo  derlei  geschehen 
ist,  wie  im  Mittelalter  und  spät  noch  in  Frankreich,  da  war 
eben  der  Stat  selbst  noch  in  den  Banden  des  Privatrechts  ge- 
bogen und  noch  nicht  zu  vollem  Bewusztsein  seines  politischen 
Daseins  gelangt. 

In  der  mit  dem  Amte  verbundenen  Besoldung  liegt 
allerdings  ein  privatrechtliches  Element,  aber  dieses  ist  von 
untergeordneter  Bedeutung.  Es  bestimmt  das  Wesen  des 
Statsdienstes  nkht  Daher  hat  es  auch  zu  allen  Zeiten  man- 
cherlei Statsämter  und  Stellen  gegeben,  mit  denen  keine  Be- 
soldung verbunden  war,  ohne  dasz  darum  der  Statsdienst  seine 
Natnr  verändert  hat. 


Zweites  Capitel. 

Analenung  der  Statsdiener. 

1.  Die  Erblichkeit  der  Aemter,  im  Mittelalter  allent- 
halben in  Europa  eingeführt,  wird  in  den  modernen  Staten 
mit  Redit  eben  so  allgemein  verworfen.  Die  Geschichte  des 
Hütelalters  hat  unwiderleglich  bewiesen,  dasz  die  Erblichkeit 
der  Aemter  diese  in  Herrschaften  umwandle,  und  so  die 
Einheit  und  Ordnung  des  States  auflöse.  Die  Functionen  des 
Amtes  erfordern  überdem  persönliche  Befthigung  des  Stats- 
dieners.    Diese  aber  ist  nicht  erblich,  sondern  individuel. 
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Die  Erblichkeit  der  Ansprache  auf  das  Amt  gewährt  somit 
keine  Garantie  für  die  Tüchtigkeit  des  Beamten,  und  versperrt 
zum  Schaden  des  States  anderen  fähigen  Individuen  den  Weg 
zu  öffentlicher  Wirksamkeit. 

Nur  ganz  ausnahmsweise  kommen  daher  in  dem  neuem 
State  noch  Erbämter,  und  gewöhnlich  nur  da  vor,  wo  mit 
denselben  keine  Functionen  der  Statsgewalt,  sondern  nui^  Ehren- 
rechte verbunden  sind,  wie  die  Erbhofämter. 

2.  In  den  republikanischen  Staten  sowohl  des  Alterthums 
als  theilweise  auch  der  neuern  Zeit,  wie  in  der  Schweiz  und  in 
Amerika,  ist  ein  entgegengesetztes  System,  der  Ernennung  auf 
bestimmte  Zeitfrist,  meistens  von  wenig  Jahren,  herr- 
schend geworden,  zuweilen  mit,  zuweilen  auch  ohne  die  Mög- 
lichkeit der  Emeuerungswahlen.  Für  Gemeindeämter,  welche 
in  der  Begel  keine  höhere  Ausbildung  erfordern,  und  nur  sel- 
ten alle  Kräfte  eines  Menschenlebens  absorbiren,  ist  dieses 
System  wohl  zu  billigen.  Für  Statsämter  aber,  welche  eine 
jahrelange  Berufsbildung  erheischen  —  wie  das  in  unsem 
neuem  künstlichen  Lebensverhältnissen  unumgänglich  nöthig 
geworden  ist  —  ist  dasselbe  mit  groszen  Nachtheilen  verbun- 
den. Es  befi^rdert  nämlich,  indem  es  dem  Ehrgeize  Einzelner 
und  den  Parteiumtrieben  Vieler  einen  willkommenen  Spielraum 
eröffnet,  ungemein  den  Wechsel  der  Beamten,  untergräbt  so 
die  Sicherheit  zahlreicher,  dem  State  geweihter  Existenzen, 
und  damit  die  Ruhe  des  States  selbst,  und  hindert  und  stört 
vielfach  die  nachhaltige  und  dauerhafte  Wirksamkeit  der 
Aemter.  Diese  Nachtheile  werden  durch  den  Yortheil,  unfähige 
oder  solche  Beamte,  welche  das  Vertrauen  verloren  haben« 
leichter  zu  entfemen  und  durch  Männer  zu  ersetzen,  von  wel- 
chen bessere  Dienste  gehofft  werden,  sicher  nicht  aufgewogen. 
Weniger  bedenklich  ist  dieses  System  indessen  in  einer  Ari- 
stokratie, welche  von  Natur  zur  Stätigkeit  und  Mäszigung  ge- 
neigt ist,  als  in  einer  Demokratie,  welche  ohnehin  den  Wecta«* 
sei  liebt,   gerade  dämm  aber  auch   eine   natürliche  Neigung 
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hat,  die  Aemter  nur  auf  kurze  Zeit  zu  besetzen.  Für  diese 
kommt  die  Gefahr  hinzu ,  dasz  der  Stat  die  Dienste  gerade 
der  ausgezeichnetsten  und  tauglichsten  Individuen  entbehren 
musz,  theils  weil  diese  es  vorziehen,  einen  andern  sichere- 
ren Lebensberuf  zu  wählen,  theils  weil  der  Wechsel  der 
Stimmungen  sie  öfter  ohne  inneren  Qrund  aus  den  Aemtern 
entfernt 

3.  Die  Freiheit  des  Individuums,  ein  Amt  anzuneh- 
men oder  auszuschlagen,  zu  welchem  es  berufen  wird, 
ist  als  Regel  anzuerkennen,  nicht  weil  der  Statsdienst  auf 
Vertrag  zu  gründen  ist,  sondern  weil  die  Natur  eines  indivi- 
duellen geistigen  Dienstes  einem  directen  Zwange  nicht  ge- 
horcht, einer  mittelbaren  Nöthigung  aber  nur  schwer  und  un- 
vollständig sich  fügt,  vielmehr  individuelle  Freiheit  als  nor- 
male Quelle  tüchtiger  Wirksamkeit  fordert,  und  weil  kein 
Statsbürger  als  solcher  genöthigt  werden  kann,  dem  State  be- 
sondere ausgezeichnete  Opfer  zu  bringen.  Diese  Regel  wird 
denn  auch  in  den  neuern  Staten  fast  überall  anerkannt,  in 
Republiken  nicht  minder  als  in  Monarchien.^ 

Ausnahmen  kommen  gewöhnlich  nur  da  vor,  wo  das 
Statsamt  sich  dem  Gemeindeamt  annähert  oder  mit  diesem 
zusammentrifft.  Die  geringeren  Ansprüche,  welche  hier  an 
das  Individuum  gestellt  werden,  und  das  verbreitete  Bedürf-- 
nisz  solcher  Stellen  haben  den  Gedanken  an  eine  allge- 
meine Bürgerpflicht  in  solchen  Fällen  annehmbar  erschei- 
nen lassen.* 

4.  Die  individuelle  Fähigkeit  zu  öffentlichen  Aemtern 
wird  nach  dem  deutschen  Beamtensystem  näher  geprüft, 
und  nur  solche  Personen  können  zu  denselben  berufen  wer* 

*  Auch  in  der  Sohweii  und  in  Kordamerika  gilt  die  Regel. 
Far  dieses  vgl.  Story  III.  37.  §.  120.     Fflr  Deatschland  Zacharift 

D.  St.  S-  136. 

'  8o  wo  eine  Stadt  zum  St>ite  geworden,  wie  die  freien  Reichs- 
ItSdte,  oder  wo,  wie  im  Kanton  AppenzeU,  da«  Statswesen  so  einfSkOh 
wie  eine  Gemeinde  geartet  ist. 
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den,  welche  die  Siatsprfifiing  besiandeii  haben.  Dieses 
System  hat  offenbar  grosse  nnTerkennbare  YoizUge  vor  dem 
in  den  meisten  andern  Staten  noch  geltenden  Systeme,  wel- 
ches bei  Anstellnngen  nicht  an  die  Liste  der  geprfiften  Can- 
didaten  gebunden  wird.  Einmal  nfimlich  gibt  es  eine  erhöhte 
Oewähr  jfiQr  gründliche  Vorbildong  nnd  Berufstnehtigkeit,  nnd 
Oberdem  wehrt  es  in  erheblichem  Masze  den  nngebfihrlichen 
Einflflssen  des  Parteispiels  nnd  der  Hofintrigne.  Es  sichert 
die  Laufbahn  des  Talentes,  nnd  entfernt  zudringliche  nnd  un- 
wissende Bewerber.  Nur  darf  dieses  System  nicht  in  pedan- 
tischer Weise  behandelt  werden,  und  sind  auch  die  nöihigen 
Ausnahmen  offen  zu  laszen,  nicht  blosz  fär  Ausländer,  deren 
Fähigkeit  auch  ohne  StatsprOfung  auf  anderm  Wege  offen- 
bar geworden  ist,  sondern  auch  für  ausgezeichnete  Inländer. 
Oerade  die  am  meisten  begabten  Menschen  gehen  oft  einen 
eigenthfimlichen  Lebensweg,  und  da  wäre  es  eine  Thorheit, 
wflrde  der  Stat  ihrer  Dienste  entbehren  müssen,  weil  sie  nicht 
auf  den  gebahnten  Wegen  vorgegangen  sind,  sondern  in 
schwierigeren  Verhältnissen  ihre  Fähigkeiten  bewährt  haben. 
Es  gilt  das  vorzüglich  für  die  Aemter,  die  eine  erhöhte 
statsmännische  oder  wissenschaftliche  Befähigung 
erfordern,  wie  Minister  und  Statsräthe  oder  Professoren  an 
Universitäten.  Für  solche  Ausnahmsfälle  läszt  sich  indessen 
leicht  sorgen,  ohne  die  Regel  irgend  zu  gefthrden  oder  zu 
schwächen. 

Ein  anderer  üebelstand,  der  sich  in  Deutschland  an  das 
im  Uebrigen  treffliche  System  angehängt  und  die  Früchte 
desselben  vielfach  zerstört  hat,  besteht  darin,  dasz  die  erste 
Anstellung  sowohl  der  Aspiranten  auf  den  Statsdienst  als 
das  Vorrücken  der  Statsdiener  zu  sehr  nach  mathematischen 
Rücksichten  des  Dienstalters  bestimmt  wird,  und  die  aus- 
gezeichnete Qualität  zu  wenig  in  Betracht  kommt.  Gute 
Köpfe  werden  oft  durch  vieljährige  fabrikähnliche  Beschäf- 
tigung mit  untergeordneten  Diensten  abgemattet,   und  wenn 
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sie  nach  langen  Mühen  nnd  Entbehrungen  endlich  aufwärts 
steigen,  und  höhere  geistige  Anforderungen  an  sie  gestellt 
werden  mflssen,  so  sind  sie  erlahmt  und  ihre  beste  Kraft  er- 
storben« Auch  dieses  üebel  ist  aber  nicht  in  dem  Wesen  des 
Systems  begrfindet,  sondern  nur  eine  Folge  seiner  bureaukra- 
tiaehen  Entartung,  die  dadurch  hinwieder  fortwährend  ge- 
nährt wird. 

Die  Prfljfbng  ist  gewöhnlich  eine  doppelte,  zuerst  nach 
der  YoUendung  der  üniTersitätsstudien  eine  theoretische, 
TOD  den  Professoren  geleitete  —  eine  Einrichtung,  welche  gut 
gdeitet  theils  auf  das  üniversitätsstudium  wohlthätig  zurfick- 
wirkt,  theils  der  Befähigung  der  Examinatoren  und  der  Exa- 
minanden durchaus  angemessen,  und  durch  andere  Mittel  nicht 
leieht  zu  ersetzen  ist — sodann  später  eine  p  r  a  et i  sc  h  e.  Wäh- 
rend dieselbe  allgemeine  wissenschaftliche  Yorbildung  für  Ju- 
risten und  Yerwaltungsmänner  gefordert  werden  darf,  wäre  im 
Besonderen  doch  eine  Scheidung  je  nach  der  besondem  Bich- 
tnng  und  Bestimmung  der  Gandidaten  entweder  für  die  Be- 
gierung  und  Verwaltung  oder  fflr  die  Justiz  zweck- 
gemäsz,  denn  nur  wenige  Individuen  werden  zugleich  fflr  Ge- 
richts- und  für  Verwaltungsstellen  sich  eignen,  und  leicht 
kann  die  Nöthigung,  zu  vielerlei  Kenntnisse  zu  umfassen,  der 
hAheren  Befthigung  für  eine  bestimmte  Art  der  statlichen  Be- 
mftbildung  Abbruch  thun.  In  dieser  Hinsicht  ist  die  noch 
aHzQsehr  überwiegende  Bücksicht  auf  die  eigentliche  Juris- 
pradeu  im  Qegensatze  zu  höherer  statsrechtlicher  und  natio- 
aallftonomischer  Bildung  ein  überliefertes .  Gebrechen  der  in 
DsatscUand  bestehenden  Anordnungen.  ^ 

Für  niedere  Statsanstellnngen  werden  keine  Statsexamen, 


*  B.  ▼•  Mohl  in  dsr  Zeitiehrift  für  Reohtswissdniohaft  dM  AoalMi- 
dM  ▼««  Mitiermaier  XYI.  B.  431  ff.  Ed.  LabouUye  de  Tenieig- 
■MMBi  et  dn  noTidat  administratif  en  Allemagne  in  Wolowiky 
B«TM  XYIUL  BlnnCsehli  Dentaohe  BeehlMohiilaii.  2.  Ana.  B.  92  ff. 
VlTiea  tL  Adn.  L  8.  20b. 


ISO    Siebentes  Bacb.    Der  dtatsdieiiBi  und  das  eigentliobe  Regiment. 

sondern  nnr  practische  Uebung,  und  insbesondere  blosze  Schrei- 
berdienste gefordert. 

Weniger  fest  und  wohlgeordnet  sind  die  Anstellungsver- 
hältnisse  in  andern  Staten.  Insbesondere  ist  es  ein  Mangel 
sowohl  mancher  constitutioneller  Monarchien,  als  mancher  Be- 
publiken,  dasz  häufig  noch  die  Aemter  nach  bloszen  Partei- 
rücksichten an  die  politischen  Freunde  und  Günstlinge  der 
jeweiligen  Minister  oder  der  einfluszreichen  Parteihäupter  ver- 
geben werden,^  auch  wenn  dieselben  das  Fach,  in  dem  sie 
arbeiten  sollen,  weder  studirt  noch  sich  darin  geübt  haben, 
mit  Hintansetzung  tüchtigerer  Individuen.  Jede  Begierung, 
zumal  in  Zeiten  bewegter  politischer  Kämpfe,  wird  zwar  die 
politische  Gesinnung  der  Gandidaten  bei  Anstellungen  keines- 
wegs auszer  Acht  setzen  dürfen,  will  sie  nicht  sich  selber 
verwunden  und  schwächen,  aber  wo  die  Parteigunst  oder 
Ungunst  allein  oder  vornehmlich  entscheidet,  da  wird  der 
Statsdienst  selbst  vernachlässigt,  und  der  Zweck  der  Statsein- 
richtungen  den  Schwankungen  und  Leidenschaften  der  Parteien 
preisgegeben. 

Für  Richterämter  hat  das  Bedürfnisz  in  den  meisten 
Staten  richtige  Grundsätze  wenigstens  in  Uebung  gebracht 
Hier  ist  denn  auch  eine  juristische  Vorbildung  ein  so  offen- 
bares Erfordernisz  bei  dem  Zustande  des  modernen  Bechts, 
dasz  dasselbe  weniger  als  bei  eigentlichen  Begierungsstellen 
verkannt  worden  ist. 

5.  Da  die  individuelle  Tüchtigkeit  die  Haupteigenschaft 
ist,    welche  von  den  Beamten  verlangt  werden  musz,  diese 

*  Aach  in  England  werden  oft  unOhige  Leute  doroh  das  SteUen- 
patronat  einfluszreicher  Parlamentsglieder  in  die  Aemter  gebracht.  Dm 
Selfgovernment  yermindert  wohl  die  Qeschftfte  derRegiemng  aber  nicht 
das  Erfordernisz  von  Kenntnissen  and  Fähigkeiten,  um  die  noch  blei* 
benden  Qeschftfte  richtig  zu  erledigen.  Vgl.  Gneist,  Engl.  Verf.-  u. 
Yerw.-  Recht.  Bd.  IL  In  Amerika  hat  der  Präsident  Jackson  einen 
Wechsel  der  Bundesbeamten  aus  Parteirücksichten  zuerst  im  Groszen 
durchgeführt. 
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aber  nicht  durch  eine  bestimmte  Abstammung  bedingt  ist, 
so  ist  es  als  ein  Fortschritt  des  neueren  States  festzuhalten, 
dasz  der  Weg,  zu  den  Aemtern  zu  gelangen,  allen  Stats- 
bürgern  offen,  und  nicht  mehr  einzelnen,  insbesondere  ade- 
ligen oder  patricischen  Glassen,  ausschlieszlich  oder  vor- 
zugsweise zugänglich  ist.^ 

6.  Dem  deutschen  Systeme  eigenthflmlich  ist  die  Ver- 
wendung der  Statsamtscandidaten  zu  freiwilliger  Aushülfe  als 
Practicanten ,  Referendare,  Auscultatoren  in  den  Regierungs- 
bureaus und  bei  den  Gerichstbehörden,  welche  man  das 
Noviciat  genannt  hat.  Sie  folgt  auf  die  theoretische  Stats- 
prüfung,  und  bereitet  sowohl  die  practische  Prüfung  als  die 
wirkliche  Anstellung  vor.  Die  Aspiranten  auf  den  Statsdienst 
erlangen  auf  solche  Weise  practische  Kenntnisse  und  Fertig- 
keiten, und  ihre  Brauchbarkeit  für  das  Amt  wird  weiter  er- 
probt. Ein  zu  steifes  Festhalten  an  solch  äuszerer  Stufenord- 
nung, und  ein  pedantisches  Schreiberwesen,  welches  sich  an 
diese  anschmiegt,  fördern  zwar  wieder  das  üebel  der  Bureau- 
kratie,^  können  aber,  ohne  die  Vorzüge  des  Noviciates  auf- 
zugeben, wohl  vermieden  werden. 

7.  Die  Frage,  wann  die  Anstellung  beginnt,  ist  zwar 
schon  mehrfach  bestritten  worden.  Erinnert  man  sich  aber 
daran,  dasz  dieselbe  ihrem  Wesen  nach  ein  einseitiger  Act 
der  Statsgewalt  ist,  welche  ein  Individuum  mit  dem  Amte 
betraut,  so  wird  man  unbedenklich  antworten:  Der  Moment, 
in  welchem  dieser  Willensact  als  vollendet  offenbar  wird, 
d.  h.  die  zu  Protokoll  genommene  und  unterzeich- 
nete Ernennung  oder  Wahl  ist  als  Anfang  der  Amts- 
dauer zu  betrachten,  und  von  da  an  hat  der  Beamte  nicht 

*  Bayerische  Yeifasning  IV.  $.  4.  und  §.  5:  „Jeder  Bajer  ohne 
Unterschied  kann  lu  aUen  Civil-,  Militftr-  und  Kirchenftmtem  oder 
Pfrftnden  g^lang^n.*^  Frans 9si sehe  Tonl816. §. 3.  Prens zische  $.4. 

*  Martin  Luther  schon  hat  dasselhe  wohl  erkannt.  Er  heisst  die 
Bnreankraten  „Leute  die  nur  eine  Handthierung,  ein  Handwerk  aus  der 
Obrigkeit  machen.** 

9* 
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allein  auf  seine  priTatrechtliche  Besoldnng,  aondeni  aaeh  anf 
die  Uebeitragung  der  mit  seinem  Amte  Teibnndenen  stat»- 
rechtlichen  Befagnisse,  wo  es  jener  überhanpt  noch  bedarf« 
ein  Becht.  Die  Mittheilnng  des  Deereta  an  denselben,  so  wie 
die  spätere  Einweisung  und  Einkleidung  in  das  Amt  sind  nur 
Wirkungen  der  vollendeten  Anstellung,  und  nicht  die  Vollen- 
dung dieser.^ 


Drittes  GapiteL 

B«ohte  und  Yerpfliehtiiiiseii  der  Staiibeeiiifteii. 

1.  Der  Beamte  hat  vorerst  ein  Becht,  die  mit  seinem 
Amte  verbundenen  öffentlichen  Functionen  auszuüben.  Die 
amtliche  Ermilchtigung ,  diese  Befugnisse  auszuflben,  heiszt 
seine  Competenz  (Zuständigkeit). 

Dieses  wichtigste  Becht  ist  von  rein  statsrechtlicher 
Natur.  Daher  ist  dasselbe  auch  mit  der  Verpflichtung, 
die  erforderlichen  Functionen  auszufiben,  unauflöslich  verbun- 

*  Tgl.  dATftber  den  Streit  nrisohen  dem  Prisidenten  Jeffersoa 
and  dem  obenten  Oeriehtihofe  tob  Hordamerika  bei  Storj  IIL  37. 
S.  120.  Jener  behauptete:  erst  die  ZniteUtug  der  BmennnngraflaiBde 
an  den  Beamten,  nicht  schon  die  Bettelinng  Terieihe  diesem  das  Bedht. 
Dieser  dagegen  bewies  ansfUhrlich,  dasi  der  AnsteUnngsaet  der  Zoitel* 
long  der  Urkunde  und  der  Annahme  Torhergehe,  und  in  sioh  aBe  Be- 
dingungen der  Whrksamkeit  enthalte,  so  dan  der  aasteUenden  Begie- 
mng  Ton  da  an  nicht  mehr  das  Beeht  nitehe,  die  AnsteUung  angeieba- 
hen  lu  machen.  Zaoharift,  D.  St  §.  136  besehrinkt  die  Wirkung  der 
AnsteUung  anf  die  priTatreohtlichen  Folgen.  Indessen  ist  diese  Be* 
schrftnkung  weder  nöthig  noch  richtig,  denn  eben  als  Statsaet  (nioht  als 
PriTatrertrag)  wirkt  schon  die  beurkundete  EmennuQg,  und  die  Ter» 
Schiebung  der  Amtspflichten  in  Ausflbung  des  Amts  bis  rar  Sinkleidnag 
widerspricht  der  frfiheren  GlUtigkeit  des  Bechtes  auch  mit  Beiug  auf 
die  Einweisung  in  das  Amt  keineswegs. 
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deD,  80  dasz  es  nicht  von  der  WiUkflr  des  Beamten  abhängt, 
ob  er  Yon  seinem  Rechte  Oebrauch  machen  wolle  oder  nicht. 
Dasselbe  ist  ihm  nicht  zu  beliebiger  Disposition,  sondern  zum 
öffentlichen  Dienste  Obertragen.  Aus  dejpselben  Grunde  hat 
kein  Beamter  dem  State  gegenüber  ein  dauerndes,  in  seiner 
Person  begründetes  Becht  auf  den  ümÜEUig  der  Amtscompe- 
tenz,  noch  auf  die  Form  seiner  öffentlichen  Qeschäftsthätig- 
kmi  Vielmehr  ist  er  in  beiden  Beziehungen  theils  den  Ord- 
nongen  der  Oesetzgebung ,  durch  welche  auch  gegen  seinen 
Willen  Competenz  und  Geschäfteform  geändert  werden  können, 
theils  den  Vorschriften  seiner  vorgesetzten  Oberbehörde  unter- 
worfen. Es  können  ihm  daher  auch  neue,  zu  seinem  Amte 
gehörige  Dienstleistungen  aufgetragen  werden,  ohne  dasz  er 
sich  solchem  Auftrage  entziehen  darf.  Das  Amt  ist  in  seiner 
ganzen  Existenz  und  Art  abhängig  von  dem  State,  und  in 
folge  davon  das  Amtsrecht  und  die  Amtspflicht  des  Beamten 
nicht  minder. 

2.  Das  Becht  auf  einen  dem  Amte  gemäszen  Titel  und 
Bang  steht  zwar  der  Person  des  Beamten  zu,  aber  auch  die- 
ses Becht  beruht  auf  politischen  Motiven,  und  hat  keinen  pri- 
vairechtlichen  Charakter. 

Eine  Aenderung  von  beiden  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung ist  daher  wieder  nicht  als  ein  Eingriff  in  das  Privat- 
reeht  zu  verwerfen,  sondern  vollkommen  zuläszig.  Dagegen 
kann  der  Bang  und  Titel  auch  Aber  die  Dauer  des  Amtes 
hinaus  nachwirken,  und  so  zu  einem  Privatrechte  eines  auszer 
Function  tretenden  Beamten  werden. 

3.  Das  Becht  auf  Ersatz  der  Auslagen,  die  der  Beamte 
im  Interesse  des  Statsdienstes  gemacht,  und  des  Schadens, 
den  er  im  öffentlichen  Dienste  erlitten  hat,  ist  eine  rein  pri- 
vatrechtliche Wirkung  seiner  Stellung,  und  steht  besol- 
deten und  unbesoldeten  Beamten  gleichmäszig  zu. 

4.  Dasz  der  Beamte  auch  fOr  seine  Dienstleistung  selbst 
eine  Vergütung  zu  fordern  habe,  versteht  sich  nicht  eben  so 
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TOD  selbst.  Vielmehr  hftngt  es  von  dem  State  ab,  mit  den 
einen  Aemtern  eine  Besoldung  zn  Terbinden,  nnd  andere 
unbesoldet  zu  lassen.  Im  erstem  Falle  nimmt  das  Recht 
des  Beamten,  weil  auf  Oeldleistnng  von  Seite  der  Statscasse 
gerichtet,  wieder  einen  privatrechtlichen  Charakter  an. 

Man  kann  indessen  in  der  Besoldung  zwei  Elemente  un- 
terscheiden, und  in  manchen  deutschen  Staten  findet  sich  diese 
Unterscheidung  gesetzlich  anerkannt  und  normirt  in  dem  Qe- 
gensatze  des  Standes-  und  des  Dienstgehaltes.  Der 
erstere  nämlich  beruht  auf  dem  Bedflrfnisse  eines  dem  Stande 
eines  Beamten  gemäszen  Unterhalts,  wofür  der  Stat  zumal 
in  den  Fällen,  wo  er  die  Kräfte  eines  ganzen  Berufslebens 
fordert,  wCIrdig  zu  sorgen  eben  so  wohl  eine  dringende  Ver- 
anlassung als  ein  Interesse  hat.  Der  letztere  dagegen  grün- 
det sich  auf  den  mit  der  wirklichen  Ausübung  des  Amtes  zu- 
sammenhängenden Dienstaufwand  und  die  Repräsen- 
tationskosten.  *  Dieser  Unterschied  wird  für  den  Fall 
wichtig,  wenn  Beamte  aus  dem  activen  Dienste  in  den  Kuhe- 
stand  treten.  Dauert  nämlich  das  Recht  auf  den  Standeege- 
gehalt  fort,  so  hören  dagegen  nun  die  Ansprüche  auf  den 
Dienstgehalt  auf.  Jener  ist  somit  in  höherm  Masze  privat- 
rechtlich, dieser  enger  mit  dem  Amte  und  den  öffentlichen 
Functionen  in  demselben  verbunden.  Wo  an  einzelne  Func- 
tionen Sportein  und  Gebühren  geknüpft  sind,  die  als 
besondere  Emolumente  den  Beamten  zufallen,  da  haben  diese 
jederzeit  den  formellen  Charakter  des  Dienstgehaltes,  auch  wo 
sie  materiell  mitberechnet  sind,  für  den  Lebensunterhalt  des 
Beamten  zu  sorgen.  Da  aber  dem  State  das  Recht  unver- 
kümmeii;  verbleiben  musz,  derlei  Functionen  lediglich  aus  dem 
Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Interesses  zu  bestimmen,  so 
musz  hierin  der  Gezetzgebung  freiere  Hand  in  der  Festsetzung 
und  Abänderung  solcher  Gebühren  gelassen  werden;  und  nur 

'  Gönner  a.  a.  0.  8.  144.  Beilage  IX.  aur  bayerischen  Verf. 
§.  17-19. 
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die  Billigkeitsrflcksiohten  treten  ein,  um  die  Gesetzgebung  zu 
einer  angemessenen  Erhöhung  der  fixen  Besoldung  zu  bewe- 
gen, wenn  eine  tief  eingreifende  Verminderung  der  Sportel- 
bezflge  angeordnet  wird.  Ein  Privatrecht  auf  eine  genau  ent- 
sprechende Entschädigung  für  solchen  Verlust  läszt  sich  nicht 
durchsetzen. 

5.  Aus  der  privatrechtlichen  Natur  der  Besoldung  ergibt 
sich  das  Becht  des  Beamten,  insofern  er  ohne  seine  Verschul- 
dung das  Amt  abzutreten  genöthigt  wird,  für  die  noch  nicht 
abgelaufene  Amtszeit  einen  Buhegehalt,  Pension,  zu 
fordern.  Als  Grundlage  dieser  Forderung  ist  der  Standesge- 
halt  anzusehen,  oder  wo  nicht  zum  Voraus  eine  derartige  Aus- 
scheidung getroffen  ist,  die  Besoldung  selbst,  jedoch  mit  einem 
den  nun  wegfallenden  Dienstverrichtungen  und  Beprftsentations- 
kosten  entsprechenden  Abzug.  Zweckmäszig  ist  es,  wenn  das 
Gesetz  genauere  Bestimmungen  über  die  Grösze  und  die  Be- 
dingungen solcher  Pensionen  zum  voraus  anordnet;  denn  wenn 
auch  im  Allgemeinen  das  Becht  auf  Pension  in  manchen  Fäl- 
len schon  aus  den  Anstellungsverhältnissen  folgt,  so  ist  doch 
das  Masz  derselben  ohne  gesetzliche  Norm  im  Einzelnen  schwer 
zn  bestimmen ,  und  eine  gerade  hier*  mit  mancherlei  Nach- 
theilen verbundene  Willkür  kaum  zu  vermeiden.  Ein  ausge- 
dehntes Pensionensystem  kann  zwar  zu  einer  schweren  Last 
for  die  Statscasse  werden,  welche  durch  dasselbe  zu  Leistun- 
gen verpflichtet  wird,  für  welche  der  Stat  keine  entsprechenden 
Gegenleistungen  mehr  empfängt.  Aber  so  wenig  bei  unsem 
Zuständen  Besoldungen  entbehrt  werden  können  für  diejenigen 
Statsämter,  welche  als  Beruf  ausgeübt  werden,  so  wenig  und 
ans  den  nämlichen  Gründen  ist  ein  entsprechendes  Pensionen- 
Bvstem  zu  vermeiden.  Im  Verhältnisz  zu  andern  Erwerbs- 
zweigen  des  Handels,  der  Fabrikation,  der  bürgerlichen  Ge- 
werbe überhaupt  ist  die  ökonomische  Sicherstellung  des  Be- 
amten und  seiner  Familie,  einige  seltene  Fälle  ausgenonamen, 
eine  beschränkte  und  meistens  nur  nothdürftige,  und  doch  be- 
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gelirt  der  Stat  gewi^holieh  grösaere  Opfer  nnd  geistdgere  Bil- 
dung Yon  seinen  Beamten,  nnd  erfordert  die  Thätigkeit  dieser 
höhere  Oeistesgaben  nnd  Arbeiten,  als  das  bflrgerliche  Leben 
in  der  Begel  Ton  den  Männern  der  Industrie  verlangt.  Es 
ist 'daher  Pflicht  des  States,  die  Existenz  derer,  welche  ihm 
ihr  Leben  widmen,  vor  Noth  nnd  unwürdigem  Mangel  zn  be- 
wahren, nnd  das  ist  ohne  ein  billiges  Pensionensystem  nicht 
möglich.  Dem  Volke  aber  wird  die  Last  durch  bessere  Dienste 
der  activen  Statsdiener  vergolten,  und  das  grOszere  üebel  der 
Bestechlichkeit  und  Erpressung,  welches  dem  Mangel  sich  an- 
hängt, in  seinem  Ursprung  flberwunden. 

Auf  die  hinterlassene  Wittwe  und  die  Kinder  der  ver- 
storbenen Statsdiener  die  Sorge  auszudehnen,  dazu  ist  der  Stat 
rechtlich  nicht  verpflichtet,  denn  das  Amt  ist  höchstens  auf 
Lebenszeit  vergeben,  und  die  Besoldung  daher  auch  nicht  erb- 
lich. Aber  in  manchen  Staten  besteht  die  heilsame  Einrich- 
tung/dasz  auch  dafillr  eine  öffentliche  Pensionscasse  gegrfln- 
det  ist,  welche  vorzüglich  aus  Abzügen  von  dem  Gehalte  der 
Beamten  genährt  wird,  und  for  den  Hinterlass^e  nach  be- 
stimmten Verhältnissen  Pensionen  bezahlt. 

6.  Die  Pflichten  des  Beamten  folgen  grösztentheils 
schon  aus  seinen  Rechten;  flberdem  der  Oehorsam,  den  er 
seinen  Vorgesetzten  schuldet,  die  Treue,  die  er  dem  Ober- 
haupte des  States  und  dem  Lande  und  Volke  widmet,  und 
das  Oeheimnisz,  das  er  zu  beachten  hat,  aus  seiner  Stel- 
lung in  dem  Statsorganismus.  Der  Dienst-  und  Amtseid, 
der  gewöhnlich  von  ihm  gefordert  wird,  begründet  nicht  erst 
diese  Verpflichtung,  sondern  legt  dieselbe  ihm  näher  und  be- 
kräftigt sie.  Er  ist  auch  keine  Bedingung  der  Amtspflicht, 
noch  eine  Veränderung  ihres  ümfanges. 

Die  Art  des  Oehorsams  wird  durch  die  besondere  Nator 
des  einzelnen  Amtes  näher  bestimmt.  Sie  ist  eine  andere  bei 
Begierungs-,  eine  andere  bei  Justizbeamten,  weil  die  Unter- 
ordnung jener  innerhalb  des  Begierungsbereiches  strenger  auch 
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aof  Abhftngigkeit  in  materieller  Hiiudcht  gerichtet  ist,  bei  der 
Justiz  dagegen  materielle  Selbständigkeit  des  Bichters  ein  Er- 
fEvderaiss  einer  gerechten  Bechtspflege  ist.  Aber  anch  in  der 
Ajntssphftre  der  Begiemng  ist  jener  Qehorsam  kein  absoluter, 
aklanscher,  sondern  durch  die  bestehende  Bechtsordnung  und 
die  Orundprincipien  der  Sittlichkeit  näher  begränzter  und  be- 
stimmter. Im  Einzelnen  freilich  gehOrt  die  Frage,  ob  und  in- 
wieweit der  Beamte  zum  Qehorsam  verpflichtet  sei,  zu  den 
schwierigen. 

a)  In  formeller  Beziehung  versteht  sich,  dasz  der  Be- 
amte nur  die  innerhalb  der  Gompetenz  der  Oberbehörde  und 
in  gehöriger  Form  erlassenen  Befehle  und  Aufträge  derselben 
seinem  Amte  gemäsz  zu  vollziehen  hat,  dagegen  Zumuthun- 
gen,  welche  auszerhalb  der  geordneten  Amtssphäre  liegen, 
nnd  vielleicht  aus  bloszen  Privatgelusten  eines  Vorgesetzten 
entspringen,  oder  in  ungehöriger  Form,  z.  B.  ohne  Unter- 
schrift, wo  diese  erforderlich  ist,  erlassen  sind,  ablehnen  kann, 
denn  er  ist  kein  Privatdiener,  sondern  ein  Statsdiener,  und  die 
Prüfung  der  formellen  Beschaffenheit  des  Auftrags  ist  schon 
darum  unerläszlich ,  weil  daran  allein  seine  Wirklichkeit  und 
Bechtmäszigkeit  zu  erkennen  ist 

Wo  jedoch  die  Competenzflrage  streitig  und  zweifelhaft 
ist,  da  kamt  es  unmöglich  in  dem  Ermessen  des  untern  Be- 
amten stehen,  diese  Frage  zu  verneinen,  wenn  die  vorgesetzte 
Behörde  dieselbe  bejaht,  und  dadurch  die  öffentlichen  Func- 
tionen ins  Stocken  zu  bringen.  In  solchen  Fällen  ist  dem 
sBbaltenien  Beamten  nur  das  Becht  offen,  und  wo  nach  der 
Ueberzengung  desselben  für  die  Bechtsordnung  oder  dieWohl- 
fehrt  des  States  Schaden  aus  rficksichtsloser  Befolgung  ent- 
stehen könnte,  die  Pflicht  auferlegt,  seine  Bedenken  der  Ober- 
behörde vorzutragen,  und  die  weiteren  Entschlieszungen  der- 
selben nach  erneuerter  IMftmg  abzuwarten. 

b)  In  keinem  Falle  ist  der  Oehorsam  des  Beamten  so 
ansgedehnt,   dasz  er  durch  höheren  Befehl  angehalten  werden 
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kann,  die  obersten  Principien  der  Beligion  und  der  Sittlichkeit 
zu  verletzen,  oder  an  einem  Verbrechen  Theil  zu  nehmen. 
Jene  zu  verletzen,  oder  dieses  zu  begehen,  kann  niemals  Auf- 
gabe des  States  und  der  amtlichen  Functionen  sein.  Von  dem 
Statsdiener  darf  nicht  verlangt  werden,  was  der  Mensch 
zu  verweigern  durch  das  Menschenrecht,  der  Beligions ge- 
nösse durch  das  Gebot  der  Seligion,  oder  der  Bürger  durch 
das  Strafgesetz  des  States  selbst  verpflichtet  ist. 

c)  Der  blosze  gesetzwidrige  oder  ungerechte  In- 
halt einer  Verfügung  aber  berechtigt  den  subalternen  Beam- 
ten keineswegs  zum  Ungehorsam,  sondern  wieder  nur  dazu, 
die  ihm  nöthig  scheinenden  Vorstellungen  der  Oberbehörde 
vorzutragen.  Der  Beamte  darf  voraussetzen,  dasz  diese  nicht 
habe  dem  Oesetz  oder  der  Gerechtigkeit  zuwider  handeln  wol- 
len. Es  ist  möglich,  dasz  sie  die  Sache  selbst  nicht  nach  allen 
Seiten  geprüft,  die  schädlichen  Folgen  einer  Gesetzesverletzung 
übersehen,  möglich  dasz  die  bescheidene  oder  freimüthige  Auf- 
klärung darüber  eine  Aenderung  des  Auftrages  zur  Folge  habe. 
Der  Beamte  darf  nicht  versäumen,  auch  seine  Oberbehörde 
wie  den  Stat  selbst  vor  einem  Miszgriffe  zu  bewahren,  den 
jene  später  bereuen  würden,  wenn  er  das  durch  seine  Bericht- 
erstattung zu  erreichen  vermag.  Hilft  aber  diese  nicht,  und 
beharrt  die  vorgesetzte  Behörde  auf  ihrer  Instruction,  dann  ist 
Gehorsam  Pflicht  des  Unterbeamten.  Dann  aber  hat  die  Ver- 
antwortlichkeit dafür  nicht  dieser,  sondern  jene  allein  zu  trar 
gen.  Die  entgegengesetzte  Annahme  würde  die  Einheit  der 
Statsregierung  auflösen  und  ihre  Macht  lähmen,  und  so  für 
die  Stat^ordnung  weit  verderblichere  Folgen  haben,  als  eine 
einzelne  Gesetzwidrigkeit,  für  welche  die  befehleflde  Behörde 
verantwortlich  ist.* 

'  Dieser  Grundsatz  ist  auch  in  einzelnen  Verfassungen  ausdrfickliob 
ausgesprochen;  z.  B.  fQr  Hannover  1833,  §.  161:  „In  gehöriger  Form 
erlassene  Befehle  vorgesetzter  Behörden  befreien  sie  (die  Beamten)  von 
der  Verantwortung  und   übertragen  dieselbe   an  den  Befehlenden,*^  und 
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Die  Verfassungswidrigkeit  der  Aufträge  ist  zu- 
nächst, wo  nicht  besondere  Vorschriften  Ausnahmen  anordnen, 
ganz  ebenso  zu  behandeln;  und  auch  hier  darf  nicht  zugege- 
ben werden,  dasz  die  Unterbehörde,  durch  ihren  Widerstand 
gegen  die  Anordnung  ihrer  Obern  die  verfassungsmäszige  Un- 
terordnung im  State  selbst  zur  Anarchie  umkehre  und  ver- 
derbe, weil  sie  vermeint,  die  Verfügung  jener  stehe  in  einem 
Widerspruch  mit  einer  einzelnen  Verfassungsbestimmung. 

7.  Der  Geist  der  Trctue  reicht  weiter  als  die  Pflicht 
des  Gehorsams.  Diese  wird  erfüllt,  wenn  der  Beamte  die  er- 
haltenen Aufträge  in  Form  und  Inhalt  vollzieht.  Jene  aber 
bindet  xmd  hält  ihn  in  seinem  übrigen,  freien  Wirken.  Wenn 
gleich  die  Treue  nicht  mehr  wie  vormals  in  der  mittelalter- 
lichen Lehensverfassung  als  das  vorherrschende  Lebensprincip 
der  Statsordnung  betrachtet  werden  kann,  vielmehr  in  dem 
modernen  State  theils  durch  die  Gesetzgebung  die  Befugnisse 
der  Aemter  schärfer  bestimmt  sind,  theils  die  politische  Thä- 
tigkeit  des  Beamten  weniger  von  der  persönlichen  Verbindung 
mit  dem  Oberhaupte  des  States  als  vielmehr  von  den  Bedurf- 
nissen des  States  ihren  Anstosz  und  ihre  Richtung  empfängt, 
80  ist  doch  die  Treue  auch  in  dem  modernen  Statsleben  kein 
veralteter  und  kein  entbehrlicher  Begriff.  Es  beruht  noch 
auf  ihr  der  moralische  Zusammenhang  und  die  Harmonie  des 
Beamtenorganismus  groszentheils. 

voD  Mciningen  §.  104  und  Ton  Altenburg  §.  37  geradezu:  «Die 
Yenntwortliohkeit  fOr  jede  gesetzwidrige  Yerfflgung  haftet  zunftchst  auf 
demjenigen^  Ton  welchem  sie  ausgegangen  ist;  Befehle  einer  hOhern Be- 
hörde decken  solche  nur,  wenn  sie  in  gehöriger  Form  Ton  dem  compe- 
tenlen  Obenf  ausgegangen  sind,  wodurch  dann  dieser  Terantwortlich 
wird.*  OOnner  a.  a.  0.  §.  79  scheint  die  «gloria  obsequii*'  nicht  an- 
ders SU  Terstehen,  obwohl  er  allerdings  in  der  Begründung  nicht  glfick- 
lieh  den  Beamten  zur  «Maschine'*  macht;  denn  die  Yerpflichtung  zur 
Bemonstration  gegen  ungerechte  Aufirftge  erkennt  er  an,  und  beschränkt 
aook  die  Pflicht  des  Gehorsams  in  formeller  und  materieller  Beziehung* 
8.  208.  Der  Ausdruck  GOnners  hat  übrigens  einen  münohisohen  Beige- 
schmack. 
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Der  Beamte,  welcher  in  einzelnen  nnd  sogar  in  wiehtigen 
Besiehnngen  eine  andere  politische  üeberzengong  hat  als  seine 
Obern  nnd  diese  nnter  Umständen  ausspricht,  verletzt  zwar 
die  Trene  nicht  schon  ans  diesem  Gmnde.  Aber  wenn  er  sich 
mit  den  dauernden  Grnndprincipien,  worauf  die  State* 
regiemng  beruht,  im  Widerspruch  befindet  und  als  Feind  jener 
handelt,  wenn  er  z.B.  in  der  Monarchie  sich  als Bepnblikaner 
erklärt  und  für  die  Einführung  der  Bepublik  arbeitet,  oder 
umgekehrt  in  der  Bepublik  als  Beamter  ffir  die  Monut^bie 
wirkt,  dann  verletzt  und  bricht  er  das  Band  der  Trene,  das 
ihn  als  ein  Qlied  eines  einheitlichen  Statsorganismus  mit  die- 
sem verbindet.  Ebenso  wenn  der  Begierungsbeamte  an  syste- 
matischer, d.  h.  consequent  auf  Sturz  oder  Lähmung  der 
Begierung  gerichteter  Opposition  Theil  nimmt,  so  ist  das 
ein  Treubruch,  den  keine  Begierung  dulden  kann,  wenn  de 
nicht  an  innerm  Zwiespalt  zu  Grunde  gehen  will.^  Die  syste- 
matische Feindschaft  von  Begierungsbeamten  gegen  die  Leiter 
der  Begierung  (das  Ministerium)  ist,  auch  wenn  im  Einzelnen 
kein  Ungehorsam  vorliegt,  Auflösung  des  Treuverhältnisses  und 
führt  zur  Anarchie.  Nicht  die  abweichende  und  selbst  nicht  die 
feindliche  Gesinnung  ist  ein  Treubruch,  denn  diese  kann  das 
Individuum  in  sich  verschlieszen  und  dennoch  in  amtlicher  Stel- 

*  Washington  (in  der  Yorrede  Onisots  in  seinem  Leben,  I.  e. 
XXIII.) :  „So  lange  ich  die  Ehre  haben  werde,  die  öfTentUehen  Ange* 
legenheiten  zu  leiten,  werde  ich  nie  mit  Wissen  an  irgend  eine  wich* 
tige  SteUe  einen  Mann  setien,  dessen  politische  Maximen  mit  den  aU- 
gemeinen  Ansichten  der  Regierang  in  Widerspruch  sind.  Das  wir« 
meines  Erachtens  politischer  Selbstmord.^  Wie  lebhaft  auch  deutsche 
Statsminner  das  Uebel  empftmden  haben,  welches  dem  State  untreiie 
Beamte  bereiten,  seigt  folgende  leidenschaftliche  Aeusserang  des  Mini- 
sters Stein  (Leben  desselben  Ton  Perts  II,  S.  501):  «Der  Frechheit 
und  Verwilderung  in  der  Stimmung  besonders  des  grSssten  Theils  d«r 
dlTentUchen  Beamten  wird  nicht  anders  entgegengewirkt  werden  kftiuieB, 
als  durch  sehr  strenge  Mkssregeln,  plötsliche  Entsetsnngen,  Yerhaftwi» 
gen,  Verbannungen  nach  kleinen  Orten  der  Menschen  so  sich  bemtthen 
schädliche  Meinungen  su  Terbreiten  oder  die  Beschlllsse  der  Segi«VBg 
SU  untergraben.  ** 


DrHtai  OopIM.    Beohte  and  Yerpiliohtangen  der  Stotsbeamteii.     141 

hmg  Mine  Pflicht  in  weitestem  ümfiEUig  in  guten  Treuen  er- 
fldlen«  aber  die  amtliche  Bethfttigung  solcher  Gesinnung  ist 
es,  denn  dabei  kann  weder  die  nöthige  Harmonie  der  Statsge- 
walt  noch  ihre  Sicherheit  bestehen.  Ist  aber  der  Gegensatz 
twischen  der  üeberzeugung  des  Begierungsbeamten  und  dem 
Statsprindp  oder  der  politischen  Bichtnng  der  Begiemng  so 
schroff  und  unversöhnlich  geworden,  dasz  jener  sich  durch  sein 
Gewissen  gedrungen  fühlt,  seine  Feindschaft  durch  Wort  und 
That  zu  ftnszeni,  und  nicht  mehr  in  Treuen  diesem  State  zu 
ÜMien  und  seinen  Obern  sich  unterzuordnen  vermag,  dann 
kann  er  diesem  inneni  Conflict  der  üeberzeugung  und  der 
Amtstreue  als  ein  ehrlicher  Mann  schwerlich  anders  entgehen, 
als  indem  er  auf  ein  Amt  resignirt,  in  welchem  er  die  Treue 
nicht  halten  kann.  Selbständiger  in  dieser  Hinsicht  sind  die 
Justizbeamten  gestellt,  weil  ihre  Amtsfflhrung  nicht  politisch 
vnd  nicht  abhangig  ist  von  dem  Willen  der  Regierung. 

Eine  feinere  Wirkung  der  Treuverbindnng  der  Beamten 
flbtfhaupt  ist  es,  dasz  dieselben  ohne  die  Zustimmung  des 
Statsoberhanptes  nicht  zugleich  einem  fremden  State  die- 
nen, noch  Orden,  Pensionen  und  ähnliche  Auszeichnungen, 
welche  auf  eine  engere  Beziehung  zu  einem  auswärtigen  Für- 
sten oder  Lande  schlieszen  lassen,  annehmen  darf. 

8.  DasDienstgeheimnisz,  die  Amtsverschwiegen- 
heit, zu  welchen  die  Beamten  regelmäszig  verpflichtet  sind, 
ist  nicht  absolut  zu  verstehen,  sondern  nur  insoweit  zu  beach- 
tmi,  als  durch  Mittheilung  von  Thatsachen,  zu  deren  Eennt- 
nias  der  Beamte  in  seiner  amtlichen  Stellung  gelangt  ist,  dem 
State  oder  den  Individuen  Schaden  zugefügt  würde,  oder  als 
nidit  eine  h((here  Verpflichtung  dieselbe  nöthig  macht.  Eine 
pedantische  Ausdehnung  des  Geheimnisses  Aber  diesen  Bereich 
oder  gar  eine  böswillige  Ausbeutung  derselben,  um  verfiis- 
songs-  und  gesetzwidrige  Handlungen  zu  verbergen  und  eine 
frivole  Ausplauderei  sind  die  entgegengesetzten  Klippen,  die 
zu  vermeiden  sind. 


142    Siebentes  Baöh*    Der  Statsdienst  und  das  eid^ntliohe  Regiment. 

9.  Das  Interesse  an  der  Bewahrung  der  Öffentlichen  Ord- 
nung begründet  das  Recht  des  States  gegen  Beamte,  welche 
ihre  Pflicht  vernachlässigt  oder  verletzt  haben,  einzu- 
schreiten, und  die  nöthigen  Zwangsmittel  oder  Strafen 
zu  verhängen.  In  dieser  Beziehung  wird  zwischen  den  eigent- 
lichen Amtsverbrechen,  welche  der  strafgerichtlichen 
Verfolgung  und  Bestrafung  unterliegen,  und  andern  Amts* 
Pflichtverletzungen,  welche  dem  Disciplinarverfah* 
ren  anheim  fallen,  unterschieden.  Für  jene  ist  der  Stand- 
punkt der  öffentlichen  Gerechtigkeit  entscheidend,  für  diese 
die  Rücksicht  auf  die  Statswohlfahrt  überwiegend.  Der  all« 
gemeine  Gegensatz  von  Gericht  und  Polizeigewalt  kommt  hier 
zur  besondem  Anwendung.  Die  erstem  werden  nach  den  Nor- 
men der  gemeinen  Strafgesetze  und  in  den  Formen  des  ge- 
wohnten Strafprocesses  beurtheilt.  Nur  in  zwei  Beziehungen 
hat  die  Rücksicht  auf  die  Interessen  des  States  verschiedene 
Modificationen  hervorgerufen;  einmal  insofern  die  strafgericht- 
liche Verfolgung  eines  Amtsverbrechens  nach  französischem  Vor- 
bild an  die  Vorbedingung  einer  Anordnung  oder  Zulassung  einer 
höheren  Regierungsstelle  oder  einer  eigens  dafflr  ermächtigten 
Statsbehörde  geknüpft  ist,  also  nicht  durch  die  gewöhnlichen 
Gerichtsstellen  von  Amtswegen  eingeleitet  werden  darf,  und 
zweitens  indem  für  die  Beurtheilung  der  Beamten  zuweilen 
besondere  Gerichtshöfe  angewiesen  sind.^  Das  englische  Ver- 
fahren verwirft  beide  Modificationen,  schützt  aber  die  (aristo- 
kratischen) Beamten  durch  andere  Mittel  gegen  frivole  Aü- 
klagen.  ^ 

*  Bayerisches  Edict  übet  die  Terhftltnisse  der  Statsdiener  §.  IG. 
Die  prenszisohen  Verordnungen  Tom  10.  und  11.  Julius  1849  unter« 
•oheiden  zwischen  Amtsverbreohen  und  bloszon  Dienstyergehen,  und  ent- 
halten ausführliche  Yorschriften  Über  das  Disoiplinarrerfahren  in  den 
Fftlten  der  letzten  Oattung.  Die  erstere  bezieht  sich  auf  die  Dienstver- 
gehen der  Richter,  die  zweite  regelt  das  Verfahren  gegen  die  nichtrich- 
terlichen Beamten.  Vgl.  Doli  mann  Artikel  AmtsYcrbrechen  und  Amts« 
Tcrgehen  in  Bluntschli's  Deutschem  Stats Wörterbuch. 

*  Fischöl  Verfassung  Englands  S.  351.     Cox  Statseinrichtungen 
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Das  Disciplinaryerfahren  ist  ausgedehnter  und  hält  auch 
in  den  F&Ilen  die  Ordnung  des  Amtes  aufrecht,  wo  der  Straf- 
richter keinen  hinreichenden  Qrund  finden  kann,  in  dem  Be- 
amten den  Verbrecher  zu  erkennen.  Ein  reisprechendes  ür- 
theil  desselben  befreit  somit  den  Beamten  keineswegs  von  der 
Qefahr  einer  disciplinarischen  Ahndung  seines  den  öffentlichen 
Bedarfnissen  und  Pflichten  des  Amtes  widersprechenden  Be- 
nehmens. Das  Disciplinarverfahren  erstreckt  sich  auf  alle, 
auch  auf  die  geringsten  Dienstvergehen,  und  jede  Vernachläs- 
sigung der  Amtspflicht.  Ja  sogar  das  Privatbenehmen  des 
Beamten  auszerhalb  des  Amtes  ist  demselben  insofern  unter- 
worfen, als  dasselbe  auf  die  Ehre  und  das  Vertrauen,  deren 
der  Beamte  um  des  Amtes  willen  bedarf,  einen  nachtheiligen 
Einflusz  ftuszert.^ 

Die  Strafinittel  des  Disciplinarwegs  sind  entweder  blosze 
einfache  Ordnungsstrafen,  wie  die  Warnung,  der  Ver- 
weis, eine  beschränkte  Geldbusze  oder  Strafen,  welche 
die  Einstellung(Suspen8ion)  im  Amte,  die  Versetzung 
des  Beamten  auf  eine  andere  Stelle,  unfreiwillige  Ver- 
setzung in  den  Buhestand  oder  die  Entlassung  zur 
Folge  haben.  Zu  den  ersteren  sind  schon  die  vorgesetzten 
Behörden  gewöhnlich  ermächtigt,  ohne  ein  eigentliches  pro- 
cessualisches  Verfahren,  die  letztem  dagegen  treffen  ^uch  die 
Hechte  des  Beamten  so  schwer,  dasz  zum  Schutze  desselben 
vor  willkfirlicher  und  ungerechter  Verfolgung  processualische 
Beehtsmittel  unerläszlich  sind.  In  manchen  Staten  kann  die 
Strafe  der  Entlassung  sogar  nur  von  den  gewöhnlichen   (}e- 

Bn^kndi,  ftbenetst  Ton  Kflbne  S.  305.  Wie  schwer  ei  aueb  in  Eng^ 
knd  ist,  gegen  den  furchtbaren  Amtsmiszbranch  der  Maohthaber  eine 
Klage  mit  Erfolg  anEosteUen,  das  hat  neuerlich  die  Gesobiohte  der 
Uoterdrflckong  de«  Negeraufstandei  in  Jamaica  geieigt 

*  PrentsiBohe  Verordnung  ron  1849  §.1:  «Zu  diesen  Pfilohten 
(des  Beamten)  geb9rt,  dasz  der  Beamte  sich  durch  sein  Verhalten  in 
and  avsier  dem  Amte  der  Achtung,  des  Ansehens  und  des  Vertrauens 
beweise,  die  sein  Beruf  erfordert/ 
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richten  und  nur  die  der  Suspension  oder  V enetKong  nnd  Pen- 
sionirang  aach  von  hohem  Anfsichtsbeh/^rden  verhlngt  werden. 
Allein  die  ansschliessliche  Competenz  der  Gerichte»  welche 
zwar  wohl  bemfen  nnd  fthig  sind,  die  verbrecherieche  That 
eines  Beamten  wie  eines  Bürgers  zu  erkennen  und  zu  beur- 
theilen,  aber  immer  in  dem  Angeklagten  voraus  den  Menschen, 
nur  nebenher  anch  den  Beamten  sehen,  und  welche  auszer 
Stande  sind,  auch  die  statsrechüichen  Bedflrfhisse  des  Amtes 
in  ihrer  vollen  Macht  und  die  verderblichen  Wirkungen,  welche 
ein  ungehöriges  Benehmen  eines  Beamten  flllr  die  Einheit  nnd 
Harmonie  der  Statsgewalt  hat,  in  ihrem  vollen  üm&ng  zu 
fiberblicken  und  zu  ermessen,  ist  keineswegs  zu  büligen.  Wo 
dieselbe  angeordnet  ist,  da  hat  das  Interesse  des  jeweiligen 
Beamten  fiber  das  des  bleibenden  Amtes  und  des  States,  und 
in  Wahrheit  das  Privatrecht  fiber  das  Statsrecht  den 
Sieg  erfochten.  Nur  einem  Qerichtshofe,  welcher  schon  in 
seiner  Zusammensetzung  Garantie  dafür  darbietet,  dasz  er  auch 
die  statsrechüichen  Momente,  die  hier  in  Betracht  kommen, 
zu  würdigen  wisse,  kann  ohne  Schaden  für  den  Stat  eine  aus- 
schliessliche Competenz  far  solche  Fälle  eingerftumt  werden. 
Gibt  es  einen  solchen  nicht,  so  musz  den  hohem  Aufsichts- 
behörden das  Recht  verbleiben,  unwfirdige  oder  untaugliche 
Beamte  nöthigenfiills  aus  dem  Amte  zu  entfemen.^ 

*  Prenssiiohe   Yerordniing   Yom   11.  Julius   1849   §.   20:    ,Die^ 
Dienstentlasanng  mius  insbesondere  dann  erfolgen,  wenn  der  Beamte  die 
Pfliebt  der  Treue  Terletst,  oder  den  Mutb,  den  sein  Beruf  erfordert, 
niobt  betbätigt,  oder  sieb  einer  feindseligen  Parteinabme  ge- 
gen die  Statsregiemng  scbuldig  gemaeht  hat." 
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Viertes  CapiteL 

Ende  des  Statsdienstes. 

1.  Da  der  Beamte  um  des  Amtes  willen  ernamit  wird, 
nicht  dieses  um  der  Person  des  Beamten  willen  besteht,  so 
zieht  die  Aufhebung  des  Amtes  von  Rechtes  wegen  auch 
das  Ende  des  Beamtenverhftltnisses  fflr  das  Individuum  nach 
sich.  Ueber  die  Fortdauer  und  Art  des  Amtes  wird  nur  nach 
Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  entschieden.  Die  privat- 
rechtlichen Ansprüche  des  angestellten  Beamten  aber  auf  den 
Standesgehalt  werden  durch  die  statsrechtliche  Aufhebung  des 
Amtes  nicht  beseitigt.  Vielmehr  hat  derselbe  auch  nachher 
auf  80  lange  einen  Anspruch  darauf,  als  er,  hätte  das  Amt 
fortgedauert,  in  demselben  auch  ein  Recht  auf  die  Besoldung 
gehabt  hätte. 

2.  Wie  die  Freiheit  der  Annahme  oder  Ablehnung  eines 
Amtes  als  Regel  gut,  so  ist  auch  die  Freiheit  der  Resig- 
nation als  Regel  des  neueren  Statsrechtes  nun  anerkannt,  ob- 
wohl allerdings  aus  jener  nicht  ohne  weiters  auf  diese  ge- 
schlossen werden  kann,  denn  aus  der  Freiheit  eine  Verpflichtung 
auf  sich  zu  laden,  folgt  nicht  die  Freiheit,  eine  übernommene 
Verpflichtung  wieder  abzuschütteln.  Aber  wo  die  geistige 
Kraft  und  die  gemüthliche  Stimmung  des  Individuums,  die 
durch  Zwangsanstalten  nicht  nach  Belieben  erzeugt  werden 
können,  so  sehr  in  Betracht  kommen  wie  bei  den  öffentlichen 
Aemtem,  da  frommt  auch  eine  blosze  erzwungene  Fortsetzung 
des  Dienstes  dem  State  nicht.'    Wo  dagegen  schon   die   Au- 

*  Prenszisches  Landreeht  U.  10.  g.  95:  „Die  EntlaMnng  (auf 
Annioben  des  Beamten)  soU  nur  alsdann,  wenn  ein  erhebUcher  Naoh- 
Ihell  fAr  das  gemeine  Beste  zu  besorgen  ist,  Tersagt  werden.*^  Bayeri- 
lehes  Sdict  von  1818,  §.  22:  „Der  Statsdiener  kann  zu  jeder  Zeit, 
Oboe  aUe  HotiTirung,  seine  Entlassung  aus  dem  Statsdienste  nehmen. 
Et  verUert  in  diesem  FaUe  den  Standes-  und  Dienstesgebalt  mit  dem  Titel 
und  Fonctionszeicben/ 

B 1  •  B t •  a  h  1 1 ,  ftllf  am«lB«t  Statarceht.    U.  IQ 
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nähme  eines  Amtes  Bfirgerpflicht  ist,  da  ist  es  anch  die  Fort- 
setznng  des  Dienstes  wenigstens  während  einer  bestimmten 
Zeitperiode.* 

Die  Resignation  bewirkt  indessen  nicht  ohne  weiters  die 
Aoflösung  der  Amtspflicht.  Der  Beamte  darf  das  Amt  nicht 
nach  WiUkflr  verlassen,  das  wäre  Desertion.  Sie  ist  nur  ein 
zureichender  Qmnd,  um  die  Statsgewalt,  welche  das  Amt 
verliehen  hat,  zu  bewegen,  dasselbe  dem  Beamten  wieder  ab- 
zunehmen. Erst  die  Entlassung  also  von  Seite  des  Sta- 
tes befreit  denselben  von  der  Amtspflicht;  und  immerhin 
verbleibt  der  Oberbehörde  das  Recht,  nach  dem  öffentlichen 
Bedflrfhisse  den  Moment  der  Entlassung  näher  zu  bestimmen. 

Die  Entlassung  in  Folge  einfiicher  Resignation  des  B^ 
amten  hebt  die  aus  dem  Amte  hervorgehenden  Rechte,  sowohl 
die  politischen  als  die  privatrechtlichen,  auf. 

"  3.  Anders,  wenn  der  Statsdiener  berechtigt  ist,  die  Quies- 
cirung,  Inruhestandsetzung,  zu  verlangen.  In  diesem 
Falle  gehen  wohl  die  eigentlichen  politischen  Amtsbefugnisse 
ftlr  ihn  verloren,  nicht  aber  wieder  die  persönlichen  Ehren- 
vorzflge,  als  Titel  und  Rang,  noch  die  Ansprüche  auf  Besol- 
dung. Gewöhnlich  wird  das  Masz  der  Pension,  auf  welche 
derselbe  einen  Anspruch  hat,  je  nach  den  Dienst-  und  den 
Lebensjahren  stufenweise  bestimmt.  Jenes  Recht  wird  begründet 
theils  durch  hohes  Alter  (in  Deutschland  oft  70,  in  Belgien 
65  Jahre),  verbunden  mit  langem  Dienstalter  (30—40  Jahre), 
theils  durch  früher  eintretende  Dienstunfähigkeit,  z.  B.  wegen 
Krankheit.  Dasselbe  versteht  sich  indessen  nur  dann  von 
selbst,  wenn  durch  den  Statsdienst  selbst  das  Gebrechen  her- 
beigeführt worden,  welches  den  Beamten  unfähig  macht,  denn 
unter  dieser  Voraussetzung  ist  der  Stat  aus  allgemeinen  Rechts- 

'  Z.  B.  nacb  englisohem  Beoht  wird  der  Sheriff  (scire-gerefii),  der 
des  Amt  ein  Jahr  lang  rerwaltet  hat,  für  die  drei  nftohsten  Jahre  ron 
der  Yerpfliohtnng  frei,  dasselbe  in  flbemefamen«  Blackstone,  Comni. 
I.  9,  1. 
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grfinden  verpflichtet,  den  Schaden  zu  vergüten,  welchen  sein 
Beauftragter  in  Folge  der  Ausübung  seiner  aufgetragenen 
Pflicht  erlitten  hat.^ 

4.  Die  Frage,  ob  und  in  welchen  Fällen  ein  Beamter 
gegen  seinen  Willen  aus  dem  Amte  entlassen  werden 
könne,  ist  i;i  verschiedenen  Staten  in  neuerer  Zeit  verschieden 
beantwortet  worden.  In  Deutschland  wurde  schon  zur  Zeit 
des  deutschen  Beiches  unter  dem  Einflüsse  der  gelehrten  Ju- 
risten die  privatrechtliche  Seite  in  dem  Amte  zu  Gun- 
sten der  persönlichen  Sicherstellung  der  Beamten  mit  groszem 
Nachdrucke  hervorgehoben.  Das  Amt  galt  als  ein  in  der  Bö- 
ge] auf  Lebenszeit  verliehenes  Becht,  welches  von  der  Stats- 
gewalt  nicht  aus  Gutfinden  dem  Beamten  entzogen  werden 
dürfe.  Nur  durch  gerichtliches  Urtheil  sollte  derselbe  wegen 
Verletzung  seiner  Dienstpflicht  entsetzt  werden  dürfen.^  Es 
fehlte  zwar  nicht  ganz  an  Stimmen,  welche  darauf  hinwiesen, 
dasz  auch  eine  ehrenvolle  Entlassung  zuweilen  aus  Statsgrün- 
den  zu  reditfertigen  sei,  aber  gegen  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts wenigstens  breitete  sich  die  erstere  Meinung  immer 
mehr  aus,  und  es  wurde  dieser  Grundsatz  auch  in  manchen 
neuern  Verfassungen  wie  ein  Fortschritt  der  Freiheit  und  eine 
wichtige  Garantie  gegen  Regierungswillkflr  proclamirt,  theils 
in  Deutschland,  theils  in  neuerer  Zeit  auch  in  der  Schweiz, 
obwohl  da  die  meisten  Aemter  nur  periodisch  vergeben  werden. 

In  England  dagegen  hielt  schon  das  politische  Partei- 
leben das  Bewusztsein  wach,  dasz  das  Amt  vornehmlich  um 
des  States  und  nicht  um    des   Individuums   willen   gegeben 

^  Bei  Zaohariä  D.  St.  §.  142  sind  einige  Bestimmungen  in  deat- 
tehen  Ländern  zusammengestellt.  Ueber  Belgien  yergl.  Gesetz  vom 
31.  Jnl.  1844. 

*  Fflr  den  Reiohshoiratli  wurde  es  in  der  Wahlcapitulation 
von  1792  ausdracklich  ausgesprochen  §.  10:  ,|Auch  soU  kein  Relchshof- 
ratli  seiner  Stelle  anders  als  nach  Torhergegangener  rechtlicher  Oog« 
niilon  und  darauf  erfolgtem  Spruche  Rechtens  entsetzt  werden.^  Yergl. 
•neh  den  Reiohsdeputations-Hauptsohlusz  tou  1803,  §.  91. 

10* 
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Bei,  und  es  wurde  umgekehrt  alles  Oewicht  auf  die  politi- 
sche Bedeutung  des  Amtes  gelegt,  daher  der  Grundsatz  fest- 
gehalten, dasz  das  Statsoberhaupt  wie  das  Amt  zu  geben,  so 
auch  zu  nehmen  berechtigt  und  in  der  Freiheit  dieser  Befug- 
nisz  nicht  zu  beschränken  sei.  Nur  zu  Gunsten  der  Unab- 
hängigkeit der  Richter  wurde  eine  Ausnahme  von  diesem 
Princip  eingeführt.  Unter  Wilhelm  III.  wurde  zuerst  be- 
stimmt, dasz  die  Bichter  des  gemeinen  Rechts  nicht  wie  frü- 
her „durante  bene  placito"  sondern  «quamdiu  bene  gesserint,* 
d.  h.  auf  Wohlverhalten  ernannt  seien,  aber  auch  ihre  Ent- 
femung  wegen  Nichtwohlverhalten  dem  immerhin  statlichen 
Ermessen  des  EOnigs  und  des  Parlaments  vorbehalten.  ^  Auch 
das  nordamerikanische  Statsrecht  beruht  auf  diesen  Grund- 
sätzen. ^  Eben  so  waren  in  Frankreich  die  Regierungsbeam- 
ten von  alter  Zeit  her  willkürlich  entlaszbar,  und  nur  für  die 
Richter  die  Unabsetzbarkeit  schon  in  dem  sechzehnten  Jahr- 
hundert zur  Regel  erhoben. 

Thatsächlich  genieszen  indessen  auch  in  Frankreich  die 
Beamten  eine  ziemliche  Sicherheit  und  nur  die  Revolution 
oder  besonders  heftige  politische  Kämpfe  verlangen  zuweilen 
eine  Anzahl  Opfer.  ^ 

In  dem  deutschen  System  ist  zwar  eine  Uebertreibung 
der  privatrechtlichen  Rücksichten  unverkennbar,  aber  wenn  das- 
selbe davon  entkleidet  und  der  statsrechtliche  Gesichtspunkt 
nach  Gebühr  beachtet  wird,  so  hat  es  vor  dem  willkürlicheren 
System  anderer  constitutioneller  Staten  nicht  blosz  den  Vorzug, 
dasz  es  die  Privatexistenz  des  Statsdieners  sichert,  sondern 
ebenso  den,  dasz  es  auch  die  Ruhe  des  Statsorganismus  vor 
Parteiumtrieben  und  launischer  Gunst  oder  Ungunst  schützt 

*  Statut  13,  Will.  ni.  eh.  3.  Unter  Georg  IIL  wurde  anch  die 
frühere  Erlöschung  des  Richteramtes  durch  den  Tod  des  Königs  auf- 
gehoben. 

•  Vergl.  Story  m.  38,  §.  228. 

f  YtTien  ttad.  Admin.  L  260  f. 
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Allerdings  musz  als  Grundprincip  anerkannt  werden,  dasz 
das  Amt  Cor  den  Stat  da  ist,  und  dasz  geradeso  wie  der  Stat 
die  Aemter  in  seinem  Interesse  bestellt  und  übergibt,  er  auch 
berechtigt  sein  mnsz,  aus  Gründen  der  Statswohlfahrt 
einem  Beamten  das  Amt  zu  entziehen  und  einer  andern 
Person  zn  fibertragen.  Der  Natur  der  Sache  nach  steht  dieses 
Recht  znnächst  der  nämlichen  Person  zu,  welche  das  Amt 
zu  besetzen  hat,  somit  im  Zweifel  dem  Statsoberhaupt.  ^ 
Dasselbe  musz  auch  in  den  Staten  anerkannt  werden,  in  wel- 
chen die  Absetzung  nur  durch  die  Gerichte  ausgesprochen 
werden  kann,  soweit  nämlich  der  Entzug  des  Amtes  rein 
politische  und  nicht  auch  privatrechtliche  Folgen  hat.^ 

Diese  Regel  erleidet  indessen  Beschränkungen,  theils  im 
Interesse  einer  von  der  Regierung  unabhängigen  Rechtspflege, 
theils  im  Interesse  der  privatrechtlichen  Ansprüche  der  Be- 
amten auf  eine  gesicherte  Stellung.  In  der  erstem  Beziehung 
wird  in  den  Staten,  welche  auf  eine  freie  und  selbständige 
Rechtspflege  einen  Werth  legen,  in  neuerer  Zeit  meistens  der 
Grundsatz  anerkannt,  dasz  Richter  gegen  ihren  Willen  durch 
die  Regierung  weder  entlassen,  noch  anderswohin  versetzt, 
noch  anders  als  mit  Belassung  ihres  vollen  Gehalts  in  den 
Ruhestand  gelegt  werden  dürfen,  sondern  es  dafür  entweder 
wie  in  England  eines  Parlamentsbeschlusses,  oder  wie  in 
Deutschland  eines  gerichtlichen  ürtheils  bedürfe.*^ 

*  Es  ist  inconsequent,  wenn  in  Nordamerika  das  Recht  der  Ab- 
tetxang  von  Beamten  dem  Präsidenten  allein  auch  in  den  Fällen  aber- 
laesen  worden  ist,  wo  die  AnsteUung  auf  der  Mitwirkung  des  Senats  be- 
ruht   Oeseti  Ton  1789,  Story  III.  37,  §.  119.  Nun  seit  1868  geändert. 

*  Zachariä  §.  144.  Indessen  giebt  es  Staten,  welche  diesen  Grund- 
•ats  Terkennen  und  so  weit  gehen,  das  Recht  des  Beamten  auf  seine 
Amtsbefugnisse  als  ein  während  einer  gewissen  Zeit  aberall  nicht 
aus  OffenHiehen  Orfinden  entsiehbares  aufiufassen. 

^  Bayerische  Verf.  YUI.  $.3:  «Die  Richter  können  nur  durch 
einen  Rechtsspruch  Ton  ihren  Stellen  mit  Verlust  des  damit  Terbunde- 
nen  Oehaltes  entlassen  oder  derselben  entsetit  werden.*^  Belgische 
i»  100:  «I>er  Richter  werde  auf  Lebenszeit  ernannt.    Einllichter  kann 
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In  der  zweiten  Beziehung  sind  verschiedene  Fälle  zu  un- 
terscheiden. Das  Motiv  nämlich  zur  Entfernung  eines  Beam- 
ten kann: 

a)  in  einem  Verbrechen  desselben  liegen,  woraus  seine  mo- 
ralische ünwflrdigkeit    für  das  Amt   offenbar  wird; 

b)  in  der  erfahiiingsmäszig  hergestellten  moralischen 
üntauglichkeit  desselben,  indem  es  ihm  an  dem 
nöthigen  Fleisze  oder  an  dem  Muthe  gebricht,  dessen 
das  Amt  bedarf,  ohne  dasz  er  wirkliche  Verbrechen  be- 
gangen hat; 

c)  in  der  geistigen  Unfähigkeit  desselben,  die  Auf- 
gabe des  Amtes  zu  verstehen  und  die  erforderlichen 
Functionen  anf  eine  für  den  Stat  nützliche  Weise  zu 
vollziehen,  z.  B.  weil  er  das  Gedächtnisz  verloren  hat, 
blödsinnig  geworden  ist  u.  dgl. ; 

d)  in  äuszern  auszer  der  Person  des  Beamten  liegenden 
Verhältnissen,  welche  seine  Wirksamkeit  im  Amte  läh- 
men oder  ihn  des  erforderlichen  Vertrauens  berauben; 
ein  Fall,  der  in  Zeiten  aufgeregter  Leidenschaften  oder 
bei  Verwicklungen  mit  auswärtigen  Mächten  —  ich  er- 
innere an  die  Entlassung  des  Ministers  Stein  aus  Rück- 

nur  durch  einen  Urtheilsspmoh  seines  Amtes  beraubt  oder  für  eine  Zeit 
lang  entsetzt  werden.  Die  Yersetzung  eines  Richters  kann  nur  in  Folge 
einer  neuen  Ernennung  und  mit  seiner  BewiUigung  stattfinden.^  Spa- 
nische §.  66.  Portugiesische  §.  120—123.  Oesterreichische 
Yon  1849  $.  101:  „Kein  Yom  State  bestellter  Richter  darf  nach  seiner 
deflnitiyen  Bestellung,  ausser  durch  richterlichen  Spruch,  von  seinem 
Amte  zeitweilig  entfernt  oder  entlassen,  noch  auch  ohne  sein  Ansuchen 
an  einen  andern  Dienstort  überwiesen  oder,  in  den  Ruhestand  versetit 
werden.  Diese  letztere  Bestimmung  findet  jedoch  auf  Versetzungen  in 
den  Ruhestand,  welche  wegen  eingetretener  Dienstuntauglichkeit  nach 
den  Vorschriften  des  Gesetzes  erfolgen,  sowie  auf  jene  Yerftnderungen 
inl  Richterpersonale,  welche  durch  Aendemng  in  der  Einrichtung  der 
Gerichte  nothwendig  werden,  keine  Anwendung.*  Preuszisohe  §.  87. 
y,  [Die  Richter]  können  nur  durch  Richterspruch  aus  Gründen,  welche  die 
Gesetze  vorgeschrieben  haben,  ihres  Amtes  entsetzt  oder  zeitweise  ent- 
hoben werden.*' 
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sichten  auf  den  Kaiser  Napoleon  I.  —  selbst  bei  einem 
Beamten  eintreten  kann,  der  seine  Pflicht  vollständig 
erfallt  hat,  vieUeicht  gerade  deszhalb,  weil  er  es  gethan. 

In  dien  diesen  Fällen  mnsz  der  Stat  ein  Mittel  haben, 
dürßh  Entfernung  des  Beamten  sich  selber  vor  öffentlichem 
Schaden  zu  bewahren;  aber  nur  in  dem  ersten  unter  a)  sind 
die  Gerichte  geeignet,  nach  den  gewöhnlichen  Segeln  des 
Strafrechts  das  Urtheil  auszufällen.  Dieser  Fall  wird  daher 
mndi  mit  Becht  dem  ^richüichen  Verfahren  aUem  uhtniassen, 
und  an  die  gerichtliche  Entsetzung  der  Verlust  von  Titel, 
Rang,  Besoldung  und  Pensionsanspruch  als  nothwendige  Folge 
geknfipft. 

Der  zweite  Fall  unter  b)  eignet  sich  mehr  zu  dem  Dis- 
ciplinarverfahren,  welches  nicht  nothwendig  und  nicht 
im  öffentlichen  Interesse  den  gewohnten  Gerichten  zugetheilt 
wird,  obwohl  allerdings  dafür  gesorgt  sein  musz,  dasz  der 
Beamte  sich  frei  vertheidigen  dflrfe.  Je  nach  der  gröszem 
oder  geringem  Verschuldung  ist  denn  hier  die  Entlassung 
ohne  nachtheilige  Folgen  für  die  bürgerliche  Ehre  und  die 
übrigen  politischen  Bechte  des  Entlassenen,  aber  mit  dem 
Verlust  aller  aus  dem  Stat  hervorgehenden  persönlichen  An- 
sprüche auf  Besoldung  —  oder  die  Quiescirung  mit  einem 
iea  Verhältnissen  gemäszen  Buhegehalte  auszusprechen.  Es 
ist  klar,  dasz  der  Begierung  für  diese  freiere  Hand  gelassen 
werden  musz,  als  für  jene,  indem  dieselbe  die  privatrecht- 
Kchen  Ansprüche  des  Beamten  nicht  verletzt,  sondern  zunächst 
nur  seine  öffentliche  Stellung  afficirt. 

Der  dritte  Fall  unter  c)  rechtfertigt  die  Quiescirung, 
in  der  Regel  aber  nicht  die  Entlassung,  weil  hier  nicht 
eine  Verschuldung  des  Beamten,  sondern  nur  ein  geistiger 
Mangel  die  Entfernung  veranlaszt. 

Der  vierte  Fall  endlich  d)  begründet  entweder  die  Quies- 
cirung oder  die  Versetzung  auf  einen  andern  Posten  von 
wesentlich   derselben  Beschaffenheit   unter   Beibehaltung   des 
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gleichen  Banges  und  voller  Besoldung.  In  beiden  letztern 
Fällen  sprechen  allgemeine  Bechtsgründe  dafür,  dasz  die  höhern 
Oberaufsichtsbehörden  die  Sachlage  prüfen  und  das  Nöthige 
einleiten,  und  da  wo  die  Anstellung  von  dem  Statsoberhaupte 
ausgeht,  jedenfalls  nicht  ohne  Outheiszung  und  Befehl  des 
Statsoberhauptes  die  Entfernung  ausgesprochen  werde. 

Eine  blosz  willkürliche  Entfernung  nach  Gutdünken  der 
Begierung  ohne  Motive  und  ohne  dem  Beamten  die  Gelegenheit 
zu  vcindialten  seine  Interessen  zu  wahren,  wird  zwar  noch  in 
manchen  neuern  Staten  geübt,  widerspricht  aber  den  Erforder- 
nissen eines  wohlgeordneten  Beamtenwesens. 

5.  Eine  blosz  vorübergehende  Einstellung,  Sus- 
pension des  Beamten  kann  zur  Strafe  verhängt  oder  nur  als 
einstweilige  Maszregel  durch  ein  öffentliches  Bedürfnisz 
gerechtfertigt  werden.  In  jenem  Falle  kann  diese  Strafe  in 
Folge  des  Strafverfahrens  durch  das  Gericht  oder  in  Folge 
des  Disciplinarverfahrens  durch  die  competente  Oberaufsichta- 
behörde  ausgesprochen  werden.  Siehenmit  die  amtliche  Wirk- 
samkeit des  Beamten,  und  zieht  gewöhnlich  auch  den  Verlust 
der  Besoldung  für  die  Zwischenzeit  oder  wenigstens  eines 
Theils  der  Besoldung  nach  sich. 

Als  provisorische  Maszregel  kann  dieselbe  schon  durch 
das  Gesetz  zum  Voraus  für  gewisse  Fälle  angeordnet  sein, 
z.  B.  als  Folge  der  Versetzung  in  den  Anklagezustand  wegen 
eines  Verbrechens.  Sie  kann  aber  auch  aus  andern  Gründen 
im  einzelnen  Falle  durch  die  Oberaufsicht  getroffen  werden, 
namentlich  auch  da,  wo  das  Institut  der  Quiesdrung  nicht 
anerkannt  ist,  um  einen  verhaszt  gewordenen  Beamten  einst- 
weilen der  gegen  ihn  erregten  Leidenschaft  zu  entziehen.  Wo 
dieselbe  nicht  als  Strafe  zu  betrachten  ist,  da  dürfen  die  pri- 
vatrechtlichen Ansprüche  des  Beamten  demselben  auch  nicht 
entzogen  werden.  Freilich  folgt  daraus  nicht,  dasz  er  das 
Becht  auf  vollen  Gehalt  beibehalte,  denn  nur  ein  Theil  des- 
selben hat  einen  privatrechtlichen    Grund,  wohl   aber,  dasz 
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das  Becht  auf  den  Siandesgehalt  ihm  unversehrt  bleibe.  Auch 
wenn  er  w&hrend  der  Untersuchung  wegen  eines  Verbrechens 
BQspendirt  worden  Ist,  dauert  vorläufig  dieser  Anspruch  fort, 
vorbehalten  die  gerichtliche  Einbehaltung  des  Gehaltes  zur 
Sicherung  fdr  Entschädigungsforderung  und  Busze  wegen  des 
Vergehens,  dessen  der  Beamte  beschuldigt  ist.  Erst  das  Straf- 
artheil selbst  aber  zerstört  für  die  Zukunft  den  Anspruch  auf 
Besoldung.  ^^ 


FtLnftes  Gapitel. 

Daa  Statsministeriom. 

1.  Die  Minister  dienen  dem  Statsoberhaupt,  um  das- 
selbe in  den  verschiedenen  Bichtungen  seiner  statlichen  Func- 
tionen zu  unterstützen.  In  der  constitutionellen  Monarchie  ist 
der  König  bei  allen  eigentlichen  Statshandlungen  an  die  Mit- 
wirkung des  betreffenden  für  diese  Handlung  verantwortlichen 
Ministers  gebunden.  Aber  auch  in  der  Republik,  an  deren 
Spitze  ein  Präsident  steht,  bedarf  dieser  regelmäszig  der  Mit- 
wirkung von  Ministem  oder  Statssecretären.  Nur  hat  er  die- 
sen gegenüber,  da  er  die  Verantwortlichkeit  in  Person  auf  sich 
nimmt,  eine  noch  freiere  Stellung. 

Die  Minister  sind  aber  nicht  blosze  Diener  des  Statshaup- 
tes  and  keineswegs  verpflichtet  alle  seine  Befehle  oder  Wünsche 
aaszufflhren.  Sie  haben  vielmehr  selbständig  als  leitende 
Statsmänner  und  Statsdiener  zu  prüfen,  was  dem  Hechte  gemäsz 
and  dem  State  nützlich  sei  und  ihre  Ueberzeugung  auch  ge- 
genüber dem  Statshaupte  zu  vertreten. 

Die    Harmonie    der    Grundansicht   zwischen  König   und 

^  YgL  Zaohariä  §.  145  gegen  Heffter. 
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Ministern  ist  eine  Bedingung  der  Wirksamkeit  der  Begierong. 
Deszhalb  hat  der  König  die  freie  Wahl  der  Minister  und  es 
darf  ihm  keine  Person  als  Minister  anfgedrongen  werden,  zu 
der  er  kein  Yertranen  fassen  kann.  Deszhalb  kann  aber  auch 
Niemand  genöthigt  werden,  Minister  zu  werden  oder  zu  blei- 
ben, wenn  er  seinerseits  kein  Vertrauen  zu  dem  Stat«haupt 
hat.  Das  wechselseitige  Vertrauen  braucht  übrigens  keine 
familiäre  Intimität,  keine  persönliche  Freundschaft  zu  sein. 
Es  genügt  das  politische  Vertrauen  des  Königs,  dasz  diese 
Minister  im  gegenwärtigen  Moment  sich  zu  der  Leitung  der 
Statsangelegenheiten  eignen  und  der  Minister,  dasz  der  König 
sie  in  ihrer  Handlungsweise  gewähren  lasse  und  ihnen  seine 
Unterstützung  nicht  vorenthalte. 

2.  Die  Eintheilung  der  Geschäfte  je  nach  ihrer  Art  und 
Bichtung  kann  verschieden  bestimmt  werden.  Gut  aber  ist 
es,  wenn  jeder  umfassende  Geschäftskreis  in  einem  Minister 
seine  Vereinigung  und  Oberleitung  findet,  denn  jeder  erfordert 
die  Hingebung  und  die  Geisteskraft  eines  ganzen  Mannes. 
Die  regelmäszigen  Departemente  sind : 

a)  das  Aeuszere,  wohin  alle  diplomatischen  Verhand- 
lungen mit  und  alle  Beziehungen  zu  fremden  Staten  in  Bun- 
desstaten und  Statenbünden  überdem  auch  die  organischen 
Verhältnisse  zu  dem  Bundeskörper  und  zu  den  verbündeten 
Staten  gehören; 

b)  das  Innere,  den  ganzen  innern  Organismus  und  alle 
Regierungsthätigkeit  nach  Innen  umfassend,  so  weit  nicht  ein- 
zelne, besonders  wichtige  Geschäftszweige  eigene  Ministerien 
erfordern ; 

c)  das  Kriegsministerium  fQr  die  militärischen  Ein- 
richtungen und  Functionen  des  States; 

d)  das  Polizeiministerium  für  die  Handhabung  der 
Polizeigewalt  des  States,  zuweilen  auch  mit  dem  Justizmini- 
sterium verbunden,  zuweilen  als  eine  blosze  ünterabtheilung 
des  Ministeriums  des  Innern  behandelt ; 
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e)  das  Justizministerium  fflr  den  Antheil  an  der 
Rechtspflege,  welcher  dem  Statsoberhaupte  ?erblieben  ist; 

f)  das  Finanzministerium  für  die  Ausübung  der  Fi- 
nanzhoheit und  die  Finanzverwaltung ; 

g)  das  Cultüsministerium  fttr  die  Beziehungen  des 
States  zur  Religion,  zu  den  Kirchen  und  Sekten,  zur  Wis- 
senschaft und  Kunst  und  fflr  das  gesammte  Schulwesen; 

h)  die  Ministerien  für  öffentliche  Arbeiten,  Land- 
wirthschaft,  Handel  und  Gewerbe,  um  der  Wichtigkeit 
dieser  Zweige  willen  fflr  das  neuere  Statsleben  öfter  aus  dem 
Ministerium  des  Innern  und  der  Finanzen  ausgeschieden. 

In  der  Republik  werden  diese  Geschäftskreise  zuweilen 
durch  Collegien,  R&the  verwaltet,  der  demokratischen 
Neigung  gemftsz,  welche  gegen  die  individuelle  Concentrirung 
der  Autorität  und  idacht  misztrauisch  ist. 

Das  Preus zische  System  besteht  in  einer  Verbindung 
der  individuellen  Leitung  der  Minister  mit  der  collegisr 
len  Berathung  und  Abstimmung  durch  die  Räthe  des  Mini- 
steriums. 

3.  In  dem  Statsoberhaupt  finden  alle  Ministerien  wieder 
ihre  höhere  Einigung.  Daraus  folgt,  dasz  der  Monarch 
oiit  jedem  Minister  in  unmittelbarem  Verkehr  bleiben 
musz.     Aber  auch  unter  den  Ministem  selbst  ist  Einver- 

■ 

ständnisz  in  der  Hauptrichtung  der  Politik  in  hohem  Grade 
wünschenswerth.  Es  besteht  eine  natflrliche  Wechselwirkung 
der  verschiedenen  statlichen  Thätigkeiten  auf  einander,  und 
es  ist  unvermeidlich,  dasz  die  Maszregeln,  die  ein  Minister 
einleitet,  auch  hinwieder  Einflusz  haben  auf  die  Anordnungen 
dee  andern.  Daher  ist  die  Institution  eines  Gesammtmini- 
steriums,  welches  die  Minister  unter  sich  verbindet  und  in 
wichtigen  Fällen  zu  gemeinsamen  Berathungen  fflhrt,  vorzflg- 
licher,  als  wenn  die  Einzelnminister  nur  in  dem  Statsober- 
haupte geeinigt  werden,  einander  aber  fremde  gegenflber  ste- 
hen.   Die  Harmonie  des  Gesammtministeriums  vermehrt  seine 
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Stftrke,  sowohl  in  dem  Yerhältnisz  zu  dem  Könige  als  in  dem 
zu  dem  Volke  und  den  Kanmiern.  Aber  es  darf  diese  Ein* 
heit  desselben  nicht  so  sehr  angezogen  werden,  dasz  sie  die 
höhere  Einheit  in  dem  Könige  und  dessen  Macht  gewisser- 
maszen  ersetzt  und  dadurch  aufhebt.  Sie  darf  weder  den 
unmittelbaren  Verkehr  des  Königs  mit  den  einzelnea^Ministem 
unterbrechen  und  hemmen,  noch  denselben  verhindern,  einen 
einzelnen  Minister  zu  entlassen,  ohne  deszhalb  das  ganze  Mi- 
nisterium umzugestalten. 

An  der  Spitze  des  Gesammtministeriums  steht  der  Mini- 
sterpräsident.  Der  practische  Sinn  der  Engländer  zieht 
es  vor,  das  Präsidium  mehr  aus  formellen  Motiven  mit 
einer  Person  zu  besetzen,  die  sich  eher  durch  ihre  sociale 
Stellung,  äuszeren  Bang  und  Autorität  auszeichnet,  während 
andere  Nationen  häufig  den  wirklichen  Chef  der  Regierungs- 
politik mit  dieser  Stellung  betrauen.  Das  erstere  System  hat 
den  doppelten  Vorzug,  dasz  es  auf  der  einen  Seite  die  Eifer- 
sucht des  Monarchen  weniger  reizt,  und  dasz  es  auf  der  an- 
dern den  leitenden  Minister  den  Pfeilen  seiner  politischen  Gegner 
weniger  blosz  stellt,  ohne  die  reale  Macht  desselben  zu  schwä- 
chen. *  Aber  das  letztere  System  sichert  in  höherem  Grade 
die  Einheit  und  Energie  innerhalb  des  Ministeriums  und  ent- 
spricht mehr  der  Wahrheit  der  Verhältnisse. 

4.  Der  Minister  bringt  seine  Vorschläge  an  den  Kö- 
nig zur  Sanction,  und  contrasignirt  die  Verffigung, 
welche  der  König  anordnet.  Dem  Statsoberhaupt  steht  das 
Recht  zu,  den  Vorschlag  frei  zu  prüfen,   zu  diesem  Zwecke 

^  Friedrich  der  Grosse  sprach  sich  darüber  im  AntimachiaTell 
C.  22.  so  aus:  „Le  Roi  qai  a  assez  de  sant6,  des  organes  en  m^me  tems 
assez  yigoureux  et  assez  d^li^s  pour  soutenir  le  penible  trayail  du  Gabi- 
net,  manqae  k  son  deroir  s^il  se  donne  iin  premier  ministre ;  inais  je  crois 
qii*uii  Prinoe,  qui  n*a  pas  ses  dons  de  la  nature,  se  manque  k  lui-mime 
et  k  son  peupie,  s'il  n'emploie  pas  tout  se  qu^il  a  de  raison  k  cholsir 
un  homme  sage  qui  porte  le  fardeau  dont  le  poids  seroit  trop  fort  poor 
0on  maitre/ 
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aach  Rath  einzuholen,  wo  er  es  für  gut  findet,  und  nach  eige- 
nem Ermessen  entweder  zn  genehmigen  oder  abzulehnen. 
Die  Ablehnung  in  einzelnen  Fällen  ist  noch  nicht  ein  Grund 
für  den  Minister  zurück  zu  treten.  An  und  für  sich  liegt 
darin  keinerlei  Misztrauen  gegen  den  Minister  und  seine  Wirk- 
samkeit. Nur  wenn  sich  bei  solcher  (relegenheit  ein  so  groszer 
und  andauernder  Zwiespalt  der  Gesinnung  offenbart,  dasz  ein 
EiuTerst&ndnisz  in  der  Hauptrichtung  der  Begierungspolitik 
nicht  mehr  vorhanden  noch  herzustellen  ist,  dann  wird  dieser 
Conflict  nicht  anders  zu  lösen  sein,  als  durch  die  Entlassung 
des  Ministers,  sei  es  dasz  der  König  von  sich  aus  dieselbe 
▼erf&gt,  oder  der  Minister  sie  begehrt.  Beiden  Personen  musz 
dieselbe  jederzeit  frei  stehen. 

Der  König  ist  indessen  nicht  gehalten  abzuwarten,  ob  der 
Minister  einen  Vorschlag  an  ihn  bringt.  Er  kann  demselben 
auch  den  Auftrag  geben,  ihm  einen  Antrag  auszuarbeiten  und 
znr  Genehmigung  vorzulegen,  und  ihm  seine  vorläufige  Mei- 
nung und  seinen  Willen  eröffnen.  Auf  der  andern  Seite  ist 
es  die  Pflicht  des  Ministers,  seine  eigene  Ueberzeugung  hin- 
wieder dem  König  zu  offenbaren,  vor  verkehrten  oder  unge- 
rechten Maszregeln  zu  warnen,  und  nöthigenfalls  seine  Mit- 
wirkung bei  der  Vollziehung  zu  versagen. 

Wflnschenswerth  ist  es,  dasz  der  König  in  den  täglichen 
kleinem  Geschäften,  die  nicht  von  höherer  politischer  Bedeu- 
tung sind,  die  Minister  in  der  Kegel  gewähren  lasse,  und  nur 
ausnahmsweise,  insbesondere  um  die  Minister  vor  Schlendrian 
oder  Willkflr  zu  bewahren,  oder  aus  andern  Gründen  einen 
thfttigeren  Antheil  nehme.  Dagegen  ist  es ,  soll  die  Monarchie 
eine  Wahrheit  sein,  nöthig,  dasz  er  die  grosze  Politik,  den 
Innern  Zusammenhang  der  Begierungsmaszregeln  und  den  Zweck 
der  allgemeinen  Statswohlfahrt  ohne  Unterlasz  sorgfältig  und 
selbständig  beachte,  und  auf  dieselbe  auch  je  nach  seinen  in- 
dividoellen  Kräften  selbstthätig  einwirke,    obwohl    in   steter 
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Yerbindimg  mit  seinen  Ministern.  Es  darf  nicht  der  eine 
heimlicb  wider  den  andern  handeln.* 

^\  ^Aiiftr  wirkliche  Begieningsact,  den  das  Statsober- 
haupt  erlftszt,  bedarf  zu  seiner  formellen  Oflltigkeit  der  Con- 
trasignatnr  des  betreffenden  Ministers.  In  Folge  derselben 
hat  er  denn  die  Verantwortlichkeit  dafür  zu  übernehmen, 
und  es  dient  ihm  in  keiner  Weise  zur  Entschuldigung,  wenn 
er  sich  auf  den  Willen  des  Oberhauptes  beruft.  Er  darf  sich 
nicht  hinter  dieses  flüchten,  sondern  hat  die  Maszregel,  so  weit 
ihre  Verantwortlichkeit  zur  Sprache  kommt,  als  seine  eigene 
zu  vertreten,  so  weit  sie  aber  der  formellen  Autorität  bedarf 
und  wohlthfttig  wirkt,  als  Handlung  des  Oberhauptes 
darzustellen. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Ministers  hat  verschiedene 
Formen: 

a)  vor  der  öffentlichen  Meinung,  die,  besonders  wo 
die  Presse  frei  ist,  den  Minister  mit  tausend  Augen  scharf 
beobachtet.  Jeder  seiner  Schritte  ist  der  Kritik,  häufig  einer 
bittem  und  feindlichen  ausgesetzt.  Die  ünverantwortlichkeit 
des  Statshauptes  deckt  ihn  nicht;  und  es  hilft  ihm  nichts, 
wenn  der  Fürst  erklärt,  der  Minister  habe  in  seinem  Geiste 
und  nach  seinen  Befehlen  gehandelt. 

b)  Vor  den   Kammern,    welche  den  Beschwerden 

'  Brief  der  EOnigin  Victoria  im  Sommer  1850,  bei  Oelegenheit  der 
griechischen  Frage  dem  Parlament  im  Februar  1852  mitgetheilt:  „Die 
Königin  reriangt,  dasi  Lord  Palmerston  deutlich  angebe,  was  er  in 
einem  gegebenen  FaU  yorschlägt,  damit  die  KOnigin  ebenso  dentlich 
wisse  wozu  sie  ihre  königliche  Sanction  ertheilt  Zweitens,  nachdem  sie 
einmal  ihre  Sanction  in  einer  Maszregel  gegeben,  darf  diese  nicht  will* 
kfirlloh  Ton  dem  Minister  abgeändert  oder  modifioirt  werden.  Eine 
solche  Handlang  müszte  sie  als  einen  Mangel  an  AoArichtigkeit  gegen 
die  Krone  betrachten  und  sofort  kraft  ihres  yerfassungsmässigen  Sechts 
einen  solchen  Minister  entlassen«  Sie  erwartet  ron  dem  was  Bwisehea 
dem  ersten  Lord  der  Schatzkammer  und  dem  Minister  des  Auswirtigen 
TOrgeht,  ehe  man  auf  diesen  Verkehr  wichtige  Entscheidungen  basirt, 
in  Kenntnisz  gesetzt  zu  werden,  femer  die  auswärtigen  Depeschen  und 
die  Entwürfe  der  Antworten  darauf  bei  guter  Zeit  Torgelegt  zu  erhalten.  ** 
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Aber   die  Begiernng  einen  legalen  Ausdruck  zu   geben,  und 
diese  auch  an  den  Monarchen  asn  bringen  berechtigt  und  be-' 
rufen  sind.    Ihnen  steht  es  zu,  den  Ministern  gegenüber  auch 
ihr  Misztrauen  auszusprechen. 

Da  es  immerhin  ein  groszes  üebel  fflr  den  Stat  ist,  wenn 
die  Minister  in  der  Mehrheit  der  Kammern  kein  Vertrauen 
haben,    indem    um  dieses  Mangels  willen  manche  yielleicht 
wohlth&tige  Maszregel  unterbleiben  musz,  weil  die  Kammern 
ihre  Zustimmung  dazu  einem  verhaszten  Ministerium  nicht  ge- 
ben wollen,  so  ist  es  sehr  erklärlich,  wenn  ein  entschiedenes 
MisztrauensYotum  die  Minister  bestimmt,  ihr  Amt  in  die  Hand 
des    Statsoberhauptes   aufzugeben.     Aber  ein   statsrechtliches 
Oeseta  ist  das  nicht;  und  für  jeden  Stat  kann  es  Zeiten  und 
Verhältnisse  geben,    welche  ein   Verharren   der  Minister   in 
ihrem  Amte  fordern,   ungeachtet  sie  vielleicht  für  einige  Zeit 
nur  eine  Minderheit  der  Kammern  für  sich  haben.    Sogar  in 
England,   welches  sich  dem  System   der  Parlamentsregierung 
ans  historischen  Gründen   mehr  zuneigt,  als   das  Wesen   der 
oonstitutionellen   Monarchie   erfordert   oder  yielleicht  erträgt, 
und  wo  die  Minister  übungsgemäsz  bald  bereit  sind,   sobald 
sie  im  Parlament  einzelne,  zuweilen  nicht  bedeutende.  Schlap- 
pen erleiden,  auf  ihr  Amt  zu  resigniren,  hat  doch  schon  mehr 
als  ein  Minister,  z.  B.  der  grosze  Pitt,  längere  Zeit  gegen 
ein  feindlich   gesinntes  Unterhaus  die  Zügel  der  Regierung 
festgehalten.^    In  England   aber  hat  diese   üebung  weniger 
Bedenken,  als  auf  dem  Continent,  theils  weil  dort  der  Reich- 
thum  an  Statsmännem,  welche  das  Vertrauen  des  Königs  ver- 
dienen und  zugleich  das  der  Parlamenthäuser  haben,  gröszer 

'  Dm  Unterhaui  richtete  damals  eioe  Adresse  an  den  Kdnig:  „dasx 
die  Fortdaner  einer  Terifaltung,  welche  das  Vertrauen  der  Vertreter 
des  Yolks  nicht  besitse,  dem  Statswohle  naohtlieilig  sein  mflsse.'*  Aber 
•ehliesslich  gewann  Pitt  doch  das  Vertrauen  des  Volks  und  die  neuen 
Wahlen  venohafften  ihm  eine  Majorität.  Brsk.  May,  Verf.-Gesch.  I. 
56  t. 
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ist,  theÜB  wefl  der  Stat  auf  der  festen  Orondlage  einer  mich- 
^tigen  Geistes*,  Vermögens-  und  Adelsaristokratie  beruht,  die 
nm  ihrer  Interessen,  ihrer  Sitten  und  ihrer  Oberlieferten  Ein« 
sieht  willen  jede  maszlose  Opposition  sehent.^  In  den  roma- 
nischen und  germanischen  Staten  des  Continents  aber,  die 
noch  nicht  zu  einer  festen  und  sichern  Buhe  gelangt  sind,  wo 
auch  die  demokratischen  Elemente  eine  gröszere  Gewalt  haben, 
kann  es  noch  öfter  Pflicht  der  Minister  sein,  einstweilen  noch 
auszuharren,  obwohl  sich  eine  Majorität  gegen  sie  erklärt  hat. 
Hätte  Graf  Bismarck  nicht  während  Jahren  dem  Misz trauen 
und  der  Abneigung  auch  der  Preuszischen  Volksvertretung 
widerstanden,  so  hätte  er  den  Preuszischen  Stat  nicht  zu  den 
Erfolgen  des  Jahres  1866  führen  und  die  nationale  Neugestal- 
tung Deutschlands  nicht  grOnden  können.  Auf  die  Dauer  aber 
kann  keine  Regierung  die  Zustimmung  der  Volksmehrheit  enir 
bohren. 

Der  normale  Zustand  nämlich  ist  der,  dasz  Männer 
als  Minister  die  Geschäfte  leiten,  welche  zugleich  das  Ver- 
trauen der  EjTone  und  beider  Kammern  besitzen. 

c)  Auf  eine  Statsklage  vor  dem  Statsgericht.  In 
den  einen  Staten  steht  jene  jeder  Kammer  für  sich  allein, 
in  andern  der  einen  Volkskammer,  in  andern  nur  beiden  Kam- 
mern vereint  zu.  Unter  der  letzten  Voraussetzung  wird  die 
Wirksamkeit  der  Klage  sehr  beschränkt.  Ebenso  verschieden 
ist  die  Frage  beantwortet,  wem  das  Gericht  in  solchen  Kla- 
gen gebühre,  ob  dem  Oberhause  oder  einem  besondern  Stats- 
gerichtshof.^ 

6.  Die  politische  Verantwortlichkeit  der  Minister  ist 
eine  andere  als  die  juristische.  Wo  jene  ausgebildet  ist, 
da  ist  auch  wegen  Miszregierung  eine  Klage  zulässig. 
Diese  dagegen  rechtfertigt  nur  dann  eine  Klage,  wenn  der 
Minister  die  bestehende  Rechtsordnung  (Verfassung  oder  Ge- 

«  Vgl.  Rob.  T.  Mohl,  Gesoh.  und  Literat,  d.  Statswisa.  II.  8. 160. 
•  Oben  Bach  V.  Cap.  11  und  Cap.  12. 
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setze)  verletzt  and  ein  Vergehen  verübt  hat.  Jene  tritt  in 
zUen  Fällen  ein,  wo  der  Minister  sich  unfähig  zeigt,  die  Be- 
gierong  in  einer  far  die  Statswohlfahrt  dienlichen  Weise  zu 
fQhren,  auch  wenn  er  unzweckmäszig  handelt,  diese  nur 
wenn  er  Unrecht  thut.  Da  ein  Stat  auch  ohne  Verfassung»- 
ond  Bechtsbruch  zu  Qrunde  gerichtet  werden  kann,  und  da 
ein  Oeschäftsfflhrer  nach  natürlichem  Becht  nicht  xblosz  fflr 
eine  treue  sondern  ebenso  fttr  eine  zweckmäszige  Oeschäfts* 
leitong  verantwortlich  ist,  so  musz  es  auch  ein  Bechtsmittel 
geben  einen  statsverderblichen  Minister  vom  Amt  zu  entfernen. 

In  Schweden  ist  auf  diese  zwiefache  Beziehung  der  Ver- 
antwortlichkeit in  dem  Organismus  selbst  Bücksicht  genom- 
men; Die  Klage  wird  in  beiden  Bichtungeu  von  dem  Bureau 
der  Stände  eingeleitet.  Aber  wegen  Miszregierung  geht  die 
Beschwerde  an  die  Stände,  wegen  eines  Verfassungs-  oder 
Bechtsbruchs  durch  Vermittelung  des  Statsanwaltes  an  den 
obersten  Gerichtshof.  Die  Stände,  wenn  sie  die  Beschwerde 
gegründet  finden,  haben  das  Becht,  die  Entfernung  des  ange- 
klagten königlichen  Bathes  oder  Statssecretärs  dem  Könige 
zu  empfehlen;  und  da  es  Statsgesetz  ist,  dasz  die  Bäthe 
des  Königs  fthig,  erfahren,  rechtschaffen  und  im  Besitz  der 
öffentlichen  Achtung  sein  sollen,  so  ist  es  nun  klar,  dasz  einem 
wegen  Miszregierung  verurtheilten  Bathe  die  letztere  Eigen- 
schaft fehlt,  er  mithin  nicht  länger  im  Amte  bleiben  darf. 
Der  Statsgerichtshof  aber  urtheilt  über  die  Schuld  nach  Kechts- 
gmndsätzen,  und  bestimmt  die  gesetzliche  Strafe.* 

Nach  dem  englischen  System  findet  eine  solche  Tren- 
Bnng  der  verschiedenen  Bichtungen  der  Verantwortlichkeit  nicht 
statt,  sondern  das  Oberhaus  urtheilt  auf  die  Klage  des  Unter- 
hauses über  alle  Beschwerden  gegen  die  Minister  zugleich, 
seien  diese  nun  mehr  von  politischer,  oder  mehr  von  juristischer 

*  Lindblad  in  d«r  Revue  ^tran^^re  et  fran^aise  ton  Foelix  III. 
{.5a    Sohwediaohe  Terf.  Ton  1809  §.  109,  107. 

BUattehll,  aUfta^biM  Stoteroeht.  11.  H 


n 
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Natur.  Eine  genaue  Beschränkung  der  Fälle,  in  welchen  die 
Anklage  zulässig  sei  und  eine  Bestrafung  einzutreten  habe, 
ein  Yerantwortlichkeits-  und  Strafgesetz  haben  die  Engländer 
nie  fQr  wünschenswerth  gehalten,  sondern  es  vorgezogen,  in 
jedem  Falle  nach  dem  Statsbedorfnisse  zu  verfahren.  ^  In 
frühem  Jahrhunderten  hart  bis  zur  Grausamkeit,  ist  ihre 
Praxis  milder  und  humaner  geworden.  Ich  betrachte  es  als 
eine  Vervollkommnung  dieses  Systems,  wenn  in  Nordamerika 
der  Senat  zwar  auch  die  politische  und  die  .strafrechtliche 
Seite  der  Klage  zugleich  verhandelt  und  erwägt,  aber  sich  in 
dem  Urtheile  darauf  beschränkt,  die  politische  Strafe  der  Ent- 
setzungund  der  Amtsunfähigkeit  auszusprechen,  und  wenn 
eine  weitere  Criminalstrafe  noth wendig  erscheint,  die  fernere 
Verurtheilung  dem  gewöhnlichen  Geschwornengerichte  überläszt. 

In  Frankreich  war  die  Klage  der  Deputirtenkammer 
vor  der  Pairskammer  beschränkt  auf  Statsvergehen,  diese 
aber  durch  so  dehnbare  Begriffsbestimmungen  weit  genug  aus- 
gedehnt, dass  auch  blosze  Miszregierung  darin  Platz  fand, 
Als  Klagegründe  wurden  bezeichnet  der  Verrath  (trahison), 
alle  Angriffe  auf  die  Sicherheit  des  Königs  und  des  Stats, 
so  wie  der  Constitution  umfassend;  die  Erpressung  (concus- 
sion),  wohin  unrechtmäszige  Erhebung  von  Steuern  und  Ge- 
bühren, Bestechung  und  Unterschlagung  öffentlicher  Gelder  ge- 
zogen wurde,  und  die  Veruntreuung  (prövarication) ,  wo- 
runter jede  andere  Gesetzesverletzung ,  Gewaltmiszbrauch  und 
jede  Gefährdung  der  Statsinteressen  verstanden  ward.  ^ 

In  Deutschland^    wird    der  juristische  Gesichtspunkt 

^  Vgl.  Lord  Russell,  Gesch.  der  engl.  Verf.  0.  19.  Auch  in  Eng- 
land gab  es  Juristen ,  welche  die  Verantwortlichkeit  auf  Verbrechen  im 
Sinn  des  gewöhnlichen  Strafrechts  beschranken  wollten.  Sie  sind  aber 
nicht  durchgedrungen.  0.  de  Kerchoye.  De  1a  responsabilitS  des 
Ministres.    Gand.  1867. 

*  Vgl.  Rauter  in  Mitte  rmaiers  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft 
VII.  8.  99.  VIII.  8. 199.  IX.  S.  210  ff.   Verfassung  Ton  Portugal  §.  103. 

'  Preuszisohe  Verf.  $.  61:  „Die  Minister  können  durch Beschlnsz 
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▼orzQglich  hervorgehoben,  und  das  politische  Moment  bis  jetzt 
Doeh  zu  wenig  beachtet,  weszhalb  denn  auch  gewöhnlich  ein 
bloszer  Statsgerichtshof,  und  nicht  ein  politischer  Körper  den 
Procesz  zu  leiten  und  das  ürtheil  auszusprechen  berufen  wird. 
Nur  in  Baden  wird  das  Anklagerecht  der  Zweiten  Kammer 
anch  auf  statsgefährliche  Miszregierang  ausgedehnt,  und  die 
Erste  Kammer  in  Verbindung  mit  einer  Anzahl  Mitglieder 
aas  den  Richter-Collegien  als  Statsgerichtshof  eingesetzt.*" 

7.  Damit  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  nicht  zum 
Scheine  nur  bestehe,  wird  regelmäszig  in  den  neuern  Verfas- 
sungen das  Recht  des  Monarchen,  eine  Untersuchung  nie- 
derzuschlagen oder  nach  der  Verurtheilung  zu  begna- 
digen, beschränkt  oder  aufgehoben.** 


Sechstes  Capitel 

Vom  Statsrathe. 

1.  Die  Institution  eines  Statsrath  es  ist  in  unsern  Tagen 
oft  fQr  entbehrlich  erklärt  worden.  Die  Kammern,  sagt  man, 
sind  nun  dafür  da,  die  Gesetze  zu  berathen,  und  in  dem  Ge- 
sammtministerium  können  auch  die  wichtigeren  Verordnungen 
▼erbandelt  werden.  Alle  übrigen  Geschäfte  des  Statsrathes 
aber  können  eben  so  gut  an  die  einzelnen  Departements  der 
Minister  vertheilt  werden. 

ciaer  Kammer  wegen  des  Yerbreehens  der  Verfassungarerletsiuig,  der 
Betteobang  und  des  Yerrathes  angeklagt  werden.  Üeber  solche  Anklage 
eatscheidet  der  oberste  Qerichtshof  der  Monarchie  in  rereinigten  Senaten.  '^ 

^  Qesets  tom  Jahre  1868.  Vgl.  Bluntschli's  Bericht  an  die  Erste 
Kammer. 

«I  In  England  Siatnt  Ton  1690.  Belgische  Terf.  §.  89:  „In 
keinem  Falle  kann  der  König  durch  einen  mündlichen  oder  schriftlichen 
Befehl  einen  Hinister  der  Yerantwortlichkeit  entliehen.*  §.91:  «Der 
Kdnig  kann  einen  Hinister,  der  durch  den  Cassationshof  rerurtheilt  ist, 
aar  aaf  das  Verlangen  Ton  einer  der  beiden  Kammern  begnadigen. '^ 
Portagiesisohe  t.  1826.  §.  105, 
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Wahr  ist  es,  dasz  diese  InstitatioD  in  der  absoluten  M(h 
narchie  noch  wichtiger  ist  als  in  der  constitutionellen ,  indem 
sie  dort  die  Functionen  der  Kammern  groszenthefls  mit  über- 
nehmen musz.  Sie  ist  aber  auch,  wo  es  Kammern  für  die 
Gesetzgebung  gibt,  nichts  weniger  als  überflüssig.  Zunftchat 
nicht  ffir  die  Gesetzgebung  selbst.  Naturgemftsz  gehen  die 
Gesetzesvorschläge,  welche  an  die  Kammer  gebracht  werden, 
zumeist  von  der  fiegierung  aus;  und  das  ganze  Gelingen  des 
gesetzgeberischen  Werkes  hängt  vorzüglich  von  der  Tauglich- 
keit des  Segierungsentwurfes  ab.  Diesen  vorzuberathen 
und  zu  begutachten  ist  nun  die  erste  Hauptaufgabe  des 
Statsrathes.  Die  Minister  können  wohl  den  Impuls  geben,  die 
Richtung  bezeichnen,  die  Arbeiten  leiten,  aber  es  bedarf  zu 
ruhiger  und  gründlicher  Erwägung  eines  nicht,  wie  die  Mi- 
nister es  sind,  von  den  drängenden  und  aufregenden  Anfor- 
derungen der  Politik  und  des  activen  Dienstes  getriebenen  und 
eingenommenen,  sondern  eines  zu  ruhiger  Prüfung  gestimmten 
Körpers,  in  welchem  die  umfassendste  Geschäflskenntnisz, 
freier  üeberblick  über  die  Gesetzgebung  und  das  Herkommen, 
Einsicht  in  die  Bedürfnisse  des  States  und  eine  gesicherte, 
dem  Parteigetriebe  entrückte  Lebensstellung  sich  beisammen 
finden.  Diese  Aufgabe  zu  erfüllen,  sind  die  Kammern  weder 
fähig  noch  berufen;  den  Ministem  selber  fehlt  es  dazu  an 
der  Ruhe,  und  einem  eigens  dazu  berufenen  Collegium  von 
Experten,  das  vorbereitend  wohl  grosze  Dienste  leisten  kann, 
an  der  Einsicht  in  den  Zusammenhang  mit  den  übrigen  Ver- 
hältnissen und  Gewohnheiten  des  States.  Auch  ist  ea  gut, 
wenn  die  —  oft  doch  nur  vorübergehenden  Minister  — 
in  dem  festen  Statsralhe  eine  Schranke  finden,  die  ihrem 
Eigenwillen  zwar  gelegentlich  unbequem  sein  mag,  abtf  ffir 
die  Wohlfahrt  des  dauernden  States  eine  nicht  verwerfliche 
Gewähr  gibt* 

«  RanCer  in  Mitternaier's  Zeitsobrift  UY.  &209  ■nekt  duraf 
•«fteerkswi,  dast  diete  sorgtilt^  «nd   ttflie  PriAng  dnrch  eiftiliraie 
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Der  Statsrath  ist  somit  ein  Institut  für  freies  Nach- 
denken für  die  weise  üeberlegung  nm  den  König  her, 
wie  die  Kammern  die  Interessen  und  Meinungen  des  Volkes 
zn  rertreten  haben.  Napoleon  nannte  ihn:  ,,8a  pensäe  en 
d^libäration''  wie  die  Minister:  ,,sa  pensäe  en  exäcution.'' 

2.  Dem  Statsrathe  kommt  auch  gewöhnlich  die  Berath- 
ung  ood  Begutachtung  der  allgemeinen  Verordnungen 
XU,  welche  von  der  Regierung  erlassen  werden,  und  in  dieser 
Beziehung,  wo  die  Kammern  nicht  mitwirken,  ersetzt  er  ge- 
wissermaszen  auch  die  Functionen,  welche  bei  der  Gesetzgeb- 
ung diesen  zustehen.  Um  so  weniger  ist  seine  Thätigkeit  hier 
entbehrlieh.  Dem  Monarchen  musz  auf  Vorschlag  des  Ministers 
der  Entscheid  bleiben,  aber  nachdem  er  den  Statsrath  ver- 
nommen hat,  wird  er  sich  mit  gröszerer  Sicherheit  nun  ent- 
scheiden. 

3.  Zuweilen  wird  der  Statsrath  auch  vernommen,  wenn 
sehr  eingreifende  Entschlüsse,  namentlich  im  Interesse  der 
Statasicherheit,  zu  fassen  sind.  Uebereilung  kann  in  sol- 
chen Zeiten  eben  so  gefährlich  sein,  als  Verzögerung.  Nur 
der  practische  Tact  des  Statsmannes  kann  den  rechten  Moment 
und  die  richtige  Form  finden;  aber  es  darf  wohl  als  ein  all- 
gemeiner Grundsatz  hervorgehoben  werden,  dasz  Beschlüsse, 
durch  welche  die  gewöhnliche  Gesetzgebung  und  Ordnung  aus- 
nahmsweise suspendirt  werden,  und  zur  Bettung  des  States 
eine  auszerordentliche  Gewalt  in  Wirksamkeit  treten  soll,  der 
reifen  Vorberathung  des  Statsrathes  bedürfen.  Dasz  das  nöthige 
Geheimnisz  gewahrt  bleibe  und  nicht  etwa  einzelne  Mitglieder 
des  Statsrathes  selbst  die  vielleicht  nothwendige  Maszregel 
vereiteln  können,  dafür  läszt  sich  gar  wohl  sorgen.  Der  Mo- 
uu'ch  darf  auch  nicht  an  die  Zustimmung  des  Statsrathes 
gebunden  sein,  denn  die  Kraft  der  Regierungsgewalt  erträgt 

QMchifts*  und  Siatamftiiner,  besonders  in  den  alten  Staten  Europa^i, 
deren  Beeht  und  Cultur  so  schwer  in  allen  Beziehungen  zu  übersehen 
i«t|  «nentbeliriioh  sei. 


166     Siebentes  Buch.    Der  Statsdienst  und  das  eigentliche  Regiment. 

solche  Fesseln  nicht,  aber  hören  soll  er  den  Bath  der  erfah- 
rensten Männer,  bevor  er  den  unwiderruflichen  Befehl  gibt. 

4.  Oft  ist  dem  Statsrathe  auch  der  oberste  Entscheid  in 
sogenannten  Yerwaltungsstreitigkeiten*  zugewiesen,  z.B. 
bei  Fragen  der  Expropriation,  ob  die  Abtretung  noth wendig 
sei,  oder  in  dem  Steuerwesen,  ob  gewisse  Classen  oder  Objecte 
steuerpflichtig  seien;  und  ebenso  die  oberste  Prafung  und  der 
Entscheid  in  Privatverhältnissen,  über  welche  eine  be- 
sondere Aufsicht  des  States  vorbehalten  und  für  welche 
die  Genehmigung  des  States  erforderlich  ist,  z.  B.  betref- 
fend die  Bildung  von  Actiengesellschaften,  Genehmigung  oder 
Aufhebung  öffentlicher  Gorporationen ,  Ertheilung  von  Privile- 
gien u.  dgl. 

5.  Endlich  wird  dem  Statsrathe  schicklicher  Weise  eine 
Controle  eingeräumt  über  die  Thätigkeit  der  Minister.  Es 
ist  theils  für  den  Monarchen  von  hoher  practischer  Bedeutung, 
theils  für  die  Statsbürger  eine  wichtige  Garantie  ihrer  Rechte 
und  Interessen,  dasz  eine  hohe  statsmännische  Behörde  da 
sei,  vor  welcher  auch  die  Minister  über  ihre  Handlungsweise 
Kechenschaft  geben  und  Bede  stehen  müssen  über  die  Be- 
schwerden, die  wider  sie  erhoben  werden.  Manche  üebelstände, 
die  sonst  leicht  verheimlicht  werden,  kommen  so  zu  Tage 
und  können  geheilt  werden  ohne  alle  Gefahr  für  die  öffent- 
liche Autorität;  und  zu  mancher  Verbesserung  für  die  Zukunft 
kann  von  da  aus  der  Impuls  gegeben  werden.** 

6.  Die  Institution  des  Statsrathes  ist  in  Europa  sehr  alt, 
wenn  auch  die  Befugnisse  und  die  Zusammensetzung  desselben 
in  verschiedenen  Staten  und  Ländern  verschieden  bestimmt 
wurden.^    In  ihm   soll    die  höchste  Einsicht  des  States 

'  DaTon  unten  Buch  YIII.  Gap.  9. 

3  Auch  Gneist  Engl.  Verf.- u.  Yervroltung^echfc  Bd.  II.  S.  922  hebt 
mit  Nachdruck  die  Yorzfige  einer  Regierung  mit  Statsrath  Tor  der  Ca^ 
binetsregierung  ohne  Statsrath  herror. 

*  lieber  die  Ausscheidung  des  französischen  Conseil  du  Roi,  Conseil 
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vereinigt  werden.  Es  ist  der  prüfende  und  rathende  Ver- 
stand des  Statshauptes.  Derselbe  darf  daher  nicht  als 
eine  blosze  Belohnung  für  lange  Amtsthätigkeit ,  nicht  als 
eine  Sinekure  des  Dienstalters  behandelt  werden.  In  ihm 
müssen  statsmännischer  Geist  und  Charakter,  umfassende  ^chts- 
kunde  und  practische  Geschäftsreife  einen  ehrenvollen  Platz 
und  eine  würdige  Wirksamkeit  finden.  Die  Minister  dürfen 
anch  nicht  das  üebergewicht  in  dem  Statsrathe  haben;  ihre 
acüve  Geschäftsleitung  und  seine  wesentlich  controlirenden 
Functionen  sind  innerlich  verschieden  und  wo  das  Organ  für 
jene  das  Organ  für  diese  beherrscht,  da  wird  dieses  unbrauch- 
bar. In  dem  Statsrathe  sollen  die  Minister  mitreden  und  mit- 
berathen,  aber  besser  ist*s,  wenn  sie  nur  eine  begutachtende, 

d^Etai  aus  dem  PArlameiit  in  Frankreich  vergl.  SchAffner  Reohts- 
geach.  II.  8.  325  ff.  Napoleon  legte  einen  grossen  Wertb  auf  seine 
Schöpfung  eines  Statsratfaes.  Bei  Las  Cases  M^moir.  de  St.  H6iöne  I. 
8.  313  äussert  er  sich  darüber:  „Der  Statsrath  war  im  Allgemeinen  aus 
wohl  unterrichteten  Mftnnern  und  tüchtigen  Arbeitern  gebildet,  ron 
gutem  Rufe.  Der  Kaiser  verwendete  die  Statsrathe  auch  indiriduell 
ffir  Alles  und  mit  Yortheil.  In  ihrer  Verbindung  waren  sie  sein 
wirklicher  Rath,  sein  Gedanke  in  dem  Stadium  der  Veberiegung,  wie 
die  Minister  sein  Gedanke  in  der  Handlung.  Im  Statsrathe  wurden  die 
Oesetse  rorbereitet,  welche  der  Kaiser  dem  gesetzgebenden  Körper  vor* 
schlug,  wodurch  er  zu  einem  wesentlichen  Elemente  auch  der  Gesetz- 
gebungsmacht  wurde.  Dort  wurden  die  kaiserlichen  Decrete  redigirt, 
seine  Verordnungen  Über  die  Öffentliche  Verwaltung;  da  wurden  die 
Projeete  der  Minister  geprüft,  erörtert  und  verbessert.  Der  Statsrath 
nahm  die  Berufung  an  und  entschied  in  oberster  Instanz  in  aUen  Ver- 
waltungsstreitigkeiten,  und  erhob  sich  hier  zuweilen  Über  alle  andern 
Gerichtshöfe,  sogar  Über  den  Cassationshof.  Da  wurden  die  Beschwerden 
gegen  die  Minister  geprüft,  sogar  die  Berufung  von  dem  Kaiser  auf 
den  besser  unterrichteten  Kaiser.  So  wurde  der  Statsrath,  jederzeit 
von  dem  Kaiser  selbst  präsidirt  und  oft  in  offenem  Widerspruch  gegen 
die  Minister  oder  ihre  Handlungen  oder  Unterlassungen  reformirend,  zu 
dem  natürlichen  Zufluchtsort  der  Interessen  oder  Personen,  welche  sich 
durch  eine  hohe  Autorität  verletzt  fühlten.  Und  wer  den  Sitzungen 
desselben  beigewohnt  hat,  der  weisz,  mit  welchem  Eifer  die  Sache  der 
Bürger  dort  vertheidigt  ward.*^ 


IQg     Siebentos  Buoh.   Der  8tat«dt«iiBi  und  das  aigenUlohe  Regiment. 

nicht  eine  entscheidende  Stimme  in  demselben  haben.  ^  End- 
lich kann  daför  gesorgt  werden,  dasz  der  Statsrath  Ftihlang 
mit  den  Kammern  behalte,  indem  auch  parlamentarische 
Gröszen  in  demselben  eine  würdige  Stellmig  finden.  Dadurch  wird 
für  die  leicht  gefthrdete  Harmonie  der  gesetzgebenden  Organe 
mit  der  Begierung  eine  wichtige  Garantie  gewonnen. 


Siebentes  Gapitel. 

Die  Militärgewalt.    Dag  stehende  Heer  nnd  die  Landwehr. 

1.  Die  Militärgewalt  des  States  ist  unter  allen  die 
gewaltigste,  weil  ganz  und  gar  auf  Offenbarung  der  ftuszern 
Macht  des  States  gerichtet  und  dieser  Bestimmung  gem&sz  or- 
ganisirt.  In  dem  Heereskörper  sind  daher  Einheit  und  Energie 
des  Befehls  und  voller,  unbedingter  Gehorsam  in  ganz  an* 
derem  Sinne  noth wendig,  als  in  irgend  einer  andern  Sphäre 
des  Statslebens.  Denn  die  äuszere  Macht  beruht  grösztentheils 
auf  physischen  und  mechanischen  Gesetzen,  nnd  diese 
verlangen  ungehemmte  Bewegung  der  Mittel  der  Gewalt,  bis 
das  Ziel  erreicht  ist.  Würde  hier  dem  individuellen  Willen 
der  Officiere  und  Soldaten  eine  freie  Entwickelung  gestattet, 
so  wurde  mit  der  Einheit  des  Heeres  auch  die  Kraft  desselben 
zu  Grunde  gehen  und  die  ganze  Bestimmung  desselben  wäre 
verfehlt.  Die  Kriegsmacht  des  States  ist  seine  Stärke  und 
der  Beruf  des  Kriegers  ein  vorzugsweise  statlicher,  und  daher 
edler  und  ehrenvoller.  Diese  Kriegsmacht  musz  zum  An- 
griffe und  zur  Yertheidigung  gerüstet  sein;  und  es  ist 
eine  sonderbare  Behauptung  Mancher,*  dasz  ,nur  derVerthei- 
digungskrieg  dem  constitutionellen  System  zusage.''  Sogar 
wenn  der  Krieg  nur  als  ein  groszer  Bechtsstreit  der  Staten 

*  Kapole onische  Yerf.  t.  1852.  §.  53:  „iies  ministrea  ont  rang, 
s^anoe  et  toU  d^Hh^rative  an  conseil  d'Etat.*^ 

^  Reit  eck  in  der  Fortsetzung  von  Aretins  Statsrecht  der  oonst. 
Monarohie  IL  8.  157. 
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angesehen  wird,  so  ist  für  den  Stat  der  Angriff  unter  Um* 
ständen  so  nöthig,  als  für  den  rechtlichen  Privatmann  in  dem 
bürgerlichen  Rechtsstreit  die  Klage. 

Eine  besondere  Statsgewalt,  die  etwa  wie  die  Bechtspflege 
der  Begierongsgewalt  selbständig  gegenüber  treten  dürjfte,  ist 
die  Militärgewalt  nicht,  wenn  gleich  zugegeben  werden 
moss,  dasz  das  Heer  zuweilen  einen  ihm  eigenen  politischen 
Charakter  besitzt,  der  wohl  gewürdigt  werden  musz.  Das 
Heer  ist  vielmehr  der  Arm  des  States,  welcher  dem  Kopfe 
dienen  musz.  Seine  Machtentfaltung  darf  nicht  von  der  Po- 
litik abgelöst  werden,  sondern  ist  immer  nur  ein  Mittel  der 
Politik,  und  diese  musz  von  der  Begierungsgewalt  bestimmt 
werden,  wenn  man  nicht  in  die  rohe  Barbarei  der  Praetorianer- 
und  Janitscharenherrschaft  zurück  sinken  will. 

2.  Die  Heeresverfassung  hat  seit  der  Auflösung  der 
mittelalterlichen  Yasallentruppen  und  der  Beschränkung  des 
späterB  Söldner-  und  Landsknechtssystems  in  den  letzten  Zeiten 
eine  groszartige  Umbildung  erfahren.  Inzwischen  aber  sind 
die  europäischen  Heerä  so  furchtbar  angewachsen,  dasz  sie  den 
Wohlstand  der  Länder  und  die  friedliche  Entwicklung  der 
Cnltnr  bedrohen. 

Wir   unterscheiden   vornehmlich   folgende  Wehrsysteme: 

a)  Die  stehenden  Berufsheere,  mit  ermäszigtem 
Friedens-  und  erweitertem  Kriegsstand. 

Anfangs  in  Frankreich  entstanden  und  da  vornehmlich  zu 
höherer  Ausbildung  gelangt,  ist  dieses  System  während  der 
letzten  Jahrhunderte  in  den  europäischen  Monarchien  das  herr- 
schende geworden.  Es  passt  vorzugsweise  zur  absoluten  Mo- 
narchie, indem  es  dem  Fürsten  eine  grosze  und  durchgreifende 
Heeresgewalt  zu  freiester  und  ausschlieszlicher  Verfügung  stellt. 
Das  stehende  Heer  wird  von  dem  bürgerlichen  Leben  mög- 
lichst geschieden  und  ganz  und  gar  für  den  Kriegsberuf  durch- 
gebildet. Der  Monarch  kann  es  beliebig  im  Innern  und  nach 
Aussen  verwenden.    Es  dient  einer  abenteuernden  Eroberung»« 
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und  Einflusspolitik  in  fremden  Welttheilen  und  Ländern,  ebenso 
wie  zur  Vertheidigung  der  nationalen  Interessen.  Es  ist  da- 
her nicht  blosz  als  Schutz  der  Verfassung  und  der  Yolksfrei- 
heit,  sondern  ebenso  als  Gefahr  fQr  diese  Güter  yerwendbar. 
Wie  ungeheuer  diese  Macht '  angewachsen  ist ,  zeigt  die  fran*- 
zösische  Geschichte.  Zur  Zeit  König  Heinrichs  IV.  zählte  das 
stehende  Heer  37,000  Mann;  unter  Richelieu  schon  100,000  Mann. 
Napoleon  I.  hatte  dasselbe  im  Jahre  1812  fflr  den  Krieg  mit 
Bussland  bis  über  600,000  Mann  gesteigert.  Napoleon  III.  hat 
den  normalen  Effectivbestand  in  Friedenszeiten  noch  vor  der 
neuesten  Gesetzgebung  von  1868,  die  wieder  eine  sehr  bedeu- 
tende  Erhöhung  yorschreibt,  auf  400,000  Mann  gebracht« 

Um  den  Gefahren  zu  begegnen,  welche  aus  groszen  steh- 
enden Heeren  für  die  Bepräsentativverfassung  entstehen*,  ge- 
stattet das  englische  Parlament  nur  eine  kleine  stehende  Armee 
und  behält  sich  vor,  alljährlich  die  dafür  nöthigen  Gelder  zu 
bewilligen  oder  zu  versagen.  Aber  die  Grösze  des  Heeres 
wird  mehr  durch  das  Machtverhältnisz  der  andern  Staten  als 
durch  die  Innern  Kechtszustände  und  die  Parteimeinungen  des 
eigenen  Landes  bestimmt.^  Die  insulare  Lage  Englands  hat 
einen  grossem  Antheil  an  der  gemäszigten  Zahl  des  englischen 
Heeres  als  die  englische  Verfassung. 

Am  beszten  zu  dem  Princip  des  stehenden  Heeres,  das 
wesentlich  aus  Berufssoldaten  gebildet  wird,  paszt  das  Wer be- 
sjstem;  denn  die  Wahl  des  militärischen  Lebensberufs  setzt 
ebenso  wie  die  Wahl  irgend  eines  andern  Berufs  individuelle 
Begabung  und  Neigung  voraus.  Ein  Statszwang,  welcher  die 
Individuen  ohne  Noth  aus  ihren  bürgerlichen  Verhältnissen, 

*  Lord  John  Rassel  macht  sogar  ffir  England  auf  diese  Gefahr 
naohdracklich  Bafmerksam  in  seiner  Qesohichte  der  englischen  Yerfas- 
Bung.    Gap.  32. 

'  Friedrich  der  Grosze  in  seinem  Essai  sur  les  formes  du  goarer* 
nement:  „Le  nombre  des  troupes  qu'un  £tat  entretiont,  doit  6tre  en 
Proportion  des  troupes  qa^ont  sed  ennemis;  il  faut  qu^il  se  trouTC  an 
mdme  force  ou  le  pios  faible  risque  de  sucoomber.*^ 
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ans  ihrer  Wirthschaft,  ihrem  Gewerbe,  ihren  Stadien  heraus- 
reißt und  denselben  auf  viele  Jahre  hin  entfremdet,  ist  ein 
sehr  bedenUicher  Eingriff  in  die  persönliche  Freiheit.  Die 
Werbung  des  stehenden  Heeres  erkennt  diese  Freiheit  an  und 
schaflFl  unter  Umständen  eine  sehr  tüchtige  Armee,  in  welcher 
die  Berufspflicht  durch  die  Berufslust  gehoben  wird.^  Aller- 
dings erhöht  die  Werbung  auch  die  Bedenken  gegen  das 
ganze  Wehrsystem,  indem  es  ebenso  leicht  auf  fremde  Söldner 
anwendbar  ist,  als  auf  nationale  Freiwillige.  Eine  kaufmän- 
nische und  reiche  Nation  wird  dann  leicht  den  Waffen  ent- 
wöhnt und  geräth  unter  Umständen  eher  unter  fremde  Herr- 
sdiaft.^ 

England,  Holland*^  und  die  Vereinigten  Staten 
von  Amerika  haben  noch,  so  weit  letztere  auch  ein  kleines 
stehendes  Heer  unterhalten,  die  ältere  Werbmethode  beibe- 

*  stahl,  Statälchre  II.  8.  414  sagt:  „Der  Werbeoontract  habe  et- 
was Unsittliches,  indem  er  Lebensaufopferung  und  Lebensberuf  zttm  Ge- 
genitand  des  Kaufes  mache/*  Allein  jeder  Beruf  beruht  zunftchst  auf 
individueller  Anlage  und  Willensbestimmung,  und  der  Sold 
ist  doch  nur  das  noth wendige  Aequivalent  ffir  die  Berufs!  eis tung,  welche 
wie  bei  den  Aemtem  von  dem  State  bestimmt  wird.  Wer  sich  anwerben 
UUxt,  erklSrt  nur,  dasz  er  Willens  sei,  als  Soldat  dem  State  berufsmRszig 
SB  dienen.  Darin  liegt  nichts  Unsittlichcj.  Auch  bezeugt  die  Geschichte, 
dasz  geworbene  und  sogar  fremde  Truppen,  die  Schweizer  vor- 
aus, die  kriegerische  Tugend  bis  zur  heldenmäszigsten  Aufopferung  ent- 
faltet haben ,  und  schon  mancher  für  friedliche  Arbeit  unbrauchbare 
Bvnehe  ist  durch  die  Strenge  und  die  Männlichkeit  des  Kriegerberufes 
zu  einem  tflchtigen  Menschen  geworden.  In  jedem  kräftigen  Volke  gibt 
es  Elemente,  die  nur  für  den  Soldatenstand  taugen. 

*  Ueber  den  Gegensatz  von  nationalen  Truppen,  fremden  Sold-  und 
fremden  Hfllfstnippen  vgl.  Maohiav.  im  Fürsten  C.  12  und  13  Fried- 
rieh II.  eben  da:  „Die  besten  Truppen,  die  ein  Stat  haben  kann,  sind 
die  nationalen."    Indessen  das  ist  nur  bedingt  wahr. 

*  Holländische  Verfassung  $.  177:  Das  Tragen  „der  Waffen  zur 
Handhabung  der  Unabhängigkeit  und  zur  Vertheidigung  seines  Grund- 
gebiets bleibt  eine  der  ersten  Pflichten  alier  Bewohner. '^  §.  178-  «Der 
Kdnig  sorgt  dafür,  dais  zu  allen  Zeiten  eine  hinreichende  Land-  und 
Beemaeht  unteriialten  werde,  angeworben  ans  Freiwilligen,  seien  sieEin- 
geborne  oder  Aasländer.  *^ 


172    Biebentes  Bneh.    Der  StaisdioDSt  vnd  das  eigentliche 

halten.  Frankreich  und  nach  seinem  Vorbild  Oesterreich, 
Buszland  und  bis  auf  die  neueste  Zeit  auch  manche  deutsche 
Staten  haben  dagegen  ihre  stehenden  Heere  auf  die  allge- 
meine Dienstpflicht  der  Bürger  gegründet  (sogenannte 
Gonscription)  und  dieselbe  nur  durch  das  Becht  der  aus- 
geloosten  Dienstpflichtigen,  einen  Stel Vertreter  zu  erkaufen 
zu  ermäszigen  gesucht.^ 

b)  Das  Milizsystem,  wie  es  am  beszten  in  der  Schweiz 
eingeführt,  aber  auch  in  den  nordamerikanischen  Frei- 
staten in  Uebung  ist,  bildet  dazu  den  schärfsten  Gegensatz. 
Mit  viel  geringeren  Kosten  schafit  es  weit  gröszere  Heere, 
indem  es  die  ganze  männliche  Bürgerschaft  des  Landes  in 
den  Waffen  übt,  aber  ohne  sie  ihrem  bürgerlichen  Beruf  zu 
entfremden.  Das  Milizheer  ist  daher  unbrauchbar  für  kriege- 
rische Abenteuer  und  nur  yerwendbar  für  nationale  Kriege. 
An  militärischer  Bildung  und  Erfahrung  steht  es  zwar  weit 
zurück  hinter  den  stehenden  Berufsheeren,  aber  zur  Yerthei- 
digung  des  Landes  fällt  es  schwer  ins  Gewicht  Seine  Schwäche 
wird  besonders  in  dem  Mangel  von  Berufsofficieren  und  ünter- 
officieren  fühlbar,  seine  Stärke  ist  der  patriotische  Geist,  der 
es  erfüllt  £s  kann  nicht  leicht  zu  einer  Gefahr  werden  für 
die  Yolksfreiheit;  aber  wenn  ein  ernster  Krieg  ausbricht,  so 
erfordert  es  zu  Anfang  desselben  ungeheure  Opfer  an  Menschen- 
leben und  an  Yolksvermögen.  Bs  paszt  eher  für  demokratische 
Republiken  als  für  monarchische  Staten. 

c)  In  der  Mitte  steht  das  Preuszische  Wehrsystem, 
welches  die  Vorzüge  der  stehenden  Heere  mit  dem  der  Yolks- 
wehr  zu  verbinden   und  ihre   Mängel  zu   vermeiden  sucht.  ^ 

^  Französ.  Verf.  t.  1848  $.  102:  „Jeder  Franzose  ist,  mit  Aus- 
nahme der  duroh  das  Gesetz  bestimmten  FftUe,  zum  Kriegsdienste  und 
zum  Dienste  in  der  Nationalgarde  yerpflichtet.  Die  Vergünstigung  für 
jeden  Bfirger,  sich  Ton  der  persönlichen  Ableistung  des  Kriegsdienstes 
zn  befreien,  wird  durch  das  Reomtirungsgesetz  geregelt  werden.*^ 

*  In  einem  Zeitungsartikel  sprach  sich  1843  Louis  Kapoleon  sehr 
entschieden  für  dieses  preuszische  und  gegen  das  franzOsisohe  System  aus. 
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Zorn  Erstaunen  von  Enropa  hat  es  sich  in  dem  deutsch-öster- 
reichischen Kriege  von  1866  über  alle  Erwartungen  hinaus 
and  glänzender  noch  bewährt,  als  zur  Zeit  der  deutschen  Be- 
freiungskriege gegen  Napoleon  I. 

Dieses  dritte  System,  auf  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht ruhend,  besteht  aus  einem  stehenden  Heere,  dessen 
Ersatzheer  und  der  Landwehr.  Sein  stehendes  Heer  ist 
die  militärische  Schule  für  das  Gesammtheer,  und  bildet 
zugleich  den  activsten  Bestandtheil  in  diesem.  Es  ist 
weniger  zahlreich  als  das  ausschliesslich  stehende  Heer, 
(1%  der  Bevölkerung),  indem  es  sich  auf  die  beiden  andern 
Bestandtheile  stützen  kann  und  erfordert  demnach  geringere 
Kosten.  Es  hält  daher  auch  die  Soldaten  nur  eine  kürzere 
Zeit  unter  den  Waffen  (drei  Jahre)  und  macht  es  ihnen  bälder 
möglich,  dem  bürgerlichen  Beruf  sich  wieder  zu  widmen.  In- 
dem es  sich  über  den  gröszten  Theil  der  männlichen  Jugend 
ausbreitet,  erzieht  es  das  ganze  Volk  militärisch,  entwickelt 
80  die  männliche  Tugend  in  ihm  und  erfüllt  es  mit  statlichem 
Greist.  Seine  Schule  ist  viel  intensiver  und  wirksamer  als 
die  des  Milizheeres  und  doch  schafft  es  wie  dieses  ein  Volks- 
heer. Wie  weitere  Ringe  um  den  Kern  des  stehenden  Heeres 
achlieszen  sich  an  dasselbe  die  Ersatzmannschaft  der  fol- 
genden 4  Jahrgänge  und  die  Landwehr  der  letzten  5  Dienst- 
jahre an,  die  beide  zuvor  in  dem  stehenden  Heere  gedient 
hab^,  aber  nun  blosz  zu  Uebungen  im  Frieden  zusammen 
gezogen  werden.^ 

Wie  das  stehende  Heer  vorzugsweise  zur  ersten  Action 

*  Ihre  natürliche  Besftimmiug  sind  jedenfalls  nicht  aaiwftrtige  Feld- 
sfige.  Eine  aosnahmswelEe  Verwendung  der  Art  soUte  daher  nicht  ron 
dem  blossen  vöUig  winkÜrUchen  Befehle  der  Begierung  abhängen.  Die 
•panische  Verfassung  von  1837  bestimmt  in  $•  77:  ^Der  König  kann 
im  FaU  der  Noth  Aber  die  Kationalmilisen  verfflgen  innerhalb  ihrer 
Provins,  sie  jedoch  nicht  ohne  Zustimmung  der  Cortes  anszerhalb  der- 
selben Terwenden.**  Belgische  Verf.  J.  123:  „Die  Mobilmachung  der 
Bftrgergarde  kann  nur  kraft  eines  Gesetzes  stattfinden.** 
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bestimmt  ist,  so  hat  die  Landwehr  hanptsftchlich  die  Aufgabe 
zur  Landesvertheidigung  und  als  Reserve  zu  dienen.  '^  Indessen 
kann  nach  dem  Preuszischen  Recht  nöthigenfalls  die  ganze 
Armee  ins  Ausland  geführt  werden. 

Diese  Heeresverfassung  erschwert  immerhin  jede  blosze 
Eroberungs-  oder  Unterdrficlaingspolitik ,  ist  aber  ein  gewal- 
tiges Schutz-  und  Trutzmittel  einer  nationalen  Politik.  In 
Preuszen  und  Deutschland  leidet  aber  dieselbe,  wie  die  mili- 
tärischen Zustände  in  ganz  Europa  in  Folge  der  allgemeinen 
Unsicherheit  an  einer  üeberspannung  der  Yolkskräfte. 

Durchaus  nothwendig  ist  es,  dasz  die  Landwehr  mit  dem 
stehenden  Heere  in  einer  organischen  Verbindung  bleibe,*'  so 
dasz  die  ganze  Wehrkraft  eines  Volkes  ein  in  sich  einiger 
Körper  sei  und  die  Landwehr  an  der  Ehre  der  Linie,  wie 
diese  an  der  Volksthümlichkeit  der  Landwehr  einen  Antheil 
behalte.  Verderblich  dagegen  wirkt  ein  schroffer  Gegensatz 
der  beiden  Bestandtheile.  Wenn  dem  Söldner-  und  Königs- 
heer ein  Volks-  und  Parlamentsheer  entgegengesetzt  wird,   so 

^^^  Stein  an  Gnetsenaa  (Steins  Leben  von  P^rtz  II.  8.  3d3):  „Im 
Frieden  ist  die  Miliz  eine  Yorbereitongsanstalt  zum  Heer,  indem  sie  die 
Kenntnisz  der  knegerisclien  Fertigkeiten  and  den  kriegerischen  Geist 
in  der  ganzen  Nation  erb&lt,  wozu  zugleich  Erziehung  durch  Verbreitang 
?on  Grundsätzen  und  durch  Unterricht  in  gymnastischen  üebungen  mit- 
wirken musz.  Im  Krieg  dient  sie  dem  Heer  als  Reserre  und  Depot. 
Hierdurch  wird  der  Neigung  der  gewerbetreibenden  und  Wissenschaft- 
liehen  St&nde  zu  unkriegerischen  und  feigen  Gesinnungen  und  der  Trenn- 
ung der  verschiedenen  Stftnde  von  einander  und  ihrem  Losreiszen  tou 
dem  Stat  entgegengewirkt  und  in  allen  das  Gef&hl  der  Pflicht,  fOr  dessen 
Erhaltung  sein  Leben  aufzuopfern,  belebt.  Eine  Folge  einer  solchen 
Einrichtung  ist  die  Allgemeinheit  der  Verpflichtung  zu  Kriegsdiensten, 
die  sich  auf  jeden  Stand  der  bfirgerlichen  Gesellschaft  ausdehnt  Durch 
sie  wird  es  möglich  einen  hochherzigen  kriegerischen  Nationalcharakter 
zu  bilden,  langwierige  entfernte  Eroberungskriege  zu  f&hren,  und  einen 
Nationalkrieg  einem  übermSchtigen  feindlichen  Anfall  entgegenzusetzen.* 

"  Preusz.  Yerf.  §.  35:  „Das  Heer  begreift  alle  Abtheilungen  des 
stehenden  Heeres  und  der  Landwehr.  Im  FaUe  des  Krieges  kann  der 
Kdnig  nach  Maszgabe  des  Gesetzes  den  Landsturm  aufbieten.  ** 
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wird  durch  solchen  Zwiespalt  die  militärische  Kraft  derStaten 
geschwächt,  das  Volk  zu  innerer  Feindschaft  gereizt  und  bald 
die  Autorität  der  Statsgewalt,  bald  die  Freiheit  der  Borger 
bedroht 

3.  Der  Landsturm  endlich  ist  ßin  Institut  fDr  Noth- 
fäUe.  Er  gehört  nicht  zu  dem  eigentlichen  Heere,  und  hat 
onr  geringe  technische  Bildung.  Er  umfaszt  die  gesammte 
Diftnnliche  Bevölkerung,  welche  nicht  schon  in  dem  stehenden 
Heere  und  in  der  Landwehr  dient  und  doch  noch  kräftig  ge- 
nug ist,  die  Waffen  zur  Vertheidigung  des  States  zu  führen. 
Unter  kräftigen  Bergvölkern  haben  auch  die  Weiber  schon 
oft  theilgenommen  an  dem  Landsturm  und  den  Männern  mu- 
tbig  zur  Seite  gestanden.  Das  aber  ist  doch  Ausnahme,  und 
in  der  Regel  wird  auch  diese  Dienstpflicht  auf  die  männliche 
Bevölkerung  beschränkt. 

Die  Organisation  des  Landsturms  musz  wieder  den  Zu- 
sammenhang mit  der  gesammten  Kriegsmacht  des  States  be- 
wahren und  ist  daher  von  dem  Statsoberhaupte  abhängig.  Im 
Einzelnen  kann  sie  nach  der  gröszeren  oder  geringeren  Kriegs- 
töchtigkeit  geordnet  sein.  Zum  Angriff  und  zu  militärischen 
Manövern  untauglich,  kann  derselbe  zur  Vertheidigung  ein- 
zelner Pässe  und  zur  Beunruhigung  und  Verfolgung  des  be- 
reits erschütterten  Feindes  gute  Dienste  leisten. 

4.  Das  Heer  darf  nicht  selbst  den  Zweck  bestimmen,  für 
welchen  es  zu  den  Waffen  greift,  die  Militärgewalt  in  der 
Regel  nicht  von  sich  aus  in  die  bürgerlichen  Verhältnisse  ein- 
greifen. Vielmehr  wird  dasselbe  durch  den  Befehl  des  Stats- 
oberhauptes  in  Bewegung  versetzt,  und  empfängt  von  ihm  den 
Impuls  und  die  Richtung  für  seine  Thaten.  In  untergeord- 
neten Beziehungen  zum  Schutze  der  öffentlichen  Ruhe  werden 
seine  Abtheilungen  von  den  Civilbehörden  um  Hülfe  requirirt.  ^' 


**  Oesterreieh.  Verf.  von  1849  §•  114:  ,Jm  Innern  kann  die  be* 
weffinete  Meebft  nar  Aber  Aaffordemng  der  Cirilbebörden  und  in  den 
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Achtes  GapiteL 

Die  Polizei. 
1.   Das  Wesen  der  Pollsel. 

Erst  allmählich  gelingt  es,  den  modernen  Begriff  der 
Polizei  ins  Klare  zu  bringen.  Die  statsrechtlichen  Theorien, 
welche  gegenwärtig  noch  am  meisten  verbreitet  sind,  leiden 
an  bedenklichen  Mängeln  und  in  vielen  Beziehungen  noch 
schlimmer  steht  es  mit  8er  Praxis.  Bald  wird  der  Polizei 
ein  zu  beschränkter  Spielraum  der  Thätigkeit  angewiesen,  und 
sie  verhält  sich  unthätig  und  gleichgültig,  wo  sie  wohlthätig 
einzugreifen  und  für  die  öffentliche  Wohlfahrt  zu  sorgen  den 
natürlichen  Beruf  hat.  Bald  hinwieder  breitet  sie  ihre  Ge- 
walt unmäszig  auf  Verhältnisse  aus,  über  welche  ihr  keinerlei 
Bevormundung  gebührt,  und  hemmt  oder  belästigt  ohne  Grund 
die  Freiheit  der  Individuen  in  Lebenskreisen,  wo  sie  nichts  zu 
befehlen  hat. 

Ihr  Beruf  ist  nicht  zu  strafen,  sondern  zu  sorgen;  und 
dennoch,  obwohl  die  öffentliche  Wohlfahrt  das  Ziel  aller  ihrer 
Handlungen  ist,  wird  sie  oft  von  dem  Misztrauen,  nicht  selten 
von  dem  Hasse  derer  begleitet,  ftlr  deren  Wohl  sie  thätig 
sein  soll.  Sie  sollte  ihrer  Bestimmung  nach  die  populärste 
der  Statsgewalten  sein,  und  wir  erfahren  es  täglich,  dasz  sie 
die  unpopulärste  unter  allen  ist.  Woher  dieser  sonderbare 
Widerspruch  ?    Wir  können  uns  auch  nicht  mit  der  Ausflucht 

geseislich  bestimmten  FftUen  nnd  Formen  einsohreiten."  Preniiisohe 
§•  36:  „Die  bewaifoete  Macht  kann  zur  ünterdrfiolcung  innerer  Unruhen 
und  zur  Ausführung  -  der  Gesetze  nur  in  den  Yom  Gesetze  bestimmten 
FftUen  und  Formen  und  auf  Requisition  der  Girilbehörde  yerwendet 
werden.  In  letzterer  Beziehung  hat  das  Gesetz  die  Ausnahmen  lu  be* 
stimmen/*  Französische  ron  1848.  §.  105:  „Die  Oifentb'che  Macht, 
weiche  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  im  Innern  rerwendet  wird, 
handelt  nur  auf  Aufforderung  der  eingesetzten  Behörden,  indem  sie  den 
durch  die  legislatiTe  Gewalt  bestimmten  Anordnuagen  Folge  leistet/' 
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trtsteD,  da8z  es  doch  vorztlglich  die  schlechten  Leute  seien, 
welche  vor  der  Polizei  eine  gerechte  Scheu  haben.  Es  ist 
oieht  immer  so.  Nicht  unwahr  hat  Göthe  dem  Mephistopheles 
das  Wort  in  den  Mund  gelegt: 

Ich  weisz  mich  trefflich  mit  der  Polizei, 

Doch  mit  dem  Bluthann  schlecht  mich  ahzufinden. 

Auch  unter  den  ruhigen,  friedlichen  Leuten  findet  man  häufig 
eine  Aengstlichkeit  vor  der  Polizei  und  eine  Abneigung  gegen 
jede  Berührung  mit  derselben,  die  nicht  in  dem  bösen  Ge- 
wissen ihren  Grund  hat.  Die  auffallende  Erscheinung  ver- 
langt eine  andere  Erklärung. 

In  dem  alt -römischen  State  war  die  Polizei  groszartig 
und  mächtig  organisirt,  und  wir  finden  dort  keine  Spur  dieses 
Hasses.  Die  edelsten  Männer  der  Republik  suchten  in  der 
üebung  der  Polizeigewalt  ihre  Ehre.  Die  Aedilität  war  vor- 
zugsweise eine  polizeiliche  Magistratur,  und  sie  war  die  Pforte 
zu  den  höchsten  Aemtem  der  römischen  Republik.  Die  Cen- 
sar  war  der  höchste  Preis  des  Ehrgeizes  fflr  den  moralischen 
Adel  und  ihr  war  die  Sittenpolizei  anvertraut.  Die  Statspo- 
lizei  aber  wurde  von  den  Häuptern  der  Stadt,  von  den  Con- 
soln  verwaltet.  Die  Polizei  war  damals  nicht  als  Eine  in 
sieb  verbundene  Institution  organisirt,  sie  war  an  verschiedene 
Magistrate  vertheilt;  aber  schon  die  Theile  der  Polizeigewalt 
gaben  dem  Magistrate  hohe  Ehre  und  Macht  zugleich.  Die 
Vergleichung  dieser  Zustände  mit  den  heutigen  hat  etwas  Be- 
schämendes fOr  den  modernen  Stat 

In  dem  germanischen  Mittelalter  lag  die  Polizeigewalt 
fast  ganz  darnieder;  und  das  ist  jedenfalls  ein  Hauptgrund, 
weaadialb  die  neue  Zeit  sich  hier  nur  sehr  schwer,  und  nicht 
ohne  heftige  Schwankung  zurecht  findet.  Das  überaus  wich- 
tige moralische  Element,  der  eigentliche  Kern  aller  wahren 
Polizei,  war  im  Mittelalter  dem  State  entzogen.  Die  Kirche 
bemächtigte  sich,  von  dem  religiösen  Standpunkte  aus,  der 
gamen  moralischen  Seite  des  öffentlichen  Lebens.    Der  Stat 

B I «  « I  •  e  h  I  i ,  Hilf  «melm«  8tatir««ht    II.  1 2 
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trat  in  dieser  Hinsicht  zurück  und  überliesz  ihr  voraus  alle 
sittliche  Zucht.  Ueberdem  begünstigte  der  Charakter  des 
Mittelalters  die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Genossenschaften, 
der  Familien  und  Individuen  im  Gegensatze  zu  den  Interessen 
der  Gesammtheit  mit  solcher  Vorliebe,  dasz  eine  ein-  und 
durchgreifende  Statsgewalt,  wie  sie  für  die  Polizei  ein  Lebens- 
bedürfnisz  ist,  unmöglich  gedeihen  konnte.  Bei  jedem  Schritt 
stiesz  sie  auf  unflbersteigliche  fiechtsschranken  und  vor  der 
Willkür  der  Individuen  muszte  die  Autorität  der  Statsgewalt 
sich  beständig  zurückziehen. 

Gegen  Ende  des  Mittelalters  kam  dagegen  eine  Beaction, 
und  man  gerieth  bald  in  einen  entgegengesetzten  Fehler.  Der 
wieder  stärker  gewordene  Stat  fing  an,  in  der  Absicht,  die 
Völker  glücklich  zu  machen,  sich  in  alle  auch  die  ihrer  Natur 
nach  individuellen  Verhältnisse  der  Bürger  einzumischen.  Es 
kam  ein  System  auf  der  allgemeinen  Bevormundung 
und  der  Vielregiererei,  welches  die  Erwachsenen  wie  Kinder 
behandelte  und  die  bürgerliche  Freiheit  auf  allen  Seiten  ein- 
engte. Von  Stats  wegen  wurde  Alles  geordnet  und  befohlen, 
der  Glaube,  die  Sitte,  die  Nahrung,  die  Kleidung,  die  Woh- 
nung, die  Berufsweise,  der  Handel  und  Wandel.  Diese  Be- 
wegung, die  ursprünglich  wohl  gut  gemeint,  aber  schlecht  ge- 
dacht war,  dann  aber  auch  der  Immoralität  auf  Seite  derer, 
welche  solche  Gewalt  übten,  Vorschub  leistete  und  zu  unzäh- 
ligen Miszbräuchen  führte,  rief  in  der  Folge  wieder  ihren  Ge- 
gensatz hervor,  und  von  Neuem  suchte  man  der  Polizei  jede 
die  Wohlfahrt  fördernde  Macht  abzusprechen  und  sie  auf  die 
Handhabung  der  öffentlichen  und  Privatsicherheit  einzuschränken. 

Aus  diesen  Schwankungen  in  das  ruhige  organische  Gleich- 
gewicht zu  kommen  und  die  Polizei  von  Neuem  mit  dem 
Geiste  der  Moral  und  der  Ehre  zu  beleben  und  zu  veredeln, 
das  ist  die  statliche  Aufgabe  der  Zukunft. 

Zu  diesem  Behuf  ist  vor  allen  Dingen  die  Idee  der  Po- 
lizei zu  erkennen  und  dann  was  ihr  nicht  angehört  auszuscheiden, 
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was  ihr  zukommt,  zu  gewähren.  Wie  schon  der  Name  Po- 
lixei  denüich  darauf  hinweist ,  ist  sie  eine  ganz  specifische 
statliche  und  obrigkeitliche  Gewalt.  Die  obrigkeit- 
liche Sorge  für  die  öffentliche  Sicherheit  und 
Wohlfahrt  in  ihren  täglichen  Bedürfnissen,  die  Sorge, 
welche  das  Noth wendige  und  Unentbehrliche  anordnet 
und  daher  als  befehlende  und  verbietende  Statsgewalt  er- 
scheint, ist  dieAufgabe  und  das  Wesen  der  Polizei.  Ihre  Wirksam- 
keit ist  daher  wie  keine  andere  unablässig  thätig,  immer  bereit, 
das  Nöthige  anzuordnen.  Sie  darf  nie  schlafen,  nie  feiern.  Würde 
aie  feiern  können,  so  wäre  das  ein  Zeichen,  dasz  es  am  ge- 
meinsamen Leben  fehlt.  Wo  ein  öffentliches  Bedürfnisz  sich 
mit  Macht  regt,  da  musz  sie  bei  der  Hand  sein  und  von  sich 
aus  helfen.  Sie  hat  einen  eigenen  Willen  und  setzt  ihn  selb- 
ständig ohne  Zögerung  durch,  Sie  ist  in  ganz  besonderem 
Sinne  Gewalt. 

Es  ist  ein  vergebliches  Bemühen,  die  einzelnen  Richtungen 
der  polizeilichen  Thätigkeit  genau  abstecken  und  die  Art  der- 
selben mit  minutiöser  Sorgfalt  zum  voraus  bestimmen  und 
ordnen  zu  wollen.  Die  Polizei  geht  von  dem  Gentrum  des 
States  aus  nach  allen  Richtungen  der  Peripherie,  und  kann 
dM  mannichfiiltigen  Anregungen  des  Lebens  nur  genügen, 
wenn  sie  mit  innerer  Freiheit  thut,  was  der  Moment  und  die 
Eigentbflmlichkeit  jedes  einzelnen  Falles ,  auch  des  nicht  vor- 
hergesehenen fordert.  Ihre  Aeuszerungen  sind  so  reichhaltig 
und  verschiedenartig,  wie  die  Erscheinungen  des  Lebens,  auf 
welche  sie  sich  beziehen.' 

•  Stahl,  Statelehie  II.  8.  428:  „Die  Polisei  ist  das  rdohste  Gebiet 
der  8tat«Terwaltiuig;  was  Ziel  wid  Intereue  des  menaohliohen  Daseins 
ist,  gehört  ihr  an,  und  ist  Torragsweise  ihr  positires  Streben.  Die  Jnstis 
ist  nar  erhaltend  oder  wiederherstellend,  und  tritt  nur  im  FaUe  der 
▼erietiong  ein;  die  Finans  hat  ihre  Beschrftnknng,  soU  nicht  ins  ün- 
endliehe  gehen,  das  Militftr  soll  bloss  die  Macht,  nicht  ohne  Noth  ihren 
Oebraaeh  erhalten.  In  der  Poliaei  aber  besteht  die  eigentliche  polititche  (?) 
Ihltigfceit^'    F.  Rehmer  in  der  Schrift:  Der  rierte  Stand  und  dieMon- 

12  ♦ 
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Eine  gewisse  Willkür,  d.  h.  die  freie  Wahl  der  in  je- 
dem Augenblick  geeigneten  Mittel  zu  dem  gewünschten  Zweck, 
ist  daher  von  dem  Wesen  der  Polizei  unzertrennlich.  Es  läszt 
sich  nicht  zum  voraus  in  festen  Kegeln  angeben,  was  und  wie 
es  zu  thun  sei.  Eine  Polizeigesetzgebung,  welche  das  Alles 
für  die  Zukunft  ordnen  wollte,  wäre  ein  unmögliches  und  so- 
weit sie  in  Kraft  träte,  ein  verderbliches  unternehmen.  Frei- 
lich darf  auch  diese  Willkür  keine  absolute  sein.  Sie  'musz 
voraus  die  bestehende  Bechtsordnung  anerkennen  und  darf 
niemals,  ohne  wirkliche  Noth,  ein  vorhandenes  Private 
oder  öffentliches  Recht  bei  Seite  schieben  oder  verletzen.  Sie 
soll  auch  nicht  eingreifen,  wo  die  Privaten  besser  sich  selber 
helfen.  Aber  das  wechselnde  öffentliche  Bedürfniss 
ist  ihr  oberstes  Gesetz,  die  Angemessenheit  und  Zweck- 
mäszigkeit  ihrer  Maszregeln  ihre  höchste  Pflicht. 

Eine  solche  willkürliche  Gewalt  hat  freilich  ihre  Ge- 
fahren für  den  Stat  selbst  und  mehr  noch  für  die  Privatper- 
sonen. Sie  kann  zu  widerrechtlicher  Bedrückung  und  uner- 
träglicher Tyrannei  miszbraucht  werden.  Das  Statsrecht  musz 
daher  Bedacht  darauf  nehmen,  dem  Miszbrauch  ernstlich  zu 
wehren.  In  neuerer  Zeit  kennt  man  fast  nur  zwei  Mittel, 
welche  dafür  einigen  Schutz  gewähren,  die  Gestattung  der 
Beschwerde  je  an  eine  obere  Instanz  und  die  Beschränkung 
der  Polizeigewalt  selbst  durch  ein  Polizeigesetzbuch.  Das 
erstere  wird  überdem  durch  die  allenthalben  sichtbare  Scheu 
der  obem  Polizeiinstan^sen ,  die  Autorität  der  untern  zu  ge- 
fthrden,  wenn  sie  den  klagenden  Privatpersonen  Becht  geben, 
gewöhnlich  sehr  erschwert,  und  das  letztere  kann  zwar  für 
die  gewöhnlichen  Fälle,  namentlich  für  gewöhnliche  Fälle  der 
Unordnung  und  Polizeiübertretung,  die  Polizeibeamten  an  ein 

archie:  „Freies  Durchgreifen  im  richtigen  Angenblick  ist  das 
Wesen  der  Polizei.  Ihre  Wirksamkeit  ist  unberechenbar,  wie  das  Leben 
selbst.  Sie  Iftszt  sich  nicht  in  Formeln  bringen,  nicht  in  Yortobriilan 
fassen.^* 
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richtiges  Masz  gewöhnen  und  vor  XJebertreibung  ihrer  Züchti- 
gungsgewalt verhüten,  aber  unmöglich  ausreichende  Hülfe  ge- 
währen und  leicht  in  den  entgegengesetzten  Fehler  zu  enger 
Beschränkung  der  freien  Bewegung  auch  der  Polizeigewalt 
verfallen. 

Hier  liegt  ein  auffallender  Mangel  in  der  Ausbildung  des 
modernen  Statsrechts.  Mir  scheint,  es  ist  hier  der  Ort,  eine 
römische  Institution  wieder  aufzunehmen  und  nachzubilden. 
Der  römische  Grundsatz,  der  Intercession  eines  Magistrats 
von  gleicher  oder  höherer  Gewalt,  oder  der  dazu  eigens  er- 
mächtigt ist  — •  wie  die  römischen  Yolkstribunen  es  waren  — 
paszt  für  die  Organisation  der  Polizeigewalt  vortrefflich.  Eben 
wo  rasches  durchgreifendes  Handeln  nöthig  ist,  da  musz  auch 
für  eine  ebenso  rasche  und  plötzliche  Hemmung  verkehrten 
Handelns  gesorgt  werden:  und  das  geschieht  nicht  genügend 
durch  den  Instanzenzug  an  eine  höhere  und  oft  ferne  Stelle, 
sondern  besser  durch  das  Veto  oder  Nego  einer  gleichen 
und  daher  gewöhnlich  nahen  Beamtung.' 

Dann  aber  ist  die  Zulässigkeit  einer  relativen  Willkür 
nur  da  zu  rechtfertigen,  wenn  ihr  eine  strenge  Verant- 
wortlichkeit dessen,  der  sie  übt,  als  Gegengewicht  zur 
Seite  steht.  Je  gröszer  das  Masz  der  bewilligten  Willkür  ist, 
am  so  mehr  musz  auch  der  Ernst  der  Verantwortlichkeit 
steigen.  Das  bedarf  aber  einer  ganz  andern  Organisation,  als  * 
wir  in  dem  heutigen  Instanzenzug  haben.  Es  müssen  für  beide 
entgegengesetzte  Bedürfnisse  und  Richtungen  zugleich  Garan- 
tien geschaffen  werden,  für  die  nöthige  Freiheit  der  Polizei, 
Alles  zu  thun,  was  die  Sicherheit  und  das  unabweisbare  Be- 
dürfhisz  des  Stats  und  der  Gesellschaft  im  Augenblick  for- 

'  R.  T.  Mohl  (Polizei- Wissenschaft  3.  A.ufl.  1866.  I.  S.  42)  hftlt 
dieieo  Gedanken  fflr  unausführbar  bei  der  Organisation  unserer  heutigen 
Polixeibehörde.  Ich  gebe  das  zu,  aber  eben  diese  Organisation  bedarf 
einer  grflndlichen  Reform  und  insbesondere  wird  die  Mitwirkung  ange- 
sehener Bürger  nöthig,  dann  aber  sind  die  Yoraussetzungen  da,  unter 
denen  der  obige  Gedanke  praotisch  werden  kann. 
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dem,  und  für  das  Becht  der  Bürger,  gegen  Miszbranch  dieser 
Oewalt  geschützt  zn  werden.  Wer  jene  Gewalt  wenn  audi 
noch  so  einschneidend  übt,  musz  sicher  sein,  einen  Richter 
seiner  That  zu  finden,  der  dieselbe  nicht  mit  dem  Maszstabe 
des  Civilrichters,  sondern  mit  der  nöthigen  Berücksichtigung 
der  politischen  Natur  und  Aufgabe  zu  beurtheilen  versteht. 
Und  wenn  er  dieselbe  wirklich  miszbraucht,  so  musz  er  auch 
in  seiner  Fersour  die  Uebel  des  Miszbrauchs  ernstlich  erfahren, 
indem  er  weder  der  Entschädigung  an  den  verletzten  Privaten 
noch  der  Busze  entgeht. 

Wichtiger  aber  noch,  und  diesen  Einrichtungen  erst  die 
rechte  Erfüllung  gewährend,  ist  die  persönliche  Umgestal- 
tung und  Hebung  der  Polizei.  Auch  hier  ist  das  römische 
Statsrecht  ein  Vorbild  für  spfttere  Zeiten.  Soll  die  Polizei 
wieder  eine  grosze  moralische  Macht  des  States  werden, 
so  ist  das  Wichtigste  dieses,  dasz  die  durch  ihren  moralischen 
Charakter  angesehensten  Mftnner  vonugsweise  für-  diese  stat- 
liche  Function  berufen  und  gewonnen  werden.  Von  Fried- 
rich Böhmer,  der  eine  verbesserte  Organisation  der  Polizei 
für  das  dringendste  Statsbedürfnisz  unserer  Zeit  erklärt  hat, 
wurde  die  Idee  ausgesprochen,  dasz  die  Stiftung  groszer,  den 
Charakter  und  die  Thatkraft  ganzer  Mftnner  concent- 
rirender  Orden,  deren  Mitglieder,  ohne  bureaukratische  Be- 
amte zu  sein,  ein  Ehrenamt  üben  und  deren  organisirte  Ver- 
bindung die  Verantwortlichkeit  zur  Wahrheit  mache,  das  ge* 
eignetste  Mittel  sei,  jenes  Bedflr&isz  zu  befriedigen. 

In  dem  Institute  der  englischen  Friedensrichter 
ist  bereits  für  den  modernen  Stat  eine  Körperschaft  angese- 
hener, unabhängiger  und  gebildeter  Mftnner  dargestellt,  welchen 
ein  Theil  der  öffentlichen  PoUzeigewalt  anvertraut  ist. 
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Die  Gliederung  und  die  Haupt functionen  der  Polizeigewalt. 

In  dem  BegrifTe  der  Polizei  lassen  sich  wohl  zwei  Haupt- 
richtungen derselben  unterscheiden,  die  eine  negative,  welche 
den  drohenden  Schaden  abwendet  und  die  Hindernisse  der 
freien  Bewegung  entfernt,  die  andere  positive,  welche  das 
Gemeinwohl  fördert.  Die  erstere  conservirende  hat  man 
dann  Sicherheits-,  die  zweite  productive  Wohlfahrts- 
polizei'  genannt.  Aber  im  Leben  scheiden  sich  diese  beiden 

*  El  ist  eine  wunderliche  QriUe  einzelner  Publicisten,  welche  in  dem 
State  nur  die  Rechtsordnung  sehen,  die  „Wohlfahrtspolizei'*  und  da- 
mit gerade  die  practisch  wichtigste  und  wohlthätigste  Seite  der  Polizei 
za  Terwerfen.  Aretin  z.  B.  Constitutionelles  Statsrecbt  II.  8.  178 
meinte  wirklieh:  „Die  Wohlfahrtspolizei  sei  ein  ofTenbarer  Eingriff  in 
die  Freiheit  der  Statfibarger.^*  Fast  komisch  ist  aber  seine  AusfOhrung, 
dasz  Recht  und  Wohlfahrt  (justitia  et  salus  publica)  sich  gegenseitig 
aaflieben  und  widersprechen,  als  ob  die  Bewahrung  des  Rechtes  noth- 
wendig  zum  Untergang  der  Wohlfahrt,  und  die  Forderung  der  Wohl- 
fahrt zur  Zerstörung  des  Rechtes  führen  mfiszte.  Wäre  dem  so,  dann 
wSre  es  doch  schwerlich  der  Hflhe  werth,  das  Recht,  wie  Aretin  es 
that,  zum  aUeinigen  Statszweck  zu  erheben,  und  den  Stat  so  zu  einer 
Zwangsanstalt  zu  machen,  deren  Bewohner  auf  gemeinsame  Wohlfahrt 
wie  die  Verdammten  in  Dante*s  Hölle  auf  jede  Seligkeit  verzichten 
münzten.  Er  bemerkt  darüber:  „Will  man  aber  behaupten,  die  Rechts- 
herrschaft und  die  Wohlfahrt  seien  der  Statszweck,  so  nimmt  man  zwei 
Zwecke  an,  die  überdus  einander  geradezu  auflieben.  Die  Rechtsherr- 
Bchaft  Tom  State  verlangen,  heiszt  ihn  verpflichten,  die  Rechte  jedes 
Einzelcen  zu  schützen  und  zu  achten;  die  Wohlfahrt  von  ihm  verlangen, 
heiszt  ihn  auffordern,  die  Rechte  der  Einzelnen  zu  verletzen  (?),  weil 
die  Mittel,  wodurch  die  Grösze,  die  Macht,  der  Ruhm,  der  Wohlstand 
einer  Nation  befördert  werden  soll,  in  der  Regel  von  der  Art  sind  (?), 
dasz  jene  Rechte  dadurch  beeinträchtigt  werden.  Wer  also  beides  zu- 
gleich begehrt,  überlftszt  der  Regierung  zwischen  zwei  Aufträgen  die 
Wahl  (P),  und  musz  sich  darein  ergeben,  dasz  sie  den  glänzendem  und 
inhalt vollem  vorzieht/'  Nicht  dasz  die  Polizei  für  das  gemeine  Wohl 
sorgt,  ist  für  die  Freiheit  gefährlich  noch  für  das  Recht  bedrohlich,  son- 
dern wenn  sie  diese  Sorge  ungeschickt  und  unrechtmäszig  aus- 
übt«   Vgl.   das  iHanptwerk   von  R.   Mo  hl:    „Die  Polizeiwissenschafl.** 
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formellen  Bichtungen  nicht,  sondern  zugleich  nach  beiden 
Seiten  hin  wirkt  die  ächte  polizeiliche  Thfttigkeit.  In  sehr 
vielen  Fällen  reicht  schon  die  Wegräumong  von  Hindernissen 
hin,  am  der  Bewegung  des  Lebens  Luft  zu  verschaffen.  In- 
dem die  Polizei  das  Diebsgesindel  verfolgt  und  die  Strassen 
reinigt,  fördert  sie  zugleich  den  freien  Verkehr.  Aber  in  an- 
dern Fällen  verbindet  sie  mit  den  negativen  Maszregeln  auch 
die  positiven.  Bei  Epidemien  sorgt  sie  nicht  blosz  fflr  Ab- 
sperrung der  Kranken,  sondern  zugleich  für  die  nöthige  Halfe- 
leistung und  nOthigt,  wenn  Brücken  weggeschwemmt  werden,  zur 
Herstellung  von  Nothbrücken.  Es  ist  eine  fehlerhafte  Be- 
schränkung der  modernen  Polizei,  besonders  in  moralischen 
Beziehungen,  wenn  sie  nur  dem  üebel  hemmend  in  den  Weg 
tritt  und  zu  wenig  für  die  Förderung  des  Outen  thätig  ist 
Der  Organismus  der  Polizei  darf  daher  nicht  nach  dieser  Un- 
terscheidung gespalten  werden,  damit  nicht,  was  sich  wechsel- 
weise bedingt  und  unterstützt,  durch  die  Spaltung  unwirksam 
werde. 

Femer  ist  es  nur  eine  formelle  Unterscheidung,  wenn  die 
Polizei  in  eine  präventive,   welche  dem  drohenden  Schaden 

Tübingen.  Dritte  Aufl.  1866.  Mohl  ist  indessen  I.  8.  10  im  Begriffe 
geneigt,  der  Polizei  nur  den  negativen  Zweck  „der  Beseitigung  aUer 
Hindernisae"  zuzuschreiben,  „welche  der  aUseitigen  erlaubten  Entwick- 
lung der  MenschenJErftfte  im  Wege  stehen  und  welche  der  Einzelne  oder 
ein  erlaubter  Yerein  ron  Einzelnen  nicht  wahrzunehmen  im  Stande  ist.*^ 
Im  Einzelnen  bespricht  er  aber  doch  eine  Reihe  von  Anstalten,  welche 
das  öffentliche  Wohl  positiv  fordern.  Gustav  Zimmermann  erkennt 
in  dem  „Schutz  der  Ordnung^  die  Hauptaufgabe  der  Polizei  (Die 
deutsche  Polizei,  Hannover  1845,  3  Bde.  Wesen  der  modernen  Polizei. 
Hannover  1852.)  Er  beschrftnkt  die  ThAtigkeit  der  Polizei  nicht  auf  die 
Sicherheit;  aber  unter  der  Form,  in  deren  sich  die  polizeiliche  Thfttig* 
keit  Äussert  und  die  er  fQr  ihre  Begriffsbestimmung  als  wesentlioh  er- 
klftrt,  (Beobachtung,  Vorbeugung,  Repression  und  Entdeck- 
ung) fehlt  die  positiv  wirkende  Nöthigung.  L.  Stein  (Ycrwaltungs- 
lehre.  IV.  Stuttgart  1867.)  unterscheidet  die  allgemeine  Yerwaitnng«- 
polizei  von  der  Sicherheitspolizei  im  engern  Sinn,  versteht  aber  unter 
Polizei  wesentlich  nur  den  Schutz  vor  Öffentlicher  Gofieüir. 
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der  Zukunft  zuvorzukommen  und  ihn  durch  ihre  Maszregeln 
abzuhalten  suche,  und  in  eine  repressive  eingetheilt  wird, 
welche  die  bereits  eingetretene  Verletzung  der  öffentlichen 
Sicherheit  zu  beseitigen  oder  den  vorhandenen  Schaden  zu 
bessern  unternehme. 

Durch  diese  Eintheilung  wird  freilich  nur  die  conservi- 
rende  Seite  der  Polizei  betroffen,  die  productiv  fördernde  aber 
nur  mittelbar  berflhrt.  Insofern  ist  dieselbe  somit  ungenü- 
gend. Auch  ist  es  ein  zwar  verbreiteter  aber  grober  Irrthum, 
dasz  das  Wesen  aller  Polizei  in  der  Prävention  liege.  Wenn 
die  Polizei  fflr  die  Oesundheit  des  Volkes  sorgt,  indem  sie 
die  Sümpfe  trocken  legt,  in  den  Städten  die  engen  Gassen 
und  Winkel  beseitigt,  grosze  freie' Plätze  anlegt,  die  Luft 
reinigt,  Brunnen  errichtet,  so  kommt  sie  freilich  indirect  auch 
mancher  Krankheit  zuvor  und  bewirkt  auch  wohl,  dasz  solche, 
wenn  sie  trotzdem  erscheinen,  weniger  Verwüstung  anrichten. 
Das  Wesen  liegt  aber  hier  weder  in  der  Prävention  noch  in 
der  Repression,  sondern  in  positiver  Förderung  des  nor- 
malen Gesundheitszustandes.  Es  bedarf  also  auch 
einer  nöthigenden  Thätigkeit  der  Polizei. 

Am  besten  wird  die  Polizei  nach  den  verschiedenen 
Hauptsphären  des  Lebens,  in  denen  ihre  Wirksamkeit 
nöthig  wird,  eingetheilt  und  organisirt.*  Die  verschiedenen 
Bedürfnisse  dieser  Sphären  erfordern  gewöhnlich  auch  beson- 
dere Kenntnisse,  Anstalten  und  eine  eigenthümliche  Behand- 
lungsweise.  Nur  darf  man  sich  diese  Kreise  nicht  als  völlig  ab- 
geschlossen vorstellen  und  nicht  vergessen,  dasz  die  Gegen- 
st&nde,  aufweiche  die  Polizei  sich  beziehen  musz,  durch  solche 
Eintheilung  nicht  vollständig  umfaszt  werden  können,  wenn 
nicht  ein  weitgreifender  Vorbehalt  gemacht  wird,  in  dem  sich 
die  variae  causarum  figurae  zur  Noth  unterbringen  lassen. 

'  Mo  hl  hal  sein  Werk   mit  Beoht  nach   diesem  Princip  geordnet 
Vgl  Mach  K.  Brater  BlAUer  für  admio.  Praxis.  1855.  N.  2. 
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Unserer  Auffassung  vom  State  entspricht  folgende  Glie- 
derung dieser  Hauptsphären. 

I.  Hohe  politische  Polizei,  Statspolizei  im  en- 
gern Sinn.  Ich  verstehe  darunter  die  Sorge  für  die  Exi- 
stenz und  Sicherheit  des  States  selbst,  in  seinem  Innern. 
In  ihr  tritt  der  politische  Charakter  der  Polizei  am  bestimm- 
testen hervor.  Was  immer  den  Landesfrieden  zu  erschüttern 
droht,  fordert  ihre  Thätigkeit  heraus.  In  den  meisten  F&llen 
werden  die  gewöhnlichen,  von  dem  Gesetze  vorausgesehenen 
oder  innerhalb  der  bestehenden  Bechtsordnung  sich  bewegenden 
moralischen  und  physischen  Mittel  ausreichen.  In  auszeror- 
dentlichen  Nothfällen  aber  erhebt  sich  die  hohe  Polizei  zu 
der  Ausnahmsgewalt,  welche  die  Rettung  des  Stats  vor  allen 
andern  Bücksichten  fest  ins  Auge  faszt,  und  zu  diesem  Zwecke 
die  volle  statliche  Macht  entfaltet. 

II.  Individualpolizei;  d.  h.  die  Sorge  für  die  Exi- 
stenz und  Sicherheit  des  Bechts  der  Individuen.  Da- 
hin gehört: 

1.  Die  Sorge  für  die  Ernährung  der  Bevölkerung 
(Nahrungspolizei).  Die  practischen  Bömer  betrachteten 
dieselbe  als  eine  der  wichtigsten  Thätigkeiten  der  hohem  Ma- 
gistrate« Die  plebejischen  und  die  curulischenAedilen 
wendeten  ihre  höchste  Aufmerksamkeit  darauf,  dasz  es  inBom 
nie  an  hinreichenden  Getreidevorräthen  fehle,  und  späterhin 
war  es  diese  Sorge,  welche  die  Kaiser  mit  Ernst  betrieben' 
und  durch  welche  sie  die  Volksmassen  in  Bom  für  sich  ge- 
wannen. 

Das  Privatinteresse  und  der  Privatfleisz  werden 
freilich  das  Meiste  und  Beste  thun;  und  die  eigentliche  Stats- 

*  Taoitus  Annal.  1  von  Augustus:  «militem  donii^  poptdum  an- 
nona  cunctos  dolcedtne  otii  peilexit.*^  Thiers  IUtoI.  frang.  11.  213: 
«L'anoienne  poliee  avait  rang^  le  soin  des  subBistances  au  rang  de  sei 
attribationi,  eomme  im  des  objects  qoi  int^ressaient  le  plas  la  tranqoil- 
lit^  publique.*^ 
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wirthschaft  hat  die  Aufgabe,  durch  ihre  wirthschaftlichen 
Maszregeln  dem  üebel  zuvorzukommen  und  dasselbe  zä  lin- 
dern« Aber  beides  reicht  nicht  immer  zu,  die  Noth  abzu- 
wenden oder  zu  bändigen. 

Die  Noth  kann  so  groz  werden,  dasz  nur  noch  die  durch- 
greifende Polizeigewalt  des  States  ihr  einigermaszen  zu 
begegnen  vermag;  und  da  ist  es  Aufgabe  des  States,  mit 
seiner  Macht  Hülfe  zu  schaffen.  Dafür  musz  er  im  Vereine 
mit  der  Statswirtbschaft  und  der  Privatthätigkeit  sich  vor- 
sorglich rüsten  und  der  steigenden  Noth  mit  umsichtiger  Sorge 
begegnen.  Einzelne  Mittel  sind:  Herstellung  und  Begünsti- 
gung der  freien  Einfuhr,  Erleichterung  der  Transportmittel  und 
des  Handelsverkehrs  mit  Lebensmitteln,  nur  ganz  ausnahms- 
weise Erschwerung  der  Ausfuhr  von  Lebensmitteln,  Erwerb 
and  Verwendung  von  Statsvorräthen ,  Beschränkung  übermäs- 
siger (Konsumtion,  soweit  sie  im  Bereiche  der  Statsgewalt 
li^  u.  8.  f.^ 

Aber  auch  dem  gewöhnlichen  täglichen  Verkehr  gegen- 
über darf  die  Polizei  nicht  müszig  sein.  Wenn  offenbarer 
Wucher  mit  der  Nahrung  des  Volkes  ein  böses  Spiel  treibt, 
and  den  Mangel  des  Volkes  benutzt,  um  die  gewöhnlichen  Lebens- 
mittel künstlich  zu  vertheuem,  so  darf  sie  nicht  die  Ohren  vor  der 
gerechten  Klage  des  Volkes  verschlieszen ,  sondern  soll  sol- 
chem steuern,  welcher  flechtenartig  sich  über  den  Verkehr 
verbreitet  und  die  dem  Volke  unentbehrlichen  Säfte  an  sich 
sangt.  Der  Stat  musz  dafür  sorgen,  dasz  die  Menschen  neben 
einander  bestehen  können  und  nicht  die  Freiheit  und  das  Becht 
Einzelner  zur  Unfreiheit  und  zum  Unrecht  für  die  Menge  ver- 
kehrt werde. 

2.  Die  Sorge  für  die  leibliche  Oesundheit  des  Volks. 
Gesundheitspolizei.)     Dahin  gehören: 

a)  Die  Aufsicht  über  Aerzte,  Wundärzte,  Apothe- 
ker, Hebammen,  welche  nur  fdr  fähig  erkannte  Personen 

•  Mehl  I.  8.  322  ff. 
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zur  Aasflbong  solchen  Berufes  zulfiszt,  und  Pfuscher  und 
Quacksalber  ferne  h&lt.  In  den  meisten  neuern  Staten  werden 
auch  eigene  Medicinalbeamte  bestellt,  theils  zur  Verwal- 
tung der  Gesundheitspolizei,  theils  zur  Ausübung  der  Arznei- 
kunde in  Fällen,  bei  welchen  der  Stat  betheiligt  ist. 

b)  Die  Erhaltung  der  Grundbedingungen  des  ge- 
sunden Gemeinlebens  und  Bekämpfung  der  allgemeinen  Erank- 
heitsur Sachen,  z.  B.  Trockenlegung  von  Sümpfen,  Weg- 
schaffung des  ünraths,  Kloakensystem,  Strassenreinigung  u.  s.  f. 

c)  Die  öffentlichen  Maszregeln  zur  Abwehr  oder  Ein- 
gränzung  von  ansteckenden  Krankheiten,  z.  B.  Con- 
tumaz-  und  Quarantaineanstalten ,  Vorschriften  über  Schutzpo- 
ckenimpfung. 

d)  Die  üeberwachung  der  Märkte  mit  Lebensmitteln, 
und  die  Beschränkung  mit  unreifen  und  ungesunden  Nah- 
rungsmitteln, des  Handels  mit  Giftstoffen  u.  s.  f. 

e)  Die  öffentlichen  Anstalten  für  Heilung  und  Pflege 
kranker  Personen,  soweit  die  Familiensorge  nicht  ausreicht, 
Spitäler;  Irrenhäuser,  Gebäranstalten,  öffentliche 
Bäder,  Bettungsanstalten  für  verunglückte  Personen. 

f)  An  die  Sorge  für  die  Gesundheit  der  Menschen  reihen 
sich  an  die  Anstalten  und  Maszregeln,  um  die  Gesundheit  des 
Viehs  vor  Seuchen  zu  bewahren. 

3.  Die  Sicherheitspolizei.    Dahin  sind  zu  rechnen: 

a)  Die  Sorge  für  öffentliche  Wachen.  Die  Insti- 
tute der  Gensdarmerie,  der  Konstabier,  der  Schutzmänner,  der 
Nachtwächter  u.  s.  f.  dienen  der  Polizei  freilich  nach  verschie- 
denen Sichtungen,  wie  denn  überhaupt  das  zu  der  Eigenthüm- 
lichkeit  des  Polizeiwesens  gehört,  dasz  die  einzelnen  Zweige 
ihrer  Thätigkeit  in  wechselseitiger  Beziehung  zu  einander 
stehen. 

b)  Die  Todtenschau  und  die  Aufsicht  über  das  Be- 
grab nisz.    (Leichenhäuser,  Kirchhöfe,  Grüften.) 
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c)  Die  Feuerpolizei,  welche  durch  Vorschriften  für 
Anlage  von  Fenerstellen  und  Beaufsichtigung  derselben 
die  künftige  Feuersgefahr  zu  yennindem,  durch  LGsch an- 
stalte n  die  eingetretene  su  bewältigen,  durch  Gründung  von 
Assecuranzen  den  Brandschaden  zu  ersetzen  strebt. 

d)  Die  Sorge  für  dieRechtssicherheit  der  Privaten 
(Sicherheitspolizei  im  engem  Sinne). 

In  dieser  Beziehung  kommt  vorzüglich  das  Verhftltnisz 
der  Polizei  zur  Justiz  in  Betracht.  Ihre  beiderseitigen  Ge- 
biete berühren  sich  hier,  und  die  Grenzen  sind  in  einzelnen 
Fällen  nur  mit  Mühe  zu  finden.  Dennoch  sind  dieselben  aus- 
geschieden, und  sollen  es  sein. 

Aufgabe  der  Polizei  ist  nicht  die  Verwaltung  und 
Handhabung  der  Gerechtigkeit,  sondern  die  Sorge 
für  die  Ruhe  und  Sicherheit.  Die  Polizei  schützt  gegen 
die  thatsächliche  Verletzung  derselben,  bekämpft  den  gewalt- 
samen Bruch  des  öffentlichen  Friedens,  und  verfolgt  die  Feinde 
der  Rechtsordnung,  welche  dieselbe  mit  ihren  Angriffen  be- 
drohen und  die  gemeine  Sicherheit  stören.  Die  rechtliche 
Beurtheilung  aber  der  Schuld,  der  Spruch  über  das  streitige 
Becht,  die  Verurtheilung  der  Verbrecher  ist  nicht  ihres  Amts, 
und  wohin  der  Arm  der  Gerechtigkeit  zu  reichen  die  Macht 
hat,  da  zieht  sich  die  Polizei  zurück  oder  verhält  sich  nur 
hülfreich  und  untersttitzend  zu  jener,  nicht  aber  als  concur- 
rirende  Gewalt  handelnd. 

Auszerhalb  dieses  Bereiches  aber  greift  sie,  wo  es  noth 
thut,  mit  Macht  ein,  jeden  Widerstand  brechend.  Zu  diesem 
Behuf  wurde  in  den  meisten  Staten  der  Polizei  ein  beschränktes 
Zfichtigungsrecht  zugestanden,  ein  Züchtigungsrecht  eher 
als  ein  Strafrecht,  denn  die  Strafe  wird  vor  allem  um  der 
Gerechtigkeit  willen  verhängt,  die  Züchtigung  aber  vornehm- 
lich um  der  öffentlichen  Sicherheit,  der  Handhabung  des  An- 
standes,  der  Disciplin  willen.  Wird  der  Polizeigewalt  jedes 
Becht  zur  Züchtigung  abgesprochen,  oder  wird  die  Ausübung 
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derselben  an  verwickelte  Proceszformen  gebunden,  so  entsteht 
die  Gefahr,  dasz  ihre  Macht  anwirksam  oder  die  Ausübung 
derselben  schwerfällig  werde,  was  beides  im  Widersprach  ist 
mit  der  ganzen  Aufgabe  der  Polizei.  In  neuerer  Zeit  haben 
aber  manche  Staten  nach  dem  Vorbilde  von  Frankreich  an- 
gefangen, auch  die  Ahndung  von  Polizeiübertretungen 
den  Polizeibehörden  wegzunehmen  und  an  die  Gerichte  zu 
übergeben.  Man  erwirbt  dadurch  eine  grOszere  Garantie  ge- 
gen Miszbrauch  der  Polizeigewalt,  aber  soll  dieselbe  nicht  da- 
durch gelähmt  werden,  so  ist  es  doppelt  nöthig,  sowohl  die 
Befugnisz  der  Polizei,  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken, 
Polizeistrafen  anzudrohen,  aufrecht  zu  halten,  als  die  Gerichte 
zu  verpflichten,  dasz  sie  die  gesetzlich  competenten  Polizei- 
verordnungen und  Befehle  nicht  aus  dem  Standpunkte  der 
Zweckmäszigkeit  prüfen,  sondern  darauf  die  Strafbarkeit 
gründen. 

Aber  auch  in  den  Staten,  wo  die  Bestrafung  der  Polizei- 
übertretungen überhaupt  den  Gerichten  vorbehalten  ist,  wird 
doch  der  Polizei  als  Executivmittel  ein  Recht  zu  geringfügigen 
Ordnungs-  und  üngehorsamsstrafen  zugestanden  und  die  Be- 
fugnisz eingeräumt,  auch  wirkliche  Strafen  von  sich  aus  unter 
der  Voraussetzung  zu  verhängen,  dasz  der  Bestrafte  sich  frei- 
willig denselben  unterwirft  und  kein  gerichtliches  Ürtheil  ver- 
langt. Thatsächlich  werden  auf  diese  Weise  doch  die  meisten 
Polizeiübertretungen  polizeilich  abgewandelt. 

Auf  ihrem  eigenen  Gebiete  ist  die  Polizei  von  den 
Gerichten  durchaus  unabhängig,  wie  diese  auf  dem  ihrigen 
von  jener.  Ein  Recursverfahren  von  jener  an  diese  ist  daher 
unstatthaft,  und  die  gerichtliche  Verantwortlichkeit  der  Poli- 
zeibehörden ist  in  der  Hauptsache  nach  den  nämlichen  Grund- 
sätzen zu  reguliren,  wie  die  der  übrigen  Beamten.  Da  in- 
dessen die  Polizei,  wenn  sie  je  nach  Umständen  rasch  und 
energisch  für  die  Sicherheit  sorgen  soll,  einer  gewissen  Will- 
kür,  welche   nach  freiem  Ermessen  das  Nöthige  beschlieszt, 
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ujiQmginglich  bedarf,  so  sind  allerdings  die  Bedenken  grosz, 
dasz  sie  diese  Stellung  miszbraucbe,  und  die  Freiheit  und  das 
Recht  auch  der  Individuen  zu  leicht  hintansetze  und  verletze. 
Eine  verschärfte,  wenn  auch  nicht  gerichtliche  Verantwortlich- 
keit, welche  die  Polizeigewalt  nicht  lähmt,  und  ihre  Hand- 
longen auch  aus  dem  polizeilichen  Standpunkte  beurtheilt,  aber 
zugleich  jeden  Miszbrauch  und  jede  Inhumanität  strenge  rfigt, 
wäre  daher  eine  wohlthätigere  und  practischere  Einrichtung 
als  ein  umfassendes  Polizeigesetzbuch,  welches  den  Detail  des 
Lebens  und  seiner  Bedürfnisse  doch  nicht  zum  voraus  objectiv 
zu  regeln  vermag. 

Soweit  aber  die  Polizei  nur  die  Strafgerichtsbarkeit  zu 
onterstfltzen  berufen  ist,  die  sogenannte  gerichtliche  Po- 
lizei (police  juUciaire)  ist  durchaus  den  Qerichten  unter- 
nieht  nebengeordnet,  und  hat  die  Aufträge  einfach  zu  voll- 
ziehen, welche  die  Gerichte  ihr  ertheilen. 

IIL  Die  Culturpolizei. 

Wir  unterscheiden  sehr  bestimmt  die  Cultur,  deren  Cha- 
rakter Pflege  und  die  Culturpolizei,  deren  Charakter 
Gewalt  ist,  in  derselben  Weise,  wie  wir  die Statswirthschaft 
VM  der  Wirthschaftspolizei  unterscheiden.  Die  Polizei  er- 
streckt sich  Ober  alle  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens,  also 
auch  auf  die  Cultur-  und  die  Wirthschaftsverhältnisse ,  aber 
immer  nur  unter  der  Voraussetzung,  dasz  das  öffentliche  Be- 
ddrfniaz  die  Uebung  der  Gewalt  erheischt,  und  nicht  Aber 
diaeea  Bedflrfnisz  hinaus.  Wo  es  aber  der  befehlenden  oder 
verbietenden  Gewalt  bedarf,  da  ist  ihr  auch  die  Pflege  un- 
tergeordnet, und  keineswegs  die  Polizei  ein  abhängiges 
Anhängsel  der  Pflege.  Wo  die  Pflege  von  sich  aus  den  Be- 
dflrfnissen  Befriedigung  verschafft,  da  bedarf  es  freilich  der 
Culturpolizei  nicht;  es  ist  aber  eine  Hauptaufgabe  dieser,  da- 
rüber zu  wachen,  dasz  die  Pflege  ihre  Pflicht  nicht  vernach- 
Uszige ;  und  wo  jene  einschreiten  musz ,  wird  sie  wieder  die 
Beihfllfe  der  Pflege  ansprechen.  Darauf  beruht  der  organische 
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Einzelne  Unterarten  der  Coltorpolizei  sind: 
a)  Die  Sorge  för  die  sittliche  Wohlfahrt  des  Volks. 
(Sittlichkeitspolizei,    Censnr  im   römischen   Sinn  des 
Worts.) 

In  höherem  Grade  ist  es   der  Beruf  der  Kirche,  der 
moralischen  Seite  des  menschlichen  Oesammtlebens  ihre  Auf- 
merksamkeit nnd  Sorge  zuzuwenden,  als  es  die  Pflicht  des 
States  ist,  die  moralische  Gesundheit  des  Volkes  durch  seine 
Polizei   zu    fördern.     Die  Wirksamkeit  der  Kirche  ist  dann 
auch  auf  diesem  Gebiete  unmittelbarer  und  fruchtbarer  als 
die   des  States  sein  kann.     Wenn  die  Kirche,  ihrer  Mission 
treu,  die  Beligiositftt  weckt  und   lebendig  erhftlt,   wenn  sie 
den  Menschen  wirklich  mit  Gott  versöhnt  und  einigt,  so  er- 
gieszt  sich  die  unerschöpfliche  Quelle  der  sittlichen  Kraft  und 
Reinigung  Aber  das  Volk.    Der  Stat   hat  keine  Macht  fiber 
das  Gewissen  und  die  unsichtbare  Seelenstimmung  vermag  der 
Stat  nicht  zu   erfassen,  noch  zu  bessern.    Sein  eigentliches 
Gebiet  ist  die  ftuszere  Erscheinung;  er  kann  daher  nur  mittelbar 
auf  die  sittlichen  Zustände  des  Volkes  Einflusz  äuszem.    Erst 
wenn  die  innere  Gesinnung  sich  in  äuszeren  Handlungen  oder 
Unterlassungen  offenbart,  wird  sie  fdr  den  Stat  faszbar,  und 
gelangt   in  den  Bereich  seiner  Macht.    Die  Kirche  mag  mit 
religiösen  Mitteln  wider  die  bösen  Gedanken  streiten  und  gute 
EntschlQsse  hervorrufen,   der  Stat  hat  nur   mit   den   bösen 
Thaten  zu  schafl'en,  und  die  äuszem  Hindemisse  und  Gefahren 
zu  beseitigen  oder  zu  mindem,  welche  die  Reinheit  der  guten 
Sitten  bedrohen.    Auch  hier  ist  Vielregiererei  und  unwürdige 
Bevormundung,   die  eine,  gleichgflltige  Vemachlässignng  die 
andere  Klippe,  zwischen  denen  der  Statsmann  hindurch  steu- 
ern musz. 

Die  römische   Censur  bemhte  auf  einer  edlen   und 
umfassenden  Aufliossung    der    statlichen    Sittenpolizei.      Die 
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Ceii8<Hren  waren  berechtigt,  jede  offenbare,  das  öffentliche  Sitt- 
licbkeitsgefflhl  verletzende  Handlung  zu  rügen.  Sie  handelten 
dbe^  nicht  präventiv,  sondern  griffen  im  Interesse  der  guten 
Sitten  und  meistens  mit  sicherm  Tacte  —  die  Wahl  der  Cen- 
soren  aus  den  geachtetsten  und  verdientesten  Statsmännern  ge- 
währte dafür  feste  Bürgschaft  —  erst  ein,  wenn  die  Unsitte 
sich  durch  Thaten  geäuszert  hatte,  aber  der  gerichtlichen 
Verfolgung,  weil  keine  eigentliche  Rechtsverletzung  vorlag, 
entzogen  war.  Auch  die  hochgestellten  Männer  waren  nicht 
zu  hoch,  um  vor  den  Ehrenstrafen  der  Censoren  sich  sicher 
zu  fBhlen,  wenn  sie  die  guten  Sitten  offen  verletzt  hatten. 

Während  des  Mittelalters  war  für  diese  Dinge  durch  die 
Censur  der  Kirche  ebenfalls  in  umfassender  Weise  gesorgt. 
In  unserer  Zeit  aber,  in  welcher  die  Macht  der  Kirche  über 
die  Gemüther  geringer  und  beschränkter  geworden,  empfindet 
der  Stat  hier  eine  Lücke  in  den  öffentlichen  Einrichtungen, 
welche  er  auch  durch  die  gewöhnlichen  Polizeibeamten  durch- 
aus nicht  zu  ergänzen  vermag.  Es  gibt  gewisse  Seiten  der 
polizeilichen  Thätigkeit,  welche  eine  Hoheit  der  Gesin- 
nung und  ein  solches  Masz  öffentlicher  Hochachtung  und  freier 
Autorität  in  der  Person  des  Handelnden  voraussetzen,  wie  die- 
selben von  den  regelmäszigen  Beamten  weder  gefordert  noch 
erwartet  werden  dürfen.  Das  ist  gerade  das  Grosze  der  rö- 
mischen Organisation  der  Polizei,  dasz  diese  Aufgaben  den 
angesehensten  und  edelsten  Männern  übertragen  wurden.  In 
dem  modernen  State  aber,  dessen  schwächste  Seite  die  Polizei 
ist,  finden  sich  keine  derartigen  Institutionen;  vielmehr  reizt 
die  kleinliche  und  häufig  verletzende  Betreibung  der  polizei- 
lichen Cteschäfte  zur  Miszachtung  und  zur  Abneigung  gegen 
die  Polizei,  und  beide  wenden  sich  dann  gegen  die  gesammte 
Regierung  und  den  Stat,  welcher  groszen  Classen  nur  in  der 
Gestalt  dieser  lästigen  und  drückenden  Polizeigewalt  erscheint. 

Diesen  Uebelständen  läszt  sich  nicht  anders  als  durch 
eine   bessere  Organisation  der  Polizei  begegnen,   und    dafür 
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würden  sich  auch  in  dem  modernen  State  die  Elemente  wohl 
finden,  würde  man  hier  über  den  pedantischen  Gtesichiskreis 
der  bloszen  Bureankratie  hinwegszusehen  wagen«  nnd  die  freie 
Thätigkeit  geachteter  Privatmänner  in  Ansprach  nehmen.  Ge- 
rade den  ausgezeichneten  Glassen  nnd  Individuen,  dem  Adel 
in  der  Nation  im  eigentlichen  psychologischen  Verstände, 
könnte  hier  ein  Feld  fruchtbarer  und  ehrenvoller  Wirksamkeit 
eröffnet  werden,  und  selbst  dem  jetzigen  Spiele  der  Erwach- 
senen, den  Orden,  könnte  hier  ein  ernstes  Ziel  gesetzt  und 
manche  auch  für  Männer  passende  Aufgabe  damit  verbunden 
werden. 

Yerhältniszmi&szig  dürftig  erscheint,   was,  abgesehen  von 
der  statlichen  Aufsicht  über  die  Kirche   selbst  und 
über  die  religiösen  Verbindungen  oder  über  die  Erziehungs- 
anstalten —  von   denen  im  IXten  Buche  näher  die  Bede 
sein  wird  —  die  moderne  Sittenpolizei  an  Einrichtungen  her- 
vorgebracht hat.    Am  erheblichsten  sind: 
a)  die  Vormundschafts-  und  Gesindepolizei,  zur  Un- 
terstützung der  häuslichen  Zucht  und  der  Familienruhe, 
wo  das  Privatrecht  und  die  gewohnte  Vormundschafto- 
pflege  nicht  ausreichen,  und  ein  gerichtlicher  Schutz  un- 
geeignet oder  unwirksam  erscheint; 
ß)  die  Aufsicht  über  gewisse  Privatanstalten,  welche 
entweder  wie  die  Schenken  für  geistige  Getränke,  die 
Schaubuden,  die  Leihbibliotheken,    in  ihrer  Ausartung 
leicht  die  UnsitÜichkeit  begünstigen,  oder  wie  die  Spiel- 
häuser oder  die  BordeUe  zum  Dienste   derselben   ge- 
gründet sind; 
/)  die  Preszpolizei.^ 
b)  Die  Sorge  für  das  gesellschaftliche  Leben  dee 
Volkes,   für  seine  Erheiterung  und  seinen  persönlichen 
Verkehr.    (Aedilität,  Gesellschaftspolizei) 

»  YgL  Bnofa  XIL  Gap.  2. 
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Je  wichtiger  in  dem  modernen  Leben  das  freie  gesell- 
schaftliche Zusammentreten  der  Gesinnungs-  oder  Zweckge- 
nossen  and  je  mannichfaltiger  und  reicher  die  Formen  geworden 
sind,  welche  der  gesellige  Menschengeist  erfunden  hat,  um 
diese  Triebe  zu  befriedigen,  mit  desto  mehr  Sorgfalt  wird 
auch  hier  die  wichtige  Stellung  des  States  zu  diesen  Verbin- 
dungen und  Erscheinungen  zu  bestimmen  sein.  Die  Privaten 
gehen  dabei  von  dem  Princip  ihrer  Freiheit  aus;  die  Polizei 
muazy  indem  sie  diese  Begel  anerkennt,  zugleich  das  Recht 
der  Oesammtheit  handhaben,  wo  die  Öffentliche  Wohlfahrt  es 
erfordert,  und  auch  hier  bald  die  nOthigen  Schranken  dieser 
Freiheit  festsetzen,  bald  ihre  Entwickelung  positiv  fordern.  ^ 

Die  Sorge  für  die  Erheiterung  des  Volks  ist  eine  der 
wohlthfttigsten  und  dankbarsten  zugleich.  In  dem  ,panem  et 
circenses''  der  Römer  sind  zwei  berechtigte  und  grosze  Wünsche 
des  Volkes  ausgesprochen,  und  es  ist  eine  -des  Statsmannes 
würdige  Aufgabe,  beide  zu  befriedigen.  Die  moderne  Polizei, 
welche  bei  Theatern,  Festlichkeiten  und  Belustigungen  ihre 
Aufmerksamkeit  fast  nur  in  negativer  Richtung  zeigt,  be- 
sehrankend und  hemmend  y  was  ungebührlich  zu  werden  oder 
Gefahr  zu  bringen  droht,  dagegen  die  positive  Seite,  die  Be- 
lebung, Hebung  und  Veredlung  der  Volksgenüsse  wenig  be- 
achtet, steht  in  dieser  Beziehung  weit  hinter  der  antiken  Po- 
lisei  zurück.  Die  statskundigen  Römer  legten  gerade  darauf 
den  gröszten  Werth,  und  die  römischen  Qroszen  wetteiferten 
unter  einander  in  der  Veranstaltung  groszer  Festspiele.  Der 
Weg  zu  den  höchsten  ^tatswürden  der  römischen  Bepublik 
führte  durch  das  Amt  der  Aedilen  hindurch,  welche  für  das 
Brod  und  die  Spiele  zu  sorgen  hatten. 

c)  Wir  dürfen  wohl  auch  die  Unterstfltzungs-  und 
Armenpolizei  hieher  rechnen. 

In  dieser  Beziehung  kommt  es  vor  allem  darauf  an,  die 
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eigentlichen  Armen  von  den  ausnahmsweise  Unterstützungs^ 
bedürftigen  zu  trennen,  und  hinwieder  unter  den  Armen 
die  von  Natur  Armen  von  den  verschuldeten  Armen 
sorgfältig  zu  unterscheiden.  Die  Vermengung  der  ganz  ver- 
schiedenen Verhältnisse  hat  theils  die  Heilkraft,  deren  die- 
selben bedflrfen,  oft  sehr  geschwächt,  theils  das  vorhandene 
Uebel  häufig  vermehrt.    Wir  müssen  daher  unterscheiden: 

a)  Die  oft  zahlreichen  Classen  der  Bevölkerung,  welche 
ausnahmsweise  in  Fällen  der  Noth,  wie  insbesondere  wenn 
eine  ungewöhnliche  Theurung  der  Lebensmittel  eintritt  (Hun- 
gersnoth),  oder  wenn  durch  einen  groszen  Brand  oder  Kriegs- 
unglück die  regelmäszigen  Nahrungsquellen  plötzlich  versiegen 
und  unbrauchbar  werden,  oder  wenn  eine  momentane  Stockung 
der  Gewerbe  die  Nachfrage  nach  Arbeit  und  die  Möglichkeit 
des  Verdienstes  hindert,  der  Unterstützung  bedürftig 
werden.  Von  solcher  Noth  werden  gar  viele  Familien  und 
Individuen  betroffen,  welche  durchaus  nicht  zu  den  Armen  ge- 
hören. Sie  können  zwar,  so  lange  jene  sie  niederdrückt,  sidi 
selber  nicht  vollständig  helfen,  sie  bedürfen  nun  fremder  Bei- 
hülfe, um  nicht  unterzugehen,  aber  wenn  nur  die  Noth  wieder 
vorübergezogen  ist,  so  macht  sich  auch  ihre  natürliche  Fähig- 
keit, mit  eigenen  Kräften  für  ihren  Lebensunterhalt  zu  sorgeu, 
wieder  geltend,  und  verschafft  ihnen  von  neuem  ein  selbstän- 
diges Dasein.  Hier  ist  es  nun  überaus  wichtig,  dasz  die  mo- 
ralische Spannkraft  dieser  Classen  nicht  etwa  durch  die  Un- 
terstützung von  Seite  des  Stats  geschwächt,  sondern  im  6e- 
gentheil  eher  gesteigert  werde.  Die  Kegel  der  Selbst  hülfe 
darf  nicht  durch  die  Ausnahme  der  Unterstützuugs- 
bedürftigkeit  verdrängt,  nicht  die  letztere  zur  Begel  er- 
hoben werden.  Eben  aus  diesem  Qrunde  dürfen  die  in  solcher 
Noth  Unterstützungsbedürftigen  nicht  in  die  Classe  der  wirk- 
lichen Armen  gesetzt,  nicht  diesen  gleich  behandelt  werden. 
Auch  das  Ehrgefühl  derselben  darf  durch  solche  Oleichstel- 
lung nicht  gekränkt  werden,   denn  es   ist   ein  starker  Hebel 
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der  moralischen  nnd  physischen  Kraft,   der  mit  den  Mühen 
der  Noth  ringt,  nnd  viele  Schwierigkeiten  überwindet. 

Insofern  nun  die  Privatanstrengnng,  die  hier  vor- 
an s  in  Anspruch  genommen  werden  musz,  nicht  ausreicht,  so 
ist  es  Aufgabe  der  State wirthschaft,  nicht  der  Polizei, 
solchem  Uebel  zuvorzukommen,  und  dasselbe  zu  mildem,  denn 
das  Uebel  selbst  liegt  in  den  Wirthschaftsverhftltnissen ,  und 
kann  daher  nur  von  da  aus  geheilt  werden.  Aber  zuweilen 
sind  die  Mittel,  Aber  welche  die  Statswirthschaft  verfügen 
kann,  nngenflgend,  wenn  nicht  die  energischere  Polizeige- 
walt ihr  zu  Hülfe  kommt,  und  dann  allerdings  soll  auch 
diese  jener  hülfreiche  Hand  reichen,  damit  der  grosze  State- 
zweck,  die  Erhaltung  der  Bewohner,  erreicht  werde. 

ß)  Die  von  Natur  Armen,  welche  der  öffentlichen  Hülfe 
bedürfen,  weil  es  ihnen  an  der  Fähigkeit  gebricht,  sich  selber 
zu  helfen,  und  auch  keine  Familie  sie  mit  ihrer  Sorge  schützt. 
Das  sind  die  armen  familienlosen  Waisen  und  unehelichen 
Kinder,  deren  natürliche  Kräfte  noch  unentwickelt  sind,  die 
alten  Leute,  deren  Thatkraft  erstorben  ist,  die  Kranken 
nnd  die  Gebrechlichen.  Diese  Armen  sind  es  vorzugs- 
weise, welche  die  Religion  und  Moral  der  Fürsorge  auch  des 
States  empfehlen.  Im  Mittelalter  nahm  sich  die  Kirche 
ihrer  hauptsächlich  an,  und  sie  darf  es  auch  in  unserer  Zeit 
nicht  unterlassen,  christliche  Wohlthätigkeit  selbst  zu  üben 
nnd  zn  empfehlen.  Aber  es  ist  nun  meistens  das  Armenwesen 
auch  statlich  organisirt,  und  der  Stat  darf  diese  Pflicht  eben 
80  wenig  vernachlässigen,  denn  auch  seine  Bestimmung  ist  es, 
wo  das  Familienleben  solche  natürliche  Bedürf  hisse  der  schutz- 
bedürftigen Individuen  nicht  befnedigt,  seinen  obervormund- 
schafUichen  Schutz  und  seine  Pflege  zu  üben.  Die  wesent- 
liche Thätigkeit  des  States  ist  aber  hier,  wie  bei  der  eigent- 
lichen Obervormundschaft  und  bei  der  Erziehung  nicht  eine 
Uebnng  der  Gewalt,  sondern  die  Pflege:  und  wir  müssen 
daher  die  Armenpflege   von   der  Armenpolizei  wieder 
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nnterscheiden.  Nnr  wo  jene  nicht  hilft  und  daher  ein  Be» 
dürfnisz  nach  obrigkeitlichem  Gebot  rege  wird,  tritt  diese  auch 
hier  ein.  Subsidiär  erscheint  die  Armenpolizei,  wenn  die  Ar- 
menpflege zu  schwach  oder  zu  lässig  ist,  ihre  Pflicht  zu  üben. 

TJebrigens  liegt  es  nahe  und  entspricht  einer  guten  Or- 
ganisation des  Armenwesens  durchaus,  dasz  die  nächste  Sorge 
der  Gemeinde  überlassen  wird,  und  nur  ergänzend  und  be- 
aufsichtigend die  Polizei  des  State%  hinzutritt.  Denn  die 
Gemeinde  ist  in  gewissem  Sinne  die  Erweiterung  der  Familie, 
der  mittlere  Kreis,  der  zwischen  der  Familie  und  dem  State 
die  Individuen  mit  seiner  Sorge  umfaszt.  Die  Gemeinde  ist 
auch  eher  als  der  Stat  im  Stande,  die  individuellen  Bedarf* 
nisse  der  in  ihr  lebenden  und  zu  ihr  gehörigen  Armen  zu 
kennen  und  zu  würdigen,  und  die  Mittel  einer  angemessenen 
Versorgung  und  Pflege  zu  finden  und  zu  benutzen. 

y)  Die  verschuldeten  Armen,  welche  zwar  die  natür- 
lichen Kräfte  besitzen,  um  sich  selber  zu  schützen  und  durch- 
zubringen, die  aber  aus  Liederlichkeit,  Arbeitsscheu,  Ver- 
schwendung in  Armuth  gerathen  sind,  und  ohne  Hülfe  ver- 
derben müszten.  Gegenüber  diesen  hat  nun  vorzugsweise  die 
statliche  Polizei  den  Beruf  einzuschreiten,  und  zwar  kei- 
neswegs nur  zur  Pflege,    sondern    voraus  zur  Zucht.^    Für 

'  Auf  diesen  wichtigen  Unterschied  hat  anch  Napoleon  in  seinen 
QeflprAcfaen  mit  Las  Cases  (Y.  S.  58)  aufmerksam  gemacht:  „Le  noead 
de  cette  grande  affaire  est  tout  entier  dans  la  stricte  Separation  du 
pawore  qui  commande  le  respect  d'avec  le  mendiant  qni  doit  exciter  la 
col^re,  or,  nos  trarers  religieux  mSlent  si  bien  ces  deux  dawes  qu*il8 
semblent  faire  de  la  mendicit^  un  m6rite,  une  esp^ce  de  vertu ,  qu'ils  la 
proYoquent  en  lui  pr^sentant  des  r^compenses  Celestes:  an  fait  les  men- 
dians  sont-ils  plus  ni  moins  que  des  moines  au  petit  pied,  tellement  qne 
dans  la  nomen-clature  se  trourent  les  moines  mendians.'^  Die  eng- 
lische Armentaxe  wurde  unter  der  Königin  Elisabeth  snerst  nur  für 
Lahme,  Oebrechliohe,  Alte  und  Blinde  eingeführt.  Dann  aber  fing  man 
an,  auch  die,  welche  arbeiten  können,  aber  keine  Arbeit  finden,  also  die 
Unterstfitzungsbedürftigen  im  obigen  Sinne,  und  die  liederlichen  Armen, 
welche  nicht  arbeiten  woUen,  aus  dem  Ertrag  dieser  Taxe  zn  antuttOt- 
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Bokhe  Anne  sind  daher  die  Arbeits*  und  Corrections- 
kftnser  wohl  am  Platze,  und  es  ist  nöthig,  dasz  in  diesen 
strenge  Zucht  geübt  werde.  Das  aber  ist  nicht  mehr  Sache 
der  Gemeinde,  sondern  in  vorzüglichem  Sinne  Sache  des 
States  und  seiner  polizeilichen  Oewalt 

IV.  Die  Stats-  und  Volkswirthschaftspolizei. 

Sie  unterscheidet  sich  als  die  obrigkeitliche  Gewalt  von 
der  ihr  untergeordneten,  aber  in  den  regelmäszigen  Fällen 
ausreichenden  Stats-  und  Volkswirthschaftspflege  in  ähnlicher 
Weise,  wie  sich  die  Culturpolizei  von  der  Cultur  unterscheidet. 
Wo  das  Bedürfnisz  der  Gewalt  rege  wird,  da  nur  ist  die  Po- 
lizei thätig,  im  übrigen  genügt  die  Wirthschaftspflege.  Hie- 
her gehören: 

a)  Die  Wasserpolizei,  welche  durch  Regelung  der 
Ströme  und  Flüsse,  und  durch  Anlegung  von  Deichen  oder 
Dämmen  vor  üeberschwemmung  Güter  und  Menschen  ver- 
bätet, die  Benutzung  der  öffentlichen  Gewässer  zu  Wasser- 
werken, Wiesenwässerung,  zur  Schifffahrt,  Flöszung  u.  s.  f. 
im  allgemeinen  Interesse  wahrt  und  den  Miszbrauch  hemmt, 
durch  Errichtung  von  Seehäfen  und  Leuchtthürmen  die  Sicher- 
heit der  Schiffe  begünstigt. 

b)  Die  Wege-  und  Straszenpolizei,  durch  welche 
für  Anlegung,  Unterhaltung  und  Sicherheit  von  Wegen,  Stras- 
zen,  Eisenbahnen,  Brücken  u.  s.  f.  gesorgt  wird.  Die  Her- 
stellung einer  Brücke  zu  gebieten,  ist  Sache  der  Polizei,  sie 
zweckmäszig  auszuführen,  Aufgabe  der  Wirthschaft. 

c)  Die  Sorge  für  öffentliche  Brunnen  und  für  öf- 
fentliche Plätze  und  selbst  die  Sorge  für  den  Schmuck 
solcher  Plätze  und  Anlagen,  durch  Anpflanzungen,  Denkmäler 

leo ,  and  indem  man  so  die  drei  veriohiedenen  Claaeen  vermischte,  stei- 
gerte man  des  Uebel  ins  Unerträgliche.  Viel  besser  ist  das  Armenwesen 
in  De  vt  sohlend  und  in  der  Seh  weis  geordnet,  obwohl  anch  da  die 
in  der  Natnr  der  Dinge  liegenden  üntersoheidongen  nicht  so  YolIstAndig 
beachtet  werden,  als  es  zn  wünschen  ist. 
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und  öffentliche  Gebftade,  durch  schöne  und  wtirdige  Auastair- 
tnng  und  Beinhaltung.  Auch  die  Aufsicht  Über  Privatbanten 
gehört  hieher,  soweit  die  allgemeine  Sicherheit  und  der  öf- 
fentliche Anstand  es  rechtfertigt;  sie  darf  aber  nicht  ausartea 
in  eine  Bevormundung  des  freien  Privateigenthums  und  Pri- 
vatgeschmacks. 

d)  Die  Yolkswirthschaftliche  Polizei,  von  welcher 
im  Xten  Buche  im  Zusammenhang  mit  der  Wirthschaftspfl^e 
gehandelt  wird. 


Tüftn  4iiilr< 


Vom    Gericht. 


Erstes  Gapitel. 

Die  Natur  and  die  Arten  des  Oeriohts. 

Allee  Oericht  setzt  voraus,  dasz  etwas  zu  richten  sei, 
d.  h.  dasz  eine  Verletzung  der  Rechtsordnung  ge- 
schehen sei.  Die  Verletzung  wird  durch  das  Oericht  besei- 
tigt und  damit  die  Majest&t  des  Rechts  geoffenbart.  Alle 
Rechtspflege  ist  Bewfthrung  der  statlichen  Gerechtigkeit.* 

In  dem  Richten  hissen  sich  zwei  wesentlich  verschiedene 
Fmictionen  unterscheiden: 

1)  die  Erkenntnisz  des  Rechts,  oder  wie  man  das 
im  Mittelalter  ausgedrückt  hat,  das  Finden  des  Rechts, 
das  ürtheil, 

2)  die  Handhabung  des  Rechts,  das  Richten  im 
eigentlichen  Sinn. 

Es  ist  wahr,  dasz  die  Findung  des  Urthefls  an  und  fdr 
sich  nicht  ein  Act  der  statlichen  Macht,  sondern  zunftchst  ent- 
weder ein  Ausdruck  des  Rechtsgefühls  oder  eine  logische 

•  Vgl  stahl,  Btotilebre  IL  8.  438. 
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Function  des  juristisch  gebildeten  Verstandes  ist,  und  inso- 
fern läszt  sie  sich  mit  der  Thfttigkeit  von  Kunstverstftndigen 
und  Experten  in  andern  Gebieten  des  Lebens  und  der  Wissen- 
schaft vergleichen.  Aber  es  ist  durchaus  irrig,  das  Gericht 
selbst  aus  diesem  Gesichtspunkte  zu  betrachten  und  demselben 
den  Charakter  einer  obrigkeitlichen  Gewalt  abzusprechen.'  Die 
Rechtsfindung  ist  die  nothwendige  Voraussetzung,  die  Unter- 
lage der  Bechtshandhabung ,  diese  aber  offenbar  das  Wesen 
des  Gerichts  und  von  durchaus  statlicher  Natur.  Die  erstere 
kann  daher  wohl  Privatpersonen  anvertraut  und  überlassen 
werden,  die  letztere  dagegen  musz  obrigkeitlichen  Magi- 
straten vorbehalten  bleiben.  Und  da  sich  jene  zu  dieser 
dienend  verhält,  so  ist  auch  sie  immerhin  obrigkeitlich  zu 
leiten. 

Die  Wiederherstellung  des  gestörten  und  ver- 
letzten Privatrechts  ist  die  Aufgabe  der  Civilrechts- 
pflege.  Durch  diese  übt  der  Stat  seine  Pflicht  aus,  den 
Privatpersonen  den  Genusz  der  ihnen  angehörigen  Privatrechte 
zu  gewähren,  und  die  eingetretene  Beeinträchtigung  derselben 
aufzuheben.  Dieser  Zweck  wird  erreicht,  theils  durch  Besei- 
tigung des  Privatunrechtes,  theils  durch  Ersatz  des 
Schadens,  mit  Einem  Worte  durch  einfache  Wiederher- 
stellung des  Privatrechts. 

In  der  Begel  genügt  zur  Erreichung  dieses  Zwecks  das 
blosze  Erkenntnisz  und  der  statliche  Ausspruch  des  wirklichen 
Rechts;  daher  ist  hier  das  gerichtliche  Urtheil  von  ganz 
besonderer  für  sich  schon  entscheidender  Bedeutung.  Nur  aus- 
nahmsweise, wenn  dasselbe  von  den  Betheiligten  nicht  beachtet 
wird,  tritt  der  statliche  Zwang  ein,  der  ein  Ausflusz  der 
(jerichtsbarkeit  ist,  und  daher  von  dem  Gerichte  auch  dann 
angeordnet  wird,  und  abhängig  bleibt,  wenn  zur  Ausübung  des- 
selben die  Mitwirkung  der  Polizeimittel  erforderlich  sind. 

'  HeüningTonRoiteok  inAretin's  ooniiitui.  Stotoreeht  IL  8. 208. 
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Da  das  Privatrecht  zunächst  nicht  Statsangelegenheit  ist, 
sondern  den  Privatpersonen  als  solchen,  nicht  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  ünterthanen  zukommt,  so  kann  es  auch  nicht  der 
Beruf  des  States  sein,  wo  immer  einzelne  Verletzungen  dessel- 
ben vorkommen  mögen,  amtlich  einzuschreiten  und  von  sich 
ans  die  Wiederherstellung  des  gestörten  Rechtes  anzuordnen. 
Eine  derartige  Bevormundung  des  Privatverkehrs  wäre  mit 
der  Freiheit  und  der  Selbständigkeit  der  Privaten  durchaus 
unverträglich.  Diese  sind  vielmehr  vollkommen  berechtigt, 
ihre  Interessen  selber  zu  vertreten  und  sich  selber  zu  helfen. 
Nur  wenn  die  Selbsthülfe  nicht  anders  geübt  werden  könnte, 
als  so  dasz  wer  sein  Recht  begehrt  und  geltend  machen  will, 
in  die  freie  Rechtssphäre  des  Andern  eingreifen,  und  weil 
dieser  jenes  Recht  anzuerkennen  sich  weigert,  Zwang  üben 
müszte,  ist  dieselbe  in  dem  modernen  State  untersagt,  weil 
durch  solchen  Streit  die  öfl'entliche  Ruhe  und  der  Landesfrieden 
leicht  gestört  werden  könnte.  Dann  bedarf  es  zur  Wiederher- 
stellung des  streitigen  Rechts  der  gerichtlichen,  nach 
sichern  Regeln  und  in  wohlgeordneten  Formen  den  Streit  aus 
unparteiischem  Standpunkte  entscheidenden  Hülfe.  ^  Die  Civil* 
gerichtsbarkeit  entwickelt  demzufolge  ihre  Thätigkeit  nur  auf 
Begehren,  d.  h.  zunächst  auf  die  Klage  der  betheiligten 
Privaten. 

Die  Strafrechtspflege  dagegen  setzt  eine  solche  erheb- 

'  Edidum  Divi  Mord  in  L.  7  ad  legem  Juliam  de  vi  private:  «Tu 
vim  putofl  eise  solom,  si  homines  vulnerentnr?  Vis  est  et  tunc,  quoties 
qais  id,  qnoddeberi  eibi  putat,  nonper  judicem  reposoit;  non  pnto  autem 
nee  Tereonndiae  nee  dignitati  tuae  conYentre,  quidqaam  non  jnre  facere. 
Qniiqais  igitur  probatns  mihi  faerit,  rem  ullam  debitoris  non  ab  ipso 
sibt  traditam  sine  uUo  jndice  temere  possidere,  enmqne  sibi  jus  in  eam 
rem  dixisse,  jus  crediti  non  babebit.*^  Die  germanischen  Völker  yerstat- 
feien  anfinglieh  der  SelbsthOlfe  eine- viel  freiere  Bewegong;  und  erst 
■aeh  vielen  Jahrhnnderten  gelang  es  dem  langsam  aufgehenden  Stets* 
bewnsstsein,  das  SelbstpAndungirecht  der  OUubiger  in  engere  Sehranken 
sn  bannen.  Vgl.  Wilda*8  Abhandlang  in  der  Zeitschrift  ffir  deatsohei 
Reeht  Bd.  I. 
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liehe  Störung  der  Beehtsordming  voraus,  welche  nicht  bloss 
die  rechtlichen  Interessen  eines  Individuums,  sondern  um  ihres 
gefährlichen  und  rechtswidrigen  Charakters  wiUen 
die  öffentliche  Rechtssicherheit,  somit  den  Stat  selbst 
verletzt.  Jene  Erschütterung  und  Verletzung  des  bestehen- 
den Rechts  kann  zwar  sich  ebenfalls  auf  Privatrechte  beziehen, 
aber  sie  fUlt  in  diesem  Falle  in  den  Bereich  der  Strafreohts- 
pflege,  wenn  sie  mit  einer  Gesinnung  und  in  einer  Form  vor* 
flbt  wird,  durch  welche  zugleich  der  öffentliche  Frie4e 
verletzt  oder  gebrochen  wird.  Die  Strafirechtspflege  kommt 
daher  ihrer  Natur  nach  aus  öffentlichen  GrOnden  zur  Anwen* 
dnng,  und  ist  im  weitem  Sinne  ein  Theil  des  öffentlichen 
Rechts.^  Die  einfache  Wiederherstellung  genfigt  daher  hier 
nicht.  Restitution  und  Schadensersatz  sind  freilich  auch  da 
erforderlich,  aber  diese  sind,  insofern  sie  sich  auf  die  privat- 
rechtUchen  Verhältnisse  beziehen,  immer  ein  wesentlich  dvil- 
rechtlicher  Bestandtheil,  welcher  seines  Zusanunenhanges  w^en 
mit  dem  Vergehen  und  um  seiner  meist  untergeordneten  Be- 
deutung willen  wohl  gleichzeitig  von  dem  Strafgerichte  g^ 
ordnet  werden  kann,  aber,  eben  so  wohl  unter  Umständen  von 
dem  Strafj^rocesse  auszuscheiden  und  der  gewöhnlichen  Civil- 
rechtspflege  zuzuweisen  ist. 

Der  Charakter  der  Strafrechtspflege  liegt  vielmehr  in  der 
Verhängung  der  Strafe  des  Schuldigen.  Die  tiefere  Ver- 
letzung des  States  selbst  erfordert,  dasz  die  öffentliche  Gerech- 
tigkeit den  Verbrecher  mit  starkem  Arme  erfasse  und  durch 
Bestrafung  desselben,  ihre  übergeordnete  Macht  bewährend 
und  die  Sicherheit  des  öffentlichen  Friedens  neu  stärkend,  die 
Schuld  tilge.  Schuld  und  Strafe  bedingen  sich,  und  nur  das 
Gleichgewicht  beider  vermag  die  Hoheit  und  Heiligkeit  der 
Rechtsordnung  selbst  zu  offenbaren  und  herzustellen.  Die  Bes- 
serung  des  Schuldigen  und   die  Abschreckung  Anderer  von 

*  Vgl.  oben  Einleitung  Cap.  3,  8.  9. 
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fthnlichen  Verletzungen  sind  Zwecke,  welche  auch  erwogen  und 
gefordert  werden  sollen,  aber  der  principale  Gesichtspunkt  ist 
die  Strafe  selbst»  als  ein  Gebot  und  eine  Aeusserung  der  Ge- 
rechtigkeit. ^ 

Aus  diesem  Grunde  hat  daher  die  Strafe  einen  öffent- 
lichen Charakter;  und  es  ist  ein  Fortschritt  der  neueren 
Bechtsbildung,  dasz  die  altern  Privatstrafen  aus  Vergehen,  wie 
das  römische  und  das  deutsche  Recht  sie  gekannt  haben,  ab- 
geschafft worden  und  die  Öffentlichen  Strafen  an  ihre 
Stelle  getreten  sind.  Ferner  widerspricht  es  der  Idee  der 
Strafrechtspflege,  dasz  die  Anwendung  der  Strafe  in  die  Will- 
kUr  der  verletzten  Privatperson  gelegt  wird,  ihr  Eintreten 
somit  von  der  Klage  dieser  abhängt.  Die  Verfolgung  und 
Bestrafung  des  Verbrechers  ist  eine  öffentliche  Angelegenheit, 
und  es  musz  daher  von  Staatswegen  dafür  gesorgt  sein.  Das 
altere  germanische  Recht  liesz  auch  hier  der  Selbstrache 
und  dem  Fehderecht  freien  Lauf,  und  erhob  später,  seitdem 
die  Ausbildung  der  fränkischen  Monarchie  dieselbe  um  der 
öffentlichen  Ruhe  mehi*  beschränkt  hatte,  die  Nothwendigkeit 


*  Stahl,  Btatdlehre  11.8.516:  «Es  ist  das  ewige  Gesets  derGereoh- 
ligketl,  dasx  auf  das  Böse  —  somit  im  State  das  Yerbreohen  —  die 
Strafe  folge  unabwendbar,  das  bekundet  jedes  unbefangene  Bewnsitsein. 
Aber  die  Schwierigkeit  für  das  auseinandersetzende  Denken  ist  das :  Wie 
kann  eine  WiederhersteUung  der  verletzten  Ordnung  darin  liegen,  dasz 
6mm  Yerletier  ein  Uebel  zugefügt  werde,  was  die  Strafe  unläugbar  ist? 
—  Es  ist  durch  die  Strafe  an  dem  debelthftter  auf  reale  Weise  bekun- 
det, dasz  die  sittliche  Ordnung  der  Herr  UU  So  musz  das  B0se  selbst, 
indem  es  zu  Boden  gedrflckt  wird,  zur  Yerherrliohuug  der  sittlichen 
Maeht  dienen.  Die  Strafe  des  Stets  ist  darum  keineswegs  Bache.  Die 
Aaehe  sucht  das  Leiden  des  Yerletzers  um  des  Leidens  willen,  das  per- 
sSnliehe  Empfinden  an  ihm  zu  weiden.  Der  Stat  aber  straft  den  Verletier 
nicht,  damit  er  leide,  sondern  er  läszt  ihn  leiden,  damit  er  gestraft  sei. 
Die  Rache  hat  auch  keine  Gränze  als  die  Lust  am  Leiden,  während  die 
Strafe  unter  einer  Nothwendigkeit  steht  in  Masz  wie  in  Eintritt.*^  — 
Nicht  das  Böse  wird  gestraft,  die  Rechtsordnung  schätzt  die  Schlechten 
wie  die  (hiten  in  ihrer  Existenz,  aber  die  böse  That,  welche  das  Recht 
eine«  andern  widerrechtlich  angreift. 
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der  PrivatUage  zur  BegeL  Das  englische  Strafrecht  ist  zum 
Theil  heute  noch  auf  diese  Ansicht  gebaut.  Aber  auf  dem 
C!ontinente  ist  doch  seit  Jahrhunderten,  anfänglich  durch  den 
Einflusz  auch  der  Kirche  der  richtigere  Grundsatz  aufgekommen 
und  allmählich  durchgedrungen,  die  Begel  der  Verfolgung 
von  Amtswegen,  sei  es  in  Form  des  Inquisitions*  oder  des 
Anklageverfahrens.  Ausnahmen  müssen  freilich  vorbehalten 
werden,  aus  Gründen  der  Pietät,  wie  z.  B,  in  dem  Falle  des 
Ehebruchs,  oder  wo  das  Privatinteresse  dem  öffentlichen  die 
Wage  hält,  wie  bei  Injurienhändeln  oder  wenn  Gefahr  ist, 
dasz  die  Statsanwälte  ihr  ausschlieszliches  Klagerecht  aus  poli- 
tischen Rücksichten  miszbräuchlich  ungeübt  hissen. 

Der  unterschied  der  Civil-  und  der  Strafrechtspflege  hat 
denn  auch  häufig  eine  Sonderung  der  Organe  nach  sich  gezo- 
gen, welche  jene  und  diese  verwalten.  In  der  That  ist  die 
Thätigkeit  beider  so  verschieden,  dasz  in  den  handelnden  Per- 
sonen verschiedene  Eigenschaften  wirksam  sein  müssen.  Der 
Givilprocesz  ist  ein  durchaus  anderer  als  der  Strafjf^rocesz ;  und 
während  der  Civilrichter  die  Gabe  besitzen  musz,  verwickelte 
Privatverhältnisse  mit  feinem  Blicke  und  sorgsamem  Scharf- 
sinne zu  entwirren  und  äuszerlich  zurechtzulegen,  musz  das 
Strafgericht  den  moralischen  Seelenzustand  des  Angeschuldigten 
zu  ergründen  suchen  und  vorzüglich  die  individuelle  Schuld 
und  ihre  Grösze  erkennen.  Dort  bewegen  sich  die  Parteien, 
die  nur  ihre  eigene  Sache  vertreten,  mit  grOszerer  Freiheit 
innerhalb  der  zulässigen  Sechtsformen,  und  der  Richter  leitet 
und  entscheidet  ihren  Streit  mit  unbe£EUigenem  heiterem  Geiste; 
hier  aber  herrscht  der  Ernst  und  die  Strenge  der  verletzten 
Gerechtigkeit  vor  und  die  Verhandlungen  sowohl  als  die  Beor- 
theilung  nehmen  auch  die  Gemüthskräfte  der  Richter  und  Ür» 
theiler  in  erhöhtem  Grade  in  gespannten  Anspruch. 
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Zweites  GapiteL 

Gemeinsame  Grundsätze  für  die  Rechtspflege. 

1.  Die  Sonderung  des  Gerichts  von  dem  Begimente 
in  der  Verfassung  des  Stats  ist  als  ein  Hauptgrundsatz  des 
neuem  States  nun  ziemlich  allgemein  anerkannt:*  die  Son- 
derong  nicht  die  absolute  Trennung,  denn  in  dem  Statsober- 
banpte  einigt  sich  mit  der  vollen  Begieruugsmacht  die  formelle 
Spitze  der  Gerichtsbarkeit  als  in  einem  gemeinsamen  Gentrum. 
Eine  Folge  dieser  Sonderung  ist  die  innerliche  Selbstän- 
digkeit der  Gerichte  in  der  Ausübung  der  Gerichtsbar- 
keit, und  ihre  Unabhängigkeit  von  dem  Einflüsse  der 
Regierung.'  Die  statliche  Gerechtigkeit  su  handhaben  ist  der 
ernste  und  edle  Beruf  des  Bichters,  nicht  das  Zweckmäszige 
und  Nützliche  anzuordnen.  Jenen  Beruf  kann  er  aber  nur  dann 
würdig  üben,  wenn  er  die  festen  Gesetze  des  Bechts  als  die 
einzige  Bichtschnur  deiner  Thätigkeit  betrachtet  und  nicht  dem  * 
Drange  der  Umstände  und  dem  Wechsel  der  Parteistimmungen 
folgt  Vor  seinem  Stuhle  soll  Jeder,  der  Mächtige  wie  der 
Schwache,  der  Arme  wie  der  Beichot  nicht  Gunst  oder  Un- 

*  Vgl  oben  Buch  Y.  Cap.  2,  und  Buch  VI.  Gap.  17. 

*  Bayerische  Verf.  YIII.  §.  3:  „Die  Gerichte  sind  innerhalb  der 
Oriasen  ihrer  amtlichen  Befagnisx  unabhängig,  und  die  Richter  kSn- 
nen  nur  durch  einen  Rechtsspruch  you  ihren  SteUen  mit  Verlust  des 
damit  yerbundenen  Gehaltes  entlassen  oder  derselben  entsetzt  werden.*^ 
Terf.  von  Portugal  $.  118:  „Die  gerichtliche  Gewalt  ist  unabhängig.* 
|.  122:  «Die  Richter  können  ihr  Amt  nur  durch  ein  ürtheil  yerlieren.*^ 
Oeiterr.  Terf.  Tonl849S.  99:  „Die  richterliche  Gewalt  wird  selbständig 
Ton  den  Gerichten  geübt **  §.  102:  „Rechtspflege  und  Verwaltung  soUen 
getrennt  und  von  einander  unabhängig  gesteUt  werden. **  Preuscische 
%,  8&  «Die  richterliche  Gewalt  wird  im  Namen  des  Königs  durch  unab« 
käagige  keiner  anderen  Autorität  als  der  des  Gesetses  unterworfenen 
Gerichte  aoageObt.*^  (.  87.  «Die  Richter  werden  Tom Könige  oder  in  des* 
ten  Namen  auf  ihre  Lebensielt  ernannt.  Sie  können  nur  dorch  Rieh- 
ünpraeh  aas  Grttuden,  welche   die  Gesetse   Torgesehem  haben,  ihres 

entietit  oder  leitweise  enthoben  werden«*^ 
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gUDst,  sondern  unparteiisches  Becht  finden ;  daher  müssen  auch 
die  Wünsche  der  Begierung  hier  sich  bescheiden  und  darf 
ihre  Macht  nicht  störend  eingreifen  in  die  ruhig  genoiessene 
Erforschung  des  wirklichen  Rechts. 

Einzelne  aus  jenem  Grundprincip  abgeleitete  Regeln  sind 
folgende : 

a)  Niemand  darf,  wenn  er  sich  in  seinem  Rechte  verletzt 
fahlt,  an  der  Betretung  und  Verfolgung  des  Rechts- 
weges gehindert  werden.-^  Der  Rechtsschutz  des  States 
musz  allen  offen  stehen:  auch  den  Niedrigsten,  und  auch  den 
Fremden.  Es  gibt  im  Sinne  des  neuem  Rechts  keine  Recht- 
losigkeit der  Individuen  mehr,  wie  das  Alterthum  sie  den 
Fremden  (hostes)  gegenüber ,  und  das  deutsche  Mittelalter 
als  Strafe  der  Friedensbrecher  angenommen  hat.  Auch 
wer  unwürdig  erscheint,  seine  Sache  selber  zu  führen,  soll 
doch  die  Möglichkeit  eines  sein  Becht  wahrenden  Vertreters 

'  LandtttgB-Absohied  von  Hannoyer  y.  1639  bei  Zaoharift  D.  8t. 
R.  §.  90:  „dass  die  liebe  Jiutiz  einem  Jeden  ohne  Res  pect  scbleonig 
mitgetbeilt«  keinen  zur  Ungebühr  aufgehalten,  niemand  mit  Eztrajucial- 
Deoreten,  Mandaten,  Rescripten  oder  wie  es  sonsten  Namen  haben  mSgts, 
beschweret,  sondern  der  Justiz  ihr  stracker  Lauf  gelassen —  und 
darin  rechtlich  oognosciret  und  procediret  werden,  da  entgegen  die  Misz- 
brauche  allenthalben  abgeschaffet,  und  den  Assessoren  keineswegs  rer- 
stattet  sein  soU,  unter  einigen,  und  Yiel  weniger  dem  Prfttezt,  dasz  das 
Interesse  principis  mit  unterlaufe  —  sich  absentiren  und  aufiitänden.^^ 
Das  deutsche  Statareoht  des  Kaiserreichs  sorgte  dafür,  dasz  auch  in  stats- 
rechtlichen  Streitigkeiten  der  Reiohsst&nde  der  Rechtsweg  stets  offen 
bleibe.  Wahlcapitulation  Art.  XIX.  $.  4:  „Und  ob  auch  einiger 
ChurfUrst,  Fürst  oder  anderer  Stand  (die  freie  unmittelbare  Reichsritier* 
Schaft  mit  eingeschlossen)  seiner  Regalien,  Immediet&t,  Freiheiten,  Rech« 
ten  und  Gerechtigkeiten  halber,  dasz  sie  Ihm  gesohwfichet,  geschmälert, 
genommen,  entzogen,  bekümmert  und  bedrucket  worden,  mit  seinem 
Gegentheilov und  Widerwärtigen  zu  gebührlichen  Rechten  kommen,  und 
Ihn  fürfordern  wollte,  dasselbe  sollen  und  wollen  Wir,  wie  alle  an- 
.dere  ordentlich  schwebenden  Rechtfertigungen,  nicht  rer- 
.hindern,  sondern  vielmehr  befSrderen  und  zur  Endschaft  beschleu- 
nigen/* Schutz  gegen  Reohtsyerweigerung  der  Landeegerichte  ge* 
währten  die  kaiserlichen  Gerichte. 
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haben.  Und  es  ziemt  dem  State  dafür  zu  sorgen,  dasz  auch 
den  Annen  der  Weg  zu  ihrem  Rechte  zu  gelangen,  nicht 
durch  Kosten  und  Formen  mittelbar  verschlossen,  sondern  viel- 
mehr dnrch  Bestellung  der  nöthigen  Vertretung  von  Amtswegen 
offen  erhalten  werde.  Auf  der  andern  Seite  ist  der  Stat  aber 
veranlaszt,  der  Ghikane  proceszsüchtiger  Menschen  und  der 
(}efohr  von  Schaden,  welche  für  die  Parteien  aus  dem  Pro- 
oe»e  selbst  erwachsen  kann,  durch  seine  Anordnungen,  z.  B. 
Aber  Cautionsstellung,  zu  begegnen. 

b)  Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Richter  ent- 
zogen werden.^  Das  germanische  Mittelalter,  in  allen  Dingen 
zonftchst  auf  die  ständischen  Verhältnisse  Werth  legend,  druckte 
diesen  Grundsatz  noch  bestimmter  so  aus:  Jeder  soll  vor 
seinen  Genossen  beurtheilt  werden.'^  So  urtheilten  über 
die  Fürsten  in  den  alten  Reichsgerichten  nur  Fürsten,  über 
die  Vasallen .  in  Lehenssachen  ihre  Mitvasallen,  über  schöifenbar 
freie  Leute  ihre  Standesgenossen.  Die  Bürger  konnten  nur 
von  ihrem  städtischen  Gerichte  belangt  werden,  und  selbst  die 
hofhorigen  Bauern  wurden  in  der  Regel  nur  vor  deren  Vogtei 
und  dem  Hofgerichte  belangt,  in  welchem  ihre  Hofgenossen 
urtheilten.^  Das  neuere  Recht  hat  diese  Sonderstellung  der 
Stände  aufgelöst,  und  wie  die  Rechtsgrundsätze,  sowohl  in 
dem  Straf-  als  in  dem  Privatrechte,  gleichmäszig  auf  alle 
Ciaseen  der  Bevölkerung,  so  auch  die Gerichtscompetenz  über 
alle  zugleich  erstreckt.  Diese  Umgestaltung  ist  eine  höhere 
Phase  der  Rechtsentwicklung,  welche  auf  die  Gleichheit  des 

«  Holländische  Yerf.  (.  150:  „Niemand  kann  gegen  seinen 
Willen  dem  Richter  entlegen  werden,  welchen  das  Qesett  ihm  zuerkennt.'* 

*  Bngliiche  Magna  Charta  ron  1215:    „Comites  et  barones  non 
»«ntnr  nisi  per  pares   suos/*    Mamier,  Etablissement  et  oont.  de 

lie  p.  22:  „Chasonn  doit  estre  jugiec  par  ses  pers/* 

•  Sachsenspiegel  II.  12.  S«2.  „Soepenbare  lade  muten  wol  ordel 
Tinden  OTer  jewelken  man.  It  ne  mut  ayer  uppe  se  neman  ordel  yinden, 
dal  in  au  ir  lief  oder  an  ir  ere  oder  an  ir  erre  ga,  he  ne  si  in  eyen- 
b«rdtch.    Vgl.  oben. 

II 1  «B I  k r  h  1 1,  AllfttoMUM  SuiarMlit.  11.  14 
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Bechts  in  diesem  Sinne  mit  Recht  einen  Werth  legi  Als 
Kegel  musz  die  Ansdehnnng  derselben  Gerichtsbarkeit  nf 
alle  Individuen  im  State  daher  festgehalten  werden«  Aber 
diese  Regel  wird  in  unserer  Zeit  wohl  noch  zu  abstract  nnd 
rücksichtslos  durchgeführt,  und  es  werden  die  erforderlichen 
Ausnahmen  zu  wenig  beachtet.  Es  gibt  einzelne  Bemfe-  nnd 
Lebensverhältnisse,  die  ihrer  Natur  nach  nicht  allgemein  sind, 
und  nur  von  denen  richtig  verstanden  und  benrtheilt  werden, 
welche  mit  denselben  durch  persönliche  Erfahrung  vertraut 
sind.  Die  Gerichtsorganisation  darf  daher  nicht  Über  diese 
EigenthümUchkeit  hinwegsehen ,  sondern  musz  sich  darnach 
richten.  Ein  derartiges  Bedürfnisz  fängt  namentlich  in  unserer 
Zeit  sieb  überall  wieder  an  zu  regen,  und  es  kommt  nur  daranf 
an,  dasselbe  durch  Constituirung  besonderer  Gerichte  zu  be- 
friedigen, ohne  jene  Kegel  zu  gefährden,  und  ohne  die  Ein- 
heit des  Rechts  und  der  Rechtspflege  zu  sturen.  Handels-, 
Handwerks-,  Fabrikverhältnisse  vorzüglich,  aber  nicht  sie  allein 
kommen  hier  besonders  in  Betracht. 

c)  Nur  eine  Folge  des  vorigen  Grundsatzes  ist  das  Verbot 
der  Ausnahmsgerichte,  d.  h.  solcher  Gerichte,  die  nicht 
schon  durch  die  normale  Justizverfittsung  begründet,  sondern 
für  einzelne  Fälle  eigens  bestellt  werden.  Es  gehören  dem- 
nach nicht  unter  diesen  Begriff:  gewöhnliche  Militärgerichte 
für  das  Heer,  der  Statsgerichtshof  für  die  Minister  u.  dj^, 
denn  obwohl  dieselben  nur  auf  bestimmte  Personen  und  FäUe 
Bezug  haben,  so  sind  sie  dennoch  durch  die  Bechtsordnong 
zum  voraus  geregelt,  und  in  deren  normalen  Bestand  einge- 
fügt. Wohl  aber  sind  von  dem  Verbote  betroffen  alle  die 
Gerichte,  welche  die  Thätigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in 
dem  ihnen  von  Rechtswegen  zugewiesenen  Amtsbereich  hemmen» 
und  an  dieser  Statt  ausnahmsweise  ermächtigt  werden,  in  ein- 
zelnen Fällen  die  Strafgerichtsbarkeit  auszuüben. 

Eine  Abweichung  von  diesem  Grundsatze  wird  nur  durch 
wirkliche  Noth  gerechtfertigt,  sei  es,  weil  die  ofdentUcken 
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Qttnehte  ohnehin,  z.  B.  aus  zureichenden  Becnsatdonsgrflnden, 
Terhindert  sind  in  einem  Falle  das  Recht  zn  handhaben,  oder 
wefl  der  Zusammenhang  einer  weit  verzweigten  Untersuchung 
eine  Goncentration  derselben  bei  einem  Gerichtshofe  erfordert, 
Bei  es,  weil  der  Stat  selbst  in  einen  Nothstand  versetzt  ist, 
welcher  die  regelmäszige  ibitfaltung  der  Bechtspflege  unmög- 
lich macht,  und  um  der  Oe&hr  far  die  gesammte  Bechtsord- 
nimg  willen  eine  ungewöhnliche  und  rasche  Strenge  der  Ge- 
reebtigkeit  erheischt.  In  den  Fällen  der  ersten  Art  kann  und 
soll  das  ausnahmsweise  fflr  competent  erklärte  Gericht  mit 
Bezug  auf  seine  Stellung,  Befugnisse  und  Bechtsformen  den 
ordentlichen  Gerichten  gleich  organisirt  sein,  und  ganz  die 
nämlichen  Garantien  für  eine  gute  Rechtspflege  darbieten  wie 
jene,  so  dasz  die  Ausnahme  nur  eine  äuszerliche  und  unwe- 
sentliche ist  Die  Fälle  der  zweiten  Art  aber  machen  eine 
stirkere  Abweichung  nöthig.  In  Zeiten  des  Kriegs  oder  Auf- 
ruhrs kann  die  Verkündigung  des  Standrechtes  um  der 
BPTTt— "  des  States  willen  ein  öffentliches  Bedfirftüsz  sein,  und 
ee  können  die  dann  zumal  geordneten  Militärgerichte  oder 
andere  Ausnahmsgerichte  ermächtigt  werden,  Yerletzungen 
der  gebotenen  Ordnung,  die  in  normalen  Zeiten  nicht  strafbar 
wärra,  zu  bestrafen,  oder  weit  härter  zu  bestrafen  als  sie  es 
sonst  würden.  Auch  in  dem  Verfahren  können  eine  Menge 
von  formellen  Rechtsmitteln,  die  in  der  Regel  den  Richter  vor 
üebereilung,  und  die  Partei  vor  Unrecht  schützen,  beseitigt, 
und  eine  sofortige  unaufschiebbare  Yerhandlung  und  Beurthei- 
lung  geboten  werden.  Diese  Ausnahme  darf  aber  nur  dann 
and  nur  so  lange  zugelassen  werden,  als  wirkliche  Noth  des 
States  da  ist,  und  auch  in  diesen  Fällen  darf  unter  keinen 
Umständen  das  Wesen  der  statlichen  Gerechtigkeit  miszachtet 
werden.  Demgemäsz  ist  unbedingt  daran  festzuhalten,  dasz 
niemand  verurtheilt  werde,  dem  nicht  Gelegenheit  geboten 
worden  sich  zu  vertheidigen,  dasz  das  Urtheil  jederzeit  als 
Urtheil  gefunden,  nicht  als  Willensact  besddossen,  daher  auch 
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.die  Bechtsform  des  Qerichts  gewahrt  werde,  endlich  dasz  nur 
wirkliche  Bechtsverletzungen ,  unter  keinen  umständen  aber 
bloszer  Verdacht,  bestraft  werden.'' 

2.  Die  Oeffentlichkeit  der  Rechtspflege  verstand  sich 
in  der  alten  Zeit,  in  welcher  das  ganze  öffentliche  Leben  weit 
mehr  als  in  unserer  Zeit  im  Freien  vor  sich  ging,  ganz  von 
selbst.  Auf  offenem  Markte  saszen  die  römischen  Prfitoren  auf 
dem  Tribunal ;  unter  einer  Linde  oder  Eiche  unter  dem  offenen 
Himmel  hegten  die  deutschen  Bichter  das  Gericht.  Nur  so 
lange  der  Tag  leuchtete,  durfte  die  Gerechtigkeit  verwaltet 
werden.  Auch  die  Basiliken  der  byzantinischen  Epoche  blieben 
unverschlossen. 

Die  Aenderung  in  dem  neueren  Europa,  welche  die  (}e- 
richtssäle  verschlosz,  und  die  Heimlichkeit  des  Verfahrens 
einführte,  kam  während  des  XV.  und  XVI.  Jahrhunderts  all- 
mählich auf.    Mancherlei  Gründe  wirkten  zusammen,  um  die- 


^  Die  Wath  der  Rerolation  und  die  Leidenschaft  einzelner  Detpoteo 
haben  wohl  auoh  diese  Schranken  flberschritton.  Das  ist  aber  nicht 
mehr  Justiz,  sondern  Justizmord,  und  auoh  dann,  wenn  derselbe 
durch  ein  Statsgesetz  legitimirt  worden  ist.  Es  gibt  ewige  Prinoipien 
des  Rechts,  die  zu  ändern  kein  Gesetzgeber  die  Macht  hat.  Danton 
hat  Tersuoht,  die  Noth wendigkeit  des  Revolutionstribunals  zu  recfatfer* 
tigen;  man  kann  aber  seine  Gründe  nicht  hSren,  ohne  einen  Schauder 
über  die  furchtbare  Yerirrung  eines  so  mächtigen  Geistes  zu  empfinden: 
„II  les  (les  lois  extraordinaires)  faut  arbitraires,  parce  qu^il  est  impos- 
sible  de  les  rendre  pr^cises;  parce-que,  ai  terribUs  qu^elles  soient,  eilet 
seront  priferables  encore  aux  exicutions  populairea  qui  aujourd*hui, 
comme  en  septembre,  seraient  la  suite  des  lenteurs  de  la  justice.  £n 
temps  calme  la  sooi6t6  aime  mieux  laisser  6chapper  le  eoupable  quo 
frapper  Tinnooent,  parceque  le  ooupable  est  peu  dangereux;  maaa  k 
mesure  qu'il  le  devient  darantage,  eUe  tend  dayantage  auBsi  k  la  saisir; 
et  lorsqu^il  devient  si  dangereux  qu^il  pourrait  la  faire  p6ri/ou  du  moins 
qu'elle  le  croit  ainsi,  eile  frappe  totU  ce  qui  excite  sea  soupconSf  etpr^ 
ffere  alors  atteindre  un  innocent  quel  laisser  ^chapper  un  eoupable.  Teile 
est  la  dictature,  o^est  ä  dire  PacHon  violeiUe  dana  lea  aoeUUa  menofiea**^ 
Thiers,  histoire  de  la  r^yol.  frany.  II.  320,  348.  üeber  die  fkikheren 
,^ Justizcommissionen"  in  Frankreich  ygl.  Schaffner,  Rechtsgesch.  II. 
8.  431. 
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selbe  hervorzubringen:  vorans  das  aus  der  kirchlichen  Zucht 
der  Gewissen  auf  die  statliche  Gerichtsbarkeit  tibergetragene 
Prindp  der  Inqfuisition,  welche  im  Strafprocesz  die  Seele  des 
Verbrechers  wie  ein  scheues  Wild  in  ihren  geheimsten  Schlupf- 
winkeln aufsuchte,  und  durch  heimliche  Nachstellung  leichter 
zü  erjagen  hoffte;  sodann  die  Einführung  einer  gelehrten,  aus 
den  schriftlichen  Quellen  des  römischen  Bechts  schöpfenden 
Jurisprudenz,  welche  im  Givilprocesz  vorzüglich  von  dem  Leben 
abzusehen,  und  auf  das  Studium  schriftlicher  Acten  all  ihren 
Fleisz  und  ihre  Aufmerksamkeit  zu  verwenden  mehr  und  mehr 
«ich  gewöhnte,  ferner  die  Erschlaffung  der  politischen  Theil- 
nähme  des  Volkes  an  den  öffentlichen  Verhandlungen  und  end- 
lich die  zunehmende  gewaltsame  und  absolutistische  Richtung 
der  Zeit. 

Erst  in  der  neuem  Zeit  ist  das  Streben  nach  Oeffentlich- 
keit  der  Rechtspflege  wieder  stärker  geworden,  nun  aber,  eben 
um  der  frflhem  Erfahrungen  willen,  weniger  unbefangen  und 
zugleich  bewuszter  als  vor  Alters.  In  Wahrheit,  nur  im  Lichte 
der  Oeffentliehkeit  kann  die  Rechtspflege  gedeihen  und  Ver- 
trauen finden.^  Es  ist  nicht  die  Aufgabe  des  States,  die  Ge- 
wissen zu  erforschen,  und  gleichsam  das  unsichtbare  Leben  der 
misterblichen  Seele  zu  ergründen.  Er  hat  es  auch  mit  der 
Schuld  nur  insofern  zu  thun,  als  dieselbe  sich  in  ftuszerlich 
wahrnehmbaren  Handlungen  kund  gegeben,  und  die  leibliche 
Rechtsordnung  des  States  äuszerlich  verletzt  hat.  Daher  darf 
er  nicht  ihre  Geheimnisse  zu  ergründen  suchen,   sich  nicht 


*  HolUndisohe  Yerf.  $•  155:  „Die  Oerichtsflitsnngen  sind  öiTeiii- 
Ueh,  ndt  dem  Yorbehalte,  die  Sdüiesziuig  im  Interesse  der  öfFentlioben 
Ordnung  nnd  Sittlichkeit  nach  dem  Gesetze  festsnsteUen."  Belgische 
$.96.  Prensxisohe  §.  93.  „Die  Verhandlungen  ror  dem  erkennenden 
Geriefate  in  CiTfl-  und  Strafsachen  sollen  SiFentlidb  sein.  Die  Oeifent- 
liehkeit  kann  jedoch  durch  einen  öifentlioh  lu  rerkündenden  Beschluai 
der  Ctofiebie  aasgesehlossen  werden,  wenn  sie  der  Ordnung  oder  den 
guten  Sitten  Ctofahr  drohen.'* 
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amnaszen,  das  göttliche  Gericht  auf  der  Erde  zu  üben.    Nm 
das  Sichtbare  fällt  in  den  Bereich  rechtlicher  Benrtheilung.* 

Die  Oeffentlichkeit  ist  denn  aber  in  versfihiedenem  Sinne 
zn  fieissen.  Die  ohne  Vergleich  wichtigere  Bedeutung  dersel- 
ben bezieht  sich  auf  die  Betheiligten  selbst,  und  ihr  Yer- 
hUtnisz  zum  Gericht.  Im  Civilprocesz  haben  so  die  beiden 
Parteien  ein  Becht  darauf,  im  Stra^rocesz  auch  der  Angeschul- 
digte, dasz  ihnen  durch  den  Proceszgang  Gelegenheit  verschaflft 
werde,  die  Elage,  Erwiederungen,  Zeugenaussagen,  Beweismittel 
vollständig  zu  erfahren  und  zu  prüfen,  hinwieder  sich  darüber 
gegen  das  Gericht  mit  voller  Offenheit  und  mit  freier  Be- 
nutzung der  auch  zu  ihren  Gunsten  sprechenden  ftuszem  Kenn- 
zeichen der  Wahrheit  auszusprechen,  und  ebenso  das  ürtheil 
und  die  EntscheidungsgrQnde  desselben  zu  vernehmen.  Jedes 
Hemnmisz,  welches  solcher  Oeffentlichkeit  bereitet  wird,  ist 
ein  Schatten,  welcher  die  Reinheit  der  menschlichen  Gerech- 
tigkeit trübt  und  verdunkelt.  Auf  ihr  beruht  denn  auch  vor- 
nehmlich das  Vertrauen  der  Betheiligten,  mittelbar  des  Volkes» 
auf  die  Wahrhaftigkeit  und  Bedlichkeit  derselben. 

Minder  erheblich  ist  die  Oeffentlichkeit  im  zweiten  Sinne, 
welche  sich  auf  die  nur  indirect  bei  der  Verwaltung  der  Bechts- 
pflege  interessirte  übrige  Menge,  das  Publicum  bezieht,  minder 

*  Feuerbaoh,  Betraohtnngeii  über  Oeffentlichkeit  and  MÜndliohkeii 
S.  90:  „Stiege  die  Gerechtigkeit  selbst  leibhaft  vom  Himmel  anf  die  Erde 
herab,  am  in  eigener  Person  das  Richteramt  za  rerwalten,  so  müsitetie, 
am  sich  als  Gerechtigkeit  za  bekunden,  Öffentlich  in  vollem  Tageslicht 
aaf  dem  Richterstahle  sitzen ,  and  dürfte  —  fftnde  sie  aach  nicht  für 
gnt,  die  Binde  vor  ihren  eigenen  Aagen  za  lüpfen  —  wenigstens  nicht 
gestatten,  dasz  den  Aogen  der  Rechtssachenden,  oder  wer  sonst  vor  ihr 
la  erscheinen  Last  hatte,  aaf  irgend  eine  Art  gewahrt  würde,  sie  in 
ihrem  ganzen  Than  and  Handeln  aufmerksam  za  beobachten.  Nfthme 
ihr  aach  die  Yerborgenheit  nichts  von  ihrem  innern  "Wesen,  so  ent- 
löge  sie  ihr  wenigstens  viel  oder  aUes  in  der  Meinnng;  bedürfke  sie 
gleich  nicht  der  Oeffentlichkeit,  am  gerecht  zu  sein,  so  bedürfte  sie 
derselben  gleichwohli  am  nicht,  selbst  wo  sie  nur  gerecht  ist,  uugereohl 
in  Boh einen,'* 
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«rheblioh,  aber  schon  dämm  nicht  zn  verschmähen,  weil  in 
ihr  theils  eine  Garantie  liegt  ffirBewahrnng  der  Oeffentlicbkeit 
in  erstem  Sinne,  theils  eine  mittelbare  Gontrole  der  öffentlichen 
Meinung  aber  die  Handhabung  der  Bechtspflege  im  AUge- 
flieinen.  In  höherem  Orade  ist  sie  es  für  die  Strafrechtspflege, 
die  öffentlichen  Interessen  bei  dieser  stärker  betheiligt 
I,  in  geringerem  für  die  Civilrechtspflege,  welche  zunächst 
nur  die  Parteien  selbst  angeht,  das  Publicum  nur  wenig  be- 
rührt Für  die  letztere  sind  daher  auch  desto  eher  Ausnahmen 
za  gestatten,  wo  die  Veröffentlichung  den  Parteien  ohne  Noth 
Schaden  zufügen  könnte,  oder  die  gute  Sitte  durch  die  öffent- 
liche Verhandlung  gefährdet  würde.  Aber  selbst  für  die  erstere 
ist  die  Zulassung  des  gesammten  Publicums  kein  absolutes 
Gesetz,  obwohl  Beschränkungen  nicht  leicht  zu  gestatten  sind.  Es 
ist  wahr,  dasz  die  Oeffentlicbkeit  auch  zu  Parteidemonstrationen 
miszbraucht  werden  kann,  welche  die  Würde  der  Gerechtigkeit 
?erletzen,  die  ürtheiler  gelegentlich  einschüchtern,  und  den  Ernst 
der  Strafgerichtsbarkeit  paralysiren.  Das  ist  aber  nicht  ein 
Gebrechen  der  Oeffentlicheit  selbst.  Der  Fehler  liegt  hier 
meistens  in  der  Schwäche  der  leitenden  Bichter,  und  in  den 
unklaren  Vorstellungen  von  ihrer  Stellung  und  ihren  Befugnissen. 

Die  Oeffentlicbkeit  der  Gerichtsberathung  dagegen, 
in  einzelnen  Ländern  ausnahmsweise  eingeführt,  ist  durchaus 
nicht  zweckmäszig.  Die  gerichtlichen  Handlungen  sollen  alle 
klar  ans  Licht  treten,  aber  anders  verhält  es  sich  mit  der 
Ueberlegung,  welche  jenen  voraus  geht.  Man  bedenkt  sich 
beaser,  unbefangener  und  freier  im  Stillen;  man  verbessert 
onch  eine  irrige  Meinung  lieber  und  ist  empfänglicher  für  die 
Gegengründe  Anderer,  wenn  man  jene  noch  nicht  öffentlich 
kund  gegeben  hat,  so  lange  noch  die  Berathung  in  engerm 
Kreise  verschlossen  bleibt. 

3.  Nahe  verwandt  mit  der  Oeffentlichkeit  ist  das  Princip 
der  Mündlichkeit  Ihr  Werth  liegt  in  der  Unmittelbar- 
keit und  Lebendigkeit  des  Verkehrs  zwischen  den  Parteien 
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und  dem  Gerichte.  Durch  diese  Eigenschaften  aber  wird  die 
wahre  Erkenntnisz  der  Sachli^,  das  Vertrauen  in  eine  ge- 
rechte Beartheilnng  und  die  ächte  Volksthümlichkeit  der  Justiz 
wesentlich  gefördert.  Die  Schrift  ist  doch  nur  ein  unToIl- 
kommenes  BUd  der  lebendigen  Erscheinung.  Eine  Menge  von 
Eindrücken,  welche  das  unmittelbare  Anschauen  und  Anhören 
des  Richters  und  der  Parteien  erfaszt  und  in  sich  au&immt, 
verschwindet  spurlos  in  der  Schrift.  Wird  der  Verkehr  zwi- 
schen dem  Gericht  und  den  Parteien  durch  die  todte  Schrift 
vermittelt,  so  steigen  in  der  Seele  dieser  Zweifel  auf,  ob  jenes 
auch  den  ^vollen  wahren  Sinn  richtig  erkenne,  ob  nicht  die 
Täuschungen  einer  gewandten  und  nicht  erröthenden  Feder 
irre  leiten,  sogar  ob  das  Gericht  sich  die  Muhe  nehme,  mit 
Sorgfalt  zu  prüfen.  Das  Misztrauen  stellt  sich  ein,  und  die 
Erfahrung  zeigt,  dasz  es  nicht  ganz  selten  begründet  ist. 
Dann  kommt  es  auch  durch  eine  gelehrt  scheinende  Hand* 
Werksfertigkeit,  die  in  der  Schrift  eine  Stütze  und  einen  Spiel- 
raum für  ihr  Gewerbe  findet,  dahin,  dasz  Bichter  und  Partei 
sich  gegenseitig  nicht  einmal  mehr  verstehen.  Wir  haben  die 
Merkwürdigkeit  erlebt,  dasz  das  Recht  selbst  zuletzt  fttr  die 
eine  völlig  unverständliche  Grösze  wurde,  welche  doch  dieses 
Recht  in  ihren  Handlungen  und  in  ihren  Verhältnissen  beach- 
ten sollten.  Es  kam  so  weit,  dasz  die  Parteien  selbst  nur 
das  Resultat  des  Processes  und  die  Eostensnote  in  einer  Sprache 
erfuhren,  die  sie  begriffen,  die  ganze  Verhandlung  aber  und 
die  Grundsätze,  nach  welchen  geurtheilt  wurde,  ihnen  sogar 
dann  ein  vollkommenes  Geheimnisz  blieben,  wenn  sie  die  aus- 
führlichen Acten  zu  lesen  bekamen,  so  dasz  es  schien,  als  ob 
nur  jene  Dinge  die  Partei  angingen,  diese  aber  blosz  eine 
geistreiche  Schulübung  ihrer  Anwälte  und  der  Richter  seien, 
ohne  Interesse  für  die  Partei,  wie  wenn  die  Rechtsordnung 
nur  für  die  Gelehrten,  nicht  für  das  ganze  Volk  Geltung  hätte. 
Es  ist  freilfch  eine  nothwendige  Folge  unserer  Cultur,  dasz 
die  Rechtskunde  nicht  mehr  gleichmäszig  über  alle  verbreitet 


Zwaiiei  Oi^pitoL  GemeinsMBA  GroHdaitie  fir  die  Beohispflege.  217 

ist,  wie  in  der  einfiichen  Jugendzeit  der  VOlkei';  die  Rechts''* 
wiBsensohaft  wird  nur  durch  ernste  Studien  errungen  und  nur 
dnrdi einen  fortgesetzten  juristischen  Beruf  wach  erhalten;  sie  ist 
Jiidit  jedermann  erreichbar,  nicht  ein  allgemeines  Gut.  Aber 
«0  ist  eine  nicht  abweisbare  Anforderung  an  die  wissen* 
achaftlich  geleitete  Rechtspflege,  dasz  dieselbe  die  Oründe 
ihrer  Handlungsweise  und  die  Bechtsgedanken ,  welche  ihre 
Entscheidung  bestimmen,  dem  einfachen  Menschenverstand  klar 
zu  machen  wisse.  Vor  jenen  Abwegen  schützt  denn  auch  die 
Mflndlichkeit  des  Verfahrens,  eben  weil  es  auf  dem  unmittel- 
baren und  lebendigen  Verkehr  der  Parteien  und  des  (Berichts 
beruht. 

« 

Die  Mflndlichkeit  ist  demnach  ein  Grundzug  eines  guten 
ProceszverMirens,  und  ein  allgemeines  auf  alle  Arten  des  Ge- 
richtes passendes  Erfordemisz.  Indessen  thut  auch  hier  eine 
pedantische  Einseitigkeit  nicht  gut.  Die  Schrift  hat  hinwieder 
eigenthflmliche  Vorzflge,  welche  einzelne  Mängel  der  mflnd- 
lidien  Rede  zu  ergänzen  geeignet  sind.  Sie  iixirt  das  Wort, 
das  leicht  flberhört  oder  -vergessen  wird,  und  sie  kann  mit 
ruhiger  üeberlegung  iixiren,  was  der  bewegte  und  eilende 
Mund,  vielleicht  seiner  selber  nicht  mächtig,  falsch  ausdrücken 
konnte.  Bei  den  oft  sehr  verwickelten  Verhältnissen  ansers 
jetzigen  Lebens,  in  dem  die  Schrift  als  Bildungs-  und  Aus- 
dmcksmoment  eine  bedeutende  Stellung  hat,  ist  sie  nicht  ohne 
Schaden  vüUig  zu  verbannen,  und  so  musz  denn  wenigstens  als 
Ausnahme  von  jener  Regel  und  zu  beschränkender  Modifikation 
derselben  auch  der  Schrift  der  ihr  gebflhrende  Antheil  belassen 
und  die  wohlthätigen  Eigenschaften  derselben  benutzt  werden, 
wie  z.  B.  bei  der  genauen  und  bleibenden  Constituirung  des 
Streitobjectes  in  Civil-  und  bei  dem  Vorverfahren  im  Grimi- 
nalprocesz. 

4.  Einer  bewuszten  Rechtsentwicklung  entspricht  endlich 
der  Grundsatz,  den  auch  manche  neuere  Verfassungen  ausge- 
sprochen haben,  dasz  dem    Rechtsspruch  die  Entschei- 
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dungsg runde  beigefügt  werden  sollen.*^  Das  Gericht  wird 
dadurch  genöthigt,  sich  selber,  den  Parteien  und  dem  Volke 
Rechenschaft  zu  geben  über  die  Omndsätze  der  Gerechtigkeit, 
welche  es  handhaben  soll,  und  es  liegt  daher  in  dieser  Be- 
stimmung wieder  ein  Schutz  gegen  blosze  Willkfir  und  Laune. 


Drittes  Gapitel. 

Organisation  der  Ciyilreohtspflege. 

1.  Die  Trennung  der  sogenannten  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit von  der  streitigen  ist  in  den  einen  Staten  in  neuerer 
Zeit  durchgeführt  worden,  in  andern  mit  dieser  noch  verbunden. 
Die  eigentliche  Thätigkeit  des  Gerichtes  ist  offenbar  nicht  die, 
Rechtsverhältnisse  zu  begründen,  sondern  die,  die  verlötete 
Rechtsordnung  herzustellen.  Es  liegt  daher  die  Mit- 
wirkung des  Gerichts  bei  dem  ^  Abschlüsse  von  Rechts- 
geschäften zunächst  auszerhalb  des  gerichtlichen  Bereiches, 
und  schon  deszhalb  ist  es  rathsam,  die  Gerichte  nicht  mit 
Geschäften  zu  überladen,  welche  ihnen  fremdartig  sind.  So- 
weit jene  Mitwirkung  blosz  aus  formellen 'Gründen  erfordert 
wird,  theils  um  die  Rechtsgeschäfte  unter  die  Controle  und 
den  Schutz  der  Oeffentlichkeit  zu  stellen,  wie  z.  B.  bei 
Veräuszerung  und  Verpfändung  von  Grundstücken,  theils  um 
den  Rechtshandlungen  die  Glaubwürdigkeit  zu  sichern, 
wie  z.  B.  bei  Wechselprotesten  oder  Beglaubigung  von  ünta> 
Schriften,  kann  leicht  und  besser  für  diese  Zwecke  so  gesorgt 

^'^  Bayerische  Verf.  Yin.  §.  2:  „Alle  Geriohtsstellen  sind  ver- 
banden, ihren  TJrtheilen  Entscheidangsg^Onde  beuoffigen.**  Hollän- 
dische §.  155:  „AUe  Urtheilsspräche  müssen  die  Gründe,  worauf  sie 
bernhen,  und  in  StraifftUen  die  Artikel  der  Gesetse,  na<di  welchen  die 
Yerurtheilang  erfolgt  ist,  anführen,  und  bei  offenen  Thüren  gesprochen 
werden.**  Belgische  §.  97. 
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werden,  dasz  besondere  mit  öffentlicher  Olanbwtlrdigkeit  an»- 
gerüstete  Berufsmänner  bestellt  werden,  die  nicht  als  eigent- 
liehe  Beamte,  weil  ohne  Amtsgewalt,  zu  betrachten  sind,  son- 
dern dem  Privatverkehr  dienen.  Das  Institut  der  Notare 
und  das  der  Mäkler  sind  von  der  Art.  Die  Aufsicht  Aber 
deren  Thfttigkeit  zum  Schutze  guter  Ordnung  gebührt  denn 
allerdings  den  Gerichten,  sie  nimmt  aber  verhältniszmftszig 
woiig  Zeit  in  Anspruch.  Wo  dagegen  die  Mitwirkung  des 
Gerichtes  den  Zweck  hat,  die  Rechtsverhältnisse  zu  prflfen^ 
und  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dasz  nicht  bestehende  Rechte 
beeinträchtigt  werden  und  Widersprüche  oder  die  Veranlassung 
10  Streit  zu  heben,  da  nähert  sich  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit so  sehr  der  streitigen  an,  dasz  dieselbe  gewissermaszen 
anhangsweise  den  Gerichten  verbleiben  musz.  Denn  auch  sie 
wird  zur  Handhabung  und  Befestigung  der  Rechtsordnung  ge- 
übt Die  Prüfung  und  Genehmigung  von  Leibzuchtsverträgen, 
fideioommissarischen  Stiftungen  u.  dgl.  mag  als  Beispiel  er- 
wähnt werden. 

2.  Da  die  Givilrechtspflege  im  Interesse  und  auf  Ver- 
langen der  streitenden  Parteien  geübt  wird,  so  ist  die  Zuläs- 
sigkeit  der  Schiedsgerichte  ein  derselben  natürlicher 
Grundsatz.  Auch  hat  der  Stat  keinerlei  Interesse  zu  wünschen, 
daaz  die  Streitigkeiten  der  Privaten  zu  seiner  Cognition  ge- 
langen, vielmehr  ist  jede  friedliche  Erledigung,  welche  seine 
Thätigkeit  nicht  in  Anspruch  nimmt,  für  ihn  ein  Gewinn.  Zu 
einer  Eifersucht  der  Gerichte  auf  die  Schiedsgerichte  ist  dem- 
nach keinerlei  Grund  vorhanden.  Im  Gegentheil  der  Stat  hat 
ein  Interesse,  die  Anwendung  des  schiedsgerichtlichen  Ver- 
fiihrens  seinerseits  zu  unterstützend 

*  UlpümuB^  L.  3,  §.  1  de  reaeptis  qni  arbitriain  reeepenint:  «Ta« 
«atii  neminam  Praator  oogat  arbitriain  reoipere,  qnoniam  haec  res  U- 
bara  et  tolota  est  et  extra  neeeisitatem  juriidtctionis  poeita,  attameot 
«bl  lanal  quis  in  aa  reoeparit  arbitriom ,  ad  enram  et  solHoitadinaai 
loaa  hana  rem  pertinere  Praator  putat,  non  tantom  quod  studet,  litei 
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Wird  aber  das  schiedsrichterliche  ürtheU  von  der  unter* 
liegenden  Partei  nicht  befolgt,  so  steht  den  PriTatortheilem 
allerdings  kein  Mittel  der  Execution  zn  Gebote,  nnd  die  de* 
gende  Partei  wird  immerhin  genöthigt  sein,  den  Schutz  der 
ordentlichen  Gerichte  anzurufen,  da  nur  diesen  die  obrigkeit- 
liche Macht  der  Bechtspflege  zukommt.  Das  ürtheil  des 
Schiedsgerichts  ist  darum  doch  nicht  Überflüssig  und  bedeu* 
tungslos.  Ist  das  Schiedsgericht  gehörig  bestellt  und  von  der 
Partei  ermächtigt  worden,  und  hat  dasselbe  ein  ürtheil  et- 
lassen,  dessen  Form  klar  ist  und  dessen  Inhalt  nicht  die 
Grundsätze  des  guten  Glaubens  (der  bona  fides)  offenbar  ver- 
letzt, so  wird  das  Gericht  eben  auf  Grundlage  jenes  ürtheils, 
das  den  Bechtsstreit  der  Parteien  erledigt,  seinen  Schutz  ge- 
währen und  keineswegs  den  Procesz  wieder  von  Anfang  an 
beginnen  laszen.' 

3.  Verwandt  mit  der  Anerkennung  und  der  Begflnstignng 
der  Schiedsgerichte  ist  die  Institution  der  friedensrichter^ 
liehen  Vermittlung,  welche  in  der  Begel  dem  gericht- 
lichen Verfahren  vorausgehen  und  zuerst  einen  Versuch  machen 
soll,  ob  nicht  der  Streit  in  Minne  zu  schlichten  sei,  bevor  der 
eigentliche  Bechtsweg  betreten  wird:  eine  Institution,  welche 
wohl  organisirt,  sehr  wohlthätig  wirkt.  Es  ist  ein  wahres 
Sprichwort,  dasz  ein  magerer  Vergleich  besser  sei  als  ein  fetter 
Procesz,  und  wenn  man  auch  Niemanden  zwingen  darf,  von 
einem  wirklichen  Bechte  auch  nur  ein  Jota  nachzulassen,  so 
darf  man  doch,  ohne  seinem  Bechte  zu  nahe  zu  treten,  jaden 

fiotri,  yemm  qaoniam  non  debereni  deeipi,  qni  emn  quasi  Timm  boniUB 
diseeptatorem  inier  se  elegenmt* 

*  Paulus^  L.  19  pr.  de  rec:  „Quälern  autem  sententiani  dicat  ar- 
btter,  ad  Praetorem  non  peiüneTe  Labeo  ait,  dnmmodo  dieat,  quod  ipsi 
▼ideiur.  §.  1.  Dieere  autem  sententiam  existimamus  eum ,  qui  ea  meote 
quid  pronuntiat,  ut  seomdum  id  diieedere  cos  a  tofta  eoutroTenla  ▼elit. 
8ed  91  de  pinribus  rebus  sit  arbitrium  reoeptum,  Bisi  omnes  eontroTer- 
sias  finierit,  neu  Tidetur  dicia  senteniia,  sed  adhue  erit  a  Praetore  eo> 
gendoi/^ 
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zar  Prfifung  anffordera  und  zu  einem  Versuche  einladen,  ab 
nicht  eine  friedliche  Verständigung  noch  möglich  sei. 
Gelingt  dieselbe,  so  geschieht,  auch  wenn  das  Besultat  der- 
selben mit  dem  durch  einen  weitschichtigen  Procesz  mit  juri- 
stischer Lupe  zu  ergründenden  Bechtsurtheil  nicht  völlig  über- 
einstimmen sollte,  keinem  Unrecht;  und  es  werden  den  Par- 
teien alle  die  Sorgen,  Kosten  und  Miszstinmmngen ,  die  den 
Procesz  als  nothwendige  Uebel  begleiten,  erspart,  die  Rechts- 
ordnung auf  friedliche  Weise  sofort  wieder  hergestellt  und  die 
öffentlichen  Gerichte  des  Stats  nicht  weiter  belästigt. 

Wird  die  Vermittlung  den  ordentlichen  Gerichten  selbst 
zugewiesen,  so  haben  diese  zwar  den  Vortheil  einer  genaueren 
Erkenntnisz  der  Sachlage,  die  ihnen  durch  das  Proceszverfahren 
Uarer  enthüllt  wird,  und  zugleich  einer  gründlicheren  Einsicht 
in  die  Natur  des  streitigen  Bechtes  für  sich.  Aber  dieser 
Vortheil  wird  durch  andere  Nachtheile  dieser  Einrichtung 
überwogen ;  denn  ein  Theil  der  durch  eine  vorausgehende  frie- 
densrichterliche Vermittlung  vermiedenen  üebel  und  gewöhu- 
Uch  sogar  der  gröszte  Theil  dieser  Uebel  ist  dann  schon  ein- 
getreten. Auszerdem  aber  pflegen  die  Parteien  durch  die  Ver- 
handlungen des  Proceszes  nicht  friedlicher  gestimmt  zu  werden, 
sondern  je  mehr  der  Verdrusz  sich  während  desselben  ansam- 
melt und  je  höher  die  Kosten  steigen,  desto  weniger  haben 
sie  ein  offenes  Ohr  für  den  Vergleich,  es  wäre  denn,  dasz  die 
Erschöpfung  ihrer  ermatteten  Kräfte  sie  zum  Nachgeben  be- 
stimmte, ein  Gemüthszustand ,  der  sicher  nicht  als  eine  nor- 
male  Grundlage  eines  gerechten  und  wohlthätigen  Vergleiches 
betrachtet  werden  kann*  Endlich  ist  es  nicht  die  eigentliche 
Aufgabe  des  Bichters,  die  Ausgleichung  zu  betreiben,  sondern 
Becht  zu  sprechen,  und  wenn  er  jene  mit  Nachdruck  versucht, 
riskirt  er  das  Vertrauen  der  Parteien  in  seine  Gerechtigkeit 
zu  verlieren. 

Die  Anordnung  besonderer  Friedensrichter,  di« 
nicht  Becht  zwischen  den  Parteien  zu  sprechen,  sondern  den 
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Frieden  zn  Termitteln  den  Beruf  haben,  wie  sie  in  Frank* 
reich  eingeführt  and  dann  vorzflglich  in  der  Schweii,  anch 
in  einzelnen  L&ndem  ?on  Deutschland  nnd  in  Portugal' 
nachgebildet  worden  ist,  verdient  daher  eine  allgemeine  Aner- 
kennung und  eine  noch  sorgfiQtigere  Ausbildung.  Von  grossem 
finflosz  ist  es  auf  eine  gedeihliche  Wirksamkeit  der  Friedens- 
richter, wenn  sie  nicht  als  eigentliche  besoldete  Beamte,  nicht 
blosz  als  die  unterste  Classe  der  gerichtlichen  Beamtenord- 
nung angesehen  und  behandelt  werden,  sondern  in  höherem 
Masze  als  Yertrauena-  und  Friedensmftnner  des  Volks,  so  dasz 
angesehene  Männer  des  Landes,  welche  nicht  gesonnen  sind 
dem  eigentlichen  Statsdienste  sich  zu  widmen  und  in  diesem 
emporzusteigen,  sondern  durch  ihre  Lebenserfiüirung  und  ihre 
sociale  Stellung  in  weiten  Kreisen  erhöhte  Achtung  und  Ver- 
trauen genieszen,  gerne  solche  Stellen  flbemehmen  und  in 
ihnen  wirken.  Selbst  der  Aristokratie  des  Landes  kann  hier 
ein  durchaus  würdiger  und  zugleich  populärer  Wirkungskreis 
eröffnet  werden,  in  welchem  sie  in  freier  Weise  ihre  moralische 
Autorität  zur  Befestigung  des  Friedens  und  des  Rechtes  ana- 
üben  kann. 

4.  Der  Organismus  der  Givilgerichte  ist  in  rerschiedenen 
Zeiten  und  unter  verschiedenen  Völkern  sehr  verschieden  ge- 
ordnet worden.  Den  despotischen  Statan,  besonders  Asiens, 
ist  das  System  vonEinzelrichtern  eigen,  welche  im  Namen 
und  mit  Vollmacht  des  Herrschers  für  sich  allein  zu  Gericht 
sitzen  und  Becht  sprechen.  Dieses  System  hat  zwar  den  einen 
Vorzug,  dasz  der  mächtige  Siebter  jeden  Streit  unverzüglich 
entscheidet;  aber  es  ist  in  ihm  so  viel  Gewalt  concentrirt, 
dasz  sie  die  eigentliche  Natur  der  Bechtspflege  überall  ver- 
dorben und  die  Willkür  an  die  Stelle  der  Gerechtigkeit  ge- 

• 

'  Verf.  J.  128:  „Wenn  'man  nicht  znror  bewiesen  hat,  da»  man 
das  Vergleiohimittel  renuoht  hat,  kann  man  aaoh  keinen  Proeeai  an- 
Smkgwt.*  §.  129. 
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seilt  hat.^  In  den  freieren  enropUschen  Staten  ist  daher 
diese  Form  nut  Becht  verworfen  oder  derselben  wenigstens 
Bor  eine  beschränkte  und  durch  Bechtsnüttel  erm&szigte  An- 
wendung gestattet. 

Auf  dem  europäischen  Continente  ist  seit  dem  XYten 
Jahrhunderte  das  System  der  Richtercollegien  zum  herr- 
sehenden geworden,  welche  zugleich  die  Rechtsordnung  hand- 
haben und  dasUrtheil  sprechen.  Je  nach  der  besondem  Natur 
und  Geschichte  der  einzelnen  Staten  werden  dieselben  in  gr^s- 
i/eret  oder  geringerer  Anzahl  von  Mitgliedern  von  dem  Stats- 
oberhaupte  ernannt  oder  in  Republiken  auch  von  den  Oerichts* 
genossen  gewählt.  In  den  einen  sitzen  nur  rechtsgelehrte 
Richter,  in  den  andern  sind  diese  mit  ungelehrten  Rittem^ 
Bürgern  oder  Bauern  gemischt.  Gewöhnlich  aber  haben  alle 
diese  Richter  den  Charakter  von  Justizbeamten. 

Im  Vergleich  mit  dem  Institute  der  Einzelrichter  haben 
diese  Collegieu  jedenfalls  grosze  Verzage.  Es  ist  weit  gros- 
zere  Chirantie  vorhanden,  dasz  dieselben  nicht  nach  Willkür, 
sondern  nach  Rechtsgrundsätzen  sprechen,  weil  sich  die  Mit- 
glieder wechselseitig  controliren  und  ihre  Einsicht  ergänzen. 
Sie  werden  daher  auch  bei  den  Parteien  mehr  Vertrauen 
finden.  Es  ist  unverkennbar,  dasz  in  diesen  Collegien  sich 
ein  Gemeingeist  ausgebildet  hat,  welcher  durch  die  wis- 
senschaftliche Berufsbildung,  und  die  fortgesetzte  gemeinsame 
Thätigkeit  in  Verwaltung  der  Rechtspflege  gehoben  worden  ist. 
Der  Richterstand  des  neuem  Europa*s  hat  ein  lebhaftes  Ge- 
fflhl  von  Richterehre,  welche  die  einzelnen  Glieder  des- 
selben moralisch  stärkt  und  vor  Abwegen  schützt.  —  Es  ist 
das  ein  sorgfältig  zu  bewahrendes  Erbgut  aus  früherer  Zeit. 

Dessen  ungeachtet  leidet  diese  moderne  Einrichtung  an 
mancherlei  Gebrechen,  welche  zu  der  Frage  reizen,  ob  die- 

«  Vgl.  MimUtqmeih  B^P^t  des  lois  VI.    Fenerbaeh,  OeffentliolH 
k«il  ttnd  MftodlichkMt,  &  357. 
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selbe  nicht  ^iiier  durchgreifenden  Reform  bedärfe.    Die  beiden 
innerlich   verschiedenen  Functionen  jedes  Gerichtes,   das   Ur- 
theilen  und  das  Richten  im  engem  Sinn  sind ,  nach  ihr  beide 
den  nämlichen   Personen   zugleich  anvertraut,   wfthrend  jene 
Verschiedenheit  doch  eine  Ausscheidung  auch  in  den  Organen 
zu  fordern  acheint.    Die  sfimmtlichen   Richter,  die  zugleich 
Urtheiler  sind,   haben  den  Charakter  von  Beamten,   w&hreod 
nur   die  Eigenschaft  der  Rechtshandhabung  eine   obrigkeit* 
liehe  ist  und  daher  ein  Amt  voraussetzt,  die  andere  Thfttig- 
keit  dagegen,  die  Urtheilsfindung ,  keinerlei  Machtfiaszerung 
ist,  somit  auch  von  Privatpersonen  wohl  geübt  werden  kann. 
Werden  jene    RichtercoUegien   ausschlieszlich   aus   Rechtsge- 
lehrten besetzt,*  so   entsteht   die  Gefahr,   dasz   das  gelehrte 
Recht  dem  Volk  unverständlich  und  der  Zusammenhang    mit 
der  nie  versiegenden  Rechtsquelle  des  fortschreitenden  Lebens 
und  seines  Verkehrs   abgebrochen  werde.     Und  werden  die- 
selben, um  die  volksthflmliche  und  gemeinverständliche  Seite 
der    Rechtsentwicklung    zur    Anerkennung  zu   bringen,    aus 
kechtsgelehrten  und  ungelehrten  Richtern  gemischt,  so  macht 
diese  Mischung  einen  unorganischen  Eindruck,  und  es  lehrt  die 
Erfahrung,   dasz  gerade  die  ungelehrten  Richter,  welche  die 
Snperiorität   der    gelehrten  Juristen    fortwährend   empfindea, 
durch  die  falsche  Gleichstellung  mit  jenen  gereizt  werden,  es 
jenen  nicht  blosz  nachzumachen,   sondern  dieselben  an  For- 
malismus  zu  Qberbieten,  damit  sie  doch  auch  in  den  Ruf 
von  Juristen  kommen.    Die  Halbheit  und  Schiefheit  der  Stel- 
lung unterstatzt  nicht,  sondern  gefährdet  daher  eher  die  Ruck- 
sicht auf  das  materielle  Recht.    Ferner  sind  auch   bei 
solcher   beamtenmäszigen   Zusammensetzung  der  RichtercoUe- 
gien die  Recusationen  der  Richter  schwieriger  und  beschränkter. 
Dadurch  aber   wird  ein  Hauptgrundsatz  der  Civilrechtspflege, 
auf  welchen  die  Römer  den  gröszten  Nachdruck  gelegt  haben, 
nicht  so  berücksichtigt,  wie  er  es  verdiente,   der  Grundsatz 
nämlich,  dasz  nur  der  urtheilen  soll,  zu  welchem  beide  Par* 
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teien  Vertrauen  haben,  dasz  er  gerecht  urthefle.^  Endlich  er- 
fordern diese  Gollegialgerichte  eine  grosze  Anzahl  von  Jnstiz- 
beamten,  ziehen  auch  mittelmäszige  Kräfte  in  den  Amtsberuf, 
onschweren  eine  wtlrdige  Ausstattung  des  Bichterstandes  mit 
ausreichender  Besoldung  nnd  belaste  dennoch  die  Finanzen 
erheblich« 

6.  Es  ist  daher  wohl  zu  beachten,  dasz  die  Völker,  welche 
für  eine  gesunde  Oerichtsverfassung  vorzüglich  begabt  erscheinen, 
anszer  jenem  Unterschied  in  den  richtlichen  Functionen  auch 
in  dem  Organismus  eine  demselben  entsprechende  Scheidung 
der  Organe  gekannt  haben  und  theilweise  noch  besitzen. 

a)  Die  alten  Bömer  trennten  geradezu  das  Verfahren  in 
zwei  Theile.  Das  eine  fand  in  jure  vor  dem  Magistrate 
statt,  der  von  dem  römischen  Volke  erwählt  war,  das  Becht 
zu  handhaben  (jurisdictio),  das  andere  ging  in  judido  vor  dem 
Urtheiler  vor  sich,  der  von  dem  Magistrate  als  Privatmann 
den  Auftrag  bekam,  zu  urtheilen.  Der  Magistrat  war  immer 
nur  Einer  und  seine  Macht  war  grosz,  aber  durch  die  Sitte, 
die  herkömmlichen  Edicte,  durch  die  kurze  Amtsdauer,  durch 
die  Macht  der  andern  Magistrate  und  durch  jene  Trennung 
des  Verfahrens  in  den  Schranken  des  Bechts  gehalten.  Die 
Urtheiler  waren  zuweilen  mehrere,  in  dem  Centumviralgericht 
sogar  ein  zahlreiches  Collegium,  in  den  meisten  Fällen  aber 
auch  nur  ein  einzelner  Mann.  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  man 
dem  Magistrate  den  Entscheid  Aber  die  Rechtsfrage,  dem 
Judex  den  Aber  die  Thatfrage  znschreibi  Der  Judex  hatte 
nicht  blosz  das  Beweisverfahren  zu  leiten  und  seine  Ueber- 
Zeugung  über  die  streitige  Thatsache  auszusprechen,  sondern 
er  erörterte  auch  Qen  Bechtsstreit,  und  sprach  das  Bechts- 
vrtheil  aus.    Von  diesem  gilt  der  römische  Bechtssatz:  res 

*  deero  pro  Clnenlio  c.  43:  „Neminem  rolaerant  majores  nostri 
noB  modo  de  existimatione  oiignBqnam,  sed  ne  peeuniaria  quidem  de  re 
minima  esse  jndicem,  iiMt  qui  inier  adversarios  convenisaet.    De  Ora- 

U.  70.     Vakriua  Maxim.  U.  8,  2. 
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judicata  jus  facit  inter  partes.  Daher  bedurfte  aiieli  er  des 
Bathes  der  Bechtsgelehrten,  die  er  in  achwierigeo 
Fällen  befragte,  und  welche  sowohl  ihm  als  dem  Magistraiet 
der  auch  nicht  nothwendig  ein  gelehrter  Jurist  war,  wiUfthrig 
beistanden,  an  deren  M^ung  aber  weder  der  eine  noch  der 
andere  gebunden  war.  Der  Magistrat  aber  sprach  die  Grund- 
Sätze,  nach  welchen  er  das  Becht  handhaben  werde,  zuvor 
im  Allgemeinen  in  seinem  Ediote  aus  und  ertheilte  dana  dem 
Urtheiler  eine  diesen  bescbr&nkende  und  maszgebende  auf 
den  einzelnen  Streit  angepasste  Instruction,  wdche 
derselbe  bei  der  Verhandlung  und  BeurtheUung  beachten  muszte. 

Nur  aus  dieser  Trennung  des  Verfahrens  erklärt  es  sich, 
wie  in  der  Weltstadt  Born  ein  einziger  Prätor  während  Jahr- 
hunderten genügen  kcmnte,  um  die  ganze  Hasse  ihrer  bürger- 
lichen Processe  zu  leiten  —  eine  Erscheinung,  die  nur  darin 
ihre  Parallele  findet,  dasz  in  England  auch  XII  Oberrichter 
der  Masse  von  Processen  des  Königreichs,  welche  zu  ihrer 
Cognition  kommen,  gewachsen  sind. 

Diese  römische  Einrichtung  würde  indessen  zu  unaerea 
modernen  Zuständen  nicht  mehr  passen.  Unsere  Bechtscultur 
macht  es  durchaus  nötbig,  dasz  die  Magistrate,  welche  das 
Becht  handhaben  sollen,  wissenschaftlich  gebildete 
Juristen  seien  und  nicht  blosz  zu  Anfang,  sondern  während 
des  ganzen  Proceszverfahrens  alle  Verhandlungen 
leiten.  Vergeblich  würden  sich  bei  uns  Magistrate  und  Ur- 
theiler nach  einem  Consilium  von  Juristen  umsehen,  welche 
ihnen  freie  Beihulfe  leisteten. 

b)  Auch  das  germanische  Mittelalter  unterschied 
überall  zwischen  dem  Bichter,  welcher  als  Oinrigkeit  den 
Procesz  leitete,  und  den  Urtheilern  (Schöffen),  welche  als 
Privatpersonen  und  Genossen  der  Parteien  das  Urtheil  fanden, 
und  auf  Befragen  des  Riphters  aussprachen.  Auch  da  war 
keine  Trennung  des  Rechts  und  der  Thatfrage.  Die  Verhand- 
lung bezog  sich  auf  beide  zugleich,  und  die  Urtheiler  fand^ 
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dafi  Becht.*  DerEinflusz  de^  Bichters  war  aber  viel  geringer, 
ab  der  des  römischen  Magistrats.  Er  hatte  keine  Bechtsyor- 
aehriftan,  keine  Instructionen  zu  geben,  sondern  beschränkte 
aieli  dnrehaiis  auf  die  formelle  Proceszleitung  und  die  Fragen - 
atellaog  an  die  ürtheiler.  Die  Antwort  dieser  war  eine  freie 
Aeonerung  ihrer  Bechtsflberseugungen,  ihres  Wissens  und  Qe- 
Wissens,  und  zuweilen  verlieszen  die  Seköffen  den  Bing  des 
gehegten  Gerichtes,  woselbst  der  fragende  Richter  surückblieb, 
nm  sich  unter  einander  im  Abstand  desto  freier  und  ungestörter 
Aber  das  ürtheil  zu  bedenken.  Wie  bei  den  Römern  aber  war 
die  Theilaahme  an  der  Justizübung  durch  Urtheil  eine  Bflr- 
gerpflichti  welche  vorzüglich  auf  den  angesehenen  und  wohl- 
habenden Classen  der  Bevölkerung  ruhte,  unter  den  Römern 
immerhin  aristokratischer,  bei  den  Germanen  mehr  nach  dem 
demdoatisehen  Grundsatz  der  Gleichheit  mit  den  Parteien 
nfther  bestimmt. 

e)  Die  englische  Einrichtung  der  Geschwornenge- 
riehte  auch  fttr  CivUprocesse,  welche  in  Nordamerika  noch 
eine  allgemeine  Anerkennung  und  fortschreitende  Anwendung 
findet,^  unterscheidet  wieder  zwischen  den  Richtern,  als 
Statabeamten,  und  den  Geschwor  neu  als  Privatmännern.  Die 
Eiarichtong  hat  sich  aus  der  altern  germanischen  Gerichtsver- 
basang,  aber  in  eigenthfimlicher  Weise  schon  sehr  firflh^  aus- 
gebildet Nieht  blosz  die  Leitung  des  Proceszganges,  dondem 
aadi  die  Offenbarung  und  Vertretung  der  Bechts- 
grnndsätze,   die  Jurisprudenz    im   vollsten  Sinne  des 

*  Biae  eigsiitfafiinliohe  Abweichung  toheint  in  dem  lohwediiehen 
Qageiufttie  derartheilenden  Richter  und  der  zeugenden  NSmud 
SU  liegen.    Vgl.  Dr.  Bchlyter  in  Mittermaiers  Zeitachr.  V.  8.  426. 

V  Aneh  In  Portugal  Terf.  §.  118. 

*  Kaoh  Biener  (in  Mitterm.  Zeitsehr.  XIX.  S.  165)  ist  die  Jurj 
im  Cirilproeeis  suent  swischen  1164  und  1176  an  die  Stelle  des  gerioht- 
liehen  Zveikampft  getreten.  Vgl.  Blaokatone  m. 23;  M'arquardsen 
in  Mittermaier*8  Krit.  Zeitsohr.  fftr  Oesetzg.  dei  Ausl.  B.  XXL;  da^ 

▲.  Orelli  in  8ehauberg*8  Zeitsohr.  für  Zftrioh.  Becht 

15* 


228  Achtes  Buch.    Vom  Qeiiefit. 

Wortes  ist  nun  aber  in  dem  Richter  conoentrirt;  und  offenbar 
entspricht  diese  Ordnung,  welche  gewissermaszen  die  ganze 
Autorität  des  Rechts  in  den  durch  ihre  Ansbildiing,  ihren 
Lebensbenif  und  ihre  Stellung  dazu  vorzugsweise  geeigneten  und 
befähigten  Magistraten  vereinigt,  theils  den  Cultnrbedarfnisaen 
unserer  Zeit,  theils  der  wahren  Idee  von  der  Oerichtsbarkeit 

Man  hat  sich  auf  dem  europäischen  Gontinent  daran  ge- 
wöhnt, bei  dieser  Geschwomenver&ssung  vorzugsweise  auf  die 
Geschwomen  zu  sehen.  Die  Stellung  und  Haltung  der  Richter 
ist  aber  viel  einfluszreicher  und  entscheidender  fflr  den  Oang 
des  Verfahrens  als  die  Theilnahme  der  Oeschwomen.  Die 
Autorität  der  Richter  hält  das  Ganze  zusammen  und  leitet 
fortwährend  die  Oeschwomen.  Da  es  nur  sehr  wenige 
Richter  gibt  und  ihre  äuszere  Stellung  eine  erhabene  ist,  so 
gelangen  nur  solche  wissenschaftlich  gebildete  Männer  zu  der 
Wurde,  welche  schon  vorher  durch  ihre  Gerichtspraxis  als 
Anwälte  einen  ausgezeichneten  Namen  und  eine  ungewöhnliche 
Geschäftskunde  erworben  haben.  Sie  leiten  zwar  als  Einzel- 
richter die  Assisen^  wenn  auch  nicht  ohne  Beihülfe,  aber  da 
sie  hinwieder  Mitglieder  des  nämlichen  Gerichtshofes  sind,  der 
als  Appellationsgericht  urtheilt ,  so  sind  sie  unter  sdch  in  steter 
Verbindung,  theilen  sieh  wechselseitig  ihre  Erfahrungen  und 
Entscheidungen  mit,  und  halten  so  gemeinsam  die  Einheit 
und  Gleichheit  der  Rechtsübung  in  dem  ganzen  König- 
reiche fest.  Es  darf  nach  englischen  Gesetzen  nur  der  Richter 
die  Assisen  in*  der  Grafschaft  leiten ,  welcher  nicht  in  dersel- 
ben geboren  noch  wohnhaft  ist.  So  erscheinen  denn  die  Richter 
Ton  Zeit  zu  Zeit  in  den  Grafschaften  als  Vertreter  der  stat- 
lichen  Gerechtigkeit,  mit  all  dem  würdevollen  Glänze  des 
Stats,  und  mit  der  hohen  Autorität  geistiger  üeberlegenheit 
und  charaktervoller  Unparteilichkeit  ausgerüstet;  und  die  Oe- 
schwomen wie  die  Parteien  horchen  mit  Vertrauen  und  Ehr- 
furcht auf  ihre  Rede. 

Hat  so  die  Jurispradeuz  in  den  richterlichen  Magistraten 
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ein  mfichtiges  Organ  gefanden,  so  gewähren  die  wechselnden 
Geschwomen  ans  dem  Volke,  indem  sie  die  mehr  thatsäch- 
liche  Streitfrage  benrtheilen,  den  Parteien  die  Garantie,  dasz 
aber  ihre  Interessen  nicht  entschieden  werde,  ohne  die  Mei- 
nung derer  zu  hOren,  die  ihres  Gleichen  und  mit  solchen  Ver- 
hAltnissen  auch  im  tftglichen  Leben  vertraut  sind.  Dasz  die 
Gesdiwomen  unparteiisch  seien,  dafür  l&szt  sich  bei  der 
reichen  Auswahl  viel  leichter  sorgen,  als  wo  feste  Gerichts- 
OQÜegien  urtheilen,  und  dafür  wird  auch  durch  die  mannich- 
faliigen  Verwerfongsmittel  (challences)  gesorgt,  welche  sowohl 
gegen  einci  ganze  Geschwomenliste  als  gegen  einzelne  Ge- 
schwome  verstattet  sind.  Dasz  dieselben  fähig  seien,  den 
Streit  zu  verstehen  und  zu  beurtheilen,  dafür  liegt  theils  in 
der  richterlichen  Leitung,  theils  in  der  Lebenserfahrung  der 
Geschwomen  hinreichende  BürgschafL  Sind  besondere  Sach- 
kenntnisse erforderlich,  so  wird  durch  die  Modification  der 
Specialjury  geholfen«  Die  englische  Jurisprudenz  hat  be- 
kanntlich zwar  einen  herkönunlichen  Hang  zum  Formalismus, 
aber  dasz  die  englische  .'Rechtspflege  trotzdem  national  und 
verständlich  geblieben  ist,  verdankt  man  vorzüglich  der 
Tbeilnahme  von  Geschwomen.  Und  jener  in  neuester  Zeit 
flbrigens  bedeutend  ermäszigte  Formalismus  ist  keine  Folge 
dieeer  Mitwirkung  von  Privatmännern.  Die  Engländer  sehen 
daher  in  den  Geschwomen  eine  der  mhmvoUsten  und  festesten 
Siolen  auch  ihrer  Privatfreiheit  und  ihres  Privatrechts.  Von 
den  Schöffen  des  Mittelalters  unterscheiden  sie  sich  theils  da- 
durch, dasz  sie  nicht  ständig  sind,  eben  deszhalb  in  fortwäh- 
render Verbindung  mit  dem  Privatleben  bleiben,  und  nicht  zu 
einem  Collegium  von  Beamten  werden  i  theils  durch  den  Ge- 
gensatz zwischen  Sechts-  und  That frage,  indem  die  Ge- 
schwomen ihr  Verdict  um*  über  diese  erhissen, ^  während  die 
Schöffen  auch  das  Kechtsurtheil  fällten. 

*  Vcrf«  Ton  Portugal  §.  119:    «Die   Qc^ohwornen  *sproolion  über 
4ea  Tbatbestand,  und  die  Siebter  wenden  das  Ocseti  (nur  dieses? )  ati.^ 
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In  Deutschland  ist  zur  Zeit  noch  die  Meinung  verbreitet^ 
dasz  das  Oeschwomeninstitut  deszhalb  ffir  nnsere  Civilrechts- 
pflege  unbrauchbar  wäre^  weil  die  wissenschaftliche  Erkennt- 
nisz  unseres  PriTatrechtes  nur  dem  möglich  sei,  welcher  durch 
die  Schule  der  römischen  und  germanischen  Jurisprudenz  hin- 
durch gegangen  ist.  Allein  gerade  die  Ausscheidung  der 
Rechts-  und  der  Thatfrage,  wie  sie  in  England  geflbt  wird, 
und  die  Hinweisung  auf  die  gelehrte  Autorität  des  Bichters 
mit  Bezug  auf  jene  hebt  die  scheinbare  Schwierigkeit  voll- 
ständig. Sicher  ist  es  für  die  englischen  oder  nordamerika- 
nischen Bichter  eine  schwerere  Aufgabe,  sich  in  den  QueUen 
ihres  nationalen  Bechtes  zurecht  zu  finden,  und  das  ganze  be- 
stehende sehr  verwickelte  Bechtssystem  zu  tibersehen,  als  es 
fdr  uns  ist,  mit  dem  Systeme  des  gemeinen  römischen,  deut- 
schen und  Particularrechtes  vertraut  zu  werden,  und  man  hat 
nie  gehört ,  dasz  jene  Richter  durch  die  Gfesohwomen  an  der 
Erfüllung  ihrer  Aufgabe  gehindert  worden  seien. 

d)  Ein  neuer  Weg  ist  in  einzelnen  deutschen  Staten 
durch  die  Bildung  der  Handelsgerichte  eröffnet  worden, 
indem  dieselben  aus  Einem  rechtsgelehrten  Statsrichter  als 
Vorsitzer  und  Proceszleiter  und  aus  einer  Mehrzahl  von  Kauf- 
leuten, die  ein  Ehrenamt  fiben,  zusammaigesetzt  werden.  Bade 
urtheilen  gemeinsam.  Diese  Verbindung  des  staflichen  Benift- 
amtes  mit  bürgerlichen  Ehrenämtern  sichert  der  Bechtswissen- 
schaft  den  gebührenden  Einflusz,  und  nöthigi  sie,  in  Hannonie 
zu  bleiben  mit  dem  Bechtsverständnisz  des  Volks.  Es  ist  nicht 
unwahrscheinlich,  dasz  dieselbe  in  der  Zukunft  noch  weitere 
Anwendung  finden  wird  auch  auf  andere  bürgerliche  Prooeese. 

6.  Das  ältere  römische  Becht  wuszte  so  wenig  von  mein 
reren  Instanzen  im  Givilprocesz  als  das  ältere  deutsche 
Becht.  Die  neuere  Zeit  dagegen  betrachtet  die  wiederholte 
Prüfung  und  Entscheidung  des  Rechtsstreits  durch  ein  höher 
gestelltes  Appellationsgericht  als  ein  Palladium  des  guten 
Rechts.    In  Deutschland  wird  sogar  auf  drei  Instanzen 
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ein  verfassQOgsmftsziges  Gewicht  gelegt.'^  Die  Stelluug  der 
firflheren  Beichsgerichte  und  ihr  Yerhältnisz  zu  den  Unter-  und 
Obergerichten  der  einzelnen  Territorien  erklärt  historisch  diese 
Einrichtung,  und  man  kann  es  begreifen,  dasz  bei  der  schrift- 
lichen Form  der  Proceszverhandlung  die  üebelstände  derselben 
weniger  empfanden  wurden.  Innere,  in  der  Natur  derfieohts- 
pflege  liegende  Grunde  daffir  wdrden  sie  schwerlich  rechtfer- 
tigen. Wird  das  Princip  der  Mündlichkeit  durchgefahrt ,  so 
ist  auch  hierin  eine  durchgreifende  Aendemng  nöthig.  '^ 

In  der  Anordnung  zweier  Inztanzen  dagegen,  einer 
untern  und  einer  obem,  wird  mit  Becht  eine  der  wirksamsten 
Garantien  für  eine  gute  Bechtspflege  erkannt.  Nicht  nur  ge- 
währt die  Möglichkeit  einer  erneuerten  Prüfung  durch  das 
hoher  gestellte  Obergericht,  welches  den  schon  in  erster  In- 
stanz aus  dem  Bohen  verarbeiteten  Procesz  nochmals  und  nun 
bequemer  prfift,  eine  verstärkte  Sicherheit  für  ein  richtiges 
Endurtheil,  und  daher  auch  den  Parteien  gröszeres  Vertrauen 
in  die  Güte  der  Bechtspflege,  sondern  es  wirkt  schon  das  Be- 
wusztsein  dieser  Möglichkeit  auf  die  Glieder  des  Untergerichts 
wohltbätig  ein,  so  dasz  sie  weniger  willkürlich  und  weniger 
nachlässig  verfahren,  als  wenn  sie  vermeinen,  in  höchster 
Machtvollkommenheit  ihren  Spruch  zu  thun.  Dann  aber  musz 
in  gröszern  Staten,  in  welchen  Ein  Obergericht  für  die  Menge 
der  appellablen  Proi^esse  nicht  auBreichen  kann,   durch  einen 

^  Vgl.  Zachariä,  D.  8t.R.II.  §  171.  Noch  die  Wiener  Sclilu»- 
acte  TÖm  Jähr  1820  fordert  drei  Instanzen  in  Art.  12. 

^WgU  0.  Oeib:  Die  Reform  des  denteehen  Bechtslebens.  8.  85. 
Er  maollt  mit  fieolit  darauf  aufinerkBam,  daai  unter  jener  yoraussetsnng 
auch  die  AotenyenenduDg  an  die Spruchoollegien  der  Facultäten  auf« 
hören  milsäe,  dasz  aber  die  wohlth&tige  Einwirkung  dieser  auf  die  prac- 
tiflcbe  JuriBprodeliz  in  andefer  Form,  Torsüglieh  durch  Rechtsgutaofateir 
und  R«ehtsb6l9bmog,  fortdauBm  könne,  und  einen  erhöhten  Aufschwung 
verdiene.  In  der  That  wäre  eine  stärkere  Betheiligung  der  reobtsge- 
lehrten  Mitglieder  der  ÜniTersitäten  bei  der  gerichtlichen  Praxis  für  die 
Lebendigkeit  der  wissenschaftlichen  Doctrin  und  für  die  Wissenschaft- 
liehkeil  der  Praxis  glekdi  forderlich. 
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Cassations-  oder  einen  Oberhof  fdr  die  Einheit  des 
Rechts  und  seiner  Formen  noch  besonders  gesorgt  werden. 
Die  französische  Einrichtung  der  Cassationshöfe  hat  mit  dem 
deutschen  Qedanken  der  Oberhöfe  das  gemein,  dasz  beide  nur 
über  Beschwerden  wegen  rechtlicher  Mftngel  der  frflhem  Ur- 
theile  entscheiden;  sie  unterscheiden  sich  aber  dadurch,  dasz 
der  erste  das  formwidrige  Verfahren  oder  das  rechtswidrige 
ürtheil  aufhebt  und  den  Procesz  zu  neuer  Beurtheilung  zurflck- 
weist,  während  der  Oberhof  den  richtigen  Bechtssatz  wo 
möglich  sofort  durch  Verbesserung  der  Urtheile  zur  Geltung 
bringt. 

Wo  die  Geschwomenverfassung  auch  fflr  den  Civilprocesz 
besteht  f  da  wird  freilich  die  Appellation  noch  weit  mehr  zu 
beschränken  und  vorzugsweise  nur  auf  den  Bechtsstreit,  nicht 
auch  auf  die  Thatfrage  zu  beziehen  sein,  Dasz  aber  dann 
zumal  Ein  Obergericht  fflr  alles  genflge»  beweist  wieder  das 
Beispiel  von  England, 


Viertes  Gapitel. 

Die  Sfcrafrechtipflege. 

1.  Während  des  Mittelalters  finden  wir  fast  allenthalben 
in  dem  romanischen  und  germanischen  Europa  eine  drei* 
fache  Abstufung  der  Gerichtsbarkeit,  deren  Unter- 
lage in  der  urspränglichen  Landes-  und  Volkseintheilung  der 
deutschen  Völker  zu  erkennen  ist  Den  Gauen,  Huntari 
(Gentenen)  und  Weilern  (Gemeinden)  entsprach  schon  in  älte- 
ster Zeit  eine  dreifache  Gliederung  der  Kriegs-  und  Gerichts- 
verfassung. Später  unterschied  man  ebenso  in  Frankreich  die 
juHsdiciion  havUe^  moyenne  et  basse^  in  Deutschland  die  hohe 
und  niedere  (auch  mittlere)  Vogtei  und  die  grundherr- 
liche oder  Markgerichtsbarkeit     Diese  Abstufung  der 
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Qerichte  steht  wieder  in  Verbindung  mit  einer  dreifachen 
Unterscheidung  strafbarer  Bechtsverletzungen ,  und  der  ver- 
schiedenen Bestimmung  der  gerichtlichen  Competenzen.  Die 
eigentlichen  Fried ensbrüche,  welche  den  Frieden  so  von 
Grund  aus  zu  erschfittem  oder  vielmehr  zu  brechen  schienen, 
dasz  der  Friedensbrecher  verdiente,  auszer  den  Schutz  des 
Friedens  und  des  Bechts  gesetzt  und  wie  ein  Feind  verfolgt 
und  getödtet  zu  werden,  die  Verbrechen,  die  an  den  Leib 
und  das  Leben  gingen,  gehörten  zm*  Beurtheilung  und  Bestra- 
flmg  an  die  höchsten  Qerichte,  denen  unmittelbar  von  dem 
Efoige  der  Blutbann  verliehen  war.  Frevel  und  Dieb- 
stahl dagegen,  welche  zwar  die  Bechtsordnung  auch  ernstlich 
verletzten,  aber  nicht  so  brachen,  dasz  nur  die  Vernichtung 
des  Verbrechers  den  Bruch  sahnen  konnte,  welche  daher  mit 
einer  die  Existenz  schonenden  EOrper-  oder  Geldstrafe  (au 
Haut  und  Haar)  hinreichend  gebäszt  wurden,  kamen  an  die 
Centgerichtsbarkeit,  d.  L  die  (mittlere)  Vogtei  im  ge- 
wöhnlichen Sinne.  Das  war  die  regelmftszige  Strafgerichts- 
barkeit jener  Zeit.  Einfache  Ungebühr  und  Unordnung  end- 
lich von  blosz  localer  Erheblichkeit  wurde  in  den  Loc alge- 
richten der  Grundherren,  oder  wo  sich  noch  freie  Markge- 
nossenschaften erhalten  hatten,  auch  in  den  Gemeindegerichten 
gerO^  und  gebflszt. 

Diese  Emtheilung  hat  eine  bleibende  Bedeutung,  obwohl 
sie  fSr  unsere  jetzige  Bechtseiitwicklung  einiger  Modificationen 
bedarf.  Wir  unterscheiden  noch  zwischen  Verbrechen, 
welche  vor  die  Schwurgerichte,  Vergehen,  welche  vor  die 
mittleren  CoUegialgerichte  und  PoliceiAbertretungen, 
welche  vor  die  untersten  Policeigerichte  zur  Beurtheilung  und 
Bestrafung  kommen.  Aber  aus  besonderen  Gründen  werden 
zuweüen  einzelne  Arten  von  Vergehen  bald  den  Schwurge- 
gerichten, bald  den  Policeigerichten  zugewiesen;  die  einen, 
weil  man  eine  vermehrte  Garantie  für  eine  sorgfältige  und 
unbefiingene  Uechtspflege  zu  erhalten  sucht,  die  andern,  weil 


234  Achtes  Baoh.    Vom  Geriebt. 

sie  wegen  ihrer  Oeringffigigkeit  schicklich  des  bloszen  üd* 
Ordnungen  ähnlich  behandelt  werden. 

Der  Gegensatz  aber  der  Vergehen  (delicta,  miademeft- 
nonrs)  und  der  Verbrechen  (crimina)  dem  gemeinen  Ge* 
fflhle  der  Völker  schon  wahrnehmbar,  hftlt  sich  innerhalb  des 
eigentlichen  Gebietes  der  Strafgerichtsbarkeit,  nnd  mnsz  anch 
in  der  Organisation  der  Bechtspflege  Beachtdhg  finden.  Beide 
gehören  insofern  zusammen,  als  durch  beide  die  öffentlidie 
Bechtsordnnng  selbst  in  ihren  festen  Verhältnissen  verletzt 
und  erschüttert  wird,  Sie  sind  nicht  bloBzes  Civil  an  recht, 
das  durch  einfache  Wiederherstellung  gut  gemacht  werden 
kann,  nicht  blosze  Polizeiübertretung«  die  eher  im  In- 
teresse der  Ordnung  als  um  der  Gereditigkeit  willen  geahndet 
wird,  sondern  die  Majestät  der  Gerechtigkeit  selbst  ist  hier 
verletzt,  und  diese  musz  sich  in  der  Bestrafung  des  Schuldigen 
siegreich  bewähren.  Aber  sie  unterscheiden  sich  hinwieder 
von  einander  wie  das  gemeine  und  das  besondere.  Das  Vet* 
brechen  ist  in  gewissem  Betracht  ein  qualificirtea  V«i>- 
gehen,  qualificirt,       ... 

a)  weil  die  verbrecherische  Handlung  erschdtt^nd  auf 
den  ganzen  Stat,  nicht  blosz  auf  einzelne  Theile  desselben 
einwirkt  (der  Hochverrath  z.  B.  ist  ein  Verbrechen,  die  ein- 
fache Widersetzung  gegen  die  Amtsgewalt  kann  ahi.  blbszes 
Vergehen  behandelt  werden);  oder  b)  weil  die  auszergewöhn- 
liche  Gefährlichkeit  und  die  sittliche  Verworfenheit 
in  der  Art  der  verbrecherischen  Handlung  sich  in  ausgezeick« 
netem  Grade  kundgibt  (derBaub,  der  Diebstahl  mit  Einbrach, 
und  die  Nothzucht  z.  B.  sind  Verbrechen,  der  gewfthnlidia 
Diebstahl  dagegen ,  die  Miszhandlung  ohne  schwere .  Folgen, 
der  Betrug  kOnnen  wohl  in  der  Regel  als  Vergehen  bcJiandelt 
werden,  ebenso  alle  strafbaren  Handlungen  ans  Uoezer  Fahr- 
lässigkeit); c)  zuweilen  auch,  weil  das  Masz  der  Schädigung 
einen  ungewöhnlichen  Grad  erreicht,  wie  ja  au^  im  Natur- 
leben  das  Wasser,  wenn  es  auf  einen  gewissen  Grad  erhitzt 
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wird«  sich  in  Dampf  verwandelt  (z.  B.  Diebstähle,  die  einen 
hohen  Betrag  erreichen,  werden  zn  Verbrechen).  Die  genauere 
Anascheidiuig  freilich  hftngt  immerhin  ab  von  der  besondem 
historiBehen  Entwicklung  und  Gesetzgebung  des  nationalen  Straf- 
redits.  Gewisse  Strafarten,  wie  die  Leb^i»-  und  Leibesstrafen, 
die  Ketten-,  die  Zuchthausstrafe,  die  Deportation  passen  daher 
nur  fflr  Verbrechen,  und  sind  für  Vergehen  nicht  anwendbar, 
und  hftnfig  werden  nur  jene  von  den  Assisen,  diese  auch  von 
untern  Gerichten  beurtheilt** 

2.  Der  Idee  der  Strafgerichtsbarkeit  entq>richt  die  VerfoU 
gong  und  Anklage  von  Amts  weg€(li  durch  eine  Offent* 
liehe  Behörde,  die  Statsanwaltsehaft.  Nicht* das  Privat* 
Interesse,  noch  der,  wenn  auch  gerechte,  Unwille  des  Verletzten 
darf  in  dem  Vordergründe  erscheinen,  sondern  die  statliche 
Gerechtigkeit  soll  hier  schon  ihre  reine  Macht  in  öffentlichem 
Interesse  offenbaren.  Der  Strafprocesz  ist  nicht  ein  Streit 
zweier  Parteien,  die  sich  auf  gleichem  Boden  mit  gleichen 
Waffen  entgegentreten,  sondern  eine  Entfaltung  der  verletzten 
Qereehtigkeit ,  welche  den  Verletzer  zur  Bechenschaft  zieht. 
Der  Statsanwalt  hat  daher  auch  nicht  einseitig  den  Standpunkt 
der  Partei  festzuhalten,  keineswegs  nur  die  Momente  des  Ver» 
daehts  und  der  Schuld  hervorzuheben,  sondern  auoh  die  Grfinde 
fOr  die  Unschuld  oder  für  die  Milderung  der  Schuld  zu  erwä«* 
gen  und  zn  berflckaiehtigen.  Er  darf  so  wenig  leidenschaftlich 
(partaüseh)  handeln  als  der  Richter;  und  nur  insofern  ist  seine 
Stellung  eine  weniger  unbeftngene  als  die  des  Richters,  als 
«r  vorzugsweise  mit  der  Anklage  beauftragt,  und  im  Namen 

^  Ueber  die  Znliitigkeit  und  den  Sinn  dei  Oegenintiet  wurde  frfilier 
in  Deutschland  riel  gestritten,  und  manche  Juristen  haben  in  der  Ver- 
Bweiilung,  ein  inneres  Princip  desselben  zu  finden,  diesen  lediglich  auf 
dl^  Tertehiedenheit  der  Strafandrohungen  gebaut,  wie  denn  Oberhaupt 
die  deutsche  Jnrispmdens  lange  Zeit  den  BegriflT  des  Yerbreehens  selbst 
auf  die  gesetslicbe  Strafandrohiing  begrflndet  hat.  Indessen  ist  diese, 
wie  die  Strafe,  offenbar  Folge,  nicht  Omnd,  so  wie  der  Verbrechen  und 
Tergehen  selbst,  so  auch  ihres  Untertehiedes. 
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der  Gerechtigkeit  vorerst  den  Strmt  mit  dem  Angeklagten  za 
f&hren  genöthigt,  also  immerhin  eine  Proceszpartei  ist  Ans 
diesem  Gmnde  ist  es  dorn  anch  besser,  die  Staisanwaltsdiaft 
als  ein  besonderes,  von  dem  eigentlichen  Gerichte  getrenntes 
Organ  zn  constitniren,  als  wie  das  wohl  im  Mittelalter  hier 
nnd  da  geschehen  ist,  einzelnen  Bichtem  selbst  die  öffenUiefae 
Anklage  zu  flbertragen. 

Einzelne  Keime  zu  der  Einftthmng  der  Statsanwattschaft 
lassen  sich  in  manchen  mittelalterliehen  Einrichtongen  enA- 
decken,  so  in  den  Nachgängern  nnd  Nachrichtern  ein- 
zelner deutscher  Beichsstftdte, '  in  den  Eronvögten  (Kro- 
nofogdar)  von  Schweden,'  welche  auch  bei  der  Yomnter- 
suchung  des  Richters  thätig  sind,  in  den  französischen 
proeureurs  du  rot,  welche  ursprflnglich  gerichtliche  Vertreter 
der  königlichen  Domanialinteressen ,  den  römischen  advocati 
£sci  ähnlich,  dann  auch  in  den  Fällen  als  öffentliche  Ankläger 
fungirten,'*  in  denen  es  an  einem  Pilvatkläger  fehlte.  *  Das 
Verdienst  aber,  dieses  wichtige  Institut  ausgebildet  zu  haben, 
gehört  Frankreich  an«  Napoleon  L  schuf  zuerst  das 
Amt  der  Generalprocuratoren,  welche  als  öffentliche  An» 
kläger  mit  dem  Justizministerium  verbunden,  und  denen  eine 
Anzahl  von  Generaladvokaten  untergeordnet  wurden.  Die 
französische  iSinrichtung  ist  sodann  in  vielen  andern  Statra 
nachgebildet  worden,  oft  mit  Vermeidung  des  französischen 
Fehlers,  welcher  die  Macht  der  Statsanwälte  zu  sehr  und 
sogar  den  Gerichten  gegenüber  erhoben  hat 

3.  Bei  weitem  allgemeiner  als  im  Givilprocesz,  wenigstens 
für  die  höhere  Strafrechtspflege  ist  das  englische  Institut 
der  Schwurgerichte  (Jury)  über  Amerika,  sodann  nach 
Frankreich  und  manche  romanische  Länder,  in  neuester 
Zeit  auch  über  Deutschland  und  die  Schweiz  verbreitet 

*  Vgl.  Bluntäohli  Zürcheruche  BochtagOdohickto  I.  8.  40ö. 
'  Zieiu«zoa  in  Miilormaiers  2SeiUobrift  XU,  8.  331. 
«  Schaffner,  franx.  Rechtsgescbichto  II.  8.  432  ff. 
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wordm.  Bei  der  üeberpflanziing  auf  fremden  Boden  hat  das- 
selbe indessen  vielfach  gelitten,  und  es  wird  noch  eine  geraume 
Zeit  andauern,  bis  es  überall,  wo  es  aufgenommen  wurde,  zu 
einem  gesunden,  den  nationalen  Verhältnissen  und  den  Bedürf- 
nissen einer  gerechten  Justiz  gemftszen  Wachsthume  heran  ge- 
reift sein  wird. 

Die  Eigenthümlichkeit  des  Schwurgerichts  besteht  vor- 
nehmlich in  zwei  Dingen:  1)  in  der  Trennung  des  ürtheils 
in  zweiTheile,  in  einUrtheil  über  die  T  hat  frage,  die  davon 
unlösbare  rechtliche  Frage  der  Schuld  oder  Nicht* 
schuld  inbegriffen,  und  in  ein  ürtheil  Aber  die  Rechts- 
frage, d.  h.  die  Anwendung  des  Strafgesetzes  und  die  Be- 
stimmung der  Strafe;  2)  in  der  entsprechenden  Ausscheidung 
in  dem  Organismus  des  Gerichts  in  der  Art,  dasz  Aber  die 
Thatfrage  Männer  aus  dem  Volke  durch  ihren  Wahr- 
Spruch  urtheilen,  die  nicht  gerade  rechtskundig  sein  mflssen, 
und  dasz  auch  keine  ständigen  Schöffen,  sondern  fflr  die  ein« 
zelnen  Gerichtssitzungen  wechselnde  Geschworne  bezeichnet 
werden,  das  ürtheil  Aber  die  Rechtsfrage  dagegen  den  Rich- 
tern als  rechtsl^undigen  und  ständigen  Beamten  zu- 
geiheüt  wird. 

Der  gedeihliche  Erfolg  dieser  Einrichtung  hängt  wieder 
vornehmlich  davon  ab,  dasz  kein  feindlicher  Gegensatz  zwischen 
Richter  und  Geschwomen  bestehe,  sondern  beide  Elemente  zur 
Verwaltung  der  Gerechtigkeit  zusammenwirken  und  dasz  daher 
die  Richter,  welche  das  Verfahren  leiten,  ihre  geistige  Ueber- 
legenheit  durch  die  Art  dieser  Leitung  bewähren,  und  weiter 
in  formeller  Passivität  verharren,  und  so  die  Handhabung  der 
Gerechtigkeit  zum  Spiel  der  Advocaten  und  zum  Tummelplatz 
der  Parteileidenschaft  herabwilrdigen  lassen,  noch  im  einsei- 
tigen Interesse  etwa  der  Verfolgung  ungebührlich  in  den  Wi- 
derstreit der  Parteien  eingreifen.  Nicht  das  ist  das  Princip 
des  Geschwomenverfahrens,  dasz  rechtsunkundige  Männer  besser 
zu  urtheilen  verstehen  als  rechtskundige,  sondern  das,  dasz 
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Bor  der  wegen  eines  Yergeheiis  eine  Strafe  erleiden  BoD,  desaen 
Schuld  dem  scblicllten  Vereiand  und  dem  natärli<dien  Beehta» 
gefdU  gewissenhafker  M&oner  aiA  dem  Volk  Uar  geworden 
ist.  Dem  Richter  ziemt  daher  die  Becbtsbelehmng,  und  ikm 
kommt  auch  die  Aufrechthaltnng.der  W&ide  dar  GenchtigkeEt 
zu.  Der  moralische  Einflusz,  den  er  so  in  reiner  Stellung 
anstlbt,  darf  nidit  yemachlftssigt  werden;  er  gibt  dem  ganzen 
Verfahren  seinen  ernsten  Halt.  Aber  das  kann  er  nur«  wenn 
er  nicht  Partei  nimmt,  sondern  unbefangen  zwischen  Ankltgar 
und  Vertheidiger  die  Waage  hftlt 

Auszerdem  ist  die  Art,  wie  die  Geschwomenliaten  gebil- 
det werden,  yob  höchster  Bedeutung.  Mit  Becht  scheint  mir 
von  Andern  hervorgehoben  zu  werden,  dasz  nicht  genug  zwi- 
schen allgemeinen  und  speciellen  Schwurgerichten*  unter* 
schieden  werde,  obwohl  die  Keime  auch  dieser  ünterseheidung 
in  don  englischen  Yorfahren  sichtbar  sind«  Unter  allgemeinen 
Sdiwttrgeriehten  sind  die  zu  y erstehen,  bei  welchen  die  ür- 
tkefler  keiner  besondern  ausgezeichneten  Kenntnisse  bedfirfen, 
um  zu  einer  sichern  eigenen  Meinung  zu  gelangen  und  ein 
wahrhaftes  ürtheil  zu  fällen.  Die  meisten  Strafproceest  ge- 
hören zu  dieser  Gattung.  Die  speciellen  Schwurgerichte  aber 
sind  dann  ein  Bedflifiiisz,  wenn  die  Beurtheilung  der  Thatfrage 
und  der  Schuld  ohne  beeondere  Kenntnisse  nicht  oder  nur 
schwer  mAglich  ist.  Fftr  die  erstere  reicht  die  gewöhnliche 
Lebenserfahrung  verständiger  Mftnner,  wie  sie  sich  In  den 
mittlem  Yolksclassen  regelmfiszig  vorfinden,  ToUkommeu  aus, 
besondere  Kenntnisse  aber,  wie  sie  ffir  die  letztem  erfordevlidi 
sind,  kftnnen  nur  durch  besondere  Berufsbildung  erla&gt  wer- 
d<en;  daher  sollten  in  solchen  Fällen  die  Geschwonen  auch 
nur  aus  den  Kreisen  genommen  werden,  welche  diese  besitaeo. 
Es  gilt  das  sogar  von  den  Processen,  bei  denen  Yiele  die 

'  Pinheiro  über  das  Institut  der  Oeschwornen  in  Mittermaieri 
Zeitschr.  Tni.  8.  387  ff.  -  In  andern  Bosiehnngen  dagegen  kann  ich 
seine  Ansichten  nidit  theilen. 
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Wahrheit  dieser  Bemerkmig  am  wenigsten  zuzugestdiea  ge- 
neigt sind,  von  den  Preszprocessen.  Während  einfache 
Bürger  nnd  Bauern  vollkommen  im  Stande  sind,  aus  den  vorge- 
legten Thatsaohen,  den  Angaben  der  Zeugen  und  dem  Yerhal- 
tea  des  Angeklagten  ein  sicheres  ürtheil  sich  zu  bilden,  ob 
dieser  gestohlen  oder  einen  Todtschlag  verflbt  habe;  sind  die- 
selben der  Aufgabe,  Aber  Erzeugnisse  der  Literator  und  die 
Wendungen  der  Sprache  richtig  zu  urtheilen,  in  der  Begel  nicht 
gewachsen  und  nicht  fähig,  wenn  der  Angriff  der  Rechtsordnung 
nicht  sehr  plump  ist,  die  feinen^  die  Spur  desYergehens  ver- 
wischenden Wendungen  und  Bänke  eines  geschickten  Verthei- 
digers  zu  durchschauen,  oder  die  Freiheit  der  Meinungsäusse- 
rung auch  da  zu  ehren,  wo  die  Meinung  der  Einzelnen  der 
allgemeinen  Meinung  schroff  entgegen  tritt.  Sie  werden  Imcht 
irre  in  ihrem  Urtheil,  leicht  von  künstlich  hfirvorgemfenen 
Eindrücken  miszleitet  Sie  haben  nicht  die  wisaenschaftlicdie 
Sicherheit  in  sieh,  die  allfHU  vor  Abwegen,  tei  et  vor  pol  über- 
triebener Strenge,  sei  ea  vor  fiüseher  Haehsicht  und  bloszer 
Willkür,  zu  bewahren  vermag. 

In  den  meisten  Staien  wird  de»  Loose  ein  Spielraum 
eröffnet  bei  der  Bezeichnimg  der  Geschwomen,  und  mit  vollem 
Becht.  Es  können  kaum  in  anderer  Weise  die  beiden  entge* 
gengesetzten  Klippen  umgangen  werden,  welche  das  Institut 
zu  verfälschen  drohen,  nämlich  ein  überwiegender  Einflusz  der 
Begierung  einerseits,  welcher  die  abhängigen  Geschwomen  um 
so  eher  zu  einem  Werkzeuge  der  Gewalt  zu  machen  droht, 
als  sie  nicht  wie  die  Richter  durch  die  Standesehie  und  die 
Wissenschaft  gehalten  worden,  und  andererseits  dieVolkswaU, 
die  geeignet  ist,  die  Geschwomen  zu  Dienern  der  politiBchen 
Parteien  zu  erniedrigen,  und  die  Beinheit  der  Bechtspflege 
durch  Parteilichkeit  zu  beflecken. '  Die  gerechten  Ansprüche 
des  Angekh^n,   dasz  er  von  Gtoschworaen  benrtheilt  werde, 

*)  Renaud  in  Mittermaier'8  Zeitschr.  XIX.8. 173ff.,  198.  Cher- 
balies  ebenda  8.  205  ff.;  dagegen  Pinheiro  a.  a.  0. 
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welche  sein  Vertrauen  verdienen,  werden  in  genflgendem  Masze 
durch  das  Becnsationgrecht  befriedigt. 

Desto  nöthiger  aber  ist  «s,  in  zu  fordernden  Eigenschaften 
der  Geschwomen  ein  Gegengewicht  fär  den  Zufall  des  Looses 
zu  suchen.  Eine  erhöhte  Selbständigkeit,  wie  sie  ohne  einen 
soliden  Haushalt  von  der  Mehrheit  der  Menschen  nicht  er- 
wartet werden  kann,  und  eine  reife  Lebenserfahrung,  wie  sie 
in  der  Begel  nur  mit  dem  männlichen  Alter  und  im  Familien* 
und  Berufsleben  gewonnen  wird,  sind  die  nothwendigen  Grund- 
bedingungen ihrer  Tauglichkeit  zu  wahrhafter  und  gerechter 
Beurtheilung  der  Angeklagten.  Das  ist  aber  vor  allen  Dingen 
nöthig,  stets  im  Auge  zu  behalten,  dasz  auch  das  Schwurge- 
richt eine  Anstalt  der  Gerechtigkeit,  und  nicht  ein 
Organ  der  Politik  sei. 

Ein  diesem  Princip  durchaus  widerstreitender  Inthum  ist 
die  sogenannte  .Allmacht''  der  Geschwomen,  die  Meinung, 
dasz  die  Geschwomen  Aber  dem  Gesetz  und  dem  Becht  stehen, 
und  dieses  nach  Willkflr  beugen  oder  eludiren  dflrfen.  Die 
ganze  Justiz  hat  lediglich  die  Aufgabe,  die  bestehende  Bechts* 
Ordnung  zur  Anerkennung  zu  bringen,  und  die  Gerechtigkeit 
zu  verwalten.  Der  Eid  der  Geschwomen  legt  ihnen  diese  Pflicht 
ans  Herz,  und  ohne  Gewissenhaftigkeit  gibt  es  Oberhaupt  kein 
wahres  Gericht  Für  die  Praxis  nicht  minder  bedenklich  ist 
femer  die  durch  das  französische  Verfahren  nnterstfltzte 
Meinung,  dasz  die  Geschwomen  keinerlei  Beweisregeln  zu  be- 
achten, sondem  nur  dem  unklaren  Gefflhl  zu  folgen  haben. 
Zwar  besteht  allerdings  ein  Vorzug  des  Geschwomenverfidirens 
darin,  dasz  der  abstracto  Pendantismus  der  altem  strengen 
Beweistheorie,  welche  die  gelehrten  BichtercoUegien  band, 
durch  das  freiere  Urtheil  der  Geschwomen  durchbrochen  wor- 
den ist,  und  überall  lehrt  die  Erfiihrung,  dasz  die  Schuldigen 
dem  scharfen  Blicke  der  Geschwomen  weniger  leicht  entgehen, 
und  häufiger  verurtheilt  werden,  alsdiesz  früherhin  geschehen 
ist.    Aber  in  dem  Vaterlande   des  Geschworneninstituts,  in 
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England  nnd  Amerika^  hat  noch  Niemand  es  fttr  flber- 
flflflsig  gehalten,  dasz  auch  der  Beweis  nach  juristischen  Grund- 
sätzen geregelt  werdet  m.  a.  W. ,  dasz  man  sich  selber  über 
die  Orflnde  der  Schuldigerklärung  ins  Klare  zu  setzen  habe. 
Dort  wird  vielmehr  die  Lehre  vom  Beweise  (evidence)  miC 
groszer  Sorgfalt  festgehalten,  und  die  Aufgabe  des  Bichters 
ist  es,  auch  in  dieser  Beziehung  die  Geschwomen  auf  diese 
Orflnde  aufmerksam  zu  macheu.  Der  Richter  kann  von  sich 
ans  nicht  freisprechen  noch  verurtheilen.  Niemand  soll  ver- 
nrtheilt  werden,  dessen  Schuld  nicht  auch  dem  ein- 
fachen Verstände  der  Geschwornen  klar  zu  machen 
ist,  das  ist  ja  der  leitende  Gedanke  des  Schwurgerichts.  Aber 
kein  innerer  Grund  hindert  den  Richter,  der  berufen  ist,  die 
Gerechtigkeit  zu  verwalten,  seine  wissenschaftlich  begründete 
Ansicht  den  Geschworuen  zu  ihrer  sorgfältigen  üeberlegung 
vorzutragen,  und  einen  richtigen  Wahrspruch  durch  weise 
Anleitung  vorzubereiten.  Die  Scheu  vor  einem  uugebührlichen 
Einflusz  des  Richters  auf  den  Entscheid,  der  wir  auf  dem  Cou- 
tinent  vielfach  begegnen,  ist  der  Tüchtigkeit  des  Instituts  nichts 
weniger  als  ersprieszlich ,  und  es  entspricht  weder  der  Würde 
noch  der  Wahrheit  der  Gerechtigkeit,  wenn  dasselbe  m(^glichst 
von  dem  Einflüsse  der  rechtskundigen  Richter  abgelöst  und  die 
zügellose  Willkür  der  Geschwomen  zum  Princip  desselben  er- 
hoben wird.^ 

In  zwei  Beziehungen  auszer  dem  früher  schon  erwähnten 
Institute  der  Statsanwaltschaft  ist  das  Schwurgericht  seit  seiner 
Verpflanzung  nach  Europa  verbessert  worden.  Fürs  erste  durch 
Beseitigung  der  englischen  Anklagejury  {grand  jury)  und 
durch  Ueberweisung  der  vorläufigen  Erkennung  der  Anklage  an 
einen  Anklagesenat,  der  aus  rechtsgelehrten  Richtern  besteht. 

*  Oote  Bemerkangen  darQber  bei  O«  i  b :  Reform  des  deutschen  Reohts* 
lebent«  8.  135  ff.  Viele  AufsehlOase  gewlhren  Mitteriiiaier*8  Erfah- 
nuigeB  aber  die  Wirksiimkeit  der  Schwargeriohte  in  Earepn  und  Amerikn. 
BHangen  186$. 

1 U ■! ••h  1 1 ,  aIIf«M*iMt  Statsrtekt    II.  IQ 
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Sodann  flberhaupt  darin,  dasz  mehr  und  mehr  das  Prindp  der  Ter- 
folgungund  Bestrafung  des  Verbrechers  von  Statswegen  durch- 
gefflhrt  wurde,  im  Gegensatz  zu  dem  englischen  Verfahren,  welches 
noch  zu  sehr  von  privatrechtlichen  Bficksichten  durchzogen  ist 


Fünftes  GapiteL 

Die  YerwaltiiDgareohtspflege. 

Auch  Aber  öffentliches  Recht  kann  Streit  entstehen 
und  musz  dieser  Streit  durch  eine  statliche  Autorität  ent- 
schieden  werden.  Vielleicht  erfüllt  die  Zukunft  das  Ideal  öf- 
fentlich rechtlicher  Oerichtshöfe  für  alle  Streitig- 
keiten über  öffentliches  Recht.'  In  der  Gegenwart  kennen 
wir  solche  Gerichte  nur  in  sehr  beschränktem  üm&ng.  Die 
meisten  und  gerade  die  wichtigsten  Gebiete  des  öffentlichen 
Rechts  entbehren  zur  Zeit  noch  einer  geordneten  Rechtspflege. 
Das  gilt  insbesondere: 

a)  von  den  völkerrechtlichen  Streitigkeiten.  Es  gibt 
keine  ordentliche  völkerrechtliche  Gerichtshöfe  für  die  Rechts- 
streitigkeiten zwischen  Stat  und  Stat,  und  die  Schiedsgerichte 
setzen  eine  freiwillige  (Jebereinkunft  der  Parteien  voraus. 
Selbst  die  Prisengerichte  gehören  noch  der  Rechtspflege  der 
Eriegspartei  an,  wenn  gleich  ihre  Aufgabe  international  ist 

b)  Die  Souveränetätsfragen,  namentlich  auch  die 
dynastischen  Ansprüche  auf  LandesherrschafI;  und  Landes- 
regierung werden  nicht  durch  das  ürtheil  eines  Statsgerichts- 
hofes  oder  eines  völkerrechtlichen  Gerichtshofes,  sondern  den 
gröfizem,  aber  nicht  formellen  Procesz  der  Völkergeschichte 

«  Bahr  (Der  Beohftsitet  1866)  steUt  diese  Fordennig  des  Reohtutats» 
aber  für  ihre  Befriedigimg  fehlen  noch  die  Bedingungen,  nnd  die  toh 
Bihr  Torgesohlagene  bloii  formale  jnristisehe  Lösung  genflgt  nieht. 

*  TgL  BlnnlBchli:  Das  med.  Völkerrecht.  1866.  Bach  7. 
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entschieden.  Wenn  es  der  offenbaren  Macht-  und  Pflichtübung 
gelingt,  die  Anerkennung  des  Volkes  und  seiner  Organe  zu 
erwerben,  so  wird  dadurch  auch  die  dauernde  Nothwendigkeit 
der  Verhältnisse,  d.  h.  das  Recht  bewährt  und  gehandhabt. 

c)  Ebenso  werden   die  streitigen  Verfassungsfragen 
nicht  durch  gerichtlicbe  ürtheile,  sondern  durch  den  Ausgang 
der    politischen  Parteikämpfe,   durch   die  Verhandlungen  der 
Regierung  mit  den  Kammern,  durch  Gesetze  und  Decrete  ent- 
schieden.   Nur  in   den  Vereinigten   Staten   von  Amerika  übt 
das   Bundesgericht    Qbungsgemäsz   eine    derartige   Competenz 
aus.    Wie  schwer  es  aber   und  theilweise   wie   unmöglich   es 
auch    da  bei  ernsten  Zerwürfnissen  der  übrigen  Gewalten  im 
State  für  das  Gericht  wird,  seinem  Rechtsspruch  Anerkennung 
und  Folge  zu  verschaffen,  das  zeigen  die  Erfahrungen  während 
des  groszen  Bürgerkrieges  von  1861—65  und  nach  demselben. 
In  allen  bisher  genannten  Fragen  übt  noch  immer  die 
Politik  die  entscheidende  Macht  aus,  und  für  die  Politik  ist 
die  Salus  publica  das  oberste  Gesetz.    Allerdings  ist  das  ein 
sehr    unvollkommener    Rechtszustand.      Aber   es   wäre    noch 
schlimmer,  wenn  diese  Fragen  lediglich  nach   formel-legitimi- 
sUschen  Grundsätzen  entschieden  würden.    Eine  naturgemäsze 
and  die  Bedürfnisze  des  fortschreitenden  Völkerlebens  beach- 
tende Rechtspflege  müszte  voraus  von  statsmännischem  Geiste 
erfüllt  sein. 

d)  Auch  innerhalb  der  Militärverwaltung  unde)  der 
Polizei  Verwaltung  werden  unzählige  Rechtsfräfgen  end- 
gültig von  der  Verwaltung  entschieden,  ohne  dasz  eine  Be- 
rufung an  ein  Gericht  zuläszig  ist.  Es  sind  das  vorzüglich 
diejenigen  Rechtsfragen,  welche  gelegentlich  der  militärischen 
oder  polizeilichen  Amtsthätigkeit  aufsteigen,  und  daher 
mit  den  Zweckmäszigkeitsfragen  eng  verbunden  sind.  Ob  die 
Truppen  in  Eriegszeiten  den  bürgerlichen  Verkehr  zu  hemmen 
und  eine  Verbindung  abzubrechen,  ob  sie  ihre  Geschütze  auf 
Häuser   zu  richten  haben,   ob  sie  über  Kornfelder  hin  mar- 

16* 
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schiren  sollen  u.  s.  f.,  das  sind  hauptsächlich  milit&risohe 
Fragen,  aber  sie  haben  zugleich  ein  Bechtselement  in  sich  und 
sind  auch  Rechtsfragen.  Ebenso  bestimmt  die  Poli2ei  mit 
Bflcksicht  auf  die  öffentliche  Wohlfahrt,  ob  bei  einer  Feuers- 
brunst ein  Haus  wegzureissen ,  bei  einer  Epidemie  Menschen 
abzusperren  und  Thiere  abzuschlachten  seien,  und  auch  das 
sind  nicht  ausschlieszliche  Zweckmftszigkeitsfragen.  Denn  alle 
diese,  auch  die  Bechtsverhältnisse  treffenden  Maszregeln  setzen 
eine  öffentliche  Nothwendigkeit ,  beziehungsweise  ein  Gesetz 
voraus,  durch  welches  die  Polizeigewalt  dazu  berechtigt  wird, 
d.  h.  sie  sind  auch  Rechtsfragen.  Der  Grund,  weszhalb  hier 
der  Verwaltung  —  ohne  gerichtliches  Verfahren  —  gestattet 

■ 

werden  musz,  diese  Fragen  zu  entscheiden,  liegt  offenbar  in 
den  Bedflrfniszen  des  Stats  und  der  Gesellschaft  nach  ent- 
scheidendem Ein-  und  Durchgreifen.  Man  fQrchtet,  dasz  die 
Militfirgewalt  entmannt  und  die  Polizeigewalt  gelähmt  wurde, 
wenn  darüber  ein  gerichtliches  Proceszverfahren  eröffnet  würde« 

Aber  insofern  Entschädigungsansprüche  verletzter 
Privaten,  oder  die  Verhängung  von  Polizeistrafen  zur 
Beurtheilung  kommen,  tritt  hinwieder  die  schützende  Compe- 
tenz  der  Civil-  und  der  Strafgerichte  ein. 

f)  Eine  sehr  grosze  Anzahl  von  öffentlichen  Bechtsstrei- 
tigkeiten  gehört  der  Organisation  und  Unterordnung 
der  Statsbehörden  und  der  öffentlichen  Aemter  im 
weitesten  Sinne  an  und  wird  denmach  je  von  diesen  selber, 
je  in  ihreni  Geschäftsbereiche  entschieden.  Z.  B.  die  einzelnen 
Wahlstreitigkeiten  werden  oft  entweder  von  der  fibergeordneten 
Behörde,  welche  die  Wahl  angeordnet  hat,  oder  von  dem 
Körper  entschieden,  in  welchen  gewählt  wird,  wie  in  den 
Kammern.  Die  Competenzstreitigkeiten  der  untern  Aemter 
werden  von  den  obem  erledigt  u.  s.  f. 

Im  Gegensatze  zu  diesen  Zweigen  des  öffentlichen  Rechts 
ist  nach  dem  Vorgänge  Frankreichs  in  neuerer  Zeit  auch 
in  andern  Staten   ein  eigenthümliches  Gebiet   des   Verwal- 
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tmigsrechts  im  engeren  Siime  ausgeschieden  and  abgegrenzt 
und  dafür  eine  besondere  Yerwaltungsrechtspflege  ein- 
gerichtet worden.  Dasselbe  umfaszt  voraus  diejenigen  öffent- 
lichen Rechte  oder  Pflichten,  welche  mit  Bezug  amf  einzelne 
betheiligte  Personen  (Körperschaften  oder  Individuen)  eine  r  e- 
lativ  selbständige  Qestalt  und  eine  ähnliche  Consistenz 
wie  Privatrechte  erhalten  haben  und  deszhalb  eines  besondem 
Rechtsschutzes  bedürfen.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung 
nämlich  gibt  es  Parteien  im  eigentlichen  Sinne,  deren  Rechts- 
behauptongen  einander  widerstreiten,  und  die  in  der  Lage 
sind,  einen  Procesz  vor  Gericht  mit  einander  durchzufahren. 

Freilich  sind  auch  diese  Rechte  keine  Privatrechte  und 
gehören  daher  nicht  den  Einzelnen  fflr  sich  wider  alle  Welt 
zu;  als  öffentliche  Rechte  bleiben  sie  im  Zusammenhang  mit 
der  Statsordnung  und  daher  auch  abhängig  vom  Stat.  Aber 
sie  nähern  sich  dadurch  den  Privatrechten,  dasz  sie  eine  be- 
stimmte und  dauernde  Beziehung  auf  eine  Einzelperson  haben, 
and  als  Sonderrechte  dieser  Person  einer  Vertheidigung 
fihig  sind.  Dahin  gehören  das  Gemeinde-  und  das  Statsbtkr- 
gerrecht,  die  Steuerpflicht,  soweit  sie  nicht  eine  privatrecht- 
liche, sondern  eine  öffentlich-rechtliche  Begründung  hat,  die 
Auseinandersetzung  der  Gemarkung  der  Gemeinden,  die  Be- 
nutzung der  öffentlichen  Wege,  die  öffentlich-rechtliche  Bau- 
und  Unterhaltungspflicht  von  Straszen,  für  Schulen  und  Kirchen, 
die  Pflicht  zur  Uebernahme  von  öffentlichen  Aemtern,  die 
Ausdehnung  der  militärischen  Dienstpflicht,  die  Noth wendig- 
keit der  Gutsabtretung  für  das  öffentliche  Wohl  u.  s.  f. 

Bisher  wurden  die  Grenzen  dieses  Verwaltungsrechts  mei- 
stens noch  zu  enge  abgesteckt.  Sein  Gebiet  ist  einei'  bedeu- 
tenden Erweiterung  fähig  und  bedürftig.  ^    Aber  nur  allmäh- 


'  Gegenwärtig  wird  diese  vorzügUob  in  Bayern  Tersucht.  Vergleiche 
die  interefsftnten  Yerbandlungen  der  bayeriaoben  zweiten  Kammer  Aber 
die  Antrage  Ton  Dr.  Brater  1868. 
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lieh  gelingt  es,  dasselbe  der  Verwaltung  abzuringen,  welcbe 
zuvor  hier  ohne  gerichtliche  Controle  allein  geherrscht  hat. 

Im  Interesse  einer  guten  Yerwaltungsrechtspflege  liegt  es, 
dasz  dieselbe  besondern  Gerichten  übertragen  und  ein  eigenthtlm- 
liches  Proceszverfahren  dafür  angeordnet  werde.  Die  Durchbil- 
dung des  franz(^sischen  Yerwaltungsrechts,  welches  durch  grund- 
sätzliche Klarheit  und  Sicherheit  sich  sehr  vortheilhaft  von 
der  Behandlung  solcher  Streitigkeiten  in  vielen  andern  Län- 
dern auszeichnet,  ist  vornehmlich  eine  Folge  dieser  organisirten 
Einrichtung.  Wenn  die  Verwaltung  darüber  entscheidet,  wie 
heute  noch  in  den  meisten  deutschen  Staten,  so  sind  die  Ga- 
rantien für  den  Rechtsschutz  der  betheiligten  Körperschaften 
und  Privatpersonen  ungenügend  und  hat  die  Verwaltilngswillkfir 
zu  freien  Spielraum.  Wird  aber  die  Beurtheilung  solcher 
Streitigkeiten  den  Civilgerichten  übertragen,  so  entsteht  die 
zwiefache  Gefahr,  dasz  diese  entweder  nicht  hinreichend  die 
Öffentlich-rechtliche  Natur  jener  Verhältnisse  würdigen  und 
durch  juristischen  Formalismus  die  öffentlichen  Interessen  schä- 
digen, oder  dasz  sie  das  freiere  Ermessen  und  die  Berücksich- 
tigung auch  der  öffentlichen  Wohlfahrt,  welche  bei  solchen 
Processen  unentbehrlich  sind,  zum  Schaden  der  Civilrechtspflege 
auch  in  die  Behandlung  der  Civilprocesse  übertragen.'* 

Auch  für  die  Organisation  der  Verwaltungsgerichte  (eigent- 
licher: verwaltungsrechtliche  Gerichte)  ist  eine  Verbindung 
der  Amts-  und  Berufselemente  mit  dem  freien  bürgerlichen 
Element  wohlthätig,  zumal  in  erster  Instanz.  In  Frankreich 
ist  der  Präfect  Vorsitzender  und  die  bürgerlichen  Präfeo- 
turräthe  sind  Mitglieder  des  Gerichts.  Im  Groszherzog- 
thume  Baden  urtbeilen  ebenso  der  Bezirksamtmann  zu- 
sammen  mit  den  bürgerlichen  Bezirksräthen.     Die  obere 


*  loh  habe  mich  darttber  avsfQhrlicher  ausgesproclien  theOs  in  der 
britischen  TierteUahresschrifl  Tl.  8.  279  ff.  theils  im  deutschen  8tat9w5r- 
Iwbmch.  Art.  YerwaJtnn^. 
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Instaiiz  wird  in  FiUDkreich  durch  eine  Abtheilung  des  Stats- 
rathes  gebildet;  in  Baden  besteht  dafür  ein  besonderer  Ver- 
waltungsgerichtshof. 


Sechstes  GapiteL 

Die  Grenzen  der  GeriehtsbarkeiL    Yerwaltnngsstreitigkeiten. 

Der  neuere  Stat  legt^  auf  die  Sonderung  der  Begierung 
und  Verwaltung  von  dem^  Gerichte  und  die  Unabhängigkeit 
der  letzten  von  den  ersten  einen  hohen  Werth.  Um  so  wich- 
tiger wird  es  daher  das  Gebiet,  in  welchem  jene  frei  wirkt, 
▼on  dem  Gebiete  der  Justiz  nach  scharfem  Princip  objectiv 
auszuscheiden.  Dieses  Bedürfnisz  wurde  weder  indem  antiken 
State,  der  mit  dem  imperium  die  jurisdictio  unaufl(^slich  yer- 
band,  noch  in  dem  Mittelalter,  welches  die  Begierung  wie  ein 
Gericht  behandelte,  so  lebhaft  empfunden.  Jene  Ausscheidung 
ist  indessen  nicht  so  leicht,  und  es  gibt  allerdings  einzelne 
Partien,  in  welchen  die  genaue  Gränzbestimmung  leicht  Zweifel 
erregt,  und  daher  auch  ?on  den  einen  die  Linie  so,  von  den 
andern  anders  gezogen  wird.  Auch  die  verschiedene  wissen- 
schaftliche und  Berufsrichtung,  welcher  die  Gränzscheider  an- 
gehören, ist  von  Einflusz  auf  ihre  Ansichten,  und  nicht  ganz 
leicht  werden  sich  die  Männer  der  Justiz  mit  denen  der  Be- 
gierung verständigen.  Die  erstem  sind  gewohnt,  in  ihrer  Be- 
trachtungsweise von  dem  Bechtsgebiete  des  Individuums 
auszugehen,  und  jeden  wirklichen  oder  vermeintlichen  Eingriff 
in  dieses  als  eine  Bechtsverletzung  zu  behandeln,  gegSn 
welche  dem  Einzelnen  der  Bechtsschutz  des  Gerichtes  ge- 
währt werden  mflsse.  Die  letztem,  im  (Gegensätze  zu 
jenen,  stellen  sich  auf  die  Seite  des  States  und  seines 
Recht  es,    alles   das   zu   thun,   was   die  öffentliche  Wohl- 
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fahrt  erfordert,  und  sind  geneigt,  in  dem  Widersprach  des 
Einzelnen  und  in  der  Anminng  des  gerichtlichen  Schatzes  eine 
Miszachtong  der  statlichen  Hoheit  and  ein  onzolftssiges  Hemm- 
nisz  der  statlichen  Macht  zu  erkennen.  Die  erstem  lieben  es« 
in  der  Begel  jede  Streitigkeit  über  Becht  als  eine 
Justizsache  zu  betrachten,  und  nur  einzelne  Ausnahms- 
fälle  dem  Entscheide  der  Verwaltungsstellen  zuzugestehen.' 
Sie  übersehen  dabei,  dasz  es  nicht  von  der  Willkflr  des  Indi- 
viduums abhängen  darf,  durch  Bestreitung  der  Begierungs- 
rechte  dieselben  in  ihrer  Anwendung  zu  hemmen,  und  die 
Gränzen  ihrer  Wirksamkeit  zu  verengen,  und  dasz  das  Gebiet 
der  Begierung,  gleichviel  ob  der  Streit  in  dasselbe  hineinge- 
tragen wird  oder  nicht,  ein  eben  so  normales  ist,  als  das  der 
Justiz.  Die  letztern  sind  geneigt,  schon  darum,  weil  eine 
Begiemngsbehörde  gehandelt  hat,  oder  der  Stat  bei  einem 
Streite  betheiligt  ist,  den  Verwaltungsstellen  das  ausschliesz- 
liche  Becht  des  Entscheides  vorzubehalten,  und  auch  da  nur 
in  Ausnahms fällen  die  Justiz  anzuerkennen.  Es  handelt 
sich  aber  auf  beiden  Seiten  nicht  um  Ausnahmen,  sondern 
um  Begelgebiete,  und  das  Princip  für  beiderlei  objective 
Gebiete  kann  nur  erkannt  werden,  wenn  man  auf  den  Grund- 
gedanken der  Sonderang  in  dem  Organismus  des  States  zurück- 
geht, und  die  wesentlich  verschiedene  Natur  der  Begierung 
und  des  Gerichtes  selbst  sich  vergegenwärtigt  In  Frankreich 
kam  der  Gegensatz  zwischen  der  gerichtlichen  und  der  Ver- 
waltungscompetenz  in  der  Bevolutionszeit  von  1789  zu  prin- 
cipieller  Erörterung.  Die  früher  geübte  Einmischung  der  ge- 
richtlichen Parlamente  in  die  Verwaltungssphäre  wurde  darnach 
um  so  störender  empfunden,  als  der  Stat  im  Begriffe  war, 
sieh  selbst  von  Grund  aus  umzugestalten,  die  öffentliche  Wohl- 

^  Dieie  Ansicht  ist  in  der  Züricher  Verfiusang  von  1831  §.  10 
aasgesprochen:  ^Die  Befngnisz,  Streitiges  zu  entscheiden,  kommt  ans- 
schlieszlich  den  ordentlichen  Gerichten  zu.  Vorbehalten  —  was  die  Yer- 
fassnng  hinsichtlich  der  Streitigkeiten  im  Yerwaltungsfache  feataetit 
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fahrt  ZDm  h()ch8ten  Bechtsprincip  zu  erheben  und  die  ganze 
hergebrachte  Rechtsordnung,  zu  brechen.  Der  gerichtlichen 
Anmaszung  folgte  daher  eine  rücksichtslose  und  übertriebene 
Zurückweisung  von  dem  Standpunkte  der  Revolution.  Gesetz- 
lieh wurde  iiA  Jahr  1790  verordnet:  „Die  Richter  dürfen  auf 
keine  Weise  die  Handlungen  der  Verwaltung  stören  noch  die 
Administratoren  wegen  ihrer  Dienstverrichtungen  vor  sich 
laden.  *  Von  da  aus  wurden  dann  immer  mehr  Streitigkeiten, 
auch  wahre  Justizsachen  der  gerichtlichen  Competenz  entzogen 
and  als  Verwaltungssachen  erklärt.  Napoleon,  durch  die 
Hemmnisse  der  Justiz,  wo  er  durchgreifen  wollte,  leicht  ge- 
reizt, begünstigte  diese  Richtung,  und  so  wurde  hinwieder  das 
Gebiet  der  Verwaltungssphäre  ungebührlich  erstreckt.  In 
Deutschland  dagegen  förderte  die  Autorität  der  vorzugsweise 
civilistisch  gebildeten  Jurisprudenz,  soweit  sie  auf  die  Gesetz- 
gebung und  Praxis  wirkte,  die  entgegengesetzte  Richtung  und 
sie  wurde  in  diesem  Streben  durch  die  Interessen  der  persön- 
lichen Freiheit  und  Rechtssicherheit,  welche  in  dem  gericht- 
lichen Verfahren  bessere  Garantien  sahen,  unterstützt.  Das 
Uebermaaz  in  dieser  Richtung  rief  dann  aber  in  einzelnen 
Gebietstheilen,  wo  die  Statsgewalt  ihre  Rechte  doch  nicht 
aufzugeben  genöthigt  werden  konnte,  einen  um  so  willkür- 
licheren Gegendruck  hervor,  der  die  Früchte  jenes  Strebens 
wieder  groszentheils  zerstörte. 

Das  leitende  Princip  der  Regierung  ist  offenbar  Erhal- 
tung und  Förderung  der  öffentlichen  Wohlfahrt, 
das  des  Gerichtes  Verwaltung  der  statlichen  Gerech- 
tigkeit über  die  Individuen  im  State  (die  Privat- 
personen). Die  erstere  geht  in  allen  ihren  Entschlieszungen 
und  Anordnungen  immer  vom  State  aus.  Das  letztere  schützt 
vorzugsweise  die  Privaten  in  ihrer  individuellen  Rechtssphäre 
(Privatrecht),  und  läszt  das  Individuum,  das  Unrecht  verübt 
hat,  die  strafende  Gerechtigkeit  des  States  empfinden  (Straf- 
recht).   Es  hat  daher  immer  eine  wesentliche  Beziehung  auf 
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die  Privatpersonen.  Dieser  Gegensatz  läszt  sich  auch  so 
ausdrücken:  die  Bechtsverhältnisse  des  States  gehören  der 
Statsautorität,  die  der  Privatperson  als  solcher  der  Rechts- 
pflege zu.  In  jenen  darf  das  Moment  der  öffentlichen  Wohl- 
fahrt nie  abersehen  werden ;  das  hergebrachte  Becht  ist  in  der 
Begel  nur  eine  Vorbedingung  und  Schranke,  nicht  der 
Qeist  der  Begierungsthätigkeit. '  Diese  dürfen  nur  aus  dem 
Standpunkt  der  Gerechtigkeit  beurtheilt  werden,  eine  Bei* 
mischung  der  Bücksicht  auf  die  öffentliche  Wohlfahrt  wäre  hier 
Verderben.  Das  aber  ist  die  Verschiedenheit  in  der  Natur 
des  eigentlichen  Statsrechts  auf  der  einen  und  des  Privat- 
und  Straf  rechts  auf  der  andern  Seite.  Nur  das  eigent- 
liche Verwaltungsrecht  (vgl.  Gap.  5)  bildet  den  üebergang 
von  dem  einen  in  das  andere  Gebiet,  insofern  als  bei  der 
Beurtheilung  desselben  die  Bücksicht  auf  die  Rechtsform  und 
das  Gesetz  in  erster  Linie  steht,  aber  auch  die  Bücksicht  auf 
die  öffentliche  Wohlfahrt  in  zweiter  Linie  nicht  übersehen 
werden  darf,  denn  niemals  kommt  einem  Lidividuum  jus  publi- 
cum zu  im  Widerspruch  mit  der  res  publica  und  zum  Ver- 
derben der  Salus  publica. 

Die  nähere  Anwendung  dieser  Grundsätze  ergibt  sich  in 
folgendem ; 

1.  Die  Hoheitsrechte  des  States  selbst  sind  nicht 
der  gerichtlichen  Gompetenz  unterworfen,  der  Streit  darüber 
ist  vielmehr,  insofern  er  überall  zulässig  ist,  auf  dem  Ver- 
waltungswege zu  erledigen.  Die  Polizeigewalt,  die  Militärge- 
walt u.  s.  f.  sind  innerhalb  der  Sphäre  ihrer  amtlichen  Thä- 
tigkeit  durchaus  unabhängig  von  den  Gerichten,  und  diese 
haben  nicht  über  sie  dieselbe  Hoheit,  wie  über  die  Individuen. 
Die  Regierung  darf  daher  bei  der  Ausübung  ihrer  Functionen 
•nicht  durch  die  Macht  der  Gerichte  gehemmt  werden.  Ob 
ihre  Anordnungen  gerecht  und  nothwendig  seien,  ob  sie  com- 

'  Vgl.  Stahl,  Statslelire  II.  S.  448. 
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petent  und  richtig  handle,  darüber  hat  sie  ebenso  selbständig 
zu  entscheiden,  wie  die  Gerichte  in  ihrer  Sphäre.  Würde  die 
Bestreitung  eines  Individuums  das  ändern,  und  polizeiliche 
Vorkehrungen,  militärische  Maszregeln  auf  dem  Wege  des 
gerichtlichen  Frocesses  aufheben,  beziehungsweise  auf  Verbes^ 
senmg  antragen  können,  so  würde  die  Autorität  der  Begierung 
der  der  Gerichte  auch  in  dem  eigensten  Gebiete  jener  unter- 
geordnet, und  die  nothwendige  Macht  derselben  und  der  Er- 
folg ihrer  Maszregeln  würden  untergraben. 

a)  Von  jener  Kegel  gibt  es  indessen  eine  wichtige  Aus- 
nahme. Die  Frage  nämlich,  ob  ein  Gericht  und  welches 
Gericht  competent  sei,  einen  Streit  zu  entscheiden,  ist 
augenscheinlich  auch  eine  rein  s tatsrechtliche,  nicht  eine 
privatrechtliche,  denn  ihre  Entscheidung  beruht  auf  der  Ver- 
fassung des  Stats.  Aber  die  Selbständigkeit  der  Gerichte, 
ohne  welche  die  Verwaltung  der  Gerechtigkeit  undenkbar  ist, 
erfoi^ert  es,  dasz  dieselben  auch  unabhängig  von  den  Ein- 
wirkungen der  Begierung  den  Kreis  der  ihnen  zugehörigen 
Amtssphäre  festsetzen,  und  ihre  Macht  in  derselben  behaupten. 
Jede  der  beiden  Gewalten  steht  darin  der  andern  gleich,  dasz 
sie  ihr  Gebiet  nach  eigener  Erkenntnisz  abgränzt. 

Daher  sind  denn  auch  in  einzelnen  Fällen  Conflicte 
möglich  über  die  Competenz.  Die  Begierung  kann  ihrerseits 
Oberzeugt  sein,  dasz  sie  im  einzelnen  Falle  von  Statswegen 
das  Nöthige  frei  zu  ordnen,  und  auch  den  Streit,  der  sich 
erhoben  hat,  von  sich  aus  zu  erledigen  befugt  sei;  und  das 
Gericht  kann  seinerseits  die  Ueberzeugung  haben,  dasz  dieser 
Streitfall  nur  auf  dem  Wege  des  Frocesses  zu  beurtheilen 
sei:  positive  Competenzconflicte;  oder  umgekehrt, 
Regierungsbehörde  und  Gerichtsstelle  können  in  einem  Spe- 
cialfalle die  eigene  Competenz  verneinen,  und  je  der  andern 
die  Erledigung  zuweisen:  negative  Competenzconflicte. 

In  solchen  Conflicten  hat  keine  der  beiden  Gewalten  eine 
höhere  Autorität  als  die  andere,    denn  jede    von  beiden  hat 
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die  oberste  auf  ihrem  Gebiete  und  nur  auf  ihrem  Gebiete. 
Hier  aber  streiten  sie  sich  selber  über  die  Grenzen  ihres  Ge- 
bietes. Für  die  verfassungsmäszige  Entscheidung  solcher 
Gonflicte  bedarf  es  daher  auch  eines  besondern  Organes 
in  dem  State,  welches  von  dem  höchsten  und  unbefangenen 
Standpunkt  aus  den  Zweifel  löst.  Die  Stellung  des  Gesetz- 
gebers eignet  sich,  wenn  der  Entscheid  nicht  in  maszge- 
benden  Regeln  für  die  Zukunft  liegt,  dahim  nicht,  weil  er 
in  der  Begel  einzelne  practische  Bedürfnisse  des  Moments 
nicht  zu  befriedigen  hat,  und  grosze  Versammlungen  nicht 
Ahig  sind,  derartige  häufig  sehr  verwickelte  Rechtsfragen  im 
einzelnen  Falle  zu  untersuchen  und  zu  beurtheilen.  Das 
Statsoberhaupt,  in  welchem  alle  Statsgewalt  in  der  Spitze 
ihre  Vereinigung  und  ihre  Einheit  findet,  ist  zwar  durchaus 
geeignet  und  berufen,  auch  diesen  Conflict  zu  lösen;  aber 
würde  es  auch  da  von  den  Ministern  berathen  werden,  und 
ihrer  Mitwirkung  bedürfen,  so  wäre,  da  diese  selbst  der  Re- 
gierungssphäre angehören,  der  Entscheid  doch  wieder  in  die 
Hand  der  einen  streitenden  Gewalt  gelegt,  und  es  wäre  bei 
solchem  üebergewichte  dieser  Seite  die  Selbständigkeit  der 
Gerichte  und  die  Unbefangenheit  der  Lösung  des  Confiictes 
ein  leeres  Wort.  Die  Schwierigkeit  kann  daher  nur  so  wahr- 
haft überwunden  werden,  dasz  der  Entscheid  dem  Statsober- 
haupt nach  dem  Gutachten,  sei  es  des  Statsrathes  —  ohne 
die  Minister,  -—  welcher  durch  seine  hohe  Erfahrung  und 
seine  der  Bewegung  der  täglichen  Regierungssorgen  entrückte 
Stellung  Garantie  für  einen  richtigen  Entscheid  in  sich  trägt, 
sei  es  einer  besondem,  aus  Statsmännern  und  Juristen 
gemischten  Behörde,  zugewiesen  wird. -^ 

*  Fraher  war  es  der  Statsrath  in  Frankreich,  der  Aber  Confliote 
entschied.  Die  franz.  Yerf.  y.  1848,  §.  188,  ordnete  einen  ans  MitgUe* 
dem  des  Cassationshofs  und  des  Statsraths  gemischten  Gerichtshof  an. 
Die  belgische  Verf.  §.  106  überweist  die  Gonflicte  dem  Gasaationshof 
zar  Entscheidung.    In  Bayern  entscheidet  der  oberste  Gerichtshof  in 
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b)  Dagegen  ist  es  nur  »eine  scheinbare  Ausnahme  von 
jenem  Satze,  wenn  der  Fiscus  genöthigt  ist,  seine  Rechte 
vor  den  Gerichten  zu  verfolgen,  denn  der  Fiscns  ist  die  pri- 
vatrechtliche, nicht  die  (öffentliche  Seite  des  States.  Als 
Fiscos  ist  der  Stat  ein  bloszes  Individuum,  eine  juristische  Privat- 
person, den  andern  gleich,  und  somit  wie  diese  den  Gerichten 
als  Yerwaltem  der  Gerechtigkeit  unter-  nicht  nebengeordnet. 

Nicht  jede  Vermögensforderung  des  States  aber  ist  eine 
fiscalische  (privatrechtliche).  Die  Steuern  voraus,  welche 
der  Stat  von  den  ünterthanen  erhebt,  betreffen  zwar  das  Pri- 
vatverm(^gen  derselben,  und  haben  im  Gegensatze  zu  den  ge- 
wöhnlichen politischen  fiecbten  einen  pecuniftren  Werth  und 
Gehalt.  Aber  der  Stat  legt  die  Steuern  auf,  nicht  als  ein 
Privatglftubiger ,  sondern  indem  er  seine  rein  statliche  Hoheit 
Aber  die  Privaten  ausübt.  Er  steht  diesen  hier  nicht  als  ein 
Gleicher,  sondern  als  eine  höhere  Macht  gegenüber,  der  die 
Individuen  unterthan  sind,  mit  welcher  sie  nicht  als  Partei 
mit  der  Partei  streiten  können.  Die  Fragen  somit,  ob  eine 
Steuer  rechtmftszig  befohlen  worden  sei,  ob  gewisse  Glassen 
von  Personen  steuerpflichtig  seien  oder  nicht,  ob  bei  dem  An- 
sätze der  Steuer  diese  oder  jene  Yermögensstücke  in  Berech- 
nnng  zu  bringen  seien,  sind  keine  privatrechtlichen,  sondern 
öffentlich-rechtliche  Fragen  und  daher  von  der  Verwaltung 
oder  besser  von  den  Verwaltungsgerichten  zu  entscheiden. 
Auch  kann  zu  besserem  Schutze  der  Privaten,  dasz  nicht  ein 
willkürlicher  und  ungerechter  Miszbrauch  von  dem  Besteu- 
mngsreehte  gemacht  werde,  dafSr  gesorgt  werden,  dasz  schon 
bei  der  Anlage  der  Steuern  die  Mitwirkung  einer  Jury  oder 
von  Experten  aus  dem  Volke  zugezogen  werde. 


einem  aus  4  Mitgliedern  dieses  und  3  bShem  Verwaliangsbeamten  ge- 
bOdeten  Senat  (Gesetz  yon  1850);  nach  der  prenszischen  Verf.  §.96 
ein  Gerichtshof  (Gesetz  ron  1 867).  Die  Österreich  Ische  Yerf.  rom  2  J .  Dec. 
1867  besteNt ein  Reichsgericht  nicht blonz  f fir  Competenzconflicte  son- 
dern für  SITentliches  Recht. 
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In   einer    Beziehung   indessen   kann    fOglich    auch    die 
Steuerfrage  als  Civiljustizsache  erklärt  und  behandelt  werden. 
Wenn  nämlich  das  Princip  der  Steuer  und   die   Grundsätze 
ihrer  Erhebung  nicht  bestritten  werden,   wenn  das  Hoheits- 
recht des  States  überall   nicht   in  Frage  steht,   sondern   nur 
darüber  Widerspruch   erhoben  wird,   dasz   die   thatsächlichen 
Voraussetzungen  im  einzelnen  Falle  in  der  Person  des  Steuer- 
pflichtigen wirklich    vorhanden   seien,   welche   der  Steuerfor- 
derung als   privatrechtliche  Unterlage  zu  Qrunde  lie- 
gen,   z.  B.  wenn  das  Individuum,   von  welchem   eine  Steuer 
verlangt    wird,    behauptet,    es   besitze    die  Vermögensstücke 
nicht,   auf  welche  die  Steuer  verlegt  worden,    oder  es  habe 
nicht  so   viel  Vermögen,   als   bei   der  Ansetzung  der  Steuer 
angenommen   worden ,  ^    so    ist   es   offenbar ,    dasz   hier   eine 
privatrechtliche  Frage   zur    Beurtheilung  kommt,  und   dem- 
gemäsz   haben    denn  auch,    wenn  auf  die  Natur  der  Dinge 
geachtet  wird,  die  Gerichte   darüber  zu  urtheilen.    Auch  auf 
dieser  Seite   kann,    damit  nicht  hinwieder  die   Stellung   der 
Privaten    miszbraucht  werde,   um   sich    der  Steuer   zu    ent- 
ziehen,  die  der  Stat  kraft  höherer  Autorität  auferlegt,   ein 
eigenthümliches ,    die   Ansprüche    des  States  sicherndes  Ver- 
fahren   vorgeschrieben   werden;   aber    die  Frage   selbst,    far 
deren  Beurtheilung   kein  statsrechtliches  Moment  zur  Sprache 
kommt,  ist  darum  doch  eine  Justizsache. 

*  Die  Beatimmmig  des  preuszischen  Landrechts  ThL  IL  Tit.  14, 
§.  78:  „üeber  die  Terbindlichkeit  zur  Entrichtung  allgemeiner  Anlagen» 
denen  sämmtliche  Einwohner  des  8tat8,  oder  aUe  MitgUeder  einer  ge* 
wissen  Classe  desselben  nach  der  bestehenden  LandesTerfassnng  onter- 
worfen  sind,  findet  kein  Procesz  statt, **  und  §.  79:  , Behauptet  aber 
Jemand  aus  besondem  Gründen  die  Befreiung  Ton  einer  solchen  Abgabe, 
oder  behauptet  er  in  der  Bestimmung  seines  Antheils  Über  die  Gebühr 
belastet  zu  sein,  so  soll  er  darüber  rechtlich  gebort  werden  **  —  yerdient 
keinen  Tadel.  In  dieser  Beziehung  scheint  mir  Stahl  (Statst.II.  S.  456), 
der  sonst  in  dieser  Lehre  gesundere  Grundsätze  vertheidigt,  als  viele 
Juristen,  die  Regierungsgewalt  zu  sehr  auszudehnen,  und  auch  manche 
neuere  Steuergesetze  in  yersohiedenen  Staten  die  in  der  Natur  liegende 
Schranke  nicht  soi^fftltig  genug  la  achten. 
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e)  Auch  die  Verfügungen  der  Polizei  beziehen  sich 
häufig  auf  das  Privatrecht  und  beschränken  den  freien 
Gebrauch  desselben  in  mannichfacher  Hinsicht.  Inwiefern 
hiebei  die  Polizei  den  Gesetzen  gemäsz  verfahren  sei,  ob  sie 
die  Yorgeschriebenen  Formen  des  Verfahrens  beobachtet  habe, 
ob  der  Inhalt  ihrer  Verfügung  nothwendig  und  gerecht  sei, 
das  Alles  wird  um  jener  Beziehung  willen  nicht  zur  Justiz- 
frage; und  den  Gerichten  kann  der  Entscheid  darüber  nicht 
zustehen,  da  es  sich  hier  wieder  nur  um  Ausübung  der  poli- 
zeilichen Statshoheit  handelt.  Wenn  dagegen  die  privatrecht- 
licbe  Unterlage  des  Polizeibefehls  selber  streitig  ist,  z.  B.  die 
Polizei  befiehlt  einem  Individuum  als  Hausbesitzer  eine  feuers- 
gefährliche  Einrichtung  zu  entfernen,  oder  für  gehörigen  Wasser- 
abflusz  zu  sorgen,  und  das  Individuum  bestreitet  seine  Ver- 
pflichtung, nicht  weil  in  solchen  Dingen  der  Unterthan  der 
Polizei  nicht  zu  gehorchen  habe,  sondern  weil  er  nicht  Haus- 
besitzer sei,  so  hat  diese  Frage  wieder  eine  rein  privatrecht- 
liche Natur  und  ist  als  Justizsache  zu  behandeln.^ 


*  Zachariä,  D.  Statsreolit  (erste  Auflage)  II.  S.  175  macht  nach 
Pfeiffers  und  Mittermaiers  Vorgang  das  Gericht  auch  znmWfichter 
der  formellen  GesetzmftsEi'glceit  der  polizeilichen  Verfagung,  and 
behauptet,  ,^08  k5nne  (aus  diesen  und  den  obigen  Orflnden)  die  Regie- 
rungseache  sar  Jastizsaohe  werden. **  Diese  Sprachwendnng  Iftszt 
den  Irrtbnm  in  der  Auffassung  deutlich  erkennen.  Es  kann  durch  die 
poeitiTe  Gesetzgebung  was Regierungssache  ist,  als  Justizsache  erklftrt 
werden.  Es  kann  auch  die  Praxis  die  Natur  beider  in  einzelnen  Fällen 
rerkennen  und  ▼erweohseln,  aber  was  Regierungssache  ist,  das  kann  ge- 
rade weil  es  das  ist,  nicht  durch  eine  innere  Umwandlung  der  Natur  zur 
Justiisaohe  werden.  Wohl  können  beide  mit  einander  in  Beziehung 
stehen,  wie  in  den  obigen  Beispielen,  aber  da  war  ron  Anfang  an  wie 
im  weitem  Verlauf  der  Dinge  die  eine  Frage  eine  Regierungs-,  die  an- 
dere eine  Jnitizsaohe.  In  der  zweiten  Auflage  II.  8.  101  ist  der  Aus- 
dmek,  aber  nicht  der  Sinn  rerbessert.  Wenn  Zachariä  einwirft,  ich  gebe 
keine  Entscheidungsnorm  über  die  GoUision  zwischen  öffentlichem  und 
Priyatrecht,  sondern  Terweise  nur  auf  das  Conflictrerfahren ,  so  beruht 
dieser  Einwand  auf  einem  MiszTerständnisz.  Die  Lösung  der  Schwie- 
rigkeit wird  immer   dadurch  rollzogen,  dasz  man  im  einzelnen  Fall  das 
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d)  Ebenso  bezieht  sich  die  Expropriation  wieder  auf 
das  Privatvermögen;  und  auch  diese  Frage  ist,  soweit  sie  auf 
der  Ausübung  eines  statlichen  Hoheitsrechtes  beruht,  eine 
Hegierungsfrage,  und  nur  die  damit  in  Zusammenhang  stehende 
Eutschädigungsfrage  eine  Justizsache.  ^ 

2.  Sind  statliche  Hoheitsrechte  an  Privatper- 
sonen zu  eigenem  Rechte  verliehen  worden,  so  haben  sie  dar 
durch  die  Reinheit  ihrer  statlichen  Natur  verloren,  und  sind 
zu  einem  Bestandtheile  der  individuellen  Rechtssph&re  geworden. 
Es  ist  daher  natürlich,  dasz  ein  Rechtsstreit  zwischen  dieser 
Privatperson  und  einer  andern  über  den  umfang  ihres  Rechtes 
als  Justizsache  behandelt  wird.  Dahin  gehören  vor  allen 
^  die  mancherlei  Gerechtigkeiten  und  Oerechtsame, 
welche  aus  der  Regalität  abgeleitet  und  zu  Privatrecht  dem 
State  verliehen  worden  sind;  femer  ausnahmsweise  Be- 
freiungen von  der  gewohnten  Herrschaft  des  öffentlichen 
Rechts,  die  von  dem  State  einzelnen  Privaten  zugestanden 
worden  sind,  Immunitäten,  Steuerfreiheit. 

Das  Lebenssystem  des  Mittelalters  liesz,  überhaupt  öffent- 
liches und  Privatrecht  mischend,  derlei  Entäuszerungen  von 
Hoheitsrechten  an  Privaten  in  weit  mannichfaltigerer  Anweo- 


Element  des  öffentlichen  Rechts  ron  dem  priratrechtlicben  aorgfUttg 
sondert,  and  jenes  als  Verwaltungs-,  beziehongs weise  Terwaltangsge* 
richtssache,  dieses  als  priratrechtliche  Justizsache  behandelt  Die  Zweifel 
darüber  müssen  aber,  wenn  Terwaltnng  und  Yerwaltnngsgericbte  und 
Justiz  Tcrsohiedene  Ansichten  haben,  durch  ein  Verfahren  erledigt  wer- 
den, dessen  Antorit&t  sich  beide  Zweige  fQgen,  und  das  ist  das  Ck>nflSet* 
Tcrfahren.  Dasz  das  öffentliche  Recht  aber  dem  Priratrecht  Überge- 
ordnet sei,  so  dasz  wo  jenes  nicht  neben  diesem  bestehen  kann,  dieses 
weichen  und  sich  modificiren  mnsz,  versteht  sich  aus  dem  Yerhaimisz 
des  States  zu  den  Priraten  ron  selbst.  Wenn  aber  die  Bestrafung  yon 
Polizeiübertretungen  den  Gerichten  zugewiesen  ist,  dann  ist  es  natürlich 
auch  Sache  der  Gerichte,  die  Rechtmftszigkeit  (Gesetzmftszigkeit)  Ton 
PolizeiTcrordnungen  oder  Polizeibefehlen  zu  prüfen,  und  nur  wenn  ein 
Reohtsgebot  übertreten  ist,  die  Strafe  auszusprechen. 
.     •  Vgl  oben  Buch  H.  Cap.  2a  8.  232  ff. 
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doDg  Zu,  Die  neuere  Zeit,  schärfer  trennend,  zieht  anch  hier 
die  Oestaltung  reiner  Privatrechte  vor,  so  dasz  alle  hoheit- 
Kchen  Elemente  in  der  Hand  des  States  selbst  zurückbleiben, 
und  nie  Privaten  auch  im  Individualbesitze  solcher  sind.  Es 
ist  daher  der  Kreis  der  practischen  Anwendung  jenes  Satzes 
bedeutend  verengert  worden. 

3.  Wie  das  Gebiet  des  eigentlichen  Statsrechts  nicht  der 
Justiz  der  Civilgerichte  unterworfen  ist,  so  ist  dagegen  das 
gesammte  Gebiet  des  Pivatrechtes  ebenso  die  natür- 
liche Amtssphäre  der  Justiz.^  Auf  diesem  Gebiete  darf 
nur  der  Gerechtigkeit,  und  nicht  dem  Willen  des  Stats  die 
Entscheidung  in  streitigen  Fällen  überlassen  werden,  denn 
dieses  Gebiet  gehört  als  solches  nicht  dem  State,  sondern  den 
Privaten  an,  und  es  ist  nur  die  Aufgabe  des  States,  sie  in 
dem  Genüsse  ihres  Rechtes  zu  schützen. 

Ein  Yerhältnisz,  in  welchem  die  reine  Natur  des  Privat- 
rechtes unzweideutig  vorliegt  und  wo  dennoch  Bedenken  ent- 
stehen, bedarf  näherer  Erwägung.  Alle  Entschädigungs- 
ansprüche nämlich,  welche  ein  Individuum  an  ein  anderes 
oder  an  den  Fiscus  stellt,  sind,  man  mag  auf  ihre  subjective 
Beziehung  oder  auf  ihren  Inhalt  sehen,  reine  Privatfor- 
derungen, und  gehören  somit  als  solche  inuner  zur  Beur- 
theilong  an  das  Civilgericht.  Ob  die  Forderung  gut  oder 
schlecht  begründet  sei,  das  ist  wohl  für  das  ürtheil,  aber 
nicht  fQr  die  Frage  der  Competenz  von  Erheblichkeit.  Wie 
aber  nun,  wenn  der  Fiscus  mit  einer  Entschädigungsklage  be- 
langt wird,  weil  der  Stat  eine  unrechtmäszige  Steuer  erhoben 
habe,  oder  weil  die  Polizei  willkürlich  den  Gewerbsbetrieb 
eines  Privaten  gehenmit  und  ihm  so  Schaden  zugefügt  habe; 
oder  wenn  ein  Individuum  mit  einer  Entschädigungsklage  be- 


*  Belgische  Yerf.  §.  92:  „Die  Streitigkeiten,  welche  bfirgerliche 
Rechte  inm  Gegenstände  haben,  gehören  ansschliesziich  ror  die  Tribnnale." 
Holllnditohe  §.  148. 
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langt  wird,  weil  es  als  Beamter  dem  Kläger  ünreehi  gethan 
und  seine  Interessen  verletzt  habe?  Wird  nicht  durch  Be» 
Wahrung  der  civilrechüichen  Competenz  mittelbar  die  Gompe- 
tenz  der  Begierung  gefährdet,  und  auf  einem  Umwege  wieder, 
was  als  Ausübung  öffentlicher  Functionen  jener  entzogen  und 
dieser  vorbehalten  worden,  dem  Entscheide  jener  zugeflihrt? 
Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dasz  auf  solchem  Wege  versucht 
werden  kann,  die  naturgemäsze  Competenzausscheidung  zu 
verrücken,  und  manche  Juristen  sind  auch  geneigt,  diese  Ver- 
suche zu  Gunsten  der  Privaten  zu  unterstützen  und  die  ge- 
richtliche Competenz  bei  solcher  Gelegenheit  möglichst  auszu- 
dehnen.  Auf  der  andern  Seite  ist  aber  auch  öfter  schon  durch 
gesetzliche  Bestimmungen  oder  durch  das  Conflictverfahren 
die  Givilgerichtsbarkeit  in  Fällen  gehemmt  worden,  wo  sie 
nach  der  Natur  der  Dinge  competent  war. 

Nur  die  Beziehung,  in  welche  hier  reines  Privatrecht  zu 
reinem  öffentlichen  Bechte  gesetzt  wird,  der  Gausalzusammen- 
hang,  in  welchem  sie  zu  einander  stehen,  kann  einige  Schwie- 
rigkeit erzeugen.  Dieselbe  ist  aber  leicht  zu  lösen,  wenn 
man  einfach  dem  Grundsatze  treu  verfährt,  dasz  über  jenes 
dem  Civilgerichte,  über  dieses  den  Begierungsstellen  der  Ent- 
scheid gebührt.  Der  mit  einer  Schuldforderung  belangte  Fiscus 
musz  immer  vor  dem  Civilgerichte  Bede  stehen,  auch  wenn 
er  in  keiner  Beziehung  Schuldner  des  Elägers  ist,  ebenso 
jeder  Privatmann,  auch  wenn  er  zugleich  Beamter  ist.  Wenn 
es  dann  aus  den  Verhandlungen  des  Processes  klar  wird  — 
was  in  solchen  Fällen  gewöhnlich  leicht  ersichtlich  ist  — 
dasz  eine  Verletzung  des  Privatrechtes  des  Klägers  überall 
nicht  vorliege,  weil  die  Begierung  oder  der  Beamte  nur  die 
dem  State  zustehende  Herrschaft  (Amtsgewalt)  über  die  Ein- 
wohner ausgeübt  habe,  so  wird  die  Klage  sofort  abzuweisen 
sein.  Wenn  aber  dem  Civilrichter  das  Gegentheil  klar  wird, 
dasz  der  Beamte  auszerhalb  seiner  amtlichen  Competenz  ge- 
handelt und  somit  aus  Dolus  oder  Culpa  die  Privatsphäre  des 
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El&gers  verletzt  habe,  so  ist  er  befugt  und  verpflichtet,  den 
Kläger  in  seinem  gestörten  Privatrechte  zu  schützen  und  ihm 
die  gebflhrende  Entschädigung  zuzusprechen.  Indem  der  Richter 
80  urtheilt,  urtheilt  er  immer  nur  über  Civilrecht  und  von 
civilrechtlichem  Standpunkte  aus.  Möglich  ist  es  indessen, 
dasz  die  Beurtheilung  der  Frage,  ob  ein  Civilunrecht  da 
sei,  in  Conflict  geräth  mit  dem  Entscheid  über  die  Frage,  ob 
öffentliches  Becht  ausgeübt  worden  sei;  und  da  musz 
es,  wenn  erst  ein  solcher  Conflict  entstanden  ist,  auch  der 
Regierung  zustehen,  ihre  Competenz  in  dieser  Begierungssache 
zu  handhaben  und  zu  vertreten,  wie  dem  Gerichte  die  seinige 
in  der  Justizsache.  Dann  kann  ein  solcher  Streit,  der  nicht 
mehr  zwischen  den  Parteien  jenes  Processes,  sondern  nun 
zwischen  Begierung  und  Gericht  geführt  wird,  auf  dem  Wege 
des  Conflictverfahrens  ausgetragen  werden.  Die  principielle 
Erledigung  desselben  aber  ist  wieder  einfach.  Die  definitive 
Entscheidung  über  jene  Begierungsfrage  gebührt  natürlich, 
wenn  nicht  in  bestimmten  Fällen  zu  besonders  wirksamer 
Abwehr  von  Amtsmiszbrauch  das  Gesetz  eine  Ausnahme  an- 
ordnet, der  Verwaltung  oder  der  Verwaltungsrechtspflege,  und 
das  Gericht,  welchem  dieselbe  als  Voraussetzung  dient  für  die 
Beurtheilung  des  Civilanspruchs,  musz  sich  an  jene  Entschei- 
dung halten. 

4.  In  der  Begel  stehen  die  statlichen  Bechte  dem  State 
so.  Es  gibt  aber  auch  politische  Bechte,  welche  den 
Individuen  zukommen,  und  sogar  solche,  welche  nicht  zu- 
gleich öffentliche  Pflichten,  sondern  Bechte  sind,  welche  der 
freien  Benutzung  der  Individuen  anheimfallen«  Es  liegt  somit 
hier  eine  stufenweise  Annäherung  an  das  Privatrecht  vor. 

Von  der  erstem  Art  sind  z.  B.  die  Pairsrechte,  die 
Bechte  der  einzelnen  Abgeordneten  der  Kammer,  die  Militär- 
dienstpflicht, die  Verpflichtung,  ein  Amt  zu  übernehmen,  von 
der  letztem  die  Stimmrechte  der  Urwähler,  die  Wählbarkeit 
zu  öffentlichen  Aemtern,  das  Becht  eine  Zeitung  zu  redigiren. 
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das  Becht  an  politischen  Vereinen  theilznnehmen  n.  dgl.  Je 
melir  in  diesen  Rechten  der  rein  politische  Charakter  Yor- 
herrscht,  desto  strenger  wird  an  dem  Princip  festzuhalten 
sein,  dasz  dieselben  in  den  Bereich  der  eigentlichen  Stats- 
gewalt  gehören.  Wenn  sie  aber  den  Privatrechten  näher 
gerflckt  sind,  so  läszt  sich  begreifen,  and  es  können  selbst 
politische  GrQnde  z.  B.  im  Interesse  der  Wahlfreiheit  oder 
der  Preszfreiheit  es  wünschenswerth  machen,  dasz  dieselben 
unter  den  Schutz  der  Gerichte,  am  beszten  der  Yerwal- 
tungsgerichte  gestellt  werden. 

5.  Femer  gibt  es  mancherlei  Institutionen  und  Hechte 
von  gemischter  Natur,  welche  gewissermaszen  mit  dem 
einen  Fusz  auf  privatrechtlichem  Boden  stehen,  mit  dem  an* 
dem  das  Gebiet  des  Statsrechts  betreten.  Da  hat  denn  eine 
genaue  Ausscheidung  der  Regierungs-  und  der  Gerichtssphftre 
Schwierigkeiten. 

Es  gilt  das  vorzüglich: 

a)  von  den  Gemeinden,  und  seitdem  dieselben  mehr 
als  in  altem  Zeiten  zu  öffentlichen  Instituten  geworden  sind, 
in  höherem  Masze  noch  von  andern  öffentlichen  Corpo- 
rationen  und  Genossenschaften.  Wenn  Vermögensrechte, 
Eigenthum,  Forderungen,  Schulden  Gegenstand  eines  Bechts- 
streits  der  Gemeinde,  sei  es  mit  Individuen  oder  mit  dem 
State,  sind,  so  haben  dieselben  gleich  andern  Privaten  auf  ge- 
richtlichen Schutz  Anspmch,  denn  dann  ist  offenbar  ihr  Pri- 
vatrecht in  Frage.  Dagegen  ist  schon  die  freie  Disposition 
über  das  Gemeindevermögen,  weil  dasselbe  für  öffentliche 
Zwecke  bestimmt  ist,  nicht  ebenso  eine  reine  Privatangelegen- 
heit, sondern  es  kommen  die  Bücksichten  der  öffentlichen 
Wohlfahrt  mit  in  Betracht,  und  es  dehnt  sich  die  Auüsicht 
der  Begierungsgewalt  ordnend  und  in  manchen  F&llen  ent- 
scheidend darauf  aus.  So  sind  Streitigkeiten  der  Gemeinden 
unter  einander  über  den  Umfang  des  Gemeindebanns  und  über 
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die  Unterhaltongspflicht  von  Brücken  und  Wegen,  soweit 
nicht  ausnahmsweise  eine  privatrechtliche  Begründung  vorliegt, 
als  Verwaltungs-  oder  eher  als  verwaltungsgerichtliche  Sachen 
m  behandeln.  Streitigkeiten  zwischen  der  Mehrheit  und  Min- 
derheit einer  Gemeinde  oder  Corporation  Aber  die  Gültigkeit 
von  Beschlüssen  sind,  soweit  die  Statsauf sieht  reicht,  Ver- 
waltungs-  oder  Yerwaltungsgerichts-,  soweit  dieselben  sich  in- 
nerhalb der  freien  Privatsphäre  bewegen,  Civiljustizsache.  Die 
Organisation  endlich  und  die  Begründung  und  Auflösung  der 
öffentlichen  Corporationen  und  sogar  von  reinen  Privatcorpo- 
rationen  und  Genossenschaften,  insofern  öffentliche  Inte- 
ressen, wie  z.  B.  bei  Actiengesellschaften  die  Rücksicht  auf 
die  Sicherheit  des  Credits,  in  Berücksichtigung  kommen,  was 
freilich  bei  den  letztern  nur  ausnahmsweise  der  Fall  ist,  fallen 
wieder  in  den  Bereich  der  Verwaltungs-  oder  der  verwaltungs- 
gerichtlichen Competenz,  welche  allein  jene  Bücksichten  zu 
würdigen  im  Stande  ist. 

b)  Die  Standesverhältnisse  ferner  haben  eine  pri- 
vatrechtliche und  eine  öffentliche  Seite.  Die  Fragen  freilich 
ober  eheliche  oder  uneheliche  Geburt,  Paternität, 
Verwandtschaft,  über  Art  und  Grad  derselben  sind  reine 
Jnstizsache ,  weil  rein  privatrechtlich.  Die  Frage  über  Indi- 
genat,  Statsbürgerrecht  und  Gemeindebürgerrecht 
aber  gehört  vorzugsweise  dem  öffentlichen  Rechte  an,  und  es 
ist  daher  richtiger,  wenn  sie  nicht  als  blosze  Folge  der  Frage 
über  die  eheliche  Geburt  erscheint,  als  Verwaltungs-  oder 
verwaltnngsgerichtliche  Sache  zu  behandeln. '^  Wenn  die  ver- 
schiedenen Stände,  in  die  sich  das  Volk  theilt,  noch  eine 
hauptsächlich  privatrechtliche  Bedeutung  haben  —  in  dem 
Mittelalter  war  das  in  höherem  Masze  der  Fall  als  gegen- 

*  So  io  Deutschland  gewöhnlich.  Dagegen  Belgische  Yerfl 
§.  93:  „Die  Streitigkeiten  <,  welche  statsbürgerliche  Rechte  xom  Gegen- 
tt«nd  haben,  gehOren  vor  die  Tribunale,  mit  Vorbehalt  der  durch  das 
Oesetx  bestimmten  Aosnalimen/* 
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wärtig,  —  so  sind  Streitfragen,  ob  ein  Individuum  diesem 
oder  einem  anderen  Stande  angehöre,  Justizsache,  wie  denn 
auch  die  üeberlieferung  früherer  Zeiten  die  gerichtliche  Com- 
petenz  hier  noch  vielfach  bewahrt  hat.  Wo  dagegen  die  Be- 
ziehung der  Stände  zu  der  Statsverfassung  und  dem  Gebiete 
des  öffentlichen  Bechtes  wichtiger  geworden  ist,  da  sind  auch 
solche  Streitigkeiten  nach  der  Natur  der  Dinge  eher  als  Yer- 
waltungs-  oder  verwaltungsgerichtliche  Sache  zu  behandeln. 
Ersteres  gilt  z.  B.  von  der  Qualität  eines  Kaufmanns,  letzteres 
aber  von  der  des  Adels,  insofern  dieser  zu  einer  politischen 
Institution  geworden  und  nicht  zu  einer  bloszen  Beminiscenz 
verblichen  ist,  die  nur  auf  die  persönliche  Stellung  in  der 
PrivatgesellschafI)  einigen  Einflusz  hat. 

c)  Die  Gewerbsbefugnisse  beziehen  sich  auf  die  Aus- 
übung eines  Privatberufes  und  den  Privaterwerb,  und  haben 
somit  einen  privatrechtlichen  Gehalt.  Aber  soweit  dieselben 
hinwieder  nach  Gründen  des  Gemeinwohls  verliehen  und  ge- 
ordnet werden,  bleibt  auch  darüber  der  Entscheid  der  Ver- 
waltung oder  des  Verwaltungsgerichtes  vorbehalten. 

d)  Das  Yormundschaftsrecht  endlich  hat  wieder  eine 
Doppelnatur.  Zunächst  dem  Familien-  und  daher  dem  Privat- 
rechte zugehörig,  erscheint  doch  die  Vormundschaft  auch  als 
eine  öffentliche  Pflicht,  und  bei  den  wichtigsten  Fragen,  z.  B. 
der  Ernennung  und  Entlassung  von  Vormündern,  der  obrig- 
keitlichen Erlaubnisz  zu  gewissen  Bechtsgeschäften ,  der  An- 
leitung für  Stellung  der  Rechnung,  der  regelmäszigen  Auf- 
sicht und  Gontrole  der  Verwaltung  handelt  es  sich  doch  nicht 
um  einfache  Handhabung  der  Gerechtigkeit,  sondern 
um  öffentliche  Sorge,  welche  innerhalb  der  Schranken  des 
Rechts  durch  Gründe  der  Zweckmäszigkeit  und  Nützlichkeit 
geleitet  wird  und  daher  die  Natur  der  Regierungssorge  hat 
Es  beruht  daher  auf  guten  Gründen,  wenn  diese  Seite  in  neu- 
erer Zeit  an  Vormundschaftsbehörden  übertragen  wird,  die  dem 
Organismus  der  Verwaltung  angehören. 
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6.  Der  Gegensatz  der  strafrechtlichen  Gerichts- 
barkeit und  der  sichernden  Zucht  der  Polizeigewalt 
wurde  oben'  schon  erörtert.  Die  nähere  Begränzung  beider 
Gebiete  wird  in  neuerer  Zeit  gewöhnlich  durch  das  Strafge- 
sets  bestimmt. 

•  Bach  Vn.  Cap.  9. 
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Von  der  Culturpflege  des  States. 


Erstes  Gapitel. 

YerhäUnisz  des  States  zur  Religion. 

Religion  und  Kirche  sind  zwei  sehr  verschiedene, 
obwohl  häufig  verwechselte  Begriffe.  Die  Religion  ist  die  Ver- 
bindung des  Menschen  mit  Gott,  die  Kirche  ist  die  Gemein- 
schaft der  Gläubigen  zur  Gottesverehrung.  Das  Wesen  der 
Religion  liegt  in  der  unsichtbaren  Einigung  der  menschlichen 
Seele  mit  Gott,  und  in  ihrer  Erfüllung  durch  Gott,  die  Kirche 
aber  ist  ein  sichtbarer  Organismus  der  Gemeinschaft,  eine  An- 
stalt zur  Offenbarung  und  Reinigung  des  religiösen  Lebens. 

Dem  Alterthum  war  diese  wichtige  Unterscheidung  noch 
nicht  klar.  In  den  ersten  Jahrtausenden  der  Menschheit  war 
das  Gefühl  der  Abhängigkeit  der  Menschen  von  Gott  imd  den 
Göttern  so  überwältigend,  dasz  es  gleichmäszig  das  ganze  Volk 
umfaszte,  und  zugleich  den  Stat  und  alle  seine  Institutionen 
erfüllte  und  beherrschte.  Zuerst  regierten  die  Götter  selbst, 
ihren  Willen  den  Priestern  offenbarend.  Die  Theokratie  ist 
die  Urform  der  ältesten  Staten. 

Später  wurde  die  Regierung  Menschen  zugeschrieben  und 
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anreitnut,  aber  die  Religion  blieb  Statsreligion.  Jeder 
Stat  hatte  seine  besondem  Götter,  wie  seine  eigenthümlichen 
Einrichtungen  nnd  Gesetze,  und  um  die  Götter  der  andern 
Staten  kflmmerte  er  sich  wenig.  In  jedem  State  war  es  Bür- 
gerpflicht, die  Statsgötter  in  der  Torgeschriebenen  Weise  zu 
verehren.  Nichtachtung  derselben  galt  als  Auflehnung  gegen 
die  Majestät  des  States,  und  war  ein  Statsverbrechen.  Die 
Ton  den  Römern  besiegten  Völker  wurden  genöthigt,  den  Göt- 
tern der  Sieger  zu  huldigen;  aber  ihre  nationalen  Götter  wur- 
den ihnen  nicht  genommen,  so  wenig  als  manche  andere  na- 
tionale Einrichtungen.  In  dem  groszen  fiömerreiche  häuften 
sich  die  Religionen  wie  die  Völker,  neben  einander  und  einan- 
der duldend.  Aber  die  Duldung  war  zunächst  nicht  für  die 
Individuen,  sondern  für  die  Nationen  gewährt.  Und  über  allen 
Göttern  erhaben  thronte  der  Capitolinische  Jupiter. 

Erst  Christus  brachte  eine  gründliche  Umgestaltung  dieser 
Vorstellungen.  Christus  lehrte  nicht  eine  Religion,  wie  sie 
das  römische  Reich  oder  der  jüdische  Stat  vorgeschrieben 
hatten.  Er  war  kein  Priester  und  Verkfindiger  einer  Stats- 
religion;  er  hatte  auch  weder  Auftrag  noch  Vollmacht  von 
dem  State.  „Ich  komme  von  Gott;  ich  bin  nicht  von  mir 
selbst  gekommen,  sondern  er  hat  mich  gesandt/'  „^i^  ^^^^ 
mein  Vater  belehret  hat,  so  rede  ich.'*  So  unmittelbar  war 
er  sich  seiner  göttlichen  Mission,  seiner  Einheit  mit  Gott  be- 
wuszt,  und  so  Gottes  voll  war  sein  Geist,  dasz  er,  wie  kein 
anderer  Prophet  es  gewagt,  getrost  sagen  konnte,  nicht  wie 
die  andern;  „Der  Herr  spricht,''  sondern:  „Wahrlich,  ich 
sage  euch"  etc.:  „Ich  bin  die  Wahrheit  und  das  Leben.'* 
Dieser  Gott  aber,  von  dem  seine  Seele  erfüllt  war  vollkommen, 
ganz  und  gar,  war  nicht  mehr  ein  Nationalgott,  wie  auch  der 
alte  Jehovah  der  Juden  gewesen.  Christus  verehrte  in  dem 
Einen  Gott,  zu  dem  er  betete,  den  allmächtigen  Schöpfer  der 
Welt,  den  Vater  aller  Menschen. 

Die   christliche  Religion    ist    somit  unabhängig 
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Ton  dem  State  und  im  Widersprach  mit  dem  bestehenden 
State  als  Offenbarung  eines  göttlichen  Individuums  in  die 
Welt  gekommen,  und  sie  hat,  obwohl  nüszachtet  und  verfolgt 
von  dem  State,  die  Gemflther  ihrer  ersten  Bekenner  ergriffen 
und  ihr  Beich  ausgebreitet.  Der  Stifter  selbst  war  „weil  er 
(}ott' gelästert  habe,^*  als  ein  Stats Verbrecher  von  dem  jüdischen 
Senate  verurtheilt  und  hingerichtet  worden.  Viele  seiner 
Jünger  und  Nachfolger  büszten  mit  dem  Leben  ihren  Wider- 
spruch gegen  die  herrschende  Statsreligion,  und  starben  fmr 
die  Wahrheit  ihres  Glaubens  den  irdischen  Tod,  voller  Zuver- 
sicht des  ewigen  Lebens  ihrer  Seele. 

Aus  diesen  Erlebniszen  muszten  zwei  Fundamentalsitse 
von  groszer  Tragkraft  den  Christen  offenbar  werden:  1)  Die 
Beligion  ist,  wie  nicht  das  Product  des  States,  so  auch  in 
ihrem  Wesen  von  dem  State  unabhängig.  2)  Die  Be- 
ligion erfallt  das  Individuum  mit  göttlichem  Geiste,  und 
verbindet  die  unsterbliche  Seele  mit  Gott.  Sie  ist  daher 
äberall  kein  Yerhältnisz  des  menschlichen  Bechts,  sondern 
gehört  wesentlich  dem  ewigen  und  geistigen  Beiche  an, 
von  dem  Christus  gesagt :  „Es  ist  nicht  von  dieser  Welt.*' 

Der  erstere  negative  Satz  fand  frfiher  allgemeines  Ver- 
ständnisz  und  Anerkennung,  als  der  zweite  positive.  Die 
christliche  Kirche  war  seit  ihrem  Bestände  immer  geneigt, 
die  Unabhängigkeit  der  Beligion  von  dem  Willen  und  dem 
Gebote  des  States  zu  behaupten  und  zu  vertreten.  Sie  er- 
kannte darin  auszer  der  göttlichen  Wahrheit  auch  den  festen 
Grund  ihrer  eigeniBU  Selbständigkeit  dem  State  gegen- 
aber.  Wenn  es  daher  auch  später  noch  „Statsreligionen^' 
gab,  so  hatte  das  Wort  doch  einen  andern  Sinn  bekommen. 
Sie  war  keine  statliche,  keine  nationale  Beligion 
mehr.  Sie  leitete  auch  ihre  Wahrheit  und  Geltung  nicht 
von  dem  Gesetze  des  States  ab,  sondern  suchte  und  fand 
ihre  innere  Begründung  in  einer  Offenbarung,  die  in  keiner 
Beziehung   in  dem  Beiche  der  Statsmacht  lag   noch  liegen 
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konnte.  Statsreligion  konnte  demgemftsz  nur  noch  bedeuten, 
die  von  dem  State  als  wahr  erkannte  und  anerkannte 
Beligion,  die  Beligion,  deren  Gebot  der  Stat  selbst 
sich  unterwarf.  Nicht  weil  der  Stat  sie  gutgeheiszen 
hatte,  galt  sie,  sie  bedurfte  der  statlichen  Autorität  nicht, 
sondern  umgekehrt,  der  Stat  gehorchte  der  göttlichen  Auto- 
ritftt,  indem  er  sie  auch  als  seine  Beligion  bekannte. 

Nicht  zu  allen  Zeiten  ebenso  günstig  war  die  Kirche 
dem  zweiten  Satze,  auf  dem  das  Princip  der  sogenannten 
individuellen  Gewissensfreiheit  ruht.  Vielmehr  wenn 
das  individuelle  Bewusztsein  in  Glaubenssachen  zu  Zwiespalt 
kam  mit  ihrem  gemeinsamen  Bekenntnisz,  so  nahm  sie  nicht 
selten  das  Schwert  des  States  zu  Hülfe,  und  versuchte  alle 
Qualen  und  Leiden  der  statlichen  Strafgerichtsbarkeit,  um 
auch  die  unsterbliche  Seele  nach  ihrem  Willen  zu  zwingen. 
Dem  State  verstattete  sie  nicht  Herrschaft  zu  fiben  über 
ihren  Glauben,  aber  sie  selber  übte  während  Jahrhunderten 
mit  Mitteb  der  Statsgewalt  Herrschaft  über  den  Glauben  der 
Individuen.  Es  bedurfte  groszer  Erfahrungen  und  Kämpfe, 
bis  Stat  und  Kirche  sich  endlich  davon  überzeugten,  dasz  ein 
solches  Verfahren  dem  Grundprincip  des  Christenthums  zu- 
wider sei. 

Herrschaft  kann  somit  der  Stat  gar  keine  anspre- 
chen, soweit  das  geistige  Gebiet  der  Beligion  reicht.  Aber 
damit  allein  ist  das  Bechtsverhältnisz  des  States  zur  Beligion 
noch  nicht  bestimmt.  Vielmehr  ist  dieses  nach  zwei  Seiten 
hin  noch  näher  zu  erwägen  und  zwei  Hauptfragen  zu  beant- 
worten: 

L  Wie  ist  das  rechtliche  Verhältnisz  des  States  zu  dem 
religiösen  Leben  der  Individuen? 

IL  Wie  ist  sein  Verhältnisz  zu  dem  Dasein  und  Leben 
der  religiösen  Gemeinschaften,  Kirchen  und  Secten? 
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Zweites  Gapitel. 

I.  Der  Schatz  dor  individuellen  Religionsfreiheit.    Bekenntniszfreiheit. 

1.  Das  religiöse  Leben  der  Seele  ist  wie  alles  innere 
Geistes-  und  Gemüthsleben  des  Menschen  dem  menschlichen 
Becbte  entzogen  und  der  Herrschaft  des  States  nicht  nnter- 
than.  Die  Unabhängigkeit  derselben  vom  State  versteht  sich 
schon  deszhalb  von  selbst,  weil  dieser  nicht  in  die  Seele  hinein- 
sieht, noch  eine  Macht  hat  über  ihre  Gedanken  nnd  GefQhle. 
Sein  Gebiet  ist  ein  sichtbares,  seine  Ordnung  eine  leibliche. 
Das  religiöse  Leben  des  Individuums  kann  in  den  Bereich  des 
menschlichen  Rechtes  erst  dann  kommen,  wenn  es  sich 
äuszerlich  kund  gibt.  Die  religiöse  Freiheit  oder  die 
Gewissensfreiheit  ist  somit  nicht  ein  Erzeugnisz  der  mensch- 
lichen Bechtsentwickelung,  und  wenn  wir  auf  das  Wesen  sehen, 
flberall  kein  (menschlicher)  Bechtsbegriflf.  Sie  ist  von  Gott 
in  die  menschliche  Seele  gepflanzt,  und  Gott  hat  sich  vorbe- 
halten auf  unsichtbaren  Wegen  die  Seele  zu  ergreifen  und  zu 
erfüllen,  und  so  auch  ihr  unsichtbare  Wege  zu  sich  eröffnet. 
Die  Freiheit,  die  er  ihr  gegeben  und  vor  der  Gewalt  des 
States  durch  ünsichtbarkeit  geschützt  hat,  gehört  zu  dem  ewi- 
gen Beiche,  in  dem  nicht  der  irdische  Stat,  sondern  Gott  selber 
herrscht.  Dieselbe  in  Ehrfurcht  anzuerkennen  und  gewäh- 
ren zu  lassen  ist  daher  Pflicht  des  States,  dem  es  klar  sein 
musz,  dasz  er  hier  an  die  Grftnzen  seiner  Macht  gekom- 
men ist. 

2.  Ist  so  die  individuelle  Glaubensfreiheit  eine 
sittliche,  auszerhalb  des  Statsbereiches  wurzelnde,  so  erscheint 
dagegen  die  Freiheit  des  Bekenntnisses  auch  äuszerlich, 
und  wird  so  wenigstens  erfaszbar  für  das  menschliche  Becht 
Sie  ist  voraus  eine  Folge  der  erstem,  und  folglich  wie  jene 
auch  zunächst  von  dem  State  einfach  anzuerkennen.  In  der 
That  läszt  sich  gegen  den  Satz,  den  Yinet  mit  so  groszem 
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Ernst  und  Nachdruck  ausgesprochen  hat,  nichts  einwenden: 
9  Die  freimfithige  Offenbarung  der  religiösen  Ueberzeugung  ist 
ein  Recht,  weil  eine  Pflicht. *"*  Aber  weil  und  insofern  das 
Bekenntnisz  sich  äuszerlich  kund  gibt,  so  findet  es  in  dem 
Dasein  der  ftuszem  Bechtsordnung  theils  Schutz,  theils  Schranken, 
die  es  beachten  musz ,  und  wird  so  die  ursprünglich  unend- 
liche Freiheit  derselben  durch  das  Recht  geschützt  und 
begränzt,  ihr  Begriff  um  dieser  Begränzung  willen  auch 
nun  Rechtsbegriff. 

3.  Des  statlichen  Schutzes  bedarf  die  Bekenntnisz- 
freiheit  des  Individuums,  weil  dieses  ohne  denselben  zwar  die 
Freiheit  zu  glauben  hätte,  aber  an  der  Offenbarung  und  Be- 
kundung seines  Glaubens  gehindert  werden  könnte.  Wegräu- 
mung  jedes  Zwanges  und  Behinderung  jeder  Ver- 
folgung des  Individuums  um  seines  Bekenntnisses  willen  ist 
daher  eine  Sorge  des  States.*  Sie  äuszert  sich  in  folgenden 
Anwendungen : 

a)  Der  Stat  selbst  darf  keinen  Zwang  üben,  um  das 


>  Vinet  „Essai  snr  la  manifestation  des  conTiotions  r^Iigieases.**  p. 
190:  «La  franche  manifestation  des  conviotionB  r^ligienses  est  un  droit 
puiiqa*elle  est  un  devoir^^  and  anderwlrts:  «Oott  ist  die  Wahrheit.  Der 
Mensch  soU  wahr  sein  nnd  wahr  sein  dürfen. '^  Schon  Tertnllian  hei 
BShringer  Kirche  Christi  I.  8.  286:  „Wer  die  Wahrheit  erkannt  hat, 
kana  nicht  anders,  er  musz  ihr  anhangen.*  Ein  ehenso  aufrichtiger  als 
beredter  Vertreter  der  Bekenn tnissfreiheit  ist  der  Amerikaner  Chan- 
BiBg,  mit  dem  Yinet  in  den  Onindansiohten  —  beide  gehen  romlndi- 
▼idttom  aus  —  merkwürdig  fibereinstimmt,  obwohl  dieser  Ton  jenem  erst 
in  seinem  spltem  Alter  die  Kunde  bekommen  hat. 

'  Yinet  rerwirft  in  der  Tendens,  das  religiöse  Bekenntnisz  völlig 
frei  und  unabhängig  ron  dem  State  su  stellen,  selbst  den  Schutz  des 
States.  Er  farch|st,  dasz  aus  dem  Schutze  die  Verfolgung  henror^ 
g«ha.  ,Jede  geschfitzte  Religion  %  sagt  er,  „wird  rerfolgen,  und  sie  wird 
et  thun  ffir  ein  Jota  ron  Theologie,  ffir  ein  Atom  ron  Philosophie.  Es 
gibt  aber  nichts  entsetzlicheres  auf  der  Welt  alz  die  Tyrannei  des  dog- 
azatbchen  Eifers.*^  Aber  wer  kann  denn  das  Individuum  vor  dieser  Ver- 
folgung der  kirchlich  gereizten  Mftchte  bewahren  als  der  Stat,  welcher 
die  indiTidueUe  Bekenntniszfreiheit  als  solche  in  leinen  Schutz  nimmt? 
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Individuum  zu  einem  Bekenntnisse  zu  nöthigen,  welches  mit 
dem  Glauben  desselben  im  Widerspruch  ist,  somit  von  diesem 
Individuum  doch  nur  eine  Lflge  oder  Heuchelei  wftre. 

Dem  ganzen  christlichen  Mittelalter  war  dieses  Prindp 
fremd.  Mit  Feuer  und  Schwert  wurde  der  Glaube  verbreitet, 
und  wurden  die  Besiegten  gezwungen,  sich  zu  der  Beligion 
der  Sieger  zu  bekennen.  War  das  Bekenntnisz  auch  anfangs 
nur  auf  den  Lippen,  nicht  in  den  Herzen,  so  hofften  die  glau- 
benseifrigen Sieger  doch,  dasz  die  Macht  der  von  ihnen  ge- 
glaubten Wahrheit  später  auch  die  Seele  der  Besiegten  ein- 
nehme, und  so  auch  für  sie  zu  voller  Wahrheit  werde;  und 
allerdings  hinderte  die  unreine  Form  der  ersten  Nöthigung 
zum  Christenthum  nicht,  dasz  dieses  feste  Wurzeln  schlug, 
und  nach  und  nach  mit  seinem  eigenen  Geiste  die  bekehrten 
Völker  befruchtete. 

Jener  Zwang  aber  war  weder  dem  Geiste  des  Christen- 
thums  gemäsz  -—  Christus  hatte  jede  äuszere  Gewalt  vermie- 
den, und  auch  seinen  Jüngern  untersagt  —  noch  in  Har- 
monie mit  dem  wahren  Rechte  des  States.  In  unserer  Zeit 
ist  der  reinere  Grundsatz  nun  zu  allgemeiner  Anerkennung 
gelangt  ^ 

^  Prenssiflcbes  Landrecht  IL  11,  $.  1— -4:  «Jedem  Einwohner  in 
State  steht  für  seine  Person  voUlcommene  Glaubens-  und  Gewissens  freiheil 
xn«  Die  Begriffe  der  Einwohner  des  Stats  ron  Gott  und  göttliohen 
Dingen,  der  Glaube  und  der  innere  Gottesdienst  IcOnnen  kein  Gegen- 
stand Ton  Zwangsgesetzen  sein.  Niemand  ist  schuldig  Aber  seine  Pri- 
Tatmeinungen  in  Religion ssaohen  Yorsohriften  vom  State  anzunehmen.* 
Vgl.  preuszisches  Gesetz  vom  30.  Mftrz  1847.  Bayerisches  Religions- 
edict  §.2:  ,»Er  (der  Einwohner  des  Reiches)  darf  in  Gegenstanden  des 
Glaubens  und  Gewissens  keinem  Zwang  unterworfen,  auch  darf  Nieman- 
den,  zu  welcher  Religion  er  sich  bekennen  mag,  die  einfache  Hausan* 
dacht  untersagt  werden. '^  Französische  Charte  von  1814  %,b:  , Jeder 
bekennt  (professe)  seine  Religion  mit  gleicher  Freiheit  und  genieszt  fOr 
seine  GottesTerehmng  den  n&mlichen  Schutz.^  Belgische §.  15:  „Keiner 
ist  gezwungen  auf  irgend  eine  Weise  an  den  Handlungen  und  Feierlich* 
keiten  eines  Gottesdienstes  Theil  zu  nehmen,  oder  die  Ruhetage  dersel* 
ben  zu  beobachten.*'  Holländische  §.  164:  ,, Jeder  bekennt  seine  reli» 
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Der  Stat  darf  daher  keine  Qesetze  erlassen,  durch  welche 
geboten  wird,  einen  bestimmten  Glauben  zu  bekennen,  keinen 
Kirchenbesuch,  keine  Beichte  befehlen.  All  diese  Freiheit 
aetit  indessen  mflndige  Individuen  voraus,  die  ihrer  fähig  sind. 
Die  Frage  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  kann  daher 
von  diesem  Princip  allein  aus  noch  nicht  genügend  beantwortet 
werden.  In  der  Begel  freilich  handeln  hier  die  Eltern  für  das 
Kind  nach  ihrer  individuellen  Bekenntniszfreiheit;  aber  wenn 
die  Eltern  überall  nicht  oder  offenbar  schlecht  für  das  Kind 
sorgen,  so  kann  im  Interesse  des  Kindes  unter  Umständen 
eine  obervormundschaftliche  Sorge  des  States  ergänzend 
eintreten,  und  dafflr  sorgen,  dasz  das  von  den  Eltern  vemach- 
Ussigte  Kind  eine  religiöse  Erziehung  erhalte.^ 

giSien Meinimgeii  mit  voUkommener Freiheit/*  Prenszisohe  Verf. §.12: 
^Die  Freiheit  des  religiSsen  Bekenntnisses,  der  Vereinigung  zu  Reiigions- 
geteUsohaften  nnd  der  gemeinsamen  hänslicben  und  öffentlichen  Beligions- 
ftbang  wird  gewährleistet.  Der  Gtenusz  der  bürgerlichen  und  stotsbürgerliohen 
Beohte  iit  unabhängig  ron  dem  religiösen  Bekenntnisse.*^  Oesterr ei- 
ch iseh  e  Yerf.  y.  1867.  §.  14.  Ebenso.  —  In  dem  romanischen  Süden  Europa's 
ist  das  Princip  indessen  noch  nicht  durchgedrungen,  wie  theils  das  Still- 
•ehweigen  darüber,  theils  die  Art  beweist,  wie  demselben  eine  kümmer- 
liehe und  stückweise  Anerkennung  zu  Theil  wird.  Portugiesische 
Verfassung  ron  1826  §.  6:  „Die  rQmisch-katholisch-apostolische  Religion 
wird  fortwährend  die  Religion  des  Königreichs  sein,  alle  übrigen  Reli- 
gionen sind  den  Fremden  mit  häuslichem  Gottesdienste  gestattet, 
•bne  ättsierliohe  Zeichen  und  Tempel."  Aber  auffaUender  ist, 
da»  noch  im  Jahr  1848  der  schweizerische  Bund  es  nicht  wagte, 
des  Grundsatz  allgemein  anzuerkennen.  Der  $.  66  Vgt  nur:  „Die 
freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  ist  den  anerkannten  christli- 
chen Confe  SS  Ionen  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  ge- 
währleistet." In  einzelnen  Cantonalyerfassnn|;en  findet  sich  die  vollere 
Anerkennung  Tor. 

*  Das  gilt  z.  B.  auch  von  der  Frage  der  sogenannten  Zwangs- 
taufe.  Jndenkinder  sind  gewisz  nicht  gegen  den  Willen  der  Eltern  zu 
teiftfeD,  aber  wenn  es  in  einem  christlichen  State  Eltern  gibt,  die  äuszer- 
lieb  selber  als  Christen  gelten,  aber  aus  Liederlichkeit  und  Frivolität 
Torsiehen,  ihre  Kinder  nicht  taufen  zu  lassen,  und  ihnen  gar  keine  re* 
UgUite  Erziehung  zu  geben,  so  hat  die  Ob  er  Vormundschaft  wohl 
gsten  Orund,  so  verwahrloste  Kinder  auch   vor  ihren  Eltern   und  die 
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b)  Er  darf  nicht  dulden,  dasz  die  Kirche  äuszern 
Zwang  übe,  um  zu  einem  Bekenntnisse  oder  zu  einer  got- 
tesdienstlichen Handlung  zu  nöthigen.  Die  Kirche  freilich 
mag  ihrerseits  ihr  Bekenntnisz  feststellen  und  mit  allen  geis- 
tigen  und  moralischen  Mitteln,  die  ihr  zustehen,  dahin  wirken, 
dasz  dieses  Bekenntnisz  in  allen  ihren  Gliedern  lebendig  erhalten 
bleibe.  Zu  diesem  Behuf  steht  ihr  auch  ein  Kecht  der  K  i  r  c  h  e  n- 
zucht  zu;  und  der  Stat  kann  es  ihr  nicht  in  der  Regel  wehren, 
dasz  sie  Individuen,  welche  ihr  gemeinsames  Bekenntnisz  yer- 
werfen,  aus  ihrer  Oemeinschaft  ausschliesze  (exconmmnicire). 

Verfährt  sie  dabei  zu  engherzig  und  unduldsam,  so  wird 
das  ihr  eigener  Schade  sein.  Weil  alle  Bekenntnisse  der 
Ausdruck  des  Zeitbewusztseins  sind,  so  kOnnen  sie  keine  ab- 
solute Geltung  für  alle  Zeiten  ansprechen,  und  musz  auch  die 
zeitgemäsze  Fort-  und  Umbildung  ihres  Inhalts  und  ihrer 
Form  anerkannt  werden.  Insbesondere  ist  den  protestantischen 
Kirchen  dieses  Frincip  der  Entwicklungsfähigkeit  eingepflanzt. 
Wenn  aber  eine  Kirche  von  ihrem  Rechte  Miszbrauch  macht, 
um  die  Statsautorität  zu  beleidigen,  die  bürgerliche  Rechts- 
ordnung zu  verletzen  und  Unfrieden  zu  stiften,  dann  wird  der 
Stat  gerechte  Ursache  haben,  auch  solchem  Miszbrauch  ent- 
gegen zu  treten. 

c)  In  dem  byzantinischen  Reiche  und  während  des  ganzen 
Mittelalters  überall  galt  Häresie  als  ein  strafbares  Verbre- 
chen. Die  ,, Ketzer*"  wurden  nicht  etwa  nur  von  der  Kirchen- 
gemeinschaft ausgeschlossen,  sondern  in  Folge  ihres  hart- 
näckigen Beharrens  auf  der  Irrlehre  am  Vermögen  bestraft.^ 

wahre  Freiheit  joner  darch  eine  aorgfft] tigere  Erziehung  zu  schützen.  Das 
Österreichische  Gesetz  Tom  25.  Mai  1868  yerpflichtet  die  Eltern  zu  der 
religiösen  Erziehung  der  Kinder  and  regulirt  diese  Pflicht  zugleich  als  Recht. 
*  Schon  Gonstantin  d.  Grosze,  der  das  erste  Toleranzedict 
erlassen  hat  (313)  und  geneigt  war,  Ghristenthum  und  Heidenthnm  neben 
einander  zu  dulden,  behandelte  doch  die  Ketzer  durch  das  Gesetz  yom 
Jahr  326  c.  1.  G.  de  liaereticis  mit  Ungunst:  „Haereticos  non  solum  hb 
pri?ilegiis  alienos  esse  volumus,  sed  adversis  muneribns  constringi  et  sab- 
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Die  ganze  Hftrte  der  Strafgerichtsbarkeit  wurde  aber  erst 
gegen  die  Ketzer  gerichtet,  ^  seitdem  im  Mittelalter  die  päpst- 
liche Autorität  ihren  Höhepunkt  erreicht  hatte.  Die  Todes- 
sfarafe  durch  Verbrennung  wurde  nun  zu  der  regelmäszigen 
Ketzerstrafe.  Das  aufrichtige  Bekenntnisz  des  von  dem  Indi- 
Yiduum  fülr  wahr  gehaltenen  Glaubens  wurde  somit,  wenn  es 
nicht  mit  dem  allgemeinen  Glauben  zusammenstimmte,  als 
schwerstes  Verbrechen  behandelt,  und  von  der  grausamsten 
Strafe  befreite  nur  die  Verläugnung  der  individuellen  Wahr- 
heit Selbst  nach  der  Beformation,  welche  das  Princip  der 
Gewissensfreiheit   zuerst   wieder   mit  Kraft   behauptet,^  und 

jiei.^*  Seit  Theodosins  wurden  die  Gesetze  gegen  die  Ketzer  strenger. 
ICl  YermögensTerlust  wurden  als  Statsverbrecher  von  den  folgenden  Kai- 
eem  alle  Ketzer  (haereticum  dioimus,  quicunque  catholicae  ecclesiae  et 
orthodoxae  et  sancte  fidei  nostrae  non  est',^  o.  12.  G.  h.  t ),  die  Mani- 
chier  Bogar  mit  der  Todesstrafe  bedroht,  und  nur  ausnahmsweise  Dul- 
dung Terstattet. 

*  Innooeni  III.  in  o.  10  D.  Greg.  IX.  y.:  ,|Quum  enim  secnndum 
legiiiraas  tanctiones  reis  laesae  majestatis  punitis  capite  bona  oonfiscentur 
eorum  filiis  suis  Tita  solummodo  ex  misericordia  conservata;  quanto  magis 
aberrantes  in  fide  domini  Dei  filium  Jesum  ofiendunt  —  ecclesiastica 
debent  districtione  praecidi  et  bonis  temporalibus  spoliari,  cum  longo  sit 
graTius  aetemam  quam  temporalem  laedore  majestatem^^  und  in  c.  13. 
eod.:  „Moneantur  antem  et  inducantur  etsi  necesse  fuerit  per  censuram 
eccies.  eompellantur  seculares  poteätates  quibuscunque  fungantur  officiis, 
Qt  sicut  reputari  oupiunt  et  haberi  fideles,  ita  pro  defensione  fidei  prae- 
Stent  publice  juramentum,  quod  de  terris  suae  jurisdiotionis  subjectis 
oniTerBOS  haereticos  ab  ecolesia  denotatos  bona  fide  pro  viribus  extermi- 
ttare  studebunt."  Sachsenspiegel  II.  13.  4.  7:  „Svelk  kersten  man 
oder  wif  angelOTichis  unde  mit  tovele  umme  gat  oder  mit  yergift- 
niflse,  unde  des  yerwunnen  wirt,  den  sol  man  uppehert  bernen.*^  Vgl. 
Blantsehli  Geschichte  der  Bekenntniszfreiheit.  Ein  Vortrag.  Elber- 
feld  1867. 

*  Luther,  Tractat  von  der  Beicht:  „Denn  in  dem  Gte wissen  will 
Gott  allein  sein  und  sein  Wort  allein  regieren  lassen;  da  soll  Frei- 
heit sein  Ton  allen  Menschengesetien.  —  Zu  dem  Glauben  kann 
■ad  8oU  man  Niemand  zwingen,  sondern  Jederman  vorhalten  das  Evan- 
gelium und  vermahnen  cum  Glauben,  doch  den  freien  Willen  lassen  an 
folgvn  oder  nieht  lu  folgen.    Es  sollen  aUe  Sakramente  frei  sein  Jeder» 

Wer  nicht  getauft  sein  wiU,  der   lasz  es  anstehen.    Wer  nicht 

S I  u B !•«  Ii  I  i ,  ollffomeiBM  SUttretlit    U.  18 
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deren  Führer  von  dem  individuellen  Glauben  und  der  indivi- 
duellen Erkenntnisz  aus  den  Kampf  gegen  die  hergebrachte 
Autorit&t  der  Kirche  unternommen  hatten,  wurde  dasselbe 
doch  wieder  auch  in  protestantischen  Ländern  verkannt.  Der 
Westphälische  Friede,  welcher  die  Parität  des  katholischen 
und  der  protestantischen  Bekenntnisse  einfflhrte,  enthielt  doch 
noch  ein  Verbot  aller  andern  Beligionen  innerhalb  des 
Beichs.  (Pac.  Osnab.  VII.  §.  2).  Noch  in  den  letzten 
Jahrzehnten  des  XVIIten  Jahrhunderts  und  in  das  XVmte 
hinein  erneuerte  Ludwig  XIV. ,  der  Beschtttzer  der  Wis- 
senschaft und  der  schönen  Literatur,  in  dem  feingebil- 
deten   und    geistreichen    Frankreich    die    Verfolgungen    der 

will  das  Saorament  empfangen,  hat  sein  wohl  Macht."  —  Und  in  der 
Schrift  von  der  weltlichen  Obrigkeit:  „Das  weltlich  Regiment  hatOesets, 
die  sich  nicht  weiter  erstrecken,  denn  über  Leib  und  Gut  und  was 
äusierlich  ist  auf  Erden.  Denn  über  die  Seele  will  und  kann  Oott 
Niemand  lassen  regieren,  denn  sich  selbst  allein.  Darum  ob  weltlich  Qe* 
walt  sich  yermiszt  den  Seelen  (besetz  zu  geben,  da  greift  sie  Gott  in  sein 
Regiment  und  rerfOhrt  und  yerderbt  nur  die  Seelen.  Gott  allein  erkennt 
nur  die  Herzen,  darum  ist  es  unmöglich  und  umsonst  Jemanden  lu  ge* 
bieten  oder  mit  Gewalt  zu  zwingen,  so  oder  so  zu  glauben.  Weil  es 
den  Jeglichem  auf  sein  Gewissen  liegt,  wie  er  glaubt  oder  nicht  'glaubt, 
und  damit  der  weltlichen  (Gewalt  kein  Abbruch  geschieht,  soU  sie  aoeh 
zufrieden  sein  und  ihres  Dinges  warten,  und  lassen  glauben  so  oder  so. 
wie  man  kann  und  will,  und  Niemanden  mit  Gewalt  dringen.  Denn  es 
ist  ein  frei  Werk  um  den  Glauben,  dazu  man  Niemand  kann  zwingen.** 
Der  Eirehenyater  Athanasius,  der  auch  die  Bitterkeiten  der  Verfol- 
gung gekostet»  hatte  schon  fthnUch  gesagt  (BÖhringer  I.  II.  8.  51): 
„So  macht  der  Teufel,  wenn  er  keine  Wahrheit  hat,  seinen  Angriff  mSt 
dem  Beil  und  der  Axt,  und  zersprengt  die  Thüren  derjenigen,  welch« 
ihn  aufnehmen;  der  Heiland  aber  ist  sanftmüthig  und  spricht:  „wenn 
mir  Jemand  nachfolgen  will,*'  und  braucht  keine  <}ewalt,  sondern 
klopft  rielmehr  an.  Denn  nicht  mit  Sehwertem  undSpieszen  noch  durch 
Soldaten  wird  die  Wahrheit  rerkündet,  sondern  durch  üeberzeugong  und 
Rath.  Was  ist  aber  dort  für  eine  Ueberzeugung,  wo  Furcht  Tor  dem 
Kaiser  ist,  oder  was  ist  dort  für  ein  Rath,  wenn  der  Widersprechende 
am  Ende  Torbrannt  oder  getSdtet  würd.*'  Die  Torfolgten  Glftubigen  er- 
kannten diese  Wahrheit,  die  triumphirenden  achteten  sie  nicht  ebemo 
ihren  Gegnern  gegenüber,  und  der  Stat  zog  bald  im  Dienste  der  eiaea 
bald  der  andern  sein  Sohweri    Tgl.  unten  die  Anmerkung. 
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ProteBta&ten  mit  grausamer  Heftigkeit,  und  würden  in  dem 
freien  England  hinwieder  die  Papisten  zu  Sclaven  gemacht 
inmitten  einer  Nation  von  freien  Mftnnern.^  Die  sogenannte 
Dnldnngsacte  von  1689,  welche  die  dissentirenden  Protestanten 
Ton  den  Strafen  der  Hftresie  befreite,  wnrde  als  ein  groszer 
Fortschritt  angesehen,  und  doch  nahm  sie  noch  die  Papisten 
ansdrOcklich  ans. 

Den  Nordamerikanern  gebflhrt  in  erster  Linie  das 
Verdienst,  zuerst  die  Beligionsfreiheit  als  ein  Statsprincip  der 
neuen  Zeit  ausgesprochen  zu  haben.  Als  der  fromme  Galvi- 
nist  Roger  Williams  fflr  die  Golonie  Providence  zuerst 
1836  den  Grundsatz  gesetzlich  einführte,  dasz  keinerlei  Zwang 
in  Glanbenssachen  geübt  werden  dürfe,  war  das  gegenüber 
der  damaligen  Intoleranz  auch  der  übrigen  Golonien  eine  selt- 
same Neuerung,  und  nur  versuchsweise  wurde  das  Statut 
1648  von  der  Krone  bestätigt.  Dem  Beispiele  folgte  der  ka- 
tholische Lord  Baltimore  für  Maryland  1649,  indem  er  nur 
Glauben  an  Christus  forderte,  aber  von  dem  (Gegensätze  der 
christlichen  Confessionen  absah.  Endlich  begnügte  sich  der 
Qnftcker  William  Penn  für  Pennsylvanien  mit  dem  Glauben 
an  Einm  Gott,  den  Schöpfer  und  Regierer  der  Welt,  1682.* 

Es  dauerte  noch  mehr  als  ein  Jahrhundert,  bis  das  neue 
Princip  in  weiterem  Umfange  anerkannt  wurde.  Erst  die 
neue  Weltperiode  seit  1740  mit  ihrer  philosophischen  Bildung 
wagte  den  Fortschritt  aus  der  mittelalterlichen  Gebundenheit 
Friedrich  der  Grosze  von  Preuszen  war  der  erste  König, 
der  dasselbe  energisch  verkündete  und  handhabte.  Es  war 
ein  gtoszes  Wort,  das  er  aussprach:    ,In  den  Preuszischen 

•  Baas  eil,  engl  Verf.  o.  13.  Der  König  WUhelm  m.  that  aUei 
MögUehe ,  um  das  Prineip  der  aUnbensfreiheit  in  weiterem  Umfang  rar 
AiMrkennnng  xn  bringen,  aber  daiielbe  war  dnreh  Jakob  II.,  der  et  rar 
WiederbersteUang  des  Katholieismus  aasbeuten  wollte,  in  den  Augen 
der  Bttglinder  rerdächtig  geworden. 

•  YgL  £d.  Laboulaje  historie  des  Etats  Unis.  tom.  I. 

18  ♦ 
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Landen  kann  ein  Jeder  nach  seiner  Fa^on  selig  werden.  *"  *® 
Seit  dieser  Zeit  brach  sich  das  anerkannte  Princip  Bahn,  lang- 
sam freilich,  und  nicht  ohne  wiederholte  Verdunkelung  zu  er- 
fahren. ^^  Der  Stat  fing  an  einzusehen,  dasz  seine  Gewalt 
miszbraucht  werde  im  Dienste  der  kirchlichen  Yerfolgungs- 
sucht,  und  dasz  vielmehr  es  seine  Pflicht  sei,  die  religiöse 
Freiheit  des  Individuums  vor  derselben  zu  schützen.  Die 
Häresie,  als  eine  Krankheit  der  Seele,  wurde  aus  dem  Yer- 
zeichnisz  der  strafbaren  Vergehen  ausgestrichen. 

d)  Der  Austritt  aus  einer  Kirchengemeinschaft  und  der 
üebertritt  in  eine  andere  Kirche  oder  Secte  wird  ferner 
von  dem  State  nicht  mit  Strafe  bedroht,  sondern  auch  hier 
die  individuelle  Gewissensfreiheit  geschützt.  Auch  das  sind 
nothwendige  Folgen  des  Grundprincips. 

Unsere  Zeit  ist  indessen  noch  nicht  zu  einer  vollen  ruhi- 
gen Anerkennung  derselben  gelangt.  Wenn  auch  das  Gesetz 
nun  die  Freiheit  einfach  schirmt,  so  wird  doch  die  öffentliche 
Meinung  noch  viel  zu  leidenschaftlich  von  dem  Uebertritte 
einzelner  Individuen  afficirt.  Es  ist  das  ein  Zeichen,  dasz  das 
Gesetz  des  States  dem  Volksgeiste  hier  vorangeschritten  ist. 
Die  einen  preisen  und  die  andern  hassen  den  Convertiten.  Die 
einen  erwarten  von  dem  Glaubenseifer  desselben  grosze  Wir- 

1°  Schon  im  Antimachiavell  sohrieb  Friedrich  sehr  schön:  „Main* 
tenir  le  gouTemement  oiril  ayeo  Tigueur  et  laisser  k  ohacnn  la  libert^ 
de  conscience;  dtre  toujours  Boi  et  ne  jamais  faire  le  Fretre,  est  le 
sür  moien  de  pr^server  son  Etat  des  tempStes  qae  Pesprit  dogmatlqne 
des  Th^ologiens  cherche  soavent  k  exciter.^  Und  in  dem  Versuch  Über 
die  Verfassungsformen:  ,,81  Pon  remonte  k  Porigine  de  la  80oi6t6,  il  est 
tout  k  fait  ^yident,  que  le  souverain  n'a  auoun  droit  sur  U  fa^n  de 
penser  des  oitoyena.  Ne  faudrait-il  pas  ^tre  en  d^mence  pour  se  fignrer 
que  des  hommes  ont  dit  k  an  homme  leur  semblable:  nous  toos  61eTons 
an  desHus  de  nous,  parce  que  nous  aimons  Pesclavage  et  nous  toos  don- 
nons  la  puissance  de  diriger  nos  pen86es  k  rotre  TOlont^P^^ 

^^  Dem  Toloranzediote  des  Kaisers  Joseph's  I.  folgten  noch  wäh- 
rend seiner  Regierung  die  härtesten  Verordnungen  gegen  Andersgläu- 
bige. Vgl.  Wilda,  über  Gewissensfreiheit  in  der  Zeitschrift  für 
deutsches  Recht.  XI.  8.  181  ff. 
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kosgeii,  und  rt!hmen  seine  Wahrheitsliebe,  die  andern  sehen 
in  ihm  einen  Trenlosen,  nnd  vermnthen  eigennützige  Beweg- 
gründe seiner  That.  Nur  Wenige  beurtheilen  ihn  unbefangen. 
Dennoch  würde  die  Wahrheit  in  demselben  Masze  gewinnen 
und  die  Möglichkeit  einer  unehrlichen  und  immoralischen  Aen- 
dening  des  Bekenntnisses  sich  vermindern,  wenn  die  öffent- 
liche Meinung  sich  zu  der  Unbefangenheit  des  Gesetzes  zu 
erheben  vermöchte.  Würde  man  das  Bekenntnisz  der  indivi- 
duell erkannten  und  bekannten  Wahrheit  nicht  mehr  als  etwas 
Ungewöhnliches  und  Besonderes  ansehen,  so  würde  der  Ueber- 
tritt  weder  zu  besonderem  Verdienst  angerechnet,  noch  als 
eine  schwarze  That  verdammt  werden.  Wie  im  Groszen  die 
verschiedenen  Beligionen  und  Confessionen  einen  Sinn  und  eine 
Berechtigung  haben,  so  unterscheidet  sich  auch  der  Zug  der 
Individuen  im  Kleinen,  und  innerhalb  der  gröszern  gleichge- 
sinnten  Massen  offenbaren  sich  einzelne  individuelle  Abwei- 
chungen, welche  naturgemäsz  zum  Anschlusz  an  andere  ferner 
gelegene  Massen  gravitiren.  Durch  solche  Uebertritte  der 
Individuen  wird  das  Yerhältnisz  im  Groszen  nicht  leicht  ge- 
ändert; erst  wenn  die  Massen  selber  in  Flusz  kommen,  tritt 
eine  Aenderung  in  den  Kirchen  ein.  Auch  die  Kirche  hat 
daher  keinen  Grund  von  dem  Uebertritt  Einzelner  viel  zu 
hoffen  oder  viel  zu  fürchten. 

Als  unstatthafte  Strafe  sind  auch  alle  bürgerlichen 
Machtheile  zu  betrachten,  welche  mit  dem  Uebertritte 
verbunden  werden,  z.  B.  die  Beschränkung  in  der  Wahl  des 
Aufenthalts,  oder  in  der  Ausübung  eines  Berufs  u.  dgl. 
Wenn  aber  im  Allgemeinen  schon  einzelne  bürgerliche  Bechte 
anders  geordnet  oder  beschränkt  sind  mit  Bezug  auf  die  Be- 
kenner  einer  bestimmten  Beligion,  so  versteht  es  sich  in  der 
Regel,  dasz  das-  übergetretene  Individuum  nun  auch  in  bür- 
gerlicher Beziehung  nicht  mehr  als  ein  Genosse  seiner  frühe- 
ren Confessionsverwandten  behandelt,  sondern  den  neuen  Con- 
fessionsgenossen  gleich  geachtet  wird.    Der  Jude,  dessen  bür- 
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gerliches  Becht  beschrftnkt  war,  tritt  zam  Christen  gewordim 
aus  diesen  Schranken  hinaus.  Aber  im  umgekehrten  Falle 
würde  auch  den  zum  Juden  gewordenen  Christen  das  Juden- 
recht zukommen.  Katholische  Ehegatten  und  katholische 
Priester,  welche  protestantisch  werden,  fallen  unter  das  Ehe- 
und  Scheidungsrecht  der  Protestanten,  so  lange  dasselbe  noch 
confessionell  geordnet  ist,  und  umgekehrt  die  Ehe  von  Prote- 
stanten, welche  katholisch  werden,  wird  unauflöslich.  Es  ist 
wahr,  der  Uebertritt  kann  lediglich  um  solcher  Wirkungen 
willen  vollzogen  werden.''  Das  ist  aber  ein  gemeinsames 
üebel  aller  moralischen  Freiheit,  dasz  sie  auch  aus  unedlen 
Motiven  miszbraucht  werden  kann,  und  eine  Beschrftn- 
kung  derselben,  es  wäre  denn,  dasz  offenbarer  Hohn  und 
Scandal  beabsichtigt  würde,  um  dieser  Gefahr  willen  keinee- 
wegs  zu  rechtfertigen. 

e)  Die  Freiheit  femer  der  Hausandacht  und  des 
häuslichen  Gottesdienstes  wider  Anfechtung  auch  des 
Pöbels  zu  schützen,  ist  eine  Statspflicht,  welche  auf  dem  obi- 
gen Grundprincipe  ruht,  und  keineswegs  eine  Gunst,  welche 
der  Stat  willkürlich  gewährt  oder  versagt.  Indessen  folgt 
aus  der  individuellen  Gewissensfreiheit  nur  die  Freiheit  der 
Familie  —  diese  allerdings  in  dem  weiten  Sinne  des  freund- 
lichen Zusammenhangs  nicht  blosz  der  Ehe-  und  Blutsver- 
wandten eines  Hauses,  sondern  auch  der  Hausfreunde  und 
Dienstboten  —  in  der  ruhigen  Abgeschlossenheit  der  Privat- 
wohnung Gott  nach   ihrer  Weise  zu  verehren."    Wenn  der 

*'  loh  höre,  dasz  in  Bayern,  wo  katholische  and  proieBtanttsehe 
Bfcrftflinge  in  yenchiedenen  Znohthäosem  untergebracht  waren,  ichon 
mehr  als  einmal  der  Uebertritt  ans  einer  Confession  zn  der  andern  er- 
klftrt  worden  sei,  lediglich  um  wfthrend  des  Transports  die  Gelegenheit 
zur  Flacht  zu  erhaschen. 

*'  Westphälischer  Frieden  von  1648.  V.  S-  S4.  Freilich  nur  für 
katholische  Unterthanen  protestantischer  Fürsten,  und  für  protestantische 
ünterthanen  katholischer  Landesherren:  „Patienter  tolenntur  et  eon- 
icitntia  libera  domi  deooHam  suae,  sine  inquisitione  ani  turbatione  pri' 
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Caltiu  öffentlich  oder  gemeinsam  von  einer  Aber  die 
Gränzen  der  Familie  hinausreichenden  Genossenschaft 
begangen  wird,  so  entscheidet  nicht  mehr  das  Yerhältnisz  des 
StatB  zu  den  Individuen,  sondern  es  machen  sich  schon  die  Bfick- 
gichten  auf  das  Öffentliche  Leben  nnd  die  Gesammtheit  geltend. 
Auch  die  ungehinderte  Theilnahme  eines  Individuums  an 
dem  öffentlichen  Gottesdienste  seiner  Confession  in  fremdem 
Lande  gehört  hieher.^^ 

Anmerkung.  Dos  QegentheU  der  Bekenntnisxfreiheit,  der  Be-: 
kenntnisiiwang,  wurde  bekanntlich  zuerst  yon  dem  heiligen  Augn- 
•tinui  principiell  lu  rechtfertigen  gesucht,  und  es  hat  denn  auch  seine 
Lehre  auf  mehr  als  ein  Jahrtausend  den  m&ohtigsten  Einflusi  auf  die 
Gestaltung  des  positiven  Rechts  und  die  Praxis  geübt.  Ss  ist  daher  um 
•o  weniger  fiberfiflssig,  seine  Begründung  zu  prüfen  und  ihre  Mängel 
dannlegen,  je  neuer  und  unsicherer  noch  die  Anerkennung  des  Ghmnd« 
lAtzes  ToUer  Freiheit  ist.  Im  Kampfe  wider  die  Donatisten,  die  als 
Verfolgte  wieder  die  Gewissensfreiheit  anriefen  und  verherrlichten,  be- 
hauptete Augustin*  das  Recht  und  die  Pflicht  des  States  zu  Zwangs- 
nwsaregeln,  um  den  verderblichen  Irrthum  auszurotten.  Auch  er  steht 
tadessen  der  ersten  Zeit  den  Christenthums  und  seiner  Yorfolguog  durch 


eoonre,  in  vicinta  vero  ubi  et  quoties  voluerint,  pnblico  Religionis 
exercitio  Interesse,  vel  liberos  suos  ezteris  suae  Religionis  scholia  aut 
privatts  domi  praeceptoribus  instruendos  committere  non  prohibcantur.*' 
Dac  prensiische  Landrecht  dehnt  auch  diese  Freiheit  viel  weiter  aus. 
IL  11,  $.7:  „Jeder  Hausvater  kann  seinen  häuslichen  Gottesdienst  nach 
Gntlinden  anordnen.  §.  8.  Er  kann  aber  Mitglieder,  die  einer  andern 
Beligionzpartei  zugethan  sind,  zur  Beiwohnung  desselben  wider  ihren 
Willen  nicht  anhalten.  §.  9.  Heimliche  Zusammenkünfte,  welche  der 
Ordnung  nnd  Sicherheit  des  States  geffthrlich  werden  kannten,  sollen, 
aoch  unter  dem  Torwand  des  hAuslichen  Gottesdienstes,  nicht  geduldet 
werden'^  Bayerisches  Religionsedict  §.  2  oben  in  Note  3,  §.  8:  „So- 
bald aber  mehrere  Familien  zur  Ausübung  ihrer  Religion  sich  verbinden 
woUen,  so  wird  jederzeit  hiezu  die  königliche  Genehmigung  erfordert.* 
Hussischer  Codex  L  $.  44,  45  bei  Foeliz,  Revue  IIL  8.  707. 

**  In  den  Zeiten  der  Yerfolgung  wurden  auch  protestantische  Unter- 
thanen,  welehe  aosserhalb  des  Landes  das  Abendmahl  feierten,  und  ka» 
llioliaebe,  die  in  der  Nachbarsehaft  an  der  Messe  Theil  nahmen,  von 
den  anderigiftnbtgen  Gerichten  ihrer  Heimat  zur  Verantwortung  und 
Binfe  gelogen. 

•  Wir  folfca  la  der  DvtUUaai  Miner  Lehr«  BöhriB(er  a.  a.  O.  L  III.  6.  SM  IT 
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den  heidnischen  Stat  noch  su  nahe,  nm  dem  State  ab  solohem,  anoh 
dem  heidnischen  State,  die  Herrschaft  über  die  Gewissen  Boiogestdien. 
„Als  die  Könige  dem  Herrn  noch  nicht  dienten  zu  den  Zeiten  der 
Apostel,  sondern  noch  tobten  wider  den  Herrn  und  seinen  Gesalbten,  so 
konnte  allerdings  damals  die  Gottlosigkeit  durch  die  G^eaetie  noch  uieht 
ged&mmt,  sondern  yielmehr  nur  ausgeübt  werden.  Denn  so  war  der 
Gang  der  Zeit  und  so  lautete  auch  die  Yerheiszung,  dasi  die  Juden  die 
Prediger  Christi  tödteten  und  glaubten,  sie  thuenGott  noch  einen  Dienst 
daran.*^  Nur  der  christlich  gewordenen  Obrigkeit,  dem  christlichen 
State  schreibt  er  das  Recht  und  die  Pflicht  zu:  „Damach  aber,  ab  an- 
fing auch  jene  Schrift  erfüllt  zu  werden:  „«Alle  KOnige  werden  ihn  an- 
i»eten,  alle  Heiden  ihm  dienen '*'',  wer,  wenn  er  annoch  Temfinftig  ist, 
woUte  nun  den  Königen  sagen:  wollet  euch  gar  nicht  kümmern  in 
eurem  Reich,  ronwem  gehalten  oder  bekftmpft  werde  die  Kirche  eures 
Herrn?" 

Man  sieht,  er  hebt  den  Zusammenhang  des  States  mit  der 
wahren  Kirche  herror,  und  die  Pflicht  jenes,  für  diese  zu  sorgen.  Wenn 
da  der  Stat  Zwang  anwendet,  so  nöthigt  er  nicht  zu  bekennen,  was  ihm 
beliebt,  sondern  er  handelt  im  Dienste  der  Wahrheit  und  zu  einem 
göttlichen  Zweck.  Der  Zwang  geschieht  daher  zum  Wohle  derer,  die 
ihn  erleiden,  zu  ihrem  ewigen  Heile.  „Nicht  darauf  soll  man  sehen,  dasz 
sie,  sondern  wozu  sie  gezwungen  werden,  woTon  sie  abgerufen  werden. 
Tom  Bösen  und  Unerlaubten  abzuhalten,  das  ist  keine  Yerfolgnng,  das 
ist  Besserung.  Gehört  es  nicht  zur  treuen  Hirtensorge,  auch  jene  Schafe, 
die  von  der  Heerde  abgeirrt  sind  und  Anderen  in  Besitz  gefallen,  auf« 
zusuchen  und  sie  zum  Schafstall  des  Herrn  selbst  mit  Schllgen,  so  sie 
nicht  gutwillig  folgten,  wieder  zurückzubringen?  Wenn  Jemand  z.  B. 
seinen  Feind,  der  im  hitzigen  Fieber  tobt,  in  einen  Abgrund  würde 
laufen  sehen,  würde  er  dann  nicht  yielmehr  Böses  mit  Bösem  yergelten, 
wenn  er  ihn  so  laufen,  als  wenn  er  ihn  ergreifen  und  binden  liesze? 
Und  doch  wird  er  ihm  dann  überaus  beschwerlich  und  widerlich  Tor- 
kommen,  wenn  er  ihm  gerade  am  nützlichsten  und  barmherzigsten  sieh 
zeigt.  Aber  nach  Yollkommen  hergestellter  Gesundheit  wird  er  ihm  nm 
so  reichlicheren  Dank  sagen,  je  weniger  Schonung  er  Ton  ihm  gehabt 
zu  haben  finden  wird." 

Dem  Widerspruch,  den  die  Freiheit  erhebt,  sucht  er  zu  begegnen, 
indem  er  auf  die  MAngel  der  menschlichen  Freiheit  und  ihre  Yer- 
derbnisz  hinweiszt:  „Der  Mensch  ist  krank.  Zwingt  man  ihn  zum  Guten, 
so  raubt  man  ihm  nicht  die  Freiheit,  sondern  rerhilft  ihm  erst  wahr- 
haft zu  ihrem  Besitz.  Um  der  Bessern  willen  darf  man  nicht  dieScUeoh* 
tem  auszer  Acht  lassen.  Wenn  der  Schrecken  der  weltlichen  €lewalt 
die  Wahrheit  rerfolgt,  so  ist  das  für  die  tapferen  Gerechten  eine  glor- 
reiche Bewfthrung,  den  Schwachen  aber  eine  gef&hrliohe  Yersuehung; 
wenn  sie  aber  die  Wahrheit  rerkündigt,  so  ist  das  für  die  Schwanken* 


Zweites  Capitel.  L  BdiaiB  der  ndiTidveUen  Beligionsfreiheit.  281 

den  eine  nlltslielie  Malmnng,  für  die,  die  keine  Yernunft  annehmen 
«eilen,  eine  gereebie  Heinunchnng.  Wie  Viele  werden  durch  die  Macht 
der  Gewohnheit  oder  durch  die  Furcht  tot  ihrer  nllchsten  Umgebung 
oder  d«reh  Trägheit  Ton  der  Sache  der  Wahrheit  lurfickgehalten  ?  Da 
ift  ee  der  Bohreeken  der  weltliehen  Gewalt,  der  diese  Bande  brechen 
toU,  eine  bittere,  aber  heilsame  Medicin.  Nicht  jeder  der  schont  ist 
ein  Freund,  nicht  jeder  der  schlftgt  ein  Feind.  Besser  ist*s  mit  Strenge 
listen,  als  mit  Milde  tauschen.  Gott  selbst  geht  uns  hierin  ror.  Wer 
kann  mehr  lieben  als  er?  Und  doch  lehrt  er  uns  nicht  bloss  auf  sanfte 
Weise,  londem  schreckt  uns  auch  stets  in  heilsamer  Art.'* 

Da  der  Zwang  nur  durch  den  Zweck  (Besserung)  gerechtfertigt 
wird,  so  soll  nach  Augustin  ,Tor  Allem  darauf  Rücksicht  genommen 
werden,  dasz  die  gezüchtigt  werden,  vielmehr  darin  eine  Mahnung  er- 
kennen, TOn  ihrem  Irrtbum  abzustehen,  als  eine  Strafe  für  ihr  Yerbre- 
eben.  Würde  man  nur  schrecken,  nicht  aber  auch  belehren,  so  würde 
die  Gewalt  ungerecht  scheinen.  Hinwiederum  würde  man  nur  belehren, 
nicht  aber  schrecken,  so  würden  viele  durch  die  alten  Gewohnheiten 
Yerhirtete  kaum  nur  dazu  gebracht  werden  können,  den  Weg  des  Heils 
einzuschlagen«  Vielen,  wie  wir  aus  Erfahrung  das  wissen,  hat  es  ge- 
nützt, vorerst  durch  Furcht  oder  Schmerz  gezwungen  zu  werden,  damit 
sie  nachher  konnten  belehrt  werden,  oder  auch  im  Leben  ausüben,  was 
sie  schon  in  Worten  gelernt  hatten.  Die  Furcht  vor  der  Strafe,  wenn 
man  auch  noch  keine  Liebe  zum  Guten  hat,  verschlieszt  doch  wenig- 
stens die  b5se  Lust  in  das  Verschlieiz  des  Gedankens.  Dadurch,  dasz 
einer  fürchtet,  was  er  nicht  ertragen  will,  läszt  er  entweder  die  bishe- 
rige Leidenschaftlichkeit,  die  ihn  an  der  Erforschung  der  Wahrheit  hin- 
derte, fahren,  oder  er  wird  dazu  gebracht,  die  Wahrheit,  die  er  bisher 
aus  was  immer  für  Gründen  nicht  kannte,  kennen  zu  lernen,  so  dasz  er 
aas  Furcht  entweder  das  Falsche  nun  abstöszt,  an  dem  er  hing,  oder 
das  Wahre  sucht,  das  er  noch  nicht  kannte.^  Auf  den  Erfolg  des 
Zwangs  beruft  er  sich  dann  zumeist.  Die  von  ihm  erlebten  Erfolge 
hatten  seine  eigene  Erwartung  Übertroffen.  Er  selbst  hatte  früherhin 
die  Meinung  getheil^,  dasz  Niemand  zur  Einheit  des  christlichen  Glau- 
bens gezwungen  werden  sollte,  „damit  wir  nicht  aus  offenbaren  Hüre- 
tikem  heuchlerische  Katholiken  erhalten;'^  aber  die  Erfahrung,  dasz 
darch  die  kaiserlichen  Zwangsgesetze  grosze  Siildte  dauernd  für  den 
katholischen  Glauben  gewonnen  wurden  und  die  Ketzerei  vertilgt  ward, 
überzeugte  ihn  von  der  Heilsamkeit  jenes  Zwangs. 

Die  Begründung  Augustins  liszt  sich  vorerst  damit  allein  nicht  aus 
dem  Felde  schlagen,  das  erwiedert  wird:  die  Wahrheit  sei  mit  Sicherheit 
nicht  SU  erkennen,  daher  auch  nicht  zu  bestimmen,  ob  der  Zwang,  weil 
1»  Interesse  der  Wahrheit,  nach  Augustin,  gerechtfertigt,  oder,  weil 
wider  die  Wnhrheit  selbst  sich  wendend,  ungerecht  sei;   denn  so  stark 
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iei  in  der  meiuohUohen  Seele  der  Trieb  naoh  Wahrheit,  and  so  bewottt 
ist  sie  siohy  dasi  in  OoU  die  Wabriieit  sei,  dau  aie  nie  an  dem  Qefllhl 
und  der  —  wenn  aaoh  immerhin  noch  onToIllcommenen  —  Erkenntnisa 
der  Wahrheit  Teraweifeln  kann,  und  dfiss  auch  die  Begrfindong  dei  ent- 
gegengesetzten Prinoipt  der  Bekenntniszfreiheit  hinwieder  nnr  unter  dieser 
Yoraussetzung  einen  Sinn  und  einen  Werth  hat. 

Eher  Iflsit  sich  sohon  das  einwenden,  dasz,  da  jede  Kirche  ihr  Be- 
kenntnisz  für  das  wahre  hält  und  halten  mnsz,  der  Stat  eonsequenter 
Weise  die  Pflicht  hätte,  einer  Kirche  —  der  wahren  —  zn  dienen, 
nnd  alle  andern,  soweit  seine  Macht  reicht,  zu  unterdrücken,  dasz 
somit,  wenn  wir  daran  denken,  dasz  insbesondere  die  christliche  Reli- 
gion den  Anspruch  hat,  die  menschliche,  nicht  blosz  eine  nationale  zu 
sein,  in  höherer  Potenz  dem  „mensch liehen''  Stat  auch  die  Aufj^ab« 
würde,  alle  andern  Religionen  auf  der  Erde  und  alle  abweichenden  Be- 
kenntnisse mit  Gewalt  zu  vertilgen.  Diese  Einwendung  wagt  sich  frei- 
lich nicht  unmittelbar  an  das  Princip  heran,  aber  sie  macht  doch,  was 
die  Entschlüsse  des  Statsmannes  Tomehmlich  bestimmt,  auf  den  prao- 
tischen  Uebelstand  aufmerksam,  dasz  die  Consequonz  jenes  Princips  die 
Staten  im  Dienste  der  verschiedenen  Bekenntnisse  zu  einem  fortgesetsten 
Vertilgungskriege  triebe,  damit  am  Ende  über  dem  allgemeinen  Ruin 
Eine  Kirche  ohne  Widerspruch  ihren  Triumph  feierte.  Das  Mittelalter, 
welches  durch  Christen thum  und  Islam  religiös  gespalten  und  bewegt 
wurde,  hatte  in  der  That  diesen  Yersuch  gemacht,  war  aber  durch  die 
Erfahrung  inne  geworden,  dasz  die  Macht  des  Schwertes  die  GegensAtze 
in  der  Natur  und  in  der  Geschichte  der  Yölker  nicht  zu  einem  einheit- 
lichen Systeme  zn  zwingen  vermöge.  Es  muszte  sich,  von  der  hohem 
Macht  der  in  der  Weltgeschichte  geoffenbarten  göttlichen  Weltord- 
nung bezwungen,  das  Nebeneinanderbestehen,  wie  verschiedener 
Staten,  so  auch  verschiedener  Religionen  und  Bekenntnisse  gefallen 
lassen. 

Dieses  practische  Bedenken  wird  aber  durch  die  Betrachtung  uner- 
meszlich  gesteigert,  dasz  für  den  Menschen  der  Weg  zur  Wahrheit 
ftuszerst  schwierig  und  sohlCipfrig  ist,  und  ganz  nahe  an  den  Abgründen 
des  Irrthums  und  an  den  Sümpfen  der  Täuschung  vorbeiführt,  woYiele, 
und  auch  die,  welche  die  Gewalt  handhaben,  stürzen  und  sinken,  wäh- 
rend vielleicht  das  verkannte  und  verfolgte  Individuum  einsam  noch  auf 
gutem  Wege,  und  wäre  es  ein  Umweg,  wandelt.  Wie  naheliegt  insbe- 
sondere die  Selbsttäuschung,  welche  die  relative  und  subjeotive 
Wahrheit  für  die  vollkommene  und  objective  hält?  Wie  leicht 
würde  jene  Selbsttäuschung  auch  den  redlichen  Willen,  der  sich  ver- 
pflichtet glaubt,  die  Wahrheit  zn  verbreiten,  dahin  führen,  die  abwei- 
chende subjective  Wahrheit  in  einem  Andern  zu  unterdrücken,  obwohl 
in  dieser  nicht  minder  als  in  jener  ein  Strahl  des  göttlichen  Lichtes  ist? 
Wir  sehen  wie  in  der  phjsisohen  Welt  mancherlei  Gegenständ»  in  ver- 
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•ebiodeaer  WeiM  di«  einen  Lichtisrahlen  in  sich  aoftangen,  and  die  an« 
dem  ab  Farbe  inrüoluirahlen.  Wir  lehen,  wie  so  das  Eine  Lioht  in 
■uuuiichftiltige  Farben  zertheilt  und  gebrochen  wird.  Wie  nun,  darf 
die  ro|he  Farbe  cur  grünen  sagen:  in  mir  ist  das  wahre  Iiiobt,  in  dir 
aber  das  falsche,  da  doch  in  beiden  wahres,  nur  nicht  aHes  Licht  isti 
Oder  darf  selbst  das  Weiss,  welches  das  Tolle  nngetheUte  Licht  wie- 
derspiegelt, fordern,  dass  alle  Farbenpracht  erlösche,  und  nur  es 
•elbst  in  seiner  Farblosigkeit  mit  seinem  Widerpart  dem  schwarzen 
Behalten  rarfickbleibe?  WAre  nicht  auch  diese  Forderung  der  reichen 
BohOpfnng  luwider,  die  Gottes  Werk  ist?  So  ist  es  aber  auch  in  der 
Welt  des  geistigen  Lichtes,  und  noch  leichter  ist  da  die  Täuschung, 
«elobe  die  eigene  Farbe  für  das  Tollkommene  Licht  hält,  und  den 
Bmder  als  Lügner  befeindet,  weil  er  eine  andere  Farbe  bekennt.  Und 
in  geistig  so  feinen  Dingen  sollte  die  rohe  Macht  des  Schwertes  dem 
£ifer  der  anrermeidlichen  Täuschung  dienen,  und  alle  anderen  Farben 
aosier  der  eigenen  zu  rertilgen  die  Pflicht  haben?  Wflrde  nicht  eine 
solebe  Pflicht  noch  mehr  in  Widerspruch  gerathen  mit  der  Natur  des 
geistigen  Lebens,  Aber  welches  sich  Oott  selber  die  Herrschaft  Torbe- 
balten  hat? 

Der  wissenschaftliche  Fehler  in  dem  Raisonnement  von  Augustinus 
liegt  darin,  dasi  er  die  Katur  des  States  Tcrkannt  hut.  Der  erkannte 
Znsammenhang  desselben  mit  der  Kirche  Tcrleitete  ihn,  ii^  beiden 
Gebiete  des  der  Kirche  gehörigen  religiösen  Lebens  und  Ein- 
flasses  und  der  weltlichen  Herrschaft  des  States  zu  vermischen, 
uid  diese  —  obwohl  im  Dienste  der  Kirche  —  auf  das  erstere  religiöse 
Gebiet  ra  entrecken.  Der  Theologe  machte  den  Statsmann  zu, seinem 
Bflttel.  Daraus  aber,  dasz  der  Stat  die  Kirche  zu  schätzen  hat,  folgt 
keineswegs,  dasz  er  auch  die,  welche  ausserhalb  der  kirchlichen 
Gemeinschaft  stehen,  verfolge  Haben  sie  die  weltliche  Rechtsord- 
■vng  des  States  niobt  verletzt,  so  hat  der  Stat  weder  das  Reoht  noch 
die  Pflicht,  sie  durch  weltliche  Strafen  heimzusuchen,  und  seine  Gerichts- 
barkeit auf  ein  Gebiet  auszudehnen,  welches,  weil  dem  individuellen 
Geistesleben  angehörig,  von  der  weltlichen  Rechtiordnung  nicht  be- 
griffen wnrd.  Ihre  Seelen  können  vor  dem  Richterstuhl  Gottes  mit 
Sehiild  beladen  sein,  Aber  ihre  Gewissen  aber  ist  dem  State  keine  Ge- 
wall gegeben. 

Der  Stat  ist  nicht  ein  Glied  der  Kirche,  sondern  ein  selb- 
stlndiger  Organismus  ausser  der  Kirche.  Daher  kann  auoh 
die  KIreke  nicht  den  Stat  ihrer  Autorität  unterordnen. 


284  Neuotes  Bveb.    Cvltnrpflege. 


Drittes  Gapitel. 

Die  rechtlichen  Schranken  der  Bekenn tniszf reiheil. 

1.  Man  könnte  daran  denken,  die  Bekenntniszfreiheit  nur 
insoweit  zn  gestatten,  als  in  dem  Bekenntnisz  noch  ein  reli* 
giöser  Fond  zn  erkennen  ist,  dagegen  dieselbe  nicht  mehr 
zu  dulden,  wenn  sich  die  Negation  bis  zum  Atheismus  ver- 
irrt. Besser  aber  ist  es,  wenn  darauf  verzichtet  wird,  eine 
Grenze  zwischen  erlaubtem  und  unerlaubtem  Bekenntnisz  in 
der  unendlichen  krummen  Linie  von  der  vollen  Erkenntnisz 
und  Verehrung  des  wahren  Gottes  bis  zur  gänzlichen  Yer* 
neinung  desselben  und  dem  leeren  Nichts  zu  finden  und  zu 
bezeichnen.  Die  Uebergänge  sind  zu  fein  und  unmerklich, 
als  dasz  sich  die  Grenze  sicher  erkennen  liesze;  man 
denke  nur  an  die  Formen  des  Pantheismus,  an  den  Fetisch» 
dienst,  an  den  modernen  Gultus  des  Menschgottes,  in  denen 
die  Negation  des  lebendigen  Gottes  oft  viel  gröszer  ist,  als 
die  Anerkennung  eines  göttlichen  Elementes,  und  man  erin« 
nere  sich,  dasz  ein  absoluter  Atheismus  nur  als  leere  Formel 
zu  denken  ist,  und  dasz  selbst  in  dem  unendlichen  Nichts 
immer  noch  eine  verborgene  Kraft  der .  Schöpfung  mit  ge- 
dacht werden  musz,  aus  der  eine  Ahnung  Gottes  nicht  aus- 
geschieden werden  kann.  Wird  aber  einmal  das  Gnind- 
princip  anerkannt,  dasz  nicht  dem  irdischen  State,  sondern 
nur  Gott  die  Herrschaft  über  das  Seelenleben  zukomme,  so 
hat  der  Stat  auch  kein  ßecht,  die  äusserste  Yerirrung 
eines  Geistes,  der  dem  Lichte  entflieht  und  die  schwarze 
Nacht  sucht,  zu  bestrafen.  Wie  oft  ist  gerade  für  begabte 
Geister  ein  solcher  Abweg  nur  ein  Durchgangsmoment  und 
der  Antrieb  zu  neuem  höheren  Aufschwünge  dem  Lichte  zu. 
Das  Individuum  soll  wahr  sein  und  wahr  sein  dürfen ,  nicht 
blosz  wenn  es  die  objective  Wahrheit  erkennt,  sondern  auch 
wenn  es  sie  bezweifelt  und  verneint 
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2.  Hat  ao  Jederniaim  ein  Becht,  ein  subjectives  wahres 
Bekenntnisz  abzulegen,  so  darf  er  doch  hinwieder  bei  seiner 
Aeoszerung  nicht  eine  Form  wählen,  durch  welche  die  von 
dem  State  anerkannten  kirchlichen  Anstalten  beschimpft 
und  in  ihrem  Bestände  verletzt  werden.  Das  indivi- 
doeUe  Becht  findet  seine  naturliche  Grenze  in  dem  Bechte 
des  Andern  und  der  Gemeinschaft,  und  der  Stat  hat  hier 
zwiefache  Pflichten  zugleich  zu  beachten:  er  hat  die  indivi- 
duelle Bekenntniszfreiheit  und  den  Schutz  der  Kirche  und 
ihrea  Rechtes  auf  ftuszere  Achtung  ihrer  Existenz  mit  ein- 
ander zu  verbinden.  Er  straft  den  Juden  nicht,  der  in  Chri^ 
stus  nicht  den  Messias  anerkennt,  den  Skeptiker  nicht,  der 
die  Wahrheit  der  historischen  Offenbarung  läugnet,  den 
pantheistischen  Philosophen  nicht,  der  in  dem  Menschen 
nicht  ein  Geschöpf  Gottes  sieht,  sondern  ihn  fflr  eine  Entr 
wieUungsphase  Gottes  hält  Aber  wenn  in  einem  christr 
lichen  State  der  Jude  öffentlich  auf  Christus  schimpft,  oder 
der  Skeptiker  sich  herausnimmt,  an  den  christlichen  Fest- 
tagen das  kirchliche  Volk  dadurch  zu  kränken  und  zu  ärgern, 
daas  er  den  Offenbamngsglauben  als  ein  Erzeugnisz  des  Truges 
und  eine  Geburt  der  Dummheit  verhöhnt,  wenn  der  Philosoph  die 
Kirche  eine  Thörin  und  Lügnerin  schilt,  weil  sie  den  Glauben  an 
die  Schöpfung  Gottes  lehrt  und  bekennt,  so  greifen  die  Indivi- 
duen in  das  Becht  der  Kirche  über,  und  da  sie  dasselbe 
äoazerlich  verletzen,  so  hat  der  Stat  den  Beruf,  sie  für  diese 
Rechtsverletzung  zu  bestrafen. 

Zwar  ist  es  auch  hier  nicht  immer  leicht,  die  Grenze 
zu  ziehen,  an  der  sich  erlaubte  Polemik  von  strafba- 
rer Beleidigung  scheidet  Indessen  sind  doch  hier  überall 
äuszere  Kennzeichen  wahrnehmbar ,  aus  welchen  sich  so- 
wohl die  subjective  Neigung  zu  verletzen,  als  die  objective 
Hechts-  und  Ehrenkränkung  ermessen  läszt,  und  es  ist  die 
weltliche  Gerechtigkeit  auch  sonst  befähigt  und  geübt,  die 
äuszere  Ehre  vor  unerlaubter  Kränkung  zu  schützen.   Vieles 
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kommt  bei  der  Benrtheilung  auf  die  IJmstftnde  an.  Es  kami 
eine  Aenszerong  in  einem  wissenschaftlichen  Werke,  weil 
sie  durch  den  motivirenden  Zusammenhang  gewissermaszen 
ihres  beleidigenden  Elements  entkleidet  wird,  oder  dieses 
gleichsam  gebunden  erscheint,  nicht  strafbar  sein,  welche 
herausgerissen  aus  diesem  Zusammenhang  und  mit  der  Ab- 
sicht zu  beleidigen,  der  Kirche  ins  Angesicht  geschleudert, 
zu  strafbarer  Beleidigung  wird. 

3.  Femer  ist  der  Stat  vollkommen  berechtigt,  eine 
Form  des  freien  Bekenntnisses,  welche  die  öffentliche 
Wohlfahrt  schädigt  und  als  gemeingefährlich  er« 
scheint,  zu  untersagen  und  beziehungsweise  zu  bestrafen. 
Der  Stat  hat  vor  allen  Dingen  die  Aufgabe,  die  Öffentliche 
Wohlfahrt  vor  Schaden  und  Gefahr  zu  sichern,  und  nie  darf 
die  individueUe  Freiheit  bis  zum  Angriff  auf  jene  ausgedehnt 
werden.  Würde  der  Stat  auf  jenes  Recht  verzichten,  so 
wdrde  er  sich  selbst  insoweit  aufgeben.  Was  aber  gemein- 
schädlich  wirke,  das  zu  bestimmen  liegt  in  der  Macht  und 
in  dem  Bechte  des  States  selbst,  nicht  der  Individuen. 
Schützt  er  den  Philosophen,  dessen  Speculationen  den  leben- 
digen Gott  vememen,  in  der  wissenschaftlichen  Darstelluiq^ 
seiner  atiieistischen  Gedankenreihe,  so  braucht  er  dagegen 
nicht  zu  dulden,  dasz  ein  Atheist  das  Volk  um  sich  sanunle 
und  haranguire,  noch  zu  gestatten,  dasz  Prediger  oder  Jour- 
nalisten die  sittlichen  Fundamentalsätze,  auf  denen  auch  die 
Ordnung  des  States  ruht,  öffentlich  bestreiten,  die  Gemüther 
verwirren  und  die  bösen  Leidenschaften,  die  in  der  Menge 
schlummern,  entflammen. 
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Viertes  Gapitel. 

II.  Ton  der  Statsreligton. 

Bis  auf  die  neueste  Zeit  war  es  die  Meinung  aller  Par- 
teien in  allen  Zeiten,  dasz  die  Religion  nicht  allein  eines 
der  wichtigsten  Fundamente  auch  der  statlichen  Ordnung 
sei,  sondern  dasz  der  Stat  selbst  der  Beligion  nicht 
entbehren  könne.  Die  ^Iten  noch  heidnischen  Römer 
unternahmen  kein  wichtiges  Statsgeschäft  ohne  die  Erinne- 
rung an  die  Götter,  und  ohne  deren  Zustimmung  und  Gunst 
tu  erbitten.'  und  später  zweifelte  in  Europa  Niemand 
daran,  dasz  die  Staten  christlich  geworden  seien,  wie  denn 
auch  ihre  Feinde,  die  muhammedanischen  Staten  ebenso  ent- 
schieden die  Religion  Muhammeds  bekannten. 

Erst  in  der  neuesten  Zeit  wird  die  Neigung  sichtbar, 
die  Verbindung  des  States  mit  der  Religion  völlig  zu  lösen, 
und  den  Grundsatz  zu  vertheidigen ,  dasz  der  Stat  als  solcher 
weder  eine  Religion  habe  noch  bekennen  und  fördern  dflrfe. 
Einen  gröszem  Antheil  an  dieser  Tendenz  hat  wohl  die 
Stimmung  derer,  welche  auch  individuell  nur  ungern  an  die 
Beligion  erinnert  werden.  Dieselbe  ist  aber  auch  schon  von 
wahrhaft  frommen  Gemtithem  im  Namen  der  Bekenntnisz- 
freiheit  vertheidigt  worden.  Da  diese  Frage  eher  das  Geistes- 
leben des  State  als  die  Rechtsordnung  betrifft,  so  gehört  ihre 
Beantwortung  eher  der  Politik  zu.  Aber  das  Statsrecht  darf 
de  insoweit  nicht  ganz  fibergehen,  als  der  Stat  entweder  eine 
bestimmte  Religion  zur  Statsreligion  erklärt  oder  doch  von 

^  Oieero  de  Divioatione  I.  16«  §.  28:  „NihU  fere  qaondam  mi^oria 
ni,  Ulli  •nipicato  ae  privaliiii  qoidem  g^rebstur.**  YaUr.  Max.  II.  1. 
{.  1  md  die  weiteren  BieUen  bei  Bubino,  Untersnohtmi^  a.  i.  f.  I. 
8.  44  ff.  Cicero  de  Legibas  II.  8.  ff.  toblSgi  ein  auiführlidiet  8a- 
enlgeseU  vor,  in  welebem  sich  der  enge  Zasammenbfing  aneh  der  OSi» 
torverehmng  mit  dem  Btalsleben  deniUoh  leigt 
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einer  bestimmten  Religion  seine  öffentlichen  Institutionen  ab- 
hängig macht. 

Man  darf  die  Statsreligion  nicht  mit  der  Statskirche 
verwechseln.  Ein  Stat  kann  eine  bestimmte  Religion  haben 
nnd  bekennen,  z.  B.  die  christliche,  ohne  einer  nähern 
Form  des  christlichen  Bekenntnisses,  ohne  einer  besondein 
christlichen  Kirche  das  aasschlieszliche  Vorzugsrecht  der 
Statskirche  einzuräumen.  Die  Unterscheidungslebren  der  ver- 
schiedenen christlichen  Gonfessionen  und  die  mancherlei  ab- 
weichenden Gebräuche  derselben  haben  offenbar  fflr  den  Stat 
und  das  Gebiet,  in  welchem  er  sich  bewegt,  ein  weit  gerin- 
gereSy  grösztentheils  wohl  gar  kein  Interesse.  Die  gemein- 
samen christlichen  Grundwahrheiten  können  ihm  für  sein  Yer- 
hältnisz  zu  Gott  völlig  genügend  erscheinen.  Er  kann  somit 
christlich  sein,  ohne  nothwendig  auch  katholisch  oder 
protestantisch  zu  sein. 

Die  frühere  Statengeschichte  gab  zwar  den  Staten  ge- 
wöhnlich eine  besondere  confessionelle  Richtung.  Die  ersten 
christlichen  Staten  waren  katholisch  oder  arianisch,  dann  grie- 
chisch- oder  römisch-katholisch.  Der  mittelalterliche  Stat  ist 
überall  confess ioneil  gebunden.  Auch  nach  der  Reforma- 
tion waren  die  meisten  europäischen  Staten  entschieden  ent- 
weder katholisch  oder  protestantisch.  Sie  bekannten  mit 
Nachdruck  die  besondere  Form  der  christlichen  Religion,  und 
nur  wenige  gab  es,  in  welchen,  wie  in  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft'  und  im  deutschen  Reiche/  die 
Unmöglichkeit,  die  getheilten  Bekenntnisse  zu  einigen  oder 
eines  von  beiden  zur  Herrschaft  zu  erheben,  zur  gleichmäs- 

'  DasPrinoip  der  Parität  wurde  in  der  S  oh  weil  laent  im  Jahre 
1529  anerkannt.  Yergl.  BluntBohli,  Gesohiohte  des  sohweiierischen 
Bnndeireehts  I.  8.  327  if.;  aber  es  galt  praotisoh  nur  in  den  gemeioea 
Herrschaften  und  in  dem  Bunde,  nicht  in  den  einaelnen  Caatonen. 

'  Sohon  in  dem  ersten  Beligionsfrieden  unter  Karl  Y.  ist  der  Keim 
ioleher  Parität  sn  erkennen,  entwickelt  ist  er  in  dem  westphäliiefaen 
Frieden  ron  1648.    Vgl.  besonders  Aegidi  Fttritenrath  &  37  ff. 
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tigen  Anerkennimg  zweier  oder    dreier   Gonfessionen   zwang. 
Nor  sehr  unvoUst&ndig  und  nur   zur  Noth  wurde  dann  das 
Princip   der    Parität   anerkannt.      Erst  seit   der  Erhebung 
Nordamerika's  wurde  der  Stat  von  der  Confession  frei  er- 
klftrt  und  die  Gonfessionslosigkeit  als  Princip  des  mo- 
dernen Stats  proclamirt.     (Yerfassungsgesetz  von  1791.)    Der 
confessionslose Stat  ist  darum  nicht  religionslos  und  nicht 
gottlos.    Er  kann  sogar,  wie  das  in  Europa  und  in  Amerika 
noch  immer  der  Fall  ist,  ein  christlicher  Stat  wenigstens  in- 
sofern sein,  als  er  in  dem  Ghristenthum  eine  Grundlage  seiner 
CiTilisation  und  eine  fortwirkende  Macht  verehrt,  welche  sein 
Verhältnisz  zu  Gott  bestimmt   und   seine  sittlichen  Zustände 
reinigt   und   heiligt.^     Nur    ein  dogmatisches   Ghristenthum 
mit  seinen  Bekenntniszformeln  und  seinen  Bekenntniszfesseln 
ist  unvereinbar  mit  dem  confessionslosen  Stat,  nicht  aber  das 
lebendige  und  wirksame  Ghristenthum.    In  diesem  Sinn  kann 
das  Ghristenthum  die  Beligion  eines    States  sein,    der  nicht 
mehr  katholisch  oder  protestantisch  ist,  sondern  die  katho- 
lische  und   protestantische    Kirche    als    gleichberechtigt   an- 
erkennt. 

Seit  Pufendorf  und  Bousseau  spricht  man  überdem  von 
einer  Statsreligion  (r^Iigion  civile)  noch  in  einem  andern 
Sinn.  Da  der  Stat  als  eine  Rechtsgemeinschaft  Ghristen  und 
NichtChristen  gleiches  Recht  gewährt,  so  kann  er  auch  für 
seine  staUichen  Verhältnisse  sich  an  die  natürliche  Beli- 
gion halten,  als  die  gemeinsame  Grundlage  der  verschiedenen 
Offenbarungsreligionen.  Wenn  der  Stat,  wie  es  Bousseau  vor- 
geschlagen hat,  selber  die  Fundamentalsätze  dieses  gemein- 
samen Gottesglaubens  gesetzlich  bestimmen  will,  so  verfällt 


*  Lange  a.  a.  0.  S.  54:  „Der  Gonfenionalismos  hat  fast  in  fthn- 
liciiein  MaBie  an  dem  UnglQok  der  ohristUohen  Staten  gearbeitet, 
wie  das  Chriitenthum  ihr  Gedeihen,  ihren  Wohlstand  und  ihre  Blüthe 
begründete." 

BUBltehli,  all^MMlSM  SUtaTMhft.    IL  19 
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er  aber  neuerdings  der  Qefahr,  die  er  vermeiden  soll.  Er 
spricht  eine  Formel  aus,  die  Vielen  ungenügend  erscheint 
Er  macht  ein  Bekenntnisz  zu  einer  Bedingung  des  Rechts, 
wofür  es  nicht  paszt  und  bindet  die  äuszere  sichtbare  Hechts- 
(M*dnung  thörichter  Weise  an  die  unsichtbare  Beziehung  des 
menschlichen  Geistes  zu  Gott.  Die  Annahme  der  natürlichen 
im  Gegensatze  auch  zu  der  christlichen  Offenbarungsreligion 
darf  daher  nur  so  gemeint  sein,  dasz  der  Stat  es  den  Indivi- 
duen überläszt,  die  leere  Tafel  je  nach  ihrem  besonderen 
Glauben  auszufüllen.  In  diesem  Sinne  einigt  er  dann  Chri- 
sten und  Nicht-Christen  als  Bürger  in  gleicher  Weise,  und 
wo  er  für  sein  politisches  Leben  der  Beligion  nicht  entbehren 
kann,  benutzt  er  diejenigen  religiösen  Anstalten,  die  sich  ihm 
zunächst  für  seine  Zwecke  darbieten,  sei  es  in  einer  christ- 
lichen Kirche  oder  in  einer  jüdischen  Synagoge,  in  einer  Moschee 
oder  einem  Buddhatempel.  Eine  derartige  Auffassung  der 
natürlichen  Beligion  bringt  den  Stat  in  eine  völlig  unbefiui- 
gene  Stellung  gegenüber  allen  Beligionsgenossenschaften  und 
aUen  religiösen  Meinungen  seines  Landes.  Es  ist  nirgends 
religiöse  Partei,  sondern  lediglich  Rechtsgemeinschaft.  Er 
kann  auch  unbedenklich  die  Fortbildung  des  Gottesbegriffs 
schützen  und  von  ihr  sich  bereichem  lassen.  Wir  können 
dieses  System  das  der  statlichen  Religionsfreiheit 
heissen. 

Einstweilen  jedoch  zeigen  sich  noch  in  den  verschie- 
denen Statsrechten  die  historischen  Entwicklungsstufen  und 
die  Schwankungen  in  der  religiösen  Auffassung: 

« 

1.  Eine  Reihe  von  europäischen  Staten  bekennt  noch 
eine  bestimmte  Form  des  Christenthums  ;soRuszland  und  Grie- 
chenland die  griechische,  Spanien,  Portugal  and  bis  auf 
die  neueste  Zeit  alle  italienischen  Staten  die  römisch-katho- 
lische, Schweden  und  Norwegen  die  evangelisch -luthe- 
rische Confession,  selbst  England  noch  die  der  Hochkirche, 
neigt  sich  aber  in  seinen  neuereu  Gesetzen,  wie  das  neue  Kö- 
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Bigraich  Italien,  mehr   and  mehr  dem  System  der  christ- 
lichen Parität  oder  der  Religionsfreiheit  za.*^ 

2)  Das  einfach  christliche  (beziehungsweise  paritä- 
tische) System  gilt  aoszer  in  Nordamerika  vorzüglich  in 
den  deutschen  Staten  und  nun  auch  in  Oesterreich  und 
Prenszen,  obwohl  jenes  mehr  zu  dem  Katholicismus ,  dieses 
mehr  zum  Protestantismus  gravitirt,  in  Frankreich,  in 
Holland,  in  Belgien,  in  dem  schweizerischen  Bunde.^ 

*  Russischer  Codex  I.  §.  40.  Bei  F(jßliß  Revue  Strang,  et  fran^. 
ni.  8.706.  Griechische  Yerf.  §.  1:  „Die  herrschende  Religion  in  Grie- 
chenland ist  die  der  orthodoxen  christlichen  Kirche  des  Orients.  Jede 
andere  anerkannte  Religion  wird  geduldet,  und  ihr  freier  Cultus  durch 
die  Geaetie  geschätzt.''  Noch  im  Jahre  1843  erklftrte  die  Verfassung  yon 
Keapel,  Art.  3,  dasi  auszer  der  katholischen  keiner  andern  Religion 
ein  Coitus  gestattet  werde.  Spanische  $.11:  «Die  Nation  yerpflichtet 
•ich,  den  Cultus  und  die  Diener  der  katholischen  Religion ,  welche  die 
Spanier  bekennen,  zu  unterhalten. '*'  Portugiesische  §.  6:  «Die römisch- 
kalholi«eh-apostolische  Religion  wird  fortwährend  die  Religion  des  König- 
reichs sein;  alle  übrigen  Religionen  sind  den  Fremden  mit  hftuslichem 
Gottesdienste  gestattet,  ohne  äuszerliche  Zeichen  und  Tempel. '^  Schwe- 
dische {(.  3  und  4.  Norwegische  §.  2:  „Die  evangelisch-lutherische 
Religion  Terbleibt  die  öffentliche  Religion  dos  States.  Die  Einwohner, 
die  sich  zu  ihr  bekennen,  sind  yerpflichtet  ihre  Kinder  in  derselben  zu 
enieben.  Jesuiten-  und  Mönchsorden  dürfen  nicht  geduldet  werden. 
Joden  ist,  wie  bisher,  der  Eintritt  im  Reich  versagt. *^  Ueber  England 
▼ergt.  das  Werk  von  Gladstone,  übersetzt  von  J.  Treuherz.  Fran- 
tösische  Charte  von  1814,  §.  6:  „Die  römisch-katholische  Religion  ist 
die  Religion  des  Stets.'' 

*  Deutsche  Bundesaote  §.  16:  „Die  Verschiedenheit  der  ohrist- 
Uolien  Religionsparteien  kann  in  den  Ländern  und  Gebieten  des  deut- 
schen Bundes  keinen  Unterschied  in  dem  Genüsse  des  bürgerlichen  und 
politischen  Rechts  begründen.''  Bayerische  Yerf.  $.  9:  „Die  in  dem 
Königreiche  bestehenden  drei  christlichen  Kirchengesellschaflen  genieszen 
gleiche  bürgerliche  und  politische  Rechte.*^  Preuszische  §.  14:  „Die 
ehristliohe  Religion  wird  bei  denjenigen  Einrichtungen  des  Stetes, 
welche  mit  der  Religionsübung  im  Znsammenhange  stehen,  unbeschadet 
der  im  Art  12  gew&hrlebteton  Religionsfreiheit,  tum  Grunde  gelegt** 
In  Oesterreich  schwankt  die  Gesetzgebung  noch  zwischen  der  con« 
ftetionellen  und  der  paritätischen  Richtung.  Die  Grundrechte  von  1849 
|k  2  sprachen  tioh  für  die  letetore  aus,  das  Conoordat  von  lö56  aber 
begünstigte   wieder  die  er^tere.     Das  ProtestantongeseU  Tom  8.  April 

19* 
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3)  Nur  ganz  vorübergehend  in  der  Erhitzung  des  Bevo- 
lutionsfiebers  hat  die  französische  Bepublik  alle  Religion 
verworfen  und  den  Stat  als  «gottlos''  (ViAAi  est  athäe)  er- 
klärt. Bobespierre  selbst  hat  die  Verehrung  des  «höchsten 
Wesens"  (£tre  supr^me)  wieder  für  nöthig  erachtet,  und  einen 
Versuch  gemacht,  wenigstens  zur  natürlichen  Beligion  zurück 
zu  kehren. 

4)  Mehr  oder  weniger  deutlich  zeigt  sich  ein  derartiges 
Streben,  für  die  Bechtsverhältnisse  sich  nur  an  die  natür- 
liche Beligion  des  Gottesglaubens  zu  halten  und  die  statliche 
Beligionsfreiheit  durchzuführen  in  der  neueren  Praxis  einzelner 
vorgeschrittener  Staten.  Aber  zu  einer  klaren  Aussprache  ist 
dieses  Princip  noch  in  keiner  Verfassung  gelangt,  wenn  wir 
nicht  die  nordamerikanische  hieher  rechnen  dürfen.^ 

Das  Bekenntnisz  oder  die  üebung  einer  Beligion  von 
Seiten  des  States  selbst,  und  insbesondere  der  christlichen, 
äuszert  sich  in  folgenden  Wirkungen: 

1)  In  der  religiösen  Feier,  durch  welche  grosze 
Vorkommnisse  im  statlichen  Leben  eingeleitet  oder  begleitet 
und  neue  Einrichtungen  geheiligt  werden,  z.  B.  der  Gottes- 
dienst vor  Eröffiiung  der  Versanunlung  des   gesetzgebenden 

1861  sacht  hinwieder  den  protestantischen  Kirchen  gerecht  sn  werden: 
und  die  rolle  Anerkennung  der  Beligionsfreiheit  findet  in  der  Yerfu- 
Bung  von  1867  neue  Anerkennung.  Holländische  §.  165,  168.  Bel- 
gische §.  14,  15.  Schweizerische  Bundesyerf.  §.  44:  «Die  freie 
Ausübung  des  Gottesdienstes  ist  den  anerkannten  christlichen 
Con'fessionen  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  gewährleistet. 
Den  Kantonen,  sowie  dem  Bunde  bleibt  yorbehalten  für  Handhabung  der 
Öffentlichen  Ordnung  und  des  Friedens  unter  den  Confessionen  die  ge- 
eigneten Massnahmen  lu  treffen.''  Französische  Charte  ron  1830, 
§.  6:  ,|Die  Diener  der  römisch-katholisch-apostolischen  Beligion,  su  wel- 
cher sich  die  Mehrheit  der  Franzosen  bekennt,  und  jene  der  übrigen 
christlichen  Beligionen  erhalten  ihre  Besoldungen  aus  dem  Staissohatze." 
Yert  von  1848,  §.  7,  noch  abstracter, 

'  Yerfassungsgesetz  d.  Y.  Staten  ron  Amerika  ron  1791:  «Der  Con* 
gresz  darf  kein  Gesetz  zur  Einführung  einer  Statsreligion  oder  zur  Yei^ 
hinderung  der  Religionsfreiheit  erlassen." 
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Körpers,  bei  dem  Thronwechsel,  bei  Einf&bmng  einer  nenen 
Verfassung,  die  öffentlich  angeordneten  Gebete  in  Kriegs- 
oder  in  anderer  gemeiner  Noth,  die  nationalen  Busz-,  Dank- 
mid  Erinnerongsfeste  n.  dgl.®  Nichts  macht  den  sittlichen 
Charakter  des  Stats  anschaulicher  und  stärkt  die  moralischen 
Kräfte,  die  fflr  sein  Wohl  thätig  sind,  mehr,  als  die  reli- 
giöse Weihe  und  Erhebung,  um  die  der  Stat  Gott  selbst 
bittet; 

2)  in  der  Anpassung  der  Gesetze  an  den  Geist  und 
die  Anforderungen  des  Ghristenthums; 

3)  in  den  statlichen  Anstalten  und  Verwen- 
dungen zur  Erhaltung,  Förderung  und  Ausbreitung  des 
Ghristenthums ; 

4)  in  der  Bestrafung  von  Handlungen  oder  Aeuszerun- 
gen,  durch  welche  der  christliche  Gottesdienst  oder  ein  an- 
derer religiöser  Gultus  in  friedenstörender  Form  angegriffen 
oder  der  religiöse  Volksglaube  öffentlich  verhöhnt  wird; 

5)  in  der  wichtigen  Institution  des  Eides;  es  musz  aber 
der  Stat  auch  den  NichtChristen  eine  ihrer  Religion  ange- 
messene Form  des  Eides  zulassen,  und  die  individuelle  Beli- 
gion  in  Andern  achten,  indem  er  dem  Geiste  seiner  Religion 
folgt; 

6)  in  vielen Staten  auch  in  dem  Erfordernisse  christ- 
licben  Bekenntnisses  derer,  welche  berufen  werden,  die  Re- 
gierung im  State  und  die  Rechtspflege  zu  verwalten.^    Diese 

*  Edm.  Barke,  Betraohtongen  über  die  firanzösische  BeYolution: 
„Die  Heiligung  des  States  durch  statlich-religiöse  Anstalten  ist  nöthig, 
uni  mit  heilsamem  ehrwürdigem  Schauer  auf  freie  Bürger  zu.  wirlcen; 
ttl  ihnen,  die  zur  Erhaltung  ihrer  Freiheit  einen  hdhem  Grad  ron  Macht 
beiitsen  müssen,  nOthiger,  als  denYölkem,  die  durch  ihr  Joch  im  engen 
Kretf e  häuslicher  Sorgen  und  hAuslicher  Angelegenheiten  beschrAnkt  sind. 
Wer  Gewalt  besitzt,  sollte  um  so  tiefer,  inniger  den  Gedanken  fühlen, 
da»  Gewalt  ein  anrertrautes  Gut,  ein  Gut  ist,  fQr  dessen  Verwaltung 
man  einst  zur  Rechenschaft  erscheint  Tor  dem  grossen  allmichtigen 
Richter,  dem  Herrn  und  Schöpfer  aUer  GeseUsohafk/* 

'  Vgl.  oben  Buch  II.  Cap.  22  8.  212  S.    Im  Gegensatze  dazu  das 
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Anwendung  des  Princips  ist  übrigens  anch  fßr  den  christli- 
chen Stat  nicht  nothwendig.  Wo  grosze  Bestandtheile  des 
Volks  einem  andern  als  dem  christlichen  Glauben  zugethan 
sind,  wäre  es  unnatürlich  und  ungerecht  ihre  Glieder  von  je- 
der Theilnahme  an  der  Regierung  und  Rechtspflege  anszu- 
schlieszen;  da  nicht  bestritten  werden  kann,  dasz  auch  Nicht- 
christen  gut  regieren  und  gerecht  richten  können.  Der  nord- 
amerikanische Grundsatz,  dasz  das  religiöse  Bekenntnisz  bei 
Besetzung  der  Aemter  und  Stellen  nicht  in  Betracht  komme, 
der  neuerdings  auch  in  europäischen  Staten  gebilligt  worden 
ist,  geht  von  der  Voraussetzung  des  confessionslosen 
States  aus.  Dasz  aber  auch  da  wenigstens  das  Erfordemisz 
der  natürlichen  Religion  vorausgesetzt  wird,  ergibt  sich  aus 
der  Vorschrift  des  Verfassungseides,  welche  dem  erklärten 
Atheisten  gegenüber  keinen  Sinn  hat. 


Fünftes  Capitel. 

III.  Yerhftltni3z  des  States  zur  Kirche. 

Es  ist  eine  gemeinsam  anerkannte  Ordnung  aller  christ- 
lichen Völker,  dasz  Stat  und  Kirche  als  zweierlei  we- 
sentlich selbständige  Gemeinschaften  anerkannt 
sind.  Nur  vorübergehend  in  Momenten  heftiger  und  krank- 
hafter Erregung  ist  diese  Grundwahrheit  von  einzelnen  Völ- 
kern verworfen,  sonst  nur  von  fanatischen  Schwärmern  oder 
träumerischen  Philosophen  geläugnet  worden.  Auf  ihr  beruht 
vornehmlich  die  moderne  Gesittung  und  Freiheit. 

Dagegen   wurden  über  das  Verhältnisz    des   States   zur 

nordamerikanische  Prinoip :  „Niemand  kann  ein  Olaubensbekenntnist 
als  Erfordemisz  zur  Erlangung  eines  Amtes  oder  einer  Stelle  mit  difent- 
licher  Gewalt  abgefordert  werden. '^  Btorj,  Bnndesreoht  B.  III.  S.*XL1II 
S.  261  und  in  Mittermaiers  Zeitsobr.  ffir  d.  AusL  IX.  S.  15. 
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Kirche  in  verschiedenen  Zeiten  und  unter  verechiedenen  Yöl- 
keni  mannichfaltige  Systeme  geltend,  und  auch  unsere  Zeit 
scheint  über  diese  Frage  noch  nicht  zu  einer  Verständigung 
gelangt  zu  sein.  Folgende  Hauptsysteme  lassen  sich  auf  hi- 
storischem Wege  erkennen: 

1.  Als  das  Ghristenthum  zuerst  aus  dem  gedrückten  Zu- 
stand einer  verfolgten  Beligion  zu  einer  von  dem  Stat  aner- 
kannten erhoben  wurde,  in  dem  römisch-griechischen 
Kaiserreiche,  da  wurde  die  Kirche  auch  sofort  zur  Stats- 
kirche  im  strengsten  Sinne  des  Wortes.  In  den  äuszeren 
Formen  und  in  den  Begriffen  des  Stats  wirkte  noch  die  antik- 
rOmische  Ansicht  nach,  welche  die  Beligion  als  eine  Seite  des 
öffentlichen  Lebens  betrachtet,  die  Herrschaft  über  dieses  aber 
ganz  und  gar  in  dem  State  concentrirt.  Der  Kaiser,  als  das 
absolute  Oberhaupt  des  States,  übte  zugleich  auch  die  höchste 
Macht  über  die  Kirche  aus.'  Der  Kaiser  erliesz  Gesetze  zum 
Schutze  und  zur  Förderung  der  Kirche,  aber  nicht  minder 
fiber  die  Verfassung  und  den  Cultus  der  Kirche  und  selbst 
aber  die  Dogmen  derselben  und  über  und  wider  die  Häre- 
tiker. Er  berief  die  Concilien  der  Bischöfe,  leitete  dieselben 
durch  seine  Commissarien,  bestätigte  ihre  Beschlüsse  und  gab 
denselben  erst  dadurch  legitime  Autorität.  Der  Kaiser  war 
somit  das  äuszere  Oberhaupt  auch  der  Kirche,  wie 
des  States. 

Indessen  nur  das  äuszere  Oberhaupt.  Der  Kaiser  war 
doch  als  Christ  genöthigt,  anzuerkennen,  dasz  der  christliche 
Olaube  nicht  auf  seiner  Autorität  beruhe,  sondern  auf  der  ho- 
hem Christi.  Er  konnte  nicht  anders,  er  muszte  in  den  Bi- 
schöfen, den  Nachfolgern  und  Geweihten  der  Apostel  auch  die 
vorzüglichen  Zeugen  und  Träger  der  christlichen  Lehre  er- 
kennen. Nicht  weil  ihm  ihre  Dogmen  gefielen,  gebot  er 
deren  Beachtung,  sondern  weil  und  soweit  er  dieselben  als  die 

•  Am  lohlrfsten  ist  der  Aiudrnok  des  Kaisers  Leo  des  Bilderstür* 
:  8u  flaai^Lävs  uul  U^vs  sifu,    Oregororins  Rom  Y.  26S. 
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wahren  christlichen  erkannte.  In  den  Zeiten  der  Verfolgung 
sohon  war  für  die  religiöse  Gemeinschaft  der  Christen  eine 
Ordnung  der  christlichen  Aemter  gegründet  worden,  getrennt 
von  den  Statsämtern. 

Es  war  ein  Klerus  entstanden,  dessen  eigentliche  Mis» 
sion  doch  nicht,  wie  der  Beruf  der  Statsbeamten ,  von  dem 
Kaiser  abgeleitet  ward;  dieser  Klerus  suchte  auch  in  seiner 
Erscheinung  nach  einer  Einheit  auszer  dem  Statsoberhanpte, 
wie  er  in  Christus,  dessen  Dienst  er  sich  geweiht  hatte,  die 
von  dem  State  unabhängige  geistige  Einheit  besasz.  Die  Ge- 
meinschaft der  Synoden  war  eine  Form  solcher  Einheit;  aber 
nur  in  seltenen  Momenten  traten  diese  zusammen.  Die  Patri- 
archen an  der  Stelle  der  Apostel,  der  Bischof  von  Born  Yor- 
aus,  der  Nachfolger  des  Apostels  Petrus,  der  in  der  ersten 
Hauptstadt  des  christlichen  Weltreichs  und  zugleich  femer 
Ton  dem  Hofe  des  Kaisers  residirte,  hatten  das  erhöhte  An- 
sehen der  Yäter  der  Kirche,  und  vertraten  die  Einheit  und 
Selbständigkeit  der  christlichen  Kirche  selbst  dem  Kaiser  ge- 
genüber. 

So  waren  für  die  politische  und  rechtliche  Gemeinschaft 
einerseits  und  für  die  religiöse  andererseits  zwei  in  dem  Prin- 
cip  ihres  Daseins,  in  der  Ordnung  der  Aemter,  und  in  den 
Aufgaben  und  Mitteln  ihrer  Wirksamkeit  vollständig  ge- 
sonderte Organismen  da.  Nur  in  der  höchsten  Spitze 
ihrer  äuszem  Macht  einigten  sie  sich  in  dem  christlichen 
Kaiser,  und  durch  ihn  wurde  die  äuszere  Herrschaft 
des  States  über  die  Kirche  und  der  Charakter  der  Kirche 
als  Statskirche  dargestellt  und  behauptet.  Aber  der  Stat 
war  alt  geworden,  und  trotz  der  formellen  Allmacht  innerlich 
schwach;  und  die  Kirche  war  noch  jung  voll  frischer,  ge- 
sunder Triebe,  und,  obwohl  äuszerlich  abhängig  von  derStata- 
autorität,  an  Geistesmacht  dem  State  überlegen  und  auf  dem 
Wege,  auch  ihre  Selbständigkeit  zu  erkämpfen. 

Wir   begegnen   diesem   System   der   Statskirche,    an 
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deren  Spitze  das  Statsoberhaupt  steht,  noch  in  unserer 
Zeit.  Am  ähnlichsten  der  byzantinischen  Form  und  in  voller 
Kraft  besteht  es  noch  im  russischen  Reiche,  nurmit  dem 
wichtigen  unterschiede,  dasz  der  russische  Stat  toU  aufstre- 
bender Jugendkraft  und  im  Wachsthum  begriffen  ist,  die  Eir- 
cfaengewalt  in  der  Hand  des  russischen  Kaisers  daher  auch 
energischer  geübt  wird  als  in  der  des  byzantinischen  Kaisers. ' 

In  England  gab  es  ebenfalls  eine  Zeit,  in  welcher  der 
König  auch  als  Oberhaupt  der  englischen  Kirche  (supremum 
Caput  ecclesiae,  quantum  per  Christi  legem  licet)  galt'  und 
einem  Papst  nicht  unähnlich  in  kirchlichen  Dingen  herrschte, 
die  Zeit  Heinrichs  VIII.  Das  waren  aber  nur  Torflberge- 
bende  Verirrungen,  und  der  Supremat  des  englischen  Kö- 
nigs hat  sich  im  Verfolge  der  Zeit  doch  wesentlich  dem  Sy- 
stem genähert,  das  wir  als  Hoheit  (Yogtschaft)  des  States 
Aber  die  Kirche  bezeichnen  können. 

Die  Mängel  des  ersteren  Systems ,  das  in  unserer  an 
Widersprüchen  so  fruchtbaren  Zeit  auch  wieder  Verfechter 
geftmden  hat,^  sind  aber  so  grosz  in  theoretischer  Beziehung, 
als  sie  schwer  empfunden  werden  im  practischen  Leben.  Eine 
derartige  Einigung  von  Stat  und  Kirche,  deren  innere  Selb- 
ständigkeit beiderseits  zugegeben  werden  musz,  und  die 
auch  äuszerlich  als  zwei  organische  Oemeinschaften 
sich  darstellen,  in  Einer  Person,  in  dem  Statsoberhaupt,  macht 
an  und  für  sich  schon  den  Eindruck  einer  Miszgeburt:  zwei 

'  Rnsiisoher  Codex  bei  Faslix  Beme  6trang&re  et  franste  III. 
8.  707:  1.  §.42:  „Der  Kaiser  ist  der  oberste  Besoharmer  und  Bewahrer 
der  Dogmen  der  Statskirohe.  Er  wacht  Aber  die  Beachtung  der  Ortho- 
doxie und  der  Diioiplin  in  dem  Kirefaendienst.  §.  43:  Bei  Verwaltung 
der  kirchUohen  Angelegenheiten  handelt  das  Statsoberhaupt  durch  Yer^ 
mittlung  der  heiligen,  yon  ihm  geordneten  Synode/ 

'  Gladstone  a.  a.  0.  S.  295. 

*  unter  den  Beformatoren  hat  Zwingli  sioh  demselben  lugeneigt, 
fireilich  mit  der  ausgesprochenen  Forderung,  dass  das  Statsregiment  ein 
ehristliohes  (reformirtes)  sei.  Vgl.  Lange  ftber  die  Neugestaltung 
dM  Terhiltnissei  Ton  Stat  und  Kirche.    S.  15  ff. 
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Leiber  und  Ein  Eopf.'^  Da  überdexn  das  Statsoberhanpt  gei* 
nem  Wesen  nach  dem  StatskOrper  angehört  and  Ton  dessen 
Qeist  erfüllt  ist,  so  liegt  darin  auch  eine  übertriebene  Henw 
schaft  des  States  über  die  Kirche  und  eine  mangelhafte  Eini* 
gung  and  Yertretnng  dieser. 

Die  Concentration  solcher  Doppelautoritftt  und  Doppel- 
macht in  Einem  Haupte  war  überall  entweder  die  Folge  oder 
der  Grund  eines  absoluten  Despotismus,  der  jede  freiere  Be- 
gung  unterdrückt  und  eine  höhere  humane  Gesittung  nicht 
aufkommen  Iftszt.  Wird  den  Völkern  und  den  Individuen  ier 
Trost  genommen,  aus  der  Bedrängnisz  des  States  in  die  Arme 
der  Kirche  zu  flüchten,  und  vor  der  Beftngstigung  und  Ver- 

*  Biese  Unnatur  hatte  Napoleon  eehr  wohl  gefühlt  and  bezeichnet, 
als  ihm  der  Yorsohlag  gemacht  wurde,  sich  an  die  Spitze  einer  fran- 
zösischen Nationalkirohe  za  stellen.  Er  rerwarf  den  Gedanken  als 
einen  ebenso  eiteln  als  yerftchtliohen:  «Wie,  er  ein  Mann  des  Kriegt, 
mit  Degen  und  Sporn,  in  Sohlachten  grosz,  sollte  sich  zum  Haupt  der 
Kirche  machen,  die  Kirohenzucht  und  den  Glauben  ordnen!  WoUte  man 
ihn  so  yerhaszt  maohen,  wie  Robespierre,  der  den  Gultos  „dei  höohiten 
Wesens*^  erfunden,  oder  so  Iftcherlich  wie  Lar^Teill^re-L^peauz,  den  Br* 
finder  der  Theophilanthropie.  Wer  wfirde  ihm  folgen?  Wer  die  Heerde 
seiner  GlAubigen  bilden?  Sicher  nicht  die  wahrhaft  glftubigen  Christen, 
nicht  die  Mehrzahl  der  Katholiken,  welche  nicht  einmal  den  geweihten 
Priestern  folgen  wollten,  die  sich  hatten  zu  Schulden  kommen  lassen, 
einen  von  dem  Sfcatsgesetz  Torgesohriebenen  Eid  zu  schwOren.  Es  wür- 
den ihm  folgen  eine  Anzahl  schlechter  Geistlicher,  eine  Anzahl  entlau- 
fener Mönche,  AnhAnger  der  Clubs,  und  im  Scandal  lebend,  die  von  den 
Haupte  der  neuen  Kirche  die  Erlaubnisz  zur  Heirath  der  Priester  erwar* 
teten.  Und  einer  solchen  Kirche  wollte  man  den  Sieger  Ton  Marengo 
und  Riyoli,  den  Hersteller  der  bürgerlichen  Ordnung  zum  Haupte  geben? 
ihn  so  tief  erniedrigen?  —  Aber  gesetztes  gelänge  das  Unmögliche,  und 
mit  seiner  ohnehin  unermeszlichen  weltlichen  Macht  würde  der  erste 
Consul  auch  die  geistliche  vereinigen,  so  würde  er  zum  unertrftgUehslen 
4er  Tyrannen,  er  wfirde  zum  Herrn  werden  über  den  Leib  und  die  Seele ; 
dem  türkischen  Sultan  fthnlioh,  welcher  zugleich  Haupt  des  States,  der 
Armee  und  der  Religion  istt  Ueberdem  der  Versuch  w&re  ein  vergeb- 
licher, seine  Tyrannei  würde  zum  Gegenstande  des  Spottes  werden^  statt 
einer  Kirche  wAre  nur  eine  neue  Glaubensspaltung  und  die  dümmste 
von  allen  die  Frucht  solcher  Bemühungen.*^  Thiers^  histodre  du  ConsuJat 
m.  S.  165. 


Fünftes  Gapirel.    III.  YerhAltnias  dei  States  zur  Kirche.      299 

folgmig  der  Kirche  bei  dem  State  Schntz  zn  finden,  so  sind 
sie  in  manchen  Fftllen  der  Verzweiflung  preisgegeben.  Die 
politische  Knechtschaft  wird  durch  die  Autorität  der  Kirche 
geheiligt,  die  kirchliche  Beengung  der  Gewissen  durch  die 
Gewalt  des  States  mit  eisernen  Fesseln  verschärft  Eine  der 
wichtigsten  Ursachen  der  hohem  und  freiem  Gultur  des  Occi- 
doits  vor  dem  Orient  liegt  jedenfalls  in  der  ausgebildeten 
Zweiheit  und  Gesondertheit  des  States  und  der  Kirche,  und 
eine  der  sichersten  Stützen  orientalischer  Despotie  in  der  Ei- 
nigung der  obersten  Stats-  und  Kirchengewalt  in  Einem  Herr- 
scher. Aus  diesem  Grand  vornehmlich  steht  der  muham- 
medanische  Stat  so  sehr  hinter  dem  christlichen  zurück.^ 
2.  Sehen  wir  ab  von  der  Periode  der  fränkischen 
Monarchie,  welche  den  üebergang  aus  der  römisch-griechischen 
Vorstellung  in  die  eigentlich  mittelalterliche  und  zugleich 
wieder,  wie  auch  mit  Bezug  auf  die  Institution  des  Parla- 

*  Blantsohli  Studien  über  Stat  ondEtrohe.  S.  135:  „Chriatns  hatte 
jederieit  seharf  nntersohieden  swisohen  Stat  and  Kirohe.  Mohammed 
bl  gleichzeitig  Kirchen-  und  Statsmann;  und  eben  deszhalb  weder  das 
eine  noch  das  andere  im  höchsten  Sinne  des  Worts.  Nur  an  der  Ein- 
heit Gottes  hielt  er  fest;  aUes  übrige,  die  ganze  Welt  mit  ihren  Qegen- 
Sitsen  und  in  ihrer  Mannichfaltigkeit  warf  er  unter-  und  durcheinander, 
ohne  Scheidung,  an  Einen  Haufen,  über  den  sich  nur  Eine  höchste  Ge- 
walt als  Spitze  erhob,  der  Statthalter  Gottes  auf  Erden.  Es  gibt  strenge 
genommen  keine  Kirche  des  Islam  und  keinen  Stat  der  Kalifen.  Was 
aoi  dieser  grossen  Büsohung  von  religiösem  und  politischem  Dasein  her- 
Torging,  war  ein  einheitliches  Reich;  aber  nicht  weder  eine  Kirche 
noch  ein  Stat:  ,.Das  Reich  ist  Gottes,  er  gibt  es,  wem  er  will;  die  Erde 
ist  Gottes,  er  gibt  sie,  wem  er  wiU.*'  Das  ist  der  einfach  religiös- 
politische  Sats,  Ton  dem  der  Islam  ausging.  Der  Grundcharakter  dieses 
Reiches  ist  nicht  die  Theokratie  im  eigentlichen  Sinne.  Nicht  Gott 
selbst  herrscht  unmittelbar,  sondern  ein  Mensch  herrscht,  aber  im 
Hamen  Gottes  und  mit  göttlicher  Vollmacht.  Er  herrscht  wie 
der  einige  Gott.^  Eine  gute  DarsteUung  der  mohammedanischen  Dootrin 
hat  neuerlich  Eisenhart  gegeben.  ,Die  Statssysteme  der  Gegenwart/* 
Bd.  L  Die  Reformen  in  der  Türkei  folgen  aber  der  modernen  Zeitrioh- 
inngy  die  ÜberaU  zwischen  dem  Gebiet  des  States  und  der  Kirche  die 
Bonderong  ^  ToUziehen  strebt. 
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ments  —  ein  vorbildlicher  Versuch  war,  das  Yerhftltnisz  in 
der  Weise  zu  gestalten,  wie  sie  nach  vielen  Jahrhunderten 
erst  zur  Geltung  gekommen  ist,  so  werden  wir  im  Mittel- 
alter zwei  vollständig  ausgebildete  Organismen  gewahr«  beide 
der  Idee  nach  die  gesammte  Christenheit  umfassend,  jede  von 
beiden  mit  eigenem  Haupte.  Nur  an  der  Spitze  des  weltli- 
chen Reiches  stand  der  Kaiser,  an  der  des  geistlichen  nun 
der  Papst. 

Darüber,  dasz  die  beiden  Beiche  wesentlich  selbständig 
und  verschieden  seien,  war  nun  die  Welt  einig.  Die  Kaiser 
dachten  nicht  mehr,  die  Kirche  als  äuszerliche  Anstalt  dem 
Organismus  des  States  einzufügen,  und  gewissermaszen  als 
eine  besondere  Abtheilung  der  Statseinrichtungen  dem  State 
unterzuordnen;  und  die  Päpste  vermaszen  sich  selbst  auf  dem 
Zenith  ihres  Ansehens  nicht,  den  Stat  als  ein  Glied  des  kirch- 
lichen Organismus  zu  erklären  und  der  Kirche  einzuverleiben. 
Die  Lehre,  dasz  Gott  zwei  Schwerter  als  Zeichen  der  ober- 
sten Macht  verliehen  habe,  ein  weltliches  und  ein  geist- 
liches, und  dasz  jenes  dem  Kaiser,  dieses  dem  Papste  zu- 
komme,^ war  eine  gemeinsame  Meinung  der  Gibellinen  und 
der  Guelfen. 

Die  beiden  Organismen  waren  auf  das  engste  ver- 
bunden und  noch  an  mancher  Stelle  gemischt.  Gemein- 
sam umschlossen  und  beherrschten  sie  alles  Volk.  Wer  als 
Brecher  des  öffentlichen  Friedens  von  den  Gerichten  des  Kö- 
nigs in  die  Acht  gethan  und  so  auszerhalb  die  Bechtsord- 
nung  gesetzt  worden  war,  der  wurde,  wenn  er  nicht  mit  dem 
Stat  sich  versöhnte,  durch  den  Kirchenbann  auch  aus  der 
religiösen  Gemeinschaft  ausgeschlossen.  Er  verlor  mit  dem 
irdischen  Bechte  auch  die  Hoffnung  auf  den  himmlischen 
Frieden.  Umgekehrt,  wer  als  Ungläubiger  in  den  Bann  der 
Kirche  gekommen  war,   verfiel,  wenn  sich  nicht  die  Kirche 

*  BaohBenspiegel  I.  1.  Siehe  oben  Bach  1.  Cap.  4.  &  59. 


Fünftes  Capttel.    III.  YerhAlinUs  des  SUtes  lur  Kirche.      301 

dorch  seine  Reue  erweichen  liesz,  in  die  s tatliche  Achi^ 
Der  Finch  der  Kirche  zog  anch  den  Untergang  alles  Rechts 
anf  Erden  nach  sich.  Die  vereinte  Gewalt  beider  Mächte  war 
in  der  That  furchtbar  und  erschien  unermeszlich.  Weder  im 
Leben  noch  im  Tode  konnte  man  ihr  entgehen. 

Üeber  das  Yerhftltnisz  beider  Mächte  zn  einander  aber 
wurde  der  grosze  Streit  des  Mittelalters  geführt.  Damals 
waren  die  Kaiser  geneigt  auf  das  ältere  Recht  ihrer  üeber- 
ordnnng  Verzicht  zu  leisten  und  sich  mit  der  Gleichstel- 
lung zn  begnägen,  aber  die  Päpste  behaupteten  nun  umge- 
kehrt üeberordnung  des  geistlichen  über  das  welt- 
liche Reich.  In  der  That  war  im  Mittelalter  die  römische 
Kirche  in  wesentlichen  Beziehungen  dem  germanischen  State 
überlegen.  Sie  war  es  an  Umfang  und  Einheit,  denn  sie  um- 
faszte  wirklich  und  einte  die  ganze  abendländische  Christen- 
heit; der  Kaiser  aber  stand  nur  dem  Range  nach  über  den 
andern  Königen  und  Fürsten,  es  gab  in  Wahrheit  kein  ei- 
niges abendländisches  Statenreich,  sondern  eine  grosze  Zahl 
mannichfaltiger  von  einander  unabhängiger  Staten.  Sie  hatte 
nicht  allein  die  Autorität  der  Religion  für  sich,  sondern  alle 
Macht  und  aller  Einflusz  der  Wissenschaft  und  der  an- 
tiken Gultur  war  in  ihre  Hand  gelegt.  Es  gab  keine 
weltliche  Wissenschaft  mehr,  die  dem  State  hätte 
dienen  und  sein  Bewusztsein  stärken  können.  Desto  eher 
konnte  die  Kirche  ihre  höhere  Berechtigung  auch  in  den 
Ideen  darstellen  und  durch  die  Ideen  siegen.  Ihr  Reich, 
sagte  sie,  sei  das  Reich  des  Geistes,  der  Stat  das  des  Leibes. 
In  der  That,  wenn  Kirche  und  Stat  sich  wirklich  zu  einander 

•  Saehienspiegel  I.  1.  „DU  ie  de  beteknisie,  syet  deme  paTese 
widertte,  dat  he  mit  geistikeme  rechte  nicht  gedringeiuie  mach,  dat  it 
de  keieer  mit  wertlikem  rechte  dTiDge  deme  parese  gehorsam  to  wesene. 
80  sol  ok  de  geiitUke  gewalt  hdpen  deme  wertlikem  rechte,  oft  it  11 
bedarf.  III.**  63:  (.  1  und  {.2:  «Ban  icade  der  sele  ande  ne  nimt  doch 
iiftTttffi"nt  den  lif,  noch  ae  krenket  niemanne  an  lantrechte  noch  an  len- 
reohte,  dar  ne  rolge  des  koningei  achte  na.** 
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verhielten,  wie  Geist  und  Körper,  so  wäre  nichts  gewisser, 
als  dasz  der  Kirche  nicht  blosz  die  Hoheit,   sondern  sogar 

« 

die  Herrschaft  über  den  Stat  gebührte.^    Einzelne  mäch- 


'  Schon  Gregor  Yll.  vertheidigfce  äo  die  Meinung,  der  P^pst  sei 
Über  dem  Kaiser,  gegen  Kaiser  Heinrich  lY.  Er  schrieb  (£p.  IV.  3. 
Vgl.  Phillimore  Intern.  Law.  II.  203)  an  die  deutsche  Nation:  „non 
ultra  putet  sanctam  Ecclesiam  sibi  subjeotam  sed  praclatom  ao  Domi- 
num.*^ Er  berief  sich  darauf,  dasz  auch  der  Kaiser  zu  den  Schafen  ge- 
höre, über  welche  Petrus  zum  Hirten  gesetzt  sei  (Et.  Joh.  XXI.  15^17); 
wogegen  freilich  der  Kaiser  dem  Papste  erwiedem  konnte,  dasz  eben  so 
dieser  in  weltlicher  Beziehung  ein  Unterthan  des  Kaisers  sei.  Am  toII- 
stftndigsten  und  schftrfsten  wird  die  Ueberordnung  des  Papstes  Über  den 
Kaiser  Ton  Innocenz  III.  behauptet  c.  6.  X.  de  majoritaie  et  obe« 
dientia  (I.  33)  t.  J.  1190.  An  den  oströmisohen  Kaiser,  der  das  ent- 
gegengesetzte Prinoip  vertrat:  „Non  negamus,  quin  praeoellat  imperator 
in  temporalibus  illos  duntaxat,  qui  ab  eo  suscipiunt  temporalia:  sed 
pontifex  in  spiritualibus  antecellit,  quae  tanto  sunt  temporalibus  digniora, 
quanto  anima  praefertur  corpori.  Praetera  nosse  debueras,  quod  fecit 
Dens  duo  magna  Luminaria  in  firmamento  coeli :  luminare  majus  at  prae- 
esset  diei,  et  luminare  minus  ut  praeesset  nocti.  —  Deus  duas  instituit 
digpiitates,  quae  sunt  pontificalis  autoritas  et  regalis  potestas.  Sed  illa 
quae  praeest  diebus  id  est  spiritualibus  major  est,  quae  Tero  oamalilios 
minor:  ut  quanta  ihter  sclem  et  lunam  tanta  inter  pontifices  et  reget 
differentia  cognoscatur.^  Sogar  der  Kaiser  Friedrich  II,  nahm  das  Bild 
an  und  gestand  zu,  dasz  die  Kirche  für  die  Seelen  und  der  Stat  nur 
für  die  leibliche  Wohlfahrt  zu  sorgen  habe.  Laurent  hisi.  du  droit  de« 
gens  VI.  3.  27.  Und  Innocenz  IV.  schrieb:  „Non  solnm  pontificalem 
sed  regalem  constituit  principatum  (Christus),  beato  Petro  ejusque  suc- 
cessoribu^  terreni  simul  ac  coelestis  imperii  commissis  habenis,  quod  in 
pluritate  elaTinm  competenter  innuitur.*'  Die  pftpstliche  Partei  lieai 
daher  beide  Schwerter  erst  dem  Papste  von  Qott  Terleihen,  and  das 
weltliche  nur  durch  Vermittlung  des  Papstes  an  den  Kaiser  kommen: 
eine  Ansicht,  welche  von  dem  Sachsenspiegel  verworfen,  aber  von  dem 
Sehwabenspiegel  anerkannt  wurde.  Bonifaz  VIII.  Decr.  Unam  sanetam  : 
„Uterque  ergo  est  in  potestate  Eodesiae,  spiritualis  scilioet  gladiua  et 
materialis.  Sed  is  quidem  pro  Boolesia,  ille  vero  ab  Ecolesia  exercendua. 
Ille  Sacerdotis  in  manu  Regum  et  militum,  sed  at  nutus  et  pattentiam 
Sacerdotia'*.  Indessen  der  König  Philipp  IV.  verbrannte  die  Bolle,  die 
gegen  ihn  gerichtet  war  1302  und  der  gefUligere  Papst  Clemens  V. 
ermftszigte  ihren  Inhalt  1306.  Die  Bulle  In  Coena  Domini  von  Gregor  XI. 
ron  1370,  Ton  dem  französischen  Parlamente  nicht  anerkannt,  wird  noch 
heute  alljfthrlioh  am  Ostersonntag  in  Rom  verlesen. 
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tige  Pftpste  versuchten  es,  diese  Oberherrschaft  zu  verwirk- 
liehen.  Sie  behaupteten  geradezu,  dasz  die  geistliche  Leitung 
die  weltliche  im  Princip  in  sich  schliesze,  und  dasz  der  Kaiser, 
der  die  weitliche  Gewalt  ausübe,  nur  ein  Vasall  der  Kirche 
sei.  Der  mönchische  Gregor  YIL,  freilich  erst  nach  dem 
Tode  Kaiser  Heinrichs  IIL,  der  noch  kraft  kaiserlicher  Macht* 
ToUkommenheit  Pftpste  ein-  und  abgesetzt  hatte,  und  der  ju- 
ristische Innocenz  III.  nahmen  beide  die  Doppelgewalt  über 
die  Seelen  und  die  Leiber  für  die  Kirche  in  Anspruch,  und 
gestatteten  dem  Stat  nur  die  Ausübung  der  letztem  unter 
ihrer  Oberaufsicht.*"  Wichtige  statsrechtliche  Folgen  dieser 
kirchlichen  Oberherrlichkeit  waren: 

1)  Die  herrschende  Autoritftt  des  kanonischen 
Rechts,  d.  h.  aller  der  Rechtsnormen,  welche  die  Hierarchie 
des  Glaubens  wegen  und  mit  Rücksicht  auf  ihre  Verfassung 
fllr  noth wendig  erklftrte; 

2)  die  Ueberordnung  des  Klerus  über  den  Laienstand 
und  die  Immunitäten  des  erstem  von  der  Statsgewalt  und 
Statshoheit ; 

3)  Wer  mit  Recht  in  des  Papstes  Bann  gekommen  war, 
der  konnte  nicht  zum  König  gewfthlt  werden*'  und  wenn 
der  Kaiser  am  Glauben  zweifelt,  so  wird  er  in  den  Bann 
gethan.  Verharrt  er  im  Ungehorsam,  so  verliert  er  Krone 
und  Reich.  Die  Unterthanen  werden  ihrer  Pflicht  zum  Ge- 
horsam gegen  ihn  entbunden.** 

^  Vgl.  daraber  Laurent  histoire  du  Droit  des  gens.  Bd.  VI.  L'em« 
|rire  et  1«  papaati.  Innoceni  III.  £p.  II.  209:  h^^^^i'^^s  Petro  non 
iolum  nniTersam  Ecclesiam,  sed  totam  reliquit  seculam  gabernaDdvm/' 
Isnoeena  IV.:  „non  solam  pontiflcalem  sed  regalem  constitnit  prinoi* 
palnoi,  beato  Petro  ejusque  raccessoribas  Gefreut  gimül  ae  eoelutiM  tm« 
pmü  eommissis  habenit.'^  Laurent  L^Eglise  et  T^tit,  la  Reform«, 
fl.  104.    Brux.  1860. 

^*  Bach senap lege  1  III.  54.3):  „Die  in  dei  paves  ban  mit  reehte 
komen  is,  den  ne  mnt  man  nicht  to  koninge  kiesen. 

"  Sachsenipiegel  III.  57,  1):  „Den  keiser  ne  m«l  de  pares 
■ooh  nemen  bannen  seder  der  tiet  dat  he  gewiet  is,  ane  ommo  dri  Mike, 
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4)  die  Pflicht  der  weltlichen  Obrigkeit,  das  Christenthmn 
und  den  orthodoxen  Glauben  auszubreiten  und  jede 
Ketzerei  mit  Feuer  und  Schwert  auszurotten. 

Indessen  so  sehr  die  Kirche  geüriag  überlegen  war,  so 
war  doch  sogar  im  Mittelalter  diese  Kirchenherrschaft  nicht 
vollständig  durchzufahren. 

Die  weltlichen  Gerichte  fugten  sich  doch  nicht  unbedingt 
den  kirchlichen  Satzungen.  Der  tapfere  Hitter  Eyke  von 
Bepkow  schrieb  in  seinem  Sachsenspiegel  (1,  3,  3)  das 
kühne  Wort:  „Auch  der  Papst  kann  kein  Recht  setzen,  wo- 
mit er  unser  Landrecht  oder  Lehnrecht  schädigt  (ärgert).  *  Der 
fromme  König  von  Frankreich  Ludwig  IX.  wies  seine  Ge- 
richte an,  zuvor  zu  prüfen,  ob  der  Gebannte  mit  Recht  ge- 
bannt sei,  wenn  sie  die  Acht  verhängen.  Gegen  die  Uebeiv 
griffe  der  geistlichen  Gerichte  in  die  weltliche  Gerichtsbarkeit 
wehrten  sich  die  weltlichen  Gerichte  mit  kräftigen  Mittdm 
Die  Könige  liessen  sich  nicht  ohne  Kampf  die  Bannung  ge- 
fallen und  die  ünterthanen  blieben  jenen  im  Streite  oft  treu 
trotz  des  Bannes.  Gelegentlich  rächten  sich  die  beleidigten 
Fürsten  und  Städte  gegen  die  priesterliche  Anmassung  mit 
zorniger  Gewaltthat  und  verjagten  die  Pfaffen,  welche  die  Sa- 
cramente  zu  spenden  sich  weigerten.  Zuweilen  wurden  auch 
Steuern  der  Geistlichkeit  aufgenöthigt  und  verbrecherische 
Priester  von  den  weltlichen  Gerichten  gestraft.  Aber  im  Gan* 
zen  und  Groszen  hatte  doch  die  geistliche  Autorität  über  die 
weltliche  gesiegt.  Es  fehlte  dem  State  voraus  das  geistige 
Bewusztsein.  Er  war  unsicher,  wie  er  der  kirchlichen  Lehre 
entgegentreten  solle.  *'^   Während  die  Kirche  für  ihre  Ueber- 

of  he  an  'me  geloTen  tviflet  oder  lin  echte  wif  lat,  oder  goiet  hat 
tostort.  Mit  Berofung  mnf  den  Sprach:  „Wai  ihr  bindet"  ¥rttrden  auf 
dem  Goncil  su  Lyon  die  Völker  ihres  Eides  gegen  Kaiser  Friedrich  IL. 
entbanden. 

t>  Heinrich  IV.  a.  1076.  ^Pertg  Monnm.  Germ«  Leg.  IL  p.  4d) 
aber  Gregor  YII.:  „üt  enim  de  plnribos  paaoa  referamas,  regnom  ao 
•aoerdotiam  Oeo  nesoiente  sibi  nsurparit,  in  quo  piam  Dei  Ordination 
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Ordnung  kämpfte,  und  sich  als  eine  göttliche  Institution 
hoch  Aber  den  nur  menschlichen  Stat  setzte,  begnügte  sich 
der  Stat  mit  der  bescheidenen  Forderung  der  Freiheit  in 
weltlichen  Dingen  und  einer  gewissen  Gleichberechti- 
gung der  beiden  Schwerter,  die  beide  unmittelbar  von 
Gott,  das  eine  an  den  Papst,  das  andere  au  den  Kaiser  ge- 
liehen werden.  Die  ideale  üeberlegenheit  der  Kirche  über 
den  Stat  wurde  seit  dem  Untergang  der  Hohenstaufen  ziem- 
lich allgemein  im  Mittelalter  anerkannt.  '**  Höchstens  die 
Unabhängigkeit  der  Statsgewalt  you  der  kirchlichen  Au- 
torität wurde  behauptet,  so  von  König  Philipp  lY.  von 
Frankreich  gegen  Papst  Bonifaz  YIII.  1302  und  von  dem 
Kaiser  Ludwig  und  dem  Beich  durch  den  Reichsschlusz  zu 
Frankfurt  von  1338. 

oOBtampsit,  quae  non  in  uno  sed  in  duoboB  duo,  id  est  regnum  ac  sa- 
cerdoiium  principaliter  oonsiatere  voluit:  sicut  ipse  Salrator  in  paasione 
lua  de  duonim  gladiorum  safficientia  intelHgi  innnit/'  Friedrioh  I.  a. 
1157.  iPerte  U,  p.  105):  „Com  per  eleotionem  principum  a  solo  Deo 
regnam  et  Imperium  nostmm  sit,  qui  in  passione  Christi  filii  sui  duobus 
gladiis  necessariis  regendum  orbem  subjecit,  cumque  Petras  apostolus 
hae  doetrina  mandum  informayerit ,  Deum  timete,  regem  honorificate 
quleumqae  nos  imperialem  coronam  pro  beneficio  a  domino  papa  sns- 
eepitte  dixerit,  dirinae  institntioni  et  doctrinae  Petri  contrarias  est  et 
mendacii  reus  erit"  Bonifaz  VIII.  (in  Sexti)  Deor.  IIL  23.  e.  3  t. 
1296:  i,Glericos  iaicis  infessos  oppido  tradit  antiquitas  et  praesentiom: 
•zperimenta  temporam  manifeste  dedarrant" 

^*  Einzelne  Denker  freilich,  wie  der   grosze  Dante  widerstrebten 
anch  da  noch:  Fegefeuer  XYI.  106. 

„Bom  hatte,  das  zum  Glück  die  Welt  bekehrt, 
Zwei  Sonnen  und  den  Weg  der  Welt  hatt'  Eine, 
Die  andere  den  Weg  in  Qtoii  Terklftrt 
TerlOscht  ward  eine  Ton  der  andern  Seheine, 
Und  Schwert  und  Hirtenstab  Ton  einer  Hand 
Gefaszt  im  Abel  passenden  Tereine. 
Denn  nicht  mehr  fUrchten,  wenn  man  de  Terband, 

Sich  Hirtenstab  und  Schwert. 

Roms  Kirche  faUt,  weil  sie  die  Doppelwfirde 
Die  Doppelherrschaft  jetzt  in  sich  Termengt, 
In  Koth  bemdelt  sich  und  ihre  BOrde.'' 

lilvBUekll ,  allfta«iBM  StatarMkt.  20 
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Auch  diese  LOsnng  der  Hauptfirage  war  keine  endüdie. 
Schon  vom  vierzehnten  Jahrhunderte  an  bereitete  sich  der 
Stat  vor,  die  Oberherrlichkeit  der  Kirche  wieder  abzulehnai« 
Die  ftnszere  Macht  des  States  wnrde  gröszer,  und  sein  Majd- 
stätsgeftthl  durch  die  politische  Erinnerung  an  das  alt-römische 
fieichund  durch  die  erneuerte  Eenntnisz  des  römischen  fiechtes 
von  neuem  gesteigert.  Auch  die  Wissenschaft  vertheilte  ihre 
Fruchte  zwischen  Stat  und  Kirche,  sie  löste  sich  in  manchen 
Sichtungen  ab  von  der  Yonnundschaft  und  der  Pflege  der 
Kirche,  und  wendete  sich  mehr  und  mehr  dem  State  zu.  Die 
Legisten  traten  den  Kanonisten  entgegen.  Der  Stat  konnte 
doch  die  Yergleichung  mit  dem  Leibe  —  der  Kirche  ala  dem 
Geiste  gegenüber,  oder  seiner  mit  dem  Monde  welcher  in  der 
Nacht,  und  der  Kirche  mit  der  Sonne,  welche  dem  Tage 
leuchte,  unmöglich  mehr  für  wahr  halten.  Die  Kirche  selbst 
aber,  indem  sie  im  Yollgefahl  ihres  Triumphs  über  den  Stat 
ihre  Macht  auch  auf  das  äuszere  Leben  und  auf  weltliche 
Dinge  erstreckte,  und  politische  Herrschaft  üben  wollte,  indem 
sie  sich  so  mehr  und  mehr  verweltlichte,  boszte  an  religiöser 
Reinheit  und  Wirksamkeit  mehr  ein,  als  sie  an  äuszerer  Ge- 
walt und  Glanz  zugenommen  hatte,  und  das  innere  Ver- 
derben machte  sie  schwach  im  Yerhaltmsz  zu  den  erstar- 
kenden  Staten.  ^^  Schon  im  fünfzehnten  Jahrhundert  konnte 
die  Aristokratie  einer  einzelnen  Stadt  wie  Yenedig  in  Italien 
selbst  der  nahen  Macht  des  Papstes  Trotz  bieten,  und  ihre 
Hoheit  behaupten,  wie  es  zwei  Jahrhunderte  zuvor  der  Sjuser 
nicht  vermocht  hatte.  Die  Ueberordnung  der  Kirche  über 
den  Stat  erwies  sich  als  unnatürlich  und  unhaltbar,  für 
den  Stat  unertrftglich,  für  die  Kirche  selbst  ver> 
derblich. 

Seit  dem  sechzehnten  Jahrhunderte  hat  der  Jesuiten- 

^*  MaoohiaTelli.  Za  LiT.  1.  C.  12  wirft  dem  Papsttfanm  yor,  et 
habe  aua  Hemohsnohi  die  Völker  Ifcalieiu  um  die  Beiigion  gebracht,  lud 
die  Uneinigkeit,  Zerklftftong  and  Sehwftohe  Italiens  herbeigeilUirt 
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orden  roinehmlich  yersucht,  die  Meinung  Innocenz  III.  auf- 
znfriflchen,  und  von  neuem  zur  Geltung  zu  bringen.  Freilich 
vernichte  er  zugleich,  die  Theorie  der  neueren  Zeit  dadurch 
annehmbarer  zu  machen,  dasz  sie  für  das  Papstthum  nicht 
mehr  die  absolute,  sondern  nur  eine  bedingte  Hoheit  in 
weltlichen  Dingen  behaupteten,  soweit  das  erforderlich  sei 
für  die  Erhaltung  der  geistlichen  Qewalt.^^  Anfangs  ver- 
dammte der  Papst  Siztus  Y.  auch  diese  vorsichtige  Abschwft- 
chong  der  pftpstlichen  Ansprüche  als  irrig,  aber  später  &nd 
die  Curie  doch  die  jesuitische  Lehre  wirksam  und  nützlich, 
und  liesz  sie  gewähren.*^  Im  Einzelnen  gelang  es  auch  wohl 
hier  und  dort  einige  Ueberreste  derartiger  mittelalterlicher 
Institutionen  länger  aufzubewahren,  auch  etwa  das  Gewissen 
mancher  Begenten  zu  beängstigen,  und  dieselben  zu  Verfol- 
gungen im  Dienste  der  Kirche  zu  bewegen,  wie  vorzüglich  in 
dem  romanischen  Süden  Europa's;  aber  im  Groszen  und  Gan- 
zen war  dieses  Streben  doch  ohne  dauernden  Erfolg,  und  nir- 
gends mehr  erkennt  der  neuere  Stat  die  Oberherr- 
lichkeit der  Kirche  über  sich  an,  wenngleich  auch 
heute  noch  einzelne  Staten  dem  thatsächlichen  Pantoffelregi- 
mente  der  Kirche  einen  grOszeren  Einflusz  auf  die  öffentliche 
Angelegenheiten  verstatten,  als  es  fOr  diese  zweckmäszig  ist. 
Der  päpstliche  Stuhl  selber  aber  hat  die  Ansprüche  auf  seine 
übergeordnete  Stellung  bis  heute  nicht  aufgegeben,  wenn- 
gleich auch  er  sich  von  ihrer  Unausführbarkeit  überzeugt 
haben  mag.  *^ 

^  Bell  arm  in  de  romano  ponüfiee  Y.  1,  3:  «Ratione  spiiitaalii  po- 
teetei»  habet  laltem  indireeie  potestatem  qnamdam,  eamqne  iummam  in 
tenporalibu.* 

"  Laurent  L'Eglise  et  P^tat  §.  175  IT.  „le  ponToir  indiroot." 
**  In  der  EzeommunioationBbnUe  Pius  TU.  gegen  Kaiser  Napo- 
leon I.  Tom  10.  Jon!  1809  ift  die  Oberhoheit  des  Papstes  fiber  den 
Kaiser  noch  ganx  im  Styl  des  Mittelalters  behauptet.  In  diesen  Tagen 
wieder  hat  Pins  IX.  sieh  angemaszt«  durch  AUocution  Tom  22.  Juni  1868 
die  Ssterreiehische  YerlSusung  Tom  21.  Deoember  1867  und  die  Sster^ 
f«iehisohen  Qesetie  Tom  Hai  1868  fOr  ,nuU  und  nichtig''  su  erkUüren. 

20* 
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3.  Eine  neue  Entwicklungsphase  beginnt  mit  der  kircli- 
liehen  Beformation  des  XYI.  Jahrhunderts.  Der  erste 
Anstosz  zu  einer  Umgestaltung  der  Verhältnisse  ging  nicht 
von  den  Männern  des  States,  sondern  von  den  kirchlichen  Be- 
formatoren  aus.  Luther,  der  Begründer  der  deutschen  pro- 
testantischen Kirche,  hatte  vor  allen  Dingen  wieder  auf  das 
innere  Olaubensleben  den  entschiedensten  Nachdruck  gelegt, 
und  darin,  nicht  in  ftuszerer  Herrschaft,  die  Mission  der  Kirche 
erkannt.  Die  weltliche  Herrlichkeit  der  Kirche  wurde  als 
ihre  Entartung,  als  ihr  Verderben  bezeichnet.*^  Entkleidet 
von  dem  Glanz  und  Schmuck  einer  Königin,  als  eine  schlichte 
Magd  suchte  die  protestantische  Kirche  den  Schirm  des  States, 
dessen  Hülfe  sie  zur  Durchfahrung  von  Beformen  bedurfte. 
In  allen  äuszerlichen  Dingen  wollte  sie  sich  willig  ihm  unter- 
ordnen, nur  in  ihrem  Innern  Leben  verlangte  sie  volle  Frei- 
heit. Von  da  aus  unternahm  sie  es,  sich  und  mittelbar  auch 
den  Stat  mit  göttlichem  Geiste  zu  erfüllen  und  zu  heiligen. 
In  dem  State  sah  sie  eine  ursprüngliche  sittliche  und  gött- 
liche Ordnung,  welche  selbst  in  dem  heidnischen  State 
verehrt  werden  müsse,  in  dem  christlichen  reiner  dargestellt 
werde. '*^ 


**  Augiburger  Confeision  Art.  28:  „Eoolesiastioa  (potestat) 
imun  mandAtum  habet  eTaogelii  dooendi  et  administrandi  sacrameBta. 
Non  inmmpat  in  alienum  officium,  non  trangferat  regna  mundi,  non  ab- 
reget leges  magistratuam,  non  tollat  legitimam  obedientiam,  non  impe- 
diat  judioia  de  uIüb  ciTÜibus  ordinationibas  ant  oontractibos,  non  prae- 
Bcribat  leges  magistratibua  de  forma  reipublioae,  sicut  dioit  Chriatns: 
regnom  meom  non  est  de  hoc  mundo;  item:  qoia  eonstituit  me  jndioem 
ant  diTisorem  super  tos?**  Zwingli  (Werke  I.  §.  846):  „Der  geist- 
lichen herrsohaft  hat  irer  hoohfur  gheinen  grund  in  der  leer  ChristL  — 
Man  soU  nit  gestatten,  dass  die  geistlichen  einigerlet  oberkeit  hablnd, 
die  der  weltlichen  wider  ist  oder  ron  gemeinem  regiment  abgesündret, 
denn  sölichs  bringt  xwitracht.'* 

^  CaMn  Instit  rel.  chrisi  IT.  20.  §.  4 :  „Non  humana  perrersitate 
fleri,  ttt  penes  reges  et  praefeotos  alios  sit  in  terris  rerum  omniom  arbi* 
trium,  sed  dwifta  pracideiUia  et  saneta  ordinaüone:  oni  sie  risum  est 
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Im  Eiozeliieii  finden  wir  nmi  freilich  mancherlei  eigen- 
ihümliche  Oestaltongen  des  nenen  Yerhftltaiisses.  In  einigen 
Staten  nftherte  es  sich  sehr  wieder  der  byzantinischen  Form 
der  Statsherrschaft  Aber  die  Kirche  an,"  und  die  wieder 
hergestellten  Statskirchen  worden  zuweilen  wie  blosze 
Statsinstitute  behandelt,  freilich  immerhin  mit  der  nnyermeid- 
lichen  Beschränkung,  dasz  die  geistige  Autorität  desChristen- 
ihams  für  ihr  inneres  Leben  vorausgesetzt  und  vorbehalten 
ward.  Auch  hier  also  werden  wir,  wie  in  der  modernen 
Statsentwickelung  überhaupt,  gewahr,  wie  der  römische  Geist 
der  Politik  und  des  Rechts  sich  der  Staten  und  der  Volker 
von  neuem  bemächtigt.*'  In  dieser  Beziehung  stand  nun  Rom 
wider  Rom,  die  römische  Statsmacht  wider  die  rOmische  Eir- 
chenmacht,  aber  jene  zunächst  als  Landesmacht,  diese  als 
universelle  Autorität.  Die  Ausbildung  der  territorialen 
Statssouveränetät  führte  zu  dem  in  religiöser  Hinsicht  aben- 
teuerlichen Grundsatz:  «Cujus  est  regio,  ejus  religio,* 
den  dann  katholisch  gesinnte  Fürsten  auch  zur  Restauration 
des  Eatholicismus  benutzten. 

Aber  im  Allgemeinen  unterschied  sich  doch  die  neuere 
Auflassung  von  der  römisch-griechischen  theils  durch  die  ver- 
änderte Weltlage,  theils  auch  in  der  Idee.  Der  Stat  war 
doch  nicht  so  absolut,  wie  der  römische  es  gewesen  war.  Sein 
Yeriiältnisz  zu  der  äuszern,  sichtbaren  Kirche  waraUer- 
dings  wieder  ein  übergeordnetes,  aber  eher  auf  das Prindp 

ret  hominum  moderari.^  Vgl.  Hnndesfamgen,  der  dentsohe  Prote- 
stantumiu.  8.  481. 

^  Am  meisten  wohl  in  Dänemark  Oesetx:  Christians  Y.  I.  l«, 
§.  1.:  «Box  in  nnlrersos  ecolesiasticos  ordines-mazimam  onns  habet  do- 
minationem  ideoqne  omnia  saora  et  ecciesiasticas  ceremonias  con- 
stitnere  atqne  ordinäre,  —  seonndnm  yerbum  Dei  et  oon- 
fefsionem  Angnstanam«* 

<*  Die  protestantischen  Theologen  erinnerten  an  das  Wort  des  Kai- 
sers Constantin:  „Tos  qaidem  intra  eoolesiam,  ego  rero  extra  ecele- 
siafli  a  Deo  institatns  sum  Episcopns.**  Stahl,  die  Kirohenrerfassmig  der 
Protestanten  8.  7. 
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der  Obsorge  und  Yormündschaft,  als  auf  das  der  Herr- 
sohaft  gegründet. 

Von  gröszter  Bedeutung  war  es,  dasz  die  protestan- 
tische Kirche  kein  gemeinsames  einheitliches  Organ  hervor- 
brachte. Zwar  gab  es  auch  in  ihr  eine  geistige  Yerbindimg, 
welche  über  die  besondem  Landesgrenzen  hinaus  wirkte  und 
ein  Gefühl  der  Gemeinschaft  wach  erhielt;  aber  die  Eirchen- 
yerfassung  blieb  territorial.  Es  entstand  der  Begriff  der  Lan- 
deskirchen. Die  Gonsistorien  und  Synoden  waren  Landes- 
institutionen, in  strengerem  Sinne  als  die  früheren  katholischen 
Bisthümer  und  Provincialsynoden ,  denn  es  stand  kein  unirer- 
selles  Eirchenregiment  über  ihnen.  Die  Landesherren  selber 
nahmen  für  sich  die  äuszeren  Bechte  des  obersten  Bischof^  in 
Anspruch. 

4.  Die  Umwandlung  der  öffentlichen  Machtverhältnisse 
ftuszerte  aber  auch  in  den  katholischen  Ländern  ihre  Wir- 
kung. Schon  frühzeitig  hatten  die  französische  Nation  und 
ihre  Könige  ihre  politische  Unabhängigkeit  von  der  römischen 
Kirche  entschiedener  als  alle  andern  Völker  behauptet.'^  Auch 
in  der  gallicanischen  Kirche  offenbarte  sich  der  Trieb  na- 
tionaler Selbständigkeit.  Die  französischen  Bischöfe  fühlten 
sich  voraus  als  Franzosen,  dann  erst  als  römische  Kirchen- 
fflrsten,  und  die  französischen  Juristen  und  Parlamente  ver- 
theidigten  mit  Kühnheit  und  Geschick  das  bürgerliche  und 
statliche  Recht  wider  die  Anmaszungen  des  Klerus.  Lud- 
wig XIV.,  so  exclusiv  katholisch  seine  Politik  war,  hatte  doch 
keinerlei  Neigung,  sich  vor  der  römischen  Curie  zu  demüthi- 
gen,  und  wuszte  wohl,  wie  viel  gröszer  seine  Königsmacht  als 
die  Macht  des  Papstes  in  Frankreich  sei.  Die  gallicanische 
Kirche  war  ihm  unterthänig.'^     Das  achtzehnte  Jahrhundert 

"  Vgl.  oben  S.  305.  König  Ludwig  der  Heilige  behieU  in  der  Prag- 
matioa  ron  1268  bereits  die  Freiheiten  der  fränkiiohen  Kirche  ror. 
Phillimore  Interm.  Law.  II.  340. 

**  Erklärung  des  französischen   Klerus  von  1682  und  bestätigt  ron 
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steigerte  ancli  iir  Dentscliland  und  in  Oesterreich  das 
etailiohe  Selbstgeftthl.  Schon  die  Kaiserin  Maria  Theresia, 
mit  ihrem  Minister  Eaunitz,  aber  rücksichtsloser  Joseph  n. 
behaupteten  die  Oberhoheit  des  States  über  die  Kirche  mit 
Eifer  und  Erfolg.  In  der  Emser  Pmictation  der  deutschen 
EirebenfOrsten  vom  Jahr  1786  wurde  auch  für  die  katholische 
Srche  in  Deutschland  eine  nationale  Selbständigkeit  gegenflber 
dem  römischen  Absolutismus  begehrt  Die  philosophische  Bil- 
dung der  Zeit  und  das  erwachende  nationale  Bewusztsein  för- 
derten beide  die  Befreiung  des  Stats  von  der  kirchlichen  Be- 
Toimundung  und  entwickelten  das  statliche  MachtgefuhL  Der 
Kampf  des  Mittelalters  zwischen  Stat  und  Kirche  wurde  wie- 
der aufgenommen,  nun  aber  unter  Verhältnissen,  welche  dem 
State  sehr  viel  günstiger  waren.  Die  Befreiung  des  Stats 
Ton  der  kirchlichen  Gebundenheit  und  der  kirchlichen  Be- 
vormundung und  die  Hoheit  des  Stats  auf  dem  gesammten 
Bechtsgebiete  wurden  nun  allgemeine  Grundsätze  des  mo- 
dernen Statsrechtes.  Der  Stat  nahm  in  Folge  dessen  eine 
freie  Stellung  gegenflber  den  verschiedenen  Kirchen  ein.  Er 
stand  auszerhalb  der  Kirchen. 

5.  In  aUen  bisher  erwähnten  Staten  bestand  inmier  noch 
tine  nähere  Verbindung  des  States  mit  der  Statskirche 
oder  mit  mehreren  Landeskirchen.  In  Nordamerika 
aber  wurde  diese  Verbindung  gelOst  und  die  völlige  Tren- 
nung des  States  und  der  Kirche  zum  Prindp  erhoben.    Es 

Lndwig  XIY.:  „Kous  d^olarons,  en  cöns^qaence,  que  les  rois  ei  les 
MraTendiis  ne  sont  soiimii  k  mucane  puiisanoe  ecel^siastiqne,  par  Pordre 
de  Dien,  dam  les  ohosei  temporelles;  qn^ils  ne  peurent  fttre  d^pos^s  di- 
reetement  et  indireotement  par  I^antorit^  des  Gfaefo  de  P^glise,  qne 
lean  lujett  ne  penyent  fttre  düpens^i  dela  sonmission  et  de  Pob^uianoe 
q«*ils  leor  doiTent,  on  abions  dn  serment  de  fld61it6;  et  que  oette 
doetrine,  n^cesiaire  pöur  la  tranqnillit^  pnbliqne,  non  moins  ayanta- 
gcvse  k  l*£gUBe  qu*ä  P^tat,  doit  fttre  inriolablement  suiTie  oomme  eon- 
forme k  U  parolo  de  Dien,  k  la  tradiüon  dei  laints  Pirei  et  aux  ex* 
enplea  dei  Bainti.'*  Tgl.  Labonlaye  Art.  Gallic,  Kirohe  im Deutsohen 
atatswOrterbucb. 
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wurde  zum  StatsgrundsatZf  dasz  „der  Gongresz  nie  ein  Oeseti 
geben  dürfe,  wodurch  eine  Religion  zur  herrschenden  erUftrt, 
oder  die  freie  Ausübung  einer  andern  yerboten  werde.*'*  Der 
eigentliche  Gedanke  der  Nordamerikaner  war  ursprünglich 
durchaus  nicht  der,  das  Christenthum  für  gleichgültig  zu  er- 
klären, oder  etwa  den  Muhammedanismus ,  das  Judenthum 
oder  den  Unglauben  zu  fördern,  sondern  in  Erinnerung  an  die 
kirchlichen  Kämpfe  und  Verfolgungen  des  Mutterlandes  der, 
die  gegenseitigen  Anfechtungen  der  verschiedenen  christlichen 
Confessionen  zu  verhindern,  und  die  Gestaltung  einer  Stats- 
kirche  unmöglich  zu  machen.  Aus  Furcht  vor  einer  uner- 
wünschten Einmischung  des  States  in  kirchliche  Dinge,  und 
hinwieder  eines  verderblichen  Einflusses  zelotischer  Kirchen 
auf  den  Stat,  wollte  man  durch  einen  scharfen  Schnitt  die 
mancherlei  Beziehungen  trennen,  durch  welche  der  Stat  bisher 
der  Kirche  verbunden  war.  Duldung  der  verschiedenen  re- 
ligiösen Gemeinschaften  schien  das  Wesentliche.  Im  üebrigen 
wollte  man  jede  sich  selber  überlassen,  ohne  dasz  der  Stat 
sich  darum  bekümmere. 

Indessen  stützte  man  sich  auf  ein  Prindp  von  grOszerer 
Tragweite  als  man  ursprünglich  übersah.  Die  Nordameri- 
kaner waren  anfänglich  nichts  weniger  als  indifferent  für  das 
Christenthum,'^  auch  die  nordamerikanischen  Staten  nicht, 
aber  nun  wurde  die  vollständige  Trennung  der  Kirchen  vom 
State  als  Princip  ausgesprochen,  und  somit  die  Indifferenz 

'*  Zuifttse  der  YerfasBung  Ton  1791.  YgU  Btory,  Bnndeareoht  IIL 
44.  §.  265.  Tgl.  oben  S.  287. 

'*  Story  a.  a.  0.:  „Wahrscheinlioli  wmr  zur  Zeit  der  Annahme  der 
Yerflusung  die  durchgehende,  wo  nicht  die  allgemeine  Meinung  in  Ame- 
rika, dasz  die  christliche  Religion  Tom  State  Ermunterung  erhalten  loU, 
soweit  sich  dieses  mit  den  Privatrechten  des  Gewissens  und  der  Freiheit 
religiöser  Yerehrung  Tertrage.  Ein  Yersnch,  alle  Religionen  einander 
gleich  zu  stellen,  und  es  zu  einem  Gegenstand  der  Statspolitik  zu  machen, 
aUe  in  gftnzlioher  GleichgtLltigkeit  zu  erhalten,  würde  aUgemeine  Misi- 
bilügung  wo  nicht  allgemeinen  Unwillen  erzeugt  haben.* 
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des  States  für  die  Kirchen,  die  als  blosze  „Beligionsgesell- 
sehaften*  behandelt  wurden,  wenn  auch  wider  Willen,  princi- 
piell  anerkannt.'^ 

Indifferenz  ist  indessen  nnr  die  Negation  eines  Verhält- 
oiBses  des  States  zur  Kirche  in  ihrer  Bnhe.  Da  erscheint 
sie  in  Form  gleichgültiger,  theilnahmloser  Toleranz.  Wir 
haben  aber  auch  die  andere  Art  der  Negation  stürmischer  auf- 
treten sehen,  die  Negation  der  Leidenschaft,  des  Hasses,  die 
Verfolgung  der  christlichen  Kirche.  Inder  französischen 
Revolution  hat  sie  durch  Schlieszung  der  Kirchen,  Verbot  des 
christlichen  Cultus,  Mordung  der  Priester,  Verhöhnung  Gottes 
und  jeder  sittlichen  Ordnung  sich  geoffenbart.  Die  aus  der 
Indifferenz  erklärte  Duldung  und  die  Verfolgung  sind  daher 
nahe  verwandt.  Negation  ist  die  gemeinsame  Mutter  beider, 
aber  das  Phlegma  ist  der  Vater  jener,  der  Hasz  der  Vater 
dieser.  In  der  Ruhe  negirend  wird  der  Stat  tolerant  sein; 
wird  dann  seine  Leidenschaft  gereizt,  so  wird  er  unterdrücken. 

6.  Das  nordamerikanische  Princip  der  Trennung  yon  Kirche 
und  Stat  wurde  in  Europa  neuerdings  in  das  moderne  Princip 
der  Sonderung  umgebildet.  Die  Sondemng  der  beiderlei 
Gebiete  macht  es  möglich,  dasz  die  Hoheit  des  States  voll- 
SEtftodig  anerkannt  und  gewahrt,  die  Selbständigkeit  der 
Kirche  aufrichtig  geschützt  und  die  wichtigen  Beziehungen 
zwischen  beiden  Organismen  der  Würde  und  der  Bedeutung 
beider  gemäsz  fi^undlich  gepflogen  werden. 

Die  ganze  neuere  Entwicklung  des  XIX.  Jahrhunderts  ist 
einer  polizeilichen  Beherrschung  der  Kirche  durch  den  Stat, 

^  Lange  in  der  angeführten  Sobrifl  8.  1:  «Die  Trennung  xwi- 
lehen  Stat  und  Kirche  ist  eine  Scheidung,  yerbnnden  mit  Yerkennnng, 
mÜ  Entfremdung,  mit  Abitoaz,  eine  Scheidung  für  ein  permanentes  ge- 
iheiltM Bestehen;  die  Auseinandersetanng  ist  eine  Scheidung  beider 
latittntionen  in  der  Gestalt  des  WohlTemehmens  unter  der  Toraussetzung 
thrar  ewigen  Verwandtschaft  und  Beziehung.  Die  Trennung  ist  mit 
•men  Worte  die  Carioatur  der  Auseinandersetzung,  welche  zu  einer  der 
dringendtten  Forderongen  der  Zeit  geworden  isi*^ 
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wie  sie  imXVIII.yer8acht  worden,  nicht  mehr  gflnstig.  Indem 
sie  für  den  Stat  nnd  das  bürgerliche  Leben  Freiheit  fordert 
ist  sie  auch  geneigt,  der  Eirche  in  religiösen  Dingen  Freiheit 
nnd  Selbstverwaltung  ihrer  kirchlichen  Angel^enheiten  zu  ge- 
währen. «Freie  Eirche  im  freien  Stat*  ist  das  moderne 
Princip,  wie  es  Gayonr  formnlirt  hat.  Nur  freilich  mnsc 
sich  der  Stat  davor  hüten,  die  Freiheit  der  Eirche,  wie  sie 
die  ültramontanen  verstehen,  znr  Herrschaft  der  Eirche  aus- 
beuten und  verderben  zu  lassen.  Indem  der  Stat  für  sich  ein 
ihm  eigenes  Geistesprincip  und  einen  ihm  eigenen  Leib  (die 
Statsverfassung)  behauptet,  gesteht  er  auch  der  Eirche  zu, 
dasz  sie  ebenso  ein  ihr  eigenes  Geistesleben  habe,  und  eines 
ihr  eigenen  Eörpers  (der  Eirchenverfassung)  bedürfe.  Die 
falsche  Einheit  der  mittelalterlichen  Idee  der  Christenheit  als 
eines  religiösen  und  politischen  Begriffs  ist  ebenso  auftegeben, 
wie  der  falsche  Vergleich  der  Eirche  mit  dem  Geiste  und  des 
States  mit  dem  Leibe  dieser  Einen  Christenheit  Die  Zweiheit 
von  Stat  und  Eirche  wird  nun  allmfthlich  als  die  Zweiheit  von 
zwei  (}esammtwesen  begriffen,  die  beide  aus  Geist  und  Leib 
bestehende  Organismen  sind.  Aber  der  Stat  nimmt  für  sich 
die  Selbstbeherrschung  des  freien  männlichen  Geistes 
in  Anspruch,  während  die  Eirche,  an  die  göttliche  Offenbanmg 
angelehnt  ist,  und  vorzugsweise  der  üebung  der  passiven  Tu- 
genden ihr  Leben  widmet.  Wie  die  Menschheit  in  den  beiden 
Geschlechtem  sich  sondert,  von  denen  jedes  seine  eigene  Be- 
rechtigung und  Aufgabe  hat,  und  die  hinwieder  erst  zusammen 
die  ganze  Menschenidee  verwirklichen,  so  bilden  Stat  und  Eirche 
im  Groszen  denselben  Gegensatz  der  SchOpfdng  wieder,  und 
es  beruht  darauf  ihre  Sonderung  und  ihre  Verbindung.  Der 
Stat  im  Groszen  ist  die  Menschheit  (das  Volk)  als  selbstbe- 
wuszter,  willenskräftiger  und  thatmächtiger  Mann, 
die  Eirche  ist  die  Menschheit  (die  Gläubige)  als  fromme  Gott- 
ergebene moralisch  wirkende  Frau. 

Als  einzelne  Folgen  des  modernen  Grundsatzes  der  Son» 
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deniBg  von  Stat  und  Kirche  ftir  den  Stat  lassen  sich  fol- 
gende Sätze  betrachten: 

a)  Der  Stat  steht  ansz erhalb,  nicht  in  der  Kirche,  nnd 
ist  demnach  nicht  irgendwie  an  die  kirchliche  Autorität  ge- 
bunden. Auch  die  religiöse  Offenbarung,  welche  die  Kirche 
verehrt,  ist  fdr  das  statliche  Gesetz  keine  bindende  Vorschrift, 
und  der  Stat  ist  nicht  verpflichtet,  weder  der  jüdischen  Geset^z- 
gebnng  noch  dem  kanonischen  Recht  des  Mittelalters  eine  Bechts- 
autorität  beizulegen,  noch  selbst  die  christlichen  Sittengebote 
als  Statsgesetze  einzufahren.  Er  prüft  nun  mit  voller  Freiheit 
das  Gerechte  und  Zweckmäszige,  wenn  er  aus  eigener  Auto- 
rität ein  Statsgesetz  erläszt. 

So  lange  der  Stat  selbst  noch  einen  specifisch  confes- 
sionellen  Charakter  hat,  fällt  es  ihm  noch  schwer,  gegenüber 
der  Autorität  der  Kirche  diese  Unabhängigkeit  seiner  Gesetz- 
gebung zu  behaupten ;  indessen  haben  sogar  die  katholischen 
Staten  es  gelernt,  von  den  Yorschriften  des  Tridentinischen 
Condls  z.  B.  in  der  Ehegesetzgebung  abzuweichen,  wo  sie  das 
f&r  nothwendig  und  gut  erkannten.  Für  die  specifisch  luthe- 
rischen oder  reformirten  Staten  ist  diese  Gefahr  der  Ab- 
hängigkeit von  der  Kirche  geringer,  weil  das  Statshaupt*®  an 
dem  Kirchenregimente  selber  einen  Antheil  hat.  In  dem 
griechisch-katholischen  State  Buszland  fehlt  es  zwar  auch 
nicht  an  derselben  Obermacht  des  Statshauptes,  aber  die  Ge- 
bundenheit an  die  orthodoxe  Lehre  macht  sich  dennoch  zum 
Naehtheil  der  andersgläubigen  ünterthanen  sehr  empfindlich 
geltend. 

b)  Soweit  die   Statsbeamten  oder  die   Statsbürger 


'*  Noch  immer  wird  in  den  protestantischen  Kirchen  den  „Landes- 
hem*^  biaohS fliehe  Gewalt  zugeschrieben,  obwohl  Niemand  bestreiten 
kann,  dass  dieselbe  nicht  eine  Folge  der  Statshoheit,  sondern  nur  eine 
gesohiehtllch  mit  der  Landeshoheit  der  FArsten  rerbundene  kirchliche 
Eigenschaft  ist  Tgl.  Deutsches  QtatswSrterbuch.  Art  ProtKirch^ 
Ton  Herrmann. 
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lediglich  ihr  Statsrecht  ausüben,  sind  sie  in  keiner  Weise 
der  kirchlichen  Censnr  unterworfen.  Die  Kirche  darf  und  soll 
wohl  eine  sittliche  Wirkung  üben  und  die  Statsgewalt  an  ihre 
Pflichten  erinnern,  aber  sie  darf  keine  Gewalt  gegen  den  Stat 
üben.  Die  Ausübung  der  kirchlichen  Censur  als  Jurisdiction 
gegen  die  Vertreter  des  Stats  ist  Miszbrauch  der  kirchlichen 
Autorität  und  Verletzung  der  Statshoheit  und  Statsfreiheit '' 

c)  Der  Stat  nimmt  aUe  eigentliche  SouYerdnet&t,  und  da- 
mit alle  äuszerlich  zwingende  Gewalt  ausschliesz- 
lich  für  sich  in  Anspruch.  Gesetzgebung,  Regierung «  Ge- 
richt sind  ihrer  Natur  nach  Statsfunctionen.  Der  Stat 
ist  daher  jeder  Zeit  berechtigt,  die  Ausübung  dieser  Functionen 
in  bindender  Form  der  Kirche  zu  untersagen,  oder,  wenn  er 
sie  theilweise  gestattet  hat,  wieder  der  Kirche  zu  entziehen. 
Die  moralische  Einwirkung  und  die  Zucht  der  Kirche  steht 
mit  diesem  Satze  nicht  im  Widerspruch,  wohl  aber  jeder  Ge- 
richts- oder  Steuerzwang,  zu  dem  nicht  der  Stat  ermftchtigt 
Der  Stat  bestimmt  die  Bedingungen  und  die  Grenzen  der 
kirchlichen  Autonomie. 

d)  Der  Stat  darf  wohl  der  Kirche  eine  Theilnahme 
an  seinen  Lebensaufgaben  eröffnen,  und  ihr  auch  eine  Mit- 
wirkung —  zumal  auf  dem  Gebiete  der  Culturpflege  —  zu- 
gestehen, ohne  dasz  er  unser  Frincip  verletzt;  aber  er  kann 
nicht  die  Eine  Bechtsgewalt  spalten  und  eine  Souvcränetftt  der 
Kirche  anerkennen,  ohne  die  Einheit  der  Bechtsordnung  zu 
verwirren  und  den  Zwiespalt  zweier  gleicher  Potenzen  unlös- 
bar zu  machen. 

**  Die  katholisolie  Kirche  masst  sich  heute  noch  diese  CeDSur  an. 
Daa  neueste  Beispiel  ist  die  Allocution  gegen  den  Kaiser  Ton  Oester- 
reich  und  die  Mitglieder  des  österreichischen  Reichstags  rom  22«  Juni  1868. 
Der  moderne  Stat  darf  das  nicht  dulden  und  ist  genSthlgt,  wenn  er 
sein  Recht  und  seine  Wfirde  wahren  wiU,  gegen  aUe  die  Diener  der 
Kirche  einzuschreiten,  welche  heide  yerletzen. 
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Sechstes  Gapitel. 

Die  Beohte  des  modernen  States  mit  Beeng  auf  die  Kirche. 

1.  Das  Becht  imd  die  Pflicht,  welche  aus  dem  Wesen 
des  modernen  States  der  Kirche  gegenüber  folgt,  kOnnen  wir 
die  Kirchenhoheit  {jus  majestcUis  circa  sacra)  nennen. 
Wir  verstehen  darunter  nur  die  Hoheit,  welche  der  Stat  als 
ein  weltliches  und  sittliches  Reich  hat  und  ausübt,  und 
scheiden  jede  Theilnahme  an  dem  Kirchenregimente  selbst 
davon  aus.  Diese  Kirchenhoheit  kommt  somit  jedem  auch 
dem  nicht -christlichen  State,  und  gegenüber  jeder 
Kirche  zu. 

Indessen  haben  auch  auf  diesen  Begriff  die  verschiedenen 
Qmndansichten  Über  das  Verhältnisz  des  States  zur  Kirche 
Oberhaupt  einen  groszen  Einflusz  geübt,  und  den  Rechten  des 
States  bald  engere,  bald  weitere  Grenzen  angewiesen. 

a)  Nach  dem  nordamerikanischen  System  einer  in- 
differenten Toleranz  und  der  Trennung  der  Kirche  vom  Stat 
hat  der  Stat  den  kirchlichen  Oemeinschaften  gegenüber  keine 
andere  Stellung  noch  Rechte,  als  gegen  jede  Gesellschaft  oder 
Vereinigung  zu  wissenschaftlichen  oder  geselligen  oder  wohl- 
thfttigen  Zwecken.  Die  Kirchenhoheit  löst  sich  daher  auf  in 
der  allgemeinen  Corporationshoheit  und  der  polizei- 
lichen Aufsicht  über  Gesellschaften.  Der  Begriff  der 
Kirche  fUlt  weg  und  es  gibt  in  den  Augen  des  States  nur 
Beligionsgesellschaften. 

b)  Die  besondere  protestantische  Lehre  Europa*s 
pflegte  im  (Jegentheil  die  rein-statliche  Kirchenhoheit  mit 
kirchlichen  Bestandtheilen  zu  mischen,  und  auch  auf  das  K  i  r- 
chenregiment  selbst  auszudehnen.  Der  Stat  hat  nach 
derselben  nicht  blosz  zu  prüfen,  ob  die  kirchlichen  Anord- 
nungen nicht  der  öffentlichen  Wohlfahrt  schaden  und  das 
Becht  verletzen,  und  demgemftsz  zu  handeln i  sondern  er  soll 
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zugleich  beurtheflen,  ob  dieselben  in  der  religiösen  Wahrheit 
begründet  und  auch  kirchlich  gerechtfertigt  seien.  ^ 

c)  Die  katholische  Kirche  hat  zwar  noch  einige  Scheu, 
das  Princip  der  statlichen  Eirchenhoheit  anzuerkennen  und  die 
Folgerungen  desselben  in  ToUem  Umfange  zuzugestehen;  aber 
die  wichtigsten  Anwendungen  des  Orundsatzes  sind  doch  in 
den  meisten  katholischen  Ländern  in  neuerer  Zeit  ebenfalls 
ohne  nachhaltigen  Widerspruch  der  Kirche  eingeffihrt,  und 
das  Princip  der  Kirchenhoheit  von  den  neuem  Staten  regel- 
mäszig  siegreich  behauptet  worden.  Wenn  aber  die  katholische 
Kirche  die  Ausdehnung  derselben  auch  auf  das  eigentliche  Kirchen- 
gebiet mit  grOszerer  Energie  und  Erfolg  bestreitet,  so  trifft 
sie,  obwohl  sie  dabei  von  dem  Standpunkte  ihrer  kirchlichen 
Freiheit  und  Hoheit  ausgeht,  dem  Besultate  nach  doch  zusam- 
men  mit  dem  wahrhaft  modernen  Princip  des  States  selbst, 
welcher  entweder  überhaupt  kein  oder  doch  kein  besonderes 
confessionelles ,  sondern  höchstens  das  gemeinsame  christliche 
Bekenntnisz  hat,  daher  als  Stat  keinen  Anspruch  auf  das 
eigentliche  Kirchenregiment  macht. 

d)  Diese  rein  statliche  und  nur  statliche  Kirchen- 
hoheit ist  aber  offenbar  das  normale  Yerhältnisz,  auf  dessen 
Begründung  und  Herstellung  die  mancherlei  Strebungen  der 
neuem  Zeit  hinleiten.  Eine  wirkliche  Kirchenhoheit,  nicht 
eine  blosze  Qesellschaftshoheit ;  denn  der  Oedanke  der  Indif- 
ferenz bezüglich  der  Kirchen  ist  aus  den  nämlichen  Gründen 
unhaltbar  und  verkehrt,  aus  denen  der  Stat  gegen  die  Religion 
sich  nicht  indifferent  verhalten  kann.  Wird  die  Masse  der 
Bevölkerung  von  einer  bestimmten  kirchlichen  Richtung  er- 
griffen i  80  übt  diese  Stimmung  den  mächtigsten  und  nach- 
haltigsten Einflusz  auf  die  Politik  und  das  ganze  Dasein  des 
States  aus.  Die  innere  Verbindung  der  Kirche  mit  dem  State 
ist  dennoch  da,  obwohl  sie  ignorirt  wird,  und  die  Interessen 

i  stahl,  Kirchenverf.  der  Proteitanten  8.  109. 
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und  Leidensehaften  der  religiösen  oder  selbst  antireligiSsen 
Parteien  in  der  BevSlkerang  zwingen  sobald  sie  erregt  sind 
den  Stat  mit  ihren  Angelegenheiten  sich  m  befassen,  auch 
wenn  er  nicht  wollte.'  Aber  auch  eine  nur  s tatliche  Eär- 
ehenhoheit,  nicht  zugleich  ein  Stück  Eirchenregiment ;  denn 
theils  erträgt  die  Sonderung  des  States  und  der  Kirche  (ver* 
schieden  von  der  Trennung)  und  die  volle  Selbständigkeit 
beider  Organismen  die  Mischung  nicht,  theils  kann  der  Stat 
doeh  nur  Einer  Kirche  gegenüber  als  ein  Glied  derselben  sich 
geriren,  und  kommt  so  in  eine,  nach  dieser  Seite  hin  gebun- 
dene, gegenüber  andern  Kirchen  aber  feindliche  Parteistellung* 
Im  Terhältnisz  zur  katholischen  Kirche  wäre  überdem  eine 
solche  Ausdehnung  der  Statsmacht  gar  nicht  möglich  ohne  ein 
enstes  Schisma. 

2.  Jene  statliche  Kirchenhoheit  offenbart  sich  voraus  in 
der  Anerkennung  der  christlichen  Landeskirchen 
im  Gegensätze  zur  Duldung  bloszer  Secten  oder  anderer 
Beligionen. 

Der  christliche  Stat  darf  und  soll  prüfen,  ob  eine  christ- 
liche Gemeinschaft,  eine  Kirche,  sowohl  ihrem  organischen 
Bestände  und  ihrer  historischen  Berechtigung  nach  als  mit 
Bflcksicht  auf  ihre  religiöse  Wirksamkeit  auf  das  Volksleben, 
nicht  etwa  nur  Duldung,  sondern  volle  Anerkennung  des 
States  ansprechen  dürfe,  und,  wenn  er  sich  davon  überzeugt, 
diese  gewähren,    lian  kann  hier  noch  unterscheiden  zwischen 


*  Sehr  ^to Bemerkangen  darüber  toh  Napoleon  siehe  bei  Thiers^ 
hist.  da  Oonsalat  L  8.  163.  In  dem  alten  Europa  hat  noch  jedesmal 
eine  grosie  kirchliche  Bewegung,  gleichriel  ob  anftnglich  die  Statsge- 
walt  daran  Theil  nahm  oder  nicht,  auch  grosse  politische  Folgen  ge- 
habt. Die  Zustände  der  Kirche  in  Nordamerika  aber  sind  weder  so  be- 
wÜDt  noch  so  befriedigend  und  beruhigend,  daii  nicht  auch  da  an  den 
Stat  unabweisbare  Forderungen,  sich  um  die  kirchlichen  Verhältnisse  su 
bekümmern,  gelangen  können.  Wie  wenig  die  amerikanische  Indiffe- 
rena  aashält,  wenn  sie  emstUch  auf  die  Probe  gesteUt  wird,  sehen  wir 
in  der  Yertreibong  der  MoraMmen  Ton  ihren  alten 
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Landeskirchen  und  Dissidenzkirchen.  Die  enteren 
haben  alle  Bedingungen  erfollt,  nm  deren  willen  der  Stat 
ihnen  sein  volles  Vertrauen  zuwendet,  dasz  sie  christliche  Ge- 
sinnung und  (Gesittung  in  der  Nation  verbreiten  undf&rdem  werden, 
um  deren  willen  er  zugleich  sie  mit  seinen  OffentUchenMitteln  unter- 
stützt, mit  ihnen  gemeinsam  in  manchen  Dingen,  z.  B.  im 
ünterrichtswesen  handelt  und  ihnen  die  höchsten  Rechte  und 
Ehren  zugesteht.    Den  letztem  fehlt  es  dagegen  zwar  nicht 

#  

an  moralischen  Garantien  fttr  eine  segensreiche  christliche  Thft- 
tigkeit,  wohl  aber  wegen  des  geringen  Anhangs  oder  aus  hi- 
storischen Gründen  an  Bedeutung  für  das  Land,  um  ihnen 
alle  diese  Bechte  und  Ehren  zuzuerkennen.  Wenn  ihnen  daher 
auch  volle  Freiheit  ihres  Gultus  verliehen  wird,  so  fühlt  sich 
doch  der  Stat  nicht  ebenso  wie  den  Landeskirchen  gegenüber 
bewogen,  sie  aus  seinem  Vermögen  auszustatten,  noch  mit 
ihnen  zu  Bathe  zu  gehen  und  gemeinsame  Sorgen  zu  pflegen. 
In  Deutchland  z.  B.  werden  die  drei  Kirchen,  die  katho- 
tholische,  lutherisch-evangelische  und  reformirte, 
beziehungsweise  die  aus  beiden  unirte,  neben  einander  als 
Landeskirchen  behandelt,  in  manchen  Ländern  aber  ist  die  ka- 
tholische Landeskirche  und  die  protestantische  blosze  Dissidenz- 
kirche,  in  andern  umgekehrt.''  Darüber  gebührt  der  freie 
Entscheid,  je  nach  den  besondem  Verhältnissen,  dem  State, 
und  wenn  er  so  mehrere  Kirchen  anerkennt,  so  übt  er  auf 
seinem  Gebiete  ganz  das  nämliche  Becht,  welches  schon  im 
Mittelalter  die  katholische  Kirche  fortwährend  den  verschie- 
denen Staten  und  Statsformen  gegenüber  ebenfalls  geübt  hat 
und  noch  übt. 

Die  Kirche  sagt:  „Ich  bin  weder  monarchisch  noch  re- 
publikanisch, ich  vertrage  mich  mit  allen  Statsformen,  wenn 
sie  nur  das  religiöse  Leben  gewähren  lassen.  Mir  sind  Mo- 
narchist, Aristokrat,  Demokrat  gleichwerth,  wenn  sie  nur  gute 

'  YgL  oben  Oap.  5.  HundeshageD,  dentooher Projeituntiamni  8.  333. 
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Chmteo  and  tareae  Söhne  der  Eirohe  sind.*^  Mit'  dem  gleichen 
Hechte  kann  der  Stat  sagen:  «Ich  bin  weder  katholisch  noch 
proteetantiflch.  Die  confessionellen  Parteien  kflmmem  mich 
nicht,  wenn  sie  nnr  die  Gesetze  des  States  achten.  Die  Po- 
litik, nicht  die  Religion  ist  der  Qeist  meiner  Wirksamkeit. 
Katholiken  wie  Protestanten  und  selbst  Andersglftnbige  sind 
mir  gerecht,  wenn  sie  nnr  trene  Statsbürger  sind,  nnd  ich 
stelle  mich  freundlich  zu  den  Terschiedenen  religiSsen  Oemein- 
Schäften,  insofern  sie  mein  politisches  Leben  nicht  verletzen.'' 
Der  Begriff  der  Landeskirche  ist  somit  verschieden 
von  dem  der  Stat skir che.  Jener  ist  ein  rein  statlicher, 
dieser  ein  Mischbegriff.  Jener  setzt  die  Sonderang  von  Stat 
nnd  Kirche  voraus,  dieser  die  Abh&ngigkeit  der  Kirche  vom 
State.  Jener  verlangt  von  dem  State  kein  konfessionelles  Be- 
kenntnisz,  dieser  fordert,  dasz  der  Stat  der  Confessiim  der 
Statskirche  angehöre. 

Bietet  die  kirchliche  Gemeinschaft  dem  State  auch  nicht 
zureichende  moralische  Garantien,  oder  ist  sie  tiberall  noch 
nicht  geordnet  und  zu  einer  wirklichen  selbständigen  Kirche 
erwachsen,  so  hat  der  Stat  vollen  Grund,  sie  weder  als  Landes- 
noch  als  Dissidenzkirche  anzuerkennen,  sondern  er  gewährt  ihr 
als  einer  Secte,  insofern  sie  nicht  geradezu  statsverderblich 
erscheint,  im  Interesse  der  religiösen  Bekenntniszfreiheit,  eine 
Duldung,  deren  Schranken  er  nach  Statsgrflnden  näher  be- 
stimmt  In  dieser  Duldung  kann  der  Stat  gewöhnlich  ohne 
Gefahr  sehr  weit  gehen,  --  der  Verfolgungseifer  erreicht 
selten  den  gewünschten  Zweck;  —  aber  das  Becht  darf  er 
nicht  aufgeben,  dem  Wirken  unsittlicher  und  fBr  die  Bechts- 
ordnung  gefährlicher  Secten  entgegenzutreten,  derartige  Ver- 
bindungen aufzulösen^  und  ihr  gemeinsames  Handeln  zu 
hemmen. 

In  einem  ähnlichen  Verhältnisz  der  Duldung  steht  der 

*  Hftn  erinnere  sich  der  Wiedertänfer  in  Münster. 
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Stst  KU  den  nicht-christlichen  Beligionen,  wdoha  ein 
Theil  seiner  Bewohner  bekennt.  Je  mehr  dieselben  einen 
sittlichen  (behalt,  und  je  weniger  sie  eine  den  moralisdian 
Grundlagen  des  States  zuwiderlaufende  Bichtui^  haben,  desto 
umfassender  kann  auch  die  Duldung  gewährt  werden  und  sieh 
der  Anerkennung  christlicher  Kirchen  annfthem.  Aber  die 
Zumuthung  an  den  europäisch -christlichen  Stat,  dass  er  die- 
selben mit  der  nämlichen  Zuneigung  und  Liebe  um&ase  und 
f&rdere  wie  die  christliche  Kirche,  ist  eine  unnatdrliehe  und 
nar  mit  dem  falschen  System  einer  negativen  Indifferenz  ver- 
einbar. 

3.  Der  Schutz,  den  der  Stat  den  Landeskirchen  ge- 
währt, ist  umfassender,  als  der,  welcher  andern  Kirchen  und 
Secten  ertheilt  wird.  Der  Stat  ist  der  Schirmvogt  der  Lanr 
deskirehe  (jus  advocatiae). 

Die  Landeskirchen  werden  als  Öffentliche  Corporationen 
anerkannt  und  oft  denselben  daher  auch  Öffentliche  Rechte 
im  State,  z.  B.  das  der  Bepräsentation  in  den  Kammern,  der 
Betheiligung  bei  einzelnen  Behörden,  oder  ihren  Kirchenwflr- 
den  und  Aemtern  der  Bang  und  die  Bechte  von  Statswürden 
und  Aemtern  beigelegt.  Andere  kirchliche  und  religiöse  Ver- 
bindungen erhalten  nicht  ebenso  nothwendig  die  Bechte  Offent^ 
lieber  Corporationen,  sondern  werden  häufig  wie  privatrecht- 
liche Körperschaften,  Genossenschaften,  Gesellschaften  ang^ 
sehen  und  behandelt,  haben  somit  nur  Privatrechte  anzu- 
sprechen. ^ 

Aehnlioh  verhält  es  sich  mit  dem  Gottesdienste.  Es  ver- 
steht sich,  dasz  die  Landeskirchen  in  der  Begehung  ihres 
öffentlichen  Gottesdienstes  vollständig  geschützt  werden. 
Der  Stat  verwehrt  hier  nicht  blosz  jede  Hemmung  und  Stö- 
rung desselben,  sondern  er  nimmt  sogar  in  den  bürgerlichen 
Einrichtungen  auf  die  religiöse  Feier  achtungsvolle  Bück- 

>  Preais.  Landreeht  II.  11.  $.  17—19,  §.  20.    Bayeriselies  Be- 
ligionsediot  $.  2d— 92. 
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sieht  Das  Verbot  lärmender  Arbeit  und  Belustigung,  des 
Marktverkehrs  und  Kramhandels,  und  die  gebotene  Schlieszung 
Ton  Wein-  oder  Bierschenken  während  der  Festfeier  u.  dgl. 
sind  Folgen  solcher  erhöhter  Anerkennung  der  Landeskirchen.^ 
Anderen  obwohl  anerkannten  Kirchen  dagegen  wird  zwar 
wieder  ein  öffentlicher  Gottesdienst  im  Innern  ihrer  Er- 
bttuungshäuser  verstattet  und  vor  Störung  geschirmt,  aber  es 
lassen  sich  eher  Beschränkungen  rechtfertigen,  wenn  es  sich 
um  Einrichtungen  handelt,  die  auch  nach  auszen  für  die  übrige 
nicht  zu  diesen  Kirchen  g^örige  Bevölkerung  Bezug  haben. 
So  z.  B.  wird  kein  Glockengeläute,  es  werden  keine  Proces- 
sionen  auszer  der  Kirche  gestattet.  Die  religiöse  Engherzigkeit 
firflherer  Zeit  legte  auf  solche  Beschränkungen  einen  groszen 
Werth:  der  neuem  Zeit  ist  es  würdig,  soweit  nicht  das  bür- 

*  Bayerisches  Religionsediot  $.  80:  ,Die  im  State  bestehenden 
Religionsgeaellsohaften  sind  sich  wechselseitig  gleiche  Achtung  schuldig; 
gegen  deren  Yersagnng  kann  der  obrigkeitliche  Schutz  aufgerufen  wer- 
den, der  nicht  Tcrweigert  werden  darf:  dagegen  ist  aber  auch  keiner 
eine  Selbsthülfe  erlaubt '^  §.  82:  ,, Keine  KirchengesellBohaft  kann  Ter- 
bindlioh  gemacht  werden,  an  dem  äussern  Gottesdienst  der  andern  An- 
theil  SU  nehmen.  Kein  Religionstheil  ist  demnach  schuldig,  die  beson- 
dern Feiertage  des  andern  sn  feiern ,  sondern  es  soll  ihm  frei  stehen, 
an  solchen  Tagen  sein  Gewerbe  und  lesne  Handthiening  aussuflben,  je- 
doch ohne  Störung  des  Gottesdienstes  des  andern  Theiles,  und  ohne  dasc 
die'  Achtung  dabei  Tcrletst  werde,  welche  nach  §.  80  jede  Beligionsge- 
•elbchAft  der  andern  bei  Ausübung  ihrer  religiösen  Handlungen  und 
Oehrluohe  sehnldig  ist.*^  •—  Im  fiinielnen  kommt  natürlich  Tiel  anf  die 
BeTÖlkemngSTerhUtniflse  an.  In  einer  Tonugsweise  katholischen  Stadt 
wire  es  s.  B.  störend,  wenn  die  Protestanten  an  hohen  Festtagen  der 
Katholiken  ihr  bürgerliches  Gewerbe  ölTentlich  betrieben  wie  an  Werk- 
tagen; in  einer  Stadt  dagegen,  wo  nur  efaie  geringe  Zahl  Ton  Katho- 
liken sich  befindet,  keineswegs.  Belgische  Yerf.  §.  15:  «Keiner  ist 
geswungen,  auf  irgend  eine  Weise  an  den  Handlungen  und  Feierlich- 
keiten eines  Gottesdienstes  Theil  su  nehmen,  oder  die  Ruhetage  des- 
telbett  sn  beobachten."  Oesterr.  Ges.  vom  25.  Mai  1868.  $.  G:  „Fer- 
ner mnis  an  den  Festtagen  was  immer  für  einer  Kirche  oder  Beligions- 
geseUsohaft  wAhrend  des  Hauptgottesdienstes  in  der  Nähe  des  Gottes- 
hansei  aUes  unterlassen  werden ,  was  eine  Störong  der  Feier  snr  Folge 
haben  könnte.*" 

21* 
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gerliche  Leben  hinwieder  gestört  würde,  anch  in  diesen  Dingen 
den  verschiedenen  Kirchen  freien  Gultos  su  verstatten.  Aber 
überspannt  wftre  das  Begehren  einer  solchen  Ejrche  an  den 
Stat,  dasz  ihre  Festtage  anch  von  denen  beachtet  werden  müs- 
sen, welche  nicht  zn  ihr  gehSren. 

Beschränkter  noch  kann  der  Schutz  sein,  den  der  Stat 
nichtchristlichen  Beligionen  nnd  bloszen  Secten  gewährt  Ans 
dem  Prindp  der  individuellen  Gewissensfreiheit  folgt  noch 
nicht  die  Freiheit  eines  gemeinsamen  Coltns.  Sowie  die  In- 
dividuen ans  der  Besonderheit  ihres  Hauses  nnd  ihrer  Familie 
heranstreten ,  und  sich  zu  Genossenschaften  (Gesell- 
schaften) Gleichgesinnter  verbinden,  so  hat  auch  der  Stat 
als  die  höchste  Ordnung  der  änszem  Lebensgemeinschaft  eine 
nähere  Veranlassung  und  ein  erhöhtes  fiecht  zu  prüfen,  in 
welchen  Beziehungen  jene  Genossenschaften  und  ihre  Thfttig- 
keit  zu  den  gemeinsamen  öffentlichen  Interessen  stehen,  und 
demgemäsz  zu  verfahren.  Im  Zweifel  soll  er  freilich  die  Frei- 
heit des  Cultns  achten.  Wenn  er  sich  aber  überzeugt,  dasz 
eine  Secte  der  Existenz  und  Buhe  des  States  —  nicht  etwa 
der  herrschenden  Politik  im  State  —  gefährlich  ist,  so  kann 
es  dem  State  nicht  verwehrt  werden,  dieselbe  als  religiöse 
Genossenschaft  nicht  zuzulassen  oder  aufzulösen, 
oder  je  nach  Umständen  unter  besondere  Aufsicht  zn  steUen 
und  enger  zu  beschränken.  Es  lassen  sich  hier  mancherlei 
Abstufungen  denken,  voll  dem  völligen  Verbote  bis  zur  Ge- 
stattung des  freien  Cultns,  z.  B.  die  Beschränkung  des  Got- 
tesdienstes der  Secte  auf  die  Hausandacht  der  Familien,  auf 
eine  gemeinsame  Gottesverehrung  aber  nur  im  Stillen  und  mit 
Ausschlieszung  aller  Andersgläubigen,  die  Zulassung  des  öffent- 
lichen Cultns  aber  ohne  dasz  den  kirchlichen  Handlungen, 
z.  B.  der  Taufe,  Trauung  u.  s.  f.  auch  bürgerliche  Wirkungen 
beigelegt  werden  u.  s.  f.^ 

^  PreasBiBohes  Landreoht  n.  Tit.  11.    $.  22:  «Biner  geduldeten 
KinhengeaeUiohaft  ist  die  freie  Ausfibang  ihrei  PriTatgotteadienstes  rer- 
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In  neuerer  Zeit  haben  einzelne  Staten  die  Oestattnng  des 
öffentlichen  Gottesdienstes  als  allgemeine  Begel  ausgesprochen, 
die  aach  anf  nichtchristliche  Religionen  und  Secten  ihre  Anwen- 
dung finde.  ^  Ein  ausgedehntes  Masz  Ton  Freiheit  sagt  dem 
Wesen  auch  des  modernen  christlichen  States  zu,  nicht  aber 
TdUige  Sorglosigkeit  und  Mangel  an  Prüfung  und  Unterscheidung. 

4.  Die  Förderung  und  Pflege  auch  der  kirchlichen 
Interessen  und  Wirksamkeit  äuszert  sich  gegenüber  den  Lan- 
deskirchen 

a)  in  der  Ausstattung  und  Dotation  ihrer  ftuszem 
Institute  und  Bedürfhisse,  soweit  sie  des  States  bedarf,  in  der 
Erbauung  und  Ausschmückung  der  Kirchen,  in  der  Fundirung 
der  kirchlichen  Aemter,  in  der  Sorge  für  die  Schulbedürfiiisse 
der  Kirche,  in  der  Unterstützung  der  Mission.^  Andere  Kir- 
dien  haben  darauf  keinen  Anspruch,  wenn  es  schon  dem  State 
nicht  verwehrt  ist  auch  ihnen  durch  Beiträge  zu  Hilfe  zu 

stattet.*'  $.  23:  ^Zu  dieser  gehört  die  Anstellung  gottesdienstlicher  Zu- 
saramenkfinfle  in  gewissen  dazu  bestimmten  Oebäaden,  und  die  Ans- 
Obnng  der  ihren  Belic^onsgrondsAtxen  gem&sBen  Gebrano^e,  sowohl  in 
diesen  Zusammenkünften,  als  in  den  Privatwohnungen  der  Mitglieder. ** 
§.  25:  «Ihr  ist  nicht  gestattet  sich  der  Olocken  zu  bedienen,  oder  Öf* 
feotKehe  Feierlichkeiten  anscerhalb  der  Mauern  ihreR  Yersammlungs- 
hawee  aniustellen.*'  Bayer.  Ediot  §.  3:  «Sobald  mehrere  Familien 
xur  Ausübung  ihrer  Religion  sich  verbinden  wollen ,  so  wird  jederzeit 
biezu  die  königliche  Genehmigung  erfordert.*'  Tgl.  Wilda  in  der 
Zeitsoh.  fOr  deutsches  Recht  XL  8.  235. 

*  Belgisehe  Terf.  $.  14:  «Die  Freiheit  jeder  Oottesverehrang 
(culte),  ihrer  Ausübung  ist  zugesichert,  mit  Yorbehalt  der  Unterdrückung 
der  Vergebungen,  welche  bei  Ausübung  dieser  Freiheit  begangen  wer- 
den.* Französische  tou  1848  S-  7:  «Jedermann  bekennt  frei  seine 
Religion,  und  erbUt  zur  Ausübung  seines  Gultus  von  dem  State  einen 
gleiehaOszigen  Schutz.*"  Preuszische  §.  12:  «Die  Freiheit  des  reU- 
giöeen  Bekenntnisses,  der  Yereinigung  zu  ReligionsgeseUschaften  und 
der  gemeinsamen  hftuslichen  und  Öffentlichen  Religionsübungen 
wird  gewihrleiitet.** 

•  HolUndische  Yerf.  §.  168.  Französische  Ton  1848,  $.  7: 
«Die  ReUgionsdiener,  sowohl  für  die  gegenwärtig  vom  Gesetz  aner- 
kannten Culttts  als  auch  für  diejenigen,  welche  in  Zukunft  anerkannt  werden 
fetten,  haben  das  Recht,  einen  Gehalt   ans  Statsfonds  zu  empfangen.** 
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kommen.  *  Der  heutige  christliche  Stat  gewährt  auch  fremden 
Beligionen  ihr  Recht  des  Bestandes,  aber  seine  volle  Zunei- 
gung kann  sich  nur  den  christlichen  Kirchen  zuwendeftf 
welche  in  der  Nation  zu  umfassender  und  grosser  Wirksamkeit 
gelangt  sind; 

b)  in  der  Ehre,  welche  er  der  Kirche  erweist,  indem  er 
sie  in  ihren  Vorstehern  auszeichnet  und  bei  öffentlichen  Festen 
zur  Theilnahme  einladet,  und  indem  er  für  seine  statlichen 
Einrichtungen  die  *Weihe  der  Kirche  anspricht  Wo  es  zu 
einer  gerechten  Auseinandersetzung  der  beiden  Gebiete  gekom- 
men ist,  da  befiehlt  der  Stat  nicht  mehr  die  religiöse  Weihe, 
sondern  er  ersucht  darum,  denn  diese  kann  ?on  der  Kirche 
nur  aus  freiem  Herzen  gewährt  werden,  und  hat  nur  dann 
Wahrheit  und  Werth; 

c)  in  der  Zuziehung  der  Kirche  bei  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten und  Sorgen,  zur  Mitberathung  und  Mitwir- 
kung: 80  voraus  mit  Bezug  auf  das  Schulwesen  (Betheiligung 
der  kirchlichen  Aemter  bei  den  Schulräthen)  bei  Anordnungen, 
die  auf  die  öffentliche  Moral  Bezug  haben  u.  s.  f.; 

d)  in  dem  Antheil,  welcher  den  Landeskirchen  als  sol- 
chen in  den  organischen  Instituten  des  States  selbst  zur  Wah- 
rung ihrer  Rechte  und  Vertretung  ihrer  Interessen  gewährt 
wird,  wie  insbesondere  in  der  Repräsentation. 


Siebentes  Gapitel. 

Von  dem  Aafoiohtsreoht  insbesondere. 

Der  Stat  und  die  Kirche  sind  zwei  wesentlich  selbsite- 
dige  Körper.  Der  Stat  überschreitet  daher  seine  natürliche 
Grenze,  wenn  er  das  Kirchenregiment  selbst,  wie  das  aller- 
dings in  den  confessionell- protestantischen  Staten  in  früherer 
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Zeit  in  weitem  ümfimge  gefichehen  ist,  an  die  Hand  nimmt 
Aber  er  hUt  sich  innerhalb  derselben,  wenn  er  über  die  Kirche 
eiae  s tatliche  Oberaufsicht,  die  wichtigste  Seite  seiner 
Kirchenhoheit,  übt  (jns  inspectionis ,  jus  cavendi).  Aller- 
dings  bezieht  sich  diese  Aufsicht  nicht  auf  die  unsichtbare 
Kirche,  als  eine  Gemeinschaft  der  Heiligen,  die  der  Wahr- 
nehmnng  und  dem  Gebiete  des  States  vollständig  entrückt  ist, 
wohl  aber  auf  die  sichtbare  Kirche,  als  eine  auf  der  Erde 
erscheinende  und  wirkende  organische  QemeinschafI;.  Die 
ftuszem  Dinge  sind  für  die  Kirche ,  obwohl  nicht  ^Butbehrlich, 
doch  immerhin  von  untergeordnetem  Werthe.  Aber  eben  weil 
diese  Seite  ihres  Daseins  eine  ftuszere  ist  und  in  mannichfid- 
tige  Beziehung  tritt  zu  dem  wesentlich  ftuszem  und  weltlichen 
Reiche  des  States,  so  kann  der  Stat  nicht  vor  ihrer  Erschei- 
nung  und  ftuszem  Wirksamkeit  die  Augen  verschlieszen ,  son* 
dem  ist  genethigt  und  berechtigt,  darüber  Aufsicht  zu  üben. 
Hier  besonders  thut  nun  aber  eine  richtige  Auseinander- 
setzung noth,  damit  jeder  Theil  in  dem  Genüsse  der  ihm 
zugehörigen  Freiheit  und  Bechte  unverkümmert  bleibe. 

1.  In  rein  kirchliche  Dinge  des  Gewissens  und 
Glaubens  hat  sich  der  Stat  als  in  ein  Gebiet,  das  fOr  ihn 
unzugftnglich  ist,  nicht  zu  mischen, '  somit  auch  keine  dog- 
Streitigkeiten  zu  entscheiden.  Wenn  aber  die 
neue  Gesetze,  Ordnungen  und  Bestimmungen  in  Glan- 
benssaehan  erlftszt,  oder  in  Gewissensangelegenheiten  sich  nicht 
mit  bloszem  Bathe  begnügt,  sondern  bindende  Vorschriften 
trifft,  so  kann  der  Stat  Kenntnisz  verlangen  von  allen 
•dehen  Verfttgungen,  und  unter  der  Voraussetzung,  dasz  die 
Statsordnung  durch  dieselbe  verletzt  oder  gefährdet  würde, 
Einhalt  thun.*     Dieses  Recht  des  States  wurde  unter  dem 

*  Bftjerisoke  Ytrf.  IT.  §.  9. 

*  Prettiiiseh«!  Imdreoht  11.  Tit.  IL  |.  33:  «Der  Sto«  ist  be* 
raeMifi,  Ton  d«iig«ugea,  wai  in  den  Tenaimnliuigien  der  Kirohenge- 
MlliekafI  gelehrt  und  Yeriwndell  wird,  Kenntniu  einzuiiehen.    §.  118: 
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Namen  des  Place t  (placekm  regkm)  in  das  Staterecbt  ein- 
geführt, aber  öfter  aber  Gebühr  ausgedehnt.  Schon  der  Aus- 
druck ist  falsch  gewählt,  und  dabei  merkwürdigerweise  gerade 
der  umgekehrte  Irrthum  begangen  worden  von  dem,  welcher 
die  königliche  positive  Sanction  in  der  statlichen  Gesetzgebung 
zu  einem  blosz  negativen  Veto  verdreht  hat.  Jenes  sogenannte 
Placet  nämlich  ist,  recht  verstanden,  kein  positives  Becht  des 
States,  über  die  Eirchlichkeit  und  Wahrheit  der  von  der  Sir- 
chengewalt gegebenen  Entscheidung  zu  urtheilen  und  dieser 
seine  Autorität  zu  verleihen,  sondern  nur  ein  negatives  Becht 
der  Abwehr  solcher  kirchlichen  Entscheidungen,  welche  die 
Statsinteressen  beeinträchtigen;  ein  n^;atives  Recht,  dem  das 
Misztrauen  zu  Grunde  liegt,  es  möchte  die  sichtbare  Kirche, 
in  welcher  auch  menschliche  Schwächen  und  Leidenschaften 
sich  regen,  ihre  dogmatische  Selbständigkeit  miszbrauchenf 
und  Beschlüsse  fassen  und  öffentlich  geltend  machen,  mit 
denen  die  vom  State  anerkannten  Bechte  der  Individuen  sowohl 
als  seine  eigene  Wohlfahrt  in  Widerspruch  stehen.  In  der 
Besorgnisz,  dasz  das  Haupt  der  katholischen  Kirche,  der  Papst, 
der  nicht  wie  die  andern  kirchlichen  Würdenträger  in  dem 
Statsgebiete  als  IJnterthan  wohnt  und  der  statlichen  Gerichts- 
barkeit anheimfällt,  seine  hohe  Autorität  und  günstige  Stellung 
leicht  so  miszbrauchen  könne,  wurde  frfiherhin  von  manchen 
europäischen  Staten  sogar  der  ganze  amtliche  Verkehr  der  ein- 
heimischen Geistlichkeit  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  gewisser- 

„Alle  pftpBtliohen  Ballen,  Breren  und  alle  Yerordnungen  aaiwliüger 
Obern  der  Geistliobkeit  müssen  Tor  ihrer  Pnblication  und  Tollstreoknng 
dem  State  mr  PrSAmg  nnd  Genehmigimg  Torgelegt  werden.**  Orga^ 
niiches  Geseta  des  Conoordata  in  Frankreich  von  1802,  Art.  1:  „A«- 
Cime  baUe,  bref,  resorit,  d6oret,  mandat,  proyision,  Signatare  lerrant  de 
proyision,  ni  aatres  exp^ditions  de  la  ooar  de  Borne,  möme  ne  conoer- 
nant  qae  les  particoliers ,  ne  pourront  dtre  re^us,  publica,  imprimAt,  ni 
aatrement  mis  k  ex^cation,  aans  raatoriaation  du  gonyemement.**  Bay- 
erisches Beligionsedict  §.  57  und  58:  „Hiernach  dflrfen  keine  Qeietie, 
Terordnongen  oder  sonstige  Anordnungen  der  Kirdiengewalt  ohne  aller* 
Mclute  Einsicht  mid  Genehmigung  pablicirt  imd  Tollcogen  werden,** 
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massen  imter  polizeiliche  Aufsicht  gestellt.  In  neuerer  Zeit 
dagegen  wurde  eine  solche  Vorsicht  öfter  nun  grundsätzlich 
verworfen. ' 

Aus  der  Zulassung  freien  Verkehrs  folgt  aber  noch  nicht, 
dasz  die  Gesetze  und  Entscheidungen  der  Eirchengewalt  der 
Kenntnisz  und  Aufsicht  des  States  entzogen  seien.  Nur  das 
ist  der  Gegensatz  der  neuem  Richtung  gegen  die  frühere 
Maxime  des  Placet,  dasz  zunächst  der  Kirche  freigegeben 
wird,  was  ihr  gut  erscheint  in  rein  kirchlichen  Dingen  zu  ver- 
ordnen and  bekannt  zu  machen,  unter  Vorbehalt,  dasz  der 
Stat  gegen  den  wirklich  geschehenen  Miszbrauch  ein- 
sehreite. Die  Präventivmaxime  wird  so  in  das  Bepres- 
aivsjstem  umgeändert.  Die  Erfüllung  dieser  Umgestaltung 
des  Statsrechtes ,  welches  einer  auszerhalb  des  Statsgebietes 
wohnenden  Eirehenautorität  gegenüber  bedenklich  erscheint,^ 

'  Belgische  Verf.  $.  16:  ,iDer  Stat  hat  kein  Recht,  sich  in  die 
Ernennung  oder  Einsetzung  der  Diener  irgend  einer  Gottesverehning  zu 
miielien  oder  ihnen  den  Verkehr  mit  ihren  Obern  und  die  Bekanntma- 
choBg  ihrer  Acten  zu  untersagen;  im  letztem  Falle  mit  Yorbehalt  der 
gewöhnlichen  Verantwortlichkeit  im  Betreff  der  Presse  und  der  Be- 
kanntmachung.*' HoUftndische  §.  170:  „Die  Yermittelung  der  Re- 
gierung wird  nicht  rerlangt  bei  dem  brieflichen  Verkehr  mit  den  Häup- 
tern der  Tersohiedenen  kirchliehen  QeseUschaften ,  noch  bei  Bekanntma- 
chung kirchlicher  Yorscbriften,  jedoch  unter  verantwortlicher  Befolgung 
der  Gesetze/'  Preuszische  §.  16:  ,fDer  Verkehr  der  Religionsgesell- 
teliAflen  mit  ihren  Obern  ist  ungehindert.  Die  Bekanntmachung  kirch- 
Heber  Anordnungen  ist  nur  denjenigen  Besohrftnkongen  unterworfen, 
welchen  alle  übrigen  VerdiTentliohungen  unterliegen.''  Oetterr.  Con- 
eordal  t.  18&5,  Art.  2:  „Der  Wechselrerkehr  zwischen  den  Bischöfen, 
der  Geistlichkeit,  dem  Volke  und  dem  heiligen  Stuhl  in  geistlichen  Din* 
gen  und  kiroUichen  Angelegenheiten  wird  Tollkommen  frei  sein." 

*  Es  frigt  sich  flberhanpt,  ob  der  Stat  sich  nicht  durch  eine  falaohe 
Abstraetion  von  Freiheit  hat  yerleiten  ktaen,  auf  Rechte  in  Teniohten, 
die  er  zu  seiner  Sicherheit  nicht  entbehren  kann.  Laurent  (P^gUse 
et  r^lat  IIL  340)  behauptet  das  und  hebt  den  unterschied  iwisehen 
,,pftp«tliehen  Bullen"  und  blossen  „MeinungsAusserungen"  herror.  Jene 
werden  von  Tausenden  und  Hunderttansenden  wie  ein  bindendes  Gesetz 
betrachtet,  diese  frei  gew&rdigi  Wenn  daher  eine  Bulle  statswidrige 
m  enthUt,  so  ist  ihre  Verölfentlichung  nicht  bloss  ein  Ver- 
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erfordert  aber  im  Interesse  des  States  mm  eine  nfthere  Be- 
stimmung dessen,  was  als  Miszbranoh  nicht  zu  dulden,  be- 
ziehmigs weise  zu  bestrafen  sei;  in  ähnlicher  Weise,  wie  die 
Einführung  der  Preszireiheit  im  Gegensätze  zu  der  firfihem 
Censur  ein  Preszgesetz  nOthig  gemacht  hat.  Je  grösser  die 
Freiheit  ist,  welche  der  Stat  der  Kirche  gewfthrt,  um  so  nö> 
thiger  ist  ein  Gesetz,  welches  ein  Bechtsverfahren  wegen 
Miszbrauchs  der  Eirchengewalt  (recursus  propterabusum) 
anordnet.^  Der  Oedanke  nämlich,  dasz  schon  die  gewöhnliche 
Gesetzgebung  ausreiche,  der  in  den  neuen  Verfassungen  durch- 
schimmert, ist  irrig.  Die  Beziehungen  der  Kirche  zum  State 
und  der  Einflusz  jener  auf  das  nationale  Leben  sind  viel  zu 
groBZ  und  eigenthümlich ,  als  dasz  sie  schon  in  den  Gesetzen 
hinreichende  Beachtung  finden  könnten,  welche  nur  im  Allge- 
meinen das  Becht  und  die  Freiheit  *  der  Indi?iduen  und  Ge- 
sellschaften näher  bestimmen  und  begrenzen.  Der  Stat  ist 
nicht  confessionell  seinem  Wesen  nach;  die  jetzigen  Kirchen 
aber  sind  meistens  noch  confessionell.  Daher  ist  es  Becht 
und  Pflicht  des  States,  indem  er  auf  der  einen  Seite  die  Frei- 
heit der  Kirchen,  ihre  confessionellen  Gegensätze  auszubilden 
und  beziehungsweise  auch  dogmatischen  Streit  zu  führen,  an- 
gehen gegen  die  Statsordnuag,  sondern  anoli  eine  enste  Oefilir  tfkr  den 
StatsiHeden,  wogegen  dos  Plaoet  den  Stet  besser  schfiist  als  die  Bepiee- 
Bion.  Aach  H.  Bscher  (Politik  I.  8.  540),  der  sonst  die  kirohliehe 
Freiheit  in  weitestem  Umfang  rertheidigt,  hUt  das  Plaoet  den  Brlaasen 
der  römischen  Gnrie  gegenüber  für  nothwendig. 

*  Bin  sehr  beaohtenswerther  Yersuch  in  dem  organiiohen  €tateti 
far  Frankreich  von  1802,  $.  6:  „D  y  aora  reconrs  an  oonseil  d'^tat, 
dans  tons  les  cas  d*abvs  de  la  part  des  snpMeors  et  aatres  pertonBM 
eool6siastiqnes.  Let  cas  d'abos  sont  rnsorpation  on  Texo^  de  ponvoir, 
la  oontraTontion  anx  lois  et  r^glements  de  la  r6pabliqne,  l'infiaotion  des 
r^les  oonsacrto  par  les  canons  re^ os  en  Franoe,  l*attentat  anx  liberlfie, 
ftranehises  et  oontnmes  de  TJ^glise  gallioanes ,  et  toid  mUmprim  o«  imä 
proeidS  qni  dans  Vexerdee  du  ctifte,  petU  compromeUn  Vkonmemr  deg 
eüwfetu ,  trtHMer  arbUrairemeiU  Uur  «macience,  digemirer  tomtn  emm 
em  oppresnon  ou  en  »«i/uf«,  tm  en  scandaie  pubUc**  VergL  ^oeiiie  in 
der  ReTue  6trang.  et  frany.  V.  8.  249  ff.  T  i  v  1  e  n  i:tud«  adana  IL  28a 
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erkennt,  doch  dardber  zu  wachen,  dasz  die  confessionelle  Bei- 
bung  nicht  den  öffentlichen  Frieden  störe,  noch  die  Achtung 
verletze,  die  der^Stat  den  von  ihm  anerkannten  Kirchen  ge* 
wftbrieistet.  Es  gilt  das  z.  B.  auch  von  allgemein  eingeführten 
Katediismen  und  Erbauungsbflchem.  Denn  offenbar  ist  es  etwas 
ganz  anderes,  wenn  ein  Individuum  in  Privatschriften  die  oon- 
fessionelle  Polemik  leidenschaftlich  schärft,  oder  wenn  die  Eir- 
chengewatt  mit  einer  auf  Millionen  gewaltig  wirkenden  Auto* 
ritftt  den  Olaubenshasz  stachelnd  aufregt,  oder  die  confessionellen 
Leidenschaften  im  Volke  wider  die  statlichen  Anordnungen 
zum  Kampf  aufruft,  wie  das  heute  in  Belgien,  in  Baden 
und  in  Oesterreich  geschieht.  Je  gröszer  die  Oefahr  für  den 
gemeinen  Frieden  und  die  öffentliche  Wohlfahrt  ist,  desto 
rascher  und  kräftiger  musz  der  Stat  einschreiten. 

2.  Die  Verhältnisse  des  Gultus  smd  zwar  ihrem  Wesen 
nach  ebenfiaUs  durchaus  kirchlich,  und  nicht,  wie  das  zu- 
weilen behauptet  wird,  gemischt.  Aber  weil  sie  in  äuszem 
Formen  des  gemeinsamen  Lebens  sichtbar  hervortreten,  so 
stehen  sie  dem  Statsgebiete  näher,  und  berfihren  dasselbe  an 
mehreren  Seiten  als  die  Glaubens-  und  Gewissenssachen  im 
engem  Sinne. 

Auch  hier  soll  der  Kirche  zunächst  die  freie  Selbst- 
bestimmung zugestanden  und  nicht  etwa  die  Anordnung 
darfiber  dem  State  vorbehalten  werden.  Aber  mehr  als  in 
jenen  andern  Beziehungen  ist  der  Stat  hier  veranlasst,  Aufsicht 
m  tlben  Ober  die  Wahrung  seiner  Interessen.    Dahin  gehören: 

a)  die  Anordnung  kirchlicher  Feste,  wobei  es  j^ 
doch  von  dem  State  abhängt,  denselben  bürgerliche  Wirkungen 
mit  Bezug  auf  Einstellung  der  Arbeiten  und  des  Marktver- 
kehrg  beizulegen  oder  nicht;* 

*  Die  Oeaetzgebong  des  letzten  Jahrhunderts  hatte  die  Tendenz, 
die  Einwirkong  des  Statea  auf  Bestimmung  der  Kirchenfeste  möglichst 
auiZttdehDen  nnd  dieselben  aus  nationalwirthschafiliohen  Grflnden  zu  be- 
sohrftoken.  Prcuszisohes  Landrecht  §.  34  und  35.  Bayerisches 
Edict  §.  76  und  77. 
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b)  die  Bildung  religiöser  Vereinigungen, ^rnder- 
schaften  u.dgl.  zur  Ausfibung  gottesdienstlicher  Handlungen 
oder  frommer  Werke,  und  die  Haltung  kirchlicher  Mia> 
sionen.  Der  Stat  kann  wohl  der  Freiheit  solcher  Bildungen 
weiten  Baum  lassen,  aber  nicht  auf  sein  Recht  der  Kennt- 
nisznahme,  noch  das  der  Beschränkung,  heziehungsweiBe 
des  Verbots,  verzichten,  wenn  solche  Vereine  in  einem  für 
die  Ehre  oder  das  Becht  der  Bürger  oder  des  States  und  für 
den  öffentlichen  Frieden  und  die  gute  Sitte  verderUichen  Simie 
wirken  oder  sich  geb&rden:^ 

c)  die  Stiftung  von  Klöstern  und  die  Begründung  kirch- 
licher Orden,  sowie  die  Genehmigung  ihrer  Statuten  und 
Beaufsichtigung  ihres  kirchlichen  Lebens  ist  zwar  zun&cbst 
wieder  eine  Angelegenheit  der  Kirche,  und  es  ist  nicht  zu 
läugnen,  dasz  in  den  letzten  Jahrhunderten  die  Staten^Europa's 
oft  willkürlich  und  eigennützig  in  dieselbe  eingegriffen  und 
häufig  die  Schwäche  und  Gebrechen  der  Klöster  und  Orden 
benutzt  haben,  nicht  um  dieselben  zu  bessern,  sondern  um  sie 
ihres  Vermögens  zu  berauben.  Aber  nichtsdestoweniger  legem 
auf  der  andern  Seite  auch  historische  Erfahrungen  dem  State 
die  staüiche  Pflicht  an*sHerz,  sich  seines  Aufsichtsrechtes 
nicht  zu  begeben,  sondern  darüber  sorgflUttg  zu  wachen,  theüs 
dasz  die  individuelle  Freiheit  der  Menschen  nicht  klösterlichen 
Gelübden  und  Ordnungen  hingeopfert  werde,  theils  dasz  nicht 
einzelne  Klöster  oder  Orden  das  benachbarte  Grundeigenthom 
im  üebermasz  dem  lebendigen  Verkehr  enteiehen  und  für  die 
todte  Hand  erwerben,  theils  dasz  sie  nicht  in  einem  stats- 
feindlichen  Sinne  ihr  Dasein   bethätigen.    Als   statsfeindlich 

^  Die  Denkflohrift  der  bayeriichen  BisohSfe  ron  1851  hat  Beeht, 
wenn  sie  die  nAchste  Aufsicht  und  Controle  solcher  kirohlioher  Vereine 
fftr  die  Kirche  Tindicirti  aber  Unrecht,  wenn  sie  dem  8tate  jede  Auf- 
sicht darüber  rersagen  wiU.  Auch  wenn  jene  z.  B.  die  öffentlichen 
Qeisselnngen  der  GeiszelbrÜdersohaften  gut  heiszen  wflrde,  thftte  der 
Stat  doch  wohl  und  recht,  derlei  Soandal  nicht  zu  dnlden.  YgL  Baye« 
risches  Edict  §.  76  b,  c.    Oesterreioh.^  Conoordat  Art  28. 
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darf  der  moderne  christliche  Stat  aber  wohl  Orden  bezeichnen, 
welche,  wie  der  Jesuitenorden,  durch  ihre  Lehre  und 
Wirksamkeit  den  Stat  unter  die  mittelalterliche  Oberherrschaft 
der  Kirche  zur&cktreiben  oder  in  ihrem  confessionellen  Eifer 
den  Frieden  der  Gonfessionen  bedrohen.  Fühlt  sich  der  Stat 
stark  und  mftchtig,  so  mag  er  nach  dem  Vorbilde  Friedrichs 
des  Groszen  auch  solche  g&hrende  Elemente  wohl  ertragen, 
und  die  flbertriebene  Jesuitenfurcht  macht  zuweilen  eher  den 
Eindmck  von  Zaghaftigkeit  und  Schwäche,  als  von  klarem 
Sechtsbewusztsein  des  States.  Aber  da  der  Jesuitenorden  als 
eine  organisirte  Macht  auftritt,  und  durch  seine  groszen  geist- 
lichen und  ökonomischen  Mittel  eine  gefährliche  Gewalt  Qber 
fiele  Gemflther  ausübt,  und  dieselbe  zum  Schaden  des  Stats 
und  der  Cinlisation  gebraucht,  so  hat  der  Stat  auch  Grund 
zur  Vorsicht,  und  ist  wohl  veranlaszt,  dem  Umsichgreifen  des 
Ordens  ebenso  wie  der  kflnstlichen  Zucht  von  Schlangen  zu 
wehren.  Er  hat  unzweifelhaft  das  Recht,  eine  Gemeinschaft, 
welche  sich  als  unverträglich  mit  seiner  Wohlfahrt  und  seinem 
Becht  erweist,  auszustoszen  oder  aufzulösen.^  Sie  kann  sogar 
ein  aufopfernder  Diener  der  (confessionellen)  Kirche  und  doch 
ein  Feind  des  (confessionslosen)  States  sein,  die  Zuneigung 
jener  verdienen  und  fOr  diesen  unausstehlich  werden.  Nicht 
die  kirchliche  Einrichtung  und  Form  solcher  Corporationen  hat 
der  Stat  zu  ordnen  oder  mit  zu  bestiomien,  aber  er  hat  sein 
Recht  auch  in  solchen  Fällen  zu  wahren,  wo  dasselbe  von 
jenen  im  Namen  der  kirchlichen  Interessen  verletzt  oder  be- 
droht wird.* 

*  Sohweizerisohe  BnndesYerf.  §.  58:  ,^Der  Orden  der  Jetuiten 
and  die  ihm  affilirien  Oesellsohaften  dttrfen  in  keinem  Theile  dor 
Schweif  Aufnahme  finden.*^ 

*  Sogar  daa  österreichische  Gonoordat  Art.  28,  welches  den 
BiaehSien  die  Freiheit  insichert,  geistliche  Orden  und  Gongregattonen 
einrafUhren,  fQgt  doch  die  besehrftnkende  Anweisung  bei:  „Doch  werden 
sie  sich   hierüber  mit  der  kaüierlichen    Regierung    im    BinTcmehmen 
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3.  Die  Verfassung  der  Kirche  zn  bestimmen  ist  in  enter 
Linie  wieder  Sache  nnd  Becht  der  Kirche  selbst  tmd  nicht  mehr 
des  States,  wenn  sich  dieser  aus  der  Beschränktheit  des  Con- 
fessionalismns  erhoben  hat  Aber  Öffentliche  Aatoritftt  und 
Geltung  kann  die  Eircfaenverfassung  innerhalb  des  States  nur 
erhalten,  wenn  derStat  dieselbe  anerkennt,  beriehungs weise 
somit  die  Aenderung  derselben  seinerseits  gut  heiszt, 
oder  —  da  auch  in  dieser  Hinsicht  es  nicht  Aufgabe  des 
States  ist,  die  positiv  kirchliche  Wtlnschbarkeit  der  Aenderung 
zu  prüfen,  sondern  sich  auf  die  Frage  zu  beschränken,  ob  und 
inwiefern  dieselbe  dem  geltenden  Bechte  widerspreche  und  die 
Öffentliche  Wohlfahrt  bedrohe  —  nach  vorheriger  Prüfung  nicht 
sein  statliches  Veto  dagegen  einlegt.  Umwandlung  des 
zuweilen  etwas  gespannten  Placet,  in  welchem  oft  noch  ein  Stuck 
Kirchenregiment  verborgen  kt,  in  ein  statliches  Becht  vor- 
heriger Prüfung  und  des  Veto  (non  dispUcef)  scheint 
dem  natürlichen  Verhältnisse  beider  Organismen  am  ehesten 
zuzusagen. 

4.  Der  Kirche  kann  wiederum  das  Becht  aus  natürüehen 
Orflnden  nicht  bestritten  werden,  ihre  Organe,  die  Beamten 
und  Diener  der  Kirche,  selbständig  zu  ernennen; 
denn  sollen  diese  ihr  angehören  und  ihr  dienen,  so  müssen  sie 
auch  von  ihrem  Geiste  erfüllt  und  nicht  von  einer  fremden 
Macht  gewissermaszen  als  fremde  Glieder  an  ihren  Körper  ge- 
heftet worden  sein.  Die  blosz  allgemeinen  Vorbedingungen 
der  kirchlich«!  Weihen  entscheiden  noch  nidit;  auch  unter 
den  im  Allgemeinen  Fähigen  den  rechten  Mann  für  die  rechte 
Stelle  zu  finden,  kommt  voraus  dem  Körper  zu,  zu  welchem 
diese  gehört  und  dessen  Bedürfidssen  sie  dient.  Aber  bei  der 
engen  und  nothwendigen  Wechselbeziehung  des  States  und  der 
Kirche,  und  da  die  Beamten  der  anerkannten  Kirchen  zugleich 
das  Becht  und  den  Bang  von  Statsbeamten  erhalten  und  im 
State  eine  erhöhte  Autorität  und  Bedeutung  haben,  so  ziemt 
es  der  Kirche,  keinen  Personen  kirchliche  Aemter   anzuver- 
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tnatn,  welche  moht  zugleich  dem  State  genehm  sind,^^ 
und  mag  der  Stat  fordern,  dasz  ihm  vor  der  wirklichen  Ein-^ 
setnmg  in  das  Amt  der  Erw&hlten  zur  Gutheiszung  prä- 
sent irt  werden«  Das  historische  Becht  der  europäischen 
Staten  ist  sehr  reich  an  mancherlei  Modificationen  dieser  Grund* 
s&tce.  Häufig  wird  dem  State  das  positive  Becht  der  Wahl 
selbst  zugestanden,  und  für  die  Kirche  nur  das  Becht  der 
Prflftmg  und  der  Ertheilung  der  kirchlichen  Weihen  oder  Or- 
dination vorbehalten ;  zuweüen  aber  auch  von  Seite  der  Kirche 
völlig  fipeie  Besetzung  ihrer  Aemter  ohne  Genehmheiszung  des 
States  geflbt  oder  gefördert.  In  jenen  Zuständen  ist  noch  viel 
oonfessionelle  Beimischung  wahrzunehmen,  welche  allmählich 
ausgeschieden  werden  musz,  wenn  die  Kirche  zu  ihrer  vollen 
Freiheit  und  der  Stat  zu  seinem  wahren  Bechte  gelangen  soll. 
5.  Alle  e^entlidie  Gerichtsgewalt,  das  Schwert  und 
der  Soepter  der  Gerechtigkeit  auf  Erden,  ist  ihrer  Natur  nach 
Btatlich,  und  kann  daher  nur  vom  State  abgeleitet 
werden.  Nur  die  religiöse  Zucht,  welche  sich  durch  die 
Stimme  des  Gewissens  Gtoltung  verschafft,  und  das  Masz  von 
innerer  Disciplin,  welches  jedem  organischen  Körper  zu 
seiner  Ordnung  nöthig  ist,  gebahrt  schon  von  Bechtes  wegen 
der  Kirche.  In  diesen  Dingen  hat  der  Stat  daher  das  unver- 
äuszerliche  Becht,  die  Gerichtsbarkeit  der  Kirche  zu 
regeln,  zu  ändern,  zu  beschränken  oder  ganz  aufzuheben,  soweit 
dieselbe  nicht  den  Charakter  einer  freiwilligen  und  schieds- 
richterlichen an  sich  trägt.  Der  moderne  Stat  hat  das 
anerkannt  und  vielfach  geübt,'*  und  die  religiöse  Bedeutung 
der  Kirche  hat  an  Beinheit  eher  gewonnen,  seitdem  die  zwin- 

^  Dm  kanonische  Recht  hat  in  diesem  Sinne  den  Begriff  der  per- 
MUie  regi  gratae  aufgebracht.  Der  Stat  hat  dabei  indessen  nor  stai- 
Hehe  Bflokilohten  in  nehmen. 

*^  Kaiier  Friede  rieh  II.  hat  auch  darin  die  moderne  Idee  antioi- 
pirt,  daii  er  snent  wieder  fQr  den  Sflden  Itab'ena  dnrch  seine  Gesetze 
den  Klems  in  Strafsachen  und  bürgerlichen  Streitigkeiten  der  weltlichen 
Oeriebttbarkeit  unterwarf.  Baumer,  Gedch.  d.  Hohenstaufen  lY.  8.  474. 
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gende  Strafgewalt  der  Kirche  beschrftnkt,  und  auch  die  Geist- 
lichen den  weltlichen  Gerichten  unterworfen  worden  sind. 

Die  nrspranglichen  P5nitenzen  der  katholischen 
Kirche  hatten  noch  ganz  den  Charakter  der  Zucht,  und  bemh- 
ten  auf  freiwilliger  und  reuevoller  Bflszung  der  SOnde,  sie 
waren  nicht  Strafe  fär  ein  Vergehen.  Auch  der  Kirchen- 
bann (die  excammunicatio)  ^  allerdings  eine  ursprQngliche  In- 
stitution des  Christenthums ,  ist  erst  zu  der  Zeit  zu  einer 
Strafe  geworden,  als  der  Stat  in  eine  unwflrdige  Abhängigkeit 
von  der  Kirche  gerathen  war.  So  lange  derselbe  nur  entweder 
Yersagung  kirchlicher  Heil-  und  Segensmittel,  oder  Ausschliesz- 
ung  der  Einzelnen  aus  der  Gemeinschaft  der  Kirche  ist,  so 
ist  das  eine  dem  Wesen  nach  durchaus  kirchliche  Sache,  und 
keineswegs  Handhabung  der  strafenden  Gerechtigkeit;  denn 
wie  sollte  die  Kirche  nicht  selber  prfifen  und  frei  bestimmen, 
wer  ihres  Segens  würdig  und  bedfirftig  sei,  und  wie  genöthigt 
werden,  Individuen  als  ihre  Glieder  anzusehen,  welche  die  Ge- 
meinschaft mit  ihr  zerrissen  haben?  Die  grosze  mittelbare 
Einwirkung,  welche  eine  solche  Ausschlieszung  auf  das  ganze 
tibrige  Leben  des  Gebannten  äuszert,  mag  freilich  den  Stat 
bewegen,  eine  gewisse  Controle  zum  Schutze  der  individuellen 
Rechte  eintreten  zu  lassen,  und  ihr  eigenes  Interesse  wird  die 
Kirche  dahin  leiten,  nicht  wegen  geringffigiger  Ursachen  noch 
aus  vorQbergehenden  Granden  den  Bann  zu  verhängen;  aber  eine 
wahre  Auseinandersetzung  des  beiderseitigen  Gebietes  wird  doch 
diesen  zunächst  der  Kirche  anheimstellen.  Ebenso  gebfihrt 
der  Kirche  wie  jedem  Organismus  eine  Disciplinargewalt 
Aber  ihre  Beamten  und  Diener.  Erweisen  diese  sich  als  un- 
tauglich für  das  Amt  oder  den  Dienst,  so  musz  sie  die  Macht 
haben,  dieselben  zu  entfernen,  und  durch  andere  Personen  für 
ihre  Bedürfiiisse  zu  sorgen.  Gegen  möglichen  Miszbrauch  sol- 
cher Gewalt  zur  Unterdrückung  und  Schädigung  der  Individuen 
mag  der  Stat  wohl  eine  controlirende  Aufsicht  anordnen  und 
üben,  sei  es  indem  er  von  der  Einstellung  und  Entlassung  von 
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Eircbenbeamten  ans  kirchliohen  Motiven  jederzeit  Eeontnisz 
nimmt  nnd  sich  die  statliche  Prüfung  nnd  Gutheisznng  vorbeh&lti 
sei  es  indem  er  den  Betheiligten  verstattet,  ihre  Beschwerden 
ihm  vorzulegen  und  seinen  Schutz  anzurufen.*' 

6.  Für  die  Erziehung  und  Schulbildung  des  Elerus 
unterstützt  der  Stat  hinwieder  die  Landeskirchen  durch  seine 
Anstalten  oder  durch  Ausstattung  der  ihrigen.  Dasz  auch  die 
statlichen  Schulanstalten,  deren  Bestimmung  es  ist,  für  die 
Kirche  einen  tüchtigen  Nachwuchs  von  Geistlichen  zu  bilden, 
den  Gtoist  der  Kirche  in  sich  aufnehmen,  und  nur  solchen  Leh- 
rern der  religiöse  und  kirchliche  Unterricht  an  denselben  an- 
vertraut werde,  welchen  die  Kirche  das  Lehramt  anvertraut, 
darauf  hat  die  Kirche  ein  natürliches  Recht.  Besitzt  sie  aber 
eigene  Anstalten  für  diesen  Zweck,  Priesterseminare,  so 
hat  anch  der  Stat  ein  Recht  darüber  zu  wachen,  und  dafür  zu 
sorgen,  dasz  die  für  den  Kirchendienst  bestimmte  Jugend  auch 
in  Harmonie  mit  dem  State,  und  nicht  blosz  zu  guten  Geist- 
lichen, sondern  auch  zu  tüchtigen  Statsbürgern  erzogen 
werde,  dasz  sie  somit  auch  in  weltlicher  Wissenschaft 
nicht  roh  und  unerfiEAren  bleibe.  Die  rein  klerikale  Erziehung, 
wie  sie  gegenwärtig  von  den  katholischen  Bischöfen  fast  überall 
angestrebt  wird,'*    entfremdet    den    nachwachsenden   Klerus 

*'  Vgl.  Bajeriflohes  Bdict  $.51,  54.  Die  Exeroitien,  za  welchen 
Oeiftliehe  TOn  den  BisohSfen  neuerlich  oft  Terurtheilt  werden,  lind  mei- 
Hini  AnmMiang  einet  StQeki  Oeriobisbarkeit,  weichet  der  Kirohenge- 
wnlt  nieht  laiieht,  imd  der  8Ui  itt  berechtigt,  dentelben  insofern  Ein- 
holt ra  than,  alt  tie  die  pertönliche  Freiheit  oder  Ehre  der  Oeiitliohen 
bedrohen  oder  gar  jene  Zucht  nur  in  der  Absicht  geübt  wird,  die  Oeitt- 
liehen  detthan»  su  strafen,  weil  tie  ihre  Bürgerpflicht  erfüllt  haben. 

^'  TgL  Oetterr.  Cono.  Art  17.  Wie  in  Devtsohland  erhebt  sich 
aaoh  in  Frankreich  dieselbe  Klage  gegen  die  ttats-  und  cultusfeindliche 
Riehtong  der  geistlichen  Seminarien.  Vivien  it  Adm.  II.  8.  296: 
^Le  tjttime  aotnel  d^Mucation  det  jeunet  prdtret  ett  nne  des  oautes 
let  phit  aotiret  des  prßjug^s  quf  r&gnent  dant  T^glite  contre  le  monde 
ei  daat  le  monde  contre  r^glite.  8i  on  let  rendait  moint  6trangers 
1^  k  raatre,  on  let  rendrait  en  mdme  tempt  plus  juttet  et  plut  oon- 
flaatt  entre  eiut,* 

BUsUelill,  Anf^stbiM  SUIVMbft,  IL  22 
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immer  mehr  der  Welt,  und  nimmt  ihm  das  Verstfaidiutt  fttr 
ihre  geistigen  Bedürfnisse  und  fOr  die  Fortschritte  ihrer  CiTi« 
lisation.  Dadurch  verliert  er  aber  an  Achtang  und  Einfluas 
mehr,  als  die  ihn  leiten,  durch  die  gesteigerte  Fflgsamkeit 
desselben  gewinnen  können.  Von  diesen  Priestersemiiiarieii 
gilt  der  Satz:  ,Ihr  habt  Wind  gesftet  und  werdet  den  Sturm 
ernten«  '^ 

7.  Das  Eirchengut  gehört  nicht  dem  State,  sondern 
der  Kirche.  Dieser  ist  es  gegeben  und  fflr  sie  dauernd  be- 
stimmt worden.  Aber  wenn  auch  der  Stat  mit  Beoht  kein 
Eigenthum  daran  ansprechen,  noch  dasselbe  fOr  seine  Zwecke 
verwenden  darf,  so  kann  dag^en  die  Frage,  ob  der  Kirche  die 
völlig  freie  Verwaltung  der  Kirchengüter  zustehe,  oder  ob 
besser  der  Stat  dieselben  zu  Gunsten  der  Kirche  in  seine  vor- 
mundschaftliche Hand  nehme,  gar  wohl  je  in  verschiedenen 
Zeiten  und  unter  verschiedenen  Umständen  auch  verschieden 
beantwortet  werden.  Die  katholische  Kirche  hat  von  jeher 
auf  ihre  selbständige  Verwaltung  einen  groszen  Werth  gelegt, 
und  sich  nur  ungeme  den  Beschränkungen  und  der  Aufsicht 
unterzogen,  die  der  Stat  in  den  letzten  Zeiten  auch  über  diese 
Güter  zu  verhängen  für  nöthig  erachtet  hat  Die  protestan* 
tische  Kirche  dagegen  hat  von  Anfang  an  die  Sorge  für  ihre 
zeitlichen  Güter  unbedenklich  dem  State  überlassen  und  sich 
in  eine  oft  demüthige  Stellung  zu  schicken  gesucht.  Unserer 
Zeit  dürfte  die  Selbständigkeit  der  Kirche  in  Verwal- 
tung und  Verwendung  des  Kirchengutes,  verbunden  mit  der 
nöthigen  Oberaufsicht  des  States,  durch  welche  die  äuszere 
Ordnung  der  Verwaltung  und  die  Erhaltung  des  Vermögens  über- 
wacht und  einer  ungebührlichen  Verwendung  ftlr  fremdartige 
Zwecke  gewehrt  wird,  am  ehesten  zusagen.*^ 

**  OeflterreichiBohe  Orandreobte  Ton  1849|  §•  2  und  Ton  1867» 
Art.  15:  «Jede  gesetzlich  anerkannte  Kirche  and  Religionsgeeellsohaft 
hat  das  Becbt  der  gemeinsamen  öffentlichen  Beligionsübung,  ordnet  nad 
rerwaltet   ihre  Angelegenheiten   lelbstAndig,    bleibt  im  Beiitae  and  Q«- 
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8.  Es  gibt  einzelne  Lebensyerhftltnisse,  wie  die  öffent- 
liche Erziehung  und  Schulbildung  der  Jugend,  und  wie 
die  Ehe  der  Erwachsen«! ,  welche  sowohl  zum  State  als  zur 
Kirdie  eine  nahe  Beziehung  haben,  und  auf  welche  daher  das 
Bedit  des  States  und  die  Sorge  der  Kirche  zugleich  sich 
erstrecken.  In  diesen  Verhältnissen  ist  eine  richtige  Aui9- 
einandersetzung  besonders  schwierig,  und  wäre  eine  absolute 
Trennung  verderblieh;  denn  auf  organisches  und  friedliches 
Zusammenwirken  kommt  hier  Alles  an.  Von  der  Schule  wird 
im  Verfolge  besonders  die  Bede  sein;  die  Ehe  wurde  früher 
schon  besprochen.  ^^  Das  Becht  in  diesen  Dingen  zu  ordnen 
und  zu  handhaben  ist  vorzugsweise  des  States  Sache,  '^  auf  die 
moralische  und  religiöse  Beinheit  derselben  hinzuwirken 
die  der  Kirche. 

9.  Zuweilen  mit  dem  Oberaufsichtsrecht  des  States  ver- 
bunden, zuweilen  davon  unterschieden  wird  das  sogenannte  Be- 
formationsrecht  des  States  (ßis  reformandi).  Der  Aus^ 
druck  kam  im  XVIten  Jahrhundert  in  den  Zeiten  der  Kirchen- 
reform auf,  und  vorzüglich  die  Protestanten  dehnten  den  Be- 
griff zu  Gunsten  der  Statsmacht  sehr  weit  aus,  offenbar  von 
dem  damaligen  Interesse  geleitet,  ihre  reformirenden  Tendenzen 
auch  gegen  den  Willen  der  altkirchlichen  Hierarchie  mit  Hülfe 


■sMe  der  fQr  ihre  Cnltas-,  Unterrichts-  and  Wohlthfttigkeitfiweeke  be- 
sütfimteD  Anstalten,  Stiftungen  and  Fonde,  ist  aber  wie  jede  GeselUohafl 
den  allgemeinen  Statsgesetsen  unterworfen.*^  Das  Oeaterr.  Concordat 
gewfthrt  Art.  30  der  Kirche  die  SelbstTcrwaltung  ihrer  Gflter.  Preusz. 
Yeif.  §.  15 :  „Die  cTangelisohe  und  die  rSmisch-katholische  Kirche,  sowie 
jede  andere  Beligions-Qesellschaft  ordnet  und  Tcrwaltet  ihre  Angelegen- 
heiten selbständig  und  bleibt  im  Besitz  und  Gennsz  der  fQr  ihre  Cultus-, 
Unterrichts-  and  WohlthAtigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten,  Stiftongen 
■ad  Fonds.*' 

H  Booh  n.  Cap.  19,  besonders  8.  190. 

^  Zwing! i  rerwarf  schon  alle  kirchUohe  Ctoriehtsbarkeit:  „Alles 
so  der  geistlich  Staat  im  lugehSren  rechtes  und  rechtesschirmes 
halb  ffirgibt,  gehSretden  weltlichen  ia,ob8y  Christen sjuwellind.* 

22* 
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und  unter  der  Autorität  des  States  durchzusetzen."  Aber  auch 
die  im  Eatholicismus  verharrenden  Staten  behaupteten  damals, 
obwohl  in  beschränkterem  Sinne,  ein  solches  Becht.*''  Beide 
betrachteten  das  Becht  des  States  zur  Beform  indessen  nur 
gewissermaszen  als  ein  subsidiäres,  wenn  die  ordentliche 
Eirchengewalt  nicht  selbst  die  Miszbräuche  abschaffe,  nicht 
von  sich  aus  die  nOthigen  Beformen  einführe.  Erst 
die  spätere  absolutere  Statfidoctrin  suchte  das  Ansnahmsrecht 
in  ein  Begelrecht  umzuwandeln  und  dasselbe  als  das  Wesen 
der  statlichen  Hoheit  über  die  Kirche  auszugeben,  d.  h.  im 
letzten  Grunde  darauf  die  volle  Herrschaft  des  States  Aber 
die  Kirche  zu  gründen. 

Das  eigentliche  und  ursprüngliche  Beformationsrecht  kommt 
der  Kirche  selber  zu,  und  zwar  in  ausgedehnterem  Sinne  als 

*^  Ygl.  Eichhorn,  Kirohenreoht  I.  S.  245  und  551.  Luther  an 
den  ohristliohen  Adel:  «Darumb  wo  es  Noth  fordert  und  der  Babst  Ir^ 
gerlioh  der  Christenheit  ist,  soll  dazu  thun  wer  am  ersten  kann 
als  ein  getreu  Glied  des  ganzen  Körpers,  dasz  ein  recht  Arei  Conoilinm  werde, 
welches  niemand  sowohl  Termag  als  das  weltlich  Schwert,  sonder» 
lieh  dieweil  sie  nun  alle  Mitehristen  sind,  Mitpriester,  mitgeistlich,  mlt- 
mftchtig  in  allen  Dingen,  und  soUen  ihr  Amt  und  Werk,  das  sie  Ton 
Gott  haben  über  jedermann,  lassen  frei  gehen  wo  es  noth  und  nütz  ist 
zu  geben.**  Melanchthon  loci,  p.  641:  „pertinere  emendationem  Eede» 
siarum  ad  Magistratus  officium  praesertim  cessantibus  Episoopis  aut  ad- 
Yorsantibus  ETangelio.  Quod  enim  aliquidicunt:  magistratum  profannm 
nonesse  judicem  controrersiarum  de  dogmatibus,  reraetexplioatarespon- 
sio  est:  Boolesiam  esse  judloem  et  sequi  normam  Brangelüin  judioando. 
Cum  autem  magistratus  piua  rere  Sit  membmm  Bodesiae,  judioet  et  ipee 
cum  aliis  piis  et  eruditis  juxta  normam  quam  dixi.''  Vgl.  Stahl,  Kir^ 
cheuTerfassung  der  Protestanten,  S.  7. 

^*  Die  schweizerischen  kathoUsohen  Orte  sprachen  sich  darfiber  in 
dem  Mandat  Tom  Glauben  tou  1524  ausfBhrlioh  aus,  und  begründeten 
ihr  Einschreiten  damit,  „dasz  die  geistliche  Obrigkeit  in  jenen  Sorgen 
und  Nöthen  schweige  und  schlafe.*^  Vgl.  Bluntsohli  Geschichte  des 
schweizerischen  Bundesrechts  LS.  811  if.  Die  wiederholten  ForderongeB 
der  Kaiser  im  fünfzehnten  und  sechzehnten  Jahrhundert,  dau  durdi 
Gonoilien  die  Miszbräuche  abgeschafft  und  die  Reform  der  Kirche  Ton 
innen  heraus  Torgenommen  werde,  beruhten  auf  einer  ahnlichen  Anffai- 
iung  der  Lage. 


Siebentes  CapiteL    Von  dem  AnflUobiareoht  insbesondere.      341 

dem  Stat.  Wir  verstehen  darunter  theils  das  negative  Becht 
und  die  Pflicht,  Schäden  und  Gebrechen,  Miszbräuche,  Ent- 
stellungen, die  sich  im  Laufe  der  Zeit  eingestellt,  wieder  rei- 
nigend zu  entfernen,  theils  das  positive  Becht,  ihrer  natürlichen 
Entwicklung  gemäsz  fortzuschreiten  zu  höherer  Vollkommenheit. 
Der  Stat  ist  dabei  nur  mittelbar  betheiligt  und  berechtigt, 
und  zwar  auch  der  christliche  Stat  nicht  als  oonfessionelles 
Glied  einer  Landeskirche,  sondern  um  des  Zusammenhangs 
willen  zwischen  seiner  sittlichen  Wohlfahrt  mit  der  Gesund- 
heit der  Kirche  und  insofern  er  überhaupt  als  Stat  auch  an- 
dern corporativen  Gemeinschaften  gegenüber  befugt  ist,  gegen 
Miszbrftuche,  die  allgemeinen  Schaden  bringen,  einzuschreiten. 
Wenn  die  Kirche  ihre  Pflicht  versäumt,  und  ihre  Verderbnisz 
auch  das  Recht  and  die  Wohlfahrt  des  States  stört  und  be- 
nnmhigt,  dann  darf  dieser  hemmend  und  mahnend  einschreiten. 
Wenn  die  Kirche  schläft  oder  versinkt,  dann  soll  er  sie  wecken 
und  aufrichten.  Er  verdrängt  sie  nicht  und  tritt  nicht  an  ihre 
Stelle ;  aber  so  weit  seine  sittliche  und  rechtliche  Macht  reicht, 
so  weit  sucht  er  auf  ihre  Heilung  einzuwirken. 

Anmerkung.  Bine  der  anffUUgsten  Ersebeinungen  unserer  Zeit 
ist  du  Oonoordat,  welobes  unterm  18.  Attg.  1855  zwischen  dem  Papste 
Pins  IX.  und  dem  Kaiser  Ton  Oesterreicb,  Franz  Josepb,  Aber 
die  Yerblltnisse  der  katboliscben  Kirche  zum  State  Oesterreicb  abge- 
ieUossen  worden  ist  Sie  ist  um  so  auffaUender,  als  sie  mit  der  poli- 
tiseken  Strömung  unserer  Zeit  in  einem  seltsamen  Widerspruch  steht. 
In  einer  wichtigen  Beziehung  zwar  ist  das  Goncordat  in  üebereinstim- 
■nng  mit  der  Zeitriebtung,  insofern  nämlich  als  es  die  Sonderung  der 
Idrehliehen  und  der  statUchen  Institutionen  und  Rechte  fördern  wiU, 
md  aaoh  der  Kirche  in  ihrem  Qebiete  freie  Bewegung  zu  TerschaiTen 
Terspiichl  AUenthalben  dringt  der  Qeist  der  Zeit  zu  solober  Ausscbei- 
dnag  und  flberaU  Terlangt  er  nach  freier  Entwicklung  des  besondem 
Wesens  Aber  wenn  es  wahr  ist,  wie  wir  aus  unsem  und  fremden  Be* 
elMMhtuigen  sohlieszen  dürfen,  dasz  die  europäischen  TOlker  seit  einiger 
Zeit  wieder  religiöser  geworden  sind,  so  ist  es  sicher  nicht  minder  waJir, 
dasz  das  politisohe  Bewusztsein  noch  mehr  fortgeschritten  ist,  dasz  eine 
Unterordnung  des  States  unter  die  Kirche,  die  man  im  Princip  früher 
leiehter  getragen  bat,  heute  völlig  unnatürlich  und  nnertriglicb  erscheint. 
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und  dnsz  eine  Erneuerung  der  klerikalen  HerrBchaft  der  Mitwelt  anfe 
äuBzerste  verhaazt  ist.  Der  Versuch  dazu  müszto  zu  heftigen  Oegen* 
stöszen  reizen.  Die  Dämonen  der  Revolution  werden  durch  die  kirch- 
liehen  Bannstrahlen  niolit  mehr  getödtet,  sondern  entzündet  und  die  po- 
litische Qfihrung  wird  durch  den  kirchlichen  Dniek  nicht  unterdrflokt, 
sondern  gereizt  und  gesteigert. 

Die  Goncordate   sind   dem    öflfentlichen  Rechte   angehfirige  Ver- 
trage zwischen  dem  Stat  und  der  Kirche,  als  zwei  selbständigen  Hftohten, 
und  diese  Form  ist   daher  für  beide  Gontrahenten    würdig  und  passend, 
um  ihre   wechselseitigen   Verhältnisse  für  beide  Terbindlich  zu  regeln. 
Eine  gewisse  Gleichheit  der  Stellung,  eben  die  wechselseitig  anerkannte 
Persönlichkeit  der  Vertragsparteien  wird  naturgemä^z  bei  Abschliesznng 
eines  Vortrages  yorausgesetzt,   und  es   scheint   sich   Yon  selbst  zu  rer- 
stehen,  dasz  dabei  der  Stat   seine  Existenz  wahre   wie  die  Kirobe  die 
ihrige,  und  dasz  in  jedem  derartigen  Vortrage   die  Statsprincipien 
klar  und  energisch,   wie  es  der  Majestät  und  dem   politischen  Bewuszt- 
sein  des  modernen  States   gebührt,  neben  den  kirohliohen  Orond- 
Sätzen   ausgesprochen   werden.    Wenn   aber  schon  in  den   bisherigen 
Goncordaten,  ungeachtet  im  XIXten  Jahrhundert  der  Stat  viel  mächtiger 
ist  als  die   Kirche,    der   kirchliche    Standpunkt   Yorzugsweise    beachtet 
worden  ist,  so  tritt  diese  kirchliche  Einseitigkeit  in  dem  dsterrc ichischen 
Gonoordat  noch  greller   herYor,  als  in  irgend  einem  andern.    Man  sieht 
es  in  der  Sprache  wie  in  dem  Inhalt,  dasz  dasselbe  nicht  zwischen  Slats* 
männern  und  Kirchenmännern,    sondern  zwischen    Kirchenroännern  und 
Kirchenmännern,  von  denen  die  einen  für  den  Stat  bevollmächtigt  waren, 
verhandelt  und  formulirt  worden  ist.   Das  kanonische  Recht  ist  der 
gemeinsame   Boden,   auf  dem    sie   stehen,   da«   Statsrecht   ist  ganz 
auszerhalb  des   Goncordats.    Die   kirchenrechtlichen  Orundsfttae 
werden  ausschlieszlich   beachtet  und   proolamirt,  die  Statsprincipien 
höchstens  durch  Stillschweigen   vorbehalten.    Selbbt  wo  die  kirchlichen 
Anordnungen  des  Goncils  von  Trient  mit  Rücksieht  auf  uralte  statliehe 
Rechte  einige  Modificationen  erdulden  müssen  —  wie  bezüglich  der  welt- 
lichen Qerichtsbarkeit  auch  über  Geistliche  —  werden  dieselben  wu  wie 
eine   vorübergehende  Goncession  des  päpstlichen  Stuhls  an  die  Zeitver- 
hältnisse  zugestanden  oder  wie  eine  Vergünstigung  von  Seite  der  Kirche 
bewilligt.    Vergeblich  sucht  man  in  dem  Gonoordat  nach  einer  Spur  tob 
Statsbewusztsein  und   Statshoheit.    Ein  geistiges   UoohgefQhl  ist  nur  in 
dem  Ausdruck  der  Kirche  zu  finden.  Man  wird  daher  bei  Lesung  dieses 
Dooumentes  unwillkürlich  an  jene   mittelalterliche  Vorstellong  enanert, 
dasz  die  Kirche  das  Reich  des  Geistes,  der  Stat  nur  das  Reich  des  Leibes 
sei.    So  sehr  herrscht  darin  der  kirchliche  Geist  vor. 

Diese  Erscheinung  wird  noch  unbegreiflicher,  wenn  man  sich  erin- 
nert, dasz  seit  den  Tagen  der  Ejiiserin  Maria  Theresia  in  den  Forsten 
und  Völkern  Oesterreiehs  das  statliche  Bewusztsein  auch  der  Kirche  und 
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den  kirehüehen  Doctrinen  gegenüber  lebhaft  erwacht  ist,  und  nur  darin 
finden  wir  einigen  historischen  Anhalt  fflr  ihre  Erklftrung,  dasz  die  ne- 
gativ gereizte  und  radicale  Unterwerfung  der  Kirche  unter  eine  aufge- 
klftrfte  Despotie,  wie  wir  sie  in  der  Zeit  Josephs  II.  erfahren  haben,  in 
einer  kirchlichen  Reaction  den  Omnd  gelegt,  sowie  dasz  die  allgemeine 
Rnpdrang  der  Österreichischen  Yölker  ron  1848  gegen  alle  hergebrachte 
Autorität,  noch  dem  Siege  der  Reaction  über  die  ReTolution  zu  einem 
neuen  Triumph  der  KirchenautoritSt  Teranlasaung  gegeben  und  gereizt  hat. 
Am  wenigsten ertrftgt  aber  Deutschland  eine  einseitig  oonfes- 
sionelle  PoHtik.  Jedermann  zwar  begreift,  dasz Oesterreioh  um  seiner 
historischen  Stellung  willen  und  mit  Rücksicht  auf  die  grosze  Mehrheit 
seiner  Berölkerung  ein  erhöhtes  Interesse  nimmt  sin  der  katholischen 
Confeseiott,  so  wie  man  es  Tcrsteht,  dasz  Preuszen  in  confessioneller  Be- 
zlebong  Yorzfiglioh  die  deutsche  Sehutzmacht  des  Protestantismus  ist. 
Aber  du  die  Erfahrungen  und  die  Leiden  dreier  Jahrhunderte  erwiesen 
haben«  dasz  keine  der  beiden  groszen  Confessionen  die  anderein  Deutsch- 
land SU  Überwinden  rermag,  rielmehr  beide  einander  friedlich  bestehen 
lasten  müasen,  so  ist  es  zugleich  klar  geworden,  dasz  eine  einseitig  con- 
fessionelle  Politik  jederzeit  den  Widerspruch  yon  mindestens  der  andern 
H&lfte  der  deutschen  Nation  hervorruft,  und  indem  sie  Deutschland  ent- 
zweit und  seine  Kraft  Ifthmt,  eine  durchaus  undeutsohe  Politik  sei. 
Dentsehland  Iftsst  sich  weder  katholisch  noch  protestantisch 
regieren.  Nur  die  Politik  darf  als  eine  wahrhaft  deutsche  Anerken- 
nung fordern  und  Wirkung  hoffen,  welche  von  keiner  besondem  Con- 
fession  befisngen,  einen  gemeinsam-nationalen  oder  humanen  Standpunkt 
nimmt,  tob  dem  aus  sie  den  rerschiedenen  Confessionen  gerecht  wird, 
und  den  confessionellen  Frieden  Aller  schützt.  Das  ist  aber  der  Stand- 
paakt  des  modernen  States,  der  selbständig  nicht  innerhalb,  sondern 
ausser  der  Kirche  steht,  und  daher  von  sich  aus  nach  statlichen 
Prindpien  die  Rechte  der  IndiTiduen  wie  der  kirchlichen  Gemeinschaften 
erkemit  und  ordnet  —  (Die  obige  Anmerkung  ist  kurze  Zeit  nach  dem 
AhseUusz  des  österreichischen  Concordats  geschrieben.  Seither  hat  die 
forohtbare  Vernichtung  der  Österreichischen  Armee  in  der  Schlacht  von 
Königgritz,  3.  Juli  1866,  auch  dem  Kaiserhofe  den  Abgrund  aufgedeckt, 
in  welehen  eine  klerikale  Politik  heute  den  Stal  niederzieht  Gegen- 
wirttg  versucht  es  die  liberale  Gesetzgebung  von  1868  die  Fesseln  des 
Concordats  abzustreifen.) 
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Achtes  Gapitel. 

Der  Btat  im  YerhältDiBz  zar  Wissensohafl  und  Kunst 

1.  Die  Beziehung  des  States  zur  Wissenschaft  ist  eine 
engere  als  die  zur  Beligion,  aber  wiederum  nur  mittelbar. 
Zwar  gibt  es  Staten,  welche  geradezu  die  Wissenschaft  als 
Statssache  erklärt  und  eine  Statswissenschaft  in  speci- 
fischem  Sinne  geordnet  haben.  Am  entschiedensten  ist  diese 
Richtung  wohl  in  China  zu  Tage  getreten.  Der  Kaiser  des 
himmlischen  Reiches  der  Mitte  wird  auch  als  die  Centralmacht 
und  höchste  Autorität  der  Wissenschaft  verehrt;  und  wie  die 
übrigen  öffentlichen  Organe,  so  sind  auch  die  Qelehrten  und 
Wissenden,  die  Mandarinen,  von  State  wegen  classifictrt  und 
in  zahlreichen  Abstufungen  über-  und  untergeordnet.  In  den 
angewiesenen  Geleisen  und  Schranken  geht  die  wissenschaft- 
liche Thätigkeit  einen  steifen  abgemessenen  Gang,  und  Ab» 
weichungen  gelten  als  Vergehen  wider  den  Stat.  Aber  diese 
Zwangsjacke  ist  der  Natur  der  Wissenschaft  zuwider  und  läszt 
sich  aus  dem  Rechte  des  States  nimmermehr  begründen.  Zu 
mancherlei  äuszern  Fertigkeiten  und  abgeschliffenen  Feinheiten 
kann  es  solche  Statswissenschaft  wohl  bringen;  die  tiefere  Er- 
fassung der  Philosophie  und  der  freie  Blick  in  die  Geschichte 
bleiben  ihr  verwehrt.  Der  menschliche  Geist,  welcher  zu 
höherer  Erkenntnisz  der  Wahrheit  empordringen  will,  bedarf 
der  individuellen  Freiheit,  die  ihm  Schwungkraft  ver- 
leiht. Diese  ist  nicht  ein  Geschenk  noch  ein  Gebot  des  States, 
sie  ist  ihm  angeboren  als  eine  Gabe  Gottes. 

Die  Wissenschaft  ist  auch  nicht  eine  Thätigkeit  und  Offen- 
barung des  States,  sie  ist  die  Frucht  der  Arbeiten,  welche  der 
unsterbliche  Geist  der  Individuen  von  sich  ans,  getrieben  von 
dem  Durste  nach  Wahrheit  und  im  Bewusztsein  seiner  Abstam- 
mung von  Gott,  der  Quelle  und  Erfüllung  aller  Wahrheit, 
freien  Muthes  unternimmt.   Dem  State  kann  daher  auf  diesem 
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Ctobiete  eo  wenig  als  auf  dem  der  Beligion  Herrschaft  zq- 
kommeo.  Der  Stat  hat  keine  Macht  nnd  kein  Becht,  den  In- 
halt der  Wissenschaft  zn  bestimmen,  noch  die  mancherlei 
Wege,  aof  denen  der  Geist  der  Individuen  sich  der  Wahrheit 
so  nfthem  versucht,  abzusperren.  Freiheit  der  indivi* 
duellen  Wissenschaft  ist  somit  ein  göttliches  Grundge- 
setz, das  der  Stat  zu  achten  die  Pflicht  hat.  * 

2.  In  andern  Staten  ist  schon  oft  für  die  Wissenschaft 
das  System  der  Indifferenz  des  States  behauptet  und  empfohlen 
worden.  Es  ist  auch  nicht  haltbar.  Der  moderne  Stat  ver- 
dankt der  aus  der  Gebundenheit  des  Mittelalters  herausgetre- 
tenen frei  gewordenen  Wissenschaft  zu  gutem  Theile  sein 
eigenes  erhobenes  Bewusztsein  und  seine  Macht;  und  wenn 
auch  die  groszen  Massen  der  Bevölkerung  weniger  Antheil 
nehmen  an  der  wissenschaftlichen  Arbeit,  und  weniger  em- 
pf&nglidi  sind  far  ihre  Erzeugnisse,  so  werden  doch  die  ge- 
bildeteren, auch  an  der  Statsleitung  näher  betheiligten  Stände 
von  den  Bewegungen  der  Wissenschaft  gehoben  und  getragen, 
und  selbst  die  Menge  wird  mittelbar  von  dem  Anstosz  der 
Wissenschaft  getrieben  und  erfährt  zahlreiche  Wirkungen  ihrer 
Thätigkeit  in  ihrem  gemeinsamen  Leben.  Wie  sollte  daher 
der  Stat,  was  fdr  ihn  und  die  Nation  so  wichtig  ist,  ignoriren 
dürfen? 

3.  Der  Stat  hat  somit  eine  dringende  Veranlassung  die  Wich 
senschaft  zu  beachten,  ihre  Fortschritte  zu  unterstützen, 
sie  zu  pflegen.   Während  des  Mittelalters  hatte  die  Kirche 

I  Spinoza,  Politik  II.  8:  «AUes  das,  sa  dessen  Ansflbnng  man 
weder  doroh  Belohnungen  nooh  durch  Drohungen  gebracht  werden  kann, 
gehört  nicht  su  den  Rechten  des  Btats.  80  kann  Niemand  seine  Ur- 
theOsflhigkeit  aufgeben.  Durch  welche  Belohnungen  oder  Drohungen 
kann  denn  ein  Mensch  dasu  gebracht  werden,  su  glauben,  dassdasOanie 
Bkht  gHtaier  sei  als  sein  Theil.''  Preuszische  Verf.  §.  20:  «Die  Wis- 
•easohaft  nnd  ihre  Lehre  ist  f^eL**  Oesterr.  t.  1867.  Art.  17.  Bbenso. 
Fr.  ▼.  Genta  an  den  KSnig  ron  Prenszen:  «Von  aUem,  was  Fesseln 
Mhenl,  kann  nichts  so  wenig  sie  ertragen,  als  der  Qedankc  des  Menschen.*^ 
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diese  Aufgabe  übernommen.  Die  wiss^iflcfaaftlichen  Anstalten 
wurden  grösztentheils  von  ihr  gestiftet.  Die  Männer  der  Sorehe 
waren  es  vorzflglich,  welehe  wissenschaftliche  Werke  ausführ- 
ten und  wissenschaftliche  Kenntnisse  verbreiteten.  Auch  die 
Schule  w^r  ihrer  Sorge  anheimgegeben.  Aber  wenn  auch  die 
mittelalterliche  Kirche  sich  manche  Verdienste  um  die  Wis* 
senschaft  und  die  Schule  erworben  hat,  die  volle  Freiheit  und 
Entfaltung  der  Wissenschaft  war  doch  unmöglich,  so  lange  die 
Kirche  das  gesammte  Gebiet  des  Wissens  nur  in  dem  be- 
schränkten Gesichtskreise  ihrer  religiösen  und  wir  mtlssen 
hinzusetzen  ihrer  hierarchischen  Interessen  gelten  liesz  und 
förderte,  so  lange  sie  mit  Miszgunst  jedem  Versuche  entgegen* 
trat,  auf  andern  Bahnen  nach  Wahrheit  zu  suchen. 

Diese  Lage  der  Dinge  ist  vorzflglich  seit  der  Beformation 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  verändert  worden.  DieAnfibigo 
der  Umgestaltung  sind  freilich  Mher  schon  deutlich  wahnso* 
nehmen,  besonders  in  den  nicht-theologischen  Univer- 
sitäten und  Facultäten  und  die  allgemeine  Veränderung  ist 
auch  in  den  katholischen  Ländern  später  durchgedrungen ;  aber 
es  läszt  sich  nicht  verkennen,  dasz  von  der  Beformation  ein 
mächtiger  und  neuer  Impuls  zu  der  Geistesfreiheit  auch  in 
der  Wissenschaft  und  zu  der  statlichen  Pflege  derselben  mth 
gegangen,  die  dann  zu  einem  gemeinsamen  Gute  der  neoen 
Zeit  geworden  ist  Hatte  früher  die  Kirche  in  erster,  der 
Stat  höchstens  in  zweiter  und  sehr  entfernter  Linie  der 
Wissenschaft  seine  Sorge  und  Pflege  gewidmet,  so  ist  es  nun 
ein  anerkanntes  Princip,  dasz  dem  State  voraus  die  ünter- 
statzung  und  Pflege  der  Wissenschaft  gebfihrt.  Die  Kirche 
ist  in  diesen  Dingen  in  die  zweite  Linie  zurflckgetreten.'  Die 

'  Verfassung  Ton  New-Hampshire  in  Nordamerika:  ^In  Erwi* 
gnng,  dasi  für  die  Anfreohihaltimg  einer  freien  YerfaMimg  die  aUge* 
meine  Terbreitnng  nützlicher  Kenntnisse  wesentüoh  nothwendig  ist,  mid 
dass  es  hierzu  kern  besseres  Mittel  gibt,  als  die  Yervielfaoliimg  der  Mittal 
und  YorlTreile   der  Etziehvirg,  ist  e»  die  Pfficbt   der   Geselagvber 
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kirchliche  Bevormundung  der  Wissenschaft  ist  nun  auf- 
gegeben. Die  statliche  Aufsicht  über  dieselbe  ist  an 
ihre  Stelle  getreten,  die  Aufsicht,  welche  sich  von  Bevormun- 
dung ihrer  Freiheit  wie  von  thörichter  Indifferenz  gleich  sehr 
onterscheidet.  Einzelne  Statsmftnner  haben  wohl  schon  das  Be- 
dtrfiiisz  eingesehen,  dasz  nun  der  Stat  —  auch  auszer  der  Schule 
—  sich  ernstlicher  der  Wissenschaft  anzunehmen  guten  Grund 
haber*  aber  noch  ist  es  eine  Forderung  an  die  Zukunft,  dasz  in 
diesen  Dingen  in  der  rechten  Weise  das  Bechte  geschehe. 

Obrigkeiten,  fortwährend  die  Wissenschaft  zu  unterstützen  und  zu  be- 
fftrderiL,  alle  Sehuknstalten  zu  unterstatzen  und  aufzumuntern,  die  Fort- 
schritte des  Feldbaues,  der  Künste,  der  Wissenschaften  zu  belohnen  und 
sttitzuzeichnen,  um  dem  Volke  einzuprägen  und  in  ihm  zu  bewahren  das 
allgemeine  Wohlwollen,  die  MildthStigkeit,  die  Industrie  und  Wirthsohaft, 
die  RedUcbkeit  und  Gutherzigkeit,  die  Auüriohtigkeit  und  Mäszigkeit, 
mit  einem  Worte  alle  edeln Gesinnungen  und Gef&hle.^^  Jakob  Grimm, 
über  Schale,  UniTersität,  Akademie,  8.  7:  „Konnte  auch  im  Geleite  der 
Kirche  die  Schule  eine  Strecke  des  Wegs  zurücklegen;  allmühlig  began- 
nen beide  sieh  zu  scheiden  und  feindselig  einander  entgegenzusetzen. 
Die  Wisaensohaft  will  nur  glauben,  was  sie  weisz,  die  Kirche  nur  wissen, 
was  sie  glaubt" 

>  Der  IGnister  Stein  in  einer  Denkschrift  (Leben  von  Portz  II. 
8.  5<f2):  „Man  darf  es  erwarten,  dasz  der  jetzige  Zustand  der  Dinge, 
der  nur  durefa  Gewalt  und  Druck  erhalten  wird,  sieb  in  sich  selbst  zer- 
störe, und  dasz  die  edleren  und  liberaleren  Grundsitze  wieder  in  das 
Leben  treten  werden.  Die  Regenten  sind  daher  dringend  aufgefordert, 
daroh  Leitung  der  Literatur  und  Erziehung  dahin  zu  wirken^  dasz  die 
Öffentliche  Memung  rein  und  kriftig  erhalten  werde.  Auf  den  Deutschen 
wirkt  Sohriftstellerei  mehr  als  auf  andere  Nationen  wegen  seiner  Lese- 
last und  der  groszen  Anzahl  von  Menschen,  auf  die  die  öffentlichen 
Lehranstalten  einen  Einflusz  irgend  einer  Art  haben.  Die  Leseluot  der 
XatioB  ist  eine  Folge  ihrer  Gemflthsrnhe,  ihrer  Neigung  zu  emem  innem 
besonnenen  Leben  und  ihrer  Statsverfassnng.  Die  Anzahl  der  Schrift- 
iteller  ist  in  Deutschland  gröszer  als  in  irgend  einem  andern  europäischen 
Lande,  da  die  grosze  Anzahl  von  wissenschaftlichen  Anstalten  einer 
Menge  von  Gelehrten  Besobiftigung  und  Versorgung  verschafft.  Auf 
diese  müsato  man  wirken,  um  das  Reich  der  Wahrheit  und  des  Rechts 
aufrecht  zu  erhalten,  und  denen  elenden  verderbliehen  Schriftstellern 
entgegen  zu  wirken,  die  den  gegenwftrtigen  Zustand  der  Dinge  als  wohl- 
thitig  darstellen.*'    Vgl.  ebenda  IL  8.  164  und  428. 
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4.  Die  Pflege,  welche  der  Stat  der  Wiasenschaft  sa- 
wendet,  kann  sich  in  verschiedenen  Mitteln  und  sowohl  in  po- 
sitiver fördernder,  wie  in  negativer  beschränkender 
Sichtung  äoszem. 

a)  Schon  sehr  viel  kann  der  Stat  erreichen,  wenn  er  dem 
wissenschaftlichen  Verdienste  Ehre  erweist.  Thut  er 
das,  so  ehrt  er  sich  selbst,  und  erhöht  sein  eigenes  geistiges 
Ansehen.  Zugleich  belohnt  er  in  würdiger  Weise,  was  Aner- 
kennung verdient,  und  erweckt  Dankbarkeit  und  Nacheifer.  Der 
preuszische  Stat  hat  in  unserm  Jahrhundert  vorzüglich 
durch  die  Achtung,  welche  er  der  Wissenschaft  gezollt,  und 
durch  seine  Sorge  um  die  allgemeine  Schulbildung  ein  Anrecht 
auf  die  Führung  von  Deutschland  erworben;  und  Oesterreich, 
welches  sich  deutscher  Wissenschaft  zu  lange  und  zu  ihrem 
und  seinem  Schaden  verschlossen  hat,  ist  deszhalb  in  Gefahr 
gerathen,  seine  grosze  Culturaufgabe  im  Osten  zu  vemachlAs- 
sigen  und  sein  moralisches  Ansehen  in  Deutschland  einzubflszen. 
Der  Geist  ist  eine  Macht,  welche  sich  dem  zuwendet,  der  sie 
versteht  und  würdigt,  und  dem  feind  ist,  der  sie  miszachtet; 
und  die  Wissenschaft  ist  ebenso  ein  treuer  und  starker  Ver- 
bündeter, wie  ein  gefährlicher  Gegner,  dem  schwer  und  immer 
nur  mit  groszen  Opfern  an  eigener  Kraft  gewehrt  wird. 

Natürlich  hat  der  Stat  ein  Interesse  mit  Wahl  zu  han- 
deln. Er  soll  nur  ehren  was  die  öffentliche  Wohlfahrt  und 
die  Erkenntnisz  der  Wahrheit  wirklich  fBrdert  Je  frueht- 
barer  und  je  reiner  das  wissenschaftliche  Verdienst,  je  er- 
sprieszlicher  dasselbe  für  den  Stat  selbst  und  die  Nation  er- 
scheint, desto  höher  hat  der  Stat  es  zu  werthen.  Dem  Prunken 
der  Sophistik,  der  Frivolität  eitler  Skeptik,  dem  Geiste  des 
liederlichen  Spottes  und  niedriger  Klatschsucht  aber,  die  sich 
auch  regen  wo  das  Geistesleben  der  Individuen  sich  frei  äuszem 
darf,  Ermunterung  und  Beifall  zu  geben,  wäre  Thorheit,  auch 
wenn  sich  dieses  Streben  in  den  glänzenden  Formen  eines 
täuschenden    Scheines  äuszert.    Vielmehr  ist  die  Versagung 
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jeder  Ehre  yod  Seite  des  States  hier  ebenso  dessen  Pflicht  nnd 
Interesse,  wie  die  Anerkennung  dort. 

b)  Auch  materieller  ünterstützang  bedarf  die  Wis- 
sensohaft  vielfach;  nnd  dem  State  ziemt  es,  sie  nach  seinen 
Erftften  zu  gew&hren,  durch  Anlegung  von  öffentlichen 
Samminngen  und  Apparaten  zu  ihrer  freien  Benutzung, 
durch  Förderung  wissenschaftlicher  Untersuchungen  und  Unter- 
nehmungen auf  seine  Kosten,  indem  er  die  Veröffentlichung 
nnd  Verbreitung  der  Resultate  wissenschaftlicher  Arbeit  be- 
gflnstigt,  wenn  diese  seine  Beihfllfe  nöthig  hat 

c)  Durch  Gründung  und  Ausstattung  von  Akademien 
kann  der  Stat  besondere  Organe  schaffen  für  die  höchsten 
Zwecke  des  Wissens.  Davon  wird  später  noch  näher  die  Rede 
sein«  Aber  auszerdem  ist  es  eine  Aufgabe  des  Cultusmi- 
nisters,  fortwährend  der  wissenschaftlichen  Thätigkeit,  in 
welcher  Oestalt  und  Richtung  sie  offenbar  wird,  seine  volle 
Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  von  allen  irgend  erheblichen  Er- 
scheinungen der  Art  in  dem  Lande  Kenntnisz  zu  nehmen,  den 
Gang,  die  Richtung  derselben  zu  beachten,  ihre  Beziehungen 
auf  den  Stat  und  die  Nation  zu  prflfen,  nicht  blosz  zu  trockener 
Ansammlung  der  Nummern  seiner  Register,  sondern  um  je 
nach  den  Umständen  und  Bedflrfnissen  zu  handeln. 

d)  Die  statUche  Förderung  gebflhrt  nur  wissenschaftlichen 
Verdiensten,  der  statliche  Rechtsschutz  aber  auch  solchen 
wissenschaftlichen  Arbeiten,  welche  als  unfruchtbar  oder  irr- 
thflmlich  erscheinen.  Wie  der  Stat  jedes  religiöse  Bekenntnisz 
der  Individuen  vor  Verfolgung  schtltzt,  aber  nur  der  christ- 
lichen Religion  seine  Liebe  zuwendet,  so  soll  er  auch  jede 
wissenschaftliche  Thätigkeit,  auch  wenn  dieselbe  auf  Abwege 
gerathen  ist,  in  freiem  Sinne  gegen  die  Verfolgung  der  Ze- 
loten, der  Angeber  und  des  Pöbels  schfltzen.  Auch  hier  gilt 
das  Wort:  der  Mensch  hat  ein  Recht,  was  er  als  wahr  erkennt 
zu  bekennen,  denn  er  hat  dazu  die  Pflicht. 

e)  Aber  auch  die  negative  Sorge  darf  der  Stat  nicht 
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unterlasssen,  gemeinsch&dliohen  Wirkongen  einer  ver- 
wilderten und  verderblichen  Wiasenschaft  entgegen  zn  wirkeiL 
Nur  in  klaren  Fällen  freilich  wird  sich  dieselbe  zn  entschie- 
dener Hemmung  steigern  dflrfen,  nur  wo  die  Oefahr,  die  ans 
wissenschaftlichen  Bestrebungen  f fir  die  Sidierheit  and  Wohl- 
fahrt des  States  oder  die  öffentliche  Moral  des  Volkes  enfc- 
springt,  eine  offenbare  ist  und  nicht  schon  durch  das  Gleidi- 
gewicht  einer  an  gesunden  Erftften  reichen  Natur  überwunden 
wird;  denn  das  Leben  der  Wissenschaft  ist  von  so  geistiger 
Art  und  zugleich  so  überaus  empfindlich,  dasz  die  rauhe  und 
nicht  durchaus  nothwendige  Berührung  der  Gewalt  ihre  gesun- 
den Triebe  leicht  mehr  verletzt,  als  sie  die  schadhaften  Aus- 
wüchse trifft.  Wohl  aber  hat  der  Stat  jederzeit  das  volle 
Becht,  wenn  er  sich  überzeugt,  dasz  die  wissenschafUiehe  Thft- 
tigkeit  einzelner  Individuen  oder  Gorporationen  zu  gemeinem 
Schaden  führt,  dieser  alle  die  Unterstützung  zu  ent- 
ziehen, welche  er  aus  seinen  Mitteln  zur  Nahrung  und  För- 
derung der  Wissenschaft  bestimmt  hat.  Es  ist  eine  sMitimen- 
tale  Thorheit,  von  dem  State  zu  erwarten,  dasz  er  seine  Feinde 
auf  öffentliche  Kosten  erhalte,  damit  sie  desto  bequemer  ihre 
Geistesarbeit  auf  Untergrabung  seiner  Ordnung  und  auf  Zer- 
störung des  öffentlichen  Wohles  hinrichten. 

5.  Aehnlich  ist  das  Yerh&ltnisz  des  States  zur  Kunst 
Dem  State  gebührt  hier  wieder  kein  Begiment,  aber  die  Pflege 
der  Kunst  ist  seine  Aufgabe.  Die  Kunst  übt  geringerai  und 
weniger  nachhaltigen  Einflusz  auf  das  öffentlidie  Leben  aw, 
als  die  Wissenschaft;  aber  ihre  Wirkung  ist  den  Sinnen  näher, 
die  Schönheit  ihrer  Formen  bemächtigt  sich  rascher  der  Ge- 
müther. Ihre  Werke  sind,  wie  sie  für  den  religiösen  Coltos 
die  sichtbare  Blüthe  der  gehobenen  Seelenstimmung  sind,  auch 
fUr  den  Stat  und  die  weltliche  Lebensgemeinschaft  eine  herrliche 
Zämrde,  Ausdruck  und  Anregung  zugleidi«  Der  Stat  selbst  soll 
auch  schön  sein  in  seiner  organischen  Gestalt  Umsomehr  be- 
darf er  der  Kunst,  die  sein  Dasein  verschönert  und  veredelt 
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Die  religiöse  Kunst  hat  in  früheren  Jahrhunderten 
ihren  höchsten  Triumph  gefeiert,  die  s tatliche  Kunst  — 
einst  von  Griechen  und  Bömem  mit  jener  zugleich  gepflegt 
und  verehrt,  ist  für  das  moderne  Leben  noch  im  Anfang  der 
Entwicklung  begriffen.  Nur  allm&hlig  erwacht  in  den  Staten 
und  in  den  Kflnstlem  der  Sinn  fttr  die  Herrlichkeit  der  stat- 
lichen  Kunst. 

Das  alte  Theater  der  Athener  war  eine  religiös-politische 
Institution,  das  neuere  Theater  ist  fast  nur  dem  Privatgenusz 
gewidmet,  und  die  Bflhne  heiszt  national,  ohne  es  zu  sein. 
Nur  mittelbar  und  nur  gelegentlich  gibt  sich  da  die  politische 
Stimmong  kund.  An  den  groszen  Volksfesten  tritt  die  Kunst 
llist  ganz  zurflck  hinter  dem  rauschenden  Wirrwar  der  un- 
schönen Spiele. 

Am  leichtesten  Anerkennung  findet  die  Stiftung  von  Denk- 
mUern  und  am  ehesten  wirkt  der  Sinn  fflr  grosze  Architektur 
auch  auf  die  Massen.  Doch  fehlt  noch  viel,  bis  das  Yer- 
stftndnisz  für  die  Nothwendigkeit  des  monumentalen  Styls  in 
den  öffentlidien  Bild-  und  Bauwerken  zu  einem  Gemeingut  der 
civilisirten  Welt  geworden  ist.^ 


Neuntes  Capitel. 

Der  Stet  und  die  Yolkisohnle. 

1.  Das  Kind  ist  von  der  Natur  den  Eltern  und  der  Fa- 
milie anvertraut,  deren  Glied  es  ist.  Ihnen,  und  nicht  dem 
State  kommt  daher  auch  die  nächste  Sorge  der  Erziehung 
lu.    Auch  wenn  der  Stat  oder  die  Gemeinde,  wie  das  vermö- 

*  Qoetbe  hat  in  den  nnohgelasienen  Sehriflen  Aber  Kunit  beaer- 
kentwertbe  YorschUge  gemneht,  die  in  wenig' beaohtet  werden.  Jahn, 
VoUnh.  S.  280:  „Jedes  Denkmal  ist  Beiiipiel  von  Tliat  und  Lohn." 
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genslosen  Waisen  gegenüber  zur  Pflicht  wird,  genöthigt  ist, 
sich  der  Frziehung  der  Unmündigen  ganz  anzunehmen,  kann 
er  doch  im  günstigsten  Falle  nur  die  Familienerziehung  nach- 
bilden, und  es  wird  immer  noch  ein  empfindlicher  Mangel 
zurückbleiben,  den  die  sorgfältigste  und  humanste  öffentliche 
Erziehung  nur  zu  mildem,  nicht  vOllig  zu  heben  und  zu  er- 
gänzen vermag.  Die  Triebe  des  gemeinsamen  Blutes,  das  in- 
diyiduelle  und  tief  verwachsene  Leben  der  Familie,  die  persön- 
liche Liebe  und  Pietät  der  Eltern  und  der  Kinder  sind  nicht 
durch  Statsanstalten  zu  ersetzen. 

Die  Statserziehung  der  Spartaner,  welche  schon  vom 
siebenten  Jahre  an  die  Kinder  losrissen  von  den  Eltern,  mochte 
in  dem  Bedürfnisse  der  Spartaner,  ihre  stets  bedrohte  Herr- 
schaft mit  den  gröszten  Anstrengungen  und  Opfern  zu  erkau- 
fen, eine  Entscheidung  finden,  aber  sie  ist  nichts  weniger  als 
empfehlenswerth, '  so  sehr  auch  Piaton  ihrem  Princip  hul- 
digt. In  dem  französischen  Convente  des  Jahres  1798  wurde 
von  Michel  Lepelletier  einähnlicher  Vorschlag  einer  durch- 
greifenden Statserziehung  erneuert,  ein  Vorschlag  von  dem 
Kobespierre  preisend  sagte:  «Der  Geist  der  Menschheit 
scheint  denselben  entworfen  zu  haben.^^  In  öffentlichen  Er- 
ziehungshäusem  sollten  alle  Knaben  von  erfülltem  zwölften 
Altersjahre  an,  die  Mädchen  schon  ein  Jahr  früher  auf  öffent- 
liche Kosten  gleichmäszig  erzogen  und  auch  da  die  Familie 
auf  dem  Altar  des  Qötzen  der  « Gleichheit'  von  Statswegen 
geopfert  werden.  Der  Vorschlag  ist  aber  mit  dem  Convente 
gefallen. 

Ein  derartiger  Uebergriff  des  States  in  das  heilige  Recht 
der  individuellen  Freiheit  und  des  Familienlebens,  die  zu 
schützen  seine  Pflicht  ist,  kann  nicht  aus  dem  Statsrechte  be- 

*  Dahlmftnn,  Politik  S.  259:  »Wir  haben  keinen  Grand,  es  den 
Spartanern  nachsnthun;  weder  die  gleiche  Sorge  lastet  auf  uns,  noch 
rühmen  wir  uns  des  Rechtes,  dem  State  Gflter  in  opfern,  die  mehr  werth 
sind,  als  «in  Stat,  der  dieser  Opfer  bedarf/* 
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grftDdet  werden,  und  wäre  ebenso  verderblich  als  widerrecht- 
lich. Nor  soweit  die  Noth  das  Einschreiten  einer  obervor- 
mandschaftlichen  Obsorge  verlangt,  weil  —  in  einzelnen 
Fällen  —  die  Familie  ihre  Sorge  nicht  erfüllen  kann,  oder 
m  erfüllen  grob  vemachl&ssigt ,  ist  die  Obrigkeit  veranlaszt 
und  berechtigt,  an  der  leer  gelassenen  Stelle  der  Familie  zu 
helfen. 

2.  Für  eine  Seite  der  Erziehung  aber  übernimmt  der 
neuere  Staat  im  Interesse  der  Oesammtheit  die  Sorge  selbst. 
Die  Schule  im  Mittelalter  wieder  eine  Anstalt  der  Kirche, 
ist  nun  zun&chst  auf  ihren  verschiedenen  Stufen  zur  Stats- 
anstalt  geworden.  Die  Kirche  hat  es  nicht  verwehren  können, 
dasz  der  Stat  durch  ausgedehntere  Sorge  in  diesem  Felde  ihr 
den  Vortritt  abgewonnen  hat.  Sie  hatte  ihre  Pflicht  allzulange 
nur  nachlässig  geübt  oder  die  Schule  allzusehr  nur  für  kirch- 
liche Zwecke  ausgebeutet.  Dieser  Vorwurf  trifft  die  protestan- 
tischen Kirchen  nicht  minder  als  die  katholische.    Die  Volks- 

« 

schule  war  gänzlich  vernachlässigt,  bis  sich  der  Stat  ihrer 
annahm,  und  die  gelehrte  Schule  war  theologisch  beschränkt 
und  verkümmert. 

Die  Aufgabe  der  Volksschule  ist,  der  unmündigen 
Jagend  das  Masz  nationaler,  menschlicher  und  reli- 
giöser Bildung  zu  verschaffen  und  zu  sichern,  welches  nicht 
als  die  Oabe  einzelner  Familien  noch  als  ein  besonderes  Gut 
einzelner  Classen  der  Bevölkerung,  sondern  als  das  gemein- 
same Bedürfnisz  Aller  für  Alle  gewährt  werden  musz. 
Die  verwickelter  gewordenen  Verhältnisse  unserer  Cultur  machen 
es  nöthig,  dasz  alle  in  der  Landessprache  lesen,  schreiben 
und  im  täglichen  Verkehr  rechnen  können;  und  nicht 
blosa  nothdürftig,  sondern  bequem  und  leicht.  Es  ist  und 
bleibt  das  die  Grundlage  alles  eigentlichen  Volksunterrichtes, 
und  die  Vorbedingung  für  alle  weitere  classenartige  und  indi- 
viduelle Entwicklung  des  geistigen  Bildungstriebes.  Daher 
.   kann  sich  der  Stat,  beziehungsweise  die  Gemeinde,  der  Pflicht 

aUnftioliti,  iair«a«taM  StiUartelit.    U.  23 
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nicht  entziehen,  die  Wohlthat  solchen  Unterrichtes  der  ge- 
sammten  Yolksjugend  zu  gewähren  und  auch  den  Niedrigsten 
solcher  gemeinsamen  Vorbildung,  die  seinen  Kräften  neue  Wege 
eröffnet,  theilhaft  werden  zu  lassen.  Der  Stat  darf  sich  diese 
Sorge  auch  nicht  mehr  von  der  Kirche  entwinden  lassen;  denn 
offenbar  ist  die  Natur  der  bezeichneten  Qrundbekenntnisse  nicht 
kirchlich  sondern  weltlich.  Sie  sind  daher  auch,  seitdem  der 
Stat  sich  mehr  um  die  Volksschule  bekümmert  hat,  allgemeinar 
und  weit  besser  verbreitet  worden  als  früher  unter  der  au»- 
schlieszlichen  Leitung  der  Kirche,  welche  die  mechanische  Ab- 
richtung zu  kirchlichen  Uebungen  und  Diensten  höher  geschätzt 
hat  als  einen  tüchtigen  Unterricht  in  den  Elementen  der  gei- 
stigen Bildung.  Der  Stoff  des  Lesens  und  Schreibens  darf 
aber  hier  nur  dem  einfachen  Anschauungs-  und  Lebenskreise 
angehören,  welcher  wirklich  dem  Volke  gemeinsam  ist.  Was 
jedes  jugendliche  Herz  erfreut  und  veredelt,  was  die  Liebe  zur 
Tugend  und  zu  dem  Vaterlande  nährt,  was  über  die  Erschei- 
nungen des  täglichen  Lebens  aufklärt  und  fähig  macht,  mit 
klaren  Augen  in  die  Wirklichkeit  zu  schauen,  das  und  nicht 
unverdauliche  und  aufblähende  Bruchstücke  der  Gelehrsamkeit, 
nicht  ein  dürftiger  Abrisz  von  wissenschaftlichen  Systemen 
der  (Geographie,  Mathematik,  Physik  u.  s.  f.  werde  der  Volks- 
Jugend  geboten.  Die  Volksschule  soll  allgemeine  Wahr» 
heiten  verbreiten,  aber  nicht  die  wissenschaftliche  Methode 
der  Untersuchung  lehren.  Wir  sind  in  Deutschland  und 
in  der  Schweiz,  wo  das  meiste  für  die  Volksschule  geleistet 
worden  ist,  doch  auch  durch  eine  eitle  Ueberspannung  ihAr 
Lehrgegenstände  in  die  Gefahr  gerathen,  eine  Volkajugend 
heranzubilden,  welche  nur  ungern  und  mit  einer  Art  wunder- 
licher Scham  zu  den  Arbeiten  des  Handwerkers  oder  Fabrik- 
arbeiters hinzutritt  und  den  ärmlichen  und  häufig  erbärmlichen 
Schreiberdienst  der  rauheren  aber  weit  edleren  Thätigkeit  des 
Landbauers  vorzieht.  Es  gab  wohl  eine  Zeit,  in  welcher  man 
Grund  hatte,  sich   über  das  Zuwenig  zu  beklagen,    aber  in 
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manchen  Lindern  ist  man  nun  in  den  Strudel  des  Zuviel  ge- 
rathen,  und  hat  statt  die  Jugend  mit  einfacher  gesunder  Haus- 
kost zu  speisen,  mit  groszen  Kosten  Abfälle  von  vornehmem 
Speisen  gekauft,  die  ihr  den  Magen  verderben.^ 

Die  Schule  soll  aber  nicht  blosz  die  geistigen  Fähigkeiten 
entwickeln  helfen,  sie  soll  auch  das  Gemüth  gleichzeitig  er- 
wärmen und  veredeln.  Die  Volksschule  soll  nicht  blosz  zu 
verständigen  Menschen  heranbilden,  sondern  auch  das  religiöse 
Leben  wecken,  die  Saat  des  Glaubens  in  die  Herzen  der  Kin- 
der ausstreuen  und  zu  jeder  Tugend  stärken.  Gehört  in  jenen 
Dingen  dem  State  das  entscheidende  Wort  und  die  erste  Sorge, 
so  hat  in  diesen  die  Kirche  das  Meiste  und  Beste  zu  leisten. 
Wie  Vater  und  Mutter  die  häusliche  Erziehung  gemeinsam 
leiten,  so  haben  Stat  und  Kirche  gemeinsam  die  öffentliche 
Brziehnng  des  Volkes  zu  pflegen.^  Dieses  Zusanunenwirken 
beider  Mächte  entspricht  dem  Ideal  einer  guten  Erziehung.  Die 
schroffe  Trennung  und  Spaltung  der  statlichen  Einwirkung  und 

*  Der  Kardinal  Richelieu  hat  diese  Gefahr  zum  Toraus  mit  leb- 
tiaften  Farben  geschildert.  Test,  polit.  I.  8.  168:  „A^insi  qa'un  corps 
qiii  anroit  des  jeux  en  toutes  se3  parties,  seroit  monstrueux,  de  mSme 
juk  Etat  le  seroit  ü,  bI  tous  ses  sujets  6toient  sgayuns.  Le  commerce 
def  Lottres  banniroit  absolument  celoi  de  la  marohandise  qui  comble  les 
Etatj  de  rioheases,  il  mineroit  TAgricalture ,  vraie  möre  nourrice  des 
peuples  et  il  d^serteroit  la  p^piniere  des  soldats  qui  s'^lÖTent  plutdt 
daos  la  radesse  de  Tignorance  (?)  que  dans  lapolitesso  dessciences;  enfin 
il  reaipliroit  la  France  de  chioanneors,  plus  propres  k  ruiner  les  familles 
partienlieres  et  k  troubler  le  repos  public  qu^ä  procurer  auoun  bien  aox 
Etats.  81  les  Lettres  ^toient  profan6es  k  toutes  sortes  d^esprits,  on 
Terrott  plns  de  gens  capubles  de  former  des  doutes  que  de  les  r^soudre 
et  beanooup  seroient  plns  propres  k  s^opposer  anx  verit6s  qu*&  les  d6- 
lendre. 

*  Das  französische  Uuterrichtsgesetz  Tom  15.  Mftrz  1850  hat  darin 
einen  Fortschritt  gemacht,  dasz  die  Alleinherrschaft  der  statlichen  Uni- 
versität beseitigt  und  fflr  die  Oberleitung  und  Aufsicht  Ober  das  Schal- 
wesen ein  Zusammenwirken  statlioher  nad  kirchlicher  Organe  gefordert 
wird.  Aber  zu  einer  befriedigenden  organischen  Gestaltung  des  Yer- 
hSltnisses  ron  Stat  nnd  Kirche  ist  es  auch  durch  dieses  Gesetz  noch 
Moht  gekommen. 

23* 


856  Keunies  Buoh.    Cnltaipfleg«. 

der  kirchlichen  Sorge  würde  zerreiszen  was  zusammen  gehört; 
und  die  Folgen  derselben  wären  nicht  minder  schädlich  als 
es  ftlr  die  Privaterziehung  die  Scheidung  der  Eltern  ist  Das 
laute  Verlangen  der  Emancipation  der  Volksschule  von  der 
Kirche  in  unsem  Tagen  ist  zwar  durch  die  frühere  Vormund- 
schaft der  Kirche  gereizt  worden  und  wird  durch  die  unduld- 
same und  beschräilkte  Bichtung  vieler  kirchlichen  Organe  er- 
klärt und  relativ  gerechtfertigt;  aber  als  absolute  Forde- 
rung ist  sie  durchaus  verwerflich,  weil  irreligiös.  Darüber  zu 
wachen,  dasz  die  Kirche  nicht  in  zelotischem  Eifer  die  Schule 
einenge  und  drücke,  ist  wohl  Sache  des  Stats;  aber  ihren 
wohlthätigen  Einflusz  darf  er  weder  entbehren  noch  stören. 
Vielmehr  soll  der  Stat,  indem  er  die  Oberleitung  über 
das  ganze  Schulwesen  sich  vorbehält,  in  religiöser  Hin- 
sicht der  Kirche  eine  würdige  und  eingreifende  Wirksamkeit 
verstatten. 

Die  Volksschule  soll  vor  allen  Dingen  menschliche 
Cultur  verbreiten,  aber  damit  diese  nicht  in  leere  Abstraction 
sich  auflöse,  soll  sie  diesz  in  nationaler  Form  und  Bichtung 
thun.  Die  Jugend  soll  auch  für  den  Stat  zu  tüchtigen  Ge- 
nossen und  Bürgern  desselben  erzogen  werden.  In  dieser  Be- 
ziehung geschieht  nicht  genug,  und  doch  beruht  die  (Gesund- 
heit des  Volkes  und  seine  politische  Kraft  vornehmlich  auf 
einem  von  Jugend  an  geweckten  Nationalgeist.  In  gleicher 
Weise  wird  in  dem  christlichen  State  der  christliche  Glau- 
ben und  christliche  Tugend  als  Grundlage  der  religiösen 
Bildung  anerkannt  und  sorgfältig  gepflegt  werden  müssen,  aber 
die  Kirche  wird  diese  Pflege  nur  im  Geiste  ihrer  besondem 
Confession  üben  können.  Ob  diese  Rücksicht  zu  einer  völ- 
ligen Trennung  der  verschiedenen  Volksschulen  je  nach  der 
Confession  oder  nur  zu  einer  Ausscheidung  des  religiösen  Un- 
terrichtes in  den  nämlichen  Schulen  führe,  hängt  wohl  von 
den  besondem  Culturverhältnissen  der  einzelnen  Länder  und 
von  numcherlei  Gründen  ab.     Darüber  zu  entscheiden  aber 
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kommt  dem  State  zu,  der  in  beiden  Fftllen  Aufsicht  zn  tlben 
hat»  daez  nicht  der  confessionelle  Gegensatz  zn  inhumaner 
Oehftssigkeit  und  Feindschaft  versauert  und  geschärft  werde. 

Die  Zahl  der  Yolksschullehrer  ist  in  neuerer  Zeit 
rasch  gestiegen.  Es  ist  das  ein  gutes  Zeichen;  denn  über- 
füllte Schulen  taugen  nicht,  und  soll  die  gesammte  Volksju- 
geod,  wie  das  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz  nun 
geschieht,  in  Frankreich,  England  und  in  den  meisten 
übrigen  Lftndem  allmälich  wenn  auch  nur  langsam  und  aus 
der  Feme  angestrebt  wird,^  die  gemeinsame  niedere  Schul- 
bildung erhalten,  so  sind  zahlreiche  Schulen  und  yiele  Lehrer 
Bedürftiisz.  Aber  mit  dem  Vorzug  hat  sich  auch  das  üebel 
tlbermftszig  gesteigerter  Anforderungen  an  die  Lehrer  einge- 
schlichen und  hinwieder  dieser  an  den  Stat  und  die  Gemein- 
den« Sie  werden  zuweilen  auf  den  Seminarien  mit  Kenntnissen 
beladen,  welche  sie  in  der  Volksschule  nicht  brauchen  können 
oder  nicht  brauchen  sollten.  Man  läszt  sie  aus  den  Brunnen 
höherer  Wissenschaft  gerade  so  viel  trinken,  dasz  viele  davon 
berauscht,  wenige  gesättigt  werden.  Dadurch  wird  ein  ge- 
lehrter Dflnkel  in  ihnen  gereizt  und  zugleich  der  ungestillte 
Durst  nach  höherem  Wissen,  das  nicht  in  die  Volksschule  ge- 
hört Diese  verliert  so,  worauf  Alles  ankonunt,  ihre  Ein- 
fachheit und  ihre  moralische  Gesundheit  und  geräth 
in  einen  überreizten  Zustand.  Viele  Lehrer  werden  unzufrieden 
mit  ihrer  naturgemäsz  niedem  und  beschränkten,  wenn  auch 
noch  so  nöthigen  und  ehrbaren  Berufsthätigkeit  und  der  Ge- 
gensatz zwischen  ihrer  Bildung  und  ihrer  Besoldung  wird  als 
ein  schreiendes  Miszverhältnisz  empftuiden.  Zuweilen  wird 
dieses  StandesgefQhl  zu  der  Einbildung  gesteigert,  dasz  die 
Volksschullehrer  voraus  die  Schöpfer  einer  neuen  Cultur  und 


*  In  Pr^ntien  werden  30,000  Bobnllehrer  auf  15  Millioneii  Men» 
tebra,  je  einer  anf  500  Seelen  ^rechnet,  in  einielnen  Cantonen  der 
Sehweis  nooh  mehr. 
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die  wichtigsten  Seformatoren  'der  Gesellschaft  seien.  ^  Eb  ist 
nicht  zu  Iftngnen,  dasz  in  manchen  Staten  die  Volksschnllehrer 
ein  wichtiges  Element  der  Bewegung,  zuweilen  der  Rerolution 
geworden  sind.  Abei:  alle  üebertreibnngen  und  Ausschreitungen 
Einzelner  oder  Mancher  fallen  doch  weniger  ins  Gewicht ,  als 
der  unbestreitbare  Segen,  den  die  besser  gewordene  Volkescbul» 
über  die  geistige  und  leibliche  Wohlfahrt  der  untern  Yolks- 
dassen  bereits  verbreitet  hat,  und  nichts  w&re  verkehrter  als 
den  frühern  geistlichen  Druck  auf  die  Schule  wieder  hencu- 
stellen,  und  dieselbe  in  die  glücklich  überstandenen  Zustände 
der  letzten  Jahrhunderte  zurück  zu  drängen.  Jede  neue  Ent- 
wicklung, besonders  wenn  sie  kräftig  und  gesund  ist,  schieszt 
auch  in  tollen  und  unfruchtbaren  Trieben  aus.  Manche  üebei^ 
treibung  ist  bereits  durch  die  natürliche  Beaction  der  Yer- 
hältnlsse  corrigirt  worden.  Dem  State  aber  wird  das  Becht, 
ausschweifenden  Ansprüchen  entgegen  zu  treten,  um  so  we- 
niger beanstandet,  je  wohlwollender  er  auch  die  gerechten  Be- 
gehren dieser  Classe  anerkennt  und  dieselben  zu  befriedigen 
sich  bemüht. 

4.  Der  sogenannte  Schulzwang,  oder  besser  ausgedrückt, 
die  Schulpflicht,   d.  h.   die  Nöthignng  der   Eltern,    ihre 


^  Jakob  Grimm  a.  a.  0.:  „Da  ihnen,  sagen  sie,  das  edelste,  kost- 
barste Gut  aller  Mensohen,  die  Kinder  und  deren  geistige  EntfUtong 
empfoblen  sei,  könne  man  sie  nicht  gering  wie  Handwerker  setxen,  die 
nur  dem  leiblichen  Wohl  fröhnen,  vielmehr  Amt  and  Beruf  müssen  ihnen 
die  Ansprüche  wahrer  Statsdiener  auf  anstftndiges  Auskommen,  genü- 
gende Yersorg^ng  im  Alter  und  Wittwengehalte  sichern.  Hier  aber 
wird  offenbar  der  Werth  dessen,  dem  man  einen  Dienst  leistet,  mit  de» 
Worthe  des  Dienstes  Reibst  verwechselt;  es  ist  nicht  abzusehen,  wama 
wir  Milch  und  Brod  fflr  die  Kinder  theurer  einkaufen  sollen,  als  sie  jedem 
Alter  gelten,  oder  so  theuer  wie  andere  schwere  Speisen.  Die  Fähigkeit, 
die  wir  vom  Schullehrer  fordern,  und  die  er  uns  aufwendet,  scheint  mir 
an  sich  unter  der  eines  ausgezeichneten  sinnreichen  Btandwerfcers  n 
stehen,  der  in  seiner  Art  das  Höchste  hervorbringt,  wfthrend  der  Lehrer 
ein  fast  jedem  zugSngliches  Mittelgut  darreicht,  und  sein  Itfent  leicht 
flberboten  werden  kann/' 
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Cnder  zur  Schale  gehen  zu  lassen,  rechtfertigt  sich  hier  ans 
dem  Interesse  des  States,  dasz  die  gesammte  Jugend  die  ge- 
meinsame menschlich-nationale  und  religiöse  Bildung  erhalte, 
welche  sie  zu  verstftndigen  und  guten  Statsbürgem  befähige 
reicht  daher  auch  nur  so  weit.  Wenn  Eltern  in  der  Familie 
schon  hinreichend  dafQr  durch  Privatldbrer  sorgen,  so  hört 
jener  Zwang  auf,  denn  es  fehlt  ihm  am  Grund.  Wenn  aber 
Eltern  ihre  Kinder  in  dieser  Beziehung  verwahrlosen,  und 
ihnen  nicht  einmal  die  allgemeine  Volksbildung  vergönnen, 
dann  hat  der  Stat  wohl  Veranlassung,  das  Becht  der  Kinder 
auf  dieselbe  zu  schützen,  und  sie  zum  Besuch  der  Volksschule 
anzuhalten.®  Die  allgemeine  Schulpflicht  steht  mit 
der  allgemeinen  Wehrpflicht  und  der  allgemeinen  Volksfreiheit, 
welche  die  Bildung  voraussetzt,  in  einem  sittlichen  Zusam- 
menhang. 

Unentgeltlichkeit  der  Volksschule,  in  neuerer  Zeit 
zuweilen  als  Statsprincip  ^  behauptet,  ist  durchaus  nicht  eine 
Dothwendige  Pflicht  des  States,  und  für  die  Volksschule  selber 
eher  ein  Schaden.    Der  natürliche  Grundsatz  ist  im  Gegen- 

*  Preuszische  Verf.  §.21:  „Eltern  und  deren  Btellrertreter  dürfen 
flire  Kinder  oder  Pfle^befohlenen  nieht  ohne  den  Unterricht  lassen, 
welcher  fftr  die  öffentlichen  Yolkssohulen  Tor^schrieben  ist.**  Zuerst 
ist  der  Grundsatz  des  Schulz  wanges  wohl  in  Nordamerika  anerkannt  wor- 
den. Das  Gesetz  von  Connecticut  von  1650  verpflichtet  die  Eltern, 
ihre  Kinder  zur  Schule  zu  schicken,  YemachlJtosigung  dieser  Pflicht 
wird  gebflszt,  und  wenn  die  Eltern  in  deräelben  verharren,  so  greift  die 
Ohervormundschaft  an  jener  Statt  ein.  Ygl.  Toqueville*8  Amerika  I. 
8.  68.  Noch  ftiter  ist  das  Statut  fQr  Massachusets  von  1648.  Tgl.  La- 
bonlaye,  hist.  des  Golonies  Am^riq.  I.  277  und  die  Rede  vonPrisident 
Webster.  Ebenda  S.  285.  In  England  wird  dieses  Recht  des  States 
nicht  anerkannt.  Auch  Guizot  (vgl.  Mirooires  III.  61)  sprach  sich  als 
fransöäischer  Cnltusminister  dagegen  aus.  In  Deutschland  und  der 
Sebweiz  besteht  die  Schulpflicht  und  ist  eine  Hauptnrsache  der  aUge- 
meinen  Tolksbildung. 

*  Z.  B.  in  den  Grundrechten,  welche  die  deutsche  NatiODalvers4iBai« 
lang  zu  Prankfurt  proclamirt  hat,  und  in  der  prenwtiiohen  Yerf. 
S.  25. 
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iheil  der,  dasz  yoraus  die  Eltern  die  Kosten  der  Erziehnng 
ibrer  Kinder  zn  tragen  haben.  Dann  erst  folgt  die  Gemeinde 
and  der  Stat,  die  anch  ein  wesentliches  Interesse  an  der 
Schulbildong  haben,  nnd  daher  wohl  die  Kosten  der  Schnl- 
hänser  und  ihres  Bedarfs,  sowie  selbst  einen  Theil  der  Beflol- 
dnng  der  Lehrer  anft  sich  nehmen,  und  so  die  Lasten  der 
Eltern  vermindern  mOgen.  Aber  es  liegt  im  Interesse  der 
Schule  selbst,  dasz  für  die  Kinder  aucli  Schulgelder  Yon  den 
Eltern  bezahlt  werden,  nicht  allein  damit  jener  erste  Grund- 
satz nicht  in  Vergessenheit  komme,  sondern  weil  durch  die 
Leistung  das  Interesse  der  Eltern  an  der  Schule  lebendig  er- 
halten und  gesteigert  wird;  denn  es  ist  der  Mehrzahl  der 
Menschen  eigen,  dasz  sie  yiel  mehr  werthen  und  sorgfältiger 
behandeln,  wofür  sie  unmittelbar  beisteuern,  als  was  ihnen 
unentgeltlich  geboten  wird.  Für  Eltern,  denen  die  Last  all- 
zuzchwer  wird,  kann  der  Stat  oder  die  Gemeinde  hülfreich  ein- 
treten, und  statt  ihrer  das  Schulgeld  bezahlen;  aber  Eltern, 
welche  die  ihnen  obliegende  Pflicht  zu  erfüllen  im  Stande  sind, 
derselben  zu  entladen,  ist  weder  recht  noch  gut 

Oeffentliche  Privatschulen  hat  der  Stat  eher  ein 
Interesse  zu  begünstigen^  als  zu  verhindern,  denn  sie  nehmen 
ihm  einen  Theil  seiner  Sorgen  und  Lasten  ab.  Aber  er  darf 
nicht  versäumen,  strenge  Auf  sieht  über  dieselben  zu  üben,  und 
zu  wachen,  dasz  nicht  ein  feindlicher  Geist  zum  Verderben 
der  Jugend  und  zum  Schaden  auch  der  Gemeinschafk  in  sol- 
chen Schulen  sich  einniste  und  um  sich  greife.  Wird  er  das 
gewahr,  so  soll  er  mit  scharfem  Messer  den  Ansatz  des  Bösen 
herausschneiden,  bevor  es  wuchernd  um  sich  gegriffen.  Von 
diesem  feindseligen  Geiste  sind  vorzüglich  die  Jesuitenschu- 
len erfüllt  und  daher  um  so  weniger  zu  dulden,  als  in  den- 

*  PreuBzigohe  Verf.  $.  22:  „Unterricht  zu  ertheilen  und  Untere 
riditsaiutalten  zu  gründen  steht  Jedem  frei,  wenn  er  seine  sittUohe, 
wissensohaftliohe  und  technische  Bef&hignng  den  betreffenden  Statebe* 
hSrden  nachgewiesen  hat'* 


ZthDtot  CapitoL    Die  Beruft-,  teehoisehen  «nd  ^lehrten  Schideii.    S61 

sdben  flberdem  die  bewnszte  Vorenthaltang  der  Wahrheit  nnd 
die  Ausbeutang  der  kindlichen  Schw&che  eine  grosze  Bolle 
spielen. 

5.  Anf  der  nntem  Stnfe  der  Volksschule  hat  die  Freiheit 
der  Wissenschaft  noch  wenig  Sinn.  Die  erste  Volksbildung 
ist  ein  gemeinsames  nnd  gleichartiges  Bedtlrfnisz,  und  die 
Antoritftt  der  Lehrer  steht  noch  hoch  über  der  Beurthei- 
Inngsfthigkeit  der  Schüler;  um  so  mehr  wird  jene  hinwieder 
rosammengehalten  und  geleitet  von  der  hohem  Autorit&t  des 
Stats.  Daher  sind  hier  Torgeschriebene  Lehrmittel, 
nicht  individuell  gewählte,  und  selbst  eine  bestimmte  gemeine 
Methode  des  Unterrichtes,  nicht  beliebige  Lehrmanier  ange- 
messen. Autorität,  feste  Begel,  Tradition  der  Behandlung 
haben  und  verdienen  hier  das  üebergewicht. 


Zehntes  Gapitel. 

Die  Berufs-,  teebnisohen  und  gelehrten  Schalen. 

1.  Nur  die  Volksschule  ist  aUgemein,  die  gesammte  Ju- 
gend umfiusend,  gleichmftszig  unterrichtend.  Höher  hinauf 
scheiden  sich  die  Richtungen  nach  Berufs  weisen  und  nach 
den  Interessen  höherer  Oeistesbildung.  Die  einzelnen 
Schulen  sind  für  die  Bedürfiiisse  einzelner  Classen  nur 
bestimmt  Es  hört  daher  nun  die  Schulpflicht  auf.  Der  Stat 
konnte  fordern,  dasz  Alle  menschlich-national  gebildet  werden*; 
die  besondere  Berufsbildung  ist  in  vielen  F&llen  auch  ohne 
Schule  erreichbar,  und  gehört  in  den  freien  Bereich  der  Fa- 
milienerziehung.  Nur  wo  der  Stat  Aemter  und  Stellen  zu 
vergeben  hat,  für  welche  besondere  und  erhöhte  Berufs-  oder 
wissenschaftliche  Kenntnisse  unentbehrlich  sind,  oder  wo  die 
Ausübung  eines  bloszen  Privatberufes  aus  polizeilichen  Gründen 
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auf  Personen  beechrftnkt  werden  moez,  welche  die  erforderliche 
Art  Bildung  besitzen,  mag  der  Stat  wohl  den  Ausweis  ver- 
langen über  eine  bestimmte  Schulbildung,  und  die  ausschlieszen^ 
welche  die  öffentlichen  für  diese  Fächer  bestimmten  Schulen 
nicht  besucht  haben.  Auch  da  sind  aber  noch  einzelne  Aus« 
nahmen  zu  verstatten,  in  denen  die  nöthige  F&higkeit  auf  an- 
dern Wegen  erworben  worden;  denn  mehr  auf  die  Fähigkeit» 
als  auf  den  Weg  zu  ihrer  Erlangung  kommt  es  an. 

2.  Die  obem  und  mittlem  Schulen  zerfallen  in  drei 
Hauptclassen: 

a)  Besondere  Berufsschulen,  wie  vorzüglich  die 
landwirthschaftlichen  zur  Ausbildung  von  Landwirthen, 
und  Gewerbeschulen  zur  Ausbildung  von  Handwerkern.  Sie 
gehören  vorzugsweise  dem  vierten  Stande  an ,  und  sind  fdr 
Andere  nur  Durchgangsstufen.  Ein  groszer  Theil  aber  des 
vierten  Standes  bedarf  ihrer  nicht,  ihm  genügt  die  Volksschule 
und  die  Fortbildung,  die  das  Leben  selber  gewährt. 

b)  Höhere  technische  Schulen,  für  diejenigen Classen 
der  Bevölkerung  bestimmt,  welche  zwar  nicht  nothwendig  einer 
gelehrten  Bildung  bedürfen,  wohl  aber  in  denjenigen  Wissen- 
schaften tiefer  eingeweiht  werden  müssen,  welche  den  Geist 
CT  höherer  Industrie,  Technik,  Kunst  befähigen.  Diese  Schulen 
dienen  vorzüglich  dem  dritten  Stande,  den  Architekten,  Inge» 
nienren,  Fabrikanten,  Künstlern. 

c)  Gelehrte  Schulen,  theils  als  Vorbereitung  für  die 
Universität,  theils  für  die  Jugend  bestimmt,  welche,  ohne  sich 
einem  gelehrten  Berufe  zu  widmen,  doch  den  Adel  olassiscber 
Bildung  erwerben  will, 

3.  Die  Berufsschulen  im  engem  Sinn  unterscheiden 
sich  von  den  hohem  technischen  und  den  gelehrten  Schulen 
Toraehmlich  dadurch,  dasz  der  Unterricht  in  jenen  nicht  m 
das  Heiligthum  der  Wissenschaft  eingeht,  sondern  sich  in 
den  Vorhallen  derselben  bewegt,  und  fortwährend  die  prae- 
tische  Nutzbarkeit  voraus  beachtet.    Der  Kaflu^hheit  des 
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üntairiehts  bedürfen  sie  wie  die  VoHrsschnle,  als  deren  höhere 
Bloche  sie  oft  behandelt  werden;  die  besondere  Richtung  anf 
eine  bestimmte  Beruftgattnng ,  Landwirthschaft ,  Handwerke 
n.  dgl.  hebt  sie  ftber  diese  hinauf.  Der  Unterricht  in  fremden 
Sprachen  ist  nnr  für  solche  nöthig,  welche  diese  Schalen  als 
Uebergangsstafen  zn  höhern  technischen  benutzen;  für  die 
Masse  der  Schüler  dagegen  ist  der  Unterricht  in  der  Volks- 
8|ffache,  in  der  Mathematik  und  den  Naturwissenschaften,  so- 
weit diese  eine  nahe  und  leicht  verstündliche  Anwendung  anf 
jene  Berufskreise  schon  gefunden  haben,  genügend,  nnd  so  weit 
denn  auch  im  Interesse  guter  Ordnung  und  gleichmäsziger 
Fortbildung  für  alle  Schüler  vorzuschreiben.  Strenge  Schul- 
disciplin  ist  in  diesem  Kreise  unentbehrlich,  die  Lemfreiheit 
ausnahmsweise  zulftssig,  die  Lehrfreiheit  noch  wesentlich  durch 
die  vorgeschriebenen  Lehrmittel  und  das  vorgeschriebene  Lehr- 
siel beschränkt.  Diese  Schulen  ersetzen  theilweise  den  üuter- 
ridit,  den  der  angehende  Landwirth  auf  dem  Oute  oder  der 
Lehrling  in  der  Werkstfttte  seines  Meisters  findet,  theilweise 
beAhigen  sie  um  der  gröszem  Wissensohaftlichkeit  der  öffent- 
lichen Schulen  willen  zu  hohem  selbständigen  Fortschritten  im 
prsdaschen  Leben.  Der  Stat  kann  durch  Gründung  und  freie 
Bröflhimg  solcher  Schulen  sehr  wohlthfttig  einwirken  auf  die 
Cnltur-  und  BeruMüchtigkeit  zahlreicher  Yolksclassen. 

4.  Eine  höhere  wissenschaftliche  oder  künstlerische  Be- 
deutung b&ben  die  höhern  technischen  Schulen,  wie 
vorzüglich  die  Realgymnasien,  die  polytechnischen 
Schulen  und  die  Künstlerakademien. 

Die  erstem  führen  die  Zöglinge  tiefer  ein  in  diejenigen 
Wissenschaften,  welche  vorzüglich  auf  das  practische  Leben 
der  Techniker  und  der  hohem  Lidustriellen  Einflusz  haben. 
Mathematik,  Geometrie  und  Physik  und  ihre  Anwen- 
dungen auf  Mechanik  und  Chemie  sind  hier  das  Gentmm  der 
fheoretiBchen  Ausbildung,  die  Kunstgeschichte  die  Gmnd- 
läge  der  künstlerischen  Bildung  und  die  Kunst  zu  zeichnen 
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eine  Hanptfertigkeit,  die  hier  geübt  werden  musz,  daneben  rind 
die  modernen,  nicht  die  antiken  Sprachen  zu  cnltiviren.  Wohl 
darf  man  auch  hier  die  practischen  Zwecke  des  UntorrichtB 
nicht  ans  den  Angen  lassen,  aber  die  Wissenschaften  mflssen 
doch  in  ihrem  ganzen  Umfang  und  Znsammenhang,  somit  auch 
in  den  Beziehungen  gelehrt  werden,  deren  practische  Anwend- 
barkeit nicht,  oder  nicht  unmittelbar  und  nicht  jetzt  sdion 
wahrzunehmen  ist.  Die  wissenschaftliche  Durchbildung  der 
Zöglinge,  welche  ihren  Qeist  fähig  macht,  sich  in  den  man- 
cherlei hohem  technischen  Berufskreisen  mit  freier  Sicherheit 
zu  bewegen,  nicht  die  Zurichtung  fflr  einen  beschränkten  Beruf 
ist  hier  die  Aufgabe.  Erst  im  späteren  Leben  scheiden  sich 
die  besonderen  Wege. 

Diese  Anstalten  haben  in  den  obern  Classen  eine  gewisse 
Verwandtschaft  mit  den  Universitäten.  Die  herangewachsenen 
Zöglinge  können  in  dem  Yerhältnisz  ihres  erstarkten  Triebes 
zum  Selbststudium  wohl  von  manchen  Banden,  welche  die  un- 
tern Schaler  noch  enger  an  die  Autorität  und  an  die  Zucht 
des  Lehrers  binden,  losgeknflpft,  und  ihnen  akademische  Frei- 
heit verstattet  werden.  Nur  darf  solche  Freiheit  nidit  über 
den  natQrlichen  Zweck  der  Schule  hinaus  gewährt  werden. 
Insbesondere  erfordert  es  die  Natur  des  mathematischen  Un- 
terrichts, dasz  eine  bestimmte  Folge  auch  der  Lehrfftcher  be 
achtet  werde.  Auch  wird  noch  weit  hinauf  ein  wechselseitiger 
Verkehr  des  unterrichtenden  Lehrers  mit  dem  lernenden  Schüler 
wohlthätiger  wirken,  als  eine  Beschränkung  des  Unterrichts 
auf  blosze  Vorträge  ohne  Prüfung,  ob  die  Schüler  diesen  wirk- 
lich folgen.  Je  mehr  wissenschaftlichen  Oehalt  die  Lehre 
hat,  desto  mehr  individuelle  Freiheit  in  ihrer  Behandlung 
ist  auch  für  den  Lehrer  Bedürfnisz ;  daher  denn  auch  hier  die 
Lehrmittel  nicht  mehr  vorgeschrieben,  noch  die  Methode  der 
Lehre  von  oben  her  anbefohlen  werden  darf,  wie  in  den  untern 
Schulen. 

Eine  ähnliche  Stellung  haben  die  Künstlerakademien.  Die 
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aber  tritt  hier  in  die  zweite  Linie  zurück,  die 
kflnstlerische  Uebung  in  die  erste  ein.  Diese  Akademien  können 
sogar,  wie  die  <4cole  des  beaux  arts  in  Paris  zur  Ausbildung 
Erwachsener  dienen,  welche  die  polytechnische  Schule  zurQck 
gelegt  haben. 

5.  Die  Grundlage  der  gelehrten  dchulen  ist  die  das- 
gische  Bildung,  der  Unterricht  in  der  lateinischen,  dann 
auch  in  der  griechischen  Sprache  und  die  Geschichte. 
Die  h^^here  wissenschaftliche  Erziehung  musz  den  SchQler  ein- 
weihen in  die  Grundlagen  unserer  Cultur,  erfüllen  nut  dem 
frischen  und  schönen  Geiste  der  Vorzeit,  in  welcher  die  Mensch- 
heit gleichsam  ihre  Jugendblflthe  entfaltet  hat  Sie  musz 
dieselbe  hindurch  geleiten  durch  die  reichen  Erfahrungen  der 
früheren  Jahrhunderte,  nicht  um  in  diesen  gefangen  zu  bleiben, 
sondern  um  der  Stufe,  auf  welcher  nun  die  Menschheit  steht, 
bewuszt  zu  werden  t  und  auf  ihr  mit  erweitertem  und  freiem 
Blicke  Torwftrts  zu  schreiten.  An  der  Hand  der  Griechen  und 
der  Bömer  sind  die  neueren  Völker  in  geistigen  Dingen  ähn- 
lich wie  durch  das  Christenthum  in  religiöser  Beziehung  er- 
zogen worden,  und  diese  welthistorische  Erfahrung  soll  sich 
in  dem  Leben  der  einzelnen  höher  gebildeten  Individuen  wie- 
derholen. Wer  einen  andern  Weg  geht,  kann  wohl  manches 
Ziel  erreichen,  es  wird  aber  in  seiner  Bildung  immer  eine 
leere  Stelle  sein,  die  von  den  ausgezeichnetsten  Männern  als 
ein  erheblicher  Mangel  schmerzlich  empfunden  wird.  Li  den 
elastischen  Studien  ist  ein  gewisser  Duft,  ein  Glanz,  ein  Adel, 
die  zu  Toller  und  schöner  Entfaltung  des  wissenschaftlichen 
Geistes  unentbehrlich  sind.  Sie  spannen  und  üben  die  Kräfte 
des  jugendlichen  Geistes  au&  höchste  und  doch  dem  Alter  ge- 
mäsz,  wecken  seinen  Sinn  für  Schönes,  Grdszes  und  Edles  und 
stärken  seine  Schwungkraft. 

Allerdings  waren  die  gelehrten  Schulen  frfiher  zu  ein- 
seitig anf  den  Unterricht  in  den  classischen  Sprachen  begrentt 
Qsd  eine  pedantische  Methode,  welche  den  Schfdern  häufig  den 
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Oenusz  der  herrlichen  Schätze  des  Alterthums  sogar  entieidet 
hat,  statt  ihn  zu  eröffnen,  hatte  znweilen  den  Werth  dersdbeü 
in  eine  todte  Oelehrsamkeit  umgesetzt,  die  ffir  die  Fortschritte 
und  Bedürfnisse  unsers  Lebens  den  offnen  Sinn  verlor.  Es 
ist  daher  ein  Vorzug  neuerer  Einrichtungen,  wenn  der  Unter- 
rieht  in  den  classischen  Sprachen  ergänzt  wird  durch  gründ- 
licheres Yerständnisz  der  einheimischen  Volkssprache  und  li- 
teratur,  zuweilen  sogar  durch  die  Beigabe  fremder  neaow 
Sprachen,  und  wenn  auch  den  übrigen  formell  bildenden  Fä- 
chern der  Mathematik  und  Physik  und  wie  der  alten,  so  auch 
der  mittlem  und  neuern  Geschichte  ein  weiterer  Spielraum 
eröffnet,  und  so  der  Geist  nach  allen  Sichtungen  hin  geftbt 
wird.  Auch  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  ChriateD- 
thuma  und  seiner  Geschichte  darf  nicht  fehlen,  damit  die 
ganze  gelehrte  Bildung  in  sieh  harmonisch  seL  Aber  in  neu« 
erer  Zeit  ist  man  zuwolen  hinwieder  in  den  Fehler  einer 
Ueberladung  mit  Bildungsstoff  verfallen,  an  dem  der  jugend- 
liche Geist  überreizt  und  übersättigt  wird.  Eörperliehe 
Schwäche  und  geistige  Zerstreutheit  und  Schlaffheit  sind  leider 
nicht  seltene  Folgen  eines  solchen  nnmäszig  gesteigerten  Vie- 
lerleis. 

Dem  Alter  der  Schüler  und  ihrer  Bildungsstufe  gemäss 
darf  der  Unterricht  nicht  als  freier  Vortrag  abgelöst  werden 
von  stäter  Uebnng  der  Schüler,  unter  fortgesetzter  Aufsieht 
und  Antrieb  der  Lehrer.  Die  Schulzucht  soll  zwar  das  Ehr- 
gefühl schonen  und  wecken,  darf  aber  keineswegs  locker  nnd 
schwadi  werden.  Die  Lehrfächer  sind  nodi  genau  bestimmt, 
und  der  regelmäszige  Besuch  wenigstens  der  Grundfäeher  ^ 
wozu  voraus  der  charakteristische  Unterricht  in  der  lateinischen 
Sprache,  wenn  Ausnahmen  verstattet  werden  auch  in  der  grie- 
chischen, und  der  Geschichte  gehört  —  ist  vwbindlioh  ge- 
macht, nicht  in  die  Wahl  der  Schüler  gelegt.  Es  ist  ein 
Schaden  für  Lehrer  und  Schaler,  wenn  sie  die  Art  ttod  'Fni' 
heit  der  Universitäten   schon  in  die   Gymnasien   verpflanzen 
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wollen.  Der  ganze  Zweck  dieser,  die  jugendlichen  Kr&fte  in 
fortgesetztem  Ringen  zu  ilben  und  zu  st&rken,  wird  dadurch 
Terfehlt,  und  der  Genusz  unreifer  Früchte  Iftszt  eine  kranke 
Seelenstimmung  zurück,  die  später  auch  reife  Früchte  nicht 
mehr  zu  pflücken  gelüstet  und  zu  genieszen  nicht  die  Kraft  hat. 


Eilftes  Capitel. 

Die  UnirersIUteD. 

1.  Die  Universitäten,  zuerst  in  Italien  und  anfangs 
mir  mit  Rücksicht  auf  einzelne  Wissenschaften  entstanden,  sind 
in  neuerer  Zeit  und  vorzüglich  in  Deutschland  zu  orga- 
nischen, die  gesammte  höhere  wissenschaftliche 
Bildung  umfassenden  und  zu  voller  Reife  entwickelnden  An- 
stalten, aus  bloszen  Universitäten  im  juristisch -corporativen 
Sinne  des  Wortes  zu  Universitäten  der  Wissenschaften  ge- 
worden. 

Nur  erwachsene  Jünglinge,  deren  Geisteskräfte  in  den 
gelehrten  Schulen  geübt  und  entfaltet  worden,  sind  fähig  in 
den  Geist  der  Wissenschaft  völlig  einzudringen,  daher  nur  sie 
auf  Universitäten  zuzulassen.  Nur  wer  die  Schule  hinter  sich 
gelassen  hat,  vermag  ein  Student  zu  werden.  Daher  sind 
Prüfungen,  welche  Unberufene  zurückweisen,  ebenso  nöthig 
als  der  Würde  der  Anstalt  angemessen.  Es  mag  wohl  unbe- 
denklich einzelnen  Erwachsenen  audh  ohne  Maturitätsprüfung 
gestattet  werden,  einzelne  Collegien  anzuhören  und  an  den 
Früchten,  die  die  Universität  den  nach  Wissenschaft  Hungern- 
den reichlich  bietet,  sich  zu  erlaben.  Aber  Studenten  sind  sie 
deszhalb  nicht.  Diese  sollen  nicht  blosz  fähig  sein.  Einzelnes 
n  genieszen,  sondern  Theil  zu  nehmen  an  dem  systematisch 
und  organisch  geordneten  wissenschaftlichen  Gesammtleben  der 
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Universität  *  Freie  Hochschulen,  wie  das  CoUdge  de 
France  in  Paris,  haben  als  allgemeine  wissenschaftliche  An- 
stalten fQr  Erwachsene  überhaupt,  einen  eigenthtünlichen  Werth 
und  wohl  eine  zunehmende  Bedeutung;  aber  sie  sind  von  den 
Universitäten,  die  zugleich  Anstalten  für  die  wissenschaftlich^i 
Berufsclassen  sind,  wesentlich  verschieden. 

2.  Die  Universität  bedarf  der  wissenschaftlichen 
Selbständigkeit,  denn  die  höhere  Wissenschaft  erschliesrt 
sich  nur  voller  Geistesfreiheit.  Dafür  ist  die  corporative 
Selbständigkeit  derselben  eine  vortreflfliche  Unterlage. 
Aber  hier  begegnen  wir  nun  einem  wichtigen  Gegensatze  zwi- 
schen dem  Mittelalter  und  der  nenem  Zeit  Jenes  liebte  and 
schützte  die  corporative  Selbständigkeit  so  sehr,  dasz  dieselbe 
bis  zu  voller  Unabhängigkeit  und  einer  Art  von  Souveränet&t 
gesteigert  wurde.  Das  aber  widerspricht  dem  modernen  State, 


*  Jak  oh  Grimm  hat  e.  a.  O.  8.26  eine  entgegengesetite  Meiniing 
anigesproehen :  ,|Wie  Kirche  und  Schauspiel  dem  Eintretenden  offen 
gehalten  sind,  sollte  jedem  Jüngling  das  Thor  der  dniTersitAt  anfgethan 
und  ihm  selbst  überlassen  sein,  allen  Nachtheil  cn  empBnden  nnd  ra 
tragen,  wenn  er  unausgerüstet  in  diese  Hallen  getreten  ist;  denn  die 
Befähigung  der  Menschen  hat  ihre  eigenen,^  stillen  Qänge  und  that  un» 
erwartet  Sprünge;  wie  sollten  aUe  gleichen  Schritt  halten,  den  der  Prfi- 
fung  xwftngendes  Mass  fordert?"  Aber  die  UniTersitftt  ist  keine  Kirche, 
4ie  für  das  Volk  —  noch  ein  Schauspiel,  du  für  das  Publikum  he* 
stimmt  ist,  sondern  eine  wissensohaflliche  Anstalt  für  die  Jünger  der 
Wissenschait  Der  Trost,  dasz  UnTorbereitete  durch  den  eigenen  Schaden 
klug  werden,  ist  ebenso  trügerisch  als  frivol.  Mehr  als  eine  üniveraitit 
empfindet  es  äusserst  schmerilioh,  dasx  eine  grosie  Zahl  von  Stttdenten 
nicht  hinreichend  vorgebildet  ist.  Diese  trftge  Masse  sieht  mit  bleiernem 
Gewichte  den  wisbenschaftlichen  Vortrag  hernieder  und  drückt  den  Qeist 
der  Studentenschaft  herab.  Es  sollen  keine  Überspannten  Forderungen 
an  die  Eintretenden  gemacht  werden;  aber  je  strenger  die  Prüfung  aaf 
die  Kennseichen  wissenschaftlicher  Uebung  aohtet  und  nur  die  wirkÜeh 
für  einen  wissenschaftlichen  Lebensberuf  Tauglichen  lulisst,  desto  wohl* 
th&tiger  wird  sie  für  die  Individuen  wirken,  die  noch  bei  Zeiten  auf 
-einen  für  sie  passenderen  Beruf  hingewiesen  werden,  für  die  Anstalt, 
deren  Ehre  und  wissensehafilioher  Geist  gehoben  wird,  und  für  4sb 
Stat,  den  die  Bitterkeit  eines  unreifen  Universitütsweseni  sehr  belistigt 
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dessen  einheitlicher  Organismus  Unterordnung  aller  öffentlichen 
Corporationen  verlangt  und  der  eine  bedeutsame  Aufsicht  und 
Pflege  auch  Aber  die  höchsten  Bildungsanstalten  anspricht. 
Auf  den  englischen  Universitäten  hat  sich  auch  in  dieser 
Beziehung  noch  länger  mittelalterliche  Freiheit  erhalten,  aber 
selbst  da  läszt  der  Geist  unserer  Zeit  an  den  Stat  die  Mah- 
nung ergehen,  dasz  er  die  ihm  gebührenden  Hoheitsrechte  übe. 
Auf  dem  Gontinent  ist  schon  seit  langem  das  neuere  Princip 
der  Statscuratel  practisch  geworden.  Die  Vormundschaft 
der  Kirche  hat  dem  State  ebenso  überall  weichen  müssen, 
und  nur  mitBezug  auf  die  theologischen  Faoultäten,  deren 
Bedeutung  für  die  Ausbildung  der  Geistlichkeit  die  Kirche 
nahe  angeht,  wird  jener  zuweilen  eine  gewisse  Mitwirkung 
und  theilweise  Mitaufsicht  entweder  noch  zugestanden,  oder 
von  ihr  und  nicht  ohne  innere  Berechtigung  beharrlich  begehrt. 
Weil  die  Kirche  ihren  Einflusz  allzuoft  nur  an  Beschränkung 
der  wissenschaftlichen  Freiheit  ausgeübt  hat,  ist  der  moderne 
Stat  abgeneigter  geworden,  auf  ihre  Stimme  zu  hören. 

Was  an  corporativer  Selbständigkeit  theils  geblieben, 
theils  werth  der  Erhaltung  ist,  besteht  hauptsächlich: 

a)  in  dem  Besitz  und  in  der  Verwaltung  eines  eigenen 
Vermögens,  wenn  auch  unter  der  Oberaufsicht  des  Stats.  Die 
iuazere  Existenz  der  Universitäten  wird  dadurch  in  höherm 
Grade  von  den  mancherlei  Unfällen  bewahrt,  welche  die  öffent- 
lichen Statsfinanzen  leichter  treffen,  und  zugleich  der  Univer- 
sität eine  freie  und  angesehene  sociale  Stellung  gesichert; 

b)  in  der  eigenen  Gerichtsbarkeit,  welche  freilich 
innerhalb  des  modernen  States  einer  vollständigeren  Unter- 
ordnung und  engerer  Beschränkung  unterliegen  musz,  als  im 
Mittelalter,  und  mehr  nur  in  Gestalt  und  nach  Art  discipli- 
narischer  Zucht  fortdauern  darf; 

e)  in  der  Ehre,  welche  die  Corporation  vom  State  zu 
erwarten  ein  Recht  hat  —  auf  äuszere  Gewalt  hat  sie  keinen, 
auf  Ehre  der  Hoheit  des  wissenschaftlichen  Geistes   gemäsz 
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einen  wohlbegrQndeten  Ansprach  —  und  in  den  akademi- 
schen Ehren  die  sie  selbst  verleiht.  Beides  wird  nicht  immer 
und  nicht  überall  richtig  gewürdigt.  Manche  Facnltftten  selbst 
haben  zuweilen  dazu  beigetragen,  die  akademischen  WQrden,  auch 
die  des  Doctorats,  durch  Verschwendung  an  Candidaten,  die 
solcher  Auszeichnung  nicht  würdig  waren,  um  den  Credit  und 
damit  um  ihren  Werth  zu  bringen,  und  der  Stat  hat  statt 
solchen  Miszbräuchen  zu  wehren,  jenen  die  Achtung  versagt, 
und  dadurch  wieder  ein  wichtiges  Element  einer  sittlich- 
geistigen Ordnung  zerstört;  und  die  Art,  wie  einzelne  Staten 
das  Bangverhaitnisz  der  Universitäten  und  ihrer  Mitglieder 
geordnet  haben,  beweiszt,  dasz  auch  da  die  rechte  Einsicht 
noch  vielfach  mangelt; 

d)  in  der  Vertretung,  welche  den  Körpern  der  Univer- 
sitäten in  dem  Rathe  der  Nation  gewährt  wird,  und  ebenso 
sehr  ihrer  groszen  Bedeutung  für  das  geistige  Leben  derselben 
gemäsz  als  für  eine  einsichtsvolle  Berathung  der  Gesetze  dien- 
lich ist. 

3.  Die  Eintheilung  der  Universitäten  in  vier  Facul- 
täten  schlieszt  sich  an  naturgemäsze  Gegensätze  und  Bedürf- 
nisse an.  Die  philosophische  Facultät  mit  ihren  zahlrei- 
chen Disciplinen  der  Philosophie,  die  erst  hier  und  nicht 
schon  auf  den  Gynmasien  mit  Erfolg  gelehrt  werden  kann  und 
gewissermaszen  den  Weg  eröfinet  in  den  Vorsaal  aller  Special- 
wissenschaften,  der  Philologie  in  ihrer  Vollendung,  der 
Geschichte  in  ihrer  umfassenden  und  in  das  Leben  der  ein- 
zelnen Völker  sich  versenkenden  Beichhaltigkeit,  der  mathe- 
matischen und  Naturwissenschaften,  ist  für  die  gröexere 
Zahl  der  Studenten  hauptsächlich  von  propädeutischer  Bedeu- 
tung, für  eine  Minderzahl  aber,  die  sich  dem  Lehr&ch  oder 
den  dahin  gehörigen  besondern  Wissenschaften  widmet,  zugleich 
abschlieszend.  Vorzugsweise  in  höhere  wissenschaftliche 
Berufs  kreise  führen  die  drei  andera  Facultäten  ein  und 
haben  daher  auch  den  Vorrang.    Die  theologiscjie  hat  eine 
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höhere  Beziehimg  znr  Kirche  nnd  die  Aufgabe,  die  Wissen- 
schaften zn  lehren,  deren  die  Qeistlichkeit  in  unserer  Zeit  be- 
darf, nm  fthig  zu  sein,  ihre  kirchliche  Mission  auch  geistig 
zu  yerstehen,  und  um  gerOstet  zu  sein,  sie  mit  den  Waffen 
der  Wissenschaft  zu  schlitzen  und  auszufahren.  Die  zweite 
Faenität  irurde  firflher  als  die  juristische  bezeichnet.  In 
neuerer  Zeit  wurde  sie,  seitdem  die  Statswissenschaften  einen 
weitem  Umfang  gewonnen  haben,  zuweilen  vertheilt  in  eine 
juristische  und  eine  statswissenschaftliche  im  engern  Sinn, 
indem  die  Jurisprudenz  im  engem  Sinn  auf  der  einen  und  die 
Wissenschaften  der  Polizei-  und  Statswirthschaft  auf  der  an- 
dern Seite  geschieden  wurden.  Man  hat  diese  Unterscheidung, 
welche  mit  der  Sonderung  der  Justiz  yon  der  Yerwaltang  in 
einem  innem  Zusanunenhang  ist,  nicht  consequent  genug  durch- 
gebildet und  die  sogenannte  statswirthschaftliche  Facultftt  theils 
zu  schroff  von  der  reehtswissenschaftlichen  losgetrennt,  theils 
ZB  enge  als  eine  blosz  technische,  weniger  als  eine  statswis- 
senschaftliche Abtheilung  behandelt.  Die  Masse  der  Studenten 
bat  sich  daher  flberall  der  juristischen  und  nur  Wenige  haben 
sieb  der  statewirthschaftlichen  Facultät  zugewendet.  ImPrincip 
geboren  aber  Rechts-  und  Statswissenschaften  offenbar 
zusammen,  und  erst  wenn  diese  Einheit  anerkannt  oder  wieder 
hergestellt  ist,  sollte  der  Gegensatz  von  Recht  und  Stat,  Juris- 
prudenz und  Politik,  Rechtspflege  und  Verwaltung  seinen  Ein- 
fluflz  auf  die  Studieneinrichtung  bewähren.'  Allerdings  sind 
früher  jene  oft  Temachlftssigt  und  fast  alle  Aufmerksamkeit 
diesen  zugewendet  worden;  aber  dieser  Mangel  kann  gehoben 
werden,  ohne  in  der  Facultftt  zu  scheiden,  was  innerlich  ver- 
bunden ist.    Die  medicinische  Facultät  endlich  befähigt  zu 


'  In  der  einen  Faonlttt  fftr  SUti-  und  Reohtswissensohaften  laesen 
aieb  dann  ininierhin  pMiend  iwei  HMiptricbtungen ,  die  politisohe  and 
die  JvriiHiobe,  nntencheiden ,  wie  die  eine  philosophische  Facultftt  aus 
iirei  oder  drei  Ünterabtheilungen  besteht,  der  philosophischen  im  en- 
tern Sinne,  der  philologiioh-bistorisohen  und  der  natorwiiienscbnlllioben. 

24* 
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den  Wissenschaften,  welche  fflr  eine  rationelle  Erkenntnisz  nnd 
Behandlung  der  Krankheiten  dienen.  So  gehen  aus  den  Uni- 
versitäten Theologen,  Juristen  und  Yerwaltungsmänner,  Aerzte, 
Lehrer  hervor. 

4.  Die  Pflege  des  Stats  ftuszert  sich  vorerst  in  derBe» 
rufung  und  Anstellung  der  Professoren,  denen  er  mit  Zu- 
versicht die  Anregung  zu  einem  gesunden  wissenschaftlichen 
Studium  anvertraut.  Den  Facultftten,  welche  mit  dem  Gang 
und  den  Bedurfnissen  der  Wissenschaft  genauer  vertraut  und 
mit  den  kundigen  und  tauglichen  Personen  näher  bekannt  sind, 
gebührt  wohl  eiu  Vorschlags-  und  Begutachtungsrecht. 
Aber  der  Stat  darf  nicht  an  ihre  Ansicht  gebunden  werden; 
denn  auch  einzelne  Facultäten  können  im  Schlendrian  versiiH 
ken  und  ihr  Blick  wird  durch  persönliche  Interessen  leicht 
getrflbt.  Der  Stat  thut  daher  wohl  daran,  daneben  selbständig 
zu  prflfen;  denn  am  Ende  hängt  das  ganze  Gedeihen  der  An- 
stalt doch  von  der  richtigen  Wahl  der  Personen  ab,  die  in 
derselben  wirken,  und  jeder  Miszgriff  hat  groszen  Schaden 
zur  Folge  und  ist  nur  schwer  zu  bessern. 

.  Anders  ist  die  Stellung  der  Privatdocenten,  die  kein 
Lehramt,  kein  „munus  legendi^*  sondern  nur  die  „venia  le- 
gendi^^  haben.  Für  alle  erheblichen  Wissenschaften  musz  da- 
her durch  Professoren,  für  die  Hauptfächer  durch  ordent- 
liche Professoren  stets  gesorgt  sein.  Um  so  unbedenklicher 
darf  denn  den  jungem  Gelehrten,  deren  wissenschaftliche  Be- 
fähigung geprüft  und  von  der  Facultät  anerkannt  worden  ist, 
die  Freiheit  verstattet  werden,  sich  in  der  Universitätslehre 
zu  versuchen  und  zu  üben.  Diese  Zulassung  der  Privatdo- 
centen  ist  Sache  der  Facultäten.  Es  ist  diese  Sitte,  der  wir 
eine  sich  stets  erneuernde  Zahl  und  eine  gröszere  Auswahl 
tüchtiger  Professoren  verdanken,  ein  Vorzug  der  deutschen 
Universitäten  und  der  Natur  der  wissenschaftlichen  Studien 
durchaus  angemessen.  Den  Privatdocenten  aber  Sitz  nnd 
Stimme  in   Universitätsangelegenheiten   einzuräumen   ist  un- 
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organisch,    sie   der    Aufticht    der    Facultäten    zu  entziehen 
0ehidlicb. 

5.  Die  Art  der  wissenschaftlichen  Behandlung  der  Vor- 
träge wird  mit  Recht  £ast  überall  den  Docenten  selbst  anheiin 
geetellt;  und  es  ist  jede  nähere  Vorschrift  und  Anleitung  von 
Stats  wegen  verwerflich.  Die  Lehrfreiheit  ist  auf  dieser 
Stafe  unentbehrlich.  Wenn  es  der  wesentliche  durch  keine 
Bücher  zu  ersetzende  Werth  der  Universität  ist,  wieSavigny^ 
das  vortrefflich  ausgedrückt  hat,  «den  Studenten  die  YT'issen- 
schaft,  80  weit  sie  gegenwärtig  entwickelt  ist,  in  dem  Lehrer 
personificirt  darzustellen,  und  indem  die  Genesis  des  wissen- 
schaftlichen Denkens  zu  lebendiger  Anschauung  gebracht  wird, 
die  verwandte  geistige  Kraft  in  dem  Schüler  zu  wecken  und 
zur  Beproduction  anzuregen,*  so  musz  den  Universitätslehrern 
die  Freiheit  vergönnt  werden,  nach  ihrer  individuellen  Art 
selbständig  vor  den  Zuhörern  in  das  Heiligthum  der  wissen- 
schaftlichen Erkenntnisz  vorzugehen,  und  es  ist  eine  unnatür- 
liche und  unfruchtbare  Zumuthung,  sie  auf  andere  als  die  von 
ihnen  erkannten  Wege  hinleiten  zu  wollen.  Die  wissenschaft- 
liche Erkenntnisz  kann  nur  durch  den  individuellen  Geist 
mit  Freiheit  erworben  und  nur  ebenso  hinwieder  zu  derselben 
angeregt  werden.  Alle  Vorschriften  über  Lehrbücher,  Sy- 
steme u.  s.  f.  sind  daher  unzulässig. 

Jene  Lehrfreiheit  ist  indessen  so  wenig  als  alle  andere 
Freiheit  eine  absolute  und  schrankenlose.  Sie  wird  näher 
bestimmt  und  begränzt  durch  den  Zweck  der  Anstalt: 

a)  Die  Form  der  Lehre,  welche  der  Universität  eigen- 
thümlich  ist  und  die  festgehalten  werden  musz,  ist  vorzüglich 
der  zusammenhängende  freie  mündliche  Vortrag  einer 
Wissenschaft.  Wo  derselbe  zu  bloszem  Dictiren  herabsinkt, 
da  wird  der  wesentliche  Vorzug  der  Universitäten  zerstört, 
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und  Yon  Anregung  des  wissenschaftlicheii  Geistes  durch  ein 
lebendiges  Vorbild  kann  bei  solcher  geisttödtender  Maschinen- 
arbeit, welche  überdem  durch  die  Druckerpresse  viel  besser 
geliefert  wtürde,  keine  Bede  mehr  sein.  Ohne  daher  im  Ein- 
zelnen den  Docenten  zu  hemmen,  darf  dennoch  die  Dniversi- 
tätspflege  darauf  hinwirken,  dasz  der  freie  mflndliche  Yortrag 
in  Wahrheit  Kegel  bleibe  und  nicht  durch  tr&ges  Dietiren 
verdrängt  werde.  Kein  Frivatdocent  sollte  je  Hoffnung  auf 
Anstellung  zum  Professor  haben,  wenn  er  sich  nicht  in  jenem 
mit  Sicherheit  und  Liebe  zurecht  gefunden  hat 

Diese  Grundform  der  Universitätslehre  hat  übrigens  im- 
merhin den  Mangel,  dasz  der  Verkehr  zwischen  Docenten  und 
Studenten  nicht  so  wechselseitig  noch  so  sichtbar  ist,  als  es 
für  beide  Theile  wflnschbar  ist.  Nur  aus  dem  Glanz  und 
Blick  der  Augen  und  den  feinen  Bewegungen  der  Mienen 
seiner  Zuhörer  kann  der  Docent  ersehen,  ob  sein  Vortrag  ver- 
standen, ob  demselben  gefolgt  werde,  welchen  Eindruck  in  der 
Seele  der  Studenten  er  mache,  nur  von  da  aus  auch  seiner- 
seits Anregung  empfangen.  Aber  diese  Mittel  der  Erkenntnisz 
und  des  Ansporns  stehen  doch  an  Klarheit  und  Kraft  sehr 
zurück  hinter  dem  lebendigen  Worte,  durch  das  sich  der  Zu- 
hörer hinwieder  aussprechen  möchte.  Ebenso  ist  es  auch  für 
diesen  Gewinn,  wenn  die  eigene  Uebung  in  wissenschafUicber 
Nachbildung  durch  die  individuelle  Hülfe  und  Leitung  des 
Lehrers  unterstfitzt  und  von  Irrgängen  zurückgehalten  wird. 
Jener  Mangel  ist  gerade  auf  deutschen  Universitäten  sehr 
spürbar.  Der  Docent  weisz  oft  nicht,  ob  er  nicht  der  Fas- 
sungskraft der  Zuhörer  weit  vorausgeeilt  ist,  so  dasz  nur  ei- 
nige Wenige  ihm  zu  folgen  vermögen,  oder  ob  er  hinter  dem 
Gange  der  bessern  Mitte  zurückbleibt;  und  ganze  Schaaren 
von  Studenten  sind  zufrieden,  die  Vorträge  angehört  zu  haben, 
ohne  weiter  sich  in  wissenschaftlicher  Selbstthätigkeit  zu  ver- 
suchen. Diesem  Mangel  kann  abgeholfen  werden  durch 
Uebungscollegien,  welche  ergänzend  den  VortragscoUegien 
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beigeordnet  werden,  und  in  welchen  die  Studenten  unter  der 
Leitung  der  Docenten  durch  eigene  Arbeit  mitwirken  und  ein 
gegenseitiger  mündlicher  Verkehr  beide  Theile  näher  zusammen 
bringt.  Die  weitere  Ausbildung  und  Belebung  solcher  CoUe- 
gien,  die  in  den  mannichfaltigsten  Formen  je  nach  Umständen 
möglich  sind,  ist  für  unsere  Universitäten  ein  dringendes  Be- 
dfirfhisz,  und  wohl  darf  die  statliche  Pflege  auch  diese  Rich- 
tung empfehlend  fordern. 

b)  Den  Inhalt  der  Lehre  kann  und  darf  der  Stat  in 
keiner  Weise  vorschreiben.  Nur  das  kommt  ihm  zu,  zu  sor- 
gen, dasz  die  wichtigeren  Fächer  jederzeit  vertreten  seien; 
und  die  Lehrfreiheit  der  Docenten  heiszt  niemals  Freiheit, 
aberall  nicht  zu  lehren.  Den  Professoren  der  einzelnen 
Facult&ten  steht  es  zu,  wissenschaftliche  Vorträge  zu  halten, 
worüber  sie  wollen,  und  selbst  wenn  sie  über  YT'issenschaften 
lehren  wollen,  welche  zunächst  in  den  Bereich  einer  andern 
Facultät  gehören,  ist  solches  in  der  Regel  nicht  zu  hindern. 
Aehnlicher  Freiheit  genieszen  gewöhnlich  auf  den  deutschen 
Universitäten  die  Privatdocenten ;  aber  die  Facultät  hat  das 
Recht,  wenn  sie  von  der  wissenschaftlichen  Befthigung  der- 
selben nur  in  einer  besondem  Richtung  überzeugt  worden  ist, 
die  Erlaubnisz  zu  lehren  auf  diese  zu  beschränken. 

c)  Eine  in  theoretischer  Beziehung  weniger  schwierige, 
aber  practisch  mit  feinem  Tact  und  freiem  humanem  Sinn  zu 
behandelnde  Frage  ist  die,  wann  und  in  welcher  Weise  der 
Stat  als  Stifter  und  Pfleger  der  Universitäten  veranlaszt  und 
berechtigt  sei,  gegen  einen  schädlichen  Miszb rauch  der 
Lehrfreiheit  einzuschreiten.  Nichts  wäre  absurder,  als  eine 
Einmischung  des  States,  sobald  er  wahrnimmt,  dasz  neben  der 
Wahrheit  auch  Irrlehren  docirt  werden.  Der  Irrthum  ist  ein 
ODzertrennlicher  Begleiter  der  Wissenschaft,  und  wenn  das 
wissenschaftliche  Genie  gelegentlich  irrt,  wie  sollte  der  Stat, 
der  keine  wissenschaftliche  Autorität  besitzt,  jene  Ausscheidung 
vornehmen  and  den  Irrthum  hemmen  können?  Scheint  die  ganze 
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wissenschaftliche  Richtung  eines  Lehrers  fehlerhaft,  dann  mag 
der  Stat  wohl  durch  Anstellung  anderer  Professoren,  von  denen 
er  einen  gesundern  Einflusz  hofit,  derselben  entgegenwirken 
und  die  Kräfte  der  Wahrheit  verstärken,  danut  sie  in  freier 
Weise  den  Irrthum  bekämpfen.  Es  gilt  das  vorzflglicb  aach 
von  den  philosophischen  Systemen.  Aber  der  Irrthum  fttr  sich 
allein  darf  nicht  zu  statlichem  Verbote  ffihren. 

Wenn  dagegen  die  Lehre  in  offene  Feindschaft  ausartet 
gegen  die  Grundlagen  der  Statsordnung  und  des  Rechts,  wenn 
z.  B.  die  Revolution  als  das  wahre  Princip  der  Politik,  der 
Gommunismus  als  das  berechtigte  System  des  Privatrechts  von 
dem  Katheder  der  Universität  gelehrt  wird,  oder  wenn  die 
Lehre  in  augenfälligen  Widerspruch  geräth  mit  der  ganzoi 
Bestimmung  der  Anstalt,  wenn  z.  B.  in  der  theologischen 
Facultät  auf  Zerstörung  des  Christenthums  hingearbeitet,  oder 
wenn  die  öffentliche  Moral  durch  unsittliche  Vorträge  belei- 
digt und  verletzt  wird,  dann  beginnt  das  Recht  des  States, 
nicht  blosz  durch  Hebung  der  entgegengesetzten  Geisteskräfte, 
sondern  geradezu  hemmend  solchem  Miszbrauch  zu  wehren; 
und  vergeblich  beruft  man  sich  da  auf  Lehrfreiheit,  wo  die 
Verkündigung  der  Lehre  zum  Unrecht  wird  gegen  den  Stat 
und  gegen  die  Anstalt,  welche  ihr  die  Freiheit  gewährt  haben. 
Das  Lehramt  des  Professors  ist  ein  öffentliches,  seine  Lehr- 
freiheit daher  auch  durch  die  nothwendigen  Rücksichten  der  öf- 
ftentlichen  Ordnung  und  Wohlfahrt  beschränkt.  Würde  der  Stat 
ruhig  zusehen,  wie  ein  groszer  Theil  der  jugendlichen  Qene» 
ration,  von  deren  Ausbildung  sein  eigenes  Schicksal  zu  groszem 
Theile  bestimmt  werden  wird,  dem  geistigen  oder  sittlichen 
Verderben  und  von  Lehrern  zugeleitet  wird,  die,  überdem  mit 
öffentlicher  Autorität  ausgerüstet,  von  ihm  selbst  der  Jugend 
empfohlen  worden  sind,  so  würde  er  an  der  Jugend  sich  schwer 
verschulden  und  an  sich  einen  Selbstmord  begehen.  Bei  der 
Anwendung  dieses  Princips  aber  ist  vor  allen  Dingen  nöthig, 
damit  nicht  die  wahre  und  unentbehrliche  Freiheit  der  Wis- 
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Beosebaft  Schaden  leide  —  einen  Schaden,  der  leicht  um  der 
Schwftchnng  der  Heilkräfte  willen  grösser  werden  kann  als 
der,  welchen  jener  Miszbranch  der  Lehrfreiheit  hervorbringt 
—  dasz  nicht  ans  geringfügigen  Ursachen  der  Stat  sich  zu 
Hemmnissen  verleiten  lasse,  sondern  nur  da  einschreite,  wo 
die  Gefahr  und  der  Schaden  grosz  sind,  und  nicht  durch  ein- 
fiiche  Stärkung  der  Gegenkräfte  entfernt  werden  können,  und 
dasz  der  Stat  die  gröszere  Freiheit  des  Schriftstellers  nicht 
nach  den  Schranken  des  Lehrers  bemesse.  Die  Hauptschwie- 
rigkeit liegt  übrigens  hier  weniger  in  dem  Princip  als  in  dem 
Verfahren.  Einem  Wahrspruch  unabhängiger  und  wissen- 
schaftlich gebildeter  Qeschworner  darf  man  mit  Ver- 
trauen den  Entscheid  einer  derartigen  Streitfrage  anheim 
geben,  während  die  Regierungsbehörden  einem  berechtigten 
Misztrauen  begegnen. 

6.  Die  Lernfreiheit  auf  Seite  der  Studenten  entspricht 
der  Lemfreibeit  auf  Seite  der  Docenten.  Auch  sie  ist  be- 
stimmt und  beschränkt  durch  den  Zweck  der  Anstalt,  und 
darf  nicht  als  Freiheit,  nicht  zu  lernen,  miszverstanden 
werden.  Auch  der  Student,  der  nun  als  Jünger  der  Wissen- 
schaft in  ihre  heiligen  Hallen  eintreten  soll,  bedarf  der  Frei- 
heit, die  den  Muth  und  die  Lust  stärkt  zu  der  ernsten  Geistes- 
arbeit, und  allein  den  Schlüssel  gibt  zu  den  Schätzen,  welche 
dem  gebundenen  Geiste  verschlossen  bleiben.  Daher  kommt 
ihm  die  Wahl  zu,  welchem  Lehrer  als  Führer  er  sich  anver- 
trauen und  durch  welche  wissenschaftliche  Fächer  er  seinen 
Gang  nehmen  wolle.  Schülerhafte  Vorschriften  über  den  Be- 
such der  Vorlesungen  f&rdern  leicht  schülerhaften  Sinn,  und 
der  ist  nicht  mehr  der  Universität  würdig.  Freie  Anweisan- 
gen  aber  von  Seite  der  Facultäten,  in  welcher  Weise  die  Stu- 
dien am  natürlichsten  auf  einander  folgen  und  mit  einander 
verbunden  werden,  sind  ganz  am  Platze,  und  nöthig,  um  der 
Unerfahrenheit  der  Anfänger  zu  Hülfe  zu  kommen  und  sie  vor 
Schaden  za  warnen.    Ehre  und  Freiheit  sind  beide  wichtige 
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Hebel  eines  tüchtigen  Studentenlebens,  und  sollen  daher  wohl 
vor  Entartung  gewahrt,  nicht  aber  miszachtet  noch  verwei- 
gert werden. 


Zwölftes  Gapitel. 

Die  Akademie. 

1.  Die  höchste  Bildungsanstalt  des  States  ist  die  Dniter- 
sität,  die  höchste  Anstalt  der  Wissenschaft  ist  die  Aka- 
demie. Das  wenigstens  ist  die  Idee,  welche  ihrer  Stiftung 
vorgeleuchtet  hatte.  In  Frankreich  hat  dieselbe  zuerst  durch 
Richelieu  undLudwig  XIY.  eine  hohe  Stellung  und  Bedeu- 
tung gewonnen;  in  den  andern  europäischen  Staten  in  gerin- 
gerem Masze.  Der  Anstosz,  den  vorzüglich  Leibnitz  zur 
Bildung  neuer  Akademien  gegeben  hat,  wurde  nicht  in  seinem 
Geiste  befolgt.  Aber  selbst  dort  ist  die  Wirksamkeit  der 
Akademie  weit  hinter  der  Idee  zurück  geblieben.  Mehr  noch 
in  Deutschland,  England,  Italien,  Bussland.  Die 
ganze  Institution,  noch  jung  zwar  und  der  Entwicklung  fähig, 
scheint  daher  einer  grflndlichen  Beform  bedürftig,  wenn  sie 
die  freilich  noch  unklaren  und  unbestimmten,  aber  abnungs* 
vollen  und  groszen  Erwartungen  befriedigen  soll,  welche  das 
Leben  an  sie  richtet.  Es  wftre  vermessen  und  undankbar, 
wollte  man  gering  schätzen,  was  die  Akademien  für  die  Wis- 
senschaft geleistet  haben.  Aber  man  kann  nicht  verkennen, 
dasz  ihre  Leistungen,  verglichen  mit  denen  einzelner  Gelehrter 
oder  von  Privatvereinen,  wenn  man  an  die  Bedeutung  der 
Männer  denkt,  welche  als  Akademiker  auf  der  Höhe  der  Wis- 
senschaft stehen,  doch  nur  gering  sind,  dasz  die  akademischen 
Leistungen  auch  dieser  Männer  meistens  klein  sind  gegenüber 
ihren  eigenen  Privatwerken,  dasz  der  Stat  insbesondere  von 
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daa  Akademien  nur  wenig  Frflchte  erntet ,  während  er  sie 
ftnszerlich  an  die  Spitze  der  Wissenschaft  gestellt  hat.  Wo- 
her dieser  Widerspruch  zwischen  dem  glänzenden  Bang  und 
Namen  der  Akademie  und  ihrem  practischen  Werth?  Sollte 
es  hier  nicht  fehlen,  sei  es  an  einer  richtigen  Erkenntnisz 
ihrer  wirklichen  Bedeutung  oder  an  einem  der  wahren  Idee 
entsprechenden  Organismus  derselben? 

Man  sieht  in  der  Akademie  sehr  oft  nur  einen  freien 
Verein  wissenschaftlicher  Männer,  welche  zusammen 
getreten  sind,  um  sich  selbst  und  durch  ihr  Beispiel  Andere 
in  der  böhern  Ausbildung  der  Wissenschaft  zu  fSrdem;  einen 
Verein,  welcher  im  Gegensatze  zu  der  Lehre  der  Schule  durch 
freie  Mittheilung  des  neu  Erkannten  die  Wissenschaft  um 
ihrer  selbst  willen  pflege,  und  durch  Anregung  und  Unter- 
stotzung  wissenschaftlicher  Arbeiten  das  Gebiet  derselben  er- 
weitere. 

Aber  man  flbersieht  dabei,  dasz  die  Wissenschaft  wesent- 
lich dem  individuellen  Geiste  angehört,  nur  von  diesem 
errungen  und  daher  auch  nur  von  diesem  wahrhaft  gefi^rdert 
werden  kann.  Immer  nur  werden  Individuen,  und  niemals 
Gesellschaften  und  Vereine  wissenschaftliche  Entdeckungen 
machen,  nur  Individuen  durch  Privatstudien  die  wissenschaft- 
lichen Schätze  vermehren,  nur  Individuen  hinwieder  durch 
ihre  individuelle  Arbeit  die  Wissenschaft  mittheilen  und  ver- 
breiten. Die  Eigenschaft  eines  Akademikers  kommt  dabei  fast 
gar  nicht  in  Betracht.  Es  kann  wohl  der  Privatgelehrte  ge- 
fordert werden  durch  die  Eröffnung  von  Sammlungen,  welche 
die  Akademie  vermittelt,  durch  die  Erörterung  im  Scbosze 
akademischer  Versammlungen,  durch  pecuniäre  Unterstützung 
seiner  Arbeiten  oder  der  Herau^abe  seiner  .Werke;  aber  das 
Alles  ist  doch  nur  eine  untergeordnete  BeihQlfe,  welche  ganz 
ebenso  auch  auf  Privatwegen  gewonnen  werden  kann.  In  dem 
Allem  li^  keine  unmittelbare  Förderung  der  Wis* 
senschaft  selbst.     Diese  musz    somit   den  Individuen 
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fiberlassen  werden,  und  kann  nicht  die  wesentliche  Aufgabe 
irgend  eines  Yereines,  anch  nicht  der  Akademie  sein.  So 
lange  daher,  wenn  auch  in  mancherlei  Formen  es  als  die 
Hauptaufgabe  der  Akademien  betrachtet  wird,  die  Wissenschaft 
zu  erweitem,  wird  ihre  Th&tigkeit  immer  nur  hOchst  gering- 
f&gig  erscheinen  neben  der  Priyatth&tigkeit  individueller  Mftnner 
der  Wissenschaft;  und  eben  darum  wird  daher  auch  das  An- 
sehen und  der  Werth  der  Akademien  leidend  und  gedrückt 
erscheinen. 

Setzen  wir  daher  der  Akademie  eine  andere,  der  Natur 
eines  Vereins  gemäszere  Aufgabe.  Ohne  Zweifel  fehlt  es  in 
der  bisherigen  Entvricklung  des  neuen  Europa,  seitdem  die 
Wissenschaft  frei  geworden  ist  von  der  Vormundschaft  der 
Kirche,  an  einer  organischen  Einrichtung,  welche,  ohne  ihre 
Freiheit  zu  gefthrden,  doch  aus  centralem  Standpunkt  den  in- 
nem  Zusammenhang  der  wissenschaftlichen  Arbeiten  und  Mit- 
theilungen überblickt,  ihre  Beziehungen  zu  dem  öffentlichen 
und  Privatleben  nfther  erforscht  und  würdigt,  und  soweit  als 
es  dem  State  zukommt,  die  statliche  Aufsicht  und  Pflege 
vermittelt,  und  auf  die  rechten  Wege  leitet  Offenbar  ist  auf 
diesem  für  die  ganze  Cultur  des  Volkes  und  die  geistige  Ge- 
sundheit des  States  überaus  wichtigen  Gebiete  eine  Zerfah- 
renheit und  Auflösung  eingerissen,  welche  weder  der 
Natur  des  Geistes  gemäsz  ist,  die  selber  organisch  ist,  und 
in  höchster  individueller  Mannichfaltigkeit  sich  offenbarend 
doch  wieder  in  der  Gemeinschaft  alles  Geisteslebens  ihre  Ein- 
heit findet,  noch  auf  die  Bedürfnisse  des  States  die  nöthige 
Rücksicht  nimmt 

Die  gesunde  Entwickelung  der  Wissenschaft  selbst  und 
die  Interessen  der  Nation  erfordern  eine  solche  Anstalt,  ein 
derartiges  wissenschaftliches  Gentralorgan,  welches 
sich  nicht  in  unnützer  Weise  abmüdet,  die  Thfttigkeit  indiyi- 
dueller  Gelehrter  zu  ergänzen  oder  zu  ersetzen,  sondern  die 
Beziehungen  des  States  zur  Wissenschaft  wahrt  und  pflegt, 
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und  die  anarchischen  Einfiflsse  des  Zufalls  anf  die  wissen- 
schaftliche Bewegung  ordnet.  Gleichsam  von  einer  höchsten 
Warte  ans  soll  das  wissenschaftliche  Leben,  welches  sich  Iq 
der  Nation  regt  nnd  offenbart,  fortwährend  beachtet,  von 
allen  geistigen  Strömungen  und  Einflössen  anf  dieselbe  jeder^ 
zeit  Eenntnisz  genommen,  wer  sich  auszeichnet  nach  Verdienst 
gewtbrdigt,  jedes  die  Wissenschaft  wirklich  fördernde  Streben, 
wenn  es  der  Unterstützung  des  States  bedarf,  unterstützt, 
offenbar  schädlichen  Richtungen  entgegenwirkt,  die  Verbindung 
mit  wissenschaftlichen  Privatvereinen  und  einzelnen  hervorra- 
genden Oelehrten  vielseitig  unterhalten,  wissenschaftliche 
Sammlungen  angelegt  und  fortgeführt  werden*  Eine  Aka- 
demie in  solchem  Sinne  wäre  etwa  das  fKr  das  Cultusmi- 
nisterium,  was  der  Statsrath  fttr  die  Politik  und  die  Qe- 
setigebung  ist.  Wfirde  sie  in  diesem  Geiste  zusammengesetzt 
und  ihre  Wirksamkeit  äuszern,  so  wflrde  sie  bald  nicht  blosz 
dem  Namen  nach,  sondern  in  Wahrheit  an  der  Spitze  stehen 
des  wissenschaftlichen  Lebens  der  Nation. 

Die  bisherigen  Akademien  schlieszen  die  besondern 
Facultfttswissenschaften  aus,  und  nehmen  ausschlieszlich 
RAeksicht  auf  die  mathematischen  und  physikalischen  Wissen- 
schaften einerseits,  die  historischen  und  philosophischen  ande- 
rerseits. In  dieser  Organisation  scheint  mir  der  Gedanke 
wahr,  dasz  da,  wo  es  sich  um  die  Einrichtung  eines  obersten 
wissenschaftlichen  Gentralorgans  handelt,  dieselbe  zunächst 
nach  den  allgemeinen  Grundrichtungen  aller  Wis- 
senschaft geordnet  werden  soll,  gewissermaszen  nach  dem 
Organismus  der  Wissenschaft  selbst.  Aber  die  vor- 
herrschend theoretische  Eintheilung  und  Richtung  der  Aka- 
demie ist  wohl  ein  Hauptmangel  des  verhältniszmäszig  gerin- 
gen practischen  Werthes  und  Einflusses  derselben.  Ueberzeugt 
man  sich,  dasz  nicht  die  theoretische  Ausbildung  der  eigent- 
liche Zweck  dieser  öffentlichen  Anstalt  ist,  sondern  die  stat- 
liche  Pflege  des   geistigen  Lebens,  so  versteht  es  sich,  dasz 
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aiieh  die  bisherige  Organisation  dieser  letastem  Aufgabe  unmög- 
lich genügen  kann. 

Eine  in  statsmftnnisehem  Qeiste  gegründete  Akademie 
würde  daher  —  und  mir  die  französische  hat  sich  theilweise 
and  von  ferne  diesem  Ziele  angenähert  — -  je  die  bedeutendsten 
wissenschafUichen  oder  literarischen  Männer  aller  Bichtongen 
in  sich  yereinigen,  nnd  ja  nicht  Theologen  und  Juristen  zu- 
nächst ausschlieszeUf  oder  nur  auf  Umwegen  herbeilassen.  Sie 
würde  dabei  die  practischen  Beziehungen  der  Wissenschaft 
nichts  weniger  als  gering  anschlagen  ^^  denn  eben  sie  haben 
den  mächtigsten  Einflusz  auf  das  nationale  Geistesleben,  und 
für  dieses  musz  doch  wohl  nicht  blosz  in  der  Schule  und  auf 
den  Universitäten,  sondern  auch  da,  wo  die  Wissenschaft  der 
Meister  in  Frage  kommt,  gesorgt  werden. 

Die  Arbeit  einer  solchen  Akademie  könnte  etwa  so  Ter- 
theilt  werden,  je  nachdem  1)  die  physikalischen  oder 
Naturwissenschaften,  denen  hier  gar  wohl  die  medici- 
nischen  angereiht  werden  dürften,  2)  die  philosophischen, 
mit  besonderer  Beziehung  auf  Philologie  und  das  Schul- 
wesen, 3)  die  politisch-historischen,  die  Stats-  und 
Bechtswissenschaften  umfassend,  4)  die  theologischen 
in  ihrer  Beziehung  zu  der  wissenschaftlichen  Cultur  des  States, 
5)  die  schöne  Literatur,  deren  Einflusz  eben  so  gross, 
als  von  Statswegen  viel  zu  wenig  beachtet  ist  —  in  Frage 
kommen. 

3.  Die  Vorträge  der  Akademiker  würden  unter  dieser 
Voraussetzung  von  ganz  anderer  Art  werden  als  bisher.  Nicht 
die  wären,  wie  Jakob  Orimm  gesagt  hat,  die  gelungensten, 
9  welche  die  Keime  künftiger  Werke  in  sich  tragen,  oder  rei- 
ches Material  zu  wissenschaftlichem  Gebrauch  fruchtbar  dar- 


1  In  dieser  Hinsioht  scheint  mir  die  nenestens  Ton  Jakob  Qri 
a.  a.  O.  rersnolite  Tertheidigang  des  gegen w2&rtigen  Systems  nicht 
glQcklioh.  Tgl.  auch  Blnntsohli  Art.  Akademie  im  deutschen  Stat»- 
wSrterbaoh. 


Zwölftes  Capitel.    Die  Akademie.  383 

legen,*  obwohl  auch  diese  ohnehin  seltenen  Erscheinungen 
nnter  den  akademischen  Schriften  nicht  gering  zu  schätzen 
sind,  sondern  die,  welche  den  Entwicklungsgang  einzel- 
ner Wissenschaften  in  klaren  üeberblicken  mit 
sicherer  Hand  zeichnen,  nnd  den  Einflusz  derselben  auf  das 
Leben,  ihre  Vorzüge  und  Mängel  mit  Bestimmtheit  darlegen. 
Die  Vorträge  selbst  aber  wären  immer  noch  weniger  wesent- 
lich als  die  Gutachten  und  Vorschläge  der  Akademie, 
welche  das  wissenschaftliche  Leben  in  gesundem  Wachsthume 
zu  f&rdem  und  für  Verbreitung  wissenschaftlich  erkannter 
Wahrheiten  zu  sorgen  die  Bestimmung  hätten. 


Die  Wirthschaftspflege. 


Erstes  Gapitel. 

Art  nnd  Richtungen  der  Wirtbschafltspfloge. 

Verstehen  wir  unter  Wirthschaft  überhaupt  alle  Ver- 
waltung des  materiellen  Vermögens,  und  jede  Pflege  der 
ftuszem  Verbältnisse,  welche  auf  das  Vermögen  einwirken,  so 
ist  unter  Wirthschaftspflege  im  weitem  Sinne  des  Wortes 
alle  Verwaltung  und  Pflege  der  Vermögensverbältnisse  zu  Yer- 
stehen,  welche  dem  State  zukommt  und  von  ihm  ausgebt  Die 
noch  junge  Wissenschaft  der  politischen  Oekonomie  (Na- 
tionalökonomie) hat  es  unternommen,  die  Gesetze  und 
Maximen  einer  wohlgeordneten  und  fruchtbringenden  Wirth- 
schaft in  allen  ihren  gemeinsamen  Beziehungen  zu  erforschen 
und  darzulegen.  Sie  beruht  voraus  auf  der  Grundlage  der 
mathematischen  und  physikalischen  Wissenschaften,  und  indem 
sie  diese  auf  die  Erzeugung,  Erhaltung  und  Veredlung  der 
mancherlei  äuszem  Qflter  anwendet,  welche  den  Bedfirfnissen 
und  Oenflssen  der  Menschen  dienen,  hat  sie  ein  zusammenhän- 
gendes rationelles  System  einer  guten  Wirthschaft  zu  begrfln- 
den  unternommen. 
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Es  kann  nicht  die  Aufgabe  des  Statsrechtes  sein,  diese 
Wissenschaft,  welche  auf  anderem  Boden  erwachsen,  sich  Aber 
seinen  Bereich  hinaus  erstreckt,  zu  umfassen.  Es  darf  seinen 
Standpunkt,  den  Stat,  nicht  verlassen,  und  hat  es  nur  mit  den 
Organen  in  dem  Statskörper  zu  thun,  welche  fttr  die  wirth- 
schaftliche  Aufgabe  desselben  bestimmt  sind,  und  die  recht- 
liehe  Kichtung  und  Weise  ihrer  Thätigkeit  zu  bezeichnen.  Die 
Wirthschaftspflege  daher  in  unserm  Sinne,  als  ein  Zweig  des 
Statsrechts,  verhält  sich  zur  politischen  Oekonomie  etwa  so, 
wie  die  Lehre  von  der  Eriegsgewalt  zu  den  Militärwissen- 
schaften, die  Lehre  von  der  Qerichtsorganisation  zum  Privat- 
und  Strafrecht. 

Das  ist  der  Staiswirthschaft  mit  der  Statscultur  gemein, 
dasz  hier  das  specifisch  obrigkeitliche  Moment  zurficktritt.  Sie 
ist  nicht  eine  Offenbarung  der  Statsgewalt  im  eigentlichen 
Sinne,  welche  ihrem  Wesen  nach  eine  sittlich  gebietende  und 
verbietende  Macht  der  Gemeinschaft  ist.  Dadurch  eben  unter- 
scheidet sie  sich  wie  die  Statscultur  von  der  Polizei,  die  doch 
anch  als  Sorge  fflr  die  Öffentliche  Wohlfahrt  wirksam  erscheint. 
Sie  ist  daher  weniger  Regierung  als  Verwaltung,  und  die 
leitenden  Orundsätze  dieser  sind  in  der  Hauptsache  dieselben, 
wie  sie  auch  auszerhalb  des  States  in  der  Wirthschaft  der 
Privaten  und  der  Privatvereine  sich  wieder  finden.  Sie  nähert 
sich  daher  der  Ordnung  des  Privatlebens  mehr  an  als  alle  an- 
deren Functionen  des  Stats,  imd  es  hat  der  zahlreiche  Kreis 
von  Finanz-  und  Wirthschaftsbeamten  aus  demselben  Grunde 
auch  einen  wesentlich  andern,  dem  Privatleben  näher  stehenden 
Charakter,  als  die  Begierungsbeamten  im  eigentlichen  Sinn. 
Von  der  Statscultur  unterscheidet  sie  sich  dadurch,  dasz  sie 
eine  auf  materielle  Ofiter  gerichtete  Pflege  ist,  während 
die  Pflege  dieser  auf  die  geistigen  und  sittlichen  Güter 
der  Nation  Bezug  hat.' 

•  Vgl.  ob«ii  Baeh  Y.  e.  2,  8.  465  ff. 
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Die  Wirthschaftspflege  bezieht  dch: 

1)  auf  das  Vermögen  des  States  selbst.  Das  soge- 
nannte Finanzwesen,  die  Begierangswirthschaft,  um- 
fiiszt  die  gesammte  materielle  Sorge  und  Verwaltung  mit  Bezng 
anf  diejenigen  Gflter,  die  dem  State  zngehören,  und  deren  er 
bedarf,  um  seine  eigenen  öffentlichen  Bedürfnisse  zu  befrie- 
digen. Sie  ist  auf  Seite  des  States  analog  der  Priratöko- 
nomie  der  Individuen,  aber,  weil  den  öffentlichen  Bestimmungen 
des  States  dienend,  mehr  als  diese  von  öffentlichem  Qeiste  erfullt; 

2)  auf  die  Sorge  für  den  öffentlichen  Verkehr  und 
die  öffentlichen  Anstalten,  welche  die  gemeine  materielle 
Wohlfahrt  der  Nation  fördern,  sowie  für  die  Grundbedin- 
gungen des  nationalen  Wohlstandes  überhaupt  im  Ganzen 
und  in  ihren  Theilen,  die  Volkswirthschaftspflege. 

Sowohl  das  Finanzwesen  als  die  Volkswirthschaftspflege 
setzen  eine  statliche  Thätigkeit  voraus.  Die  letztere  ist  aber 
in  vorzüglichem  Sinne  statlich,  und  nicht  wie  das  oft  ange- 
sehen wird,  von  dem  Geiste  des  Privatrechts  und  der  Privat- 
wirthschaft  beherrscht;  denn  die  ftchte  Volkswirthschaftspflege 
maszt  sich  nicht  an,  die  Thfttigkeit  der  Privatwirthschaft  zu 
ersetzen  oder  zu  leiten,  sondern  sie  hat  vor  allem  die  Ge- 
sammtheit  im  Auge,  und  die  massenhaften  Interessen  und  Be- 
dürfnisse dieser,  und  wirkt  von  da  aus  mittelbar  ein  auf  die 
Wohlfahrt  auch  der  Privatökonomie. 


Zweites  GapiteL 

I.  FiiiAnzhoheit.    A.  Unmittelbares  Statsgnt. 

1.  Der  Stat  als  ein  leibliches  Beich  der  Gesammtheit  be- 
darf zu  seinem  äuszern  Dasein  auch  des  materiellen  Vermfr- 
gens.  Von  jeher  haben  die  Staten  daher  auch  eigenes  Ver- 
mögen besessen,  Grundeigenthum,  fahrende  Habe,  Forderungen 
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nach  Art  reicher  Privaten.  Die  mittelalterlichen  Staten  be- 
ruhten in  ökonomischer  Beziehung  fast  ganz  auf  den  privat- 
rechtlichen Einkünften  des  States  ^  auf  Privatvermögen.  Das 
ist  indessen  noch  eine  niedere  Stufe  der  statlichen  Entwickelung, 
auf  welcher  so  der  privatrechtliche  Gesichtspunkt  vor- 
herrscht. Wird  der  Stat  sich  seines  Wesens  bewuszt,  so  wird 
gewissermaszen  auch  die  Yermögenssphäre  desselben  von  dem 
Statsgeiste  erfüllt,  und  über  das  blosze  Privatrecht  emporge- 
hoben. Den  öffentlichen  Bedürfnissen  ent-sprechen  dann 
die  öffentlichen  Einkünfte,  und  das  Vermögen  desStats 
jene  zu  befriedigen  wird  mehr  und  mehr  nach  statsrechtlichen 
Grundsätzen  geordnet. 

Immerhin  aber  ist  es  natürlich,  dasz  der  Stat  auf  diesem 
materiellen  Gebiete  auch  als  privatrechtliches  Vermögen s- 
snbject,  und  sogar  als  das  gröszte  und  reichste  erscheine. 
Das  Privateigenthum  ist  eine  unentbehrliche  Unterlage  für  die 
öffentliche  Bestimmung  des  Statsvermögens.  Der  Stat  bedarf 
nblreicher  Gebftude,  welche  seinem  öffentlichen  Leben  dienen, 
Residenzen,  Begierungs-  und  Justizpal&ste,  Zeughäuser,  Festun- 
gen u.  s.  f.,  und  er  bedarf  reicher  Vorräthe  an  mancherlei 
beweglichem  Vermögen,  wie  Eriegsrüstungen ,  Bibliotheken, 
Kunstsammlungen.  Das  alles  ist  zwar  auf  der  einen  Seite 
Privatgut  des  Stats,  und  den  Begeln  des  Privatrechts  unter- 
worfen, aber  durch  den  öffentlichen  Gebrauch  und  die  öffent- 
liche Bestimmung  desselben  erhält  es  auf  der  andern  Seite 
einen  eigenthflmlichen  Statscharakter,  welcher  hin- 
wieder von  Einflusz  ist  auf  die  Rechtsverhältnisse.  Es  wird 
in  einem  specifisch  öffentlichen  Gut  (Domaine  public) 
ansgebUdet.  Der  Würde  des  Stats  ziemt  es,  dasz  er  dieses 
Gut,  welches  ganz  und  gar  öffentlichen  Zwecken  dient,  auch 
ättszerlich  so  vollkommen  rein  und  schön  erhalte,  als  es 
seinen  Kräften  und  ihrer  Bestimmung  gemäsz  ist.  Er  soll 
diesem  Vermögen  den  Stempel  seiner  Hoheit  und  Ehre  auf- 
prägen. 

26* 
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2.  Verschieden  von  diesem  Öffentlichen  Gut  des  Stats  ist 
das  sogenannte  werbende  Vermögen  desselben  (Domaine 
de  rlltat),  welches  nnr  mittelbar  dem  State,  nnr  insofern  dient, 
als  er  die  Einkünfte  desselben  fflr  öffentliche  Zwecke  yerwoH 
den  kann.  Dahin  gehören  die  Domftnen  im  engem  Sinne, 
Gapitalien,  einzelne  Oewerbeanstalten,  welche  anf  Rech- 
nung des  Stats  betrieben  werden.  Dieses  Vermögen  ist  in 
höherm  Grade  als  Privatvermögen  des  Stats  zu  betrachten, 
als  das  öffentliche  Gut  des  Stats.  In  älteren  Zeiten  bezogen 
die  Staten  hauptsächlich  von  daher  ihre  wichtigsten  Einkünfte. 
Bei  der  Eroberang  und  Vertheilung  des  Landes  wurde  daher 
regelmäszig  ein  groszer  Theil  des  Bodens  vorweg  ausgeschieden, 
und  von  den  Fürsten  und  Staten  zur  Bestreitung  der  öffent- 
lichen Bedfirfnisse  in  Besitz  genommen.  Das  Abgabensystem 
war  während  des  Mittelalters  noch  wenig  ausgebildet,  und  der 
Stat  war  auch  nur  ausnahmsweise  genöthigt,  die  Beihfllfe  der 
Privatpersonen  anzusprechen.  In  gewöhnlichen  Zeiten  genügte 
sein  eigener  Privatbesitz. 

Das  neuere  Finanzsystem  der  Staten  ist  solcher  Privat- 
wirthschaft  des  Stats  nicht  gflnstig.  In  England  beträgt  der 
sämmtliche  Beinertrag  der  Domänen  nicht  einmal  1  Prooent 
des  ganzen  Statseinkommens,  in  Oesterreich  wenig  mehr 
als  l'/t!  ^^  Frankreich  nur  3  Procent,  in  Preuszen  schon 
12  Procent,  in  Bayern  25  Procent.  ^  Allerdings  läszt  sich 
nicht  verkennen,  dasz  von  dem  wirthschaftlichen  Standpunkte 
aus  ein  weit  gröszerer  Ertrag  erzielt  wird,  wenn  das  frucht- 
bringende Privatvermögen  auch  in  den  Händen  von  Privatper- 
sonen ist,  als  wenn  es  unter  der  Verwaltung  des  States  steht. 
Auf  der  andern  Seite  aber  gewährt  der  ausgedehnte  Grundbe- 
sitz des  Stats  immerhin  grosze  Sicherheit  und  eine  Solidität 
des  Statsreichthums ,  welche  für  die  dauernden  Statsinteressen 
nicht  gering  anzuschlagen  sind,  so  dasz  eine  principiell  ge» 

*  Vgl  darüber  die  Naohweisang  und  Ausführung  bei  Bau,  Finani- 
wissenaoh.  I.  §.  89  ff. 
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botene  Entftnszerung  desselben  nicht  nothwendig  erscheint. 
Sehr  Tiel  hftngt  dabei  überdem  von  den  besondem  Yerhftlt- 
nissen  und  Sitten  der  einzelnen  Staten  nnd  Völker  ab. 

3.  Je  mehr  eine  gnte  Wirthschaft  der  fmchtbaren  Güter 
Piiyatfleisz  nnd  Privatkrftfte  erfordert,  desto  weniger  eignen 
sich  dieselben  znr  Statsverwaltung,  je  mehr  dieselben  dagegen 
Bezug  haben  auf  die  gemeinsamen  Statsinteressen ,  und  je 
einftcher  ihre  Verwaltung  ist,  desto  eher  ist  solcher  Besitz 
auch  fOr  den  Stat  zu  bewahren.  Daher  thut  der  Stat  vor 
allen  Dingen  wohl, 

a)  sich  des  eigenen  Betriebs  von  Fabriken,  Handel, 
Handwerk  und  derartigen  Gewerben  zu  enthalten.  Denn 
immer  wird  der  Stat,  eben  weil  die  individuelle  Speculation 
und  individueller  Fleisz  und  Fertigkeit  das  Gelingen  solcher 
Unternehmungen  vorzüglich  bedingen,  mit  gröszerem  Kosten- 
aufwand und  mit  weniger  Gewinn  arbeiten  als  der  Privat- 
mann, der  sich  ganz  und  gar  mit* allen  seinen Erftften  diesem 
Berufe  widmet.  Aber  selbst  da  sind  Ausnahmen  zuUssig, 
sei  es,  weil  der  Stat  selbst  auf  sichere  Weise  für  mancherlei 
Oerftthschaften,  z.  B.  für  Eriegsmunition  und  Rüstung  sorgen 
musz,  ohne  sich  ganz  auf  den  Privatbetrieb  verlassen  zu 
können,  sei  es,  weil  einzelne  Gewerbe  zur  Pflege  der  Kunst 
dienlich  sind  und  hier  die  Bücksicht  auf  Gewinn  hinter  der 
auf  Ausbildung  und  VervoUkonunnung  dieser  zurück  steht, 
wie  £•  B.  Porcellanfabriken,  oder  weil  die  Betreibung  ein- 
zelner  Mustergewerbe  auf  Statskosten  zur  Gontrole  und  zum 
Ansporn  dient  für  ähnliche  Privatgewerbe,  welche  fQr  die 
materielle  Wohlfahrt  des  Publicums  von  groszem  Interesse 
Bind,  oder  weil  einzelne  Gewerbe,  wie  voraus  die  Hütten- 
werke sogar  nöthig  werden,  um  die  Regalien  mit  Vortheil 
auszubeuten. 

b)  Nicht  minder  wird  der  Stat  aus  gleichen  Gründen 
keinen  Vortheil  finden  in  der  Beibehaltung  von  Wohn- 
geb&uden,  deren  er  nicht  zu  öffentlichen  Zwecken  bedarf. 
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c)  Wiese,  Acker,  Rebland,  Garten  ferner  waren 
von  jeher  ihrer  Natur  nach  vorzugsweise  dem  Privatfleiai 
und  der  Privatbenutzung  anheimgegeben.  Auch  dafür  paszt 
die  Statswirthschaft  wenig.  Indessen  können  politische 
Gründe,  wie  die  Rücksicht  auf  das  von  Zeit  zu  Zeit  wieder- 
kehrende Bedürfnisz,  einzelne  ausgezeichnete  Männer,  welche 
dem  State  grosze  Dienste  geleistet  haben,  mit  Grundb^its 
auszustatten  und  ihnen  eine  sichere  Stellung  unter  der  Natio- 
nalaristokratie zu  verschaffen,  den  Stat  bestimmen,  Domanial* 
besitz  solcher  Art  zu  seiner  Verfügung  zu  erhalten. 

d)  Am  ehesten  wohl  sind  Waldungen  als  Grundbesitz 
des  States  tauglich.  Die  Natur  der  Waldung,  welche  nur 
in  langen,  das  gewöhnliche  Lebensalter  der  Individuen  über- 
dauernden Perioden  ihre  regelmäszigen  Früchte,  die  Holz- 
schlftge,  hervorbringt,  macht  es  wünschenswerth,  dasz  der  Ei- 
genthümer  selbst  auch  ein  längeres  Leben  habe.  In  dem 
wechselnden  Besitz  kurzlebender  Menschen  wird  leicht  von 
der  momentanen  Gewinn-  und  Genuszsucht  die  nachhaltige 
Ertragsfähigkeit  des  Waldes  aufgezehrt  und  dadurch  auch 
dem  Volke,  für  welches  das  Holz  ein  unentbehrliches  Lebens- 
bedürfnisz  ist,  groszer  Schaden  bereitet.  Die  Selbstsucht  der 
gegenwärtigen  Generationen  kann  hier  leicht  den  künftigen 
einen  schweren  Mangel  bereiten.  Diese  Gefahr  wird  nun  sehr 
gemildert,  wenn  die  Waldungen  groszentheils  dem  State  und 
den  Gemeinden  gehören,  deren  eigenes  auf  Jahrhunderte  hin 
fortdauerndes  Leben  sie  darauf  hinweist  auch  der  Kachkonunen 
zu  gedenken,  und  deren  Anstalten  manche  Garantien  darbieten, 
welche  vor  einer  leichtsinnigen  Verschleuderung  und  übermfta- 
ziger  Ausbeutung  der  Waldungen  bewahren.  Auch  ist  die 
forstnääszige  Bewirthschaftung  der  Waldungen  immerhin  so 
fest  geregelt  und  die  Controle  darüber  so  leicht  zu  fuhren« 
dasz  solche  öffentliche  Wirthschaft  an  Güte  und  Ertrag  gar 
wohl  mit  ausgezeichneter  Privatwirthschaft  Schritt  zu  halten 
vermag,  die  gewöhnliche  sogar  leicht  übertrifft.    ünverSua* 
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zerlichkeit  der  Statswaldnngen  darf  daher  wohl  als  Begel 
gelten. 

e)  Selten  genug  ist  in  unserer  Zeit  actives  Vermögen 
Yon  zinstragenden  Capitalien,  welche  dem  State  ge- 
hören. Selbst  in  den  schweizerischen  Gantonen,  deren 
einfache  Wirthschaft  noch  mehr  als  anderwärts  dem  Gha- 
rakter  der  Privatwirthschaft  ähnlich  geblieben  ist,  sind  die- 
selben in  neuerer  Zeit  sehr  vermindert  worden.  Wo  sie  be- 
stehen, da  haben  sie  den  groszen  Vorzug  regelmäsziger  und 
sicherer  Einkünfte,  und  zugleich  den,  dasz  für  auszerordent- 
licbe  Capitalausgaben  ohne  Belästigung  der  Einwohner  durch 
Verwendung  derselben  gesorgt  werden  kann.  Müssen  aber 
Schulden  contrahirt  werden,  so  ist  es  oft  nur  eine  Selbst- 
täuschung, wenn  der  Stat  seine  Activcapitalien  unversehrt  zu 
erhalten  vermeint,  während  er  sie  durch  entgegengesetzte 
Passivcapitalien  in  Wahrheit  au&ehrt. 

f)  Von  ähnlicher  Art  sind  die  mancherlei  Orundge«- 
fälle,  welche  die  modernen  Staten  als  ursprünglich  grosze 
Qrund-  und  Vogteiherren  aus  dem  Mittelalter  häufig  ererbt 
haben,  wie  Zehnten  und  Grundzinse  von  mancherlei 
Art  Die  Ausbildung  des  neuen  Privatrechts  aber  sowohl 
als  die  der  Privatwirthschaft  ist  diesen  Realrechten  nicht 
günstig,  und  hat  dieselben  groszentheils  verdrängt  und  um- 
gewandelt. 
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Drittes  Gapitel. 

B.  Die  Regalien. 

Der  Begriff  der  Begalien  liegt  auf  der  Grenze  zwischen 
Stats-  und  Privatrecht,  und  ist  aus  beiderlei  Bestandtheilen 
gemischt.  Es  kann  daher  nicht  befremden,  dasz  derselbe  in 
dem  Mittelalter,  welches  überhaupt  öffentliche  und  Primat- 
rechte  zu  verbinden  und  zu  mischen  liebte,  entstanden  und 
vorzüglich  ausgebildet  worden  ist,  und  ebensowenig  auffallen, 
dasz  die  neuere  Zeit,  welche  schärfere  Sonderung  der  beiden 
Gebiete  anstrebt,  in  der  Arbeit  begriffen  ist,  auch  hier  die 
Ausscheidung  zu  vollziehen  und  jenen  Begriff  au&ulösen. 

Das  statsrechtliche  Element  in  den  Begalien  ist,  dasz 
diese  nicht  zufällig  noch  vorübergehend,  sondern  von  Rechtes 
wegen  dem  State  zukommen,  der  Stat  somit  als  das  eigent- 
liche und  nothwendige  Bechtssubject  derselben  erscheint.  Wenn 
Privatpersonen  daher  im  Besitz  von  Begalien  sind,  so  ist  ihr 
Becht  immer  von  dem  State  abgeleitet  und  kehrt,  wenn  sie 
es  verwirken,  immer  wieder  an  d^  Stat  zurück.  S tatliche 
Hoheit  ist  von  der  Begalität  unzertrennlich.  Die  Form  aber, 
wie  diese  im  Becht  ausgebildet  worden,  ist  privatrechtlich. 
Nicht  die  Ausübung  der  Statshoheit  aus  öffentlichen  Gründen 
und  in  öffentlicher  Bichtung  wird  vorzüglich  betont,  sondern 
der  damit  verbundene  materielle  Genusz,  die  eigenthumsartige 
Nutzbarkeit,  und  um  deszwillen  ist  denn  das  Becht  auch  zur 
Quelle  geworden  von  mancherlei  nutzbaren  Gerechtsamen, 
die,  wie  anderes  Privatrecht,  dem  Verkehre  der  Privatpersonen 
überlassen  worden  sind. 

Der  neueren  Bechtsbildung  gemäsz  ist  es,  den  statsrecht- 
liehen  Charakter  der  Begalien  entschiedener  zu  bewahren  und 
reiner  zu  halten.  Diejenigen  Begalien,  welche  wie  z.  B.  das 
Jagdregal,  in  der  öffentlichen  Bechtsordnung  keine  Begründung 
haben,  sondern  mehr  willkürlich  und  zufällig  von  dem  State 
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an  die  Hand  genommen  worden,  sind  daher  als  Begalien  ganz 
anfsngeben  und  besser  als  einfache  Privaiarechte  zu  behandeln, 
immerhin  mit  Vorbehalt  der  erforderlichen  polizeilichen  Be- 
schränkungen und  angemessener  Besteuerung.  Die  übrigen  Be- 
galien dagegen,  welche  ihrer  Natur  nach  als  nutzbare  Ho- 
heitsrechte zu  betrachten  sind,  werden,  insofeme  aus  ihnen 
materielle  Einkünfte  dem  State  zuflieszen,  mehr  und  mehr  als 
Steuerrechte  behandelt,  dem  gesammten  nach  Qrundsfttzen 
des  öffentlichen  Rechtes  zu  normirenden  Steuersystem  einge- 
fügt, und  soweit  sie  in  Verbindung  mit  öffentlichen  Functionen 
des  States  stehen,  mit  Bücksicht  auf  diese  frei  bestimmt  wer- 
den. Diese  Fortbildung  des  Bechtes  hat  nun  zwar  begonnen 
und  schon  manche  Schritte  zurückgelegt,  aber  sie  ist  noch 
nicht  zu  diesem  Besultate  gelangt,  und  es  sind  daher  inuner 
noch  die  Begalien  in  der  bisher  überlieferten  Form  und  Be- 
deutung übersichtlich  zu  erwähnen. 

Es  gehören  hieher: 

1.  Die  grundherrschaftlichen  Begalien,  oder  die 
Begalien  im  eigentlichen  Sinn,  welche  sich  entweder  aus  der 
Hoheit  des  States  über  die  Sachen  erklären,  die  ihrer  Natur 
nach  öffentlich  sind,  oder  aus  einer  von  dem  State  vorbehal- 
tenen  Herrschaft  über  solche  Sachen,  deren  Ausbeutung  und 
Benutzung  in  näherer  Beziehung  zu  der  öffentlichen  Wirth- 
schaft  stehen.  Als  solche  sind  in  vielen  Staten  seit  dem  Mit- 
telalter anerkannt: 

a)  Das  sogenannte  Wasserregal.  Die  Statshoheit  (nicht 
Eigenthum  im  eigentlichen  Sinn)  über  die  öffentlichen  Qewässer 
ist  naturgemäsz.  In  Folge  dessen  ist  das  Recht  des  States, 
auch  die  Benutzung  derselben  von  Seite  der  Privaten  zur  Schiff- 
fahrt, zu  Fähren,  zur  Wiesenwässerung,  für  Wasserräder,  zum 
Fischfang  u.  dgl.  zu  regeln,  wohlbegründet.  Im  Mittelalter 
aber  wurde  diese  Hoheit  in  ein  fiscaliaches  Begale  gewandelt, 
um  von  den  Privaten,  welche  die  Gewässer  so  in  ihrem  Son- 
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derinteresse  benutzten,  Abgaben  zu  erheben.*  Die  erstere  Be- 
deutung ist  bleibend,  die  letztere  fiscalische  aber  im  Untergang 
begriffen,  auch  für  die  Statscasse  von  geringem  Werth  und  for 
die  Privatwirthschaft  eine  Last. 

b)  Das  Bergwerksregal,  Bergregal,  ürsprflnglidi 
wurden  wie  der  Boden  so  auch  die  unter  der  Oberfläche  vor- 
handenen Metalle  jeder  Art  sowohl  nach  römischem  als  nach 
deutschem  Rechte  als  ein  Bestandtheil  des  privatrechtlichen 
Qrundbesitzes  betrachtet.  Wieder  erst  im  Mittelalter  kam  die 
Ansicht  auf,  dasz  dieser  unterirdische  Beichthum  nicht  zu 
dem  Grundstücke  gehöre,  sondern  der  „königlichen  Gewalt'* 
unterworfen  sei.  In  der  That  konnte  man  an  natürliche  Eigoi- 
schaften  der  Bergwerke  anknüpfen.  Die  Adern  und  Lager  der 
Fossilien  breiten  sich  unter  der  Erde  aus  und  nehmen  ihre 
Richtungen   völlig  unabhängig  von  der  Eintheilung  und  Gul- 


^  Gonstitntio  Friderici  I,  a.  1158  (bei  Pertz  Hommi.  Genn.  II, 
p.  111):  „Regalia  sunt  hec:  Arimania,  yie  publice,  flumina  navigabilia 
et  ex  quibus  fiunt  naylgabilia,  portus,  ripatica,  yectigalia  quo  mlgo  di- 
ountur  tholonea,  moneta,  mulotarum  penarumque  compendia,  bona  ▼»- 
oantia  et  que  indignis  legibus  aufeniDtur,  nisi  que  speoialiter  quibasdan 
oonceduntur,  et  bona  con traben tium  incestas  nuptias  et  dampnatorum  et 
proscriptorum  secundum  quod  in  noyis  Constitution! bus  oayetur,  angari» 
amm  et  parangariarum  et  plaustrorum  et  nayium  prestationes,  et  extra- 
ordinaria  ooUatio  ad  felioissimam  regalis  numinis  expeditionem ,  poteit« 
constituendorum  magiatratuum  ad  justitiam  expediendam ,  argentarie  et 
palatia  in  oiyitatibus  consuetis,  piscationnm  redditus  et  saUnamm  et 
bona  oommittentium  crimen  majestatis  et  dimidium  tbesauri  inrenti  in 
looo  Cesaris  non  data  opera,  yel  in  loco  religioso,  si  data  opera,  totva 
ad  enm  pertinet."  Dagegen  der  Frieden  yon  Venedig  y.  1177  (Ports  II, 
p.  152):  „Regalia  yero,  que  per  eum  (imperatorem)  yel  anteo6ssoTM 
ejus  tarn  a  oleriois  quam  laiois  fueront  detenta,  yel  per  ipsum  seu  aat^ 
cessores  ejus  inyestita,  quiete  dimittat,  nee  de  cetero  impediat.  Conane» 
tudines  etiam  et  oomoditates,  quas  oiyitates  et  omnea  de  societate  haberi 
consueyerunt  in  pascuis,  piscationibus,  molendinis,  fumis,  tabulis  eambia- 
torum  et  negooiatoram,  maoellis,  domibus,  quas  habent  edifioatai  in  tüb 
publiois  yel  supra  Tel  iuxta  yias  publioas,  et  etemas  consuetudtnes  an- 
tiqoas,  eisdem  ciyitatibus  et  omnibus  de  societate  quiete  habere  et  teuere 
permittat/^    Vgl.  den  Constanzer  Frieden  yon  1183  (Pertz  11,  176.)  1 C 
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tarart  des  Grondeigenthums  auf  der  Oberfläche.  Sie  haben 
daher  ein  von  jenem  verschiedenes  Dasein,  und  die  Graben 
müssen  auch  mit  Rücksicht  daranf  im  Zusammenhang  und  ge- 
trennt von  der  Bepflanzung  der  Grundstücke  gebaut  werden. 
Sodann  schien  die  enge  Beziehung  der  edlen  Metalle  zu  dem 
Münzwesen  und  anderer  zu  der  Ausrüstung  des  Heeres  dem 
State  ein  näheres  Becht  darauf  als  andern  Personen  zu  ge- 
währen. Endlich  machten  mancherlei  Interessen  eine  statliche 
Aufsicht  über  den  Bergbau  nöthig.  Aber  gleichwohl  lag  in 
der  allgemeinen  Einführung  auch  des  Bergregals  eine  Umge- 
staltung des  hergebrachten  Privatrechtes ,  die  auch  im  Mittel- 
alter als  anmaszliche  Willkür  verhaszt  war.' 

Die  Ablösung  des  Bergbaues  yon  dem  Grund- 
eigen thum  hat  sich  auch  in  neuerer  Zeit  erhalten,  und 
dieses  privatrechtliche  Element  in  dem  mittelalterlichen  Berg- 
regale hat  auf  Fortdauer  Anspruch,  weil  es  in  der  That  der 
Natur  der  Sache  entspricht.  Ebenso  wird  die  ausgebildete 
Stats aufsieht  über  die  ordentliche  und  sichere  Betreibung  des 
Bergbaues  fortdauern.  Dagegen  ist  streng  genommen  derBegrüF 
eines  ausschlieszlichen  Bergregals  bereits  aufgegeben  worden, 
seitdem  man  angefangen  hat  den  Bergbau  für  „frei  zu  erklären^', 
d.  h.  seitdem  Jedermann  freigestellt  wird,  mit  Beachtung  der  berg- 
polizeilichen Vorschriften  zu  schürfen  und  zu  muthen.  Nur 
in  gewissen  Abgaben,  welche  den  bergbelehnten  Privatunter- 
nehmern auferlegt  zu  werden  pflegen,  den  Bergzehnten,  Qua- 


'  FreigedankbeiErant,   Gnmdrisi  des  deutsohen  Priyatrechts, 
8.  114. 

„die  fttrsten  twingeni  mit  gewali 
yeli  stein,  waxser  und  walt, 
danuo  beide  wilt  und  zam, 
si  täten  lufl  gerne  alsam, 
der  mvoB  ans  doch  gemeine  sin. 
mOhten  sie  nns  den  sannen  sohin 
▼erbieten,  oach  wini  and  regen, 
man  mfiest  in  lins  mit  golde  wegen.*' 


S96  Zehntes  Buch.    Die  WirthiohAftapflege. 

tembergeldern ,  Beoeszgeldern  zeigt  sich  noch  die  fiacaliflcbe 
Natur  des  Bergregals.  Der  Gesichtspunkt  der  Steuern  nnd 
Gebühren  scheint  aber  auch  hier  den  der  nutzbaren  Begalit&t 
allmählich  im  Interesse  einer  guten  State-  und  Yolkswirthschaft 
zu  yerdr&ngen.  Auch  wenn  das  Bergregal  als  solches  ganz 
aufgegeben  wird,  wird  doch  der  Stat  nicht  verhindert  sein, 
einzelne  Bergwerke  mit  Yortheil  auf  eigene  Bechnung  zu  be- 
treiben oder  zu  verpachten. 

c)  Verwandt  ist  das  Salzregal,  kommt  aber  noch  in 
gröszerer  Ausdehnung  vor,  und  findet  sich  auch  dem  Wesen 
nach  schon  in  dem  römischen  Alterthum.  Man  versteht  dar- 
unter nicht  allein  das  ausschlieszliche  Becht  des  Stats  auf 
Gewinnung  von  Kochsalz,  sondern  zugleich  auf  den  Salz- 
handel. Das  Begal  im  engem  Sinne  und  das  Statsmo- 
nopol  sind  hier  verbunden.  Der  grosze  Ertrag,  welchen  die 
ausschlieszliche  Yerwerthung  dieses  fttr  die  Menschen,  das 
Vieh  und  viele  Gewerbe  unentbehrlichen  und  nützlichen  Pro* 
ductes  der  Statscasse  sicherte,  machte  dieses  Begal  den  Finanz- 
mftnnem  besonders  theuer,  und  die  Juristen  halfen  mit,  da»- 
selbe,  indem  sie  auf  die  Analogie  der  Bergwerke  hinwiesen, 
einzuführen.  Indessen  galt  in  Deutschland  in  älterer  Zeit  der 
entgegengesetzte  Grundsatz,  dasz  die  Salzquellen  und  das  Stein- 
salz zu  dem  Boden  gehören. 

Für  unsere  Zeit  ist  auch  dieses  Begal  als  solches  für  die 
Dauer  nicht  zu  halten,  und  die  Umwandlung  desselben  in  eine 
Salzsteuer  ist  bereits  in  Frankreich  und  Deutschland'  voll- 
zogen. Diese  hat  aber,  wegen  der  wenig  lästigen  und  fast 
unmerklichen  Erhebungsart  und  ihres  reichen  Ertrages  in  der 
That  so  grosze  Vorzüge  und  wird  durch  die  Gewohnheit  und 
Sitte,  die  in  dem  Steuerwesen  jederzeit  Beachtung  ver- 
dient, so  sehr  empfohlen,  dasz  dieselbe  in  sehr  vielen  Staten 
als  eine  fortdauernde  wichtige  Quelle  der  Statseinkflnfte  be- 
trachtet wird. 

'  In  Frankreioh  sohon  Beit  der  ReTolntioD,  in  Deutsohlnnd  1867* 
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d)  Das  Jagdregal  ist  wieder  ans  der  grundherrlichen 
Anffassnng  des  Stats  im  Mittelalter  entstanden  nnd  angelehnt 
worden  an  das  öffentliche  Interesse  des  Wildbanns  und  der 
Jagdpolizei.  Auch  hier  ist  anf  diese  Weise  ein  bleibender 
Bechtsgmndsatz ,  der  nftmlich  der  Lösnng  der  Jagd  von  der 
nothwendigen  Verbindung  mit  der  Ansfibnng  des  Gmndeigen- 
thnms,  ausgebildet  worden,  und  so  rechtfertigt  sich  wohl  eine 
Einrichtung  des  Jagdrechtes  nach  groszen  Jagdrevieren  und  in 
Uebereinstimmung  mit  den  Interessen  der  Gemeinschaft.  Da- 
gegen ist  das  eigentliche  Jagdregal,  in  Folge  dessen  der  Stat 
selbst  zunftchst  ein  ausschlieszliches  Recht  anspricht  Jagd  zu 
flben  und  Jagdrechte  nach  Willkür  zu  verleihen,  in  vielen 
neueren  Staten  wieder  aufgehoben  worden,  welche  dasselbe  wäh- 
rend des  Mittelalters  angenommen  hatten. 

2.  Verwandt  mit  den  grundherrlichen  Regalien  sind  die 
regalen  Gewerbe  und  Statsmonopolien,  welche  der 
Stat  mit  Attsschlieszung  der  Privaten  sich  vorbehalten  hat. 
Man  kann  indessen  zwei  Arten  wohl  unterscheiden:  a)  solche, 
welche  lediglich  aus  finanziellen  Gründen  der  Privatin- 
dustrie  untersagt  und  von  dem  State  allein  um  des  Gewinnes 
willen  betrieben  werden.  Solche  Monopole  sind  wesentlich 
nichts  anderes  als  Steuern,  aber  in  die  ftuszere  Form  des 
Gewerbes  gekleidet;  b)  solche,  welche  ihrer  Natur  und  Be- 
stimmung nach  eine  Betreibung  in  öffentlichem  Interesse 
erfordern,  und  bei  denen  somit  der  Ertrag  immer  nur  als  ein 
damit  verbundener  Vortheil  der  Statscasse  wohl  zu  gönnen 
ist,  aber  nicht  den  wesentlichen  Charakter  der  Begalitftt 
bestimmt. 

Von  der  erstem  Gattung,  gleichsam  in  regale  Gewerbe 
verhüllte  Steuern  sind: 

a)  Die  Salzregie,  von  welcher  oben  unter  1.  c)  schon 
die  Rede  war. 

b)  Die  Tabaksregie,  welche  gegen  Ende  des  XVII. 
Jahrhunderts  zuerst  in  Oesterreich  und   in  Frankreich 
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eingeführt  würde,  und  weil  sie  eich  auf  einen  verbreiieten  und 
in  den  letzten  Zeiten  fortdauernd  steigenden  luxuriösen  Ge- 
nnez  der  Bevölkerung  bezog,  den  Statscassen  groszen  Gewinn 
brachte.  Da  die  Umwandlung  derselben  in  eine  eigentliche 
Steuer  schwierig  und  diese  Einkflnfte  zu  gefährden  schien,  so 
wurde  diese  Erhebungsform  trotz  der  damit  verbundenen  Mftngel 
nicht  so  leicht  aufgegeben.  In  den  Vereinigten  Staten  von 
Amerika  besteht  eine  sehr  hohe,  in  Deutschland  ist  neue- 
stens  (1868)  eine  sehr  mäszige  Tabaksteuer  eingefOhrt  worden. 

c)  Das  Lotterieregal,  moralisch  verwerflich,  weil  auf 
den  Leichtsinn  und  die  Spielsucht  der  Bevölkerung,  und  vor- 
zugsweise sogar  nicht  der  vermöglichen  Glassen,  welche  ohne 
Schaden  für  ihren  Wohlstand  auch  solchem  Vergnügen  einige 
Abfälle  ihrer  Einnahmen  opfern  können,  sondern  der  untezn, 
zu  ihrem  Verderben  zum  Glücksspiel  verlockten  Volksdassen 
von  Statswegen  speculirt  wird.  Die  Aufhebung  dieses  Regals 
musz  daher  im  Interesse  einer  sittlichen  Statsordnung  gefor- 
dert werden.  Merkwürdiger  Weise  hat  es  sich  am  Uagatei 
in  dem  römischen  Earchenstat  in  der  schlimmsten  Form  des 
Lottos  erhalten. 

d)  Das  Spielkartenregal,  welches  freilich  weit  we- 
niger einträglich  ist  als  das  zum  Spiel  reizende  Lotterier^al, 
und  welches  eher  die  Spielsucht  beschränkt  als  fördert,  daher 
nicht  sch(m  aus  moralischen,  sondern  nur  aus  wirthschaftlichen 
Gründen  angefochten  werden  kann. 

3.  Zu  der  letztem  Gattung  der  Begalien,  welche  sich  an 
die  Benutzung  öffentlicher  Anstalten  anschlieszen ,  die  zwar 
nicht  zu  den  eigentlichen  politischen  Functionen  der  Statage- 
walt  gehören,  aber  doch  in  dem  gemeinen  Interesse  der  Volks- 
wohlfahrt eingerichtet  werden,  gehören: 

a)  Das  Münzregal,  sich  anlehnend  an  das  Recht  und 
die  Pflicht  des  States,  für  baares  Geld  als  allgemein  aner- 
kanntes Schätznngs-  und  Tauschmittel  im  Verkehr  zu  sorgen. 
In   dem   Mittelalter  war   dasselbe  eine  ziemlich  erheUiche 
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Quelle  des  Statseinkommens.  In  der  neueren  Zeit  ist  dagegen 
die  Einsicht  durchgedrungen,  dasz  zumal  fOr  die  groben  Münz- 
sorten der  sichere  Werth  derselben  wesentlich  davon  abhängt, 
dasz  derselbe  dem  Werth  des  rohen  dazu  verwendeten  edeln 
Metalls  ganz  nahe  steht,  und  es  ist  daher  von  dem  Schlag- 
schatze kein  Gewinn  mehr  zu  erwarten.  Nur  die  Prägung  und 
Ausgabe  der  Scheidemünze  läszt  einen  geringen  Gewinn  ohne 
Nachtheil  für  den  Hauptzweck  zu. 

b)  Das  Postregal.  Der  Hauptzweck  der  Postanstalten 
ist  der,  den  Brief-  und  Packetverkehr,  sodann  den  Trans- 
port von  Personen  und  Waaren  in  regelmäsziger  Weise  zu 
vermitteln  und  zu  befördern.  Das  Statsinteresse  für  sich  schon 
macht  eine  solche  Anstalt  nothwendig,  damit  von  dem  Gen- 
trum der  Statsregierung  aus  nach  allen  Richtungen  des  Landes 
nnd  nach  auszen  hin  und  hinwieder  von  da  zurück  die  Gom» 
munication  gesichert  sei.  Im  Alterthum,  in  dem  groszen  per- 
sischen und  dem  gröszem  römischen  Seiche  waren  daher  Stats- 
posten  für  dieses  öffentliche  Interesse  eingerichtet,  dem  Privat- 
verkehr in  der  Kegel  aber  unzugänglich.  In  dem  spätem 
Mittelalter  wurden  derlei  Anstalten  vorerst  zu  Gifnsten  des 
kaufmännischen  Verkehrs  gegründet,  anfangs  oft  von  Corpora- 
tionen  und  unternehmenden  Privaten.  Zuerst  wurde  wohl  in 
Frankreich  durch  Ludwig  XL  im  Jahre  1464  das  Postregal 
im  neuem  Sinne,  ^  dann  allmählich  auch  in  den  übrigen  civi- 
lisirten  Staten  eingeführt.  In  unsem  Tagen  hat  dieses  ebenso 
wohlthätige  als  zugleich  financiell  fruchtbare  Institut  eine  hohe 
Stufe  der  Yervollkomnmung  erreicht,  ist  aber  noch  höherer 
Ausbildung  fähig. 

Es  liegt  in  dem  öffentlichen  Interesse,  dasz  die  Mitthei- 
tong  von  Briefen  und  Packeten  nach  allen  Seiten  hin  mit  Ge- 
muügkeit  und  Sicherheit  und  schnell  vollzogen  werden  könne, 
und  voraus  eignet  sich  der  Stat  dazu,  diese  Sorge  durch  seine 
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Anstalten  zn  flbernehmen,  mehr  als  Privatperson«!,  denn  diese 
haben  mehr  den  Oewinn  als  den  gemeinen  Nntzen  im  Auge, 
nnd  gewähren  geringere  Garantie  fidr  die  Oüte  so  umfassender 
Sorge.  Der  Stat  dagegen  hat  eine  Menge  von  Mitteln,  die  ihm 
den  üeberblick  über  die  allgemeinen  Bedürfnisse,  die  Befrie- 
digung derselben  nnd  die  Ciontrole  über  diese  erleichtem,  nnd 
seine  Ehre  ist  dabei  betheiligt,  dasz  das  in  der  rechten  Form 
geschehe.  Er  wird  daher  auch  die  Ortschaften,  die  einen  ge- 
ringem Verkehr  haben,  nicht  vernachlässigen,  weQ  die  Einrich- 
tungen far  ihre  Postverbindung  nur  kleinen  Gewinn  abwerfen, 
vielleicht  sogar  Verlust  erheischen.  Um  so  lieber  wird  hin- 
wieder das  Volk  es  sehen,  wenn  diese  gemeinnützigen  Anstalten 
des  Stats  auch  einen  ansehnlichen  Gewinn  abwerfen  und  so 
hinwieder  die  Steuerlast  vermindern.  Zwar  konunt  diese  fisca- 
lische  Bücksicht  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht,  aber  sie 
ist  deszhalb.nicht  unwichtig.  Das  Postregal  hat  in  der  That 
den  groszen  Vorzug,  dasz  es  wohl  organisirt  den  Privaten  und 
dem  Stat  zugleich  groszen  Nutzen  bringt,  und  die  Genüsse  und 
die  Kräfte  beider  vermehrt. 

Das  gilt  ganz  besonders  von  der  Brief post.  In  Folge 
des  Regals  dürfen,  soweit  der  Stat  für  regelmäszige  Brieipost- 
verbindung  sorgt,  keine  andern  Privatanstalten  zu  berufsmäsziger 
Versendung  von  Briefen  errichtet  werden,  ohne  besondere 
Goncession  des  Stats.  Eine  übertriebene  und  unpractische  Ausdeh* 
nung  dieses  Bechts  ist  es,  wenn  in  einzelnen  Staten  auch  die 
gelegentliche  Besorgung  einzelner  Briefe  oder  Packete  durch 
dritte  Privatpersonen  verboten  wird.  Je  zweckmäsziger  und 
wohlfeiler  die  Briefpost  eingerichtet  ist,  desto  weniger  ist  auch 
eine  Umgehung  der  Statsanstalt  zu  besorgen. 

In  geringerem  Masze  schon  gilt  jene  Ausschlieszlichkeit 
von  der  Packetpost,  welche  die  Versendung  von  kleinen 
Packeten  und  Valoren  (Geldem)  und  die  Auszahlung  oder  der 
Empfang  von  Geldem  zwischen  verschiedenen  Arten  vermittelt. 
Indessen  hat  auch  da  die  Ausübung  der  Regalität  so  grosze 
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Vortheile,  dasz  sie  in  der  Regel  der  üeberlassnng  dieser 
Sorge  an  die  Privatindnstrie  vorzuziehen  ist. 

In  manchem  Betracht  verschieden  ist  die  Fahrpost, 
die  nicht  ebenso  nach  allen  Landestheilen  eingerichtet  werden 
kann,  sondern  natnrgemftsz  sich  an  die  Hauptronten  hftlt,  auf 
welchen  eine  gröszere  Anzahl  von  Reisenden  sich  gewöhnlich 
bewegen.  Sie  nähert  sich  daher  mehr  der  besondem  Privat- 
indnstrie an.  In  manchen  L&ndern  macht  indessen  der  Stat 
mit  der  Sorge  für  diese  Bedürfnisse  ein  ansschlieszliches  Regal 
geltend,  sei  es,  indem  er  keine  regelmftszigen  Privatcurse  zu- 
liszt,  oder,  wenn  solche  verstattet  werden,  doch  dieselben  in 
gewissen  Beziehungen  der  öffentlichen  Post  unterordnet,  und 
auch  wohl  die  Erlaubnisz  dazu  besonders  erkaufen  läszt.  In 
andern  dagegen  ist  die  Fahrpost  ganz  oder  theilweise  freige- 
geben, und  die  Statspost  concurrirt  nur  mit  den  Privatunter- 
nehmnngen  von  fthnlicher  Art.  Im  Allgemeinen  scheinen  die 
Fahrposten  des  Stats  immer  noch  besser  als  die  der  Privaten ; 
doch  hängt  hier  vieles  von  den  besondern  Verhältnissen  und 
Sitten  der  einzelnen  Länder  und  selbst  einzelner  Städte  und 
Ortschaften  ab.  Die  Einrichtung  von  Extraposten  insbeson- 
dere steht  in  naher  Beziehung  zu  der  Regalität. 

Im  Allgemeinen  gilt  fBr  die  ganze  Organisation  und  Be- 
handlung der  Post  der  leitende  Grundsatz,  dasz  dieselbe  nicht 
daf&r  besteht,  das  Volk  zu  regieren,  noch  zunächt  das  Volk 
zu  besteuern,  sondern  vor  allen  Dingen  dem  Yolksverkehr  zu 
dienen. 

c)  Qanz  ähnlich  ist  schon  und  wird  noch  mehr  werden  bei 
weiterer  Entwicklung  das  Institut  der  öffentlichen  Tele- 
graphen. Durch  die  Entdeckung  der  elektrischen  Telegraphen 
ist  es  möglich  geworden,  in  einem  Augenblicke  wichtige  Nach- 
richten an  entfernte  Orte  mitzutheilen ,  und  in  kurzer  Zeit 
werden  die  telegraphischen  Netze  die  civilisirte  Erde  uber- 
spinnen.  Anfänglich  wurden  diese  Anstalten  lediglich  im  In- 
teresse des  State  selbst  von  dieeem  gegründet,  dann  auch  der 
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Benutzung  des  Publikums  zugänglich  gemacht.  Das  öffent* 
liehe  Interesse  erfordert  es,  dasz  dieselben  zunSehst  als  State- 
anstalten behandelt  werden,  und  die  Begalit&t  wie  Aber  die 
Briefpost  sich  auch  darüber  erstrecke.  Verschieden  von  der 
Postanstalt  aber  ist  die  Eigenthümlichkeit  der  telegraphischen 
Bureaus,  dasz  jene  die  empfangenen  Briefe  der  Privaten,  ohne 
den  Inhalt  zu  kennen,  wie  sie  sind  versendet,  diese  dagegen 
die  Schrift  selber  besorgen  und  mittheilen,  daher  von  dem 
Inhalte  der  Berichte  inEenntnisz  gesetzt  werden.  Das  Brief- 
geheimnisz  erhält  daher  hier  einen  andern  Sinn.  Es  kann 
nur  das  bedeuten,  dasz  der  Stat  nicht  unberufenen  Dritten  die 
Einsicht  verstatte  in  die  seiner  Anstalt  anvertrauten  Privai- 
mittheilungen ,  und  auch  darauf  ausgedehnt  werde,  dasz  den 
übrigen  Statsbehörden  in  der  Regel  jene  Einsicht  ebenfalls 
verschlossen  werde.  Wenn  aber  das  Statsinteresse,  wie  beeon* 
ders  in  Kriegszeiten  oder  wo  es  rasche  Verfolgung  der  Ver- 
brecher gilt,  die  Eenntnisznahme  begründet,  so  darf  diese  um- 
soweniger  dem  State  entzogen  werden,  je  unnatürlicher  es 
wäre,  dasz,  dieser  selbst  immerhin  mit  sehenden  Augen  den 
Feinden  oder  verbrecherischen  Privaten  die  Mittel  in  die  Hand 
legte,  dem  Statszweck  entgegen  zu  wirken. 

d)  Das  Eisenbahnregal,  ähnlich  wie  das  Telegra- 
phenregal, eine  Erweiterung  dieser  Gattung  von  Begalien, 
welche  der  technischen  Vervollkommnung  unserer  Zeit  ange- 
hört. Eine  volle  Ausbildung  erlangt  dasselbe  nur  im  Zusam- 
menhang mit  den  Statseisenbahnen,  deren  Ertrag  zunächst  zur 
Unterhaltung  der  Anstalt  und  zur  Bezahlung  der  Zinse  für  die 
dafür  verwendeten  Oapitalien,  wenn  ein  üeberschusz  sich  er« 
gibt,  auch  zur  Vergröszerung  der  Statseinkünfte  dient.  Die 
Grösze  des  Werks,  die  Bedeutung  desselben  für  den  öffent- 
lichen Verkehr  und  die  Volkswirthschaft,  die  nahen  Beziehungen 
desselben  zu  den  Vertheidigungsmitteln  und  dem  Kriegswesen 
des  Landes  überhaupt,  zu  den  Postanstalten  und  der  Wirth- 
schaft  des  States  selbst  machen  es  in  der  Kegel  räthlicb,  dasz 


Drittes  Oapitel.    6.  Die  Re^^lien.  403 

der  Stat  die  Eisenbahnen  selber  baue  und  ihren  Betrieb  über- 
nehme, oder  die  Bedingungen  festsetze,  an  denen  der  Bau  und 
Betrieb  den  Privatgesellschaften  gestattet  wird.  Die  Bflcksicht 
der  gemeinen  Wohlfahrt  darf  nicht  der  Gewinnsucht  der  Pri- 
vaten Preis  gegeben  werden.  Der  französische  Bechtsgrund- 
satz,  dasz  die  Bahn  allezeit,  wenn  dem  öffentlichen  Verkehr 
dienend,  juris  publici  (Domaine  public)  sei  und  nur  die  Nutfung 
den  Privaten  zustehe,   entspricht  der  Natur  der  Verhältnisse. 

Die  Nothwendigkeit  einer  Concession  für  Privateisenbahnen, 
die  dem  öffentlichen  Verkehr  dienen,  rechtfertigt  sich  schon 
aus  polizeilichen  Grflnden ;  in  dem  Begriffe  aber  liegt  es,  dasz 
der  Stat  auch  die  Privat-Eisenbahnen  an  sich  ziehen  darf,  so- 
bald er  die  von  den  Privaten  darauf  verwendeten  Auslagen 
vollstftndig  ersetzt,  mithin  unter  bessern  Bedingungen,  als  wenn 
er  die  Omndsätze  der  zwangsweisen  Abtretung  von  Privat- 
rechten zur  Anwendung  brächte.  Besondere  Verträge  oder 
rechtliche  Zusicherungen  an  die  Unternehmer  können  freilich 
dieses  Becht  beschränkt  oder  modificirt  haben. 

e)  Die  Existenz  eines  Straszenregals  ist  in  neuerer  Zeit 
aas  dem  Grunde  bestritten  worden,  weil  die  Herstellung  von 
Laadstraszen  eine  unabweisbare  Pflicht  des  States  sei,  die  Er- 
hebung von  Weggeldern,  Brückengeldern  daher  eher 
zu  den  Gebühren  zu  rechnen  sei,  welche  von  der  Benutzung 
wesentlicher  Statsanstalten  bezogen  werden.  ^  Die  Straszen  aber, 
obwohl  der  Nutzen  derselben  ein  öffentlicher  und  obwohl  die 
Sorge  daf&r  vorzugsweise  dem  State  anheimfällt,  sind  doch 
nicht  eine  Anstalt,  welche  zu  dem  Organismus  des  Stats  selbst 
gehört  und  fllr  statliche  Functionen  im  eigentlichen  Sinne  be- 
stimmt ist  Dir  Zweck  ist  doch  nur  der,  den  gemeinen  Ver- 
kehr zu  erleichtem,  und  es  kann  derselbe  an  und  für  sich 
Müh  durch  Privatonteinehmungen  eneicht  werden.  Die  Gründe, 
MS  welchen   daher  von  einem  Straszenregal  gesprochen  wird. 
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sind  somit  ganz  ähnlich  denen,  welche  das  Postregal  erU&ren. 
Einen  finanziellen  Sinn  hat  dasselbe  aber  nur  dann,  wenn  die 
Benutzung  der  Straszen  und  Brücken  nicht  unentgeltlich  ist, 
sondern  dafür  Weg-  und  Brückengelder  gefordert  werden. 


Viertes  Gapitel 

C.  Das  Recht  auf  Gebühren  and  Oefftlle. 

L  Das  Recht  des  State  auf  Gebühren  und  Qeftlle,  welche 
bei   Gelegenheit  der  Ausübung   öffentlicher  Functionen 
von  den  Privaten  erhoben  werden,  die  dieser  Functionen  be- 
dürfen, bildet  einen  Gegensatz  zu  dem  eigentlichen  Steuerrecht, 
und  ist  hinwieder  die  Ergänzung  desselben.    Die  Steuern  wer- 
den von  Stats  wegen  auferlegt,  die  Gebühren  nur  dann  gefor- 
dert, wenn  die  Privaten  die  Hülfe   des  Stats  in  einer   beson- 
dern Beziehung   bedürfen.     Diese  sind  daher  eine  Gegen- 
leistung an  den  Stat,  und  dienen,  den  Aufwand,  den  der 
Stat  für  die  öffentlichen  Einrichtungen  solcher  Art  zu  machen 
hat,  zu  vermindern  oder  zu  ersetzen.    Die  Gerechtigkeit  sol- 
cher Gebührenerhebung  ist  einleuchtend.    Es  ist  zwar  richtig, 
dasz   der  Stat  um  seiner  Bestimmung  willen  und  nicht  der 
Gebühr   wegen  verpflichtet  ist,    jene  öffentlichen  FunctioneB 
auszuüben.     Dieselben  sind  daher  nicht   gerade  nothwendig, 
und  nichts  steht  im  Wege,  wenn  der  Stat  ohnehin  reich  ge- 
nug ist,  dieselben  unentgeltlich  auszuüben.    Aber  es  ist  deez- 
halb  nickt  ungerecht,  wenn  der  Stat  die  ökonomischen  Lasten, 
welche  er  tragen  musz,  um  jene  Th&tigkeit  auszuüben,  ?od 
denen  sich  vergüten  läszt,  die  dieser  Leistung  in  ihrem  Son- 
derinteresse bedürfen;  und  in  vielen  FftUen  ist  es  auch  volks- 
wirthschaftlich  zweckmfiszig,  wenn  er  solche  Gebühren  fordert 
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und  80  die  allgemeine  Steuerpflicht  des  Volkes  erleichtert.  Je 
mehr  das  besondere  Privatinteresse  an  der  Statsleitung  be- 
theiligt ist,  wie  das  vorzfiglich  bei  den  Gerichtsgebflhren  klar 
ist,  desto  eher  wird  sich  die  Gebühr  rechtfertigen;  je  mehr 
die  Statsfiinotion  dagegen  um  der  Gesammtheit  willen  ausge- 
übt wird,  desto  eher  wird  dieselbe  unentgeltlich  geleistet 
werden  müssen,  und  die  Kosten  dafür  in  Form  der  Steuer  zu 
erheben  sein.  Aber  es  ist  keine  begründete  Einwendung  ge- 
gen die  Gebühren,  dasz  sie  sich  nicht  nach  der  Steuerfthigkeit 
der  Bürger,  sondern  nach  der  Art  und  dem  Umfang  der  »tät- 
lichen Leistung  richten,  denn  ihrPrincip  ist  ja  nicht  Besteu- 
erung, sondern  Gegenleistung. 

2.  Die  Stempelgebühren,  seit  dem  XYII.  Jahrhundert 
in  fast  allen  europftischen  Staten  aufgekommen,  gehören  nur 
zum  Theil  zu  den  eigentlichen  Gebühren,  insofern  nftmlich, 
als  sie  von  Schriften  bezogen  werden,  welche  den  Statsbehör- 
den  von  Privaten  eingereicht  oder  von  jenen  zu  Gunsten  dieser 
ausgestellt  werden.  Dagegen  nähern  sie  sich  schon  den  Steu- 
ern, wenn  auch  der  Privatverkehr  selbst,  z.B.  die  Ausstellung 
von  Wechseln,  Empfangsscheinen,  auszergerichtlichen  Verträ- 
gen a.  dgl.  der  Stempelabgabe  unterworfen  wird,  denn  die 
Rücksicht,  dasz  derlei  Privatnrkunden  möglicherweise  auch  im 
Prooesse  benutzt  und  dann  zumal  der  statliche  Schutz  da- 
fltr  angesprochen  werde,  ist  doch  nur  eine  sehr  indirecte,  und 
bezieht  sich  nur  auf  AnsnahmsfiUle.  Vollends  aber  wird  die 
Stempelabgabe  zur  Steuer  bei  Zeitungen  und  Kalendern,  indem 
hier  keinerlei  Leistnng  des  Stats  vorliegt,  fflr  welche  eine 
Vergütong  verlangt  wird.  Die  letztere  Art  des  Stempels 
kann  daher  einzig  aus  dem  Standpunkte  des  Steuerwesens  ver- 
theidigt  werden,  was  freUich  principiell  nicht  leicht  gelingen  wird. 

3.  Die  Taxen  fOr  Ertheilung  eines  Amtes  oder  Titels 
oder  Banges  (Adels,  Ordens  u.  dgl.)  haben  den  Vorzug,  dasz 
die  Belasteten  um  so  geneigter  sein  werden,  solche  zu  be- 
zahlen, als  sie  gleichzeitig  einen  häufig  ersehnten  Vorzug  er- 
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langen.  Nur  dürfen  Aemter,  Titel,  Rang  nicht  um  der  Taxen 
willen  yerliehen,  und  somit  zur  käuflichen  Waare  werden,  mit 
welcher  der  Stat  gleichsam  Handel  treibt,  weil  die  öffentliche 
Bedeutung  und  der  moralische  Werth  derselben  dadurch  zu  Grunde 
gerichtet  würden.  Die  Art,  wie  insbesondere  in  den  letzten  Jahr- 
hunderten der  Adel  zum  Erwerbsartikel  für  die  Icöniglichen 
Gassen  gemacht  wurde,  hat  sehr  viel  dazu  beigetragen^  die 
Institution  auf  dem  Continent   dem  Bnine  entgegenzuführen. 

4.  Besonders  wichtig  sind  die  Ger ichtsgeb Ähren, 
Sport  ein,  die  in  mancherlei  Formen  vorkommen.  Vorerst 
als  Proceszkosten,  sowohl  im  Civil-,  als  im  Strafyroeesz. 
Diese  Sportein  treffen  vorzüglich  die  Partei,  welche  ein  Un- 
recht  verübt  hat,  und  gegen  welche  daher  im  Civilprocesz 
Schutz  gesucht,  die  im  Strafprocesz  zur  Strafe  gezogen  wird. 
Sie  dienen  überdem  dazu,  die  Proceszsudit  daran  zu  erinneni, 
dasz  durch  dieselbe  auch  dem  State  Schaden  zugefügt  werde, 
dessen  Ersatz  die  proceszführenden  Parteien  zu  übernehmen 
schuldig  seien,  und  durch  die  Verrechnung  der  Kosten  zu  er^ 
mäszigen.  Die  Sportein  sind  daher  eine  wohlbegründete  Q^ 
genleistung  an  den  Stat,  nur  dürfen  sie  nicht  in  dem  Maaze 
gespannt  werden,  dasz  es  den  unbemittelten  Privaten  zu 
schwer  und  zu  gewagt  erscheint,  wenn  ihnen  Unrecht  wider* 
fährt,  den  Schutz  des  Gerichtes  zu  begehren.  Für  Arme  sind 
überdem,  damit  die  Gleichheit  des  Bechtsechntzee  Wahrheit 
sei,  besondere  Ausnahmsbestimmungen  nüthig. 

5.  Die  verschiedenen  Gebühren,  welche  mit  der  sog»- 
nannten  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  der  Verwal- 
tung der  Obervormundschaft  verbunden  werden,  z.Bb  bei 
Eintragung  der  Veräuszerung  oder  Verpfllndung  von  Liegen* 
Schäften  in  das  Grundbuch,  bei  Wechselprotesten,  Beglaabi- 
gungen,  Errichtung  von  Testamenten,  bei  Prüfung  und  Ab- 
nahme der  Vormundschaffcsrechnungen  u,  dgl.,  sind  nahe  ver- 
wandt mit  den  Gerichtssporteln,  obwohl  sie  in  den  FftUen  nioht 
von  den  Gerichten  erhoben   werden,   wo  für  diese  amtliche 
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MitwirkoDg  und  Thätigkeit  besondere  Stellen,  z.  B.  die  der 
Notare  geordnet  sind,  oder  dieselbe  den  Regierungsbehörden 
flbertragen  ist.  Immer  sind  es  doch  hier  vorzüglich  Privatin- 
teressen, fflr  welche  die  statliche  Einrichtung  in  Anspruch 
genommen  wird,  und  daher  die  Forderung  einer  billigen  Gegen- 
leistung gerechtfertigt. 

6.  Dagegen  wird  der  Charakter  der  Oebflhr  nicht  einge- 
halten bei  den  in  Frankreich  erfundenen  Handänderungs- 
abgaben, Kaufsaccisen,  Efiregisirement ^  welche  von  der 
EigenthumsQbertragung  zuweilen  sogar  der  Verpachtung  von 
Gfltem,  von  Schuldbriefen,  Wechseln  u.  s.  f.  erhoben  werden, 
indem  dieselben  nicht  mehr  als  Gegenleistung  gegen  die  Lei- 
stung des  State,  sondern  als  eine  wahre  auf  den  Verkehr  ver- 
legte Abgabe  zu  betrachten  sind,  und  in  Frocenten  des  Capi- 
talwerths,  d.  h.  von  dem  Capital  selbst  erhoben  werden.  Sie 
sind  daher  eine  wirkliche  Steuer,  und  überdem  eine  den  Grund- 
sätzen der  Gerechtigkeit  nicht  gemftsze,  und  den  Grundsätzen 
einer  guten  Wirthschaft  widersprechende.  Sie  trifft  nämlich 
nicht,  wie  die  Grundsteuer,  den  ganzen  Grundbesitz  gleich- 
mäszig,  sondern,  indem  sie  sich  an  die  Zufällige  Yeränsserung 
hält,  die  einen  Besitzer  flbermäszig,  die  andern  gar  nicht, 
macht  sich  als  eine  willkflrliche  Belastung  der  VerkehrsArei- 
heit  fühlbar,  und  drückt  den  Werth  der  Güter. 

Verwandt  damit  ist  die  Erbschaftsgebühr.  Auch  sie 
hat  nur  die  äuszere  Form  einer  Gebühr  an  sich,  und  ist,  da 
der  Anfall  der  Erbschaft  nicht  auf  einer  Thätigkeit  des  States 
beruht,  sondern  eine  Folge  des  Privatrechtes  ist,  vielmehr 
Erbschaftsstener,  als  solche  denn  aber  eher  zu  recht- 
fertigen, als  die  Handänderungsgebühr  bei  Veräuszerung  unter 
Lebenden. 

7.  Die  Geldbuszen,  so  lange  noch  das  Strafrecht  dem 
Privatrechte  ähnlich  behandelt  wurde,  den  verletzten  Privaten 
zugesprochen,  fallen,  seitdem  der  öffentliche  Charakter  des 
Strafrecbts  zur  Anerkemrang  gelangt  ist,  als  öffentliche  Strafm 
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mit  Recht  dem  State  zu  seiner  VerfQgung  zu.  Der  Qmiid, 
aus  welchem  Oeldbuszen  auferlegt  werden,  ist  freilich  nie  und 
darf  nie  ein  fiscalischer  sein,  sondern  immer  ein  strafrechtlicher. 
Dieser  Erwerb  für  den  Stat  ist  daher  immer  nur  ein  zufiU- 
liger,  und  der  Stat  musz  sogar  wünschen,  so  selten  als  mög- 
lich Gelegenheit  zu  demselben  zu  erhalten.  Aber  wenn  bosz- 
würdige  Vergehen  Yorkommen,  so  ist  es  ein  erlaubter  Vor- 
theil,  wenn  der  Stat  die  Busze  empftngt,  um  damit  auch 
einen  Theil  seiner  Unkosten  für  die  Strafgerichtsbarkeit  zurück** 
erhält. 

Das  ältere  deutsche  Recht  hatte  die  Tendenz,  die  Geld- 
strafen als  regelmäszige  Strafart  für  fast  alle  Verbrechen  und 
Vergehen  zur  Anwendung  zu  bringen.  Die  moderne  Ausbil- 
dung des  Strafrechtes  hat  dieselben  im  Gegentheil,  und  viel- 
leicht zu  sehr  beschränkt  Wo  eine  unerlaubte  Gewinnsucht 
und  Eigennutz  der  Antrieb  zu  dem  Vergehen  war,  da  scheint 
die  Busze  eine  moralisch  passende  Strafe,  weil  sie  den  Schul- 
digen in  derselben  Richtung  ein  Uebel  erleiden  läszt,  in  wel- 
cher er  ein  üebel  verübt  hat.  Auszerdem  eignet  sie  sich  bei 
vielen  geringeren  Vergehen  auch  deszhalb,  weil  sie  die  hohem 
persönlichen  Rechte  auf  Freiheit  und  Ehre  nicht  entzieht,  und 
doch  für  die  Meisten  ein  empfindliches  üebel  ist 

8.  Die  mit  Dispensationen,  z.  B.  von  gesetzlichen 
Heirathsbeschränkungen,  verbundenen  Gebühren  sind  den  ge- 
richtlichen ganz  ähnlich,  und  haben  nebenbei  den  Zweck,  die 
Begehren  um  Dispensation  innerhalb  gewisser  Schranken  zu 
halten. 

9.  Zum  Theil  mit  dem  Schutze  des  Privatrechts,  zum 
Theil  mit  der  Sorge  fdr  die  Volkswirthschaft  stehen  in  Ver- 
bindung die  mancherlei  Gebühren  für  Gewerbsconcessionen, 
z.  B.  der  Advokaten,  Apotheker,  Sensalen,  zuweilen  auch  für 
Handelsetablissements,  gewisse  Handwerke  u.  dgl.;  ebenso  die 
Gebühren  für  Ertheilung  von  Erfindungspatenten,  die  in 
unsern  an  mechanischen   und  technischen  Erfindungen  fmchi- 
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baren  Zeiten  zu  einer  ziemlich    bedeutenden  Einnahmequelle 
geworden  sind. 

10.  Endlich  konunen  auch  Polizeisporteln  und  Po- 
lizeibuszen  vor;  jene  wo  im  Interesse  einer  Privatperson 
eine  Thitigkeit  der  Polizei  begehrt  wird,  die  nicht  schon  aus 
Statsgründen  veranlaszt  ist,  z.  B.  bei  Ausstellung  von  Ptosen, 
Ausweisschriften  u.  dgl.,  diese  nach  Analogie  der  gerichtlichen 
Strafen  als  ein  einfaches  hftufig  wirksames  Mittel  polizeilicher 
Zucht 

Wenn  aber  die  Thätigkeit  der  Polizei  schon  durch 
Gründe  der  öffentlichen  und  gemeinen  Wohlfahrt,  wenn  auch 
auf  Anrufen  von  Privaten  geübt  wird,  so  ist  es  nicht  mehr 
gerechtfertigt,  für  dieselbe  Gebühren  zu  fordern,  sondern  na- 
türlicher, dasz  die  (Jesammtheit  die  Kosten  dafür  ganz  auf 
sich  nehme,  es  wftre  denn,  dasz  auch  hier  die  Verschuldung 
eines  Privaten  eine  ausnahmsweise  Belastung  desselben  be- 
gründen sollte.* 


Fünftes  Gapitel. 

D.  Das  Steuerreoht. 

1.  Das  Steuerrecht  des  States  wird  nur  sehr  mangelhaft 
erkannt,  wenn  die  Steuer  nur  als  „Vergütung  für  den  Oenusz 
der  öffentlichen  Anstalten'^'  von  Seite  der  Privaten  betrachtet 
wird.  Es  ist  das  eine  privatrechtliche  Auffassung  des- 
selben, wie  sie  wohl  im  Mittelalter  gang  und  gäbe  war,  aber 
ungenügend  für  das  moderne  Statsrecht.    Dieses  geht  vielmehr 

*  Vgl.  über  dM  gwifie  Capitol   besonder«  Rau,  Finaaiwissensoh.  I, 
Si^  227  ff. 

^  SohBiittheiiiier,  allg.  BUtoreohi,  8.  856. 
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anch  hier  von  dem  State  aus,  und  erkennt  das  Recht  zu  be- 
steuern als  Steuerhoheit  des  States,  und  die  Pflicht  der 
Statsangehdrigen  zu  steuern  als  eine  aus  der  Unterordnung 
jener  unter  die  Gresammtheit  entspringende  Bürgerpflicht. 
Da  die  Existenz  des  Stats  der  äuszerlichen,  also  auch  der 
Vermögensexistenz  der  Privaten  übergeordnet  ist,  so  folgt  da- 
raus das  Hecht  des  Stats,  in  Ähnlicher  Weise,  wie  er  um 
seiner  Sicherheit  willen  die  persönlichen  Kräfte  der  ünter- 
thanen  in  Anspruch  nimmt,  auch  da,  wo  die  Erfüllung 
seiner  öffentlichen  Bestimmung  es  erfordert,  das 
Vermögen  derselben  zur  Hülfe  herbeizuziehen.  Das  Ver- 
mögen der  Privaten  gehört  freilich  diesen  an,  und  keineswegs, 
auch  mittelbar  nicht  dem  State.  Der  Stat  hat  auch  die  Auf- 
gabe, das  Privatvermögen  wie  alles  Privatrecht  zu  schützen, 
nicht  das  Hecht,  dasselbe  beliebig  zu  zerstören  oder  aufzu- 
zehren. Aber  das  Privatrecht  ist  der  Hoheit  des  Statsrechts 
unterworfen,  und  wo  das  Bedürfnisz  des  Ganzen  es  nöthig 
macht,  müssen  auch  die  Einzelnen  dasselbe  befriedigen  helfen, 
weil  sie  und  soweit  sie  dem  Ganzen  untergeordnet  sind.  Die 
privatrechtliche  Vorstellung  des  Mittelalters,  dasz  die  Steuer 
auf  dem  freien  Willen  der  Pflichtigen  beruhe,  ist  somit  in  dem 
vollkommenen  Statsrechte  nicht  mehr  haltbar.  Sie  ist  ver- 
drängt worden  durch  den  Grundsatz  der  öffentlich-rechtlichen 
Steuerpflicht.' 

2.    Schon  aus  der  Begründung   des  Besteuerungsrechtes 
folgt  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Steuerpflicht;' 

'  Eine  Steuer,  welche  erhoben  würde,  um  einielne  Privaten  ea  be- 
reichen],  oder  welche  den  Reichen  auferlegt  würde,  um  das  Geld  unter 
die  Aermeren  zu  vertheilen,  ist  demnach  principwidrig.  Ein  merkwür- 
diges Beispiel   der   letztem  Art   bei  Blumer   Schweiz.  Demokratien  II, 

§.  147. 

3  Deutscher  Reiohsabschied  ▼.  1543,  §.  42:  „und  soU  in  sol- 
cher Anlage  niemand  ausgeschlossen  sein  noch  Terschonet  werden.  Dooh 
sollen  die  Obrigkeiten  —  insonderheit  den  gemeinen  Mann,  so  viel  möfp- 
lich  vor  andern  nicht  beschweren,  sondern  nach  eines  jeden  Yermögen 
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de&n  die  Hoheit  des  Stats  breitet  sich  beherrschend  aus  über 
das  ganze  Volk,  nicht  blosz  Aber  einzelne  Classen  desselben. 
Wenn  im  Mittelalter  die  Ritterschaft  den  Yorzng  der  Steuer- 
freiheit genosz,  so  erklärte  sich  diese  Ausnahme  daraus,  dasz 
die  damaligen  Steuern  vorzugsweise  Eriegssteuem  waren,  und 
auf  dem  Ritterstande  hinwieder  &st  ausscblieszlich  die  per- 
sönliche Eriegspflicht  lastete.  Die  einen  halfen  so  dem  Stat 
mit  ihrem  Out,  die  andern  mit  ihrem  Blut.**  Der  Stat  ist 
aber  jederzeit  berechtigt,  auch  da  wo  einzelne  Classen  Steuer- 
freiheit hergebracht  haben,  die  Rechtsregel  herzustellen,  und 
von  Allen  Steuer  zu  verlangen. 

Es  kann  auch  Niemand  sich  aus  dem  Grunde  der  Steuer 
entziehen,  dasz  er  behauptet  keinen  Theil  zu  haben  an  den 
Genüssen  der  öffentlichen  Anstalten,  noch  Theil  haben  zu 
wollen,  und  auf  den  Statsschatz  verzichtet,  seiner  eigenen 
Kraft  vertrauend,  es  wäre  denn,  dasz  er  das  Statsgebiet  ver- 
lassen und  die  Statsangehörigkeit  völlig  aufgeben  würde. 
Denn  es  gibt  in  dem  Statsgebiete  weder  Personen  noch  Yer- 


Oleiohbeit  haben. ^  Kordamerikanisohe  Verf.  I,  8:  „Der  Congresz 
hat  dai  Recht,  Taxen,  Abgaben,  Auflagen  nnd  Aeoise  aufzulegen;  — 
aber  aUe  Abgaben,  Auflagen  und  die  Accise  mOssea  m  den  geeammten 
Yereinigten  8Uten  gleichförmig  sein.*^  Bajerische  lY,  §.  13:  „Die 
Tbeilnahme  an  den  Siatfllasten  ist  ffir  alle  Einwohner  des  Reichs  allge- 
■ein,  oboe  Ausnahme  irgend  eines  Standes,  und  ohne  Rficksicht  auf 
▼emals  bestandene  besondere  Befreiungen.*^  Holländiseke  §.  172: 
„Keine  PriTÜegien  kOnnen  in  Beiug  auf  Auflagen  rerUehen  werden. ** 
Belgische  §.  112:  ^Kein  Pririlegium  kann  in  Betreif  der  Auflagen 
etngefftbrt  werden.  Eine  Befreiung  oder  Kachlasz  Ton  einer  Auflage 
kann  nur  durch  ein  Geseti  eingefflhrt  werden.**  Preussische  §.  101: 
i^Ia  Betreff  der  Steuern  können  Berorxugungen  nicht  eingeführt  werden.^ 

*  Ueber  die  frflheron  VerhUtnisse  der  Steuerfreiheit  der  deutschen 
Ritterschaft  vgl.  Zacharift  D.  St  R.  IIJ,  8.  144  ff.  Auch  die  Geist- 
Hehkeit  nahm  im  Mittelalter  Steuerfreiheit  fllr  ihreGflter  in  Anspruch, 
■ad  berief  sich  dabei  auf  ein  angebliches  gettliches  Recht.  Die  Auf- 
hebung dieser  PriTilegien  kann  durch  die  Gesetzgebung  rerordnet  wer> 
den,  ohne  Entflchftdigung,  denn  sie  sind  kein  PriTatrecht,  so  wenig  ah 
die  Stenerpflicht  einen  privatreohtlichen  Charakter  hat. 
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mögen,  die  nicht  der  Statsherrschaft  unterworfen  wären,  und 
auf  dieser,  nicht  auf  dem  Ersatz  der  Vortheile  der  Statsord- 
nung,  an  denen  freilich  Alle  auch  Theil  haben,  beruht  die 
Steuerpflicht. 

Von  Rechtes  wegen  ist  einzig  von  der  Steuerpflicht  ans- 
genommen,  insoweit  derselbe  nicht  zugleich  als  Privateigen- 
thflmer  erscheint,  der  Monarch,  weil  er  die  Statsherrschaft 
reprftsentirt.  Dagegen  können  die  Mitglieder  der  Dynastie 
nicht  auch  ein  Becht  der  Steuerfreiheit  behaupten,  da  sie  im* 
merhin  Unterthanen  des  States  sind.  Stiftungen  für  Zwecke 
öffentlicher  Wohlüsthrt  können  darum,  ohne  das  Prindp  m 
verletzen,  von  der  Steuerpflicht  befreit  werden,  weil  ihre  Ein- 
künfte ohnehin  öffentlichen  Zwecken  dienen,  daher  dieBestea- 
erung  zu  Gunsten  der  Statscasse,  die  auch  nur  um  der  öffent- 
lichen Wohlfahrt  willen  besteht,  jene  dem  Wesen  nach  gleich- 
artige Verwendung  beeinträchtigt 

3.  Qleichmäszigkeit  derSteuer  ist  ein  ferneres  Prindp 
des  natürlichen  Statsrechts.  Sie  ist  in  der  That  eine  Forde- 
rung der  statlichen  Gerechtigkeit,  welche  von  Allen  Steuer- 
beiträge fordert,  und  nicht  die  einen  Glassen  vor  den  andern 
willkürlich  begünstigen  noch  drücken  darf. 

Die  wahre  Gleichheit  ist  aber  nicht  eine  quantitaÜTe, 
so  dasz  auf  alle  zu  dem  State  gehörigen  Personen  ein  glei- 
ches Steuerquantum  verlegt,  mithin  alle  Steuer  xur 
Kopfsteuer  würde,  sondern  die  verhältniszmäsiige 
Gleichheit,  welche  unter  verschiedenen  Voraussetzungen  auch 
verschiedene,  jenen  entsprechende  Beiträge  fordert.  Diese 
Verhältniszmäszigkeit  näher  zu  erkennen  und  zu  bestimmen, 
und  nach  ihr  das  Steuersystem  zu  regeln,  ist  freilich  äusserst 
schwierig,  und  wird  sich  immer  nur  annähernd  an  die  realen 
Verhältnisse  ermitteln  und  ordnen  lassen.  Das  Streben  nach 
diesem  Ziele  aber  ist  Aufgabe  und  Pflicht  der  Finans-  und 
Statsmänner.  Man  hat  in  dieser  Beziehung  häufig  in  neuerer 
Zeit  allgemeine  Grundsätze  behauptet,  die  nur  theilweise  wahr 


Fanftes  Capitel.    D.  Das  Steuerreoht.  418 

sind,  und  wie  in  den  übrigen  Zweigen  des  Statsrechts,  so  bat 
aacb  bier  der  moderne  Hang  zur  Abstraction  zu  einseitiger 
Uebertreibung  verleitet,  den  Widerspruch  zwischen  Theorie  und 
Praxis  zu  schroffer  Feindseligkeit  gereizt,  und  mancherlei  uu- 
znlässige  Forderungen  der  Privaten  hervorgerufen.  Es  ver- 
hält sich  damit  ganz  so,  wie  mit  der  politischen  Bechts- 
gleichheit. 

So  ist  es  voraus  za  einem  beliebten  Satze  in  neuerer  Zeit 
geworden,  die  Steuern  mOssen  sftmmtlich  nach  der  in  den 
Vermögensumständen  der  Einzelnen  begrflndeten 
Beitragsffthigkeit  angelegt  werden/  Die  Consequenz  dieses 
Grundsatzes  würde  dahin  fahren,  dasz  alle  Steuern  zur  Ver- 
mögens- oder  Einkommensteuer  werden,  und  gerade  die 
einträglichsten  und  die  am  wenigsten  drückenden  Steuern  auf- 
gegeben werden  müszten.  Kein  moderner  Stat  könnte,  wollte 
er  seine  Bestimmung  erfüllen,  diesen  Grundsatz  ausführen,  und 
doch  wird  er  als  ein  in  der  Gerechtigkeit  begründeter,  somit 
statlich  nothwendiger  verfochten.  Diese  Erscheinung  ist  um 
so  auffallender,  wenn  man  sich  erinnert,  dasz  in  unserer  Zeit 
die  nämliche  Statslehre,  welche  bei  Zuerkennung  der  politi- 
schen Rechte  die  männliche  Bevölkerung  nur  zählt,  und 
jedem  Kopf  gleich  viel  politische  Bechte  zumiszt,  mit  Bezug 
auf  die  Steuerpflicht  auf  einmal  von  solcher  Gleichheit 
nichts  mehr  wissen  will,  sondern  diese  je  nach  der  Grösze  der 
Privateinkünfte  steigert,  somit  Bechte  und  Pflichten  nach 
zwei  entgegengesetzten  Grundsätzen  bestimmt.  Dieser  innere 
Widerspruch  in  dem  Princip  selbst  ist  wohl  eine  hinreichende 
Veranlassung  jenen  Grundsatz  näher  zu  prüfen,  auch  wenn  man 
die  aus  der  Unausführbarkeit  desselben  im  practischen  Leben 
sich  ergebenden  Bedenken  miszachten  wollte. 

Das  freilich  versteht  sich  von  selbst,  dasz  wo  keine 
Steuerfähigkeit  ist,  auch  die  Steuerpflicht  ruhen   musz. 

*  Es  ttt  das  anoh  von  Raa  gestohehen.    FinaniwUe.  I,  S.  846  ff. 
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Wo  Nichts  ist,  kann  Nichts  geholt  werden,  da  hat  nach  dem 
Sprichwort  «auch  der  Kaiser  sein  Recht  yerloren.*  Aber  es 
ist  ein  Irrthum,  aus  der  nothwendigen  Voraussetzung  der 
Steuerf&higkeit  zu  folgern,  dasz  die  Steuerpfiicht  ausschliesz- 
lieh  nach  dem  höhern  oder  geringeren  Masze  der  Steuer- 
ffthigkeit  zu  messen  sei.^ 

Ebenso  ist  es  gewisz,  dasz  die  Steuerpfiicht  immer  auf 
Personen  haftet,  welche  Privatvermögen  haben,  also  auch  Pri- 
vatpersonen sind.  Die  Annahme  daher,  dasz  die  Steuer 
voraus  von  dem  «Societäts vermögen"  erhoben  werde, ^  ist 
eine  Fiotion,  welche,  obwohl  in  ihr  ein  Element  von  Wahrheit 
enthalten  ist,  der  Kritik  der  Jurisprudenz  nicht  Stand  hftlt, 
denn  es  gibt  kein  Gesammtsubject  dieses  Societfttsvermdgens, 
welches  als  steuerpflichtig  bezeichnet  werden  könnte;  vielmehr 
sind  es  bei  allen  Steuerarten  immer  einzelne  Privaten,  welche 
von   denselben  betroffen   werden.    Aber  daraus  folgt  wieder 

*  Bau  a.  a.  0.  II,  8.  352  hat  daher  dem  Qrandaate,  ,dast  die 
Steuern  so  viel  ab  mSglich  nach  dem  YerhUtnisz  des  Etnkonunens  rer- 
theilt  werden  mfisäen,'*  der  nur  eine  relative  Wahrheit  hat,  eine  au  aus- 
gedehnte Geltung  für  das  ganze  Steuersystem  zugeschrieben.  Neverlieb 
hat  Sohftffle  in  einer  Abhandlung  „Mensch  und  Out  in  der  Yolki* 
wirthschaft*^  (Deutsche  Yierteljahresschrift  1862)  die  aoBSchliesEliolte 
Geltung  des  Princips  der  Besteuerung  nach  dem  Reineinkommen  aus 
dem  Grunde  bekftmpft,  dasz  das  Reineinkommen  nur  ein  Maszstab  sei, 
um  die  oapitalisirende  Seite  der  wirthsohaftlioben  Persönlichkeit  ao  be- 
messen, dasz  aber  damit  nicht  die  ganze  wirthschaftUche  PersSnlichkeit 
erkannt  und  betroffen  werde.  Es  komme  auch  jede  andere  Yerwendung 
des  YermSgens  in  Betracht,  insbesondere  neben  der  Yerwendung  zum 
Gewinn  auch  die  zum  Genusz.  Der  Mensch  lebt  nicht,  um  Geld  sa  ge* 
winnen,  sondern  er  macht  Geld,  um  besser  (genuszreioher  im  besäten 
Sinne)  zu  leben.  Der  höchste  und  edelste  Reichthum  ist  nicht  mehr 
auf  neuen  Gewinn  angelegt,  sondern  er  yerwendet  die  Frfichte  seiner 
Capitalien  zum  Genusz  (eigenem  und  fremdem  Mitgenosz).  Mit  der  in> 
tensiven  Cultur  nehmen  die  Profite  ab,  aber  keineswegs  die  Steuerkraft 
der  Nation.  Das  eigentliche  Subject  der  Besteuemog  ist  die  Person 
(nicht  das  Yermögen),  die  Person  in  ihrer  YermÖgenskraft 

'  Stahl,  welcher  auch  in  dieser  Lehre  wesenfliche  Dinge  berichtigt 
hat,  iBt  dieser  Fiction  zu  sehr  zugethan.    Statslehro  II,  S.  420  ff. 
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nicht,  dau  die  Stenerpflicbt  eine  priyatrechüiche  Beschwerde 
DAd  lediglich  nach  den  Privatrerhiltnissen  der  Einzelnen  zn 
ordnen  sei.  Vielmehr  musz  auch  sie,  wie  alles  öffentliche  Recht, 
von  dem  Ganzen,  von  dem  State  aus  bestimmt  werden. 

Als  Hauptverh&ltnisse  kommen  in  Betracht: 

a)  Die  Beziehungen  der  Privatwirthschaft  zur  Na- 
tionalwirthschaft.  Es  ist  des  States  durchaus  würdig, 
voraus  die  Gesundheit  und  das  Wachsthum  der  letztem  im 
Auge  zu  haben.  Kann  er  durch  die  Einrichtung  der  Steuern 
die  Yermögenskrftfte  der  Nation  stärken,  so  wird  eine  solche 
Steuer  einen  doppelten  Zweck  erfüllen,  sie  wird  die  Statscasse 
bereichem  und  zugleich  den  gemeinen  Privatwohlstand  heben. 
Immer  aber  musz  der  Stat  die  Steuer  so  ordnen,  dasz  sie  nicht 
die  Yermögenskrftfte  der  Nation  oder  der  Einzelnen  schädigt 
oder  aufzehrt.  Es  sind  das  Rücksichten,  welche  vorzüglich 
in  dem  Zollsystem  zur  Anwendung  kommen,  und  welche  die 
Zölle  KU  einer  der  statlich  besten  Einnahmsquellen  machen. 

Von  dieser  Betrachtung  aus  werden  denn  auch  die  Re- 
galien, inwiefern  sie  in  neuerer  Zeit  sich  dem  Charakter  der 
Steuern  nähern,  ihre  Begründung  erhalten  und  zu  ordnen  sein, 
denn  es  gibt  allerdings  gewisses  Vermögen,  welches  seiner 
äuszern  Natur  nach  vorzugsweise  zu  der  Gesammtheit  hin  gra- 
vitirt,  daher  in  dem  Steuerwesen  des  Stats  auch  einen  hervor- 
ragenden Platz  einnimmt 

In  all  diesen  Fällen  kann  durchaus  keine  Gleichheit 
weder  in  dem  Sinne  bestimmt  werden,  dasz  Jeder  überhaupt 
gleich  viel  Steuer  entrichte,  denn  die  einen  verkaufen  oder 
consumiren  mehr  zollbare  Gegenstände  als  die  andern,  müss^ 
daher,  sei  es  von  Anfang  an  und  vorschusz weise ,  sei  es  dem 
Erfolge  nach,  mehr  beitragen  als  die  andem,  noch  dasz  jeder 
naeh  Verbältnisz  seiner  Vermögensumstände  gleich 
belastet  werde.  Man  hat  zwar  oft  schon  das  letztere  behauptet 
und  aus  dem  Grunde  diese  Steuerart  zu  vertheidigen  unter* 
nommen,  dasz  mindestens  annähernd  das  Masz  der  Steuer  je 
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nach  dem  gröszeren  oder  geringeren  Vermögen  ateige  oder 
falle.  Das  ist  aber  augenscheinlich  nicht  wahr,  und  zwar 
keineswegs  nur  dann  nicht,  wenn  man  die  zunftchst  Steuer* 
Pflichtige  Glasse  der  Fabricanten  und  Eaufleute,  welche  die 
zollbaren  Waaren  ein-  oder  ausführen,  im  Auge  hat,  sondern 
auch  dann  nicht,  wenn  man  annimmt,  dasz  jene  zwar  direct, 
indirect  aber  zu  grOszerem  Theile  die  Consumenten  davon  be- 
troffen werden.  Der  Verbrauch  Yon  CMonialwaaren  z.  B.  in 
Deutschland  steigert  sich  keineswegs  im  Verhftltnisz  der  Stei- 
gerung des  Vermögens  der  einzelnen  Consumenten. 

Die  Gleicbmäszigkeit  dieser  Steuern  ist  demnach  eine 
wesentlich  objectiye.  Je  mehr  Waaren,  oder  je  schwe- 
rer die  Waaren,  welche  die  Zolllinien  durchschneiden,  desto 
mehr  Zoll  wird  davon  zu  öffentlichen  Zwecken  bezogen.  Dar- 
nach richtet  sich  das  Steuerquantum  und  die  Steuerpflicht  des 
Vertreters  dieser  Waaren  im  einzelnen  Fall.  Der  Steueran- 
satz  aber  wird  voraus  nach  national wirthschaftlichen  Bflck- 
sichten  bestimmt. 

b)  Das  Verh&ltnisz  des  Genusses,  welcher  wieder  nicht 
in  demselben  Masze  wächst  oder  sich  vermindert  wie  das  Ver- 
mögen  der  Einzelnen  steigt  oder  ftUt,  obwohl  allerdings  auch 
eine  gewisse  Wechselbeziehung  der  beiden  Verhältnisse  statt- 
findet. Denn  es  gibt  manche  fieiche,  die  sehr  wenig  genieazen, 
und  viele  Unbemittelte,  die  viel  genieszen;  und  es  gibt,  was 
wichtiger  ist,  eine  Menge  von  Genüssen,  die  ziemlich  gleicb- 
m&szig  ohne  Bücksicht  auf  das  Vermögen  über  die  grosze 
Menge  der  Privaten  verbreitet  sind.  Die  Finanzmftnner  haben 
es  aber  von  jeher  verstanden,  vorzüglich  auf  die  letztere  Gat- 
tung von  Genüssen  zu  achten,  und  sich  um  die  selteneren, 
daher  auch  weniger  einträglichen  Hochgenüsse  je  der  Beidiem 
minder  zu  kümmern.  Dieser  Zug  der  Steuer  zu  der  Massen- 
haftigkeit  des  Genusses,  woraus  die  sogenannten  Verbrauchs- 
oder  Gonsumtionssteuern    entstanden    sind,'*   wäre    eine 

*  Sie  sind  seit  dem  XIY.  Jahrhundert  anier  dem  Nenen:  «aoeiie,** 
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schreiende  Ungerechtigkeit,  wflrde  die  Steuerpflicht  sich  nach 
den  Einkünften  der  Privaten  jederzeit  richten  müssen.  Wenn 
man  dagegen  des  statsrechtlichen  Charakters  der  Steuer  sich 
bewüBzt  geworden  ist,  und  erkannt  hat,  dasz  dieselbe  voraus 
von  dem  Standpunkte  des  Ganzen  aus  zu  ordnen  ist,  so  ver- 
schwindet jener  privatrechtliche  Schein  des  Unrechts  und  es 
erscheint  natürlich,  dasz  der  Stat,  welcher  das  gesammte  Volk 
und  in  ihm  alle  Einzelnen  in  ihren  Genüssen  schützt  und  ihre 
Wohlfahrt  fordert,  berechtigt  sei,  die  Beitragspflicht  derselben 
zu  gutem  Theile  auch  nach  den  Genüssen  zu  regeln,  an  wel- 
chen sie  massenhaft  betheiligt  sind. 

c)  Das  Yerhftltnisz  des  Vermögens  kommt  ebenfalls,  nur 
nicht  ansschlieszlich  in  Betracht,  das  Yermögen  als  ökonomische 
und  sichtbare  d.  h.  ftuszerlich  erkennbare  Erwerbskraft  der 
Einzelnen  gedacht.  Die  Ausmittlung  derselben  ist  freilich 
schwierig.  Wollte  man  die  individuelle  Arbeitskraft  messen 
und  als  Maszstab  benutzen,  so  wäre  das  ebenso  unmöglich  als 
dem  Wesen  des  menschlichen  Rechts,  welches  eine  leibliche 
Ordnung  ist,  widersprechend.  Man  musz  sich  daher  an  die 
wahrnehmbaren  objectiven  Gegensätze  halten. 

Da  wird  denn  vorerst  eine  gewisse  Gleichheit  aller 
erwachsenen  Menschen,  oder  wenigstens  der  männlichen,  ohne- 
hin dem  State  unmittelbarer  verbundenen  Bevölkerung  sichtbar, 
indem  die  Menschen  und  vorzüglich  die  Männer  als  solche 
schon  ein  gemeinsames  Masz  von  natürlicher  Arbeits-,  bezie- 
hungsweise Yermögenskraft  haben.  Es  ist  daher  die  Kopf- 
steuer keineswegs  so  ungerecht,  wie  man  oft  vermeint.  Wenn 
nur  der  Stat  seine  Pflicht  erfüllt,  dasz  jeder  seine  Kräfte  auch 
zum  Erwerb  benutzen  kann,  so  darf  er  wohl  von  Jedermann 
schon  um  deszwillen  eine  gleiche  Beisteuer  verlangen,  ohne 
das  Princip  der  Gerechtigkeit  zu  verletzen.  Bei  der  Ausbil- 
dung der  Zölle  und  Yerbrauchsteuem  in  neuerer  Zeit  aber, 

UflBgeld,  üngeld  o.  8.  f.  aufgekommen.    Tgl.  Unger,  Qesoh.  der  Land- 
sUnde  II,  6.  417. 
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die  ohnehin  die  Masse  treffen,  and  dieselbe  weniger  drfld[eii« 
obwohl  die  Gesammtsnmme  der  Belastung  grOszer  ist,  ala 
die  Kopfsteuer  des  römischen  Kaiserreiches  betragen  hatte, 
ist  mit  Recht  diese  Steuer  in  den  neuem  Staten  aufgegeben 
worden. 

Es  wird  aber  auch  die  Verschiedenheit  des  Vermö- 
gens^ deutlich,  und  auf  dieser  Wahrnehmung  beruhen  nun 
eine  Reihe  von  Steuern,  welche  je  nach  den  verschiedenen 
Arten  und  Abstufungen  des  Privatvermögens  verlegt 
werden.  Von  der  Art  sind  die  Grundsteuer,  die  Capital- 
Steuer,   die  Gewerbsteuer,  Einkommensteuer  u.  8.  f. 

Man  hat  sich  oft  darüber  gestritten,  ob  eine  progres* 
sive.  Vermögens-  oder  Einkonunensteuer,  fQr  deren  Claasen 
nicht  mit  der  Zunahme  des  Vermögens  oder  Einkommens  in 
gleichen  Frocenten  die  Steuer  erhöht  wird,  sondern  in  st&r- 
kern  Proportionen  steigt,  sich  mit  dem  Princip  der  Rechts- 
gleichheit vertrage.  Würde  die  Steuer  lediglich  nach  privat- 
rechtlichen Gründen  dem  Privat  vermögen  als  eine  Last  ob- 
liegen, so  müszte  dieselbe  durchaus  als  widerrechtlich  erscheineUt 
denn  dann  wäre  der  einzig  natürliche  Grundsatz  der:  «Soviel 
Privatvermögen,  so  viel  Steuerprocente.  "^  Wenn  man  aber  von 
dem  Rechte  des  Stats  ausgeht,  das  Vermögen  der  Privaten 
je  nach  der  ihnen  inwohnenden  Erwerbs-  und  Steuerkraft  zu 
messen,  so  läszt  sich  nicht  ebenso  unbedingt  eine  Einrichtung 
verwerfen,  welche  nicht  blosz  zählt,  sondern  auch  wägt,  d.  b. 
insofern  ihr  die  Productions-  und  Tragkraft  in  stärkeren  Ver- 
hältnissen zuzunehmen  scheint,  auch  dieses  Wachsthum  in  An- 
schlag bringt.  Nur  allerdings  liegt  hier  die  Gefahr  des  Misz- 
brauchs  und  willkürlicher  Ueberspannung ,  welche  hinwieder 
andere  und  gröszere  Uebel  nach  sich  ziehen  kann,  z.  B.  Reizung 

*  Zuerst  wurde  eine  Yermogenftsteaer  (Ton  einem  halben  Qnldea 
von  100  Gulden)  im  Jahr  1427  zu  Florenz  eingeffihrt  und  ,,Katastnim^* 
genannt  Vgl.  y.  Lerche nfeld,  das  englische  Einkommeniteuergvsets. 
Manchen  1853. 
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despotischer  Habsucht  oder  communistischer  Gier,  Beuornhi- 
gnng  des  Privateigenthums,  Lähmung  der  groszen  Industrie,  so 
nahe,  dasz  der  Statsmann  nur  mit  groszer  Vorsicht  diesen 
schlflpfrigen  Boden  betreten  wird.  Verwandte  Gefahren  erheben 
sich  übrigens  gegen  das  System  einer  allgemeinen  Vermögens- 
und  Einkommenssteuer  überhaupt. 

Man  pflegt  die  beiden  ersten  Gattungen  der  Steuern  in- 
directe,  die  dritte  directe  Steuern  zu  nennen,  weil  die 
ersteren  nicht  unmittelbar  von  den  Personen  bezogen  werden, 
auf  welche  am  Ende  die  Steuerlast  fällt,  sondern  von  andern 
gleichsam  vorschuszweise,  die  letztern  dagegen  von  dem  State 
den  Einzelnen  unmittelbar  auferlegt  werden,  welche  in  Anspruch 
genommen  werden  sollen.  Das  Botteck'sche  Statsrecht  erklärt 
die  indirecten  Steuern  sämmtlich  für  »ewig  verwerflich",  und 
obwohl  die  Nationalökonomen  denselben  günstiger  sind  und  die 
Finanzmänner  ihrer  nicht  entbehren  können,  so  hat  doch  die 
» privatrechtliche  Statslehre  ^  sich  fortwährend  gegen  das  Princip 
der  indirecten  Steuern  als  ein  ungerechtes  erklärt.  Dadurch 
ist  auch  in  das  Finanzsystem,  auf  welches  jene  Rechtsansich- 
ten  immerhin  vielfach  eingewirkt  haben,  Verwirrung  und  Un- 
sicherheit gekommen.  Erkennt  man  aber  den  statsrechtli- 
chen  Charakter  der  Steuern,  so  erscheinen  die  indirecten 
Steuern  umgekehrt  als  die  natürlichen,  und  die  directen 
dienen  mehr  zur  Ergänzung  jener,  als  dasz  sie  zur  Kegel, 
jene  zur  Ausnahme  würden. 

Es  ist  übrigens  einleuchtend,  dasz  auf  die  wirkliche  An- 
ordnung der  Steuern  wirthschafUiche  Grundsätze  und  Wahr- 
nehmungen noch  gröszem  Einflusz  haben,  als  die  Rechtsgrund- 
sitae.  Letztere  sind  Schranken,  die  von  der  Statswirthschaft 
beachtet  werden  müssen,  diese  selbst  aber  musz  innerhalb 
dieser  Schranken  ihrem  eigenen  Geiste  folgen,  und  das  Zweck- 
mäsiige  auffinden  und  durchführen. 
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Sechstes  Gapitel. 

£.  Der  Statsoredit 

1.  Wenn  die  Einnahmen  des  States  nicht  zureichen,  um 
die  Ausgaben  zu  decken,  und  überwiegende  Grflnde  vorhanden 
sind,  um  die  Steuerkraft  des  Volkes  nicht  höher  oder  nicht 
so  hoch  zu  spannen,  dasz  die  Mindereinnahme  dadurch  gedeckt 
wird,  so  steht  dem  State  noch  das  Recht  zu,  Statsschulden 
zu  contrahiren.  Thut  er  das,  so  ladet  er  den  folgenden  Ge- 
schlechtern eine  um  so  gröszere  Steuerlast  auf,  erleichtert  aber 
die  gegenwärtige  Bevölkerung,  welche  vielleicht  auszer  Stand 
wäre,  sofort  den  ganzen  Ausfall  durch  Steuern  zu  ersetzen. 
DerStat  hat  unzweifelhaft  das  Recht,  seinen  Credit  zu  seiner 
Kettung  oder  zu  seiner  Wohlfahrt  zu  benutzen  und  Darlehen 
aufzunehmen,  wie  der  Privatmann  es  hat.  Seine  Lage  ist 
gunstiger,  als  die  des  Privaten,  da  sein  Credit  keineswegs 
blosz,  wie  gewöhnlich  der  der  Privaten,  durch  das  verwend- 
bare active  Capitalvermögen  bedingt  ist,  sondern  um  der  dem 
State  zustehenden  Steuerhoheit  willen,  welche  wenigstens  die 
fortdauernde  Verzinsung  der  Statsschulden  sichert,  sich  Qber 
das  ganze  Vermögen  der  Nation  ausbreitet  und  in  diesem  seine 
Wurzeln  hat.  Der  Statscredit  beruht  in  Wahrheit  mehr  auf 
der  Macht  des  Stats  und  auf  dem  Vertrauen,  welches  die  öffent- 
liche Meinung  dem  rechtlichen  Charakter  seiner  Leitung  zu- 
wendet, als  auf  irgend  einer  Realsicherheit,  die  er  zu  bestellen 
vermöchte.  Das  Schuldenmachen  ist  dem  State  um  so  mehr 
erleichtert  worden,  je  weniger  Werth  oft  die  Gläubiger  dar- 
auf zu  legen  pflegten,  dasz  der  Stat  selbst  je  das  entlehnte 
Capital  zurückzahle.  Hatten  sie  eine  gesicherte  Rente  —  und 
diese  zu  bezahlen  fiel  dem  State  nicht  sehr  schwer,  da  er 
durch  Steuern  die'  Zinsen  aufbringen  konnte  —  so  hatte  ihre 
Forderung  doch  im  Verkehr  einen  Capital  werth,  der  frei- 
lich den  Schwankungen   des  Credits  ausgesetzt  war,  aber  bei 
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einigermaszen  guter  Finanzwirtiischaft  nur  wenig  unter  die 
ursprüngliche  Darlebenssumme  sank,  unter  günstigen  Yerhülir 
nissen  diese  überstieg. 

Diese  Leichtigkeit,  Schulden  zu  machen,  hat  indessen 
neaere  Staten  verleitet,  den  Statscredit  übermäszig  auszubeuten 
und  Schuldenlasten  aufzuhäufen,'  welche  die  Statswirthschaft 
in  einen  überspannten  Zustand  versetzen,  uud  neuen  Kraftauf- 
wand in  künftiger  Noth  fast  unmöglich  machen.    Die  ordent* 

*  Im  Jttlire  1739  noch  betrug  die  englische  Natiuiiiilschuld  nicht 
völlig  4?  Millionen  Pf.  St.  Im  Jtihre  17(>.')  betrug  sie  &ciion  14 fi  Milli- 
onen,  am  Schlttsz  des  amcrikuniäclien  Krieges  *2lu  Millionen,  im  Jahre 
1617  am  Schlu^z  der  napoleonisohen  Continentalkriege  Hi8,282,247  Pf. 
St.,  im  Jahre  18H1  wieder  80f)|()78.  In  Frankreich  ist  die  Statsschuld 
Ton  :),838,0U2  Fr.  im  Jahre  18«U  auf  i),33 1,012  Fr.  gc:<tiegen.  Lord 
Russell,  engl.  Verf.  C  29  bemerkt  darüber:  „Unstreitig  wird  eine  Na- 
tionalsohuld  eine  Zeit  lang  yon  den  bessten  Wirkungen  sein.  Sie  be- 
fördert den  lebhaften  Geldumlauf.  Sie  bringt  neue  Capital iKten  auf  den 
Markt,  welche  unternehmender  und  ä[>eculutiver  sind  als  die  alten 
Urundbcsitzer;  eie  nöthigt  den  Arbeiter  zu  grö:<zerer  Arbeitsunikoit  und 
veranluszt  zugleich  gesteigerte  Nachfrage  nach  Arbeit.  Wenn  aber  die 
Taxen  eine  gewisse  Höhe  erreicht  haben,  so  sind  die  Wirkungen  so 
ziemlich  ganz  entgegengesetzt.  Die  Preise  werden  den  Cousumenten  so 
ungeheuer  gesteigert,  dasz  jeder  kluge  Mann  seine  ConHumtiou  ein- 
«»ohrlinkt  und  weniger  arbeiten  liiszt.  Der  groszere  Theil  de<  allge- 
meinen Landeaeinkommens  wird  den  Händen  derjenigen  entzogen,  welche 
in  der  Lage  sind,  es  in  Ackerbau  und  Manufacturen  anzulegen,  und 
kommt  dagegen  in  die  Hftnde  der  groszcn  Kaufleute,  deren  Capital  den 
Markt  überschwemmt  und  nur  in  Qe&talt  ron  hypothecirten  Cupitalien 
anf  das  Land  zurOckflieszt.  Auf  diese  Weise  entsteht  frfihzeitig  der 
grSszte  Geldmangel  in  einigen  und  der  grSjzte  Ueberflosz  in  andern 
Gegenden.  So  wirkt  eine  grodze  KationaJschuld  auf  die  Einzelnen.  Sie 
schwAoht  und  er^ichopft  aber  auch  die  HQlfsquellen  des  Stuts.  Die 
Koiitbarkeit  frQherer  Kriege  macht  es  der  Nation  schwer,  Taxen  für  die 
Vertheidiguog  in  der  Gegenwart  aufzubringen.^^  Jedes  MiszTerhftltni:<z 
zwischen  Steuerkraft  der  Nation  und  Statsschuld  rächt  »ich  schwer.  Die 
Republik  Venedig  und  die  alte  Monarchie  von  Frankreich  erlagen 
um  so  eher  den  äuszern  und  innern  politischen  Verwicklungen,  weil  ihr 
Staisschuldenwesen  in  Zerrüttung  gekommen  war;  und  in  unsem  Tagen 
wird  Oesterreich  trotz  aUer  Anutrengungen  nicht  wieder  zu  vollen 
Kr&ften  gelangen,  wenn  es  ihm  nicht  gelingt,  den  ge!>t5rten  finanziellen 
Credit  hersostellen. 
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liehen  Ausgaben  des  Stats  dürfen  bei  gesunder  Finanzwirth- 
sch^ft  niemals  durch  Anleihen  gedeckt,  sondern  mfissen  durch 
ordentliche  Einnahmen,  insbesondere  Steuern  ausgeglichen 
werden.  Aber  die  auszerordentlichen  Ausgaben,  und  vor- 
züglich  die  für  dauernde  Anstalten  dürfen  wohl  auf  eine 
längere  Anzahl  von  Jahren  vertheilt  und  mit  Hülfe  des  Stats- 
credits,  wenn  die  Ueberschüsse  der  ordentlichen  Einnahmen 
und  keine  andern  verfügbaren  auszerordentlichen  Einnahmen 
ausreichen,  durch  Anleihen  gedeckt  werden.  Es  ist  das  zweck- 
mäsziger,  als  eine  Ueberbürdung  der  gegenwärtigen  Generation 
mit  Steuern.  Manche  Verwendungen  der  Art,  wie  z.  B.  für 
Eisenbahnen  sind  nur  eine  Capitalanlage  des  Stats,  welche  der 
Statsschuld  das  Gleichgewicht  hält.  Andere  aber  erzeugen 
kein  werbendes  Statsvermögen,  aber  fördern  doch  die  gesunden 
Bedingungen  des  wirthschafOichen  Gesammtlebens  oder  des 
Mentlichen  Lebens  überhaupt,  wie  z.  B.  auszerordentliche 
Wasserbauten,  Straszenanlagen,  Yerwaltungs-  und  Justizreformen. 
Sogar  die  Kriege  gehören  hieher,  welche  zum  Schutz  des  Stats 
oder  im  Interesse  seiner  Entwicklung  unternommen  werden. 
Es  wäre  unbillig,  wollte  man  mit  solchen  Ausgaben  die  ge- 
genwärtigen Steuerpflichtigen  allein  belasten,  während  doch 
die  Verwendung  zum  Besten  der  folgenden  Geschlechter  ge- 
macht wird.' 

Indem  den  folgenden  Generationen  die  Aufgabe  mit  auf- 
erlegt wird,  geschieht  Niemandem  Unrecht.  Aber  selbst  da 
ist  es  gut,  Masz  zu  halten,  da  der  Blick  in  die  Zukunft  un- 
sicher ist,  und  möglicher  Weise,  was  jetzt  vortheilhaft  scheint, 
später  viel  geringeren,  vielleicht  keinen  Werth  mehr  hat  Wie 
viel  Vermögen  haben  z.  B.  die  Canäle  verschlungen,  die  an- 
fangs ganz  zweckmäszig  angelegt  schienen,  während  ihr  Nutzen 
im  Verfolg  durch  Eisenbahnen  sehr  bedeutend  vermindert  und 
ersetzt  worden  ist. 

^  Tgl.  den  Artikel  „Statsschuld"   Ton  A.  Wagner   in  Bliintaohli*i 
Deutschem  Statsworterbucb. 
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2.  Der  Statscredit  wird  vorerst  benutzt  in  yorzQglich 
statlicher  Form  durch  Emission  von  Stats-Papiergeld, 
d.  h.  von  bloszen  Werthzeichen  in  Papier,  welche  der  Stat  als  ge- 
setzliches Zahlungsmittel  in  Umlauf  bringt.  In  dieser  Gestalt 
kann  es  dem  State  gelingen,  ohne  momentane  Bedrückung  des 
Volkes  und  fast  ohne  Kosten  eine  erhebliche  Summe  Geldes 
flüssig  zumachen,  die  zwar  unzweifelhaft  eine  ebenso  grosze 
Stats schuld  ist,  aber  trotzdem  nicht  verzinset  zu  werden 
braucht.  Solche  Vorzüge  sind  verlockend.  Aber  wenn  nicht 
strenges  Masz  gehalten  und  mit  groszer  Gewissenhaftigkeit 
verfahren  wird,  so  gleitet  der  Credit  des  States  auf  der  schie- 
fen Fliehe  mit  steigender  Schnelligkeit  dem  Abgrund  zu.  Die 
französischen  Assignaten  und  die  Schwindeleien  in  einzelnen 
nordamerikanischen  Staten  sind  eine  bleibende  Warnung, 
sich  vor  diesen  Abwegen  zu  hüten.  Man  kann  dem  State  das 
Recht  dazu  nicht  absprechen,  denn  sowohl  die  Benutzung  seines 
Credits  als  die  Anordnung  der  gemeinen  Geldverhältnisse  ge- 
bührt ihm;  und  auf  diesen  beiden  Momenten  beruht  das  Pa- 
piergeld, das  der  Stat  ausgibt.  Die  Gesetzgebung  thut  aber 
wohl  daran,  die  Ausübung  dieses  Rechtes  so  zu  ordnen  und  so 
scharfer  Gontrole  zu  unterwerfen,  dasz  die  in  der  Natur  des 
Hülfsmittels  liegende  Lockung  nicht  zu  Maszregeln  verleitet, 
welche  die  gehofften  Vorzüge  durch  grOszem  realen  Schaden 
aufzehren.  So  lange  dafür  gesorgt  ist,  dasz  das  Papiergeld 
jederzeit  gegen  den  entsprechenden  Betrag  in  baares  Geld 
umgesetzt  werden  kann,  so  lange  ist  keine  Gefahr.'^  Wenn 
diese  Möglichkeit  stockt,  dann  beginnt  der  Schaden. 

3.  Die  Form  der  gebotenen  Anleihen,  Zwangsan- 
leihen, läszt  sich  als  Regel  in  keiner  Weise,  als  ein  vor- 
übergehendes Nothmittel  nur  ausnahmsweise  durch  wirk- 
liche Noth  rechtfertigen.  Sie  widerspricht  schon  dem  Be- 
griffe des  Darlehens,    welches  auf  freiem   vertragsmäszigem 

'  Vgl.  besonders  A.  Wagner  Art.:  Papiergold  im  D.  8r»i9 Wörter- 
buch. 
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Anvertrauen  einer  Geldsumme  bemht  Der  Stat  ist  zwar  wohl 
berechtigt,  die  Statsbürger  zu  Beisteuern  im  öffentlichen  In- 
teresse anzuhalten,  aber  nicht  dazu,  ihm  Credit  zu  schenken, 
denn  dieser  gehört  dem  individuellen  Geistesleben  an  und  läszt 
sich  überall  nicht  mit  äuszerlichen  Geboten  erzwingen,  üeber- 
dem  ist  eine  Zwangsanleihe  auch  mit  dem  besten  Willen  nicht 
wohl  gerecht  zu  vertheilen,  wenn  nicht  der  freie  Wille  der 
Gemeinden  unterstützend  zu  Hülfe  kommt,  denn  die  Privaten 
können  nicht  je  nach  ihrem  Vermögen  im  gegebenen  Moment 
Gapitalien  in  Geld  aufbringen  oder  entbehren,  und  doch  wird, 
da  es  sich  um  Üapitalanlagen  handelt,  die  Beitragsf&higkeit 
wesentlich  nach  dem  Capitalvermögen  gemessen  werden  müssen. 
Endlich  zerstört  der  Zwang  zum  Credit  den  noch  vorhandenen 
Rest  von  Credit,  dessen  der  Stat  genieszt,  denn  Jedermann 
sieht  in  demselben  ein  Bekenntnisz  des  Stats  selbst,  dasz  er 
keinen  freien  Credit  mehr  habe.* 

Nur  wenn  die  Noth  keinen  andern  Ausweg  mehr  ULszt, 
wie  vorzüglich  in  Kriegszeiten,  so  darf  der  Stat  in  Folge  seiner 
Ausnahmsgewalt  das  Frivatrecht  momentan  so  verletzen,  dasz 
er  vorschreibt,  was  Jeder  an  Vermögen  ihm  zu  leihen  habe, 
aber  auch  nur  dann  in  der  Weise,  dasz  er  sich  verpfliehtet, 
das  Zwangsanlehen  möglichst  bald  entweder  in  ein  freiwilliges 
umzuwandeln  oder  sammt  Zinsen  zurückzuzahlen. 

4.  Die  regelmäszige  Benutzung  des  Statscredits  geschieht 
durch  freiwillige  und  verzinsliche  Anleihen  bei  Pri- 
vaten. Man  hat  in  neuerer  Zeit  zuweilen  auch  diese  Contrar 
hirung  als  einen  Act  der  politischen  Statsgewalt  bezeichnet,* 
und  daher  auch  viele  Statsschulden  dem  Privatrecht  zu  ent- 
ziehen und  für  unklagbar  zu  erklären  versucht.  Allein,  wie 
mir  scheint,  mit  Unrecht.  Der  Credit  freilich,  den  der  Stat 
benutzt,  ist  ein  öffentlicher,  und  wesentlich  auf  das  öffentliche 

*  Ueber   eine  preusxisohe  Zwangsanleihe  in  der  Kriegsnoth  Tgl. 
Steins  Leben  y.  Pertz  II,  8.  55  ff. 

^  So  Schmittbenner,  Statsreoht,  S.  360. 
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Ansehen  und  die  Macht  des  States  basirt,  und  es  ist  ein  Act 
der  Statshoheit,  wenn  der  Stat  im  einzelnen  Fall  zur  Einge-- 
hang  von  Darlehensschulden  sich  %entschlieszt.  Nur  kraft  der 
gesetzlichen  Ermächtigung  wird  die  Statsschuld  contrahirt. 
Aber  das  Darlehen  selbst  ist  nicht  ein  Ausflusz  der  Stat»- 
hoheit,  denn  die  Privaten,  welche  dem  State  ihre  Capitalien 
Torstrecken,  sind  dazu  nicht  verpflichtet,  und  das  Geschäft, 
welches  sie  abschlieszen ,  ist  ein  wesentlich  privatrecht- 
licher Vertrag.  Ein  innerer  Grund,  weszhalb  die  Stateh 
gläubiger  den  Fiscus  nicht  auf  Bezahlung  der  schuldigen 
Zinse  oder  Renten,  und  insofern  die  Bückzahlung  des  Ca- 
pital s  in  dem  Vertrage  versprochen  worden  ist,  auch  dieses 
belangen  dürften,  besteht  nicht.  Es  kann  wohl  bei  Negoci- 
rang  der  Anleihe  alles  auf  die  moralische  Ehrenhaftigkeit  und 
Treue  des  States  an  dem  gegebenen  Wort  abgestellt  und  von 
Seite  der  Gläubiger  auf  ein  Klagerecht  verzichtet  werden; 
aber  das  ist  nicht  schon  in  der  Natur  des  Geschäfts  begründet, 
und  keine  Folge  des  Statsrechtes,  welches  privatrechtliche 
Verpflichtungen  des  Fiscus  wohl  zuläszt  und  anerkennt. 

Dagegen  ist  es  nicht  zu  läugnen,  dasz  auf  die  Ausbildung 
des  Statsschuldenwesens  die  Hoheit  des  Stats  vielfach  Einflusz 
geübt  hat.  Daher  sind  die  Statsschulden  mit  Hypothekar- 
versicherung seltener  geworden,  als  die  blosz  fundirten, 
d.  h.  für  welche,  ohne  eigentliche  Pfandrechte  zu  gewähren, 
der  Stat  durch  Anordnung  einer  Vertrauen  weckenden  Schul- 
dentilgungsanstalt sorgt.  Ebenso  haben  die  Statsschulden 
häufig,  statt  wirkliche  Darlehensschulden  zu  sein,  so  dasz  die 
Gläubiger  ein  Recht  auf  Rückzahlung  der  Darlehenssumme  er- 
langen, den  Charakter  von  fortwährenden  Renten  ange- 
nonunen,  die  der  Stat  wohl  ablösen,  zu  deren  Ablösung  er 
aber  nicht  angehalten  werden  kann.  In  diesem  Falle  gewinnt 
der  Stat  freiere  Hand  für  seine  Finanzoperationen,  und  die 
Gläubiger  können  dennoch  ihr  Recht  auf  die  Rente  als  Capital 
im  Verkehr  benutzen  und  als  solches  veräuszem.    Am  wenig- 
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sten  sind  für  den  Stat  Anleihen  mit  freiem  Eündigungsreoht 
der  Gläubiger  zuträglich,  weil  der  Stat  je  nach  Umständen 
durch  plötzliche  Eflndigung  in  schwere  Verlegenheit  gestflrzt 
werden  könnte,  die  Gefahr  solcher  aber  mit  den  Ereignissen 
steigt,  welche  ohnehin  dem  State  erhöhte  Anstrengungen 
gebieten. 

Von  den  fundirten  Schulden  unterscheiden  sich  die  schwe- 
benden Schulden,  welche  nicht  auf  die  Dauer,  sondern  nur 
in  Folge  der  momentanen  Bedürfnisse  ffir  den  Moment  oon- 
trahirt  werden,  und  daher  als  Regel  ein  freies  Kündigungs- 
recht beider  Theile  voraussetzen.  Dahin  gehören  z.  B.  die 
Schulden  in  Folge  statlicher  Gewerbebetriebe,  die  laufenden 
Rechnungen  des  Statshaushalts ,  Conto -Currentschulden  bei 
Banken,  Schulden  aus  Depositionen  und  Cautionen,  Schatz- 
scheine  u.  dgl.^ 

Eine  Eigenthümlichkeit  dieser  Verträge  des  Stats  ist  es, 
dasz  die  Wuchergesetze  darauf  keine  Anwendung  leiden.  Wenn 
demnach  die  Statsgläubiger  höhere  Zinsen  zugesichert  erhalten, 
als  sie  von  Privatschuldnem  fordern  dürften,  oder  eine  gerin* 
gere  Summe  einzahlen,  als  der ,Nennwerth  der  Obligationen 
beträgt,  so  werden  sie  nicht  etwa  des  Wuchers  schuldig;  denn 
der  Stat  ist  eine  so  grosze  Macht,  dasz  es  ungereimt  wäre^ 
denselben  dem  in  Frivatnoth  gekonunenen  armen  Schuldner  ao 
die  Seite  zu  stellen  und  vor  der  Hartherzigkeit  der  Wucherer 
durch  die  Gesetzgebung  zu  schützen.  Die  wahre  Gefahr  M 
hier  doch  die  entgegengesetzte,  dasz  der  Stat  seine  Macht  im 
Verfolge  zum  Nachtheil  der  Gläubiger  benutzen  werde. 

«  A.  Wagner  Art.  StatssohaldeD. 
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Siebentes  Gapitel. 

II.  Die  Yolkjwirthschaftäpflege. 

A.  Allffeaelne  Aastaltea. 

1.  Die  Statswirthschaft  im  engern  Sinn  hat  es  mit  den 
Öffentlichen  Functionen  des  Stats  zu  thun,  durch  welche  er 
an  der  gemeinsamen  Yolkswirthschaft  einen  unmit- 
telbaren Antheil  nimmt.  Vor  allen  Dingen  gehört  hieher 
die  Sorge  für  das  Geld.  Denn  das  Geld,  obwohl  ein  Gegen- 
stand des  Privatvermögens ,  hat  doch  eine  öffentliche  Bestim- 
mung, indem  es  1)  als  ein  allgemein  anerkanntes 
Tauschmittel,  2)  als  allgemeiner  Werthmesser  und 
3)  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  dient.  Es  stellt  so 
in  seinem  Gepräge  seinen  öffentlichen  Gharacter  dar,  und 
bedarf  demgemäsz  der  Stats-Autorität,  um  seine  natür- 
liche Bestimmung  zu  erfüllen. 

Das  Mflnzrecht  des  Stats,  d.h.  das  Kecht,  Geldmünzen 
prägen  zu  lassen  und  ihnen  einen  bestimmten  Werth  für  den 
Verkehr  beizulegen,  sowie  das  Kecht,  den  Münzen  anderer 
Staten  auf  seinem  Gebiete  ebenfalls  einen  öffentlich  aner- 
kannten Werth  zuzuschreiben  oder  fremde  Münzen  zu  yerru- 
fen  und  von  dem  öffentlichen  Verkehr  auszuschlieszen,  ist  so- 
mit ein  natürliches  Kecht  des  Stats.  Jede  freie  Concurrenz, 
theils  der  Privaten,  theils  fremder  Staten,  würde  Störung  und 
Verwirrung  in  den  öffentlichen  Verkehr  bringen,  und  die  Kechts- 
sicherheit  und  den  Glauben  an  den  öffentlich  bestimmten  Werth 
des  Geldes  erschüttern. 

Auf  die  Art  der  Ausübung  des  Münzrechts  haben  die 
Grundsätze  einer  guten  Wirthschaft  entscheidenden  Einflusz, 
denn  der  Stat  hat  nicht  etwa  ein  formelles  Recht  der  Herr- 
schaft auf  diesem  Gebiete,  sondern  der  Natur  der  Dinge  ge- 
mäss nur  ein  Kecht  der  Wirthschaft,  und  diesz  kann,  nur  nach 
wirthschaftlichen  Grundsätzen  richtig  betrieben  werden.    Der 
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Stat  musz  umsomehr  darauf  achten,  als  der  Verkehr,  für  deesen 
gesunde  Bewegung  er  zu  sorgen  unternimmt,  sogar  im  Innern 
des  Landes  in  manchen  Beziehungen  von  ihm  völlig  unab- 
hängig ist,  und  weil  der  Verkehr  die  Völker  auch  Aber  die 
ganze  Erde  hin  verbindet,  und  daher  jede  falsche  Statsmasz- 
regel  weithin  empfindet,  und  hinwieder  derselben  da,  wohin 
die  Gewalt  des  Stats  nicht  reicht,  entgegen  wirkt.  Die  Mfinze 
ist  nicht  ein  bloszes  Zeichen  des  Werthes,  sondern  ihr  realer 
Werth  musz,  damit  sie  ihre  Bestimmung  erfüllen  könne,  dem 
Nennwerthe,  wenn  auch  nicht  völlig  gleich,  doch  so  nahe 
stehen,  dasz  auch  der  freie  Verkehr  sie  so  hoch  schätzt,  als 
dieser  lautet. 

2.  Das  Papiergeld  vertritt  in  dem  Umsatz  die  Stelle  des 
realen  Geldes  (Metallgeldes).  Die  Wahrheit  desselben  beruht 
folglich  auf  der  leichten  Möglichkeit  des  Umsatzes  in  wirkliches 
Geld.  Zu  den  Wirthscbaftsrechten  des  Stats  gehört  es,  auch 
die  Ausgabe  des  Papiergeldes  zu  ordnen  und  zu  beschränken. 
Die  Gefahr  übermäsziger  Emission  von  Statspapiergeld,  welche 
schwerer  wiegt,  als  der  verhältniszmäszig  geringe  wirkliche 
Vortheil,  den  der  Stat  dabei  gewinnen  kann,  hat  viele  Staten 
bewogen,  sich  derselben  ganz  zu  enthalten,  und  eher  an  Pri- 
vatbanken das  Becht  zur  Herausgabe  von  Banknoten  zu  ver- 
leihen, welche  im  Privatverkehr  dem  eigentlichen  Papiergeld 
ähnlich  benutzt  werden.  Diese  Herstellung  von  Quasipapier- 
geld kommt  den  Privaten  keineswegs  aus  privatrechtlichen 
Gründen  zu,  sondern  ist  immer  eine  von  dem  State  abgeleitete, 
dem  die  Sorge  für  das  Geld  überhaupt  obliegt.^  Sie  ist  daher 
auch  der  Gontrole  des  Stats  unterworfen,  und  hat  die  von  dem 


*  üeber  ein  Gesetz  des  States  New-York  in  Kordamerika  Tom 
18.  April  1838,*  durch  welches  den  PriTatpersonen  anter  gewissen  Tor- 
sichtsmaszregeln  frei  gegeben  wird,  Papiergeld  auszugeben,  TgL  Za- 
chariä  in  HittermaiersZeitscbr.  für  Rechts  Wissenschaft  des  Ausl.  XII, 
8.  361.  Wagner  im  D.  Statswörterbuch ,  Artikel  „Papiergeld,^^  Ter- 
theidigt  ebenso  die  freie  Emission  ron  Werthpapieren. 
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State  im  Interesse  der  Sicherheit  des  öffentUchen  Credits  gezo- 
genen Schranken  zu  beachten.  Es  dient  weder  zum  Nutzen 
des  Stats,  wenn  er  selbst  Bankgeschäfte  macht,  noch  ist  diese 
immerhin  auf  Gewinn  gerichtete  Thätigkeit  seiner  würdig. 
Die  Specuhition  als  solche  ist  Sache  der  Privaten,  und  nur 
Ton  diesen  mit  Geschick  und  Umsicht  zu  üben.  Daher  ist  es 
dem  Institute  der  Bank  gemäsz,  dasz  dieselbe  eine  Privat- 
anstalt und  als  solche  denn  auch  von  dem  State  in  allen 
reinen  Vermögensoperationen  unabhängig  sei.  Aber  soweit  sie 
zugleich  den  öffentlichen  Glauben  in  Anspruch  nimmt  und  auf 
die  gemeinen  Verkehrs-  und  Geldverhältnisse  eine  mächtige 
Wirkung  äuszert,  steht  sie  unter  der  Aufsicht  des  Stats, 
dessen  Ermächtigung  sie  zu  ihrer  Existenz  nöthig  hat.*  Ob 
der  Stat  nur  Eine  Nationalbank,  aber  mit  Zweiganstalten  fflr 
die  Provinzen  und  Nebenstädte  gestatten,  oder  ob  er  mehrere 
selbständige  Banken  nebeneinander  erlauben  wolle,  ist  nicht 
eine  Frage  des  Bechts,  sondern  der  Zweckmäszigkeit.  Der 
W^ettstreit  mehrerer  Banken  kann  möglicher  Weise  Verwirrung, 
Unsicherheit  und  Schwindelei  hervorrufen,  die  Ausschlieszlich- 
keit  aber  Einer  privilegirten  Bank  zu  selbstsflchtiger  Ausbeu- 
tung der  Verkehrsbedürfnisse  und  zu  einem  schädlichen  Druck 
der  Geldoligarchie  und  zur  Vemachläszigung  von  mancherlei 
Interessen  führen. 

3.  Statliches  Wirthschaftsrecht  und  statliohe  Pflicht  ist 
femer  die  Sorge  für  die  öffentlichen  Straszen  in  ihren 
verschiedenen  Arten  und  Stufen.  Die  Straszen  dienen  durch- 
aus dem  öffentlichen  Leben  des  Volkes,  und  sind  daher  öffent- 
liche Sachen  im  eminenten  Sinne  des  Wortes.    Fflr  Herstel^ 


'  Vgl.  Ran,  politiüche  Oekonomie  U,  §.  263  ff.  und  den  Abrisi 
der  Qeaohielite  der  Banken  ebenda  I,  $.  310  ff.  Die  Bank  ron  Eng- 
land warde  1694,  die  Österreich  ho  he  18iC  gestiflet.  (Vorher  hatte 
aber  die  Wiener  Stadtbank  Reit  17r»2  bestanden.)  Die  La  wasche 
Sohwindelbank  in  Frankreich  wurde  1716  gegründet,  die  jetiige 
franiösische  IQiM),    Wolowski:  La question des Banques.  Paris  1864. 
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long  und  guten  Unterhalt  der  Straszen  zu  sorgen  ist  daher 
eine  naheliegende  Aufgabe  des  Stats,  welcher  den  centralen 
üeberblick  Aber  die  Bedürfnisse  des  allgemeinen  Verkehrs 
und  der  sftmmtlichen  Landesgegenden  hat,  und  dessen  Wirth- 
Schaft  die  gemeinsamen  Interessen  nationaler  Wohlfahrt  am- 
faszt. 

Es  lassen  sich,  wenn  man  von  bloszeu  Privatwegen  ab- 
sieht, folgende  öffentliche  Straszen  zu  Lande  unter- 
scheiden, an  welche  sich  eben  so  verschiedene  Brücken  als 

9 

Uebergang  über  Gewässer  oder  Schluchten  anreihen: 

a)  die  Vicinalwege,  Nachbarwege,  welche  den  Ver- 
kehr innerhalb  einer  Qemeinde  vermitteln,  wozu  denn  auch 
viele  städtische  Gassen  zu  zählen  sind; 

b)  die  Communalwege,  welche  die  Verbindung  von 
ganzen  Gemeinden  oder  gröszern  Ortschaften  herstellen; 

c)  die  Landstraszen,  auchDepartementalstraszen, 
welche  zur  Verbindung  von  ganzen  Landesgegenden  und  Be- 
zirken dienen; 

d)  die  Hauptstraszen,  Statsstraszen,  welche  für 
das  ganze  Land  von  Wichtigkeit  sind;  endlich 

e)  die  Weltstraszen,  deren  wesentliche  Bedeutung 
über  das  eigentliche,  vielleicht  kleine  und  nur  an  einem  unter- 
geordneten Landestheile  von  demselben  durchzogene  Land 
hinausreichen. 

Je  niedriger  die  Stufe  ist,  zu  welcher  die  Strasze  gehört 
und  je  näher  sie  dem  besonderen  Interesse  der  benachbarten 
Grundbesitzer  und  Einwohner  eines  Ortes  liegt,  desto  natur- 
licher ist  es,  dasz  diese  und  die  betreffenden  Gemeinden  mit 
Bezug  auf  Anlage  und  ünterhaltungspfiicht  mitbe- 
theiligt  werden.  Aber  ganz  darf  der  Stat  die  Aufsicht  da- 
rüber nicht  aufgeben,  denn  auch  diese  Straszen  haben  eine 
gemeine  öffentliche  Bedeutung.  Er  kann  sich  auf  die  Ober- 
aufsicht beschränken  und  den  Gemeinden  die  nähere  Sorge 
überlassen;  aber  er  wird  wohl  thun,  zu  bestimmen  und  da- 
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rüber  zu  wachen,  dasz  diese  Sorge  in  dem  Geiste  der  öffent- 

« 

liehen  Wohlfahrt  wirklich  gefibt  und  nicht  der  Nachläszigkeit 
nnd  der  Arbeits-  und  Kostenscheu  einzelner  Privaten  freier 
Spielraum  verstattet  werde. 

Je  höher  die  Stufe  der  Strasze  und  je  allgemeiner  ihre 
Benutzungsweise  ist,  desto  ausschlieszlicher  liegt  die  Pflicht 
der  Anhige  dem  State  ob.  Weltstraszen,  bei  welchen  das 
Interesse  verschiedener  Staten  oft  mehr  als  das  des  durchzo- 
genen States  betheiligt  ist,  können  gar  wohl  auch  in  einer 
durch  völkerrechtliche  Verträge  regulirten  Weise  zum  Theil 
auf  Kosten  jener  gebaut  werden. 

Nach  ähnlichen  Verhältnissen  ist  auch  die  (Kompetenz  zu 
ordnen,  nach  welcher  Ober  das  Bedürfnisz  einer  Strasze  und 
die  Richtung  derselben  entschieden  wird.  Vicinalwege  gehören 
mehr  dem  öffentlichen  Gemeindeleben  als  dem  Volksleben  an; 
die  Bestimmung  solcher  kann  daher  wohl  der  Gemeinde  zu- 
nächst anvertraut  werden.  Ueber  den  Bau  der  allgemeinen 
Straszen  wird  die  Statsregierung  in  ihren  niederen  oder  höhe- 
ren Organen  je  nach  der  Bedeutung  jener  und  der  Abstufung 
dieser  das  Nöthige  anordnen.  Sorgfältige  Prüfung  aller  Ver- 
hältnisse, voraus  der  Bedürfnisse  der  zunächst  und  der  ent- 
fernter wohnenden  Bevölkerung  und  ihres  Verkehrs,  sowie  der 
wahrscheinlichen  Folgen  der  neuen  Strasze  in  Nutzen  und 
Schaden,  dann  aber  erst  in  zweiter  Linie  auch  der  technischen 
Vorzüge  und  Schwierigkeiten  der  verschiedenen  Pläne  ist  Pflicht 
der  Statsbehörden ,  welche  diese  Seite  der  öffentlichen  Wohl- 
fahrt verwalten.  Insefem  ist  es  gut,  auch  der  betheiligten 
Bevölkerung  selbst  Gelegenheit  zu  verschaffen,  dasz  sie  ihre 
Wünsche  und  ihre  Meinungen  äuszere.  Die  Interessen  dersel- 
ben schärfen  ihren  Blick  und  die  Oeffentlichkeit  der  Verhand- 
lung ist  eine  vortreffliche  Controle  auch  der  Ingenieure.  Aber 
es  wäre  durchaus  verkehrt,  diese  in  Form  eines  eigentlichen 
Prooeszverfahrens  der  verschiedenen  Gemeinden  oder  Parteien 
zu  gestatten.    Es  soll  nicht  ein  Bechtsstreit  zwischen  Parteien 
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entschieden,  sondern  das  Zweckmäszige  von  dem  freien,  alle 
Verhältnisse  flberschfinenden  und  zunächst  im  Öffentlichen  In- 
teresse würdigenden  Standpunkte  des  Stats  aus  gefunden  und 
bestimmt  werden.  Zu  diesem  Zwecke  ist  es  dem  State  dien- 
lich, zu  er&hren,  was  für  besondere  Ansichten,  Wünsche,  Be- 
fürchtungen, Hoffnungen  auftauchen.  Hat  er  das  Temommen 
—  und  dazu  bedarf  es  keiner  proceszualischen  Erörterungen, 
die  leicht  umgekehrt  die  Leidenschaften  steigern,  den  Blick 
trüben  und  die  einfache  Sachlage  verwirren  würden  —  so 
hat  er  mancherlei  Anhaltspunkte  gewonnen,  um  desto  sicherer 
das  unter  den  vorliegenden  Umständen  Beste  erkennen  und 
bestimmen  zu  können. 

4.  Die  Aufsicht  über  und  die  Sorge  für  das  Eisen- 
bahnwesen finden  hier  ebenfalls  ihren  Platz,  auch  wenn  der 
Begriff  der  Regalität  nicht  betont  oder  nicht  anerkannt  wird. 
Die  Anlage  und  die  Verwaltung  auch  von  Privateisenbahnen, 
welche  dem  gemeinen  Verkehr  dienen  und  nicht  etwa  nur  für 
ein  Privatetablissement,  z.  B.  ein  Bergwerk,  bestimmt  sind, 
müssen  daher  von  dem  State  aus  statswirthschaftlichen ,  nicht 
blosz  aus  polizeilichen  Gründen  geordnet  und  beaufsichtigt 
werden.  Der  Stat  kann  den  Privatgesellschaften  die  Herstel- 
lung von  Eisenbahnen  überlassen,  aber  er  darf  nie  fOr  immer 
auf  das  Recht  verzichten,  diese  wichtigsten  Mittel  des  öffent- 
lichen Verkehrs  an  sich  zu  ziehen  und  selber  für  die  Inte- 
ressen des  Publikums  zu  sorgen,  denn  die  Eisenbahnen  bilden 
immerhin,  ihrer  Natur  nach,  einen  wesentlichen  Bestandtheil 
der  öffentlichen  Wirthschaft. 

5.  Eben  dahin  gehört  die  volkswirthschaftliche  Sorge  für 
die  Wasserstraszen  in  ihren  mancherlei  Formen,  für  die 
freie  und  sichere  Schifffahrt  auf  dem  Meere  und  den  Seen, 
und  bequeme  Landungsplätze  für  Schiffe  und  Waaren  — 
durch  eigene  Anstalten  und  mit  Beihülfe  von  Privatanstalten 
sorgt  so  der  Stat  für  Leuchtthürme ,  Bheden,  Häfen,  Werfte, 
Krahnen,  Magazine  u.  s.  f.  —  auf  den  Strömen  und  Flüs- 
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Ben  —  Schiffbannachung  derselben,  Eröffnung  von  Leinpfaden 
—  auf  angelegten  Ganälen,  den  Waszerkunststraszen  — 
üntemehmen  der  Art  können  wie  die  Eisenbahnen  wobl  anch 
AcUengesellschaften  überlassen  werden.  Das  Aufsichtsrecbt 
des  Stats  darüber  aber  versteht  sich  wie  dort  von  selbst  und 
wieder  nicht  ans  blosz  polizeilichen,  sondern  anch  aus  Yolks- 
wirthschaftlichen  BQcksichten. 

6.  Auch  die  Posten  sind  ein  öffentliches  Yerkehrsin- 
stitat  und  gehören  wieder,  abgesehen  von  dem  finanziellen 
Werth  derselben,  in  den  Bereich  der  eigentlichen  Statswirth- 
scbaft.    Ebenso  das  Telegraphenwesen. 

7.  Femer  die  Sorge  fQr  die  Masze  und  Gewichte, 
welche  dem  gemeinen  Verkehr  als  beglaubigter  Messer  der 
körperlichen  Ausdehnung  und  Schwere  der  Waaren  dienen. 
Die  nähere  Bestimmung  der  Urmasze  und  die  Stempelung, 
Eichung  der  in  dem  Verkehr  gebrauchten  Masze  und  die  Auf- 
sicht darüber,  dasz  keine  falschen  Masze  gebraucht  werden, 
wurde  yon  jeher  mit  Becht  als  Sache  des  States  angesehen 
der  allein  die  öffentliche  Autorität  hat  und  yerleihen  kann. 

8.  Eine  der  wichtigsten  Partien  der  eigentlichen  Volks- 
wirthschaft  ist  das  Zollsystem  des  Stats.  Durch  dasselbe 
übernimmt  es  der  Stat  gewöhnlich  zwei  verschiedene  Zwecke 
mit  einander  zu  verbinden,  nämlich  einerseits  eine  reich  flies- 
zende  Quelle  von  Einnahmen  für  die  Statscasse  zu  eröflfhen 
und  zu  nutzen,  und  andererseits  die  allgemeinen  volkswirth- 
schaftlichen  Interessen  zu  fördern.  Die  erstere  Seite  bringt 
das  ZoUwesen  in  Zusammenhang  mit  dem  Steuersystem  des 
State,  die  zweite  macht  dasselbe  von  volkswirthschafUichen 
Qmndsätzen  abhängig.  In  der  That  übt  auch  keine  öffent- 
liche Wirthschaftsanstalt  des  States  einen  gröszem  Einflusz 
aus  auf  die  Privatwirthschaft,  auf  die  Lebensgenüsse,  auf  das 
Gesammtbewusztsein  und  die  Vermögenskrafk  der  Nation  als 
die  Zollanstalten. 

Die  Zölle  waren  ursprünglich  nur  eine  financielle  Abgabe. 

aUBlsehli,  «llfM^teM  BtalarooM.  28 
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Sie  wurden  Yon  den  in  den  Handelsverkehr  gebrachten  Waaren 
bald  da  bald  dort,  an  Seehäfen,  Flnszfiberg&ngen,  auf  bestimm- 
ten Straszen,  an  Landungch  und  Marktplätzen,  bei  den  Thoren 
der  Städte  erhoben.  Sie  waren  so  eine  Last,  welche  den  in- 
nem  Verkehr  vielfältig  hemmte  und  drückte.  Sie  hatten  nur 
einen  financiellen  Werth  und  waren  nur  ein  volkswirthschaft- 
liebes  Uebel.  Es  war  daher  ein  groszer  Fortschritt,  als  auch 
*die  zweite  wirthschafUiche  Seite  der  Zölle  erkannt  und  die 
reinen  Finanzzölle  zugleich  als  volkswirthschaft- 
liche  (Schutz-)  Zölle  aufgefaszt  wurden.  Im  Zusammenhange 
damit  wurden  seit  dem  Ende  des  XYIIten  Jahrhunderts  die 
Zölle  nach  und  nach  aus  dem  Innern  an  die  Grenze  verlegt 
und  die  Qrenzzölle  eingeführt.  Zuerst  aber  ist  durch  das 
preuszische  Zollgesetz  von  1818  die  ganze  hergebrachte  Wirr- 
nisz  der  Binnenzölle  aufgeräumt  und  durch  ein  ausgebildetes 
System  von  OrenzzöUen  ersetzt  worden.  Durch  diese  wirth- 
schaftliche  Verbesserung  wurde  der  Verkehr  innerhalb  des 
Landes  von  seinen  Banden  befreit,  gestärkt  und  belebt,  und 
zugleich  das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  des  Volkes 
mit  dem  Genüsse  der  tausendfältigen  neuen  Beziehungen 
gehoben. 

Es  war  aber  ein  weiterer  Fortschritt,  als  nun  bei  der 
neuen  Auflage  und  dem  Ansätze  der  Grenzzölle  die  national- 
wirthschaftlichen  Interessen  mit  in  Betracht  gezogen  und  nicht 
mehr  ausschlieszlich  nach  financiellen  Rucksichten  verfahren 
wurde.  Die  ökonomischen  Beziehungen  eines  Stats  zum  Aus- 
land und  des  eigenen  Volkes  zu  fremden  Völkern,  und  die 
nützlichen  oder  schädlichen  Wirkungen,  welche  die  einzelnen 
Zölle  für  die  Productionskraft  oder  die  Genüsse  der  Nation 
wahrscheinlich  ausüben  würden,  gelangten  so  zu  einer  umfas- 
senden Würdigung,  die  sicher  nicht  nach  allgemeinen  und  ab- 
stracten  Sätzen  ein-  für  allemal  geregelt  werden  kann,  son- 
dern nur  dem  möglich  ist,  welcher  den  Bewegungen  des  na- 
tionalen und  des  Weltlebens  zu  folgen  und  die  practischen 
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hftufig  wechsebden  Bedflrfhisse  des  Verkehrs  sowohl  als  der 
Arbeit  zu  erkennen  versteht.  Auf  keinem  Felde  der  Stats- 
regiemng  hat  man  mehr  mit  den  Waffen  doctrinärer  Grund- 
sätze gestritten  und  auf  keinem  lassen  sich  weniger  feste 
Begeln  anwenden.  Auf  keinem  ist  es  nöthiger^  die  Mannichfal- 
tigkeit  der  wechselnden  Verhältnisse  zu  beachten,  und  von  Zeit 
zu  Zeit  verschiedene  häufig  gerade  entgegengesetzte  Wege 
einzuschlagen. 

Die  Verbindung  der  financiellen  mit  der  national- 
wirthschaft liehen  Rücksicht  ist  wohl  ein  bleibender  Ge- 
winn der  neuen  Entwicklung  des  Zollsystems.  Es  sollen  daher 
keine  Finanzzölle  auferlegt  werden,  welche  nicht  mindestens 
die  negative  Bücksicht  der  State  wirthschaft,  gemeinen  Scha- 
den von  der  Nation  abzuwenden  beachten,  also  nicht  auf  un- 
entbehrliche Gegenstände  in  einem  Masze,  welches  entweder 
den  Volksmassen  die  Anschaffung  derselben  zu  sehr  erschweren 
oder  der  einheimischen  Industrie  die  Möglichkeit  einer  Be- 
nutzung derselben  entziehen  wurde.  Dienen  dieselben  über- 
dem  dazu,  die  Arbeits-  und  Erwerbskraft  der  Nation  in  ge- 
sunder Weise  nicht  nach  Art  der  Treibhäuser  in  künstlichem 
Wachsthume,  das  die  freie  Luft  nicht  erträgt,  zu  unterstützen 
und  so  zugleich  positiv  zu  wirken,  so  ist  das  ein  augen- 
fälliger Vorzug  solcher  Zölle.  Beine  Schutzzölle,  die  nicht 
zugleich  finanziell  gerechtfertigt  sind,  rechtfertigen  sich  nur 
ganz  ausnahmsweise,   insbesondere   wenn   ein    überwiegendes 

Bedfirfnisz  vorhanden  ist,  die  Arbeitskraft  der  Nation  zu  er- 
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halten  und  naturgemäsz  zu  stärken,  oder  feindlichen  und  schäd- 
lichen Maszregeln  fremder  Staten  entgegen  zu  wirken,  die 
Prohibitivzölle  nur  äuszerst  selten  in  einzeben Ausnahms- 
fällen, als  System  nie. 

Der  Statsmann  musz  auch  in  diesen  Dingen  jederzeit  von 
dem  Ganzen  ausgehen,  nicht  von  den  Privatinteressen  der  Ein- 
zelnen, und  den  nationalen  Standpunkt  festhalten,  ohne  sich 
durch  die  besondern  Verlangen  einzelner  Classen  einengen  und 
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beherrschen  zu  lassen.  Wohl  weira  er,  dasz  wenn  einzelne 
Berufsstände  ihre  Kraft  nicht  entwickeln  können  und  verküm- 
mern, oder  durch  die  fremde  Goncurrenz  erdrückt  zu  werden 
in  Gefahr  sind,  dieser  Schaden  hinwieder  den  ganzen  National- 
körper trifit.  Wenn  die  Arme  erlahmen,  so  leidet  der  ganze 
Leib,  und  wären  die  Yerdauungswerkzeuge  noch  so  gut  und 
der  Eopf  von  Schwäche  frei.  Aber  er  wird  nicht  die  einzel- 
nen Glieder  so  verhätscheln,  dasz  sie  nur  einen  künstlichen 
Schein  von  Gesundheit,  aber  keine  wahre  Kraft  haben,  noch 
vor  andern  so  bevorzugen,  dasz  die  Harmonie  des  Körpers 
gestört  und  so  dem  Leibe  eine  neue  Krankheit  verursacht  wird. 
Er  beachtet  die  Wünsche  der  groszen  Kaufleute, 
welche  am  liebsten  keine  Zölle  sehen  und  jedenfalls  möglichst 
geringe,  daher  keine  Schutzzölle  wollen;  denn  der  Groszhandel 
vermittelt  seiner  Natur  den  Weltverkehr  und  gedeiht  daher 
am  besten  in  der  reinen  Luft  voller  Handelsfreiheit;  der  Grosz- 
handel ist  kosmopolitisch,  nicht  national.  Er  hört  auf  die 
Kleinhändler,  deren  Existenz  durch  die  Localbedflrfnisse 
begrenzt  ist  nnd  daher  leicht  durch  plötzliche  üeberschwem- 
mung  des  Marktes  erschüttert  wird,  und  die  daher  eher  gegen- 
über gewissen  Operationen  eines  liederlichen  und  täuschenden 
Liquidations-  und  Ausverkaufs  Fremder  des  nationalen  Schutzes 
bedürfen.  Er  berücksichtigt  die  groszen  Interessen  der  Fa- 
briken, die  mehr  für  den  Handel,  und  der  Handwerke, 
die  mehr  für  die  nahe  liegenden  Ortsbedürfnisse  arbeiten,  und 
der  zahlreichen  Bevölkerungen,  die  in  diesem  Berufe  ihren 
Lebensunterhalt  finden  und  durch  ihre  Arbeit  den  Qesammt- 
wohlstand  erhöhen  und  veredeln.  Er  erwägt,  dasz  dieselben 
unter  mancherlei  Voraussetzungen  eines  gewissen,  wenigstens 
eines  vorübergehenden  Schutzes  bedürfen.  Er  vernimmt  auch 
die  meist  stilleren  Wünsche  der  ackerbautreibenden  Bevöl- 
kerung, die  durch  die  Zölle  fast  nur  in  financieller  Hinsicht 
erleichtert  wird,  aber  ein  groszes  Interesse  hat,  möglichst 
wohlfeil  zu  kaufen,  was  sie  zu  ihrem  einfachen  Leben  bedarf. 
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Er  erinnert  sich  auch  der  zahlreichen  Glassen,  welche  in  Tor- 
zdglichem  Sinne  Gonsnmenten  sind,  wie  dieCapitalisten, 
nnd  die  einen  wissenschaftlichen  Beruf  betreiben,  und 
ganz  vorzüglich  davon,  dasz  die  groszen  Volksclassen  nur 
in  wenigen  Dingen  Producenten,  in  allen  übrigen  wieder  Gon- 
snmenten sind  und  daher  die  Steuer  regelmäszig  nur  als  eine 
Last  empfinden.  In  gleichzeitiger  Erwägung  all  der  sich 
theilweise  widerstrebenden  Interessen  und  der  richtigen  Wür- 
digung derselben  im  Sinne  der  Harmonie  und  Gesundheit 
des  ganzen  Nationalkörpers  liegt  die  schwere  Kunst  einer 
practischen  Statswirthschaft. 


Achtes  GapiteL 

B.  Botondere  AnaUlCaB. 

Die  Statswirthschaft  darf  sich  nicht  darauf  beschränken, 
allgemeine  Anstalten  zu  gründen  und  Einrichtungen  zu  treffen, 
welche  unmittelbar  der  ganzen  Nation  und  dem  gemeinen  öf- 
fentlichen Verkehre  dienen.  Sie  hat  auch  die  Pflicht,  theils 
besonderen  Zwecken,  welche  in  einzelnen  Fällen  ihre  Hülfe 
erfordern,  theils  bestimmten  Berufs-  und  Lebensverhältnissen 
ihre  wirth schaftliche  Sorge  zuzuwenden.    Dahin  gehören: 

1.  Die  wirthschaftlichen  Vorkehrungen,  um  der 
Theurungsnoth  entgegenzuwirken,  und  der  Arbeitsnoth 
einzelner  Volksclassen  zu  begegnen.  Wir  können  das  ünter- 
stfltzungspflege  heiszen,  welche  von  der  eigentlichen  Ar- 
menpflege wohl  und  in  derselben  Weise  zu  unterscheiden 
ist,  wie  die  Unterstützungspolizei  von  der  Armenpolizei.* 
Wirthschaftliche  Maszregeln  gegen  die  Theurungsnoth  sind 
z.  B.   die  Anlegung  von  Getreidemagazinen  des  States'  und 

*  Vgl.  oben  Baoh  TU,  Gftp.  9,  8.  195  ff. 

'  Friedrieh  der  Orosie:  Essai  rar  les  form,  da  gonreni.:  „Toni 
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die  ErmnnteraDg  der  Gemeinden  zu  ähnlicher  Sammlung  yon 
Yorräthen,  in  dem  älteren  State  mit  Naturalwirthschaft  noth- 
wendig,  in  dem  neueren  State  mit  Oeldwirthschaft  nnd  rei- 
cheren Verkehrsmitteln  nicht  mehr  zu  empfehlen,  Begünsti- 
gung des  Getreidehandels  und  Transports  von  Lebensmitteln, 
Im  Nothfalle  auch  Statsankäufe.  Ebenso  läszt  sich  öfter  plötz- 
licher Arbeitsnoth  von  Seite  der  Statswirthschaft  begegnen 
durch  Unternehmungen  oder  Ausdehnung  öffentlicher  Werke, 
welche  grosze  Massen  von  Arbeitern  beschäftigen  und  indem 
sie  denselben  Brod  verschaffen,  und  dem  in's  Stocken  gera- 
thenen  Strome  der  nationalen  Arbeitskraft  Abzugskanäle  er- 
öffnen, zugleich  dazu  dienen,  auch  den  Werth  der  zurückblei- 
benden Arbeitskraft  zu  vermehren.  Aber  es  ist  ungereimt, 
wenn  der  Stat  die  Arbeiter  nur  zum  Scheine  und  mit  kindi- 
schen Dingen  beschäftigt,  und  ein  Verderben  aller  Stats-  und 
Privatwirthschaft  zugleich,  wenn  er  hier  die  Ausnahme  zur 
Begel  machen  und  durch  ständige  Nationalwerkstätten 
die  Frivatindustrie  zur  Statssache  machen  will.^ 

2.  Einen  ähnlichen  Charakter  haben  die  statswirthschaft- 
lichen  Assecuranzanstalten,  durch  welche  die  Gesammtheit 
einen  Schaden,  der  zunächst  den  Einzelnen  trifft  und  über- 
mäszig  drückt,  mittragen  hilft  und  durch  Vertheilung  ver- 
mindert. Von  der  Art  sind  die  Brandversicherungen 
für  Gebäude  oder  auch  der  fahrenden  Habe  und  die  Hagel- 
versicherungen für  den  Landbau. 

3.  Wie  der  Stat  durch  seine  Cultuseinrichtungen  seine 
Sorge  auch  über  die  wissenschaftliche  und  künstlerische  Thä- 
tigkeit  der  Individuen  erstreckt,   so  übt  er  auch   durch  seine 

souTernin  attach^  au  bien  public  est  obUg6  de  se  pour^oir  de  magaains 
abandonnement  foarnis  pour  8upl6er  IL  la  mauTaise  r6coUe  et  pour  pr£- 
Tenir  la  famine." 

')  Das  erregte  Jahr  1848  hat  in  Paris,  Wien  und  Berlin  derlei  rer- 
kehrte  Yersuche  zu  Tage  gefördert  und  zugleich  die  Thorheit  der- 
selben durch  die  groszen  Schäden  und  Üebel  in  deren  Gefolge  praciiaoh 
erwiesen. 
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wirthschaftlichen  Anstalten  eine  Pflege  aus  Aber  die  mancherlei 
Berufskreise  und  Thfttigkeiten ,  welche  der  materiellen  Wohl- 
fahrt dienen. 

Die  Privatökonomie  der  Einzelnen  gehört  zunächst 
wie  alles  Privatrecht  diesem  zu,  und  beruht  nicht  auf  der 
Gunst  des  Stats.  Auch  hat  der  Stat  das  Becht  nicht,  sich 
eine  Vormundschaft  über  die  mündigen  Privaten  beizulegen. 
Worauf  sollte  sich  dieselbe  gründen?  Doch  nicht  auf  die  Un- 
fähigkeit der  Individuen,  ihre  Oekonomie  selbst  zu  verwalten. 
Sie  sind  im  Gegentheil  regelmäszig  fähiger,  ihre  eigenen  In- 
teressen zu  kennen,  und  die  Mittel  zu  finden,  welche  ihren  , 
Privatwohlstand  erhalten  und  erhöhen,  als  der  Stat  und  seine 
Organe,  welche  für  sie  handeln  oder  sie  leiten  wollten.  Auch 
nicht  aus  der  natürlichen  üeberordnung  des  Stats  über  die 
Privaten ;  denn  das  Wesen  des  Stats  ist  die  Gemeinschaft,  seine 
Herrschaft  die  der  politischen  Ordnung,  das  Privatrecht  aber 
ist  aus  der  Natur  der  Einzelnen  hergeleitet,  und  der  Stat  hat 
dasselbe  zunächst  nicht  zu  beherrschen,  sondern  zu  schützen. 
Die  Freiheit  und  Selbständigkeit  der  Privatwirth- 
schaft  ist  folglich  Begel,  und  der  Stat  von  Natur  ange- 
wiesen, dieselbe  zu  achten  und  zu  schirmen. 

Indessen  hat  die  Wirthschaftspflege  des  Stats,  welche  wie 
aberall  so  auch  in  diesen  Dingen  von  dem  Interesse  des  Ganzen 
ausgeht,  dessen  Wohlfahrt  immerhin  in  mannichialtigen  Wech- 
selbeziehungen zu  der  Wohlfahrt  der  Individuen  steht,  die 
Pflicht,  sowohl  die  natürlichen  und  künstlichen  Hindemisse 
zu  entfernen,  welche  einer  gedeihlichen  Entwicklung  der  Pri- 
vatwirthschaft  hindernd  im  Wege  stehen,  insofern  die  national- 
wirth  schaftlichen  Mittel  und  die  Kräfte  des  Stats  dafür  zu- 
reichen, als  die  allgemeinen  Bedingungen  ihrer  Gesundheit 
und  Wohlfiüirt  in  gleichem  Sinne  zu  fördern.  Solche  state- 
wirthschaftliche  Pflege  ist  von  der  angemaszten  Vor- 
mundschaft des  Stats  von  Grund  aus  und   selbst  da  ver- 
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Bchieden,  wo  sie  die  Einzelnen  anch  hinwieder  am  des  Ganzen 
willen  beschr&nki 

Dieselbe  wird  verschieden  sein  mtissen,  je  nach  der  Ter- 
schiedenen  Natur  der  Privatökonomien  selbst  und  der  massen- 
haften Beziehung  ihrer  Hauptgattungen  zu  der  allgemeinen 
Wohlfahrt.    Die  Hauptarten  sind: 

1)  die  Landwirthschaft,  3)  die  Fabrication  und 

2)  die  Handwerke,  4)  der  Handel. 

4.  Die  Landwirthschaft  ist  offenbar  die  feste  Basis 
der  gesammten  Oekonomie.  In  den  meisten  Staten  wird  auch 
der  gröszte  Theil  des  Volkes  von  ihr  ernährt/  und  ist  ihr 
zugewendet  Von  ihrer  gesunden  Blüthe  und  Fruchtbarkeit 
ist  daher  die  Wohlfahrt  und  die  Kraft  der  Nation  in  hohem 
Grade  bedingt.  Um  so  sorgfältiger  musz  die  Statswirthschaft 
ihre  Interessen  beachten  und  fördern,  und  dasz  ihre  richtigen 
und  falschen  Maszregeln,  ihrFleisz  und  ihre  Vemachläszigung 
einen  groszen  Einflusz  auf  jene  üben ,  lehrt  die  Erfahrung. 

Die  Einwirkung  der  Statswirthschaft  bezieht  sich: 

a)  auf  die  Organisation  der  Landwirthschaft 

Am  wichtigsten  ist  offenbar  die  Erhaltung  eines  freien 
Bauernstandes.  Nicht  blosz  Gründe  des  persönlichen 
Bechtes  und  der  natürlichen  Freiheit  haben  die  endliche  Auf- 
hebung des  zum  Theil  noch  aus  dem  römischen  Beiche  stam- 
menden, zu  groszem  Theil  aber  während  des  Mittelalters  yer- 
breiteten  erblichen  Golonats  und  der  bäuerlichen  Hörigkeit 
in  den  neuem  Staten  Europa's  fast  überall  nun  bewirkt,  son- 
dern zugleich  volkswirthschaftliche  Bücksichten.  Das  Gefühl 
freies  Eigenthum  zu  besitzen,  ist  ein  mächtiger  Beiz,  dasselbe 


*  Wort  des  franzfSjBisohen  Ministers  Bally:  „Labourage  et  pA- 
tnrage  sont  les  deuz  mameUes  de  T^tat.'^  Ygl.  Schaffner,  frani. 
Beohtigesoh.  ü,  8.  455.  Napoleon  erkllrte  den  Ackerbau  als  die 
Seele  und  die  Basis  des  Reichs,  die  Industrie  als  den  Wohlstand  und 
das  Glflck  der  BerOlkerung,  und  den  Handel  als  den  Ueberflnss  und 
den  guten  Gebrauch  ron  beiden.    Las  Gases  Mm,  lY,  S.  255. 
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mit  erhöhter  Sorgfalt  zu  bebauen,  und  der  Landbau  ist  offen- 
bar, seitdem  er  von  dem  gutsherrlichen  Zwange  befreit  worden 
ist,  sehr  verbessert  worden/  Nicht  minder  drängen  aberstats- 
wirthschafUiche  Bflcksichten  und  Gründe  des  natürlichen  Bechts 
dazu,  die  noch  in  manchen  Staten  geltende  Unsitte  zu  be- 
kämpfen, welche  ausgedehntes  Grundeigenthum  dem  Anbau 
ärmlicher  und  nur  auf  kurze  Zeit,  zuweüen  auf  freien  Wider- 
ruf angestellter  Pächter  überläszt,  Dieser  Zustand  ist  zwar 
in  einigen  Hinsichten  besser  als  der  der  Erbhörigkeit  desMit- 
tehilters,  darin  aber  diesem  gleich,  dasz  der  Pächter  nicht  zu 
dem  ToUen  Genusz  der  yon  ihm  bebauten  Güter  kommt,  noch 
je  das  stärkende  SelbstgefQhl  des  Eigenthums  erlangt,  und 
darin  noch  schlimmer  als  jener,  dasz  der  Zeitpächter  auch 
seines  abhängigen  und  belasteten  Besitzes  weit  weniger  sicher 
ist  als  der  Leibeigene  es  war,  den  der  Herr  auch  in  dem 
Alter  und  wenn  Krankheit  ihn  unfähig  zur  Arbeit  machte,  auf 
dem  Gute  erhalten  muszte,  und  dasz  jener  überdem  häufig 
noch  Ton  wucherlichen  Zwischenpersonen,  Verwaltern  und  Spe- 
culanten  gedrückt  wird.  Es  ist  eine  auffallende  Erscheinung, 
dasz  die  moderne  Gesetzgebung  noch  nicht  gewagt  hat,  so 
energisch  diesem  üebel  zu  Leibe  zu  gehen  als  der  Erbunter- 
thänigkeit,  und  doch  war  dafür  in  Irland  und  in  der  Lombardei 

*  Stein  aber  die  preusiisohe  Cftbinetoordre  ron  1807,  durch  welche 
die  ErbmiierihaDigkeii  auf  den  prenssischen  Domänen  aufgehoben  wurde : 
„Sie  (die  Erbunterthanigkeit)  ist  im  Widerspruch  mit  den  ursprünglichen 
und  unTerftuflserlichen  Rechten  der  Menschheit,  und  die  wilUcürliche 
Kniaetinng  Ton  BftuerhSfen  rerschalR  den  Berechtigten  wenig  Yortheil, 
nnd  halt  den  Yerpfliohteten  in  einem  fortdauernden  Znstand  ron  Ün- 
mftndigkeit,  und  sein  unterhabendes  Land,  Gebftude  und  InTcntarinm 
blmbt  Ton  einer  elenden  BeschalTenheit,  da  es  ihm  nicht  eigenthllmlich 
gehört ,  und  aller  Reii  fehlt,  es  m  Terbessem  und  Oapttal  aniuhäufen. 
Der  Landmann  gewöhnt  sich  in  dieser  Lage  an  Sorglosigkeit  bei  der 
Benutzung,  und  an  rohen  sinnlichen  Genusi.  Bei  grossen  äussern  Er- 
aohfittemngen  durch  Kriege  reriasst  er  seinen  Wohnort,  an  den  ihn  die 
Liebe  snm  Bigentiium  nicht  bindet,  nnd  einen  Boden,  den  er  als  ihm 
fremde  ansusehen  gewohnt  war.*^    Perti  JI,  S.  29. 
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hinreichende  und  dringende  Veranlassung  vorhanden,  und  gab 
es  Wege,  welche  dem  natürlichen  Rechte  wieder  zufuhren 
konnten. 

Besteht  ein  freier  Bauernstand,  so  bietet  die  Verfas- 
sung der  Landgemeinden  einen  natürlichen  Stützpunkt  und 
passende  Analogien  dar  für  seine  Organisation.  Sie  Iftszt  jeden 
zunächst  mit  Freiheit  seine  Güter  bebauen,  aber  gibt  zugleich 
die  Mittel  an  die  Hand,  um  die  Interessen  der  ganzen  Genos- 
senschaft, z.  B.  an  brauchbaren  landwirthschaftlichen  Wegen 
und  Brücken,  an  Dämmen,  an  guter  gemeinsamer  Bewirthung 
der  unvertheilten  Waldungen  und  Weiden,  an  Zuchtthieren, 
an  der  Sicherung  der  Weinberge  u.  dgl.  zu  wahren. 

In  manchen  Staten  ist  auch  die  Erhaltung  groszer  grund- 
herrlicher Güter  um  der  politischen  Verfassung  willen  von 
Bedeutung,  und  es  knüpft  sich  daran  die  wirthschaftliche 
Rücksicht,  dasz  auf  solchen  Herrengütem  mancherlei  neue 
Versuche  zur  Verbesserung  und  Veredlung  der  Landwirthschaft 
zuerst  unternommen  und  geprüft,  Geräthschaften  und  Maschinen, 
welche  dem  einfachen  Landbauer  zu  theuer  sind,  gehalten,  und 
in  jeder  Weise  die  Anforderungen  an  eine  feinere  und  höhere 
Cultur  befriedigt  werden  können.  Es  ist  das  ein  natürlichee 
aristokratisches  Element  in  der  Organisation  der  Landwirth- 
schaft, welches  zwar  von  minderer  Bedeutung  ist  als  das  bäuer- 
liche, aber  seine  innere  Berechtigung  hat.  Dagegen  scheint 
es  der  Natur  der  Dinge  in  den  bevölkerten  Gegenden  Europa*s 
zu  widerstreben,  dasz  auch  mittlere  bürgerliche  Land- 
güter, die  nicht  so  grosz  sind,  um  den  Grundherrschaften 
zur  Seite  gesetzt  zu  werden,  und  doch  nicht  von  dem  Eigen- 
thümer  selber  bebaut  werden,  wie  die  eigentlichen  Bauergüter, 
mit  ökonomisch-günstigem  Erfolge  bewirthet  werden  können. 
Diese  kommen  daher  fast  nur  als  Luxusgüter  in  Betracht. 

Wo  sich  nun  Grundherrschaft  findet,  welche  keineswegs 
Unfreiheit  der  Bauern  erfordert,  da  kann  auch  der  Organis- 
mus der  Bauergemeinde  mit  derselben  in  Verbindung  gebracht 
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werden,  und  diese  in  jener  ein  natürliches  und   wohlthätiges 
Gentrum  finden. 

b)  Auf  Befreiung  der  Güter  von  den  mancherlei 
Real  lasten,  welche  das  Mittelalter  auf  dieselben  gehäuft  hat, 
in  Gestalt  der  Zehnten,  Grundzinse,  Frohnden,  zum  Theil  auch 
von  Dienstbarkeiten,  welche  die  freie  und  gute  Wirth- 
Schaft  gefährden.  Die  Beallasten  hatten  guten  Sinn,  als  sie 
noch  von  dem  Eigenthümer  genossen,  und  von  dem  abhängi- 
gen Besitzer  der  Güter  getragen  wurden.  Als  Lasten  aber, 
welche  dem  Eigenthum  von  auszen  her  auferlegt  werden  und 
dasselbe  drücken,  widerstreiten  sie  dem  Begriff  des  Grund- 
eigenthums.  Mit  der  Umgestaltung  des  abgeleiteten  Grundbe- 
sitzes ins  Eigenthum  musz  daher  die  Ablösbarkeit  der  Real- 
lasten Hand  in  Hand  gehen,  soll  jene  zur  Wahrheit  werden. 
Dieses  Resultat  wird  aber  auch  durch  wirthschaftliche  Motive 
gefordert.  Der  Begriff  der  Dienstbarkeiten  (Servituten)  dage- 
gen ist  nicht  ebenso  im  Widerspruch  mit  dem  des  Eigenthnms, 
aber  schon  die  Römer  haben  denselben  aus  statswirthschaft- 
liehen  Gründen  weise  beschränkt,  und  in  unserer  Zeit,  welche 
zahlreichere  gesetzliche  Servituten  aus  dem  Mittelalter  ererbt 
bat,  macht  die  neuere  Entwickelung  der  Wirthschaft,  zumal 
der  Forstwirthschaft,  und  bei  Benutzung  der  gemeinen  Weiden 
zu  neuem  Anbau  weitere  Beschränkungen  nöthig. 

c)  Auf  die  Förderung  derTheilung  unwirthlicher 
Weideflftchen  oder  Oeden,  zum  Behuf  bessern  Anbaues 
der  Theile,  und  auf  Beschränkung  der  Yertheilung 
zusammenhängender  Gemeindewaldungen  zur  Erhaltung 
einer  geregelten  Forstwirthschaft  im  Interesse  auch  der  künf- 
tigen Geschlechter. 

d)  Auf  Begünstigung  sowohl  der  Abrundung  zu 
landwirthschaftlichen  Grenzen  und  der  Zusammenlegung 
der  verschiedenen  Ackerstücke  zu  einem  einheitlichen  Gut,  als 
auf  Anerkennung  der  Theilbarkeit  groszer  Güter  zur  Meh- 
rung der  selbständigen  Grundeigenthümer  und  Verbeeserung 
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des  Baues;  auf  der  andern  Seite  auch  auf  Behinderung 
einer  Theilbarkeit  der  Gflter  und  Gutstheile  in  so  kleine 
Parcellen,  dasz  dieselben  nicht  mehr  als  Grundlage  tauglich 
sind  fQr  Betreibung  einer  ordentlichen  Wirthschaft,  und  auf 
Erhaltung  von  mittleren  Bauer-  und  Erbgfltem  in  ihrem 
Bestand,  welche  keineswegs  bis  zur  Gebundenheit  derselben 
gesteigert  zu  werden  braucht. 

d)  Durch  Verbreitung  landwirthschaftlicher 
Kenntnisse  und  Ermunterung  zu  besserer  Cultur, 
welche  schon  bei  der  Anlage  der  ländlichen  Volksschulen  be- 
rQcksichtigt ,  dann  durch  landwirthschaftliche  Lehranstalten 
und  Mustergüter,  durch  ünterstfltzung  der  Wirksamkeit  land- 
wirthschaftlicher Vereine,  durch  Preisvertheilungen  und  Feste 
befördert  werden  können. 

e)  Durch  die  Sorge  für  den  ungehinderten  und 
möglichst  Tortheilhaften  Absatz  der  landwirthschaft- 
lichen  Producte,  was  durch  gute  Einrichtung  der  Märkte, 
und  durch  ein  wohlbedachtes  Zollsystem  geschieht.  Die  früher 
beliebte  Erschwerung  der  Ausfuhr  ist  nun  zum  Vortheile  der 
nationalen  Wirthschaft  seltener  und  beschränkter  geworden. 

f)  Durch  besondere  landwirthschaftliche  Greditan- 
stalten,  welche  dem  Landwirth  es  möglich  machen,  an  den 
Vortheilen  einer  erleichterten  Geldbenutzung  Theil  zu  nehmen, 
ohne  ihn  zu  groszer  Gefahr  und  Beschwerde  auszusetzen.^ 

5.  Im  Gegensatze  zu  der  Landwirthschaft,  welche  gleich- 
artig aber  das  ganze  Land  verbreitet  ist,  äuszert  sich  in  den 
Handwerken  die  Verschiedenheit  der  persönlichen  Thätig- 
keit  in  höchst  mannichfaltigen  Arbeiten  und  Berufsweisen. 
Das  Handwerk  ist  daher  individueller,  persönlicher  als  jene, 
und  die  Btatswirthschaft  kann  auf  die  Ausbildung  desselben 


*  Vgl.  über  alles  das  die  aasfübrliohen  Nachweise  bei  Bau,  Polii. 
Oekonomie  n,  8.  75  ff.  und  Röscher  ÜTationalSkonomie  and  Ackerbau, 
SMtgart  1860. 
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in  der  Begel  nur  einen  mehr  mittelbaren  Einflnsz  Oben,   als 
auf  das  Gedeihen  jener.    Wichtig  sind: 

a)  die  Verfassung  der  Handwerke.  Während  des  Mit- 
telalters bildete  sich  in  den  Stftdten  das  Zunftwesen  aus, 
zugleich  als  wirthschaftliche  und  Bechtsordnung  der  Hand- 
werker, je  nach  den  besondem  Berufszweigen,  und  als  eine 
wesentliche  Grundlage  der  städtischen,  theilweise  auch  der 
StatsTerfassung.  Seit  dem  XYI.  Jahrhunderte  schlössen  sich 
die  Handwerke  enger  ab,  suchten  dem  Zudrang  neuer  Qe- 
werbsgenossen  zu  wehren,  yermehrten  die  mancherlei  Schranken, 
welche  die  freie  Bewegung  einzelner  Meister  im  Interesse  be- 
haglicher Sicherheit  der  Mehrzahl  hemmten,  hatten  über  die 
Grenzen  ihres  Gewerbsbetriebs  häufige  Streitigkeiten  unter 
einander,  und  dehnten  so  den  Zunftzwang  aus.  Von  dem 
XVIII.  Jahrhunderte  an  wurde  die  ganze  Zunftyerfassung  Ton 
allen  Seiten  her  angegriffen,  und  unter  den  wiederholten 
StOszen  feindlicher  Gegensätze  erschüttert  und  groszentheils 
aufgehoben.  Die  Erhebung  der  Fabrication,  welche  durch 
neue  mechanische  und  chemische  Entdeckungen  aller  Art  eine 
vorher  nicht  bekannte  Ausdehnung  gewann,  und  sich  durch 
die  Handwerksordnungen  vielfach  gehemmt  sah,  die  ganze 
Richtung,  welche  der  Betrieb,  von  der  Macht  des  Gapitals 
begünstigt,  ins  Weite  und  Grosze  nahm,  und  dem  engem  lo- 
calen  Kreis  der  Handwerksthätigkeit  ungünstig  war,  der  Zug 
der  Nationalökonomie  und  der  politischen  Ideen  nach  indivi- 
dueller Freiheit,  und  die  Umbildung  der  öffentlichen  Verfas- 
sung ohne  Sücksicht  auf  die  Stände,  wendeten  sich  alle  wider 
die  hergebrachte  Zunftordnung,  und  die  mancherlei  Miszbräuche 
und  kleinlich  engherzigen  Einrichtungen,  welche  gerade  in  den 
leisten  Jahrhunderten  diese  verunstalteten,  waren  nicht  ge* 
eignet,  ihr  in  der  öffentlichen  Meinung  so  viel  Unterstützung 
zu  verschaffen,  dasz  sie  jene  Angriffe  hätte  aushalten  können. 
An  ihre  Stelle  trat  nun  gewöhnlich  das  System  individueller 
Gewerbe  fr  eiheit,  zuweilen  noch  beschränkt  nicht  durch  die 
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selbständige  Ordnung  der  Gewerbe  selbst,  sondern  dorch  die 
Goncessionen  und  Patente  der  Regierung  und  die  Stata- 
polizei. 

In  Wahrheit  war  das  Desorganisation  der  Handwerke. 
Sie  hatten  einer  gründlichen  Beform  bedurft,  und  verfielen  nun 
der  Bevolution.  Die  gemeinsamen  Interessen  der  Hand- 
werke hatten  nun  kein  eigenes  Organ  mehr,  welches  für  sie 
einstand,  nnd  die  vereinzelten  Arbeiter  waren  jeder  Schwindelei 
schutzlos  ausgesetzt.  Die  Wohlthat  der  Freiheit  bewährte 
freilich  auch  hier  ihre  Vorzüge,  indem  sie  die  Thatkrafk  vieler 
Individuen  spannte,  und  auf  höhere  Ausbildung  der  mancherlei 
Handwerksarbeiten  hinwirkte;  aber  es  fehlte  ihr  die  Schranke 
einer  natürlichen  Ordnung,  welche  hinwieder  das  Ganze  zu- 
sammenhielt, und  die  Glieder  vor  Beeinträchtigung  ihrer  Bechte 
und  vor  Kränkung  ihres  Friedens  sicherte.  Der  Unterschied 
der  Meister  und  der  Gesellen,  welcher  in  einer  organischen 
Gestaltung  eine  friedliche  Berücksichtigung  ursprünglich  ge- 
funden hatte,  und  auch  den  veränderten  Zeitverhältnissen  ge- 
mäsz  wieder  finden  könnte,  wurde  nun  häufig  bis  zum  feind- 
lichen Gegensatz  gesteigert,  und  zum  Nachtheile  beider  Theile 
wurde  das  Familienleben,  welches  beide  Theile  vereinigt  hatte, 
aufgelöst  und  zerrissen.  Die  Ehrbarkeit  und  die  Moralität  der 
Handwerke  litten  in  Folge  dessen  groszen  Schaden,  und  die 
Statspolizei  konnte  mit  ihren  oft  herrischen,  immer  aber  unge- 
nügenden Mitteln  diese  Uebel  nicht  heilen.  Der  laute  Buf 
nach  Organisation  der  Arbeit,  der  in  unserer  Zeit  die 
Luft  erfüllt,  ist  ein  Zeichen,  dasz  der  jetzige  Zustand  der 
Auflösung  der  Handwerke  krank  ist,  und  wenn  auch  nicht 
jene,  so  ist  doch  die  Beorganisation  der  Arbeiter,  insbe- 
sondere der  Handwerker,  ein  wirkliches  Bedürfhisz  unserer 
Zeit  Diese  kann  aber  nur  in  freier  genossenschaftlicher 
Form,  nicht  aber  durch  Herstellung  der  veralteten  Zünfte 
vor  sich  gehen.  Die  Bildung  groszer,  massenhafter  Gtenossen- 
schaften,   welche  ganze  Glassen  von  Handwerkern  oder  ganze 
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Gruppen  von  Handwerken  umfassen,  und  die  Verbindung  zu 
bestimmten  Zwecken,  der  Unterstützung,  der  Vorschüsse,^  der 
Bildung,  der  Ernährung  u.  s.  f.  scheint  dem  Geiste  der  neuen 
Zeit  gemftszer,  als  die  Spaltung  in  eine  Menge  kleiner  abge- 
schlossener Verbindungen  zu  den  sftmmtlichen  Wirthschaits- 
zwecken,  wie  sie  früher  bestanden  hatten. 

b)  Die  Förderung  einer  tüchtigen  Ausbildung  der 
Handwerker  theils  durch  gute  Gewerbschulen,  theils  durch 
Vorschriften  über  die  Haltung  der  Lehrlinge  und  Gesellen, 
über  die  Prüfung  und  das  Wandern  der  Gesellen,  über  die 
Bedingungen  der  Aufnahme  zu  Meistern.  Die  frühem  Hand- 
werksordnungen enthielten  oft  ganz  brauchbare  Bestimmungen, 
sorgten  aber  zu  wenig  für  das  Bedürfnisz  von  Ausnahmen, 
und  waren  häufig  zu  ängstlich  und  kleinlich. 

6.  Verschieden  von  dem  Handwerk  ist  die  Fabrication. 
Das  Handwerk  beruht  auf  der  Kunstfertigkeit  der  Hand  des 
Meisters  und  der  Gesellen,  und  befriedigt  ausschlieszlich  oder 
doch  yomehmlich  nur  einzelne  locale  Bedürfnisse.  Die  Fabri- 
cation dagegen  wird  von  den  Fabricanten  regelmäszig  nur 
geistig  geleitet,  und  von  der  Masse  der  Arbeiter  nach  mecha- 
nischen Begeln  gleichmäszig  und  -  maschinenartig  betrieben. 
Die  Maschine,  welche  dort  nur  iu  secundären  Betracht  kam 
zur  Unterstützung  oder  zum  Ersatz  einzelner  Handarbeiten, 
wird  hier  zur  Hauptsache  und  bestinmit  regelmäszig  den  gan- 
zen Charakter  der  Fabrication.  Sie  ist  ihrer  Natur  nach  ein 
Bebrieb  im  Groszen  und  nicht  auf  localen  Absatz  beschränkt, 
sondern  auf  Erzeugung  von  Handelswaaren  gerichtet 

Je  grOszer  die  Bedeutung  der  Fabrication  in  neuerer  Zeit 
geworden  ist,  je  mächtiger  das  Capital  hier  sich  erhoben  und 
die  Arbeit  der  Menschen  sich  dienstbar  gemacht  hat,  je  zahl- 
reichere Massen  der  Bevölkerung  als  Fabrikarbeiter  leben  und 

*  Um  diese  genossensohafUichen  Bildnng^en  in  Deutschland  haben 
lieh  TonfigUch  Prof.  Hnber  nnd  Schnltse-Deli tisch  grosse  Yer- 
dienste  erworben. 
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ZU  leben  genöthigt  sind,  nnd  je  gröszer  die  Gefahren  sind, 
welche  theüs  aus  der  Flnctnation  des  groszen  Verkehrs,  ans 
der  kalten  Gewinnsucht  und  üebermacht  mancher  Fabrikherreo 
nnd  der  Verwilderung,  der  Liederlichkeit  und  dem  Elend  vieler 
Fabrikarbeiter  fflr  die  Gesammtheit  entstehen,  desto  nöthiger 
ist  es,  dasz  die  Statswirthschaft  diesem  Bemfszweige  die  sorg- 
fältigste Aufmerksamkeit  zuwende.  Die  Gesetzgebung  und  die 
Verwaltung  des  State  sind  hier  von  dem  raschen  Aufschwung 
der  Fabrication  weit  überholt  worden  und  noch  nicht  dem 
wirklichen  Bedürfnisse  nachgekommen. 

Vor  allem  fehlt  es  auch  hier  an  der  Organisation  des 
Fabrikstandes,  und  die  Nachtheile  der  Anarchie  werden 
hier  noch  empfindlicher  verspürt  als  die  der  Desorganisation 
der  Handwerke,  weil  gröszere  Massen  betheiligt  sind.  Wäh- 
rend Handwerksmeister  und  Gesellen  sich  nahe  stehen  und 
daher  diese  als  Glieder  der  Familie  jener  behandelt  werden 
können,  so  gehen  dagegen  die  Lebensstufen  der  verschiedenen 
Glassen  von  Personen,  welche  an  der  Fabrication  Theil  haben, 
weit  auseinander  und  lassen  sich  nicht  ebenso  in  Einer  Haus- 
haltung umfassen.  Der  Fabrikherr  gehört  offenbar  dem 
sogenannten  dritten  Stande  an,  und  nimmt  gewöhnlich  in  die- 
sem eine  durch  Beichthum  und  Einflusz  hervorragende  Stel- 
lung ein;  Ingenieure,  höhere  Techniker  oder  Künstler, 
welche  bei  der  Fabrik  angestellt  sind,  gehören  ebenfalls  dem 
dritten  Stande  zu,  aber  sind  doch  als  Angestellte  des  ersteren 
in  einer  untergeordneten  Stellung.  Die  gröszere  Zahl  der 
Werkführer  und  Schreiber  stehen  auf  einer  der  hohem 
Stufen  des  vierten  Standes;  die  Masse  der  Fabrikarbeiter 
gewöhnlich  auf  der  untersten  Stufe,  der  des  Proletariats, 
und  ist  daher  eines  Patronats  sehr  bedürftig.  Ein  groszer 
Theil  der  letztern  besteht  sogar  aus  Kindern,  die  unflLhig 
sind  für  sich  selber  zu  sorgen. 

Bei  solchen  Elementen  genügt  eine  blosz  statswirthschaA- 
liche  Pflege  nicht,  sondern  sie  musz  mit  polizeilichem  Schutze 
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yerbuDden  werden.  Theilweise,  insofern  Kinder  bei  der  Fa- 
brication  yerwendet  werden,  kommt  sogar  die  Sorge  der  Stats- 
coltar  hinzu.    Folgende  Momente  sind  yorzUglich  zu  beachten : 

a)  die  Sorge,  dasz  Kinder  nicht  zu  früh  zur  Fabrikar- 
beit verwendet  werden,  sondern  erst  von  einem  gewissen  Le- 
bensalter an,  ebenso  dasz  die  Kinder  nicht  übermäszig  ange- 
strengt werden,  sondern  die  erforderliche  Musze  erhalten,  de- 
ren der  jugendliche  Körper  und  Geist  bedarf,  um  zu  einem 
gesunden  Dasein  heranzureifen.  In  dieser  Beziehung  geschieht 
Unge  nicht  genug.  ^  In  mehr  als  einem  civilisirten  und 
christlichen  State  werden  grosze  Schaaren  von  Fabrikkindem 
so  behandelt,  als  wären  sie  nur  Theile  einer  Maschine,  und 
nur  dafür  auf  der  Welt,  um  als  Werkzeug  des  Eigennutzes 
Anderer  benutzt  und  verbraucht  zu  werden,  und  man  wagt  es 
noch,  solche  das  natürliche  MenschenYecht  verhöhnende  Bar- 
barei, die  viel  schlimmer  ist,  als  die  antike  Sklaverei,  aus 
Gründen  der  Industrie  zu  vertheidigen.  Auch  über  die  fort- 
gesetzte Schulbildung  und  religiöse  Erziehung  dieser  Kinder 
musz  der  Stat  wachen,  denn  die  Selbstsucht  und  sogar  die 
Noth  der  Familien,  welchen  diese  Kinder  angehören,  ist  oft 
ein  Hindemisz  derselben,  und  nicht  alle  Fabrikherren  sorgen 
dafür  aus  freier  Humanität  oder  aus  Christenpflicht; 

b)  die  Sorge  für  eine  mftszige  Arbeitszeit  vorzüg- 
lich der  Kinder,  dann  auch  der  Erwachsenen.  Die  Freiheit 
des  Vertrags  schützt  hier  in  vielen  Fällen  nicht  vor  argem 
Miszbrauch,  denn  für  einen  groszen  Theil  von  Fabrikarbeitern 
ist  jene  Freiheit  nur  ein  Schein  ohne  Bealität,  indem  sie  nicht 
in  der  Lage  sind,  sich  den  Anforderungen  der  Herren  zu  ent- 
ziehen, von  deren  Anstellung  ihr  Lebensunterhalt  abhängt. 
Am  besten  wäre  es  allerdings,  wenn  durch  Statsverträge  all- 

^  Nach  mehreren  Qesetien  dflrfen  die  Kinder  nicht  unter  9  Jahren  in 
den  Fabriken  verwendet  nud  ihnen  Icetne  KachtarbeU  auferlegt  werden. 
Ueberdem  muii  die  Tage»arbeit  dureh  Ruhestunden  unterbrochen  werden. 
Vgl.  Rau,  Volkiwirthsch.  Politik.  H,  8.  59.  f. 
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gemein  geltende  Vorschriften  darüber  festgestellt  würden,  da- 
mit nicht  die  Industrie  der  Länder,  welche  hierin  humane 
Grundsätze  anerkennen,  benachtheiligt  werde  durch  die  Con- 
currenz  anderer,  welche  die  Arbeitskräfte  ihrer  Bevölkerung 
im  üebermasz  anstrengen,  wenn  schon  diese  Qe&hr  nicht  so 
grosz  ist  als  sie  scheint,  da  unmäszige  Anstrengung  die  Ar- 
beitskraft selber  schwächt.®  Auch  die  Heilighaltung  der 
Sonn-  und  Festtage  ist  eine  grosze  Wohlthat  für  dieee 
Glassen ; 

c)  die  Sorge  dafür,  dasz  die  Arbeitslocale  und  wo 
für  die  Fabrikarbeiter  besondere  Wohnungen  eingerichtet 
werden,  auch  diese  nicht  so  mangelhaft  seien,  um  die  Ge- 
sundheit derselben  zu  gefährden; 

d)  die  Förderung  aller  der  Anstalten,  welche  dafür 
bestimmt  sind,  die  sittliche  und  leibliche  Wohlfahrt 
der  Arbeiter  zu  heben  und  zu  erhalten,  dieselbe  im  Falle  von 
Krankheit  zu  pflegen  und  zu  unterstützen,  während  indu- 
strieller Krisen  zu  sichern,  im  Alter  zu  versorgen  u.  s.  f. 

Die  freiwillige  Fürsorge  edler  Fabrikherren  hat  unver- 
kennbar hier  schon  manche  vortreffliche  Institute  erzeugt; 
und  der  Stat  hat  allerdings  weder  das  Kecht  noch  die  Mittel, 
diese  Fürsorge  in  so  ausgedehntem  Masze  zu  gebieten,  wie 
der  freie  Wille  sie  hie  und  da  belebt  hat.  Aber  er  ist  ver- 
anlaszt,  seinerseits  diesen  zu  ehren  und  zu  unterstützen,  und 
vollkommen  berechtigt,  einige  allgemeine  Vorschriften  zu  er- 
lassen, welche  auch  die  Fabrikherren,  die  nicht  ebenso  aus 
eigenem  Triebe  für  die  Noth,  das  Unglück  und  das  Alt«* 
sorgen,  anhalten,  so  viel  zu  thun,  als  die  Rücksicht  auf  die 
öffentliche  Ordnung  und  die  gerechten  Ansprüche  theils  der 
Fabrikarbeiter  selbst,  theils  der  dabei  ebenfalls  betheiligtan 
Gemeinden    und  Armenpflegen    erheischen.     Die   Einrichtung 

*  Das  Maximum  einer  Arbeitspflicht  Ton  12  Stirtiden  ist  sohon  sehr 
hooh  gefaszt;  and  doch  gehen  einige  Gesetze  bis  auf  14  und  15  Stunden 
tAglich. 
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und  der  Betrieb  groszer  Fabriken  schafft  geradezu  eine  Fa- 
brikbeyölkening  um  dieselben  her.  Es  liegt  in  dem  Ver- 
dienst, den  sie  auch  fUr  die  Kinder  versprechen,  und  in  dem 
Zusammenleben  der  Fabrikarbeiter  ein  groszer  Reiz  zu  ver- 
mehrter Eindererzeugung,  und  es  sammeln  sich  an  dem  Fa- 
brikorte überdem  aus  entfernteren  Oegenden  her  eine  Menge 
Arbeiter.  Diese  werden  meist  nur  für  die  bestimmte  Fabrik- 
arbeit erzogen  und  sind  auch  nur  dieser  fähig.  Geräth  dann 
diese  Fabrication  plötzlich  in  Stockung  oder  bringen  auch  nur 
die  natürlichen  Ursachen  der  Arbeitsunfähigkeit,  wie  Krank- 
heit und  Alter,  ihre  Wirkungen  hervor,  so  entsteht  eine  An- 
zahl von  unterstützungsbedürftigen  und  von  armen  Personen, 
welche  ohne  die  Existenz  der  Fabrik  nicht  oder  wenigstens  in 
geringerem  Masze  die  öffentliche  Unterstützung  und  Pflege 
des  Stats  und  der  Gemeinden  belästigen  würden.  Es  ist  da- 
her nur  gerecht,  wenn  diejenigen,  welche  in  guten  Zeiten  von 
der  Fabrication  Gewinn  ziehen,  auch  verpflichtet  werden, 
für  die  bösen  Tage  vorzusorgen,  und  der  Stat  überschreitet 
seine  Befugnisse  nicht,  wenn  er  Spar-  und  Hülfscassen  an- 
ordnet, welche  theilweise  durch  Abzüge  an  den  Arbeits- 
löhnen und  theilweise  aus  Beiträgen  der  Fabrikherren  gebildet 
werden ; 

e)  die  Anordnung  von  Fabrikräthen,  welche  über  die 
Ordnung  und  die  guten  Sitten  in  den  Fabriken  wachen,  Strei- 
tigkeiten zwischen  Herren  und  Arbeitern  schlichten,  und  als 
Organ  für  die  Interessen  beider  den  Statsbehörden  gegenüber 
dienen ; 

f)  die  Zulassung  und  Beaufsichtigung  der  genossen- 
schaftlichen Verbindungen'^  der  Arbeiter  unter  sich. 
Wie  das  Capital  in  der  Association  der  Actien  seine  Macht 
gesteigert  hat,  so  erhöht  auch  die  Association  der  Arbeiter 
ihre  Macht  und   gewährt  ihren   Interessen  Schutz  gegenüber 


^  Ygl.  Haber,  Art.  Association  in  Blan  tacbli's  Btaiswdrtorbaoh. 
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der  um  sich  greifenden  und  erdrückenden  Macht  des  Capitak. 
Erst  wird  der  Gegensatz  beider  Kräfte,  der  B&chlichen  Ver- 
mögenskraft und  der  persönlichen  Arbeitskraft  ausgebildet 
werden  müssen:  dann  erst  werden  beide  in  ihrer  Verbindung 
zu  einem  fflr  beide  wohlth&tigen ,  gesunden  Frieden  gelangen 
können ; 

g)  die  Qew&hrung  von  Erfindungspatenten,  welche 
den  Erfindern  wichtiger  Verbesserungen  fflr  einige  Zeit  die 
ausschlieszliche  Benutzung  ihrer  Erfindung  sichern,  und  der 
Schutz,  welcher  den  Fabriken  gewährt  wird  gegen  täuschende 
Nachahmung  ihrer  Fabrikzeichen; 

h)  die  Anordnung  von  Industrieansstellungen,  welche 
einen  üeberblick  Aber  die  Gewerbsthätigkeit  geben,  die  Fort- 
schritte und  Mängel  ihres  Ganges  leichter  erkennen  lassen, 
zum  Wetteifer  ermuntern  und  die  ausgezeichnete  Arbeit 
ehren ; 

i)  die  Berücksichtigung  der  Fabricationsinteressen  bei  der 
Bestimmung  der  Zölle.'* 

7.  Der  Handelsverkehr  bedarf  in  weit  geringerem 
Grade  einer  besondern  Pfiege  der  Statswirthschaft ,  als  die 
übrigen  Gewerbe.  Er  gedeiht  am  besten,  wo  er  sich  mit 
individueller  Freiheit  bewegen  kann,  unbehindert  durch  äuszere 
Schranken.  Üer  Groszhandel  ist  geradezu  kosmopolitisch, 
nicht  national,  und  fühlt  jede  Schranke,  welche  das  Gesetz 
eines  States  zieht,  als  eine  Beschwerde.  Nur  der  Kleinhandel 
(Kramhandel),  welcher  des  Detailverkaufes  wegen  auf  localen 
Verbrauch  angewiesen  ist,  bedarf  einigen  Schutz  nicht  vor  der 
Concurrenz  anderer  sich  regelmäszig  niederlassender  solider 
Handelsleute,  wohl  aber  vor  der  häufig  unsoliden  Concurrenz 
der  Musterreiter  und  Hausirer,  welche  den  Käufern  nach- 
gehen und  durch  allerlei  Vorspiegelungen  ihre  Kauflust  wecken 
und   reizen.     Die  Hauptaufgabe    der   Statswirthschaft   gegen* 

"  Oben  Cap.  7,  8.  433. 
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über  dem  Handel  besteht  daher  in  der  Wegräumung  der  Hin- 
dernisse, welche  seine  freie  Bewegung  hemmen;  in  zweiter 
Linie  erst  in  der  Unterstatzung  desselben  durch  öffentliche 
Anstalten. 

a)  Die  Organisation  des  Handelsstandes  hat  weniger 
Schwierigkeiten,  als  die  des  Handwerk-  und  Fabrikstandes. 
Jener  theilt  sich  in  zwei  Hauptclassen,  die  der  Groszhänd- 
1er,  Kaufleute  (negotiatores)  im  eigentlichen  Sinn,  welche 
in  der  Regel  wieder  an  Fabrikanten,  andere  Eaufleute  und 
Krämer  und  eben  darum  in  gröszeren  Massen  verkaufen  und 
die  Handelsvermittlung  im  Groszen  betreiben,  und  die  der 
Kleinhändler,  Krämer  (institores) ,  welche  in  der  Regel 
an  alle  einzelnen  Gonsumenten  nach  beliebig  kleinen  Quanti- 
täten verkaufen.  Die  erstem  gehören  dem  dritten,  die  letztern 
dem  vierten  Stande  an,  und  beide  können  wohl  zu  groszen, 
die  ganze  Masse  der  Betheiligten  umfassenden  Gorporationen 
vereinigt  werden. 

b)  Die  Einrichtung  von  Handelskammern,  welche  Aber 
die  gemeinsamen  Interessen  des  Handels  wachen  und  den  Han- 
delsstand auch  vor  den  Statsbehörden  vertreten,  die  Kunde 
der  Handelsfibungen  bewahren  und  Gutachten  in  Handelssachen 
bearbeiten,  bildet  die  natflrliche  Krone  einer  corporativen  und 
freien  Gliederung  des  Handelsstandes. 

c)  Die  Anordnung  von  öffentlich  autorisirten  Mäklern 
(Sensalen)  in  Handelsstädten  und  die  Herstellung  von  Bör- 
sen dient  zur  Sicherung  und  Beförderung  des  eigentli- 
chen Handelsverkehrs,  und  je  vollkommener  die  übrigen  ge- 
meinen Yerkehrsanstalten  des  States  sind,  Straszen,  Post- 
verbindungen u.  8.  f.,  desto  mehr  wird  auch  der  Handel  und 
dieser  in  hohem  Masze  die  Yortheile  derselben  zu  genieszen 
haben. 

d)  Die  Sicherung  der  Handelsfirmen  gegen  Miszbrauch 
und  Täuschung,  die  Prflfung  der  Solidität  von  neu  entstehen- 
den Actiengesellschaften,  insbesondere  Creditanstal- 
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ten,  die  Bekanntmachung  solcher  Veränderungen  in  dem 
Personenbestand  und  den  Verhältnissen  der  Gesellschaften  und 
der  Handelsetablissemeuts  überhaupt,  welche  auf  die  Glaub- 
würdigkeit und  die  Sicherheit  des  Handelsverkehrs  von  Ein- 
flusz  sind,  sind  ebenfalls  einzelne  wohlthätige  Aeuszernngen 
der  statswirthschaftlichen  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete. 


(Bifits  ilnilj. 


VoD  den  Gemeinden. 


Erstes  Gapitel 

Historisohe  Erinnerung. 

1.  Der  antike  Stat  ist  aus  dem  |K)liti9chen  Leben  der 
Stadt  erwachsen.  Die  Vermischung  des  States  mit 
der  Stadt  in  der  Idee  und  in  der  Organisation  ist  daher  dem 
Statsrechte  des  A^lterthums  eigenthflmlich.  Griechen  und  Römer 
bezeichneten  sogar  mit  dem  nämlichen  Worte  die  beiden  Gemein- 
schaften. Die  Stadt  Athen  war  zugleich  der  Stat  Athen,  und 
die  Stadt  Rom  wurde  zur  Beherrscherin  der  Welt. 

Das  römische  Reich  war  indessen  so  grosz  geworden,  dasz 
der  innere  Gegensatz  zwischen  dem  State  und  den  Städten 
dem  scharfen  Blick  der  RSmer  nicht  länger  entgehen  könnt«. 
Jener  umfaszte  die  Welt,  diese  waren  local  begränzt.  Am 
längsten  dauerte  die  Vermischung  beider  in  der  Organisa- 
tion der  Hauptstadt.  Die  Magistrate  des  römischen 
Volkes  waren  zugleich  und  zunächst  Magistrate  der  Stadt,  der 
Senat  war  auch  Rath  der  Stadt.  Das  römische  Stadt- 
bflrgerrecht  war  die  noth wendige  Grundlage  der  politischen 
Betheilignng   an  den   Statsangelegenheiten.     Erst   unter   den 
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Kaisern  änderte  sich  das.  Die  Cftsarenherrschaft  war  eine 
reine  Statsinstitution.  Unter  Augustus  wurde  auch  der  Senat 
zu  einer  Reichsyersammlung,  welche  die  Groszen  aus  den  Pro* 
vinzen  in  sich  aufnahm.  Ein  groszer  Theil  der  öffentlichen 
Aemter  wurde  rein  statlich;  und  das  römische  BOrgerthum 
erweiterte  sich  im  Verfolge  zu  einem  allgemeinen  Statabfirger- 
thum.  Das  unermeszliche  Reich  streifte  so  die  Form  der  Stadtver- 
fassung erst  ab,  als  schon  die  innere  Lebenskraft  groszen- 
theils  erschöpft  war  und  Roms  Geschichte  sich  abwärts  neigte. 
Früher  war  der  Gegensatz  in  den  übrigen  Städten,  be- 
sonders von  Italien,  offenbar  geworden.  Zwar  waren  auch  sie 
ursprünglich  politische  Ganze,  um  welche  auch  die  Ort- 
schaften und  Höfe  des  Landes  umher,  als  um  ihr  verfassungs- 
mäsziges  Gentrum  gruppirt  waren.  Auch  sie  hatten  ihre  Ma- 
gistrate, wenn  gleich  später  nicht  mehr  mit  Imperium,  doch 
mit  jurisdictio.  Die  Ilviri  und  IVviri  sowohl  als  die  pre^ 
faecti,  waren  nicht  blosze  Gemeindevorsteher,  sondern  zugleich 
Statsbeamte,  obwohl  ihr  Wirkungskreis  auf  das  Gebiet  der 
Stadt  begrenzt  war;  die  Senate  oder  Curien,  wie  sie  im 
Verfolg  genannt  wurden,  waren  in  kleinem  Verhältnissen  ähn- 
lich dem  Senate  zu  Bom,  und  das  römische  Bürgerrecht 
verband  in  den  Colonien  und  vielen  Municipien  die  Bewohner, 
in  noch  anderen  Städten  wenigstens  die  Obrigkeiten  derselben, 
mit  der  herrschenden  Stadt.  Aber  wenn  auch  die  Mischung 
von  Stadt  und  Stat  in  allen  diesen  Beziehungen  überall  noch 
bis  spät  wahrzunehmen  ist,  so  war  doch  schon  von  Anfang  an 
das  höhere  politische  Leben,  die  Statsregierung  und  Gesetz- 
gebung in  Rom  concentrirt,  und  alle  übrigen  Städte  zunächst  doch 
nur  locale  Corporationen.  Sie  hatten  nicht  als  solche  einen 
unmittelbaren  Antheil  an  der  Leitung  des  StatswesensJ 

t  Vgl.  die  abenichtliohe  und  gr&ndliche  DanteUnng  beiC.  Hegel, 
Geschichte  der  Btadteyerfassong  von  Italien  Bd.  I,  Gap.  1,  worin  avch 
die  gelehrten  Untersuchungen  yon  Niebuhr,  Bayigny,  Walter, 
Puohta,  Zumpt  u.  s.  w.  beachtet  sind. 
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6ai2ot  hat  in  der  Trennung  der  politischen  Rechte 
and  Interessen  von  den  Municipal-Interessen  und  Rechten, 
welche  in  der  Eaiserzeit  vollzogen  worden,  eine  Hauptursache 
des  Verfalls  des  römischen  Reichs  zu  erkennen  vermeint,  und 
dieselbe  als  verderblich  erklfirt  fQr  den  Stat  und  die  Gemein- 
den.* Ich  kann  diese  Ansicht  des  gelehrten  Statsmannes  nicht 
theilen.  Die  Trennung  der  politischen  und  der  Gemeindever- 
fassung wurde  in  dem  römischen  Reiche  nicht  so  vollständig 
und  nicht  so  scharf  durchgeführt,  als  in  den  modernen  Staten 
fast  allenthalben,  und  nicht  daran  ist  der  römische  Stat  zu 
Grunde  gegangen,  dasz  er,  was  seiner  Natur  nach  verschieden 
war,  das  politische  Statsleben  und  das  Gulturleben  der  Ge- 
meinde auch  in  dem  äuszern  Organismus  verschieden  behan- 
delte. Als  die  Obermftszige  Gentralisation  der  gesammten 
Stalsgewalt  in  dem  absoluten  Kaiserthum  die  Rechte  aller 
übrigen  Glieder  absorbirt  hatte,  und  jede  Art  von  politischer 
Freiheit  der  Aristokratie  und  des  übrigen  Volks  niederdrückte 
und  zerstörte,  da  hielt  im  Gegentheil  die  alte  Municipalfrei- 
heit  noch  eine  Zeit  lang  die  allgemeine  Knechtung  und  das 
Verderben  auf.  Erst  seit  der  Umgestaltung  des  Reichs  unter 
Diocletian  und  Gonstantiu,  und  der  Einführung  einer  aus  orien- 
talischem Despotismus  und  römisch-griechischer  Bureaukratie 
gemischten  Statsverfassung  sind  denn  auch  die  Freiheit  und 
das  Recht  der  St&dte  zuletzt  jeder  Gemeindeselbständigkeit 
beraubt,  dem  Beamtenheer  des  Kaisers  völlig  unterworfen, 
durch  die  Begünstigung  privilegirter  Classen  der  Bevölkerung 
geschwächt  und  entnervt,  und  mit  übermäszigen  Lasten  der 
Steuern  und  der  ökonomischen  Verantwortlichkeit  belegt  und 
erdrückt  worden.  Der  Untergang  der  Städte  war  so  eine  Folge 
mehr  noch  als  eine  Ursache  des  politischen  und  sittlichen 
Verderbens,  welchem  die  gesammte  Nation  und  der  ganze 
Stat  erlag. 

'  Efluüi  nur  rhittoire  de  Franoe  I. 
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Der  römischen  Jurisprudenz  gehört  auch  die  Auflassung 
der  Stadt  als  einer  Juristischen  Person*  (corpus,  uni- 
yersitas)  an.  Sie  wurde  so  als  Individuum  betrachtet^  wel- 
chem als  einem  Ganzen  Vermögen  zukomme.  Diese  Persön- 
lichkeit, welche  von  den  Personen  der  einzelnen  Bfirger  scharf 
unterschieden,  und  in  ihrer  Einheit  und  üntheilbarkeit  als 
Subject  des  Vermögens  gedacht  wurde,  machte  sich  besonders 
auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts,  mehr  als  auf  dem  des  Stats- 
rechts  geltend.  Sie  hatte  Eigenthum,  Forderungen,  Schulden, 
und  wurde  auch  im  Verkehr  und  vor  Gericht  reprftaentirt 
durch  ihre  bevollmächtigten  Stellvertreter  oder  Werkzeuge  (die 
Sdaven). 

2.  Wie  dem  römischen  Geiste  das  Stadtleben  und  die 
Ausbildung  der  Städte  voraus  gemäsz  war,  so  entspricht  dem 
germanischen  Charakter  vorzüglich  die  Einrichtung  der 
Landgemeinden.  Italien  war  von  Alters  her  das  Land  der 
Städte.  In  Deutschland  gab  es  in  den  ersten  Jahrhunderten 
unserer  Geschichte  keine  Städte  —  die  Germanen  verachteten 
und  haszten  anfangs  die  Bewohner  der  römischen  Colonien 
und  Städte,  auch  nachdem  sie  selber  zur  Herrschaft  über  diese 
gelangt  waren;  —  wohl  aber  sind  die  Landgemeinden  Überall 
da,  wo  sich  germanische  Völker  auf  eigenem  Boden  dauernd 
niederlassen.  Sie  sind  daher  gewöhnlich  älter  als  die  Staten, 
zu  denen  sie  nunmehr  gehören. 

Waren  die  alten  Städte  gleichsam  politische  Individuen, 
so  sind  dagegen  die  alten  Landgemeinden  keine  für  sich 
bestehende  politische  Wesen,  sondern  von  Anfang  an 
in  dem  politischen  Organismus  des  Volkes  und  Landes  nur 
T heile  eines  gröszern  Ganzen,  Abtheilungen  der  Zenten 
(Huntari)  und  hinwieder  der  noch  weiteren  Gaue,  somit  Glie- 
der des  Statskörpers.  Aber  sie  waren  selbständige 
wirthschaftliche  Ganze.  Diesz  ist  der  Charakter  der  beiden 
Grundformen  der  alten  Landgemeinde,  sowohl  der  freien  Ge- 
meinde, als  der  grundherrlichen  Gemeinde.  Beide  beruhten 


Erstes  Capitel.    Historisohe  £rinnerniig.  450 

auf  der  Eintheilung  des  Bodens,  und  hatten  den  Zweck,  den- 
selben in  geordneter  Weise  gemeinsam  zu  bewirthschaften. 
Es  gab  dort  wie  hier  abgegrenzte  und  den  einzelnen  Familien 
zu  besonderem  Rechte  und  eigenem  Bau  zngetheilte  Gflter, 
vorzüglich  Aecker  und  Wiesen,  die  indessen  in  einigen  Be- 
ziehungen auch  wieder  gemeinsamen  Begeln  der  Landwirth- 
Schaft  unterworfen  waren  —  man  erinnere  sich  an  die  Zeig- 
und  Flurwirthschaft  des  Dreifeldersystems,  und  dort  wie  hier 
gab  es  auszer  den  Sondergfltern  gröszere  unvertheilte  Wal- 
dungen und  Weiden,  welche  ?on  der  Gemeinde  der  Sonder- 
gutsbesitzer gemeinsam  benutzt  wurden,  auf  welche  die  Ge- 
meindewirthschaft  sich  vorzflglich  bezog.  Nur  darin  war  die 
Verfassung  derselben  verschieden,  dasz  die  freie  Gemeinde 
auch  zu  dem  vollberechtigten  Volke  gehörte,  und  dasz  unter 
ihrem  ursprflnglich  selbst  erwählten  Vorstande  die  freien  Grund- 
eigenthfimer  zusammentraten  und  Aber  das  eigene  Recht  selb- 
ständig verfügten,  während  die  hofhOrigen  Leute  ihren  Grund- 
besitz von  der  Gnade  des  Herrn  ableiteten,  durch  seine  Herr- 
schaft zusammengehalten  und  geleitet,  und  nur  durch  ihn  mit 
der  übrigen  Volksverfassung  vermittelt  waren.  In  den  letztem 
Gemeinden  war  die  Einheit  in  der  Person  des  Grundherrn  an 
ihrer  Spitze  schärfer  ausgeprägt  und  mächtiger  als  in  den 
erstem.  Für  beiderlei  Arten  aber  paszt  der  römische  Begriff 
der  juristischen  Person  im  engem  Sinne  des  Wortes  nicht. 
Sie  waren  vielmehr  beide  Genossenschaften,  die  wohl  in 
gewisser  Beziehung  auch  als  ein  Ganzes  sich  fühlten,  aber 
nicht  als  ein  von  den  einzelnen  Genossen  getrenntes  und  unab- 
hängiges Ganzes,  sondern  nur  als  eine  aus  jenen  zusanmien- 
gesetzte  Gesammtheit,  als  eine  organisirte  Verbindung 
der  Genossen. 

Während  des  Mittelalters  erlangte  die  Form  der  grand- 
berrlichen  Gemeinde  häufig  das  üeberge wicht,  und  viele  ur- 
sprünglich freie  Gemeinden  bekamen  im  Verfolg  erbliche  Herren, 
und  geriethen   unter  die  Vogteigewalt  der  Landesherren  oder 
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ihrer  Vasallen.  Aber  hinwieder  erwarben  im  Laaf  der  Jahr- 
hunderte die  ursprflnglichen  Hofhörigen  feste  nnd  gesicherte 
Rechte  am  Boden,  und  näherten  sich  insofern  den  freien  Ge- 
meinden. Sehr  selten  aber  sind  die  Dorf-  und  Landge- 
meinden zu  politischen  Gemeinwesen  erwachsen  nnd  selb- 
ständige S taten  geworden.  Wo  -das  etwa  geschehen  ist,  wie 
zum  Theil  in  der  Schweiz,  da  haben  immer  auch  andere,  über 
den  Gemeindebann  hinausreichende  Verbindungen,  namentlich 
die  der  gröszeren  aus  den  Zenten  erwachsenen  Vogteien  we- 
sentlich dazu  beigetragen.  Die  blosz  locale  und  eng  begrenzte 
Bedeutung  der  Gemeinden  ist  nicht  der  alleinige  Urund  dafür, 
dasz  sie  sich  in  der  Regel  nicht  zu  eigener  Statenbildung  er- 
hoben haben,  sondern  sie  hatten  von  Anfang  an  keinen  Keim 
dieser  in  sich,  und  keinen  Zug  zur  Herrschaft. 

3.  Von  anderer  Art  war  das  Schicksal  der  mittelalter- 
lichen Städte.  Durch  die  Wiederbelebung  und  die  neue 
Gründung  zahlreicher  Städte  in  Europa  kam  nun  der  Gegen- 
satz der  Land-  und  der  Stadtgemeinden  zur  Erscheinung. 
Anfänglich  war  auch  die  Verfassung  der  Städte  noch  ähnlich 
der  Verfassung  der  Landgemeinden,  aber  schon  in  der  ersten 
Anlage  waren  doch  die  Zeichen  einer  neuen  verschiedenen  Bil- 
dung zu  erkennen.  Wenn  wir  auch  wahrnehmen,  dasz  sogar 
in  Italien  die  alte  römische  Municipalverfassung  längst  abge- 
storben war,  als  die  Triebe  einer  neuem  Städtebildung  sich 
entfalteten,  und  diese  selbst  vorzüglich  von  dem  Geiste  ger- 
manischer Freiheit  und  corporativer  Rechtsbildung  getragen 
und  gezeitigt  wurden,**  so  erinnert  doch  manches  wieder  an 
den  Zusammenhang  und  die  Verwandtschaft  mit  den  römischen 
Städten.  Das  Andenken  wenigstens  an  die  Cultur  und  die 
Grösze  des  römischen  Alterthums  wurde  wieder  belebt    Dts 

'  Die  aiugezeiohneten  Unterauobungen  G.  Hegels  in  dem  oben 
Note  1  angefOhrten  Werke  Boheinen  mir  die  Streitfrage  in  der  Haupt* 
laohe  erledigt  zn  haben.  Vgl.  nun  auch  Laurent«  Hist.  da  droit  6m 
gens,  tom.  YII.    La  F6odalit6  et  r£glise,  B.  509  ff. 
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lüBtitat  der  stftdtischen  Gonsuln  des  MittelalterSy  obwohl  sie 
eine  von  dem  altrAmischen  Consulat  ganz  verschiedene  Beden- 
tong  haben,  bezeugt  doch  die  Macht  der  Erinnerung  an  die 
Herrlichkeit  der  untergegangenen  Vorzeit. 

Die  landwirthschafUichen  Interessen,  in  der  ersten  Zeit 
in  vielen  Städten  zwar  noch  beachtet,  waren  doch  nicht  mehr 
maszgebend,  die  Bevölkemng  der  Städte  bestand  nicht  mehr 
aus  Bauern.  Um  die  Bischöfe  und  die  Abteien  her  sammelten 
sich  die  den  kirchlichen  Anstalten  geweihten  Diener,  um  die 
Pfalzen  der  Könige  und  um  die  Höfe  der  Grossen  die  Ver- 
walter der  Einkünfte  und  die  Gefährten  des  vornehmeren  Le* 
bens,  und  um  die  königlichen  Burgen  eine  zahlreiche  streit- 
bare Mannschaft.  Unter  dem  Schutze  der  Städte  erwarb  der 
Handel  einen  sicheren  Wohnsitz.  Der  Verkehr  und  die  Ge- 
werbe jeder  Art  fanden  da  Nahrung  und  Gedeihen.  So  waren 
es  von  Anfang  die  höheren  Interessen  der  öffentlichen 
Sicherheit,  Cultur  und  Industrie,  welche  in  den  Städten 
gepflegt  wurden,  und  die  der  Städtebevölkerung  einen  von  der 
Bauersame  verschiedenen  Charakter  gaben.  Es  konnte  daher 
auch  hier  zuerst  ein  persönliches  von  dem  Grundbesitz 
unabhängiges  Bflrgerthum  aufkommen,  und  wieder  wurde  das 
Princip  einer  einheitlichen  juristischen  Person  im  Gegen- 
satze zur  Genossenschaft  erneuert,  wenn  auch  anfangs  nicht 
so  abstract,  wie  die  römische  Jurisprudenz  es  ausgedacht  hatte. 

Und  nochmals  werden  wir  das  Streben  der  Städte  gewahr, 
aus  dem  Kreise  bloszer  Gemeinden  herauszutreten,  und  als 
selbständige  politische  Individuen  ein  republikanisches 
Statsleben  auszubilden.  Wieder  mischten  sich  so  die  Begriffe 
Stadt  und  Stat.  Aber  mannichfaltiger  und  in  anderer  Rich- 
tung als  in  dem  altrömischen  Italien.  Es  war  keine  Welt- 
stadt mehr  da,  welche  alle  übrigen  Städte  gleichsam  zusam- 
menfassend die  Einheit  erhielt,  und  der  Zug  zur  Herrschaft, 
dem  römischen  Charakter  angeboren,  bezeichnet  nicht  die  Po- 
litik  der    mittelalterlichen    Städte.     Ihre   Freiheit    voraus 
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wollten  sie  bewahren  vor  der  Herrschaft  der  Fürsten  und  dem 
Drucke  des  kriegerischen  Lehens wesens ,  und  Unabhängig- 
keit strebten  sie  an  von  jeder  Einmischung  in  ihre  öffent- 
lichen Angelegenheiten.  Die  Ausbreitung  ihrer  Herrschaft  je 
Aber  das  umliegende  Gebiet  ist  eine  spätere  Phase  ihrer  Ent- 
wickelung  und  von  secundärer  Bedeutung.  Sie  dachten  erst 
daran,  als  sie  ihre  politische  Selbstregierung  errungen  hatten, 
und  ahmten  dann  hierin  nur  den  kleinern  Seigneurs  und  Lan'- 
desherren  nach,  mit  deren  Macht  sie  gar  wohl  die  ihrige 
messen  durften. 

4.  Einzelne  Städte,  und  vorzflglich  wieder  in  Italien, 
haben  im  Laufe  der  Jahrhunderte  ein  groszes  Statsgebiet  er- 
worben, und  sich  so  zu  bedeutenderen  Staten  erweitert.  Aber 
nur  wenigen  ist  das  geglückt,  und  zuletzt  sind  alle  Städte,  bis 
auf  ein  paar  vereinzelte  Ausnahmen,  sowohl  die  welche  nur 
eine  republikanische  Selbständigkeit  erlangt,  als  die  welche 
als  Hauptstädte  über  ein  Territorium  Herrschaft  erworben 
hatten,  entweder  von  den  gröszeren  Monarchien,  die  in  den 
letzten  Jahrhunderten  aufgewachsen  sind,  unterworfen,  oder 
von  der  modernen  Statenbildung  ihrer  politischen  Hoheit  ent- 
kleidet worden.  Es  ist  diese  Umgestaltung  auch  in  Frei- 
staten, wie  in  den  Niederlanden  und  in  der  Schweiz,  vor  sich 
gegangen.  Die  Allgemeinheit  der  Erscheinung  —  wie  lange 
werden  sich  noch  die  in  Deutschland  allein  zurückgebliebenen 
vier,  seit  1866  nur  noch  drei  Reichsstädte  als  Staten  erhalten 
können?  —  ist  ein  unverkennbares  Zeichen,  dasz  dem  poli- 
tischen Leben  unserer  Zeit  weder  die  antike  noch  die  mittel- 
alterliche Mischung  von  Stadt  und  Stat  mehr  zusage,  sondern 
dasz  dem  modernen  State  die  Stadtgemeinde  poli- 
tisch untergeordnet  sei.  Die  Ausscheidung  folglieh 
der  politischen  Rechte  und  Interessen  von  den  städtischen 
Gemeinde  rechten  und  Interessen  ist  wesentlich  das  Resultat 
der  neueren  Zeit. 

5.   In  der  absolutistischen  Periode  der  letzten  Jahrhun- 
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derte  wurden  die  Städte  indessen  in  manchen  Ländern,  vor- 
züglich in  Frankreich,  nicht  blosz  jeder  politischen  Hoheit 
and  Selbständigkeit  vollständig  entkleidet.  Dem  übermäch- 
tigen Triebe  der  neuen  einheitlichen  Macht  des  absoluten 
State  genügte  die  politische  Unterordnung  derselben  nicht. 
Er  griff  weiter  um  sich,  und  wollte  auch  keine  Selbstbe- 
stimmung der  Städte  in  ihren  Gemeindeangelegen- 
heiten zugeben.  Diese  Richtung  wurde  noch  leidenschaft- 
licher von  der  Revolution  befolgt,  welche  zu  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  Frankreich  umwälzte  und  von  da  aus  Europa 
umgestaltete.  Hatten  im  Mittelalter  die  Städte  zugleich  sich 
selbst  regierende  Staten  sein  wollen,  so  ging  nun  auch  ihre 
corporative  Oemeindefreiheit  unter.  Die  Vorstellung  kam  zur 
Geltung,  dasz  alle  Gemeinden,  Städte  und  Dörfer  nur  Stats- 
anstalten  seien.  Das  neue  Statsbürgerrecht  verschlang  das 
alte  Gemeindebürgerrecht,  und  die  Reste  von  Selbständigkeit 
wurden  aufgezehrt  von  der  Alles  umfassenden  und  leitenden 
Centralisation.  So  hatte  die  politische  Ueberhebung  der  Städte 
in  ihr  Gegentheil,  in  vollständige  Abhängigkeit  derselben  in 
allen  Dingen  umgeschlagen. 

6.  In  der  neuesten  Zeit  endlich  sehen  wir  nach  man- 
cherlei entgegengesetzten  Schwankungen  ein  gewisses  Oleich- 
gewicht hergestellt,  welches  die  Gemeinden  in  ihremEreise 
als  selbständige  Wesen  achtet,  und  zugleich  die  poli- 
tische üeberordnung  des  States  wahrt.**  Dieser  Fort- 
schritt datirt  hauptsächlich  seit  der  preuszischen  Städte- 
ordnung von  1808,  einem  Werke  des  Ministers  Stein. 

«  Wie  Rottek  (consi.  Statsr.  y.  Aretin.  HI,  8.  31)  dazu  bat  kom- 
men kennen,  auch  „unsere**  Oemcinden  „Staten  im  Kleinen**  zu 
nennen,  welche  „mit  andern  Gemeinden  und  mit  £inselnen  zum  grossem 
8tat  vereint**  sind,  wfire  unbegreiflich,  wQszten  wir  nichts  wie  sehr  in 
neuerer  Zeit  die  Neigung,  den  Stat  von  unten  herauf  durch  Zusamroen- 
«Sblen  und  Aneinanderreihen  sogar  der  Indiyiduen  zu  construiren,  und 
flo  nun  Produet  des  Vertrages  zu  machen,  sich  yieler  Köpfe  in  Gtostalt 
der  indiTiduellen  Freili^it  bemächtigt  und  dieselben  verwirrt  hat 


464  Eilffces  Buch.    Von  den  Gemeinden. 


Zweites  Gapitel. 

Die  rechtliche  Natur  der  Qemeindcn. 

Der  Rflckblick  auf  die  Schicksale  der  Gemeinden  in  der 
Weltgeschichte  enthflUt  uns  die  wahre  Natur  derselben«  die 
in  dem  modernen  Statsrechte  mehr  und  mehr  zu  allgemeiner 
Anerkennung  zu  kommen  scheint. 

1.  Dem  neueren  State  gemäsz  ist  es  vorerst,  dasz  die 
s&mmtlichen  Gemeinden  in  demselben  in  Harmonie  gebracht 
werden  mit  der  Statsverfassung,  und  den  Statsge walten  in 
allen  politischen  Beziehungen  untergeordnet  seien. 
Er  erträgt  es  nicht,  dasz  eine  Bechtsgemeinschaft  der  Art  als 
eigene,  auf  sich  beruhende  politische  Macht  gewiszermaszen  aus- 
zerhalb  der  öffentlichen  Verfassung  stehe,  wie  eine  Immunität. 
Denn  er  umfaszt  und  ordnet  das  gesammte  politische  Dasein 
der  Nation  und  ihrer  Theile. 

Als  einfache  Folgen  dieses  Grundsatzes  lassen  sich  diese 
Bestimmungen  ableiten: 

a)  dasz  neue  Gemeinden  nur  mit  Zustimmung  des 
State  gebildet  werden  dflrfen;  denn  da  dieselben  immerhin 
auch  eine  öffentliche  Bedeutung  haben,  da  sie  auch  Glieder 
des  Statskörpers  sind,  so  ist  dieser  berechtigt,  bei  der  Ent- 
stehung derselben  mitzureden,  und  die  Rechte  und  Interessen 
des  Ganzen  zu  wahren; 

b)  dasz  die  Gesetzgebung  des  Stats  auch  die  Grund- 
zflge  der  Gemeindeverfassung  zu  ordnen  und  je  nach  den 
Zeitverhältnissen  abzuändern  das  Recht  habe,  und  zwar  mit 
gröszerer  Freiheit  als  in  rein  privatrechtlichen  Dingen; 

c)  dasz  der  Statsgewalt  zwar  nicht  nothwendig  ein  Vor- 
mundschaffcsrecht  Aber  die  Gemeinden,  aber  jedenfalls  ein  Auf- 
sichtsrecht Aber  dieselben  gebühre,  durch  welches  ihr  die 
Veranlassung  geboten  und  die  erforderlichen  Mittel  gewährt 
werden,  die  Harmonie   mit  dem  State  und  die  politische  Un- 
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terordnung  der  Gemeinden  unter  denselben  zu  erhalten,  und 
einer  Entartung  der  Gemeinde  oder  dem  Miszbrauch  ihrer 
Rechte  entgegen  zu  wirken. 

d)  Der  Natur  der  Gemeinde  als  eines  Gliedes  auch  im 
Statskörper  entspricht  es  femer,  wenn  auch  die  Statsver- 
fiissang  als  solche  in  die  Organisation  derselben  hinabreicht, 
sei  es  dasz  den  Qemeinden  eine  Beprftsentation  auch  in  den 
Kammern  ?erstattet  oder  gewisse  Wahlen  für  die  höheren 
Rfttbe  nach  Gemeinden  geordnet  werden,  sei  es,  dasz  für  die 
Gemeinden  untere  Statsbeamte  bestellt  werden  zur  Ausübung 
der  statlichen  Functionen.  Der  Zusammenhang  der  Ge- 
meinden mit  dem  State  wird  durch  solche  Einrichtungen  fort- 
wfthrend  in  lebendiger  Thfttigkeit  erhalten.  Dieser  zieht  aus 
jenen  frische  S&fte  und  erfdUt  hinwieder  die  Gemeinden  mit 
seinem  Geiste. 

Es  ist  daher  ganz  passend,  wenn  in  neuerer  Zeit  häufig 
das  ganze  Statsgebiet  in  Gemeindekreise  abgetheilt  wird,  so 
dasz  auch  die  Höfe  und  Gegenden,  die  in  dem  mittelalter- 
lichen State  auszerhalb  der  Gemeindeverfassung  standen,  in 
die  Ordnung  derselben  eingefügt  werden. 

2.  Einseitig  übertrieben  ist  aber  die  Meinung,  welche 
in  den  Gemeinden  nur  Anstalten  des  Stats  und  nur 
Glieder  des  Statskörpers  sieht.  Die  Geschichte  der  Ge- 
meinden zeigt,  dasz  dieselben  häufig  älter  sind  sogar  als  die 
Staten,  denen  sie  zugehören,  und  meistens  nicht  von  oben  her 
und  von  dem  ganzen  State  aus  gegründet  wurden,  sondern 
eher  von  unten  auf  aus  der  Ansammlung  vieler  Familien  um 
einen  Mittelpunkt  der  Gultur  oder  aus  genossenschaftlicher 
Verbindung  der  nachbarlichen  Grundbesitzer.  Ebenso  ist  die 
Bestimmung  der  Gemeinden  zunächst  nicht  eine  statliche,  son- 
dern voraus  eine  auf  Gultur  und  Wirthschaft  gerichtete. 
Die  Gemeinde  steht  demnach  in  der  Mitte  zwischen  dem  In- 
dividuum und  dem  State,  dem  Kreise  des  Privatlebens  und 
dem  des  politischen  Lebens.    Sie  umfaszt  die  gemeinsamen 
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Gultur*  und  Wirthschaftsbeziehuageii  eines  Ortes, 
die  hinwieder  roit  den  Privatinteressen  der  Bewohner  dessel- 
ben eng  verschlungen  sind.  Bas  ist  ihr  principaler  Charakter. 
Zugleich  aber  vermittelt  sie  das  Yerhftltnisz  des  Orts  und 
seiner  Bewohner  zum  State.  Das  ist  die  zweite  Seite  ihres 
Wesens. 

Weil  so  die  Gemeinde  eine  Bedentang  für  sich  und  ein 
eigenes  Leben  hat,  so  ist  sie  auch  eine  Persönlichkeit, 
und  zwar  eine  von  dem  State  verschiedene  Persönlich- 
keit.* Sie  hat  ihr  eigenes  Recht,  eigenes  Yeroiögen,  eine  be- 
sondere Wirksamkeit  Weszhalb  sollte  sie  hier  nicht  ihrer 
Freiheit  sich  erfreuen  und  selbständig  ihre  Angelegenheit«! 
verwalten?  Die  eigentliche  Yornrandschaft  hat  nur  da  gaten 
Qrund,  wo  es  der  bevormundeten  Person  an  der  Fähigkeit 
gebricht,  ffir  sich  selber  zu  sorgen.  Die  Hülftbedflrftigkeit 
dieser  ist  die  rechtliche  Yoraussetzung  jener.  Wie  sollte 
nun  die  Gemeinde  nicht  so  zu  organisiren  sein,  dasz  die  voll- 
jährigen Männer,  die  ihr  angehören  und  ihre  Angelegenheiten 
verwalten,  auch  fähig  sind,  nach  eigener  Einsicht  die  gemein- 
samen, ihren  Privatverhältnissen  naheliegenden  Int^essen  an 
besorgen?  Wie  sollten  sie  denn  der  Yormnndschaft  der  Stats- 
behörden  bedürfen?  Unter  noch  barbarisdien  oder  in  Öffent- 
lichen Dingen  völlig  ungeübten  Yölkem,  oder  wo  etwa  Lie- 
derlichkeit oder  ähnliches  Yerderbniaa  eingerissen,  mag  die 
Yormundschaft  des  Stats  wohl  qöthig  sein.  Dem  normalen 
Zustande  der  Gemeinde  aber  sagt  nur  die  Selbständigkeit 
derselben  als  Regel  zu.  Allerdings  nicht  eine  absolute,  weil 
die  Gemeinde  nicht  allein  eine  Persönlichkeit  für  sich  ist, 
aber  eine  durch  die  Statsordnung  und  die  Aufsicht  der  Regie- 
rung beschränkte. 

3.  Wie  der  Gegensatz  der  Stände  in   neuerer  Zeit  viel- 

^  Brater  im  Deutschen  Statswörterbach,  Art.  Gemeinde:  „Die  Qe- 
meinde  ist  der  Organismus  der  örtlichen  Gemefnsebaft  wie  der 
etat  der  Organismus  der  Yolksgemeinsehafl.*' 
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fUtig  verwiscbt  worden  ist,  ungeachtet  die  Verschiedenheit 
der  Lebens-  und  Bemfsweise  noch  in  groszen  Zflgen  erkennbar 
ist,  so  ist  aoeh  der  Unterschied  der  Städte  nnd  der  Landge- 
meinden in  den  neueren  Staten  oft  nicht  weiter  beachtet  wor- 
den. Zwar  gibt  es  wirklich  Oegenden,  in  welchen  die  städtische 
Galtur  auch  auf  das  Land  Terpflanzt  worden  ist  nnd  städtische 
Sitten  in  den  DOrfem  geübt  werden,  nnd  manche  besonders 
kleinere  Städte,  die  nnr  mit  Rücksicht  auf  ihre  ältere  Ge- 
schichte und  etwa  weil  sie  mit  Mauern  versehen  waren  als 
Städte  gelten,  während  die  Art  ihres  Daseins  nnd  Lebens  sie 
den  Dörfern  gleichstellt.  Aber  im  Groszen  besteht  der  natflr- 
liche  Gegensatz  dennoch  fort,  nnd  die  Stadtgemeinde  hat 
in  manchen  Beziehungen  eine  andere  Natur  als  die  Land* 
gemeinde» 

Die  Landgemeinde  haftet  näher  an  dem  Boden,  der 
von  den  Genossen  derselben  bebaut  wird.  Sie  lebt  in  engerem 
YeAehr  mit  der  äuszern  Natur  des  Landes,  und  breitet  ihre 
Sorge  weit  umher  darüber  aus.  Cultuizwecke  sind  ihr  zwar 
nicht  fremd.  Die  Kirche  vornehmlich  überragt  das  Gemeinde- 
haus. Die  Gemeinde  stiftet  und  unterhält  auch  Schulen  fflr 
die  DorQagend.  Aber  ihre  eigentliche  und  Hauptthätigkeit 
ist  die  gemeinsame  Wirthschaft,  die  Sorge  för  die  gemei- 
nen Waldungen  und  Weiden,  für  die  Wege  und  Stege,  für 
die  Brunnen  und  Feuerlüschanstalten,  fflr  die  Reinlichkeit  und 
Ordnung,  fflr  ihr  Vermögen.  Das  Prindp  der  Nützlichkeit 
ist  das  massgebende,  auf  die  Früchte  vorzüglich  ist  der  Sinn 
gerichtet  Das  Dorf  begnügt  sieh  mit  dem  Anständigen;  sein 
Streben  geht  nicht  auf  höhere  Cultnr  in  Kunst  und  Wissen- 
schaft Nicht  der  Handel  nach  allen  Richtungen  und  in 
allen  Dingen,  sondern  die  gleichmäszige,  dem  Boden  zugewen- 
dete Landwirthschaft  bezeichnet  die  Art  seines  Daseins. 

Die  Stadtgemeinde  dagegen  wird  auf  kleinerem  Baume 
zu  reicherem  und  höherem  Leben  vereinigt  und  erhoben.  Die 
Verbindung    mit  dem  Boden  wird   gelockert,    die   Personen 
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schlieszen  sich  personlich  zusammen;  der  corporative  Trieb 
wirkt  in  ihr  einheitlicher  und  energischer.  Wenn  in  der  Land- 
gemeinde das  genossenschaftliche  Princip  noch  angemes- 
sen erscheint,  so  paszt  für  die  Stadt  das  Princip  der  reinen 
juristischen  Person  besser.  Die  Landwirthschaft  kann 
sich  in  der  Stadt  nicht  erhalten.  Soll  sie  gedeihen,  so  musz 
sie  hinausgedrängt  werden  auf  das  Land;  nur  die  feinere 
Gartencnltur  findet  in  der  Stadt  einen  Platz.  Dagegen  werden 
in  ihr  die  Berufsweisen  (iberaus  mannichfaltig.  Gewerke  aller 
Art  werden  in  ihr  nicht  etwa  nur  von  Einzelnen,  sondern  von 
ganzen  Classen  der  Bevölkerung  betrieben.  Der  Eramhandel 
bietet  seine  Waaren  da  feil,  und  befriedigt  die  kleinen  Be- 
dürfnisse eines  groszen  Kreises  auch  auszerhalb  der  Stadt. 
Der  Qroszhandel  wählt  in  ihr  seinen  Sitz,  und  spannt  von  da 
aus  das  Netz  seiner  Geschäfte  über  die  Welt  hin.  Die  Künste 
und  die  Wissenschaften  finden  sich  ein,  und  veredeln  das 
Leben.  Höhere  Schulen  werden  dahin  verlegt.  Der  Stat 
selbst  nimmt  mit  seinen  bedeutenderen  Anstalten  da  seine 
Besideuz.  Es  ist  klar,  dasz  das  alles  einen  gewaltigen  Ein- 
flusz  auf  die  Lebensweise  der  städtischen  Bevölkerung  und 
auf  die  ganze  Natur  und  Form  der  Stadtgemeinde  haben  musz. 
Die  Bedeutung  der  Wirthschaft  tritt  in  ihr  in  den  Hinter- 
grund, die  Richtung  auf  höhere  Culturinteressen  dage- 
gen hervor.  Die  Stadt  nähert  sich  daher  noch  mehr  dem 
State  au.  In  andern  Beziehungen  aber  sind  hinwieder  Stadt- 
und  Landgemeinde  einander  gleich.  Sie  haben  beide  Antheil 
an  der  Selbständigkeit,  welche  den  Gemeinden  überhaupt  ge- 
bührt im  Verhältnisz  zum  State  und  an  der  Gemeindefroiheit, 
die  sich  theils  in  der  Autonomie,  d.  h.  der  Selbstgesetzge- 
bung innerhalb  des  Gemeindebereiches  theils  in  der  Selbst- 
verwaltung der  Gemeinde  und  ihrer  Organe  äuszert. 
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Drittes  Gapitel. 

Organismus  der  Landgemeinde. 

1.  Das  Leben  der  Landgemeinden  ist  einfach,  der  aus* 
zem  Natur  nahe,  gleichmäszig,  schlicht.  Ihre  Verfaszung 
innsz  diesem  Charakter  gemäsz  sein.  Eben  daher  hat  sie 
auch  in  ihrem  gesunden  Zustande  einen  Zug  zu  demokra* 
tisch  er  Einrichtung.  In  der  altdeutschen  freien  Gemeinde 
traten,  so  oft  es  nöthig  schien,  die  freien  Grundeigenthümer 
der  Gemeinde  (die  Markgenossen)  zusammen  und  faszten  ihre 
Beschlüsse  unter  dem  Vorsitze  des  Decans,  Dorfgrafen,  Bauer- 
meisters, Schulzen  oder  wie  sonst  ihr  Vorstand  noch  genannt 
werden  mochte,  und  selbst  auf  den  Grundherrschaften  versam- 
melte sich  nach  Ausbildung  des  Hofrechts  die  Gemeinde  der 
hofhörigen  Grundbesitzer  regelmäszig  unter  der  Leitung  des 
Omndherm  oder  seines  Stellvertreters  des  Maiers  oder  Kel- 
lers. Die  Gemeindeversammlung  der  Dorfgenossen  und 
der  Gemeinde  vorstand  sind  noch  die  beiden  Organe  der 
Gemeinde,  welche  ihren  Bedürfoissen  gewöhnlich  genügen. 
Die  Auflösung  jener  in  den  letzten  Jahrhunderten  war  nicht 
aus  natflrlichen  Bedflrfniszen  herbeigefflhrt  worden,  sondern 
lediglich  eine  Folge  der  alles  freiere  Leben  ertödtenden 
Herrschsucht  jener  Zeit,  die  durch  die  Zerstörung  der  Ge- 
meindefreiheit die  allgemeine  Auflösung  und  die  Revolution 
des  ganzen  Stats  hinwieder  vorbereitet  hat.  Die  Beiordnung 
eines  ständigen  Gemeinderathes  zu  dem  (^emeindevorstand  da- 
gegen war  eine  natürliche  Fortbildung  dieses  Organs,  den  ge- 
steigerten Ansprüchen  der  neueren  Cnitur  gemftsz. 

2.  Der  Dorfgemeinde  ist  es  natürlich,  wenn  die  Ge- 
meindeversammlung vorzüglich  aus  den  auf  Grund 
undBoden  angesessenen  Genossen  besteht,  d.h.  wenn  das 
active  Gemeindebürgerrecht  vornehmlich  denGrund- 
besitzern  in  dem  Gemeindebann  zusteht.    Im  Groszen  und 
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Ganzen  ist  dieses  System  in  Deutschland  und  England' 
zum  Theil  überliefert,  zum  Theil,  freilich  mit  Modificationen 
wieder  hergestellt  worden.  Insbesondere  werden  den  Grund- 
eigenthümem  noch  andere  Classen  beigeordnet,  wie  die  Hand- 
werker und  Krämer,  die  ihre  Gewerbe  auf  eigene  Rechnung 
treiben,  oder  die  abgeleiteten  Grundbesitzer  zu  Pacht  (Erb- 
pacht oder  länger  dauernder  Zeitpacht),  endlich  auch  die  Fa- 
brikarbeiter und  Taglöhner. 

Wenn  also  auch  die  Landbauem  als  der  eigentliche  Kern 
der  Landgemeinde  zu  betrachten  sind,  so  macht  es  dodi  die 
Ausdehnung  der  Industrie  und  der  Cnitur  auch  auf  die  Land- 
schaft unmöglich,  die  Landgemeinde  in  der  alten  Form  einer 
bloszen  Bauerngemeinde  festzuhalten. 

3.  Am  weitesten  in  der  entgegengesetsten  Biditung  ist 
das  französische  System  gegangen,  iqdem  es  auch  in  dm 
Landgemeinden  das  Bürgerrecht  röllig  Ton  dem  Grundbesitz 
abgelöst  hat,  und  sogar  in  dem  Statsbürgerrecht  dergestalt 
hat  untergehen  lassen,  dasz  es  keine  berechtigte  Yersammlung 
der  Gemeindebürger  mehr  kennt  Die  Landgemeinde  wie  die 
Stadtgemeinde  erscheint  dann  nur  als  eine  an  den  Ort  ge- 
knüpfte juristische  Persönlichkeit,  in  welcher  die  Glieder,  die 
Gemeindegenossen  gleichsam  vei-schwinden. 

Im  Grunde  ist  das  Zerstörung  nicht  Organisation  der  Ge- 
meinde, als  einer  selbständigen  Körperschaft. 

4.  Ein  anderer,  rorzüglich  in  Preuszen  aui^bildeter 
Gedanke  ist  die  Umwandlung  der  Grundbesitzergemeinde 
in  die  Einwohnergemeinde.'    Das  heiszt  die  Theilnahme 

^  Vgl.  Renand,  deutsches  Privatr.  I,  §.  191.  Oesterreichi- 
sches  Gcmeindegesetz  von  1849.      Englisches  von  1835. 

'  Die  preuszisohe  Oemeindeordnung  rom  11.  Mflrs  1850  war  ohne 
Unterschied  der  Stadt-  und  Landgemeinden  auf  das  System  der  Ein» 
wohnergemeinden  gebaut,  liesz  aber  nicht  alle  Einwohner  ala  Oeneinde- 
Wähler  zu,  sondern  nur  die,  welche  entweder  Grundbesitz  haben  oder 
wenigstens  2  Thaler  directe  jfthrliche  Steuer  bezahlen  (§.  4).  Spater 
wurde  der  Unterschied  wieder  anerkannt.     Gesetze  Ton  1853  und  1866. 
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an  den  GemeindeTersainmlQogeB,  und  Gemeindeangelegenbeiteu 
wird  lediglich  oder  hauptsächlich  von  dem  Wohnort,  d.  h. 
TOD  der  dauernden  Verbindung  mit  dem  Orte  abhängig  ge- 
nuudit  Es  ist  dann  nur  von  secnndärem  Belang,  wenn  auszer- 
dem  für  das  Stimmrecht  noch  weitere  Erfordernisse,  wie  ein 
gewisses  Alter,  Steuerzahlung,  persönliche  Selbständigkeit  und 
dergleichen  verlangt  werden.  Auch  die  Einwohnergemeinde 
kann  mehr  oder  weniger  demokratisch  organisirt  werden.  Wenn 
aber  kein  Unterschied  beachtet  wird  zwischen  Hausvätern  und 
Söhnen,  Meistern  und  Knechten,  Gewerbetreibenden  und  Tag- 
löhnem,  Fabrikberren  und  Fabrikarbeitern,  sondern  das  Stimm- 
recht gleichmäszig  auf  alle  Personen  ausgedehnt  wird,  auch 
auf  die,  welche  an  der  dauernden  Wohlfahrt  der  Gemeinde 
nur  ein  vorabergehendes  und  geringes  Interesse  haben,  und  bei 
Gemeindesteuern  fast  gar  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen 
werden  können,  so  entsteht  hier  eine  nicht  geringe  Gefahr 
fOr  die  Gemeinde  und  ihre  Hausväter,  deren  Abwendung  kaum 
anders  als  durch  eine  verstärkte  Statscontrole  möglich  ist. 
Gerade  das  Interesse  der  Gemeindefreiheit  empfiehlt  Vorsicht 
in  der  Ausdehnung  des  Stimmrechts. 

bn  Auf  einem  eigenthümlichen  Princip  beruht  die  Ver- 
fassung der  persönlichen  Bflrgergemeinden  in  vielen 
Gegenden  der  Schweiz  und  auch  in  manchen  sädde ut- 
achen Lindem.'  Dieselbe  ist  zwar  auch  abgelöst  worden 
von  dem  Zusammenhang  mit  dem  Grundbesitz  und  der  An- 
sässigkeit. Es  ist  das  ältere  reale  Princip  mit  einem  per- 
sönlichen, vertauscht  worden.  Aber  indem  sich  die  Ge- 
meindebargerschaft  vorztlglich  um  der  Pflicht  für  die  Armen- 

Fär  die  Ijandgemetnden  der  Sstlichen  ProTinsen  itüt  ein  eigener 
„Hausstand**  und  in  der  Regel  auch  Wohnort  in  dem  Gerne indebezirk 
als  Omodbediogang  des  Btimmreohtii  anerkannt,  v.  Rilnne  Preii»x. 
Stetsr.  II.  §.  ;K)9. 

*  Vgl.  Bluiitachli,  Zflrcheriscbo  Rechiägcseliiehtv  II,  8.  bH  AT.  und 
das  Utttachtcn  Ober  die  Reorganisation  dos  Gemeinde wo<>ens  im  Kanton 
Bern  von  BIOs  oh  von  1851. 
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pflege  willen,  welche  sie  für  ihre  Glieder  zu  übernehmen  hatte, 
corporativ  abschlosz,   so  dasz  neue  Ankömmlinge  nnr  durch 
Bezahlung  einer  Einkaufssumme  in  das  Gemeindegut  und  Auf- 
nahme der  Bürgerschaft  in  diese  eintreten  konnten,  so  wurde 
das   ganze  Bürgerrecht  zu    einem    persönlich    erblichen 
Rechte  aller  derer,  die  aus  Bürgerfamilien  abstammten,  hatten 
sie  nun  selber  Grundbesitz  oder   nicht    Die  Bürgergemeinde 
wurde  so  gewissermaszen  selbst  zu  einer  groszen  Familie, 
welche  in  den  Kindern  und  Enkeln  sich  stets  erneuernd  fort- 
lebt.   Die  Bürger  werden  unter  einander  durch  ein  Band  der 
Pietät  verbunden,  welches  fest  hält,   auch  wenn  ihre  Wege 
sie  trennen,  und  der  eine  da,  der  andere  anderswo  sich  nie- 
derläszt.    Das  Bürgerrecht  wird  zu  einem  Erbgute,  das  auf 
die  Nachkommen  übergeht,  es  verbindet  die  Interessen  und 
selbst  die  Ehre  der  auf  Jahrhunderte  hin  lebenden  Gemeinde 
mit  der  Fortpflanzung  des  Blutes  und  den  heiligen  Beziehungen 
des  Familienlebens.    Der  Mensch  hat  ein  anderes  Gefühl  von 
der  Bedeutung  des  Bürgerrechts,  je  nachdem  dieses  nur  einen 
localen  Grund  hat,   weil  er  gerade  jetzt  in  einer  Gemeinde 
wohnt,  oder  einen  persönlichen,  weil  er  mit  seiner  Familie  ihr 
für  immer  durch   das  Blut   verbunden  ist.    Der  patriotische 
Bürgersinn  wird  in  dem  letztern  Gefühle   eher  Stärkung  und 
Anregung   finden,   als   in   dem   erstem.      Wenn  aber  dieses 
System  keine  Rücksicht  mehr  nimmt  auf  die  Beziehung  zum 
Boden  und  Wohnsitz,  und  die  Abschlieszung  der  persönlichen 
Bürgerschaft   zu  enge  wird,  so  wird   hinwieder  die  ebenfalls 
natürliche  Bedeutung  der  Gemeinde  für  einen  bestimmten  Ort 
übersehen,  und  es  bildet  sich  allmählich  neben  der  zusammen- 
schrumpfenden und  absterbenden  Bürgerschaft  eine  zahlreichere 
Einwohnergemeinde,  welche  mit  jener  über  die  Stellvertretung 
der  Ortsinteressen  in  Streit   geräth.    Da  die  Gemeinde   doch 
wesentlich  eine  Organisation  der  Ortsgemeinschaft  und  die  Be- 
friedigung der  Ortsinteressen  ihre  nächste  Sorge  ist,  so  em- 
pfinden die   dauerhaften  Einwohner  es  als  ein  Unrecht,   dasz 
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sie  von  dem  Stunnurecht  ausgeschlossen  werden,  und  die  Bfir-- 
gerschaft  wird  wie  eine  grandlos  privilegirte  Classe  beneidet 
und  gehaszt  Auch  jener  Oeist  der  Engherzigkeit,  der  Be- 
schrftnktheit ,  der  Selbstsucht,  des  Hochmuths,  stellt  sich  ein 
und  umAngt  den  absterbenden  alten  Stamm,  wie  ein  Geflechte 
von  Schmarotzerpflanzen. 

Je  beweglicher  das  Leben  der  heutigen  Welt  geworden 
ist,  um  so  gröszer  ist  auch  die  Veränderung  in  den  Gemein- 
den. AJtbflrger  ziehen  weg,  und  lassen  sich  anderwärts  blei- 
bend nieder,  Fremde  ziehen  herein  und  suchen  hier  eine  neue 
Heimat.  In  einem  oder  ein  paar  Menschenaltem  hat  eine 
neue  Einwanderung  die  alten  Stammbürger  verdrängt  oder  an 
Zahl  überschritten.  Da  ist  es  unmöglich  das  Princip  der  per- 
sönlichen Bfirgergemeinde  unverändert  fest  zu  halten,  und  es 
wird  eine  Ausgleichung  mit  dem  Princip  der  Einwohnerge- 
meinde unvermeidlich. 

6.  In  manchen  neuem  Gesetzgebungen  wird  die  persön- 
liche Seite  des  Bfirgerverbandes  theils  durch  die  Aufnahme 
aller  activen  Bürger  in  die  Gemeinde,  theils  durch  Anerken- 
nung eines  Anrechts  der  Bfirgerkinder  auf  Aufnahme  gewährt 
und  der  localen  Seite  desselben  dadurch  Rechnung  getragen, 
dasz  der  Antritt  des  Bürgerrechts  allen  offen  steht,  oder  zur 
Pflicht  genuicht  wird,  welche  durch  Besitz,  Beraf  oder  Wohn- 
ort in  eine  dauernde  Verbindung  mit  dem  Ort  eingetreten  sind. 

7.  Gleiches  Recht  der  Vollbürger  in  derGemeinde- 
ven^ammlung  ist  natürlich  gewöhnlich  anerkannte  Begel,  und 
die  Mehrheit  der  anwesenden  und  stimmenden  Bürger  er- 
zeugt den  Willen  des  Ganzen.  Aber  auch  diese  Regeln  sind 
keine  absoluten.  Wenn  einzelne  Bürger  in  der  Gemeinde  sind, 
welche  an  Vermögen  und  Ansehen  über  die  grosze  Zahl  her- 
vorragen, wie  das  in  alten  aus  der  Grundherrschaft  hervorge- 
gangenen Gemeinden  regelmässig  der  Fall  ist,  wo  der  Grond- 
herr  selber  nunmehr  als  Oemeindebürger  seinen  vormaligen 
Grundholden  zur  Seite   gestellt  ist,   oder  wie   das  auch  in 
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neuerer  Zeit  ftfter  vorkommt,  wo  Fabrikberm  auf  dem  Lande 
Hunderte  von  Arbeitern  beschäftigen,  von  denen  ein  gvoszer 
Theil  neben  jenen  Gemeindebürger  sind,  so  erfordert  jene  Un- 
gleichheit Immerhin  eine  Berflcksichtigung.  Vorzüglich  nOthtg 
erscheint  diese  mit  Bezog  auf  Beschlüsse  über  die  Ausgab«! 
und  Qemeindesteuern,  damit  nicht  eine  Mehrheit  von  Personen 
auf  Unkosten  vielleicht  des  einzigen  oder  weniger  Beicher  in 
der  Gemeinde  willkürliche  Verfügungen  treffe.  Der  gesunde 
Sinn  der  altgermanischen  Gemeindeverfassung  hat  solcher  Un- 
gleichheit darin  einen  verfiissungsmftszigen  Ausdruck  verschafft, 
dasz  den  aristokratischen  Gliedern  der  Oemwide  in  dem  vor- 
bereitenden und  hinwieder  ausfiihrenden  Rat  he  ein  erhöhter 
Einflusz  verstattet  wurde,  und  es  kann  dieses  Vorbild  auch 
für  die  Bechtsbildimg  unserer  Zeit  noch  als  ein  beaditens- 
werther  Wegweiser  angesehen  werden. 

8.  Das  zweite  noch  weniger  entbehrliche  Organ  ist  der 
Gemeindevorstand,  welcher  für  die  laufenden  Geschäfte 
und  Interessen  der  Gemeinde  sorgt  und  ihre  Angelegenheiten 
leitet.  Auch  da  sind  die  neueren  Verfassungen  sehr  verschie- 
den« Der  Natur  der  vollfreien  Landgemeinde  und  ihrer  Be- 
ziehung zum  State  entspricht  es  wohl  am  ehesten,  woin  der 
Vorstand  von  der  Gemeindeversammlung  oder  von  den  Ge- 
meindeausschüssen frei  erwählt  wird.  Denn  theils  ist  ihre 
Natur  wirklich  demokratisch,  theils  wird  in  solcher  Wahl  die 
Selbständigkeit  der  Gemeinde  in  ihrer  eigenen  Wirthschaft, 
d.  h.  ihr  Lebensprincip  dargestellt  und  verwirklicht  Den 
schroffsten  Gegensatz  dazu  bildet  das  französische  System, 
welches  die  Gemeindevorstände  (Mai res)  durch  die  Statsre- 
gierung  bestellen  läszt  und  ganz  abhängig  von  dieser  macht. 
Eher  kann'  es  gerechtfertigt  werden,  wenn  der  gewählte  Vor^ 
stand  nur  insofern  sein  Amt  antreten  und  die  Gemeinde  auch 
in  ihren  Beziehungen  zum  State  repräsentiren  darf,  als  er 
auch  von  der  Statsgewalt  anerkannt,  d.  h.  von  dieser  keine 
Ginsprache  gegen  seine  Person  gemacht  worden  ist. 
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0«  In  der  Bagd  steht  dem  Vorstände  eia  Oollegium 
von  Gemeinderätheiit  Ausschflssen,  Mnnicipalräthen 
zur  Seite,  welche  sowohl  in  der  Besorgung  der  Geschäfte  und 
in  der  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten  dem  Vorstände 
helfen,  als  denselben  in  seiner  Thätigkeit  controliren.  Sie 
sind  ein  Auszug  der  BOrgerschaft,  gemacht  im  HinUiek  auf 
die  Gemeindeintereesen.  Die  Wahl  derselben  aus  dieser  und 
durch  diese  ist  daher  hier  die  gewöhnliche  Einrichtung  und 
den  Verhftltnissen  ganz  gemftse.  Nur  stellen  die  einen  Ver* 
fassungen  höhere  Anforderungen  an  die  Wählbarkeit,  während 
die  andern  die  Wahl  in  der  ganzen  Bürgerschaft  ohne  solche 
nähere  Begränzung  und  Bestimmung  frei  geben.'* 


Viertes  CapiteL 

OrgftnisAtion  der  Stadt^^meiaden. 

1.  Das  Leben  der  Stadt  ist  mannichfaltiger  und  ooncen- 
trirter  zugleich.  In  ihr  sammeln  sich  die  Massen  in  enge 
Gruppen.  Die  Interessen  der  Industrie  und  der  höheren  Cul- 
tur  steigern  die  Anspräche  an  die  städtische  Verwaltung.  Die 
Gegensätze  innerhalb  der  städtischen  BcTOlkerung  in  Bildung, 
Beruf,  Vermögen  treten  sichtbar  hervor,  und  verlangen  Beach- 
tung. Wohl  haben  kleine  Städte  grosze  Aehnlichkeit  mit  den 
Landgemeinden  und  kOnnen  füglich  durch  dieselbe  einfach-de- 
mokratische Verfassungsform  befriedigt  werden.  Aber  in  den 
grOszeren  Städten,  in  welchen  der  städtische  Charakter  voll* 
ständiger  ausgebildet  ist,  wird  naturgemäsz  auch  die  Verlas- 

*  Attch  in  Frankreich,  wo  dau  Napoleonische  Gesetz  tooi  Jnhre  VIII. 
sogar  die  Gemeinderäthe  von  der  Regierung  ernennen  licss,  ist  nun 
durch  das  Gesetz  Kapolcon  IJI.  vom  7.  Juli  1852  die  Wahl  dcfbclben 
dem  saffrege  uiUTersel  zuerkannt. 
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sang  oomplicirter  und  werden  höhere  Bildungen  BedtlrfnisK. 
Die  städtischen  Magistrate  (Bürgermeister  und  Stadt^ 
räthe  oder  Schöffen)  sind  zwar  im  Sinn  der  neueren  Fort- 
bildung des  Rechts  nicht  zugleich  hohe  Statsbeamte,  wie  in 
der  fiHheren  Zeit,  als  die  Städte  zugleich  Staten  waren,  son- 
dern nur  der  Stadt  dienende  Vorsteher,  städtische  Ge- 
meindebeamte; aber  das  höhere  Amt  erfordert  schon  um- 
fassendere Geschäftskunde  als  in  den  Landgemeinden,  und 
nimmt  die  ganze  Thätigkeit  eines  Mannes  in  Anspruch. 

Die  Menge  der  Borger  und  Einwohner  ist  schon  zu  zahl- 
reich und  die  Individuen  sind  Oberdem  zu  sehr  mit  ihren  Ge- 
werben beschäftigt,  um  die  vielerlei  städtischen  Gemeinin- 
teressen unmittelbar  und  gemeinsam  ordnen  zu  können.  Daher 
bedarf  es  hier  einer  Stellvertretung  derselben  durch  Bflr- 
gerausschflsse,  Stadtverordnete,  weitere  (grosze) 
Stadträthe  u.  dgl.,  welche  zwischen  den  Magistraten  und 
den  Bürgern  steht.  Auch  fflr  die  demokratisch  geordnete 
Stadt  kommt  sein  der  Repräsentation  ein  aristokratisches 
Moment  hinzu.    In  dem   römischen  Alterthum  war   die  ganze 

Stadtverfassung  aristokratisch,   in  dem  Mittelalter   zu  gutem 

•  ^^ 

Theil  ebenfalls,  in  der  Gegenwart  ist  die  demokratische  Ver- 
fassung wenigstens  durch  eine  derartige,  zu  der  Natur  der 
Stadt  passende  Beimischung  ermäszigt. 

Endlich  ist  die  Bflrgerschaft  selbst  so  vielgestaltig,  dasz 
sie  häufig  entweder  nach  dem  Vermögen  in  Glassen,  oder 
nach  den  verschiedenen  Wohnsitzen  in  Quartiere,  oder  nach 
dem  Berufe  in  Corporationen  und  Ztinfte  getheilt  wird. 
Der  persönliche  Charakter  des  städtischen  Bürgerrechts  läszt 
hier  mancherlei  Formen  der  Verbindung  zu. 

2.  Die  Städtefreiheit  im  Mittelalter  kam  überall  dann  in 
Blüthe,  als  sie  im  Gegensatze  zu  der  dynastischen  oder  bischöf- 
lichen Stadtherrschaft  und  den  von  den  Stadtherm  gesetzten 
Vögten  in  den  Consuln  und  Räthen  eine  aus  dem  städti- 
schen Leben  hervorgegangene  und  der  Bürgerschaft  selbst  als 
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Spitze  angehörige  Magistratur  hervortrieb.  Es  war  das  nicht 
mehr  Herrschaft  von  aaszen  Aber  die  Stadt,  sondern  freie 
Selbstbestimmung  und  Selbstvervraltung  der  Stadt. 

In  Frankreich  ist  diese  Freiheit  unter  der  Herrschaft 
des  absoluten  Eönigthums  zu  Grunde  gegangen  und  von  der 
Kevolution,  welche  die  Centralisation  der  öffentlichen  Gewalt 
noch  steigerte,  keineswegs  hergestellt  worden.  Auch  die  fran- 
zösischen Städte  haben  Mai  res,  die  gewissermaszen  Pr&fecten 
im  Kleinen,  und  voraus  Organe  der  Statsgewalt  und  von  dieser 
gewählt  sind.  Sie  sind  Statsbeamte  für  die  Gemeinde,  nicht 
Gemeindebeamte.  Die  Verwaltung  der  Stadt  wird  in  ihr  zu 
einer  Regierung  Ober  die  Stadt  gesteigert.  Nur  die  Muni- 
cipalräthe,  welche  vorzüglich  mit  Bücksicht  auf  die  Ver- 
waltung des  Gemeindevermögens  ihre  Meinung  äuszeni  und 
gelten  machen  können,  vertreten  einigermaszen  selbständig  die 
Gemeindeinteressen. 

In  Deutschland,  in  der  Schweiz,  in  England  und 
Nordamerika  dagegen,  also  vorzüglich  in  den  germanischen 
Ländern  hat  sich  ein  selbständiger  städtischer  Magistrat  ent- 
weder bis  auf  unsere  Zeit  erhalten ,  oder  ist  in  unsem  Tagen 
wieder  hergesteUt  worden.  In  Deutschland  war  in  den  letzten 
Jahrhunderten  der  städtische  Bath  häufig  auch  da,  wo  er 
nicht  in  völlige  Abhängigkeit  von  dem  Fürsten  und  Herren 
gerathen  war,  zu  einem  CoUegium  zusammengeschrumpft,  wels- 
ches, von  dem  lebendigen  Zusammenhang  mit  der  Bürgerschaft 
losgerissen,  nun  sich  selber  ergänzte.  In  sich  selber  be- 
schränkt aber  faszte  er  dann  auch  die  städtischen  Interessen 
in  beschränktem  und  engherzigem  Sinne  auf,  und  gerieth  aus 
innerer  Schwäche  wiederum  in  knechtische  Abhängigkeit  von 
den  Statsgewalten.  In  solcher  Gebundenheit  kann  ein  edler 
gemeinnütziger  Bürgersinn  nicht  gedeihen. 

Die  preuszische  Städteordnung  vom  Jahre  1808,  in 
den  Zeiten  der  politischen  Erniedrigung  das  Vertrauen  auf 
spätere  nationale  Erhebung  und  die  Kräfte  zu  dieser  stärkend, 
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iHrach  ffir  Deutschland  wieder  einer  besseren  Bidititng  Bahn/ 
erneuerte  den  Zusammenhang  der  Magistrate  mit  der  Bfirger- 
schalt,  weckte  in  beiden  ein  Oeflhl  der  Selbständigkeit  und 
Ehre,  und  regte  das  Streben  an,  dnrch  Anstrengung  der  eigenen 
Kraft  fOr  die  öffentliche  Wohlfahrt  der  Gemeinde  besser  sn 
sorgen.  Aehnliche  Beformen  fanden  später  in  fielen  andern 
dentschen  Staten  statt.  Die  Magistrate  wurden  wieder  von 
den  Ausschfissen  der  Bürger  oder  den  Btlrgersehaften  frei  ge- 
wählt. Sowohl  die  Bewegung  von  1830  als  die  von  1848  war 
der  freien  Entwicklung  der  Oemeindeverfassung  gfinstig.  Die 
deutsche  Beidisverfassung  von  1848  §.  184  stellte  das  allge- 
meine Princip  auf:  „Jede  Gemeinde  hat  als  Grundrecht  ihrer 
Verfiusnng  a)  die  Wahl  ihrer  Vorsteher  und  Vertreter,  b)  die 
sdbstftttdige  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  mit  Einsehluai 
der  Ortspolisei,  unter  gesetzlich  geordneter  Oberaufsicht  des 
Stats.*"  Nun  wurden  in  Oesterreich  (17.  Mars  1849)  und 
in  Preuszen  (11.  März  1850)  neue  allgemeine  Gemeindeord- 
nungen  erlassen,  welche  diese  Grundsätze  im  Einzelnen  aus- 
führten; aber  in  beiden  Ländern  in  der  Periode  der  Beactioii 
wieder  Hemmnisse  und  Aenderungen  erlitten.' 

3.  Schon  im  Mittelalter  und  in  der  Lombardei  wird  eine 
Fortbildung  der  Stadtverfassung  dadurch  bezeichnet,  dasz  fiber 
der  Mehrheit  der  Consuln  oder  anstatt  derselben  ein  Podesta 
sich  erhob,  und  so  die  Oberleitung  der  Stadt  in  die  Hand 
eines  einzigen  mächtigen  Magistrates  gegeben  wurde.  Freilich 
hing  das  wieder  zusammen  mit  den  Beziehungen  der  Stadt 
zum  Stat,  sei  es  dasz  der  Kaiser  durch  Ernennung  des  Po- 
desta sein  Ansehen  und  seine  Macht  über  die  Stadt  emeuem 
wollte,  oder,  was   dann  der  gewöhnlichere  Fall  wurde,  dasz 


*  Vgl.  OahlmanBS  Palitik  I,  8.  220.  Savigiijr:  Die  preiusische 
Stftdteordnung  io  Ranke's  poUtischer  Zeitiohrift  I^  8.  389.  Pertx  in 
Steins  Leben  II,  S.  150  ft. 

*  Ygl.  Braten  Ali.  Gemeinde  a.  a.  O.  §.  126. 
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der  von  der  Stadt  selbst  gewählte  Podesta^  die  statliobe  Ho- 
heit der  Stadt  darstellte.  Aber  auch  unter  der  Voraassetzung, 
dasz  die  Stadt  nicht  zugleich  Stat  sei,  ist  es  doch  dem  mo* 
demen  Stftdteleben  förderlich,  wenn  aus  dem  CSollegium  der 
Magistrate  und  Stadtr&the  eine  Individualmagistratur  in  dem 
Bürgermeister  oder  Stadtpräsidenten  (inEngland  dem 
major)  emporsteigt,  und  hinwieder  der  höheren  Einheit  der 
Stadt  zum  Organe  und  zum  Stellvertreter  dient.  Das  Princip 
stadtischer  Selbständigkeit  erfordert  es,  dasz  auch  er  haupt*- 
sächlich  ein  Magistrat  der  Stadt,  nicht  ein  Statsbeamter  sei, 
und  das  in  der  Wahl  der  Stadt  ausgesprochene  Vertrauen 
derselben  fflr  sich  habe.  Aber  es  ist  keine  Verletzung  dieses 
Princips,  wenn  auf  der  andern  Seite  der  Statsregierung  eben- 
falls ein  gewisser  Einflusz  auf  die  Besetzung  dieses  Amtes 
eingeräumt  wird,  sei  es,  indem  sie  das  Bestätigungsreoht  oder 
sogar  ein  Emennungsrecht  auf  Vorsehlag  der  Stadt  ia  An» 
spmch  nimmt  Eine  derartige  Betheiligung  des  Statsober* 
hauptes  bei  der  Ernennung  der  Bürgermeister  findet  sich  in 
manchen  deutschen  Staten,  und  in  Holland  and  Bel- 
gien.^ Sie  ist  besonders  da  gerechtfertigt,  wo  derselbe 
auszer  den  städtischen  Interessen  auch  statliche  Funetionea  zi 
besorgen  verpflichtet  ist. 

4.  Die  gesteigerten  Culturbedflrfnisse  der  Städte  haben 
flbeidem  noch  mancherlei  städtische  Aemter  ausser  dem  ei- 
gentlichen Stadtmagistrate  ins  Dasein  gerufen,  welche  für  die 


>  Vgl   Hegel  0.  a.  O.  II.  8.  '2H  ff. 

*  Nach  der  preuiiischon  Goietsgebnog  Yon  1853  iind  1856  be- 
dfirfen  die  Ton  den  SUdtverordneten  gewAhlten  Bürgermeiater ,  Beige- 
ordneten, Bch5ffen  nnd  besoldeten  Magistratsniitglieder  der  BestAiigung 
dm  Königs  oder  bei  kleineren  BtSdlen  der  ProrinoiahregieruBg.  Neeli 
der  hoiiandiiohen  Stldteordnung  Tom  4.  Jan.  1824,  und  mieh  den 
belgisohenOemeindegeaeU  Tom  30.  MArx  1836  wird  der  BOrgermeiiier 
▼om  KSnige  dort  aui  den  von  den  WabImAnnem  der  Bürger  gewAlilten 
Betbigliedem ,  hier  ebenso  aot  den  Mitgliedern  de«  ron  den  Bttrgem 
mmiittelbar  gewAhlten  Conneil  ernannt. 
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Yerwaltnng  und  Vertretong  derselben  wichtig  geworden  sind. 
Beispielsweise  ist  yielleicht  an  die  f^Sapientes^^  in  Italien,^ 
die  „Witzigen"  in  Deutschland  während  des  Mittelalters, 
jedenfalls  aber  an  die  frflher  so  fiberans  einflnszreichen  Stadt- 
oder Bathschreiber  zu  erinnern.  In  der  älteren  Zeit 
waren  sie  vornehmlich  in  dem  Besitz  der  wissenschaftlichen 
und  Bechtsbildung  ihrer  Zeit,  und  vor  allen  andern  vertraut 
mit  den  Geheinmissen  der  Archive  und  der  Kunst  der  Schrift- 
sprache. Heutzutage  noch  beruht  ein  guter  Theil  der  stild-- 
tischen  Ordnung  und  Ueberlieferung  auf  dem  Institut  der 
städtischen  Kanzlei,  obwohl  die  wissenschaftliche  und  Geschäfts- 
bildung nun  weniger  selten  geworden  ist  Femer  an  die  Ur- 
kundsmänner (recorders)  in  England,  und  die  Rechts- 
consulenten  und  rechtsgelehrten  Beisitzer  in  deai- 
schen  und  schweizerischen  Städten.  Dazu  kommen  noch  viele 
mit  einem  besondem  Wirkungskreise  versehene  Beamte,  welche 
einer  wissenschaftlichen  oder  technischen  Vorbildung  dafür 
bedfirfen. 

5.  Die  Stellung  der  Magistrate  in  der  Gemeinde  ist  ähn- 
lich der  der  Begierung  im  State.  Auch  sie  leiten  das  öffent- 
liche Leben  der  Gemeinde,  und  sorgen  für  die  täglichen  Be- 
dürfnisse und  die  wechselnden  Geschäfte  derselben.  Aber  was 
im  State  zur  politischen  Gewalt  (imperium)  gehoben  ist,  das 
ist  hier  nur  Verwaltung  und  Sorge.  Dahin  gehören  regel- 
mäszig:  die  Antragstellung  und  Vorbereitung  für  Oe- 
meindebeschlflsse  und  Statuten,  und  die  Leitung  der 
Versammlungen  der  Gemeindeausschfisse  oder  der  Qe- 
meindebflrger ,  die  Vollziehung  der  Statsgesetze  innerhalb 
des  Bereichs  der  Gemeindeverhältnisse  und  der  Gemeindebe- 
schlfisse,  die  Verwaltung  des  städtischen  Vermögens, 
die  Sorge  für  die  städtischen  Gulturanstalten,  die 
Pflege  für  das  Armenwesen  der  Gemeinde,  die  Stellver* 

»  Vgl.  Hegel  II,  S.  212. 
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tretung  der  Stadt  in  dem  State,  vor  Gericht,  nnd  gegenüber 
dritten  Personen.  Ganz  passend  wird  auch  zuweilen  die  nächste 
ober vormnndschaftli che  Pflege  den  Genieindemagistraten 
anvertrant,  theils  weil  sie  den  Familien  der  Gemeindebflrger 
nahe  stehen,  nnd  schon  aus  diesem  Gmnde  veranlaszt  nnd 
Torzngsweise  fähig  sind,  fflr  das  Wohl  derselben  zu  sorgen,  theils 
weil  sie  als  Verwaltangsmftnner  eher  als  die  Gerichte  geeignet 
sind,  das  Nützliche  zn  erkennen  nnd  zu  thnn.  In  der  Sphäre 
der  polizeilichen  Functionen  berühren  sich  statliche  nnd 
städtische  Befugnisse  und  Bedürfnisse.  Offenbar  reicht  der 
Arm  der  Statspolizei  hinein  in  die  Gemeinde.  Die  Verfolgung 
der  Verbrecher,  welche  von  Stats  wegen  geschieht,  die  Sorge 
fflr  die  Sicherheit  und  Wohlfahrt  des  States  überhaupt  musz 
innerhalb  der  Gemeinde  geübt  werden.  Auszerdem  hat  aber 
auch  die  Stadt  selbst  ein  locales  Interesse  für  öffentliche 
Ordnung,  Wohlfahrt,  Sicherheit,  welches  hinwieder  den  Stat 
nur  mittelbar  berührt.  Zuweilen  hat  man  die  beiden  Arten 
der  polizeilichen  Thätigkeit  in  der  Weise  ausgeschieden,  dasz 
die  erstere  durch  besondere  Statsbeamte  in  der  Gemeinde 
ausgeübt  wird,  und  nur  die  letztere  den  Stadtbeamten  über- 
lassen wird.  In  vielen  Staten  aber  hält  man  es  für  einfacher, 
die  beiderlei  Functionen  der  städtischen  Magistratur  zn  über- 
tragen, diese  dann  aber  in  der  ersteren  Richtung  der  höheren 
Statspolizei  strenger  unterzuordnen.  Wo  die  Städte  eine  her- 
vorragende Bedeutung  haben  fär  den  Stat,  wie  insbesondere 
in  den  Haupt-  und  Besidenzstädten,  wächst  das  Bedflrf- 
nisz  des  Stats,  die  Handhabung  seiner  Polizei  daselbst  nicht 
allein  den  Stadtbehörden  zu  überlassen,  sondern  eigene  Organe 
für  dieselbe  zu  bestellen.  Unbedenklicher  ist  es,  wenn  der 
Stat  die  vorhandenen  städtischen  Aemter  benutzt,  um  durch 
sie  innerhalb  der  Gemeinde  auch  die  Statssteuem  zu  erheben. 
6.  Wie  die  Krone  der  städtischen  Verfassung,  die  Ma- 
gistratur, mannichfaltiger  und  reicher  sich  gestaltet  hat  als 
in  der  Landgemeinde,  so  ist  auch  die  Bildung  der  Wurzeln 
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und  des  Stammes  derselben,  das  städtische  Bürgerrecht, 
complicirter.  Zwar  beruht  gerade  auf  der  Einigung  der 
verschiedenen  Bestandtheile  der  Bevölkerung ,  die  sich  in  den 
Städten  zusammengefunden,  die  Institution  der  Bürgerschaft. 
Wir  wissen,  wie  dieselbe  während  des  Mittelalters  entstanden 
ist,  und  immer  mehr  Kreise  der  Bevölkerung  mit  ihrem  ge- 
meinsamen Geiste  erfüllt  und  verbunden  hat.  ^  Aber  die  aller- 
dings nothwendige  Einheit  erfordert  keineswegs  die  Auflösung 
der  verschiedenen  Elemente,  sondern  nur  ihre  Verbindung,  und 
offenbar  ist  der  Organismus  gesunder  und  lebensvoller,  wel- 
cher nicht  die  ganze  Masse  gewissermaszen  in  einen  gleichen 
flüssigen  Brei  umgegossen  hat,  sondern,  ohne  die  Einheit  des 
Qanzen  zu  gefährden,  die  verschiedenartigen  TheUe  hinwieder 
ihrer  Natur  gemäsz  erst  unterscheidet  und  dann  zusanomen- 
faszt.  Besonders  für  grosze  Städte,  deren  Theile  selber  wieder 
eine  relative  Bedeutung  haben,  ist  die  letztere  Einrichtung 
wünschenswerth.  Die  Geschichte  zeigt  uns  in  frühem  Jahr- 
hunderten, in  der  Zeit  des  Aufschwungs  der  Städte,  eine  Beihe 
von  Beispielen  der  Art,  die  auch  für  die  groszentheils  verkom- 
mene Städteverfassung  unserer  Zeit  als  Vorbilder  dienen.  Auf 
der  einen  Seite  haben  die  neuern  Städte  wiederum  und  noch 
in  höherer  Weise  als  früher  fflr  Kunst  und  Wissenschaft,  fdr 
den  Handel  und  die  Gewerbe,  für  das  gesellige  Leben  und 
jede  Gultur  eine  sehr  hervorragende  und  einfluszreiche  Be- 
deutung gewonnen;  auf  der  andern  aber  sind  die  groszen  Städte 
auch  die  Glieder  im  Statskörper  geworden,  welche  die  socialen 
Uebel  der  Gegenwart  vorzüglich  hervorbringen  und  vermehren, 
die  politischen  Gährungsstoffe  in  sich  sanuneln  und  erhitzen, 
und  da  sie  selber  leicht  entzündet  werden,  auch  den  ganzen 
Stat  in  eine  fieberhafte  Stimmung  versetzen.  Keine  Organi- 
sation der  Stadtbevölkerung  ist  stark  genug,  diese  üebel  und 
Gefahren  ganz  zu  beseitigen ;  aber  eine  gute  Organisation  der- 

•  Vgl.  oben  Buch  II,  Gap.  12. 
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selben  wflrde  beide  venniDdern,  und  indem  sie  die  sittlichen 
und  gesunden  Elemente  krfifkigt,  jene  eher  bewältigen  helfen. 
Der  gröszte  Theil  der  städtischen  BeTölkerung  ist  näher  und 
unmittelbarer  interessirt  bei  der  Wohlfahrt  der  Stadt  und  bei 
ihren  localen  Anstalten  als  an  dem  State,  und  sehr  viel  mehr 
Bflrger  haben  eher  ein  Yerständnisz  für  das  was  jener  noth 
thut,  als  für  das  was  dieser  bedarf.  Die  Theilnahme  an  den 
städtischen  Angelegenheiten  ermuntert  den  Gemeinsinn,  belebt 
den  Eifer,  für  Öffentliche  Zwecke  Zeit,  Mflhe,  Geld  zu  opfern, 
macht  vertraut  mit  den  Schwierigkeiten  aller  gröszem  Ange- 
legenheiten, und  schärft  die  Einsicht  für  die  umfassenderen 
Statssachen.  Eine  Bürgerschaft;,  die  in  sich  wohlgeordnet  ist, 
und  gelernt  hat  über  ihren  eigenen  gemeinen  Haushalt  mit 
verständiger  Freiheit  zu  urtheilen,  wird  auch  far  den  Stat  je- 
derzeit eine  solide  Stütze  sein. 

Da  der  Beruf  der  Städte  nicht  wie  der  der  Landgemeinden 
auf  die  Bebauung  des  Bodens  gerichtet  ist,  so  begreift  es 
sich,  wenn  das  städtische  Bürgerrecht  entweder  von  Anfang 
an  oder  im  Verlaufe  der  Zeit  unabhängig  von  dem  Grundbe- 
sitz geworden  ist,  und  persönliche  und  corporative 
Kücksichten  einen  gröszeren  Einfluaz  erlangt  haben.  Es  gibt 
freilich  Länder,  in  denen  auch  das  städtische  Bürgerrecht  noch 
auf  dem  Grundbesitz,  oder  gewöhnlich  dem  Besitz  eines 
Hauses  in  der  Stadt  beruht.  Jedenfalls  verdient  auch  die 
liücksicht  auf  Hansbesitz  Beachtung,  wenn  es  sich  um  die 
Organisation  der  Bürgerschaft  handelt,  denn  die  Hauseigen- 
ihümer  haben  ein  groszes  und  dauerndes  Interesse  an  der 
Wohlfahrt  der  Stadt  und  der  TrefBichkeit  der  städtischen  An- 
stalten, und  sind  in  der  Begel  ein  sehr  solider  Bestandtheil 
der  städtischen  Bevölkerung.  Es  ist  daher  ein  zwiefaches 
üebel,  wenn  Bärgerrecht  und  Hausbesitz  sich  dergestalt  tren- 
nen, dasz  es  viele  Hauseigenthümer  in  der  Stadt  gibt,  die 
nicht  Bürger  derselben  sind,  und  die  bürgerlichen  Hausbesitzer 
überdem  von   der  Masse  der  übrigen  besitzlosen  Bürgerschaft 

81  ♦ 


484  Eilftes  Buch.    Von  den  Gtomeindeii. 

hinwieder  leicht  überstimmt  werden.  Aber  aoszer  den  Hans* 
eigenthflmem  gibt  es  doch  noch  andere  Bestandtheile ,  die 
nicht  minder  anf  Beachtang  Anspruch  haben.  Das  englische 
Statsrecht  hat  auf  diese  andern  Glassen  so  Bücksicht  genom- 
men, dasz  es  zwar  das  Erfordemisz  des  Orundbesitzes  fest- 
hielt, aber  diesem  im  Geiste  der  deutschrechtlichen  Vorstellong 
von  Besitz,  welche  richtiger  als  das  römische  Becht  jedes 
thatsächliche  Herrschaftsverh&ltnisz  der  Person  über  die  Sache 
als  Besitz  erkennt  und  schützt,  den  ausgedehnteren  Sinn  bei- 
legt, wornach  auch  der  Pacht-  und  Miethbesitz  eines  Wohn- 
gemachs, eines  Waarenlagers  oder  eines  Ladens  darunter  be- 
griffen wird. ^  In  Bayern  und  in  Oesterreich''  wird  dem 
Hauseigenthum  der  Besitz  eines  besteuerten  Gewerbes 
zur  Seite  gestellt,  und  dadurch  der  städtische  Handel  und  das 
Handwerk  directer  in  den  Kreis  der  Bürgerschaft  herbeige- 
zogen. Dagegen  werden  noch  manche  andere  selbständige 
Personen,  die  in  der  Stadt  dauernd  wohnen  und  ein  natür- 
liches Interesse  an  dem  Öffentlichen  Wesen  derselben  haben, 
vorzüglich  Beamte,  Gelehrte,  Künstler,  Gapitalisten  ohne  Haus- 
besitz und  Gewerbe,  also  gerade  der  in  mancher  Beziehung 
intelligenteste  und  angesehenste  Theil  des  hohem  Bürgerthums 
auszerhalb  dieser  Corporation  gelassen,  nicht  zum  Yortheü 
der  Gemeinde. 

In  einzelnen  deutschen  und  schweizerischen  Städ- 
ten haben  sich  aus  früherer  Zeit  noch  die  Zünfte  als  corpo- 
rative  städtische  Genossenschaften  und  als  Theile  der  Bürger- 
schaft erhalten,  in  viel  mehreren  ist  in  Folge  der  veränderten 
Gewerbsbefugnisse  und  der  umgestalteten  Statsverfassung  diese 
Organisation  aufgelöst  worden. 


'  Gesetz  Tom  9.  Sept.  1835  (Rüssel),  angezeigt  inMittermaiera 
Zeitschr.  VIII.  8.  35  ff.,  8.  215  ff. 

*  Bayeriaohes  Gesetz  Yom  17.  Mai  1818.  Oesterreiohisohei 
von  1849. 
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Die  prenszische  Oesetzgebnng*  legt  auf  den  Wohn- 
ort den  Hanptnachdrnck.  Jeder  Preusze  ist  von  Rechtes  we- 
gen anch  ,3afgor"  der  Stadtgemeinde,  wenn  er  innerhalb  der 
Gemeinde  wohnt,  nnd  gewisse  Eigenschaften  besitzt,  insbesondere 
„Selbständigkeit,^^  d.  h.  über  vier  und  zwanzig  Jahre  alt 
ist,  nnd  „einen  eigenen  Hausstand^'  hat  (Wohnhaus  oder  Ge- 
werbe mit  zwei  Geholfen  oder  mit  einer  dassifidrten  Einkonmien- 
Bb&aer  veranlagt  ist  oder  einen  Thaler  directer  Steuer  bezahlt). 
Der  Vorzug  dieses  Systems  der  Einwohnergemeinde  ist  der, 
dasz  dasselbe  alle  selbständigen  und  zugleich  vermöglichen 
Theile  der  Bevölkerung  umfaszt. 

Ein  ähnliches  System  besteht  in  Holland  ^^  und  in  Bel- 
gien", wo  das  Stadtbflrgerrecht  durch  das  Statsbürgerrecht 
vollständig  aufgelöst  und  beseitigt  worden  ist.  Nur  wird  das 
Steuererfordemisz  fär  die  «Gemeinde Wähler "^  noch  mehr  ge- 
spannt Frflher  schon  ist  in  Frankreich  diese  neue  Rich- 
tung eingeschlagen,  und  flberdem  die  selbständige  Verwaltung 
der  Städte  von  Grund  aus  zerstört  worden.  Die  Gefahr,  dasz 
der  Stat  die  Gemeinden  ungebflhrlich  bevormunde,  ist  offenbar 
näher,  wenn  es  kein  besonderes  Ortsbärgerrecht  mehr,  sondern 
nur  ein  Statsbflrgerrecht  gibt ;  denn  theils  kann  sich  dannzumal 
in  der  Einwohnerschaft  der  Städte  weniger  leicht  ein  eigen- 
thflnüicher  Geist  der  städtischen  Selbständigkeit  und  Freiheit 
entwickeln,  theils  verwechselt  man  leicht  die  Doppelstellung 
der  StatsbOrger  im  State  und  in  der  Gemeinde,  und  wird  eher 
verleitet  von  jenem  Standpunkte  aus  auch  die  Angelegenheiten 
dieser  zu  bestimmen. 

Was  frflher**  Aber  das  persönlich-erbliche  Bflrger- 

•  Oeseti  Yom  30.  Mai  1853,  19.  Min  1856  und  15.  Mai  1856. 
Ygl.  r.  BSnne  Preuss.  SUtsreoht  $.  308. 

^  Oesets  Tom  4.  Jan.  1824.  Tgl.  Mittermaiers  Zeitsohr.  YII, 
8.  370  ff. 

«t  Oesets  Yom  30.  Min  1836  und  rom  7.  April  1843.  Ebenda  XV. 
8.  376,  XVI,  a  116  ff. 

"  Oben  Cap.  3,  &  464. 
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recht  in  der  Schweiz  gesagt  worden,  gilt  auch  hier  Ton 
den  Städten.  Es  ist  einleuchtend,  dasz  diese  Form  einer 
familienähnlichen  Verbindung  eher  noch  fflr  Städte  als  fiOr 
Landgemeinden  sich  eignet,  nnd  daher  begreiflich,  dasz  sie 
früher  in  jenen  als  in  diesen  angenommen  wurde.  Aber  auch 
da  wird  dasselbe  in  Folge  der  groszen  Beweglichkeit  der  heu- 
tigen Welt  auf  die  Dauer  nicht  mehr  zu  halten  sein,  wenn 
es  nicht  auch  der  Bedeutung  des  Wohnsitzes  mehr  Rechnung 
trägt  als  bisher. 

7.  In  den  meisten  neueren  Staten  sind  der  Bürgerschaft 
nur  Wahlrechte  verstattet,  theils  mit  Bezug  auf  die  Magi- 
strate der  Stadt,  theils  für  die  Vertretung  ihrer  Interessen  in 
den  Ausschüssen.  Häufiger  wurden  in  älterer  Zeit  Bürger- 
Versammlungen  berufen,  in  welchen  die  wichtigsten  Ange- 
legenheiten der  Gemeinde  vorgetragen  und  zur  Abstimmung 
vorgelegt  wurden.  Schon  im  XII.  Jahrhundert  finden  wir  in 
den  groszen  Städten  der  Lombardei  die  Bürgerschaft  in  dem 
sogenannten  ^^parlatnentutn*''^'^  auf  den  Buf  der  Glocke  zusam- 
mentreten, und  sehen  wir  die  Consuln  vor  derselben  Bechen- 
schaft  ablegen.  Von  da  ging  der  Gebrauch  nach  Frankreich 
und  Deutschland  über.  In  der  Schweiz  werden  noch  den  Bflr- 
gerversammlungen  die  wichtigsten  Beschlüsse  zur  Gutheiszung 
oder  Verwerfung  vorgelegt. 

8.  Der  höher  gearteten  Natur  der  Stadt  ist  es  entspre- 
chend, wenn  zwischen  die  Magistrate  und  die  Bürger  bezieh- 
ungsweise die  Bürgerversammlung  ein  vermittelnder  Körper 
hineintritt,  welcher  als  auserwählte  Stellvertretung  der  Bürger- 
schaft den  engeren  Ereis  der  Magistrate  umgibt.  Fast  überall 
und  in  verschiedenen  Zeiten  werden  wir  diese  Bildung  unter 
mancherlei  Namen  gewahr,  ein  sicheres  Zeichen,  dasz  sie  einen 
natürlichen  Gruud  hat.  Von  der  Art  war  die  Credenza  der 
Angesehenen  und   Weisen   (majores  et  sapientes),  die  in  der 

^  Hegel  a,  a.  O.  II,  8.  217. 
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Lombardei  von  den  GonBuIn  in  wichtigen  F&Ilen  znm  Bathe 
beigezogen  wurde,  waren  die  B&the  (Consilicurii),  welche  im 
Soden  von  Frankreich  an  der  Seite  der  Consuln  erscheinen, 
waren  die  vornehmeren  und  reicheren  Bürger  von  der  , Rieh  er- 
zech heit"  in  der  alten  Kölner  Yerfaesung,  nnd  die  zahlreichen 
»weiteren*  oder  »Groszen  Bftthe*,  welche  wir  seit  dem 
XIII.  Jahrhundert  in  den  deutschen  Städten  finden.  Von  der 
Art  sind  noch  die  Stadtverordneten^^  und  Bürgeraus- 
schüsse  in  Deutschland,  die  groszen  Stadträthe  in 
der  Schweiz,  die  Gemeinderäthe  in  England,  der 
auszerordentliche  Gemeinderath  in  Sardinien,*'^  das 
Gonseil  in  Belgien,  welches  als  weiterer  Ereis  Bürger- 
meister und  Schöffen  umgibt. 

Dieser  weitere  Bath  der  Stadt  hat  eine  grosze  Aehnlich- 
keit  mit  den  Kammern  im  Stat.  Nur  ist  die  Institution  als 
eine  rein  städtische  einfacher.  Es  ist  daher  voraus  wichtig, 
dasz  er  ein  wahrhafter  Auszug  der  gesammten  Bflrgerschaft, 
und  in  richtigen  Verhältnissen  sei.  Die  verschiedenen  Glassen 
und  Interessen  der  Bevölkerung  sollen  da  eine  Stinune  haben. 
Seine  Functionen  sind  theils  controlirend,  indem  er  die 
Gteschftftsleitung  der  Magistrate  und  die  städtischen  Rechnun- 
gen prüft,  theils  die  Verwaltung  jener  ergänzend,  indem 
zu  wichtigeren  Beschlüssen  auch  die  Zustimmung  der  Aus- 
schüsse erfordert  wird,  theils  von  gesetzgeberischer  Natur, 
indem  er  die  städtischen  Statuten  entweder  auf  Antrag  der 
Magistrate  ordnet  oder  für  die  Gemeindeversammlung  vorbe- 
rathet  und  begutachtet 

**  In  Preuuen  werden  die  StadtTerordneten  Yon  der  in  drei  Ab- 
theilungen  (HOobstbesteuerte,  Mittelbesteuerte,  Geringbestenerte)  je  nach 
der  Steuerleistung  getheilte  Bargenohaft  gewühlt ,  die  Hälfte  derselben 
au  Hansbeiitiem. 

'>  Ueber   BardinicD  Tgl.  Mittermaierä  Zeitsobr.   YUI,  8.  267  ff. 
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Fünftes  Gapitel. 

Gemeindebann  und  GemeindeTermSgen. 

1.  Der  Gebietshoheit  des  Stats  Aber  das  ganze  Statsgebiet 
entspricht  in  dem  engeren  Sinne  und  beschränkteren  Kreise 
des  Gemeindelebens  der  Gemein  de  bann,  d.h.  die  öffentliche 
Macht  der  Gemeinde  innerhalb  der  Gemeindegemarkung,  des 
Gemeindebezirks.  Sie  ist  nicht  mit  dem  Eigenthum  noch  mit 
der  Grundherrschaft  zn  verwechseln,  vielmehr  ein  Institat  des 
Öffentlichen  Rechts,  aber  Personen  und  Guter  in  diesem  Be- 
zirke umfassend.  Soweit  dieselben  überhaupt  zu  der  Wirth- 
schaft  und  Gultur  der  (Gemeinde  in  einer  untergeordneten  Be- 
ziehung stehen,  so  weit  sind  sie  der  Gemeindegewalt  unter- 
worfen, so  weit  üben  die  Gemeindebehörden  das  Becht  der 
Aufsicht,  der  Localpolizei,  der  Verwaltung,  der  Besteuerung  aus. 

2.  Die  Gemeinde  ist  flberdem  wie  der  Stat  eine  Person, 
welche  ein  eigenes  Recht  an  ihrem  Vermögen  hat  Natur- 
gemäsz  begegnen  sich  hier  die  Grundsätze  des  Öffentlichen  und 
des  Privatrechts.  Die  Gemeinde  nämlich  kann  Eigenthum, 
Forderungen,  Schulden  haben,  wie  eine  Privatperson.  Sie  ist 
ein  berechtigtes  Wesen,  welches  Ober  die  Sachen  dingliche 
Herrschaft  übt,  und  in  obligatorische  Verhältnisse  eintritt, 
somit  des  Privatrechtes  theilhaft  ist.  In  dieser  Beziehung 
steht  sie  dem  State  gegenüber,  und  ist  von  demselben  ebenso 
unabhängig,  wie  andere  Eigenthümer.  Es  ist  daher  ein  offen- 
bares Unrecht,  wenn  in  den  letzten  Jahrhunderten  manche 
absolutistische  Landesherren  oder  revolutionäre  Volksver- 
tretungen über  die  Gemeindegüter  verfdgt  haben,  als  wären 
dieselben  Kammer-  und  Statsgut.  Das  Gemeindegat  ist,  wie 
schon  das  Wort  deutlich  sagt,  Gut  der  Gemeinde,  und 
weder  unmittelbar  noch  mittelbar  Gut  des  gesamm- 
ten  Stats. 

Auf  der  andern  Seite  aber  wirkt  sowohl  die  öffentliche 


Fflnftei  OapiteL    Gemeindebann  und  OemeindeTemSgen.      489 

Natur  der  Gemeinde  selbst,  als  die  Bestimmuiig  dee  Ge- 
meindegates  ffir  die  Öffentlichen  Gemeindezwecke  auf  die 
Behandlung  desselben  ein,  und  erhebt  es  über  das  einfache 
dem  individneUen  Genüsse  dienende  PriratTermögen.  Das 
Gemeindegnt  ist  daher  nm  dieser  Beziehung  willen  zugleich 
als  ein  öffentliches  Gut  zu  betrachten,  und  die  Verwal- 
tung und  Verwendung  desselben  unterliegt  deszhalb  und  in- 
sofern den  Einwirkungen  des  öffentlichen  Hechts.  Der  Ge- 
meinde selbst  kommt  es  zu,  diese  öffentliche  Bedeutung  des 
Gemeindegutes  zu  vertreten.  Diese  ist  eine  näher  beschr&nkte, 
und  durch  die  gemeinsamen  wirthschaftlichen  und  Guiturin- 
teressen  der  Bürger-  und  Einwohnerschaft  eines  beson- 
dem  Ortes  bestimmte,  nicht  eine  allgemeine,  dem  gesammten 
politisdien  Leben  des  Stats  unmittelbar  zugehörige.  Aber  da 
das  ganze  öffentliche  Leben  hinwieder  in  einem  inneren  Zu- 
sammenhange ist,  so  hat  auch  der  Stat,  der  das  Ghmze  um- 
faszt,  ein  natürliches  Becht  Aufsicht  zu  üben,  dasz  jener 
öffentliche  Charakter  rein  erhalten  werde. 

Selbständigkeit  der  Gemeinde  in  der  Verwaltung 
und  Verwendung  des  Gemeindegutes  ist  somit  in  privatrecht- 
licher und  öffentlicher  Beziehung  die  natürliche  Regel,  Ober- 
aufsicht (nicht  aber  Vormundschaft)  des  Stats  ihre  natür- 
liche Erg&nzung.  Diese  Grundsatze  sind  freilich  gar  nicht 
überall  und  nicht  immer  in  ihren  Consequenzen  von  den  po- 
sitiven Bechten  anerkannt  Aber  es  ist  augenfällig,  dasz  die 
neuere  Bechtsbildung  die  Tendenz  hat,  dieselben  zu  verwirk- 
lichen, und  darauf  eine  freie  Gemeindeordnung  zu  begründen.  ^ 

3.  Folgerungen  ans  jenem  Prindp  der  Selbständigkeit 
sind:   Die  Gemeinde  ist  berechtigt,  je  nach   der  besonderen 


t  Im  Eioselneo  iit  besonders  der  erwlhnte  Artikel  Ton  Brat  er  ga 
Tergleiohen.  TiYien  Stades  adm.  8.  27  f.  TooqneTÜle  (Mm.  en  Am.) 
„G*eit  dens  la  commune  qne  r^side  laforoe  des  peuples  libres.  Los  in* 
stSlutions  oommnnales  sont  k  la  libert^  ce  qd^  les  Cooles  piimatres  sont 
k  la  soienoe.'^  / 
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Competonz  ihrer  Organe,  den  gemeinsamen  Gebrauch  und  die 
Benutzung  ihrer  Anstalten  selber  zu  ordnen,  nnd  diejenigen 
Verwendungen  aus  ihrem  Vermögen  zu  machen,  die  sie  filr 
zweckmäszig  hält.  Der  Stat  dagegen  ist  nicht  befugt,  weder 
die  üeberschüsse  des  Qemeindegutes  an  sich  zu  ziehen,  noch 
der  Gemeinde  Verwendungen  aufzuerlegen,  die  diese  nicht 
machen  will,  und  zu  denen  sie  nicht  etwa  um  der  allgemeinen 
Statsordnung  verpflichtet  ist.  Es  kann  der  Stat  z.  B.  wohl 
die  Gemeinden  anhalten ,  dasz  sie  für  gehörige  Löschanstalten, 
oder  für  Schulhäuser  in  der  Volksschule,  oder  für  die  Wege 
und  Brücken  sorgen,  soweit  diese  Sorge  den  Gemeinden  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  obliegt.  Aber  er  kann  eine 
Gemeinde  nicht  nöthigen.  Bauten  auf  ihre  Kosten  auszuführen, 
welche  vielleicht  nützlich  und  schön  wären,  zu  denen  aber 
die  Gemeinde  nicht  durch  die  gemeine  Statsordnung  verpflichtet 
ist.  Und  selbst  da,  wo  der  Stat  eine  Einrichtung  fordern 
kann,  steht  es  doch  der  Gemeinde  zu,  von  sich  aus  die  Pläne 
im  Einzelnen  festzusetzen,  und  die  Verträge  abzuschlieazen, 
nnd  der  Stat  hat  nur  insofern  ein  Recht  mitzureden,  als  er 
dafür  zu  sorgen  hat,  dasz  die  allgemeinen  Erfordernisse  jener 
Pflichterfüllung  nicht  bei  der  Ausführung  miszachtet  werden. 
4.  Die  Oberaufsicht  des  Stats  femer  hat  vorzüglich 
den  doppelten  Zweck  darüber  zu  wachen:  a)  dasz  das  Ge- 
meindevermögen im  Interesse  der  Fortdauer  der  Gemeinde 
und  ihrer  öffentlichen  Bedürfnisse  erhalten  werde;  b)  dasz 
dasselbe  nicht  zu  fremdartigen,  auszerhalb  der  Gemeinde- 
wirthschaft  liegenden  Zwecken  miszbraucht  werde.  Als 
Mittel  dazu  dienen  theils  die  Rechnungen  über  den  Gemeinde- 
haushalt, welche  auch  dem  State  zur  Eenntnisznahme  mitge- 
theilt  werden,  theils  Bestimmungen,  durch  welche  derselbe 
Gelegenheit  erhält,  Ausgaben,  die  in  das  Capitalvermögen  ein- 
greifen, oder  Veräuszerungen  von  solchem  zu  hemmen  und  zu 
untersagen,  oder  die  Gemeinde  anzuhalten,  dasz  sie  durch 
Steuern  solchen  Schaden  ersetze. 
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Da  sehr  viele  Gemeinden,  zumal  die  Landgemeinden,  sich 
aas  ursprünglichen  halb  privatrechüichen  Bauemgenossenschaften 
entwickelt  haben,  so  kommt  es  sehr  häufig  vor,  dasz  noch  ein 
Theil  des  Gemeindegutes  für  bloszen  Privatgenusz  der  einzel- 
nen Bürger  in  Anspruch  genommen  wird.  Auch  aus  andern 
historischen  Gründen  findet  sich  solche  Mischung  von  Öffent- 
lichen Verwendungen  und  Priviitnutzungen  oft  noch, 
und  es  wftre  unrecht,  wenn  diese  einfiEU^  verweigert  und  nur 
jene  gestattet  würden.  Unsere  Zeit  hat  indessen  das  richtige 
Streben,  den  beiderlei  Bestimmungen  solcher  Gemeindegüter 
durch  Ausscheidung  zweier  Bestandtheile  in  denselben  Bech- 
nung  zu  tragen.  Aus  dem  früher  gemischten  Gemeindegut 
werden  dann  zwei  Güter,  das  eine  ein  den  öffentlichen  Zwecken 
gewidmetes  achtes  Gemeinde-,  das  andere  ein  dem  Privat- 
genusz dienendes  blosz  privatrechtliches  Nutzungsgut  (Ge- 
nossengut). 

5.  Auch  der  Gemeinde  steht  ein  ähnliches  Besteuerungs- 
recht zu  für  Befriedigung  der  Gemeindebedürfnisse,  wie  dem 
State  für  die  Statsbedürfnisse.  Auch  da  gibt  es  eine  Steuer- 
pflicht der  Einzelnen,  welche  aus  der  Unterordnung  AUer 
unter  die  gemeinsame  öffentliche  Lebensordnung  sich  erklärt. 
Dieselbe  ist  ebenso  eine  allgemeine,  nicht  eine  individuelle; 
aber  sie  ist  nach  der  Natur  der  Gemeinde  beschränkt  entweder 
auf  den  Kreis  der  näher  und  enger  verbundenen  Bürger- 
schaft, wie  da,  wo  es  sich  um  Förderung  der  ihnen  aus- 
schlieszlich  vorbehaltenen  Anstalten  handelt,  oder  auf  den 
weitem  Kreis  der  Einwohner,  wie  in  den  FäUen,  wo  ge- 
meinsame Localbedürfnisse  befriedigt  werden. 

Es  ist  aber  eine  Statspflicht  dafür  zu  sorgen,  dasz  nicht 
einzelne  Personen  oder  Classen  der  Gemeindegenossen  (z.  B. 
die  Reichen  oder  die  Armen)  durch  die  Art  der  St<euerauflage 
oder  Steuererhebung  von  der  Mehrheit  unbillig  gedrückt  werden. ' 

'Hill,  Reprfaent  S.  192. 


Mii^t»  Ün^. 


Freiheitsrechte. 


Erstes  GapiteL 

Die  Freiheit  als  Reohtsbegriff. 

Es  ist  nicht  die  Aufgabe  des  Statsrechts,  den  Qedanken 
der  Freiheit  zu  ergründen  oder  zu  erschöpfen.  Nur  insofern 
gehört  die  Freiheit  in  seinen  Bereich,  als  sie  von  der  Becht»- 
ordnung  erkannt  und  anerkannt  wird  und  daher  auf  ftuszem 
Bechtsschutz  einen  Anspruch  hat. 

1.  Wir  unterscheiden  daher  die  Freiheit  als  eine  Bechts- 
institution  sowohl  von  der  natürlichen  als  von  der  sitt- 
lichen und  geistigen  Freiheit.  Die  erstere  ist  viel  enger 
als  die  beiden  letzteren.  Auch  die  rechtliche  Freiheit  darf 
freilich  weder  unnatürlich  noch  unsittlich  sein.  Aber  nicht 
alle  natürliche  Freiheit  ist  zugleich  eine  rechtliche,  nicht  die 
des  Thieres,*  dessen  wilde  Freiheit  lediglich  von  seiner  Physis 

^  Winthrop  bei  TocquemUe  Am^riqae  I,  70:  „Tiasohen  wir  uu 
nioht  über  die  Bedeutung  unserer  TJnabhAngigkeit.  Es  gibt  allerdingi 
eine  Art  yerdorbener  Freiheit,  deren  Gebrauch  dem  Menschen  mit  den 
Üiieren  gemein  ist,  und  die  darin  besteht,  dass  jeder  thnt,  was  ihm 
gefUlt.  Diese  Freiheit  ist  die  Feindin  aUer  Antoritit;  mit  Widentreboi 
nur  duldet  sie  aUe  Regehi  —  sie  ist  die  Feindin  der  Wahrheit  und  des 
Friedens,  und  Gott  selbst  hat  sieh  gegen  dieselbe  erklirt  Aber  es  gibt 
eine  bflrgerliche  und  moralisohe  Freiheit,  die  ihre  Stirke  in  dar  Sinkeit 
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bestiinmt  und  begrenzt  wird,  sondern  nur  die  mensohliche, 
die  allein  eine  sittliche  und  daher  auch  allein  eine  rechtliche 
Bedeutong  hat.  Hinwieder  kann  nicht  der  ganze  ümfieuig  der 
sittlichen  nnd  geistigen  Freiheit  des  Menschen  von  dem  Rechte 
begriffen  nnd  begrenzt  werden.  Vielmehr  ist  gerade  der  in» 
nerste  geistige  Kern  dieser  Freiheit,  die  Freiheit  des  unsicht- 
baren nnd  unsterblichen  Individualgeistes ,  welche  ein  Strahl 
ist  der  voUkommenen  göttlichen  Freiheit,  der  Macht  des  Stats 
nnd  des  menschlichen  Hechts  entzogen.  *  Zum  Becht  kann  die 
Freiheit  erst  dann  werden,  wenn  dieselbe  entweder  in  dem 
Aoszem  sichtbaren  Leben  Qestalt  und  gewissermaszen  Leib  ge- 
winnt, oder  wenn  in  der  ftuszem  Ordnung  sich  Hemmnisse 
zeigen,  welche  die  Entwicklung  der  an  sich  unsichtbaren  Ge- 
mflths-  und  Geistesfreiheit  bedrflcken  und  hindern.  Dann 
erst  ist  filr  das  menschliche  Becht  die  Möglichkeit  gegeben, 
sei  es  jene  ftuszere  EisM^heinung  der  Freiheit  zu  schlitzen,  sei 
es  diese  Hemmnisse  ihrer  Entfaltung  zu  entfernen. 

Die  natürliche  Freiheit  ist  das  Vermögen  zu  thun,  was 
einen  gelflstet;  die  sittliche  Freilieit  ist  die  Offenbarung  des 
Willens  und  der  Kraft  zu  thun,  was  der  eigenen  Natur  würdig 
und  der  göttlichen  Weltordnung  gemäsz  ist.  Die  Freiheit  als 
Bechtsbegriff  aber  setzt  die  Bechtsordnung  voraus,  von  der 
sie  ein  Theil  ist.  Sie  ist  die  vom  Becht  gewfthrleistete 
und  geschützte  Befugnisz,  den  selbstbestimmten 
Willen  auszuüben.' 

Alle   Freiheit  setzt  als  ihre  nothwendige  Vorbedingung 

findet,  welche  sa  sohatien  die  Aufgabe  der  obrigkeitlichen  Gewalt  selber 
Ut;  et  iit  die  Freiheit,  ohne  Furcht  alles  su  thun,  was  gerecht  nnd  gut 
Ist.  Diese  heilige  Freiheit  müssen  wir  yertheidigen  in  allen  Wechsel« 
nilen  nnd,  wenn  es  n5thig  ist,  für  sie  unser  Leben  einsetsen." 

'  Vgl.  oben  Buch  IX,  Gap.  2. 

'  Die  bekannte  Definition  ron  Flortntinua  L.  4  pr.  de  Btatu  homi- 
num:  „Libertas  est  naturalis  facultas  ejus,  qnod  cnique  faoere  übet,  niti 
ti  quid  tI  ant  jure  prohibetur,"  ist  nur  darin  mangelhaft,  dass  die  vis 
ebenso  wie  das  jus  als  Schranke  der  Freiheit  beseichnet  wird,  während 
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ein  beseeltes  Wesen  rorans,  welches  sich  in  ihr  ftnszert.  Die 
rechtliche  Freiheit  hat  ihre  Grundlage  in  dem  Bechtswesen. 
Sie  existirt  für  sich,  losgetrennt  von  den  Menschen,  so  wenig 
als  dasBecht  für  sich  existirt.  Sie  sind  beide  nnr  zwei  Sei- 
ten des  persönlichen  Daseins  and  Lebens  des  Men- 
schen. Wohl  gibt  es  ein  Ideal  der  Freiheit,  wie  es  ein  Ideal 
des  Rechts  und  des  States  gibt.  Aber  das  wirkliche  Frei- 
heitsrecht kann  nur  in  dem  wirklichen  State,  nnr  in  Ver- 
bindung mit  seiner  Verfassung  und  Bechtsordnung  gedacht 
werden.  Die  Freiheit  als  ein  rein-politischer  Gedanke 
kann  wohl  über  die  hergebrachte  Bechtsordnung  hinausgehen 
und  die  Vervollkommnung  derselben  als  Ziel  ihrer  Hand- 
lung anstreben.  Aber  der  Bechtsbegriff  der  Freiheit  kann 
sich  nicht  lossagen  von  der  Rechtsordnung,  die  sein  Grund 
und  seine  Stütze  ist.  Je  vollkommener  daher  der  Rechtsschutz 
ist,  den  der  Stat  dem  freien  Leben  der  Menschen  gewährt, 
um  so  voller  und  reicher  wird  auch  die  Bechtsfreiheit  in  die* 
sem  State  sein ;  je  mangelhafter  und  unsicherer  der  Statsschutz 
ist,  um  so  gedrückter  oder  zügeUoser  wird  sich  die  Freiheit 
da  gestalten  Als  Lord  John  Bussel^  gegen  jene  Defini- 
tion einwendete:  «Wenn  Freiheit  darin  besteht,  dasz  man  than 
könne,  was  das  Gesetz  erlaubt,  so  ist  ein  gesetzlich  bestehen- 
der Despotismus  eine  freie  Begierung, '  so  verwechselte  er  den 
s  tatsrecht  liehen  Begriff  der  Freiheit  theils  mit  dem  idealen, 
theils  mit  dem  politischen. 

Die  Freiheit,  alsBecht  gefaszt,  ist  also  nicht  ihr  höchster 
Ausdruck,  sie  ist  enger  und  beschränkter  als  die  sittliche  und 
sogar  als  die   politische   Freiheit.     Aber  indem  sie  an   die 

jene  die  Freiheit  als  Reolit  verletzt,  dieses  aber  sie  naturgemSss 
beaohrtnkt.  FraDsösische  Gmndreclite  Ton  1791,  §.4:  „La  libert^ 
ooDsiste  k  pooToir  faire  tont  oequine  nuitpas  k  auimi:  (?)  ainsi  l*exer- 
oice  des  droits  naturels  de  ohaque  homme  n^a  de  bomes  que  eeUea  qvi 
assurent  aux  antres  membres  de  la  80ci6t6  la  jonissanoe  de  oes  m^mes 
droits.  Ces  bomes  ne  pearent  dtre  d^termin^es  qae  par  la  loi. 
*  Gesohiohte  der  engl.  Yerfassmig,  §.  11. 
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Bechtsordnung  als  ihre  Grundlage  gebanden  ist,  wird  sie  auch 
von  den  Formen  des  Bechts  gegen  Yerflflchtigung  gesichert 
und  von  den  Hfllfsmitteln  des  Rechts  gegen  Miszhandlung 
geschützt 

Die  Deutschen  haben  auf  die  Ehre,  die  entschieden- 
sten Vertreter  der  persönlichen  Qeistesfreiheit  zu  sein,  einen 
wohlbegrflndeten  Anspruch.  Aber  das  Verdienst,  vorzugs- 
weise die  rechtlichen  Schutzwehren  der  Freiheit  erdacht  und 
befestigt  zu  haben,  kommt  in  erster  Linie  den  Englän- 
dern zu/ 

2.  In  aller  Freiheit  lassen  sich  hinwieder  zwei  Seiten 
unterscheiden.  In  negativer  Beziehung  schlieszt  die  Frei- 
heit jede  unbegrflndete  oder  übertriebene  Abhängig- 
keit von  einem  fremden  Willen  aus.  In  positiver  Hin- 
sicht bedeutet  sie  Selbstbestimmung  der  Person. 

Da  der  Mensch  als  Bechtswesen  nothwendig  beschränkt 
ist,  so  ist  auch  seine  Freiheit  als  Becht  beschränkt.  Nichts  ist 
verkehrter,  als  sich  eine  absolute  Unabhängigkeit,  eine  völlige 
Losgebundenheit  des  einzelnen  Menschen  einzubilden  und  diese 
Einbildung  menschliche  Freiheit  zu  heiszen.  Diese  negative 
Vorstellung  der  Freiheit  empfindet  jede  Bechtsinstitution  wie 
eine  Verletzung,  denn  sie  will  schrankenlos  sein  und  das  Becht 
kann  nur  in  den  Schranken  der  Form  bestehen.  Ihre  Conse- 
quenz  wäre  also  die  Zerstörung  des  Stats  und  der  gesammten 
Bechtsordnung  und  es  könnte  dann  in  dem  allgemeinen  Buin 
das  letzte  vermeintlich  absolute  Becht  der  Freiheit  selber  nicht 
mehr  bestehen.  Allerdings  tritt  der  radicale  Irrthum  der 
absoluten  Freiheit  selten  in  so  entschlossener  Verneinung  auf, 
80  dasz  er  den  Inhalt  und  die  Form  der  rechtlich  geordneten 
Freiheit  zugleich  wegwirft;  aber  in  verhüllter  Gestalt  und  auf 
halbem  Wege  täuscht  er  doch  nicht  selten  die  Menge. 

Wäre  jede  Abhängigkeit  schon  Unfreiheit,  so  wäre  das 

*  Tgl.  TonüglichFr.  Lieber,  fiber  bfirgerliobe  Freiheit  und  Selbst« 
yerweltung,  fibersetit  t.  Fr.  Mittermaier,  Heidelberg  1860. 
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Eind,  das  von  den  Eltern  abhSngig,  es  wftre  jeder  Arbeiter 
im  Dienst  eines  Arbeitgebers,  jeder  Schuldner  gegenüber  dem 
Gläubiger,  es  wären  die  Parteien  gegenüber  dem  Richter,  alle 
Begierten  gegenüber  der  Begiemng,  aber  auch  wechselseitig 
wieder  die  Inhaber  der  Macht  und  Autorität,  die  doch  nichts 
vermögen,  wenn  sie  nicht  empfänglichen  Gehorsam  finden, 
kurz,  es  wäre  alle  Welt  unfrei.  Nicht  die  Abhängigkeit  als 
solche  also,  sondern  nur  die  falsche,  grundlose  oder  über- 
mäszige  Abhängigkeit  ist  Unfreiheit.  In  dem  freien  State 
also  darf  das  Y erhältnisz  der  Begierten  zu  der.Begierung  nicht 
dem  Yerhältnisz  des  Herrn  über  die  Sdaven  und  nicht  einmal 
dem  des  Vaters  über  die  Kinder  nachgebildet  sein,  sondern 
es  musz  die  Unterordnung  der  Begierten  durch  das  Gesetz 
bestimmt  und  beschränkt  sein,  zu  dessen  Herrorbringung  auch 
die  Begierten  selber  mitwirken. 

3.  Wie  alle  Bechtsordnung  überhaupt  entweder  von  den 
Einzelmenschen  oder  von  der  Gesammtheit  aus  bestimmt  wird, 
so  erscheint  auch  die  Bechtsfreiheit  in  zwei  Hauptformen. 
Entweder  sie  ist  wesentlich  Freiheit  der  Individuen  oder  Frei- 
heit der  Nation,  des  Volks.  Die  individuelle  Freiheit  ist 
im  Grunde  ein  Privatrecht;  die  Volks  fr  eiheit,  deren  Wesen 
die  Theilnahme  am  Statist,  hat  vorzugsweise  einen  öffentlich- 
rechtlichen Charakter.  In  den  Republiken  des  Alterthums  wurde 
die  erstere  der  letztem  geopfert  und  fast  aller  Werth  auf  die 
Volksfreiheit  allein  gelegt.  Die  Germanen  vorzüglich  haben 
die  individuellen  Freiheitsrechte  höher  geschätzt;  und  in  der 
modernen  Bechtsbildung  werden  sie  vornehmlich  beachtet 

Es  ist  aber  immer  ein  Fehler,  wenn  über  der  einen  Frei- 
heit die  andere  vemachläszigt  wird.  Die  griechischen  Zu- 
stände litten  vorzüglich  an  der  einseitigen  Beachtung  der  Volks- 
freiheit, welche  als  absolute  Volksherrschaft  verstanden  wurde. 
In  der  spartanischen  Verfassung  wurde  die  Knechtung  des 
individuellen  Lebens  von  Stats  wegen  so  weit  getrieben,  dasz 
wir  uns  manche  Einrichtungen  derselben  nur  wie  Bilder  einer 
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ansscbweifenden  Phantasie ,  nicht  als  leibhafte  Wirklichkeit 
vorstellen  können;  aber  auch  in  dem  demokratischen  Athen 
wurde  die  individuelle  Freiheit  nur  gering  geachtet  und  yiel- 
ftltig  durch  die  Oesetze  und  das  öffentliche  Leben  verletzt. 

Wir  Neuem  leiden  zuweilen  an  entgegengesetzten  Irrthfl- 
mem.  Nicht  selten  wird  das  Recht  des  Ganzen  Obersehen, 
und  der  Qedanke  der  individuellen  Freiheit  mit  so  maszlosem 
Eifer  einseitig  verfolgt,  als  wäre  jedes  einzelne  Individuum  ein 
in  sich  vollkommenes  Wesen,  das  natürliche  Gentrum  der  Welt, 
ein  Gott,  durch  dessen  Willen  alles  auszer  ihm  geschaffen, 
von  dessen  Willen  alles  übrige  abh&ngig  wäre.  Der  Stat  wird 
dann  völlig  preisgegeben,  und  die  Ordnung  des  Ganzen  durch 
die  Willkür  der  Individuen  mit  innerer  Auflösung  bedroht. 

Die  Wahrheit  fordert  Anerkennung  beider  Arten  der 
Freiheit.  Beide  wurzeln  in  der  menschlichen  Natur,  die  Volks- 
freiheit  in  der  gemeinsamen  menschlichen  Basse,  die  indi- 
viduelle Freiheit  in  dem  Individualleben  des  Geistes.  Aber 
die  erstere  ist  ganz  und  gar  ein  Bechtsbegriff  und  kommt  nur 
in  der  Gemeinschaft,  d.h.  imState  zur  Wirklichkeit;  die 
letztere  aber  hat  ihren  tieferen  Grund  auszer  halb  des 
States,  in  einem  Lebensgebiete,  welches  dieser  zu  beherr- 
schen weder  berufen  ist  noch  die  Macht  hat. 

4.  Das  Verhältnisz  der  verschiedenen  Statsformen  zu  der 
Freiheit  wird  daher  auch  häufig  ein  anderes  sein,  je  nachdem  die 
Volks  freiheit  oder  die  individuelle  Freiheit  in  Frage  kommt. 

Die  Ideokratie  hat  die  Tendenz,  die  Volksfreiheit  durch 
die  absolute  Autorität  zu  erdrücken,  die  Demokratie  umge- 
kehrt steigert  dieselbe  zu  Gunsten  der  Mehrheit  zur  Volks- 
herrschaft. Die  individuelle  Freiheit  aber  wird  auch  von  der 
Demokratie  nur  insofern  begünstigt  oder  geduldet,  als  die 
Mehrheit  mit  der  Ausübung  derselben  einverstanden  ist.  Wenn 
das  nicht  ist,  so  wird  sie  bei  jeder  Gelegenheit  mit  Ffiszen 
getreten.  Die  Demokratie  hat  somit  wohl  Liebe  zur  Volks- 
freiheit, aber  selten  wahre  Achtung  vor  individueller  Freiheit 

BUmttakll,  «IlfMMlBM  StetVMkt    IL  32 
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Wer  daran  zweifelt,  der  braucht  sich  nur  an  die  Lage  der 
Beichen  in  dem  demokratischen  Athen,  oder  an  die  Lage  der 
Aristokraten  zu  den  Zeiten  der  Jakobinerherrschaft  in  Frank- 
reich, oder  an  die  Vorfichlftge  der  Gommonisten  zu  erinnern. 

Die  Aristokratie  im  Qegentheil  Iftszt  das  IndiYidnnm 
gelten,  so  lange  es  nur  indiyiduelles  Leben  äuszert  Sie  ge- 
währt gerne  ein  reiches  Masz  indi?idueller  Freiheit,  und 
schätzt  dieselbe  soweit  sie  einmal  gewährt  ist,  mit  unbeog* 
samem  Muthe  auch  gegen  die  Anfeindungen  der  Menge.  Aber 
sie  wacht  sorgfältig  darüber,  dasz  nicht  die  Yolksfreiheit  zur 
Yolksherrschaft  erwachse.  Sie  nimmt  dieselbe  zwar  in  voll- 
stem Masze  für  die  herrschende  Minderheit  in  Anspruch,  aber 
miszt  den  groszen  Massen  des  Volkes  nur  einen  oft  kfimmer- 
lichen  Antheil  daran  zu. 

Sogar  die  absolute  Monarchie  erträgt  und  bewilligt  oft 
unbedenklich  ein  bedeutendes  Masz  von  individueller  Freiheit, 
von  Sicherheit  der  Personen  und  des  Eigenthuma,  aber  sie  ist 
misztrauisch  und   feindlich  gegen  alle  Yolksfreiheit   geaimit 

Die  constitutionelle  Monarchie  gewährt  auch  hier,  wenn 
sie  ihrem  Princip  treu  bleibt,  eine  FflUe  von  beiden,  ohne 
die  Yolksfreiheit  zur  Yolksherrschaft  werden  zu  lassen,  und 
ohne  die  individuelle  Freiheit  bis  zur  Anarchie  zu  übertreiben. 

5.  Ebenso  ist  das  Yerhältnisz  des  Statsrechts  zu  den 
beiden  Arten  der  Freiheit  verschieden.  Die  Yolksfreiheit  ge- 
hört demselben  unmittelbar  an,  als  eine  Institution  des 
State,  befruchtet  und  erfüllt  von  dem  Geiste  der  Gesanunt- 
heit.  Die  individuelle  Freiheit  dagegen  bildet,  weil  sie  ans 
dem  individuellen  Dasein  und  Leben  entspringt,  einen  TheO 
zunächst  der  individuellen  Bechtssphäre,  d.  h.  des  Privat- 
rechts, und  kommt  nur  mittelbar  in  den  Kreis  des  Öffent- 
lichen Bechts  insofern  hinein,  als  sie  entweder  unter  die  Ga- 
rantie desselben  gestellt  oder  durch  die  Bücksichten  auf  die 
Gemeinschaft  und  den  Stat  näher  begrenzt  und  beschränkt 
wird.    Die  Yolksfreiheit  kann  eben  darum  auch  v<m  der  Ge- 
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setegebung  freier,  je  nach  den  ErfordemiBsen  des  Stats  nnd 
dem  Cultarznstande  des  Volks,  bestimmt  werden;  die  indivi- 
doelle  Freiheit  aber  hat  der  Stat  in  derselben  Weise  als  eine 
selbständig  bestehende  zu  achten  nnd  zn  schützen  wie  das 
flbrige  Privatrecht;  und  dasz  solches  geschehe,  ist  noch  eine 
groBze  Aufgabe  der  zukünftigen  Bechtsbildung« 


Zweites  Gapitel. 

I.  IndiTidaelle  Freiheitsreohte. 
A.  Schatz  der  Existenz, 

1.  Der  Anerkennung  nnd  dem  Schutze  jeder  Freiheit  musz 
die  Anerkennung  und  der  Schutz  der  Existenz'  des  Einzel- 
nen selbst  vorhergehen.  Das  Becht  zu  sein  ist  fQr  den 
Menschen  das  erste.  Es  ist  mit  ihm  geboren  und  unzertrenn- 
lich mit  ihm  verbunden,  so  lange  eine  lebendige  Seele  in  dem 
Körper  wohnt.  Es  hört  auf  erst  mit  dem  Tode.  Der  Stat 
ist,  obwohl  er  zunächst  eine  Rechtsordnung  der  Gesammtheit 
ist,  doch  verpflichtet,  voraus  dieses  Unrecht  aller  Individuen, 
welche  von  seiner  Macht  umfaszt t werden,  zu  schirmen;  denn 
es  ist  Oberhaupt  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des  Ganzen, 
die  Rechte  der  Einzelnen  zu  schützen,  wo  diese  solchen  Schutzes 
bedürfen. 

Derselbe  erstreckt  sich  sogar  auf  die  noch  ungeborne 
Leibesfruchi  Obwohl  die  Persönlichkeit  erst  mit  der  Ge- 
burt zu  wirklichem  Dasein  kommt,  so  ist  doch  der  befruch- 
tete Keim  der  Person  schon  früher  da,  und  hat  mit  Rück- 
sicht auf  die  wahrscheinliche  Entwicklung  zur  Persönlichkeit 

^  Blaokstone  heUit  dusenM  das  Recht  pen5nlioher  Bioherheit 
(right  of  personal  seourity),  Stahl  du  Recht  der  Integrität. 

82* 


500  ZwSlftes  Baob.    Freiheitoreohto. 

Anspruch  auf  Wahrung  jener  und  eyentuelle  Berficksichtigang 
ihrer  zukünftigen  Rechte.* 

Es  ist  daher  ein  Grundsatz  des  natürlichen  Bechts,  dasz 
der  Stat  verpflichtet  ist,  die  Existenz  der  Personen  theils 
gegen  fremden  nnberechtigten  Angriff  zu  schfltzen, 
theils  bei  äuszerer  Noth  yor  dem  Untergang  zn  ret- 
ten. Die  erstere  Pflicht  ist  überall  anerkannt,  weniger  allge- 
mein die  letztere,  und  doch  ist  sie  nicht  minder  eine  Folge 
des  obigen  Princips.  Von  welcher  Art  immer  die  OrOnde  sein 
mögen,  welche  das  Individuum  in  die  Lage  versetzt  haben, 
dasz  dasselbe  auszer  Stande  ist,  sich  vor  dem  Tode  zu  retten, 
ob  natürliche  oder  verschuldete  Armuth  oder  vorübergehende 
Noth,  wenn  es  die  Hülfe  der  Gesammtheit  bedarf  und  diese 
die  Mittel  für  Erreichung  dieses  Zweckes  hat,  so  besteht  auch 
die  Pflicht,  jenes  zu  retten.^  Sie  ist  nicht  eine  nationale,^ 
sondern  eine  menschliche  Pflicht;  und  die  Hülfe  des  States 
darf  daher  in  diesen  äuszersten  Fällen  nicht  auf  die  Statsan- 
gehörigen  beschränkt,  sondern  musz  auch  dem  Fremden  ge- 
währt werden,  der  in   dem  Statsgebiet  in  solche  Lebensnoth 

• 

'  Daraus  erklftrt  sich  die  Fiction  des  rSmischen  Rechts:  „Qni  in 
utero  sunt,  in  toto  pene  jure  civil!  inteUiguntnr  in  remm  natura  esse** 
(L.  26  de  Statu  hominum),  während  die  römischen  JuriBten  wohl  wissen, 
dasz  der  „partus  nondum  editu^  homo  non  recte  fuisse  dioatur**  (L.  9, 
§.  1  ad  leg.  Falcid.).  Vgl.  Savignj,  System  des  r5m.  Rechts  II,  8.  12. 
Blackstone  I,  1. 

3  Erst  dem  Einflusz  des  Christenthums  war  es  zu  yerdanken,  daaz 
diese  Pflicht  zunächst  mit  Bezug  auf  nothleidende  Kinder  im  rSmiicbeo 
Reiche  onerkannt  wurde.  Die  Gesetze  Constantins  des  Groszen  dar- 
über, Gap.  1  und  2.  G.  Th.  de  alimentis  quae  inopes  Tom  Jahre  315, 
auf  deren  Inhalt  wohl  die  Lehren  Ton  Lactantins  eingewirkt  (Tgi. 
Gommentar  von  Jac.  Gothofredus),  haben  in  dem Godex  Justiniaoeai 
keine  Aufnahme  gefunden.  In  andern  Fällen  war  aber  selbst  durch  die 
ersteren  Gesetze  noch  nicht  gesorgt,  obschon  der  Grundsatz  in  denselben 
ausgesprochen  ward :  „A.bhorret  nostris  moribus,  ut  quemquam  fame  cod- 
fici  vel  ad  indignum  facinus  prorumpere  conoedamus.*' 

*  Als  solche  hat  sie  in  Rom  zuerst  Gaesar  anerkannt  MommsoD 
R5m.  Gesch.  III,  S.  469. 
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gerathen  ist.  Ihrem  gemeinsamen  Umfange  nach  aber  ist 
diese  Pflicht  nur  auf  die  Abwendung  des  Aeuszersten,  auf 
wahre  Nothdurft  beschränkt  ^  Im  Einzelnen  erweitert  sie  sich, 
je  nachdem  andere  besondere  Rücksichten  hinzutreten,*und  er- 
gänzend und  yerbessemd  schlieszt  sich  die  freie  Wohlthätig- 
keit  der  Privaten  oder  selbst  des  States  an,  die,  wenn  sie  in 
zu  groszer  Ausdehnung  auch  als  Bechtspflicht  nonnirt  wird, 
leicht  an  moralischer  Kraft  und  Wirksamkeit  mehr  verdirbt, 
als  durch  materielle  Unterstützung  gut  macht.  Die  neuere 
Zeit  ist  reicher  als  die  frühem  Jahrhunderte  nicht  blosz  an 
Armen-  und  Unterstützungsanstalten  aller  Art,  sondern  auch 
an  Bettungsanstalten  bei  Brandunglück  und  Wassemoth;  und 
ea  ist  das  ein  groszer  Fortschritt  in  der  Entwickelung  des 
humanen  Bechts. 

2.  Die  Achtung  der  persönlichen  Existenz  der  Individuen 
führt  zwar  nicht  nothwendig  zur  Aufhebung  der  Todes- 
strafe, wie  Manche  meinen,  wohl  aber  zur  Beschränkung 
ihrer  Anwendung  auf  seltenste  Fälle,  in  welchen  überwiegende 
Gründe  der  Existenz  des  Stats  oder  der  Gerechtigkeit  sie  nOthig 
erscheinen  lassen.  Das  Becht  des  altrOmischen  Vaters  und 
Herrn  über  Leben  und  Tod  seiner  Kinder  und  Sclaven  hatte 
daher  noch  einen  barbarischen  Charakter.^  Ebenso  war  der 
ganze  Gedanke  der  altgermanischen  Bechte,  dasz  der  schwere 
Verbrecher  friede-  und  rechtlos  sei,  und  dasz  der  Geächtete 
von  Jedermann  ungestraft  getOdtet  werden  dürfe,  gleich  dem 
Wild  im  Walde,  jenem  Urbegriff  der  Persönlichkeit  des  Men- 
schen zuwider.  Doch  finden  wir  schon  früh  indem  deutschen 
Bechte  einzelne  Triebe  einer  humaneren  Vorstellung  zu  Tage 


•  JuTenal  hat  diese  Barbarei  gezfiohiigt,  Bat.  YI,  219: 
Pone  oraoen  serro.    Memit  quo  orimine  serms 
Sapplioiamf  quis  testis  adestP  quis  detnlitP  audi. 
Nnlla  umquam  de  roorte  hominis  cunctatio  longa  est. 
O  demens,  ita  serfu  homo  eit?     Kil  feoerit,  esto. 
Hoc  Tolo,  hoc  jabeo,  sit  pro  ratione  volontas. 
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treten.®    In  unserer  Zeit  wird  dieselbe  allmählich  in  weiterer 
Anwendung  anerkannt.^ 

3.  Die  Fiction  des  bürgerlichen  Todes,  welche  nach 
manchen  Rechten  als  Strafe  für  schwere  Verbrechen  ausge- 
sprochen wurde,  ist  noch  ein  Ueberrest  der  alten  Echt-  and 
Friedelosigkeit  und  im  Widerspruch  mit  dem  natürlichen 
Hechte;  denn  wenn  das  Leben  der  Person  gewisz  ist,  so  ist 
es  unnatürlich,  diese  als  rechtlich  nicht  vorhanden  zu  er- 
klären. Noch  in  dem  Napoleonischen  Gesetzbuch  ist  dieselbe 
anerkannt,  obwohl  Napoleon  selbst  auf  die  ünsittlichkeit  auf- 
merksam gemacht  hat,  dasz  die  Ehefrau,  welche  aus  Liebe  und 
Pietät  ihrem  verurtheilten  Mann  ins  Exil  folgt,  nun  als  Con- 
cubine  desselben  von  dem  Rechte  gebrandmarkt  werde.  ^  Ein- 


*  TcKituSj  Germ.  o.  7:  „Geterum  neqae  animadyertere  neque  rineire 
neqae  yerberare  qnidem  nisi  Booerdotibas  permissiim ,  non  quasi  in  poe- 
nam  neo  duois  jussu,  Bed  yelut  Deo  imperante/*  Lex  Bqjuoar,  II»  I, 
§.  3:  „üt  nuUus  liber  Bajuvarius  alodem  aut  ritam  sine  oapitali  orimine 
pardat,  id  est  si  aut  in  necem  Docis  consiliatus  faerit,  aut  inimicoa  in 
provinoiam  invitaverit,  aat  ciTitatem  oapere  ab  extraneia  macbinarerit, 
et  exinde  probatus  inyentns  fuerit,  tunc  in  Dacia  sit  poteatate  Tita  iptiaa 
et  omnea  rea  ejua  et  Patrimonium.*'  Englische  Magna  Charta  Ton 
1215:  „Nnllua  liber  homo  capiatur  Tel  imprisonetur  aut  disaaiaiatur  aut 
utlaghetur  (out  law,  exlex)  aut  exuletur  aut  aliquo  modo  deatmatur, 
neo  auper  eum  ibimna  neo  auper  eum  mittemua,  niai  per  legale  judieiom 
parium  suorum  Tel  per  legem  terre/' 

''Friedrich  11^  Antimach.  17:  „Loa  bona  princea  regardent  oe  pou- 
Toir  aur  la  Tie  de  leura  Snjeta  oomme  le  poida  le  plus  p^aant  de  leur 
oouronne.  B  aaTent  quMla  aont  bommea  oomme  ceux  qu^ila  doiTont 
jager,  ila  aaTent  que  d'autrea  injustioes  peuTont  so  r6parer,  mais  qa*iui 
arr^t  de  mort  pr4oipit6  est  un  mal  irreparable.  Ila  ne  ae  portent  k  la 
a6Terit6  que  pour  6Titer  une  rigueur  plua  faoheuae  qu^ila  pr^Toient'* 
Franzöaiaohe  Verf.  Ton  1848,  $.  5:  „La  peine  de  mort  eat  abolie  en 
mati^re  politique,*'  Noch  weiter  geht  der  Frankfurter  Entwurf  der 
deutaohen  Grundrechte,  §.  9:  „Die  Todeaatrafe,  ausgenommen,  wo  das 
Kriegareoht  sie  Toraohreibt  oder  das  Seereoht  im  Falle  tou  Meutereien 
sie  zulftszt,  aowie  die  Strafen  dea  Prangers,  der  Brandmarkung  und  der 
körperlichen  Züchtigung,  aind  abgeachafft.*' 

■  (Jode  civil^  $.  22  fi.,  §.  25:  „Lemariage  quUl  aTait  contractu  pr6- 
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zdne  neuere   Yerfassangen    haben   diese  Strafe   ausdracklich 
aufgehoben. ' 

4.  Aus  dem  natflrlichen  Hechte  des  Menschen  anf  die  In- 
tegrität seines  EOrpers  wird  femer  die  in  den  neuem  Hech- 
ten ftst  überall  nun  anerkannte  Verwerflichkeit  einer  jeden 
auf  Verstfimmelung  des  Leibes  gerichteten  Strafe  begründet 
Wenn  auch  die  Majestät  des  Rechtes  und  die  öffentliche  Si- 
cherheit in  einzelnen  Fällen  den  Tod  des  Verbrechers  fordern 
mag»  und  dieser  nicht  blosz  einzelne  Glieder,  sondern  den 
ganzen  Leib  zerstört,  so  machen  doch  jene  Grfinde  nicht  ebenso 
diese  Strafe  nothwendig,  und  es  erscheint  dieselbe  vielmehr 
unserer  Zeit  als  eine  unwürdige  und  unnOthige  Barbarei,  unter 
freien  und  zu  höherer  Civilisation  berangereiften  Völkern  neh- 
men wir  sogar  einen  ähnlichen,  zuweilen  heftigen  Abscheu 
wahr  gegen  die  Anwendung  der  körperlichen  Züchtigung, 
ungeachtet  diese  die  Glieder  nicht  zerstört,  sondern  dem  Kör- 
per nur  einen  rorübergehenden  Schmerz  bereitet.  Schon  das 
Alterthum  hat  erkannt,  dasz  dieselbe  iOr  die  Classen  der  freien 
Bürger  eine  unpassende  Strafe  sei.^^ 


Drittes  GapitcL 

B.  Der  freie  Gtobmaoh  dos  Körpers,  Bemftfrelhett* 

1.  Die  Unnatur  und  Widerrechtlichkeit  der  Sclaverei, 
welche  den  Menschen  zur  unpersönlichen  Sache  gewaltsam  nie- 

oMamment  est  disions  quant  k  tona  sei  effetaciTils.'^  LasCtues^  M^mor. 
d«  8t  Heitee  TI,  235. 

*  Preusiisehe  Terf.  §.  10:  „Der  bOr^prliohe  Tod  und  die  Btrsfe 
der  Termögenieiniiehiiag  finden  ntoht  statt^  Dentsohe  Reiehsyerf. 
▼.  1849,  $.  135. 

^*  Wo  Freie  gebfifit  wvrdeni  erlitten  Sokyen  and  Höri^  Behlige. 
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derdrflckt,  wurde  oben  schon  besprochen.'  Weniger  yerwerflich 
ist  das  Institut  des  Colonats,  wie  wir  es  in  den  sp&tem 
Zeiten  des  römischen  Reiches  treffen,  und  der  erbhOrigen 
Bauerschaft,  wie  sie  während  des  Mittelalters  fast  fibenll 
vorkam,  denn  es  wird  in  demselben  die  Persönlichkeit  und  die 
Berechtigung  der  Colonen  und  Hörigen  in  sehr  wichtigen  Be- 
ziehungen anerkannt;  und  selbst  die  nothwendige  Verbindung 
der  hörigen  Bauern  mit  den  Grundstficken,  ?on  denen  sie  nicht 
durch  den  Herrn  getrennt  werden,  die  sie  aber  ebensowenig 
nach  eigenem  Ermessen  verlassen  dürfen,  ist  nicht  unier  allen 
Voraussetzungen  unnatürlich.  Aber  für  einzelne  Individuen 
wurde  sie  zu  allen  Zeiten  zum  Unrecht,  für  solche  nftmlich, 
deren  natürliche  Anlagen  einen  Anspruch  auf  höhere  Berufs- 
bildung und  eine  über  die  Grenzen  des  Bauerngutes  hinaus- 
reichende  Wirksamkeit  begründeten.  Solche  Individuen  an  die 
Scholle  zu  fesseln,  war  eine  Nichtachtung  ihres  angeborenen 
Bechtes  und  ihrer  Bestnnmung.  Freiere  Völker  werden  über- 
dem  einen  so  gebundenen  Zustand  als  ihrer  unwürdig  auch  in 
der  Regel  —  selbst  abgesehen  von  jenen  individuellen  Aus- 
nahmen —  nicht  ertragen. 

Es  wurde  daher  Tährend  des  Mittelalters  immer  als  ein 
groszer  Fortschritt  zur  Freiheit  begrüszt,  wenn  das  Becht  des 
freien  Zugs  erlangt  und  erkundlich  bestätigt  wurde.*  Heut- 

^  Buch  II,  Cap.  17,  B.  173. 

'  Vgl.  oben  die  Stelle  aiu  der  Magna  Charta  Ton  England,  Buch  II, 
Cap.  18,  Note  11.  Schon  die  altgermaniache  Form  der  Freilassung 
stellte  den  Eigenen  auf  eiien  Kreuzweg,  und  eröffnete  ihm  die  Freiheit 
nach  den  Tier  Himmelsgeginden  zu  gehen,  wohin  er  wolle,  zum  Zeichen 
der  Freiheit:  „De  quatuor  tüs  nbi  Tolneris  ambnlare  liberam  habeas  po- 
testatem."  Lex  Rotharis  225.  Lex  Bipuar.  61 ,  1.  Leges  Onilelmi, 
0.  65.  J.  Ghrimm,  deutsche  Beohtsalterthfimer,  Ck  331  und  286.  Auch 
den  freien  Zins-  und  den  Yogteileuten  war  solche  Freiheit  Terstattet: 
Weisthum  bei  Grimm,  Rechtsalterthamer,  8.  347:  „Abermal  sehlAgt 
der  Zenner  (centenarias)  Ireimal  an  die  Lanze,  rufet:  hör,  hör,  hdr! 
ist  ein  mann  in  diesem  friien  Hochgericht,  der  sich  darin  nioht^  erziehen 
Booh  nehren  kann,   der  b«11  erstlich  bezahlen  mein  gn.  Charfüraten  und 
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zutage  ist  die  Freizügigkeit  zu  dem  gemeinen  Bechte 
der  civilisirten  Nationen  geworden»  und  nur  unter  besondem 
Yoraussetzungen  bestehen  noch  einzebe  Beschrftnkungen  des- 
selben  ausnahmsweise. 

Eine  besondere  Art  des  freien  Zuges  ist  die  Auswande- 
rung auszerhalb  Landes,  von  welcher  früher  die  Bede  war.^ 
Dagegen  kann  dasfiecht  freier  Niederlassung  nicht  ebenso 
ausschlieszlich  als  ein  individuelles  Freiheitsrecht  aufgefaszt 
werden;  denn  bei  der  Niederlassung  ist  nicht  minder  die  Ge- 
meinschaft betheüigt,  in  welche  der  Niedergelassene  ein- 
tritt, als  dieser  selbst.  Das  Yerhftltnisz  ist  daher  nicht  ein 
einseitiges,  sondern  ein  gegenseitiges ;  und  es  hat  die  (Gemeinde 
ein  Recht  darauf,  dasz  auch  ihre  Interessen  bei  Feststellung 
der  Bedingungen  der  Niederlassung  berücksichtigt  werden.^ 

Herrn,  darnach  die  ohristlioh  Kirch  und  den  gemeinen  mann,  and  sott 
fein  fener  mit  Sonnenschein  auslöschen;  da  es  dann  saoh  were,  dass  der 
arme  mann  sein  Oütlein  geladen  hätte  and  führe  in  ein  Platt  oder  Stadt 
and  dasi  m.  gn.  Charfürat  —  reiten  käme,  so  sollten  seiner  Diener  "kwei 
absteigen  and  dem  armen  Mann  helfen  mit  dem  hindersten  Bad  da  das 
forderste  gestanden  hat  (d.  h.  den  Wagen  weiter  schieben)."  Dann 
wurde  sie  auch  aof  hofhOrige  Leute  auagedehnt  OITnang  ron  Neften- 
baeh  19  bei  Orimm,  WeisthOmer  I,  76:  „Bs  mag  ouoh  ein  jegklieher 
▼on  uns  siechen,  wenn  er  wil,  von  richthum  oder  ron  armuth  wegen, 
roB  dem  herren  und  mengklichem  onbekfimmeri*'  Öffnung  von  Brfli- 
ten  ebenda,  8.  147:  „Herr,  wer  das  ein  man  hie  setae  im  dinghof,  den 
danke,  das  syn  gewerb  anderschwo  besser  wer  dann  hie,  der  mag  lie- 
eheo  an  die  ryohatett,  oder  in  mynes  herren  Ton  Oesterjch  stett  oder 
in  Wallstett,  oder  nf  das  land,  der  sol  siechen  mynes  herren  Ton  ein- 
sidlen  sins  und  rechten  one  schaden,  daran  sol  ine  nieman  sumen  noch 
Irren.**  In  der  sflrcherischen  Landschaft  war  der  freie  Zug  schon  su 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  gemeines  Becht  auch  fUr  die  HOrlgen.  YgL 
Bluntsohli,  Beeht^pesohichte  ron  Zürich  I,  8.  383. 

s  Oben  Buch  II,  Gap.  21,  8.  204  ff.  Deutsche  Beichsrerf.  t.1849, 
|.  136:  „Die  Auswanderungsfreiheit  ist  toh  Statswegen  nicht  beschrftnkt, 
Absugsgelder  dfirfen  nicht  erhoben  werden.'' 

*  Der  §.  133  der  deutsehen  BeichsTcrfassung  ton  1649  hat,  weil 
er  die  indinduelle  Niederlassungsfireiheit  Ar  aUe  Deutschen  aneikennt, 
in  Saddeutsehland  einen  lebhaften  lIHderspruch  herrorgerufen  und  ist 
nicht  sur  praotischen  Wirksamkeit  gelangt.    Fflr  Horddeutschland 
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Die  freie  Niederlassung  fahrt  den  Staten  meistens  frische 
Kräfte  zu  und  f&rdert  das  Wachsthnm  der  Staten.  Wenn 
aber  Torzngsweise  verkommene  nnd  schlechte  Elemente  dahin 
gelenkt  werden,  dann  kann  auch  eine  Beschränkung  der  Auf- 
nahme nothwendig  werden.^ 

2.  Die  Sorge  für  dasBecht  der  Individuen,  sich  frei  zu 
bewegen  (the  power  of  loco-motion),  hat  in  vielen  Staten  zu 
verhältniszmäszigen  Garantien  gefOhrt; 

&)  gegen  willkürliche  Verhaftung  in  mancherlei 
Formen,^  und  selbst  in  den  Fällen,  wo  die  Wahrscheinlichkeit 

hat  erat  das  Bondes^Betz  toh  1868  die  freie  Niederlaagnng  gewihr- 
leistei  Schweizerische  BundesTert  Ton  1848:  „Keinem  Schweiser, 
der  einer  der  christlichen  Confesaionen  angehört,  kann  die  I^iederlassnng 
in  irgend  einem  Canton  rerweigert  werden,  wenn  er  folgende  Ausweis* 
Schriften  besitzt:  a)  einen  Heimathssohein  oder  eine  andere  ^iohbe- 
deutende  Ausweissohrift;  b)  ein  Zengniss  sittlioher  Anfffllining;  c)  eine 
Bescheinigung,  dasz  er  in  bürgerlichen  Rechten  nnd  Ehren  stehe; 
d)  wenn  er  auf  Verlangen  sich  ausweisen  kann,  dasz  er  duroh  Ter- 
mögen,  Beruf  oder  Gewerbe  sieh  nnd  seine  Familie  zu  emifaren  im 
Stande  sei.'* 

*  Nicht  mit  unrecht  beschwert  sieh  die  Union  der  Tereinigtea 
Staten  ron  Amerika,  dasz  man  in  Burop*  zuweilen  ihr  Gebiet  als  Ab- 
lage Ton  Yerbreohem  und  unbrauchbaren  GeseUen  betrachte  und  be- 
nutze. 

*  Bnglisohe  Magna  Charta  Ton  1215,  oben  Gap.  I,  Note  3  und 
die  sehr  ausführlichen  Bestimmungen  der  HabeaB-Corpus acte Kails  IL 
Tom  Jahr  1677.  Freiheitsbrief  Herzog  Heinriohs  ron  Bayern  für  Lands- 
hut  Ton  1279:  „Judex  etiam  nullum  scilicet  eiyem  detinebit,  qui  auo- 
sionem  propriam  habet,  nisi  penam  meruerit  c^italem,  si  mansio  ndeat 
penam  pro  maleficio  debitam  et  condignam.**  Plail-Mn^ral  de  Ltuh 
ganne  Ton  1368,  §.  66:  «Item  dominium  lausannense  qnodounqne  stt  aon 
potest  seu  debet  capere  seu  capi  faoere  aliquam  personam  sine  oogni- 
tione.  $.  62:  Item  si  aliqua  persona  accusetur  in  oasu  eriminis  sea  de 
crim  non  potest  seu  dehet  detineri  nisi  latrocinium  reperiatnr  super  ip- 
sum  aut  sponte  confiteatur.  §.  81:  Itemteneturepiscopui/oosTSptiarrtMi 
pro  quolibet  ciye  seu  burgense  aut  residente  lausannense  capto.*  Frei- 
heit der  zürcherischen  Landschaft  tou  1489:  M^tem  Ton  des  Te- 
ch ens  und  türnens  wegen  haben  wir  —  abgeret,  welcher  das  recht 
TcrtrSsten  mag  ymb  Sachen,  das  nit  das  leben  oder  te  beraeii,  das 
unser  eydgenossen  tou  Zürich  die  trostung  nemen  und  die  so  also  Ter- 
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eines  Verbrechens  yoiliegt,  nmsomehr  natflrlich  gegen  Misz- 
braoch  der  Polizeigewalt.  In  seinem  berühmten  Buche:  «Des 
lettres  de  cachet  et  des  prisons  d'^tat*  hatMirabeau  mit  dem 
brennenden  Hasz  eines  Betheiligten  und  der  glänzenden  Be- 
redsamkeit eines  firanzösischen  Tribuns  gegen  die  Tyrannei  der 
in  Frankreich  damals  üblichen  königlichen  Haftsbefehle 
(lettres  de  cachet)  aus  Statsrücksichten  einen  literarischen 
Feldzug  eröffnet,  aus  welchem  er,  getragen  yon  derFluth  der 
Be?olution,  als  triumphirender  Sieger  hervorging.^  Am  grosz- 


tröatent  sit  tfirnen  sSIlent.'*  Yon  neaern  YerfasBimgen  sind  zq  erwSh- 
Den  die  nordamerikanisohe,  Zasatz  ron  1791:  «Das  Recht  des 
Yolkes,  Beine  Person,  sein  Hans,  seine  Papiere  und  Effecten  gegen 
jedes  ungerechte  Einziehen  oder  Durohsnohen  gesichert  zu  wissen,  soll 
nicht  yerletzt  werden;  und  es  soU  dazu  kein  Befehl  ertheilt  werden,  der 
lieh  nicht  auf  eine  wahrscheinliche  Ursache  begründet,  die  durch  einen 
Eid  oder  eine  Yersicherung  an  Eidesstatt  bekräftigt  worden,  und  der 
niclit  den  zu  durchsuchenden  Ort  und  die  einzuziehenden  Personen  ge- 
nau bezeichnet.*  Französische  Ton  1814,  §.  4:  , Niemand  kann  rer« 
folgt  oder  yerhaftet  werden,  auszer  in  den  ron  den  Geietsen  Torge» 
schriebenen  Fallen,  und  nur  nach  der  gesetzlichen  Fonn.**  —  von  1848, 
§.  2.  Spanische  ron  1837,  §.  7.  Griechische  $.  4  und  5.  Deut- 
sehe Beichaverf.  Ton  1849,  $.  138.  Preuszische  §.  5.  Portugie- 
sische Ton  1827,  §.  145:  «7)  Niemand  kann  ohne  eine  gegen  ihn  ein- 
gereichte Klage  Torhaftet  werden ,  auszer  in  den  gesetzlich  bestimmten 
FftUen,  und  in  diesen  F&llen  soU  der  Richter  innerhalb  24  Stunden  (in 
entfernten  Orten  in  möglichst  kurzer  Zeit)  yon  der  Einkerkerung  an 
dem  Yerhafteten  durch  eine  unterzeichnete  Note  denOrund  seiner  Yer* 
haftong,  die  Namen  der  AnklSger  und  der  Zeugen,  wenn  er  sie  kennti 
kund  ihxuk^  HoIUndische  S*  151  und  152.  Belgische  $.  7: 
,  Auszer  dem  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  That  kann  Niemand  an- 
ders yerhaftet  werden  als  krafi  eines  richterlichen,  mit  Oründen  yer- 
sehenen  Befehls,  welcher  im  Augenblicke  der  Yerhaftung  oder  späte- 
stens binnen  24  Stunden  bekannt  gemacht  werden  musz.*^  Aehnlich  die 
Qsterreiehischen  Grundreohte  yon  1849,  }.  8.  Norwegische 
Yerf.  %.  99:  «Fftr  unbefugte  Haft  oder  ungesetzlichen  Aufenthalt  stehen 
die  Betreffenden  den  Yerhafteten  zur  Yerantwortung.* 

'  Auch  Blaokstonel,  1  sieht  darin  einen  Hauptgegensati  zwi- 
schen französischem  Absolutismus  und  englischer  Freiheit,  und  führt  an, 
dasa  sogar  unter  dem  milden  Regimente  des  Gardinais  Fleury  54,000 
solche  Haftbefehle  in  Frankreich  ausgesteUt   worden  seien« 
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artigsten  nnd  erfolgreichsten  aber  hatten  die  Engl&nder  you 
alter  Zeit  her  für  diese  Freiheit  gekämpft,  nnd  sie  dnreh  die 
Jahrhunderte  hinab  gerettet  nnd  befestigt  Das  englische 
Recht  verbietet  die  allgemeinen  Yerhaftsbefehle  nnd  schfitzt 
den,  der  sich  wider  nngesetzliche  Verhaftung  mit  Gewalt  Ter- 
theidigt;  nnd  die  Habeascorpusacte  gewährleistet  jedem  Ver- 
hafteten das  Becht,  sich  sofort  auf  den  ordentlichen  Bichter 
zu  berufen,  damit  dieser  die  Gesetzlichkeit  der  Verhaftung 
prfife  und  über  ihre  Fortdauer  entscheide.® 

Eine  polizeiliche  Inhaftsetzung  ist  indessen  nicht  ganx 
zu  entbehren,  namentlich  um  der  Contumaz-Anstalten 
gegen  epidemische  Krankheiten  und  um  der  Wahnsinnigen 
willen,  sowie  mit  Bezug  auf  die  Zucht  über  liederliche 
Arme  und  yorübergehend  zum  Schutz  der  öffentlichen  Sitte. 
Aber  es  ist  allerdings  wichtig,  dasz  die  Gründe  und  die  Art 
derselben  so  bestimmt  seien,  dasz  dem  Miszbrauch  möglichst 
gewehrt  wird. 

b)  Eine  fernere  Garantie  liegt  in  der  gesetzlichen  Be- 
schränkung der  Eingrenzung  der  Person  in  einen  bestimm- 
ten Ort,  ebenso  der  Verweisung  aus  einer  (Gemeinde  und 
der  Verbannung  auszer  Landes.^  In  der  Begel  bedarf  es, 
damit  der  freie  Mann  solcher  Beschränkung  unterworfen  werde, 
eines  gerichtlichen  Straferkenntnisses,  und  nur  ausnahmsweise, 
aber  nur  aus  bestünmten  gesetzlichen  Gründen  und  in  gemea- 
senen  Schranken  ist  es  in  freien  Ländern  der  Polizeigewalt 
gestattet,  der  persönlichen  Freiheit  der  Individuen  durch  Ver- 
weisungsdecrete  Gewalt  anzuthun.'^ 

>  Lieber,  BflrgerL  Freih.  8.  45  ff. 

*  Vgl.  anoh  darüber  die  Magna  Charta  (oben  Cap.  1,  Note  3)  and 
die  HabeasoQorpnsaote.  Das  englisohe  gemeine  Beeht  kennt  die  Trans- 
portation nicht  einmal  als  eigentliche  Strafe ,  sondern  eröffnet  dieselbe 
nur  dem  Temrtheilten  Ci^italTerbreoher  als  Ausweg,  um  der  wirkliohen 
Strafe  su  entgehen,  in  ähnlicher  Weise,  wie  die  alten  Römer  das  Bzü 
wählten,  um  der  Yerartheilnng  zum  Tode  ansznweiohen.  Blackstonea.a.0* 

^®  Weit  schlimmer  nnd  geradesn  barbarisch  ist  die  polisaüiche  De« 
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c)  Anerkennung  der  Beisefreibeit  auch  ins  Ansland  im 
Gegensatz  gegen  willkQrliche  PaszTerweigening  oder  Iftstige 
F^iszbeschr&nkung. 

6.  Eine  höhere  Sphftre  der  menschlichen  Gesellschaft  er- 
öffnet sich,  wenn  das  Becht  der  freien  körperlichen  Thft- 
tigkeit,  wenn  die  Freiheit  des  indiyidnellen  Handelns, 
des  Bernfs  zur  Sprache  kommt.  Die  freie  Bewegung  ist  dem 
Menschen  noch  mit  dem  Thiere  gemein,  auf  dieser  Stufe  aber 
steht  er  hoch  über  dem  Thiere,  welches  nicht  „handeln* 
kann.  In  dem  körperlichen  Handeln  und  „Werken*  des 
Menschen  offenbart  sich  die  indiyiduelle  Herrschaft  des- 
selben über  die  Theile  der  äuszem  Natur,  und  zunächst  hat 
der  Stat  nicht  die  Aufgabe  ihn  dabei  zu  leiten,  noch  das  Becht 
der  Yormundschaft  Ober  ihn,  sondern  die  Bestimmung,  die 
Freiheit  seiner  Thätigkeit  zu  respectiren  und  zu  schützen.  In 
dem  Kreise  des  individuellen  und  des  Familienlebens 
wird  denn  auch  heutzutage  nun  diese  Freiheit  in  weitester  Aus- 
dehnung so  regelmäszig  anerkannt  und  geübt,  dasz  es  über- 
flüssig erscheint,  dieselbe  urkundlich  zu  gewährleisten. 

Verändert  wird  die  Sachlage,  wenn  das  Handeln  und 
Werken  zum  öffentlichen  Berufe  gleichsam  verbreitet  und 
zum  Gewerbe  wird;  denn  nun  erscheinen  nicht  blosz  die 
gewerbenden  Individuen  sondern  auch  die  Gesellschaft,  die  Ge- 
meinde und  der  Stat  betheiligt.  Die  Frage  ist  daher  nicht 
ausschlieszlich  eine  Frage  des  Privatrechts,  sie  hat  auch  eine 
öffentlich-rechtliche  Seite.  Die  Gewerbe  fr  eiheit  wird  durch 
die  Gewerbeordnung  geregelt.  Wir  begegnen  daher  hier 
öfteren  Kämpfen  verschiedener  Principien.  Das  vorige  Jahr- 
hundert und  in  vielen  Ländern  auch  die  erste  Hälfte  des  ge- 
genwärtigen Jahrhunderts  war  noch  einer  engen  Beschränkung 
der  (Jewerbe  theils  durch  die  Handwerks-  und  Zunftordnungen 

portatioii,  ra  welcher  das  fransösiBohe  Geseti  Ton  1858  die  Regierang 
gegenflbe?  Personen  ermiehtigt,  die  wegen  einei  politiichen  Vergehens 
TemrCheilt  waren. 
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theils  durch  den  Vorbehalt  der  Statsconcession  zugeneigt.  Die 
neuere  Entwicklung  ist  entschieden  der  Befreiung  der  Qewerbe 
sowohl  Yon  dem  Druck  und  der  Leitung  der  Zunftmeister  als 
von  der  Vormundschaft  und  Aufsicht  des  Stats  zugethan,  und 
begünstigt  so  die  möglichst  ungehemmte  Entfaltung  aller  Ar- 
beitskräfte, und  damit  den  lebhaften  Wettstreit  in  allen  Ge- 
werben. Die  Vorzüge  der  Freiheit  werden  höher  geschätzt, 
als  die  Gefahren,  welche  sie  begleiten,  und  so  mächtig  ist  die 
Freiheit,  dasz  ein  Volk,  welches  sie  verschmäht  oder  sich  Yor 
ihr  fürchtet,  in  kurzer  Zeit  weit  zurück  bleibt  hinter  dem 
Volke,  das  sich  mit  ihr  yerbindet. 

Uniäugbar  aber  ist  dadurch  die  Desorganisation  der  ge- 
werbetreibenden Classen  noch  mehr  befördert  worden  und  die 
folgende  Generation  wird  wohl  wieder  sich  bemühen,  eine  neue 
Organisation  hervorzubringen,  welche  die  Früchte  der  Freiheit 
bewahrt  und  doch  den  Einzelnen  das  Gefühl  des  Znsammen- 
halts mit  den  Genossen  wiedergibt. 


Viertes  GapiteL 

C.  Freiheit  der  Meinungsäuezerung.     Pres<fre!heit. 

Der  oben  genauer  besprochenen  Freiheit  des  Bekenntnisses ' 
verwandt  ist  die  Freiheit  des  Individuums,  seine  Meinung 
auch  in  andern  Dingen  zu  äuszern.  Die  innerlichen  Gedan- 
ken des  Geistes  sind  der  Macht  und  dem  Rechte  des  States 
nicht  unterthan.  Die  Freiheit  derselben  ist  dem  Individuum 
von  Gott  gegeben  und  durch  die  ünsichtbarkeit  gegen  jede 
äuszere  Bedrückung  geschützt  worden.  Es  kann  daher  nicht 
Sache  des  menschlichen  und  irdischen  Bechtes  sein,  die  Ge- 
danken beherrschen  oder  ordnen  zu  wollen. 

I  Bnoh  IX,  Cap.  2. 
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Die  Offenbarung  des  (Gedankens  aber,  die  Aeusze- 
rung  indem  Worte,  der  Schrift  oder  dem  Bilde  ist  eben, 
weil  sie  in  die  Erscheinungswelt  übertritt  and  dnrch  die  Sinne 
wahrgenommen  wird,  dem  Rechte  nicht  fremd. 

Sie  bedarf  in  manchen  Fällen  seines  Schutzes,  und  da  sie 
in  sichtbaren  Zusammenhang  kommt  mit  der  Existenz  der  ?or- 
handenen  leiblichen  Schöpfung,  und  auf  diese  einwirkt,  so  musz 
sie  nun  auch  die  rechtlichen  Schranken  beachten,  welche  die 
gemeine  Bechtsordnung  bestimmt. 

Vorerst  ist  die  Freiheit  der  indiTiduellen  Mei- 
nungsäuszerung  als  ein  natflrliches  Becht  ?on  dem  State 
anzuerkennen  und  zu  schützen,  denn  sie  ist  in  der  That  zu- 
nächst eine  Folge  der  von  Gott  dem  Menschen  anerschaffenen 
Innern  Gedankenfreiheit,  und  es  Iftszt  sich  auch  hier 
sagen:  der  Mensch  hat  das  Recht  zu  reden  wie  er  denkt,  weil 
er  die  Pflicht  hat  wahr  zu  sein.  In  allen  Zeiten  ist  denn 
auch  das  Princip  dieser  Sprechfreiheit  anerkannt  und  dieselbe 
als  eine  der  wichtigsten  Seiten  aller  persönlichen  Freiheit  an- 
gesehen und  gepriesen  worden.* 

Ob  diese  Aeuszerung  durch  das  lebendige  Wort  des  Mundes 
geschehe,  oder  in  der  Schrift  fixirt  oder  in  Bildern  dargestellt 
werde,  ändert  an  dem  Wesen  nichts.  Das  alles  ist  Offenba- 
rung und  Mittheilung  des  indi?iduellen  Geistes  und  indivi- 
dueller Geffihle.  Als  aber  durch  die  Erfindung  der  Drucker- 
presse ein  äuszeres  Mittel  gegeben  war,  die  Schrift  viel  tau- 
sendfach zu  vervielftltigen  und  nach  allen  Seiten  hin  an  das 

*  Enripidei,  Phdnicierinnen : 
Jokaste:  Was  ist  so  Hartes  denn  an  der  Terweisnngf 

Polyneikes:    Das  Sohreokliohste  ist  das:  der  Fiflehtling  darf 

Nioht  offen  reden,  wie  er  gerne  möchte. 
Jokaste:  Was  Du  mir  sagst,  ist  eines  Solaren  Loos: 

Nicht  reden  dürfen,  wie  man^s  meint. 
Ein  sieherlich  unverwerfliches   Zeugnisi  ist  das  des  Kaisers  Tiherins 
bei  SuetoHf  Tih.  28:   «Jactahat,  in  eifritate  libera  linguam  menUm^pte 
liberoi  esse  debere,'^ 
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Yolk  zn  bringen,  nnd  als  durch  die  kirchlichen  Geisteskftmpfe 
des  16ten  Jahrhunderts  die  Leidenschaften  aus  tiefem  Grande 
aufgeregt  und  durch  die  Parteischriften  in  heftige  Bewegung 
versetzt  wurden,  da  kam  man  auf  die  Institution  der  statlichen 
Gensur,  welche  über  die  Presse  wachen  und  es  verhindern  sollte, 
dasz  dieselbe  auch  denen  diene,  welche  die  vom  State  geschfltzte 
Gonfession  bestreiten  oder  seinen  Interressen  und  dem  Gange 
seiner  Politik  feindlich  entgegentreten.*^  Vorausgegangen  war  ihr 
schon  seitdem  Papste  Alexander  yL(Gonst.  AlezandriVI. 
inter  multiplices  v.  I.Juni  1501)  die  kirchliche  Gensur  Aber 
alle  gedruckten  Bficher.  In  der  ersten  H&lfte  des  16ten  Jahr- 
hunderts wurde  sie  in  den  europäischen  Monarchien  fast 
überall,  in  Deutschland  durch  Beichsgesetze,  aber  selbst  in 
den  schweizerischen  Bepubliken,  den  katholischen  und  den 
reformirten  eingeführt. 

Zuerst  wurde  die  Preszfreiheit^  als  eine  reife  Frucht 
von  dem  stolzen  Baume  der  englischen  Freiheit  gepflückt^ 
Unter  der  ruhmvollen  Begierung  des  Oraniers,  Wilhelm  1. 1694, 
wurden  die  Vollmachten,  deren  die  Gensoren  (licensers)  be- 

« 

3  Im  Alterthum  finden  wir  die  nftmliohen  Gedanken  schon  ron  dem 
Philosophen  Pia  ton  in  Vorschlag  gebracht.  In  dem  YII.  Bache  von 
den  Gesetzen  Iftszt  er  den  Athenern  ein  Gesetz  beantragen ,  «dasz  der 
Dichter  nichts  anderes  in  seine  Dichtung  bringe,  als  was  mit  dem  rom 
State  als  gesetzlich  oder  schön  oder  gnt  Anerkannten  übereinstimmt, 
und  dasz  ihm  nicht  erlaubt  sein  soUe,  seine  Dichtungen  irgend  einem 
Einzelnen  zu  zeigen,  beror  sie  den  dazu  rerordneten  Richtern  und  den 
GesetzTerwesem  gezeigt  worden  und  ihren  Beifall  erhalten  haben.* 

4  Ueber  die  englische  Gensur,  rgl«  Gneist  Engl.  Yerfassungsrecht 
III.  8.  262. 

*  Eine  beredte  Yertheidigung  der  Preszfreiheit  hat  schon  Tacitus 
Ann.  lY,  34  und  35,  wo  es  unter  anderm  heiszt:  «Libros  per  aediles 
oremandos  censuere  patres,  sed  manserunt,  oocultatl  et  editi.  Quo  ma* 
gis  socordiam  eorum  inridere  libet  qui  praesenti  potentia  credunt  extin- 
gtti  posse  etiam  sequentis  acTi  memoriam.  Kam  contra,  punüis  ingemit^ 
gliacii  auctoritfu:  neque  aliud  ezterni  reges  aut  qui  eadem  saeritia  uai 
sunt,  nisi  dedeous  sibi  atque  ilUs  gloriam  peperere.*  Unter  den  Neuern 
hat  Milton  für  ihre  Einführung  den  Kampf  mit  glftnzenden  Waffen  er* 
Oftiet. 
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durften,  von  dem  Parlament  nicht  mehr  bestätigt,''  mid  von 
da  an  gab  es  in  England  keine  Censur  mehr.  In  Preuszen 
machte  Friedrich  der  Grosze  einige  Versuche,  die  Preszfreiheit 
einzuführen,  aber  hielt  darin  nicht  aus,  und  nach  seinem  Tode 
wurde  die  Censur  wieder  so  engherzig  und  kurzsichtig  wie 
zuTor.^  Die  Nordamerikaner  nahmen  das  Verbot  der  Censur 
1791  in  ihre  Verfassung  auf.  Die  französische  Bevolution 
prodamirte  in  demselben  Jahre  die  Preszfreiheit  als  ein  hei- 
liges Menschenrecht.  Aber  während  die  Volksleidenschaften 
erregt  waren,  konnte  thatsächlich  die  Preszfreiheit  nicht  geflbt 
werden,  und  im  Jahre  IV  wurden  wieder  strenge  Qesetze  (vom 
27.  und  28.  Qerminal)  gegeui  den  Miszbrauch  der  Presze  er- 
laszen  und  sogar  im  Jahre  V  eine  vorübergehende  Censur  der 
politischen  Zeitungen  eingeführt.  Erst  nach  der  Restauration 
1814  wurde  die  Preszfreiheit  wieder  im  Grundsatz  proclamirt 
und  durch  das  Gesetz  vom  17.  Mai  1819  geschützt.^  In  un- 
serm  Jahrhunderte  ist  dieselbe  zum  gemeinen  Bechte  der 
dvilisirten  Staten  von  Europa  und  Amerika  geworden.'  Rusz- 

•  Black Btone  lY,  11.     Rassel,  engl.  Yerf.  Cnp.  13. 

^  Vgl.  Biedermann,  Geach.  des  XYHI.  Jahrh.  I,  8.  119  ff. 
'  Ygl.  S^rin  in  der  Trevoax   de  rAoad^mie  des  Soiencoa    raeraloi 
et  poltliqaes.     Deo.  1815.  p.  323  f. 

*  Frani&sisohe  Yerfusrang  Ton  1814,  §.  8,  und  bestimmter  TOn 
1830,  $.  7,  nachdem  die  unglaokliohen  Ordonnansen  Karls  X.  an  diesem 
reiabaren  Punkte  das  frunaOsische  Yolk  verletzt  hatten  Die  sohweiie- 
risehon  CantonalTcrfassungen  seit  1830  meistens,  die  Bundos- 
Tcrfassung  ron  1848,  %.  45.  Spanische  Ton  1837,  §.  2.  Portu- 
giesische Ton  1826,  S-  145,  3.  Belgische  $.  18:  «Die  Presse  ist 
frei ;  die  Censur  kann  nie  eingeführt  werden ;  es  bedarf  auch  keuicr 
Sicherheitsleistung  ron  Seiten  der  SchriftatcUer,  Yerleger  oder  Drucker. 
Wenn  der  SchriftsteUer  bekannt  und  in  Belgien  analssig  ist,  so  kann 
der  Yerleger,  Drucker  oder  Yertheiler  nicht  gerichtlich  rerfolgt  werden.* 
Norwegische  §.  100:  «Presafreiheit  mnss  sUttBnden.  Niemand 
kann  für  irgend  eine  Schrift,  welchen  Inhalts  dieselbe  auch  sei,  die  er 
hat  drucken  oder  herausgeben  lassen,  bestraft  werden,  es  sei  denn,  dasz 
er  Toraulich  und  offenbar  entweder  sich  selbst  des  Ungehorsams  gegen 
die  Qesetse,  der  Qeringschltaung  der  Beligion,  der  Sittlichkeit  oder  der 
constitutionellen  Gewalten  und  des  Widerstandes  gegen  die  Befehle  der- 

maatsehll,  a»fMi«iaM  StotarMht.  33 
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land  ist  fast  die  einzige  Macht  von  Bedeutimg,  welche  nodi 
das  System  der  statlichen  Vonnundschaft  Aber  die  Presse  auf- 
recht erhält,  nnd  wohl  auch  noch  längere  Zeit  erhalten  mnsi. 
Wir  wissen  freilich  ans  Erfahrung,  dasz  durch  eine 
schlechte  nnd  liederliche  Presse  häufig  sittliche  Verwirrung 
und  grosze  Uebelstände  aller  Art  theils  verbreitet  und  gefor- 
dert, theils  hervorgerufen  worden  sind;  zumal  unter  YOlkem, 
die  zu  einer  geordneten  Freiheit  nicht  erzogen  worden  waren, 
und  der  oft  yemommene  Buhm  der  Preszfreiheit ,  sie  heile 
jederzeit  die  Wunden  selber  wieder,  die  sie  geschlagen,  ist 
trflgerisch.     Ein  sitt^oses  und  verdorbenes  Volk  wird  dureb 

selben  schuldig  gemacht  oder  andere  dazu  aufgereist,  oder  falsche  oder 
ehrenrührige  Beschuldigungen  gegen  irgend  jemanden  Torgebracht  hat. 
Freimüthige  Aenszerongen  Über  die  Statsrerwaltüng  und  jeden  andern 
Gegenstand  sind  jedermann  gestattet. '^  Griechische  $.  10:  „Jeder- 
mann darf  seine  Meinungen  kund  geben  in  dem  lebendigen  Wort  oder 
durch  die  Presse,  insofern  er  sich  den  Gesetzen  des  States  gem&sz  be* 
nimmt.  Die  Presse  ist  frei,  nnd  die  Censur  darf  nicht  eingeführt  wer» 
den.  Die  rerantwortliohen  Redaotoren,  die  Verleger  und  Dmcker  der 
Zeitungen  sind  zu  keiner  Cautionsetellung  yerpflichtei  Die  Yerleger 
derselben  müssen  griechische  Bürger  sein.^  Oesterreiohisohe  Gmnd- 
recl.te  von  1849,  §.  5:  „Jedermann  hat  das  Becht,  durch  Wort,  Schrift, 
Druck  oder  bildliche  Darstellung  seine  Meinung  firei  zu  ftuszem.  Die 
Presse  darf  nicht  unter  Censur  gestellt  werden.  Gegen  den  Mitzbraueh 
der  Presse  wird  ein  Repressiygesetz  erlassen.**  Preuszisohe  J.  27: 
„Die- Censur  darf  nicht  eingeführt  werden,  jede  andere  Beschrftnknng 
der  Preszfreiheit  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung.**  Eine  eigen thümlich« 
Bestimmung  über  eine  Art  Censur  in  der  schwedischen  Verf.  §.108. 
Sehr  günstig  der  Preszfreiheit  ist  die  Bestimmung  der  deutschen  Reichs- 
Tcrt.  Ton  1849,  §.  143:  Die  Preszfreiheit  darf  unter  keinen  ümstSadett 
und  in  keiner  Weise  durch  vorbeugende  Maszregeln,  namentlich 
Censur,  Concessionen,  Sicherheitsbestellungen,  Statsauflagen ,  Besohria- 
kungen  der  Druckereien  oder  des  Buchhandels,  Postyerbote  oder  andere 
Hemmungen  des  fi>eien  Verkehrs  beschrSnkt,  snspendirt  oder  aufgehoben 
werden.  **  Allen  diesen  Tcrfassungsmftszigen  Anerkennungen  der  Preit- 
freiheit  als  eines  Grundrechtes  der  oirilisirten  Menschheit  zum  Trols 
hat  noch  Papst  Pius  IX.  in  seiner  Encydica  Tom  8.  Deo.  1861  im 
EinTcrstftndnisz  mit  seinem  Yorgftnger  Gregor  XIV.  die  PrestfMhett 
als  einen  „Tcrderblichen  Irrthnm^  und  als  „Wahnsinn  (deliramentoBi)* 
unserer  Tage  zu  erldfiren  sich  nicht  gescheut. 
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die  Preszfreiheit  schwerlich  gerettet  werden.'^  Aber  wir  haben 
iQch  die  Erfahrung  gemacht,  dasz  der  Buhm  der  Censnr,  den 
Stat  vor  ErschflttemDg  zn  bewahren  und  die  öffentliche  Suhe 
und  Wohlfahrt  mftchtig  zu  stützen,  nicht  weniger  eitel  ist. 
Meistens  hat  vor  dem  Ausbrach  einer  Bevolntion  die  Censnr 
geherrscht,  nnd  während  derselben  nnr  dem  Scheine  nach 
Preszfreiheit  bestanden,  in  der  Wahrheit  aber  nur  zu  Gunsten 
der  siegreichen  Partei.  Nur  in  einer  wirklich  freien  und  Be- 
ligioD,  gute  Sitte  und  Recht  achtenden  Nation  wird  sich  da- 
her die  Preszfreiheit  in  ihrer  Warde  und  ihrer  wohlthfttigen 
Wirkung  bew&hren.  Dann  aber  ist  sie  ein  kostbarer  Edel- 
stein, von  ursprflnglichem  Lichtglanz  erffillt.  Der  human  ge- 
wordene Stat  wird  sie  daher  stets  ehren  und  sorgsam  be- 
wahren, und  die  öffentliche  Meinung  und  das  ganze  geistige 
Leben  der  Nation  wird  in  ihr  sichtbar  und  durch  sie  erleuchtet. 

Schrankenlos  aber  darf  auch  diese  Freiheit  nicht  sein.  Nur 
ist  die  Censnr  nicht  die  rechte  Weise  ihrer  Beschränkung; 
denn  diese,  und  würde  sie  noch  so  milde  und  umsichtig  ge- 
handhabt, hebt  jene  im  Princip  auf,  da  der  Wille  des  Cen- 
sors  zum  Vormund  gesetzt  wird  Aber  die  Meinungen  mündiger 
Männer,  auch  wenn  sie  einen  umfassenderen  oder  schärferen 
Blick  haben  in  das  Leben  der  Menschen  und  in  das  Reich 
der  Wahrheit,  als  der  Censor. 

Die  einen  Schranken  der  Preszfreiheit  sind  gemeinsam 
fOr  alle  Veröffentlichung  durch  die  Presse;  andere  beziehen 
sich  nur  auf  die  politische  Presse  im  eigentlichen  Sinne, 
insbesondere  auf  politische  Zeitungen,  Broschüren-Literatur  und 
Placate.  Bei  dieser  nämlich  ist  die  Ruhe  und  Wohlfahrt, 
daher  auch  das  Recht  des  Stats  unmittelbar,  im  übrigen  nur 
mittelbar  betheiligt.  Ueberdem  hat  die  politische  Presse  weder 
die  Absicht  noch  den  Charakter,  der  Erkenntnisz  und  Verbrei- 

^  Perti  in  Steins  Leben  I,  8.  180:  „Da  Preszfreiheit  nicht 
schafft,  sondern  nur  in  Tage  bringt,  so  erwartet  man  ?on  ihr  yergebens 
HAlfe,  wo  Olaaben  and  Bitten  rerdorben  sind/* 

33* 
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tong  der  Wahrheit  als  solcher  zu  dienen,  wie  die  zahlrdcheD 
wissenschaftlichen  Werke  jeder  Art,  noch  das  Privatleben  ni 
erheitern,  zu  verschönern  wie  die  schOne  Literatur,  sondern 
sie  nimmt  ihrer  Natur  nach  an  den  Bewegungen  und  Kämpfen 
der  Politik  einen  vornehmlich  durch  diese  bedingten  Theil, 
und  ist  in  ganz  vorzüglichem  Sinne  auch  zu  einer  Partei- 
macht geworden,  die  in  unserem  Jahrhundert,  den  Kriegs- 
schaaren  vergleichbar,  mit  allen  Waffen  des  Qeistes  für  be- 
stimmte Plane  und  Bestrebungen  streitet,  und  täglich  ihre 
kleinen  Scharmützel,  zuweilen  auch  grosze  nachwirkende,  obwohl 
unblutige  Schlachten  liefert.  Der  Stat  musz  diese  eigenthflm- 
liche  Bedeutung  der  politischen  Presse  beachten,  weil  sie  ihm 
ans  Leben  geht. 

Die  ganze  Presse  musz  die  allgemeinen  Schranken  des 
Sechtes,  und  die  individuelle  Freiheit  musz  die  Bechtsordnung 
der  Welt,  in  welche  sie  nun  um  ihrer  Aeuszerung  willen  über- 
tritt, achten.  Daher  darf  sie  weder  in  der  Form  noch  in  dem 
Inhalte  der  Aeuszerung  die  Bechtssphäre  des  State  oder  der 
Individuen  verletzen.  Der  Gesetzgebung  liegt  die  Sorge  ob, 
das  im  Einzelnen  nach  den  verschiedenen  Sichtungen  zu  nor- 
miren,  und  die  Preszvergehen,  je  nachdem  sie  die  Maje- 
stät und  Sicherheit  des  States  selbst  oder  die  öffentliche  Sitt- 
lichkeit oder  die  Ehre  der  Personen  und  die  Buhe  des  Fami- 
lienlebens verletzen,  mit  Strafe  zu  bedrohen. 

Eine  umfassendere  und  nähere  Sorge  aber  erfordert  die 
politische  Presse.  Vor  allen  Dingen  ist  es  Sache  der 
Statsregierung,  fortwährend  genau  und  vollständig  die  man- 
cherlei Bichtungen,  die  ganze  Thätigkeit  und  die  Wirksamkeit 
der  politischen  Literatur  in  Gutem  und  Bösem  zu  beobachten, 
und  je  nach  Umständen  diese  zu  benutzen  oder  ihr  zu  begeg- 
nen. Die  Einrichtung  eines  Gensoramtes  in  solchem  Sinne, 
einer  Inspection  und  theilweise  Direction  der  politischen  Presse 
würde  eher  an  die  römische  als  an  die  nun  abgeschaffte  Bfl- 
chercensur  der  letzten  Zeiten  erinnern.    Es  wäre  fürwahr  eine 
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ebenso  ehrenvolle  als  nfltzliche  Aufgabe  angesehener  Männer 
yon  wissenschaftlichem  Bang  nnd  politischer  Einsicht,  die  Stats- 
r^emng  fortwährend  in  Eenntnisz  zu  erhalten  von  den  Strö- 
mungen der  öffentlichen  Meinung  und  den  mannichfaltigen  Be- 
dürfnissen, die  sich  in  derselben  kund  geben,  und  die  nöthigen 
Entgegnungen  und  Aufklärungen  in  der  Presse  von  ihrer  Seite 
hinwieder  vorzubereiten.    Gegenwärtig  fehlt  es  noch  meistens 
an   einer    derartigen  Institution,   und   manche  Versuche,  ein 
statliches  «Preszbureau*  zu  bestellen,  sind,  weil  zu  enge  und 
altpolizeilich    gedacht,  kläglich   verunglückt.     In   Frankreich 
aber  ist  diese  Statspflege  der  Presse  bis  zur  Statsherrschaft 
Aber  die  Presse  gesteigert  und  damit  die  Preszfreiheit  unter- 
drflckt  worden. 

Im  flbrigen  kommen  folgende  Schranken  der  politischen 
Literatur  zur  Sprache. 

a)  Die  Nothwendigkeit  von  Gautionen  der  Unternehmer 
von  Zeitungen,  ist  als  eine  Garantie  der  Solidität  eines  fflr 
das  öffentliche  politische  Leben  bestimmten  Institutes  nicht 
gerade  verwerflich  aber  wenig  wirksam. 

b)  Das  Concessions System  fflr  die  Heraosgabe  von 
Zeitungen  hat  das  ernste  Bedenken  gegen  sich,  dasz  dasselbe 
leicht  miszbraucht  werden  kann,  um  jede  Oppositions- 
presse unmöglich  zu  machen,  und  so  die  Preszfreiheit  auf 
dieser  Seite  vollständig  zu  lähmen.  Es  ist  daher  nur  inso- 
fern verträglich  mit  der  Idee  der  Preszfreiheit,  als  die  Bewil- 
ligung nicht  willkfirlich  verweigert  werden  darf,  sondern  so- 
bald gewisse  allgemeine  fflr  alle  Parteien  gleiche  Bedingungen 
vorhanden  sind,  gewährt  werden  musz.  Es  ist  schon  der  Vor- 
schlag gemacht  worden,  dasz  nur  solchen  Individuen  gestattet 
werden  sollte,  als  Bedactoren  einer  Zeitung  regelmäszig  öffentp- 
lieh  zum  Volke  zu  reden,  welche  eine  wissenschaftliche  Prfl- 
ftmg  in  der  Jurisprudenz  oder  Statswissenscbaft  bestanden  und 
so  sich  Aber  ihre  Befthigung  ausgewiesen  haben. '  *  Allein  selbst 

««  Zöpfl,  D.  6t.  R.  S.  304 
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wenn  es  möglich  wäre,  solche  Prüfungen  von  einem  ungebühr- 
lichen Einflüsse  der  Sympathie  und  Antipathie  der  im  State 
herrschenden  Partei  frei  zu  erhalten,  so  wflrde  doch  unver- 
meidlich eine  solche  Einrichtung  dem  Zopfe  der  Schule  ver- 
fallen. Eher  dürften  für  die  Zeitungsredactoren  die  näm- 
lichen Eigenschaften  verlangt  werden,  welche  der  Stat  für  die 
Geschwornen  oder  Deputirten  fordert.  Die Kedaction einer 
politischen  Zeitung  ist  zwar  ein  freier,  aber  ein  so  eminent 
politischer  Beruf,  der  an  Bedeutung  und  an  Einflusz  auf  die 
Statswohlfahrt  sehr  viele  öffentliche  Aemter  überragt,  dasz 
nicht  Jedermann  für  würdig  und  fähig  gehalten  werden  kann 
ihn  zu  üben.  Es  sollten  daher  jedenfalls  nicht  geringere  An- 
sprüche an  die  persönliche  Tüchtigkeit  und  Solidität  der  Be- 
dactoren  gemacht  werden,  als  an  die  Männer,  welche  die  ge- 
nannten politischen  Functionen  übernehmen. 

c)  In  neuerer  Zeit  hat  die  Statsgewalt  in  verschiedenen 
Ländern,  zuerst  in  Frankreich  mit  heftig  wirkendem  Erfolg 
die  Maszregel  der  Suspension  oder  Unterdrückung  einer 
Zeitung  nach  vorausgegangener  mehrmaliger  Verwarnung 
eingeführt.  Durch  dieselbe  wurde  wohl  dafür  gesorgt,  dasz 
die  Begierung  jederzeit  eine  wirklich  gefährliche  oder  ver- 
derbliche Bichtung  der  Presse  unterdrücken  könne;  aber  nicht 
ebenso  wurden  dafür  Garantien  gewährt,  dasz  die  berechtigte 
Freiheit  der  Meinungsäuszerung  und  der  Opposition  fortbestehe. 
Wenn  der  Fortbestand  der  Journale  von  der  Gnade  der  Re- 
gierung abhängt,  so  ist  der  Inhalt  der  Journale  ebenso  von 
dem  Willen  der  Begierung  abhängig,  und  die  Preszfreiheit 
besteht  nur  dem  Namen  nach.  Die  wahre  Aufgabe  ist  aber, 
die  Sicherheit  des  States  zu  verbinden  mit  der  freien  Bewe- 
gung der  Parteien  und  der  Individuen,  nicht  bald  jene,  bald 
diese  zu  opfern. 

d)  Häufig  werden  die  Zeitungsblätter  mit  einer  Stem- 
pelgebühr belegt,  sogar  in  dem  freien  England.  Diese  Mass- 
regel hat  voraus  die  fiscale  Bedeutung  einer  Einnahmsquelle 
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fflr  die  Siatscasse.  Daneben  kann  sie  auch  das  Aufkommen 
von  ganz  niedrig  gehaltenen  fflr  den  Pöbel  berechneten  Zei- 
tungen einigermaszen  erschweren,  zuweilen  verhi&dem.  Aber 
statswirthschaftlich  ist  sie  durchaus  nicht  zu  rechtfertigen, 
da  sie  einen  einzelnen  Erwerbszweig,  der  überdem  nur  in 
zweiter  Linie  von  ökonomischer  Natur  ist,  im  Vergleich  mit 
andern  Berufsarten  ganz  flbermftszig  belastet  und  geradezu 
zu  einer  unwürdigen  Besteuerung  der  freien  Meinungsftusze- 
rung  wird.  • 

e)  Eine  practisch  sehr  wichtige  und  wohlbegrQndete,  ge- 
rade dem  Wesen  der  Preszfreiheit  zusagende  Schranke  dersel- 
ben ist  die  Anerkennung  des  Rechtes  jeder  in  einer  Zeitung 
angegriffenen  Person,  oder  Behörde,  sich  in  dem  nftmlichen 
Blatte  und  vor  dem  nftmlichen  Publicum  zu  vertheidigen.  Wer 
an  der  Spitze  eines  öffentlichen  Journals  steht  und  für  sich 
selber  die  Preszfreiheit  in  ausgedehntem  Sinne  stets  in  An- 
spruch nimmt,  soll  in  besonderem  Masze  auch  die  Freiheit  der 
Andern,  ebenfalls  ihre  Meinung  zu  ftuszern,  respectiren  und 
hat  er  einen  Andern  in  seinem  Blatte  öffentlich  angegriffen 
oder  angreifen  lassen,  so  hat  er  gerade  dadurch  die  öffent- 
liche Yertheidigung  desselben  hervorgerufen  und  er  ist  diesem 
und  dem  Publikum  gegenflber  verpflichtet,  diese  Yertheidigung 
da  zuzulassen,  wo  sie  in  der  Begel  allein  möglich  und  wirk- 
sam ist.  Die  Erwiederung  in  andern  Blättern  nftmlich  hilft 
in  sehr  vielen  Fftllen  wenig,  weil  dann  die  Yertheidigung  nicht 
vor  dem  nämlichen  Publicum  gefflhrt  wird,  vor  welchem  der 
Angriff  geschehen  ist,  und  ist  flberdem  hftufig  nicht  möglich, 
da  andere  Bedactoren  nicht  immer  ein  Interesse  und  gewöhn- 
lich auch  nicht  die  Pflicht  haben,  ihre  Spalten  dem  persön- 
lichen Streite  zu  öfiEnen.'* 

**  Oftns  gut  I.  B.  §.  17  des  alteren  österreichisohen  Preuge- 
geiies:  «Der  Herftusgeber  einer  periodischen  Dmokiohrift  ist  schuldig, 
jede  MUtUche  Beriobtigong  der  derln  mitgetheilten  Thetseohen  in  dM 
snnlohst  neoh  deren  Empfang  erscheinende  Blatt  (Nummer)  oder  Heft 
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f)  Strengere  Maszregeln  gegen  Pseudonyme  Angriffe  sind  anch 
schon  in  einzelnen  Ländern  verfUgt  worden/^  helfen  aber  wenig. 

g)  In  Zeiten  der  Statsnoth,  wie  in  Eriegszeiten  oder  wenn 
offener  Aufruhr  droht,  werden  der  politischen  Presse  gegen* 
Ober  auszerordentliche  Beschränkungen  nOthig  und  gerade 
darum  zulässig.  Werden  solche  Ausnahmsbeschränkungen  durch 
die  Verfassung  oder  die  (Gesetzgebung  nicht  voi^esehen  und 
möglich  gemacht,  so  ist  die  doppelte  Gefahr  unvermeidlich, 
dasz  entweder  der  Stat  um  deszwillen  gseszen  Schaden  leidet 
und  die  Noth  desselben  vermehrt  wird,  oder  dasz  in  Form 
der  ungesetzlichen  Willkür  dennoch,  sei  es  von  oben  oder  ron 
unten  her,  der  Preszfreiheit  foctisch  ein  Ende  gemacht  wird. 
Das  letztere  trifft  gewöhnlich  ein.  Zwar  steht  dann  die  Ga- 
rantie der  Preszfreiheit  auf  dem  Papier.  Aber  wehe  dem,  der 
es  wagt,  im  Widerspruch  mit  den  heiszen  Leidenschaften 
der  gerade  herrschenden  Macht  eine  Meinung  zu  äuszein, 
welche  dieser  yerhaszt  ist  oder  gefährlich  scheint  Besser 
daher,  es  werde  die  doch  unvermeidliche  Beschränkung  in  den 
Wegen  des  Gesetzes  angeordnet. 

h)  Der  ^schlag  von  Placaten  politischen  Inhalts  darf 
füglich  unter  die  unmittelbare  Aufsicht  der  Polizei  gesetzt 
werden,  denn  das  ist  nicht  mehr  einfache  freie  Meinunga- 
äuszerung,  sondern  die  Form  schon  spielt  in  das  Gebiet  der  Pro- 
clamation  über,  welche  der  öffentlichen  Autorität  allein  zusteht 

kostenfrei  aufzunehmen.  Andere  Berichtigungen  ron  Thatsaoheo  rem 
Seite  der  Angegriffenen  ist  der  Herausgeber  in  gleicher  Art,  Jedoch  nur 
insofeme  unentgeltlich  aufzunehmen  schuldig,  als  der  umfang  der  Bni> 
gegnung  den  Umfang  des  Artikels  nicht  fibersteigt,  auf  welchen  sieh  die 
Entgegnung  bezieht.  Ist  aber  diesz  der  Fall,  so  sind  für  die  mehreren 
Zeilen,  die  nicht  das  Zweifache  des  angreifenden  Artikels  Übersteigen 
dürfen,  die  gewöhnlichen  EinrückungsgebÜhren  zu  zahlen.  Im  Falle  der 
Yerweigerung  ist  der  Herausgeber  durch  den  Statsanwalt  zur  Aufnahme 
zu  Terhalten.** 

*'  Schon  der  Kaiser  Augustus  (Sueton,  Octar,  55)  „censult,  eog- 
nosoendum  posthac  de  iis,  qni  libeUos  aut  oarmina  ad  infamiam  cujus* 
quam  sab  alieno  nomine  edant*^ 
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Fünftes  Gapitel. 

D.  Sohats  des  Haasfriedens  and  des  freien  Verkehrs. 

1.  Eine  der  schönsten  Kechtsideen,  welche  in  den  germar 
nischen  Bechten  zur  Verwirklichnng  gelangt  ist,  und  eine  der 
wichtigsten  Freiheiten,  welche  der  Stat  dem  Individuum 
gewähren  kann,  ist  die  Anerkennung  und  der  Schutz  des 
Hausfriedens.'  Innerhalb  der  Umzäunung  seines  Hofes 
und  innerhalb  der  Mauern  seines  Hauses  soll  sich  Jeder  völlig 
sicher  fflhlen  vor  fremder  Gewalt,  da  Ruhe  finden,  vor  der  Strö- 
mung und  Brandung  des  bewegten  und  feindlichen  Lebens, 
da  sein  eigener  Herr  sein.  Das  Haus  umgibt  und  schfltzt  das 
Individuum  und  seine  Familie  ähnlich,  wie  der  Leib  die  Seele; 
es  ist  gewissermaszen  der  kflnstlich  erweiterte  Leib  des  Men- 
schen. Daher  wird  mit  Becht  jede  Beleidigung  und  Krän- 
kung einer  Person  und  ihres  Bechts,  die  Oberhaupt  strafbar 
ist,  härter  gestraft,  wenn  sie  ihr  in  ihrer  Wohnung  an- 
gethan  worden  ist,  und  dafflr  gesorgt,  dasz  auch  die  Organe 
der  Statsgewalt  selbst  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen 
und  nur  mit  groszer  Schonung  der  Freiheit  und  Buhe  des 

*  Lex  Ba^M/WM/r,  X.  2,  §•  2.  ^Nemo  ingrediatnr  alienun  domum  per 
riolentiaDi,  qoia  hoo  acandalam  generat.*  Freibarger  Stadtrecbt  Ton 
1120,  0.  42:  ,8i  quis  burgensem  in  propria  area  ti  inyasorit  Tel  temere 
domi  qaesierit,  qnioquid  ei  (d.  h.  dem  Eindringling)  mali  feoerit,  non 
emendabii*  ÄMgahadi  Y,  2:  „Tbit  is  tbi  eroita  kere,  and  tbi  wartb 
mit  etbon  bisweren,  tbat  aUeramonna  bwek  fretbo  bede  binna  bori  and 
bimia  boie  bi  twam  ieebtiga  ielden  and  bi  twam  bnndreda  merken.* 
(Diesi  ist  die  erste  KÜr  and  die  wurde  mit  Eiden  besebworen,  da«t 
Jedermann  Friede  babe  innerhalb  des  Hanses  bei  swiefacber  kündbarer 
Basse  and  sweibondert  Marken.)  Vermehrter  Sacbsenspiegel  II, 
1  pr. :  «Eyn  ioslicb  man  in  sinen  rier  pfelen  and  wenden  sei  Tordir- 
Hobin  Trede  habin  mit  grosim  and  mit  starkem  rechte.  Wan  oswendig 
friebeit  nnd  frede  des  bnses  ist  das  nymant  dem  andim  des  tages  noch 
des  nacbtis  in  tin  bos  laoffin  sal  noob  keinen  obirlast  mit  Worten  noch 
mit  Werken  tban  saL* 
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Hausherrn  sein  Haus  betreten  und  darin  theils  Nachfor- 
schungen vornehmen,  theils  flberhaupt  amtliche  Handlungen 
vornehmen  dürfen. 

Die  alterthflmlichen  Vorschriften,  welche  das  römische 
Becht  aus  der  Zeit  der  Republik  und  das  filtere  deutsche 
Recht'  für  den  Fall  der  Haussuchung  wegen  eines  Diebstahls 
festgesetzt  hatten,  sind  Zeugnisse  für  die  Ehrfurcht  dieser 
Rechte  vor  dem  Hausfrieden.  Vorzüglich  aber  hat  das  deutsche 
Recht  die  Idee  des  Hausfriedens  ausgebildet  und  sogar  jede 
Beunruhigung  von  auszen  gegen  die  Hausbewohner,  ja  selbst 
das  unwürdige  Belauschen  des  inneren  Lebens  und  Treibens 
an  den  Fenstern  und  Thüren  als  eine  Verletzung  des  Haus- 
friedens betrachtet  und  den  Hausmann  gerechtfertigt,  wenn 
er  energische  Mittel  zur  Abwehr  anwendete.'  Sogar  der 
fremde  Verfolgte  konnte,  wenn  er  von  dem  Herrn  des  Hauses 
aufgenommen  worden,  Schutz  vor  seinen  Verfolgern  finden  in 
dem  unangreifbaren  Heiligthum  des  Hauses,  und  Zeit  gewin- 
nen, um  selbst  den  Nachforschungen  des  Richters  zu  entgehen.* 
Das  Asylrecht,  welches  die  Kirche  im  Mittelalter  auch  den 
Verbrechern  gewährte,  die  sich  in  die  heiligen  Rftume  ge- 
flüchtet hatten,  beruhte  auf  dem  nämlichen  Gedanken,  und  nur 
noch  höher  als  der  Hausfriede  des  freien  Mannes  wurde  der 


*  Jakob  Grimm,  D.  Reohtsalterth.  8.  639  theilt  uhlreiohe  Belege 
aus  den  QueUen  mit 

'  Vgl.  Osenbrüggen,   der  Hausfrieden.    Erlangen  1857. 

*  Sehr  deutltoh  in  dem  Freiheitsbrief  ron  Ingolstadt  t.  J.  1312: 
„"Wer  einen  Beiladen  thnt,  kommt  er  flfiehtiger  sn  eines  frommen  Mannes 
Haus,  derselbe  fromm  Mann  dnroh  seines  Hauses  Ehre  boU  er  um 
bergen  und  ihm  hinhelfen.  Kommen  seine  Feind  hinnaoh,  vor  dosen 
soll  er  ihn  bergen  und  besohirmen  so  best  er  mag.  Kommt  der  Richter 
hinnaoh  oder  seine  Bothen,  dem  soU  er  auilhun  sein  Hans  und  soU  sie 
den  lassen  suohen;  und  soU  doch  jenen  hinhelfen  ob  er  mag  und  ist 
niemand  darum  keine  Bubi  schuldig.**  >-  Wer  aber  einen  vTcrbotenen* 
Mann  hauset  und  hofet,  der  gibt  dem  Biohter  9  Pfrmd  and  60  HeUer 
Busse. 
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Eirchenfiiede  des  Oottesbaases  geachtet/  Den  hohen  Werth, 
den  die  Engländer  auf  ihr  freies  Haasrecht  legen,  hat  der 
grosze  Chatham  in  einer  Parlamentsrede  mit  den  berflhmten 
Worten  geschildert:  «Der  ärmste  Mann  kann  in  seiner  Hütte 
alle  Streitkräfte  der  Krone  heransfordern.  Sie  mag  verfallen 
sein,  ihr  Dach  den  Einstnrz  drohen,  der  Wind  durch  ihre 
Ritze  blasen,  Sturm  und  Wetter  ihr  Spiel  damit  treiben,  aber 
vor  dem  König  von  England  ist  sie  sicher.  Alle  seine  Macht 
scheitert  an  der  Schwelle  des  elenden  Bauwerks. '  ® 

Auch  die  neueren  Verfassungen  haben  oft  wieder  den 
alten  Grundsatz  dadurch  geehrt,  dasz  sie  die  Haussuchung 
durch  nähere,  die  Freiheit  und  Sicherheit  des  Bürgers  schütz- 
ende Vorschriften  beschränkten.^ 

*  Lex  Bßjuvar,  L  7,  1:  ,8i  culpabiÜB  aliquis  confagtum  ad  Ecole- 
Biam  fecerit,  nuUas  eum  vi  abstrahere  auaus  sift,  postquam  januam  £c- 
clesiae  intrayerit.'*  Schwab engpiegel  o.  277  (Wackernagel):  „Als 
•in  mensche  awer  ez  ist,  iht  getuot;  unde  kumet  es  in  die  kirchen,  da 
sol  im  nieman  niht  inne  tuen,  man  sol  ei  ouoh  dar  flz  niht  ziehen, 
wann  man  soll  got  an  im  fUrhten  und  die  kirchen  an  im  6ren  durch  got.** 

*  Duher  das  englische  Rechtssprichwort:  „mj  houfle  is  my  castle.'* 
Tor  Zeiten  war:  „Mein  Haus  meine  Burg*^  auch  ein  deutsches  Sprich- 
wort Wiener  Stadtrecht  von  1221,  §.  26:  „Yolnmus  nt  unicuique  ci- 
Tiom  domus  sua  sit  pro  munitione  et  oommansionariis  suis  et  cuilibet 
fugienti  vel  intranti  domum/*  Graf  und  Di  et  he  rr  Deutsche  Rechts- 
ipriohwOrter  S.  496. 

*  Vgl.  oben  Gap.  S,  Anm.  Portugiesische  Yerfassong,  §.  145,  6: 
„Jeder  BQrger  hat  in  seinem  Hanse  ein  nnverletsliohes  Asyl:  bei  Nacht 
darf  man  es  ohne  teine  Einwilligung  nicht  betreten,  ausser  im  Falle 
einer  Halfsfordemng  von  innen,  oder  im  Falle  einer  Feuers-  oder  Wasser- 
noth  von  aussen  her;  und  bei  Tag  soll  der  Bintritt  in  das  Haus  nur  in 
den  durch  das  Qesets  bestimmten  FAUon  und  Formen  erlaubt  sein.'* 
HoUftndische  §.  153:  „Niemand  darf  in  die  Wohnung  einer  Person 
wider  ihren  WiUen  eintreten,  es  sei  denn  auf  Befehl  einer  Oewalt,  die 
durch  dal  Qesets  berechtigt  ist  solche  Befehle  su  ertheilen,  und  indem 
er  die  in  dem  Qeietse  festgestellten  Formen  befolgt  Belgische  §.10: 
,J)ie  Wohnung  ist  unverletslich :  eine  Haussuchung  kann  nur  stattfinden 
in  den  FiUen,  welche  das  Qesets  rorausbeseiohnet ,  und  in  der  Form, 
welche  es  rorsohreibt."  Griechische  §.  8.  Norwegische  §.  102: 
„Uaustttchungen  dürfen  nur  in  criminellen  F&Uen  sMtfinden."   Dei^tsche 
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2.  Nahe  yerwandt  und  groszentheils  in  dem  Schutze  des 
Hausrechte  inbegriffen  ist  die  Achtung  des  Stats  vor  dem 
sichern  und  ausschliesziichen  Besitze,  den  das  Individuum  an 
seinen  Papieren  fibt.  Es  ist  das  in  vorzaglichem  Sinne  ein 
persönliches  Recht  des  letztern,  denn  das  dingliche  Eigenthum 
an  den  Papieren  kommt  nur  wenig  in  Betracht.  Viel  wichtiger 
ist  der  Inhalt  derselben,  welcher  gewissermaszen  zu  der  gei- 
stigen Atmosphäre  des  Menschen  gehOrt.  Eine  Beschlag* 
nähme  läszt  sich  daher  nur  rechtfertigen,  wenn  ein  erheb- 
licher Verdacht  eines  Verbrechens  vorhanden  ist  und  nur  unter 
Beachtung  schonender  Formen.® 

3.  Ebenso  die  Achtung  des  Briefgeheimnisses  auch 
fOr  die  Briefe,  welche  der  Statspost*  von  den  Privaten  zur 
Beförderung  anvertraut  sind.  Die  geheimen  Gabinete,  in  wel- 
chen die  Polizei  den  Inhalt  der  Privatcorrespondenzen  zu  er- 
spähen suchte,  waren  daher  durchaus  verwerflich,  denn  sie 
miszbrauchten  jenes  Vertrauen  und  frevelten  an  der  Freiheit 
des  individuellen  Verkehrs.  Beides  ist  des  Stats  unwfirdig, 
der  berufen  ist,  die  öffentliche  Moral  und  das  Recht  der  Per- 
sonen zu  schützen.^'^    Nur  der  Krieg  oder  gerichtliche  unter- 

Reiohs?erf.   t.   1849,   §.   138:   »,Die  Wohnung  ist   imrerletslioh.      Eine 
HauBBuohung  ist  nur  zulässig: 

1)  in  Kraft  eines  richterlichen,  mit  Gründen  rersehenen  Befehls, 

2)  im  Falle  der  Verfolgung  auf  frischer  That, 

3)  in  den  Fällen  und  Formen,  in  welchen  das  Qesets  auenahma- 
weise  bestimmten  Beamten  dieselbe  gestattet.*  Preussische  Yerfl 
$.  6  ebenso. 

'  Siehe  die  rorhergehende  Note.  Deutsche  ReicbsTerf.  §.  139: 
„Die  Beschlagnahme  Ton  Briefen  und  Papieren  darf  auier  bei  einer 
Terhaftung  oder  Haussuchung  nur  in  Kraft  eines  richterlichen,  mit 
GMnden  rersehenen  Befehls  rorgpenommen  werden/' 

*  Ygl.  oben  Buch  X,  Gap.  3,  8.  400. 

^  Portugiesische  Yerf.  §.  145,  25:  „Das  G^heimniss  der  Briefe 
ist  unrerletElich.  Die  Postrerwaltung  ist  für  jedes  Vergehen  gegen 
diesen  Artikel  streng  yerantwortlich.'*  Holland! sehe  §.  154:  «Das 
Oeheimnisz  'der  der  Post  oder  andern  öffentlichen  Binrichtnngen  war 
Versendung  auTcrtrauten  Briefe  ist  unrerletibar,  ausgenommen  auf  B*- 


Fflnlles  Capitel.  D.  Bchats  des  Haosfriedens  und  freien  Terkehrs.  525 

suchiingen  im  Strafprocesz  können  eine  BeBchrftnknng  solcher 
persönlicher  Freiheit  rechtfertigen. 

4.  Das  Ueberwachen  h&uslicher  Qesellschaftskreise 
und  das  Ansspioniren  der  Privatgesprftche  von  Seite  der 
Polizei  ist  nicht  weniger  eine  Miszachtnng  der  indiyidaellen 
Freiheit  nnd  verdient  wieder  die  Verachtung,  womit  die  Öffent- 
liche Meinung  solche  ünwürdigkeit  verfolgt. 

5.  Femer  ist  die  AufnOthignng  einer  dem  Individuum 
verhaszten  Oesellschaft^  z.  B.  die  polizeiliche  Begleitung  eines 
ehrbaren  Seisenden  mit  der  Achtung  wahrer  Freiheit  unver- 
einbar. Die  Humanität  erfordert  sogar,  dasz  üntersuchungs- 
gefimgene  in  dieser  Beziehung,  soweit  es  mOglich  ist,  in  ihrer  ' 
Individualität  geachtet  und  nicht  ohne  dringende  Noth  gebil- 
dete Männer  mit  verworfenen  und  rohen  Kunden  der  Geftng- 
nisse  zusammen  gesperrt  werden.  Es  ist  nicht  mOglich,  alle 
YerstOsze  gegen  das  Becht  der  Persönlichkeit  durch  die  Ge- 
setzgebung zum  Voraus  zu  untersagen,  und  das  gesetzliche 
Verbot  bietet  Oberdem  nur  eine  schwache  Garantie.  Ist  aber 
der  Geist  humaner  Freiheit  in  einer  Nation  einheimisch  nnd 
kräftig  geworden,  so  wird  dieselbe  auch  in  den  mannich- 
faltigen  Erscheinungen  des  practischen  Lebens  zur  Wahrheit 
werden.  * 

6.  Endlich  sind  schätzende  Gesetze  gegen  willktlrliche 
Beeinquartierung  für  die  Sicherheit  des  Hausfriedens  un- 
erläszlich.  Wenn  es  der  Statsgewalt  gestattet  ist,  durch  Ein- 
legung von  Soldaten  in  die  Privathäuser  einen  beliebigen  Druck 
zu  flben,  so  ist  jede  häuszliche  Sicherheit  und  Freiheit  in 


fehl  des  Riohten  in  den  dareh  du  Gesetz  Torgeaohriebenen  FftUen.* 
Belgisehe  §.  22.  Sohweiseritohe  Bondesrerf.  §.  33.  Deatsohe 
ReiohsTeTt  §.  140.  «Das  Driefgeheimniss  ist  gewfthrleistei  Die  bei 
ttimfgeriohtliohen  Unteriuohangen  nnd  in  Krieg«  fUIen  noth  wendigen 
Besohrinkangen  sind  durch  die  Oesetsgebung  festsnstellen.*  Prens- 
tische  %  33.  ,|Dm  Briefgebeimniu  ist  onTerletsHoh.*  Im  Uebrigen 
wie  Torhin. 
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steter  Gefahr.  Von  jeher  haben  despotische  Regierungen  dordi 
dieses  Mittel  grausame  Verfolgung  gefibt  und  jeden  auch  den 
berechtigten  Widerspruch  gewaltsam  erdrficktJ' 


Sechstes  Gapitel. 

II.  Politische  Freiheitarechte. 
A.  Von  der  Reohtogleiohheit. 

Der  Begriff  der  Bechtsgleichheit  ist  uralt.  Die  Wage 
hat  von  jeher  als  das  Symbol  der  Gerechtigkeit  gegolten,  die 
Wage,  welche  mit  gleichem  Gewicht  miszt;  und  alles  Becht 
hat  einen  ursprünglichen  Zug  nach  idealer  Gleichheit,  wie  das 
Wasser  einen  elementarischen  Trieb  in  sich  hat  zu  gleicher 
Uöhe.^  Das  menschliche  Recht  beruht  vorerst  auf  der  mensch- 
lichen Rasse,  und  die  ist  Allen  gemeinsam,  als  solche  in  Allen 
gleich.  Diese  einfache  Wahrheit,  welche  auch  der  Stat  in 
seiner  Rechtsordnung  achten  musz,  ist  aber  in  alter  und  neuer 
Zeit  durch  leidenschaftliche  Anschwellung  und  einseitige  üeber- 
treibung  häufig  zu  so  breiter  Lüge  entstellt  worden,  dasz  die- 


i>  Die  Engl.  Bill  of  Bightä  Ton  1689  macht  es  Jakob  II.  zam  Vor- 
wurf, „daBz  er  dem  Qesetz  entgegen  Soldaten  einquartierte.**  Amerik. 
Yerf.  V.  1788:  „Kein  Soldat  soll  in  Friedenszeiten  in  ii^end  ein  Haut 
ohne  Einwilligung  des  Eigenthilmers  eingelegt  werden,  und  in  Kriegs- 
zeiten nur  in  der  vom'  Gesetz  Torgeschriebenen  Weise/*  Lieber  a..A. 
0.  8.  93. 

^  Euripides  Phönicierinnen  bei  Schiller  III.  105: 

„Gleichheit  knüpft 
Den  Blntsrerwandten  mit  dem  Blutsrerwandten, 
Den  Freund  zusammen  mit  dem  Freund,  und  Lftnder 
Mit  Lftndeml  Gleichheit  ist  das  heilige  Gesetz 
Der  Menschheit." 


80ohstos  Capitel.   n.Ton  derTolkifrenieit   A.  Rechtsgleichheit.  527 

selbe  nur  mit  Anstrengung  durch  scharfe  Sichtung  und  Rei- 
nigung wiederhergestellt  werden  kann.  Die  Ausbildung  des 
modernen  Statsrechts  wird  durch  die  wahre  Rechtsgleich- 
heit ebenso  gefördert  wie  durch  die  falsche  Rechtsgleichheit 
gestört.  Daher  ist  es  für  die  Theorie  und  die  Praxis  gleich 
wichtig,  beide  zu  unterscheiden. 

1.  Die  sogenannte  Gleichheit  vor  dem  Gesetz,'  die 
richtiger  als  Gleichheit  vor  dem  Gericht  bezeichnet  wflrde, 
hat  einen  vortrefflichen  Sinn.  Wir  verstehen  darunter,  dasz 
das  Gericht  Vornehme  und  Gemeine,  Herren  und  Knechte, 
Reiche  und  Arme,  alle  gleich  je  in  ihrem  Rechte  schfltze, 
nicht  etwa  die  einen  begünstige,  die  andern  vernachlässige, 
sondern  Jeden  vollständig  schfltze.  Der  Niedere  hat  keinen 
geringeren  Anspruch  auf  vollen  Schutz  seines  Rechtes  als  der 
Yomehme.  Der  geringfflgige  Besitz  des  Arbeiters  an  Klei- 
dern und  Werkzeug  ist  nicht  weniger  heilig  als  das  reiche 
Waarenlager  des  Kaufmanns  oder  die  Schlösser  und  Domänen  des 


'  Französische  Verf.  Ton  1814,  $.  1:  «Die  Franzosen  sind  Tor 
dem  Gesetze  gleich»  ihre  Titel  und  Rahg  leien  übrigens  wie  sie  wollen." 
Dieser  Satz,  in  welchem  noch  neben  der  Gleichheit  auch  der  Yergchie- 
denheit  erwfthnt  wird,  ging  dann  in  andere  Yerfassungen  über,  iiber  zu- 
weilen ohne  diesen  Zusatz.  Sein  die  belgische  f.  6:  «Es  gibt  in  dem 
State  keinen  Standesunterschied.  Die  Belgier  sind  yor  dem  Gesetze 
gleich.*  Schweizerische  Yerf.  §.  4:  „Alle  Schweizer  sind  yor  dem 
Gerichte  gleich.  Es  gibt  in  der  Schweiz  keine  UnterthanenrerhAltnisse, 
keine  Torrechte  des  Orts,  der  Geburt,  der  Familien  oder  Personen.*^ 
(Der  zweite  Satz  stammt  aus  der  Mediationsyerfassung  Napoleons.)  Por- 
tugiesische §.  145,  12  nach  dem  Vorbilde  der  französischen  yon  1795: 
„Das  Gesetz  ist  für  aUe  gleich,  es  mag  schützen  oder  bestrafen;  es  be- 
lohnt je  nach  dem  Terdienif  Deutsche Reichsyerf«  yon  16^49,  §.135: 
„Yor  dem  Gesetze  gilt  kein  Unterschied  der  StAnde.  Alle  Standesyor- 
rechte  sind  abgeschafft.  Die  Deutschen  sind  yor  dem  Gesetze  gleich.** 
Oesterreichi  sc  he  Grundrechte  ron  1849,  $.  27:  „AlleÜsterreiehischen 
Reichsbürger  sind  yor  dem  Gesetze  gleich,  und  unterstehen  einem  glei- 
chen persünliohen  Gerichtsstände.^  Preuszische  Yerf.  §.  4:  „Alle 
Preoszen  sind  yor  dem  Gesetze  gleich.  Standeiyorrechte  finden  ntebt 
statt/« 
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Fürsten.  Sie  erfordern  alle  gleichen  Schutz  gegen  jede 
Verletzung.  Diese  Gleichheit  ist  eine  Folge  des  groszen  Bechts- 
princips:  Suium  cuique. 

2.  Die  französische  Revolution  hatte  den  Satz  als  Men- 
schenrecht proclamirt:  »Die  Menschen  werden  frei  und  gleich 
an  Hechten  geboren  und  bleiben  es.*"  Fflr  diese  abstracto 
und  absolute  Oleichheit''  auch  in  der  Art  und  der  Zahl  der 
Rechte  glühten  die  Franzosen  damals,  und  opferten  dem  uner- 
reichbaren Traumbilde  einer  kranken  Phantasie  sogar  die  Frei- 
heit auf,  die  sie  auch  liebten.  Auf  dem  Gebiete  des  Stats- 
rechts  führt  der  Weg  dieses  Irrlichts  durch  die  ausschweifendste 
Demokratie  hindurch  in  den  Sumpf  der  Anarchie,  in  welcher 
mit  dem  geläugneten  Unterschiede  der  Begierenden  und  der 
Begierten  der  Stat  selbst  unrettbar  versinken  musz;  auf  dem 
Gebiete  des  Frivatrechts  zur  Auflösung  der  Familie,  in  wel- 
cher die  Unterschiede  der  Geschlechter,  der  Eltern  und  der 
Kinder,  der  Herrschaft  und  des  Gesindes  bestritten  werden^ 
und  zu  dem  Wahnsinn  des  Communismus,  der  den  un^ertilg- 
baren  Unterschied  der  Individuen  und  ihrer  YermOgenskräfte 
aufzuheben  sich  vergeblich  abmüdet,  also  auch  da  zum  Unter- 
gange alles  Bechts. 

Auch  im  Alterthum  übten  ähnliche  Lrrthümer  eine  Ge- 
walt aus,  aber  doch  nicht  eine  so  übermächtige  wie  in  der 
neuem  Zeit.  Aristoteles  schon  hat  dem  Irrthum  die  Wahr- 
heit in  scharfer  und  klarer  Formel  entgegen  gestellt,  und  doch 
begünstigt  die  Ausdrucksweise  unserer  neuen  Statsverfassungen 
fast  überall  jenes  Miszverständnisz:  «Inwiefern  die  Men- 
schen gleich  sind,  gebührt  ihnen  gleiches  Becht* 
„Unter  gleichen  Voraussetzungen  gleiches  Becht.*^ 

>  Mirabeau  erklärte  dieselbe  gani  Temfinfiig:  „L*6gaiit6  oiTÜe  n*est 
pas  r^galitä  des  propri^t^ä  ou  des  distiootions.'^ 

«  Aristoteles  Pol.  lU.  5,  §.8:  «Die  Gleichheit  gilt  för  gerecht, 
und  sie  ist  es,  nur  nicht  für  AUe,  sondern  f&r  die  Gleichen.  Aach  die 
Ungleichheit  gilt  für  gerecht,    und  sie  ist  es  wieder,   nur  nicht  für 
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Dieser  Gedanke  ist  freilieh  kein  Hebel ,  nm  das  ganze  Stats- 
geb&ude  zu  umstflrzen  und  die  Trfimmer  auf  der  gleichen 
Flftche  auszubreiten.  Er  ist  auch  kein  Beizmittel,  um  die 
einen  wider  die  andern  aufzuregen.  Aber  er  ist  ror  allen 
Dingen  gerecht,  und  wflrde  das  positive  Recht  und  die  Praxis 
diese  natflrliche  Aequitas  jederzeit  beachten,  so  wfirde  das  bei- 
den zu  hohem  Ruhme  und  den  Völkern  zu  groszem  Yortheile 
gereichen. 

3.  Alle  Menschen  sind  als  Menschen  sich  gleich,  die 
Menschennatur  und  die  MenschenwUrde  sind  der  ganzen  Ghit- 
tung  gemeinsam.  Wir  sind  alle  mit  einem  wesentlich  gleich- 
artigen irdischen  Körper  ausgerüstet,  und  hinwieder  alle  mit 
einem  unsterblichen  Geiste,  der  in  diesem  Körper  wohnt;  wir 
alle  sind  mit  der  einen  Seite  unseres  Wesens  Geschöpfe  der 
Erde,  mit  der  andern  Kinder  des  göttlichen  Gkistes.  Daher 
gibt  es  allerdings  Rechte,  die  Allen  wirklich  gleich  sind,  wahre 
aus  der  menschlichen  Rasse  folgende  Menschenrechte,  sei 
es  schon  angeborene,  sei  es  erst  durch  die  gemeine  Entwick^ 
lung  der  Cultur  der  Menschheit  neu  erworbene  oder  ausge- 
bildete. So  die  meisten  Rechte  des  Privatrechts,  welches 
daher  auch  in  hohem  Grade  und  wie  wir  deutlich  erkennen 
können,  mehr  und  mehr  den  Charakter  eines  allen  gleichmftszig 
zug&nglichen  und  gemeinmenschlichen  Rechtes  annimmt,  wie 
die  Rechte  der  Persönlichkeit,  der  Verwandtschaft,  des  Eigen- 
thums,  des  gemeinen  Handels  und  Verkehrs.  Weniger  allge- 
mein und  gleich  sind  die  politischen  Rechte.  Das  ist  aber 
nicht  ein  Mangel  derselben,  sondern  der  Natur  des  States  ge- 
mftsz,  denn  dieser  als  eine  organische  Ordnung  der  Ge- 
sanuntheit  selbst  beruht  wesentlich  auf  den  Unterschieden 


Alle,  aottdern  fl&r  die  üngteichen.  Die  Menschen  aber  beachten  das 
Verblltniit  der  Personen  nicht,  und  urtheilen  darum  falsch.  Die  Ur- 
laehe  dessen  ist,  daes  das  Urtheil  flie  selber  betrifft,  denn  wohl  die 
■seilten  sind  sebleohte  Richter  in  eigener  Sache/* 

BUmtitMi,  •Uff  tow  »telwieht    U.  84 
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in  dieser.^  Daher  tritt  hier  das  angleiche  Becht  der  Oe- 
schlechter  nnd  des  Alters  viel  bedeutender  hervor  als  im  Pri- 
vatrecht, und  auch  unter  den  Organen  der  Statsmacht  und 
unter  den  Statsbürgem  zeigen  sich  die  wichtigsten  nothwen^ 
digen  oder  wohlbegrOndeten  ünterschjßde  der  Berechtigung. 
Auch  der  Stat  wird,  nnd  je  humaner  er  wird,  desto  vollstän- 
diger in  seiner  politischen  Einrichtung  und  Oestaltung,  die 
gemeinsame  menschliche  Natur  aller  seiner  Glieder  voraus 
ehren,  und  daher  weder  den  Mächtigsten  über  diese  Sphäre 
hinaus  zum  Gott  erheben,  noch  den  Schwächsten  und  Nied- 
rigsten dem  Thiere  gleich  stellen.'  Im  Qbrigen  aber  wird  er 
je  nach  den  verschiedenen  Gegensätzen  in  der  Natur  und  je 

>  Ygl.  oben  Buch  IT,  0.  9,  8.  320.  (Xeero  de  Bep«  L  34:  „Qqqiii 
par  habetur  bonos  Bummis  et  infimiB,  qui  aint  in  omni  populo  neceese 
eat,  ipsa  aequitaa  iniquisaima  fit^  Auch  Hegel  bat  das  eingesehen. 
Werke  IX,  8.  150:  „Vor  dem  Gesetz  gelten  allerdings  alle  Individuen 
gleich,  aber  Qleichheit  imStatsleben  ist  etwas  röllig  ünmSgliohes/'  Vgl. 
auch  Bentham^s  Werke  I,  8.  554»  der  sich  fiber  die  Gleicbheitswuth 
der  fransSsisoben  Berolution  als  über  eine  arge  Dummheit  lustig  macht, 
so  sehr  radioal  er  sonst  selber  ist. 

'  Die  etwas  unrSmisch  gehaltene  Rede,  welche  Dio  Cassius  (LII) 
den  Agrippa  zur  Verherrlichung  der  Becbtsgleicbheit  halten  läszt,  sagt 
doch  im  Grunde  nur  das:  „Die  Bechtsgleicbheit  (iaorofUa)  hat  nicht 
allein  einen  wohlgeflllligen  Kamen,  sondern  ist  auch  in  der  That  ein 
gerechtes  Verlangen.  Weszhalb  denn  sollten  die,  welche  dieselbe  Natur 
empfangen  haben  und  dem  nftmliehen  Volksstamme  angehören,  die  in 
denselben  Sitten  erzogen,  nach  den  gleichen  Gesetzen  gebildet  worden 
sind,  und  in  gleicher  Weise  ihren  Körper  und  ihren  Geist  dem  Vater* 
lande  weihen,  nicht  ebenso  an  allen  Dingen  gemeines  Recht  haben? 
Wie  sollte  sieh  unter  diesen  ein  anderer  Vorzug  auszer  der  auf  Tugend 
gegründete  rechtfertigen  lassen?  Aus  gleicher  Geburt  erwSchst  auch 
gleiches  Recht.  Wem  dasselbe  zuTheil  geworden,  der  erfreut  sich  des- 
sen, wer  desselben  entbehren  mu8z,  den  schmerzt  der  Verlust.  Die 
ganze  Menschheit,  weil  ron  den  Göttern  geschaffen  und  hinwieder  zu 
den  Göttern  zurückkehrend,  blickt  aufwärts,  und  will  nicht  in  allen  Be* 
Ziehungen  der  Herrschaft  eines  Einzelnen  unterworfen  sein,  und  strftnbt 
sich  dagegen,  dasz  die  Mühen,  die  Gefahren  und  die  Verwendungen  von 
aUen  gemeinsam  getragen,  dagegen  die  Vortheile  einem  Einzelnen  Tor* 
behalten  werden.*' 
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nach  der  Art  seiner  besondem  Verfassungen  mehr  oder  weniger 
Verschiedenheiten  des  Bechtes  anerkennen,  ohne  dadurch  irgend 
mit  dem  natürlichen  Princip  der  Aeqnitas  in  Widerspruch  zu 
gerathen.  Es  ist  eine  Eigenthflmlichkeit  der  demokratischen 
Statsform,  dasz  sie,  di^  voraus  auf  gleichen  Verhältnissen  der 
grossen  Mehrheit  ruht,  vorzugsweise  auch  allen  Statsbflrgem 
müglichst  gleiche  politische  Bechte  einräumt;  und  eine  Be- 
sonderheit der  Aristokratie,  dasz  sie  dagegen  das  höhere  Becht 
der  ausgezeichneten  Minderheit  betont.  Der  wahren  gleichen 
menschlichen  Gerechtigkeit  nähert  sich  jene  aber  nicht  schon 
um  ihres  Strebens  willen  nach  allgemeiner  Gleichheit,  sondern 
wie  diese  nur  insofern  an,  als  das  natflrliche  Becht  dort  der 
regierten  Minderheit,  hier  der  untergeordneten  Mehrheit  der 
Bevölkerung  ebenfolls  je  nach  den  wahren  Verhältnissen  ge- 
schätzt wird.  Die  lauten  Forderungen  der  objectiven  Bechts- 
gleichheit  auch  in  den  politischen  Bechten  der  Statsbürger 
sind  daher  nicht  etwa  Folgerungen  aus  einem  natürlichen  und 
allgemein  menschlichen  Bechtsprincip ,  sondern  Zeugnisse  für 
die  Macht  des  demokratischen  Geistes  in  unserer  Zeit,  welcher 
in  den  Verschiedenheiten  der  ständischen  Gliederung  ein  Hin- 
demisz  seiner  Herrschaft  erkennt,  und  aus  gleichem  Grunde 
auch  die  Eintheilung  und  Abstufung  der  Bevölkerung  je  nach 
Vermögen,  Alter,  Bildung  u.  s.  f.  bekämpft.^ 

^  B.  Bnrko,  Betraobtangen  a.  s.  f.:  „Glauben  Sie  mir,  die,  welobe 
Alles  niTelliren  wollen,  fördern  die  wuhre  Oleiobbeit  niobt.  AlleStaten 
find  ans  Tendiiedenen  Kreisen  und  Schiebten  der  Bewobner  lusammen- 
gesetit,  und  ein  Kreis  musi  fibergeordnet  sein.  Die  Nirellirer  (the  le- 
ToUers)  Terindem  und  rerkebren  daber  nur  die  natflrliobe  Ordnung  der 
Dinge,  sie  werfen  das  gesellscbaftliohe  Gebftnde  um,  indem  sie,  was  die 
SoUditIt  des  Baue«  als  festes  Fundament  auf  dem  Boden  erfordert,  booh 
in  die  Luft  rersetaen.^  Genta  Ober  polit  Gleiohbeit  in  den  ausgew. 
Sebrillen  ▼,  8.  241:  „Die  Ungleiohheit,  welche  aus  den  persönlichen 
Kräften  nnd  Talenten,  aus  der  Bniebung,  aus  dem  erworbenen  und 
selbst  aus  dem  ererbten  Reiohtbum  herstammt,  wurde  lange  mit  einer 
gewissen  Schonung  behandelt;  nur  die  lotsten  Ausschweifungen  des  Fa- 
natismus,  nur  die  lotsten  Missethaten  der  Demagogie   rissen  sie  endlich 

34* 
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4.  Alle  Menschen  sind  hinwieder  als  Individuen  un- 
gleich. Die  gemeinsame  Basse  verbindet  die  Menschen  alle 
zu  Einer  Gattung,  die  individuelle  Besonderheit  nnterscheidet 
wieder  jeden  von  dem  andern.  Da  sind  nie  zwei  völlig  gleich, 
sogar  die  Zwillinge  nicht,  die  gleichze}^  erzeugt  und  getra- 
gen wurden.  Das  Recht  musz  die  beiden  Wahrheiten  zugleich 
anerkennen  und  darf  nicht  einseitig  weder  die  Gleichheit  noch 
die  Verschiedenheit  allein  beachten.  Auch  das  Privatrecht 
thut  das.  Die  Formen  zwar  des  Vermögens  z.  B.  sind  fttr 
Alle  dieselben,  wie  die  körperliche  Rasse  fflr  Alle  die  gleiche 
ist,  aber  diese  Formen  werden,  wie  der  Körper  von  dem  Geiste, 
so  von  der  Mannichfaltigkeit  des  individuellen  Lebens  anend- 


mit  in  den  Strudel  binein.  Aber  die  XJntenobiede ,  welcbe  mit  der  po* 
litischen  Yerfassung  des  Stats  susammenhingen ,  die  OmdAtionen  det 
Ranges,  alles  was  ftu8zere  Ausseicbnung,  erbliche  WOrde,  FamiUenanp 
sehen,  Rang  und  Titel  verlieh,  konnte  selbst  vor  den  gemftszigten  (}mnd- 
sfttzen  nicht  Gnade  finden.  Die  Klagen  Über  Distinotionen  dieser  Art 
sind  um  so  grundloser,  weil  es  noch  nie  eine  Verfassung  gegeben  hat, 
und  vieUeicht  Iceine  geben  kann,  worin  nicht  die  politische  Ungleichheit 
der  Bürger  ein  Fundaraentalartikel  gewesen  wäre."  Vgl.  auch  die  kern* 
gesunden  Sprüche  in  dem  Buche  Jesus  Sirach  0.  38  und  39  Über 
diese  Materie.  Z.  B.  38,  25:  „Wer  die  Schrift  lernen  mU,  der  kaas 
keiner  andern  Arbeit  warten,  und  wen  man  lehren  soll,  der  musz  sonst 
nichts  zu  thun  haben.  26.  Wie  kann  der  der  Lehre  warten,  der  pflügen 
musz,  und  der  gerne  die  Ochsen  mit  der  Oeiszel  treibt,  und  mit  der- 
gleichen Werken  umgeht,  und  weisz  nichts,  denn  von  Ochsen  zu  reden. 
27.  Er  musz  denken,  wie  er  ackern  soll,  und  musz  früh  und  splt  den 
Kühen  Futter  geben.  28.  Also  auch  die  Tischler  und  Zimmerleute,  die 
Tag  und  Nacht  arbeiten.  35.  Diese  alle  trösten  sich  ibres  Handwerk», 
und  ein  jeglicher  fleiszigt  sich,  dasz  er  seine  Arbeit  könne.  36.  Man 
kann  ihrer  in  der  Stadt  nicht  entbehren.  37.  Aber  man  kann  sie  nir- 
gend hinschicken»  sie  können  der  Aemter  auch  nicht  warten,  noch  in 
der  Gemeine  regieren.**  Der  Qleichheitsdrang  der  neuem  Zeit  hat  eine 
relative  Begründung  in  den  manniehfaltigen  Ungleichheiten  des  Mittel* 
alters,  die  ihren  früheren  Sinn  verloren  hatten.  Dasz  aber  neben  der 
Gleichheit  der  natürlichen  Grundlage  auch  die  Yersohiedenheit  der  Ent- 
wicklung berechtigt  sei,  hat  selbst  Mirabeau  wohl  begrilTen.  Lewita« 
Leben  Mirabeau's  I,  S.  490.  Vgl.  Bluntiohli,  Art  aristokratische  und 
demokratiiche  Ideen  im  deutschen  Statswörterbuoh. 
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Uch  verschieden  erfQlIt,  und  so  hat  jeder  wieder  anderes  Ver- 
mögen als  der  andere.  Das  Stats recht  legt  einen  noch  ent- 
schiedeneren Nachdruck  auf  diese  Verschiedenheit.  Die  indi- 
viduelle Tüchtigkeit  und  Fähigkeit  Übt  in  demselben  nicht 
blosz  den  Einflusz  aus,  dasz  der  Ausgezeichnete  etwa  eine 
grOszere  Masse  von  Rechten  erwirbt,  wie  der  gewandte  Kauf- 
mann im  Privatrecht,  sondern  dasz  gewisse  Arten  von  politi- 
schen Rechten  selbst,  z.  B.  Beamtnngen,  Deputirtenstellen  u.  s.  f. 
nur  den  individuell  Ausgezeichneten  zukommen  dürfen. 

Die  Rechtsgleichheit  und  die  Rechtsverschieden- 
heit gehören  somit  zusammen.  Unter  gleichen  Voraussetzungen 
ist  jene,  unter  ungleichen  diese  gerecht. 


Siebentes  Gapitel. 

B.  Recht  in  Petitionen  and  Beschwerden. 

Das  Recht  der  Bewohner  eines  Stats,  sowohl  der  Stats- 
regierung  als  .len  übrigen  verfassungsmftszigen  Organen  des 
Stata,  namentlich  auch  dem  gesetzgebenden  Körper,  theils  ihre 
Bitten  und  Wünsche,  theils  ihre  Beschwerden  vorzutra- 
gen über  Verhältnisse,  welche  irgendwie  in  deren  Gompetenz 
gehören,  scheint  so  natürlich  und  zugleich  so  unverfänglich 
zu  sein,  dasz  schwer  zu  begreifen  ist,  wie  dasselbe  noch  in 
neuem  Zeiten  in  europAischen  Monarchien  und  Republiken  mit 
entschiedener  Ungunst  betrachtet,  und  die  üebung  desselben 
wie  eine  strafbare  Neuerung  und  Anmaszung  behandelt  wurde. 
Wirklich  grosze  Monarchen  haben  von  jeher  offene  Ohren  ge- 
habt für  die  Bitten  und  Klagen  ihrer  Unterthanen,  und  diesen 
die  Wege  eröffnet,  zu  ihnen  zu  gelangen.  Und  was  von  diesen 
gilt,  das  steht  auch  unter   ähnlichen  Voraussetzungen  allen 
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andern  Organen  des  Stats  wohl  an.  Es  kann  diesen  nur  er- 
wünscht sein,  wenn  sie  so  in  Kenntnisz  gesetzt  werden  von 
den  Stimmungen  und  Begehren,  durch  welche  die  Gemüther 
bewegt  werden,  und  gewiss  ist  es  ein  üebermasz  unmensch- 
licher Tyrannei,  wenn  die  Begierten,  für  deren  gemeine  Wohl- 
fahrt die  Obrigkeit  zu  sorgen  berufen  ist,  nicht  einmal  diese 
bitten  und  ihr  klagen  dürfen,  während  doch  sogar  der  Skiare 
gegen  den  Herrn  das  in  der  Regel  darf.  In  einem  State,  in 
welchem  politische  Freiheit  nicht  eine  leere  Phrase  ist,  ver- 
steht sich  dieses  Becht  von  selbst.  Die  neuem  Verfas- 
sungsurkunden haben  dasselbe  häufig  ausdrücklich  nun  ge- 
währleistete 

Natürliche  Schranken  des   Petitionen-  und  Beschwerde- 
rechtes sind:' 

^  In  der  BiU  der  Rechte  Tom  Jahr  1689  wird  es  als  ein  alteng- 
lisches  Recht  neu  gewährleistet,  „dasz  es  ein  Recht  der  Unterthanen 
ist,  ihre  Petitionen  an  den  König  su  richten,  und  dasz  alle  Verhaftungen 
und  gerichtlichen  Verfolgungen  für  solches  Petitioniren  nngesetsUch  sind.* 
Spanische  Yerf.  §.  3.  Portugiesische  %.  145,  28:  »Jeder  Bürger 
kann  schriftlich  der  gesetsgehenden  oder  ToUsiehenden  Qewalt  Ansprüche, 
Klagen  oder  Bittschriften  vorlegen,  wenn  sie  irgend  eine  Yerletznng  der 
Verfassung  aufdecken,  und  dabei  die  wirkUche  Verantwortlichkeit  der 
üebert reter  bei  der  gehSrigen  Behörde  auffordern.*  HoUftndisohe 
§.  9:  „Jeder  Einwohner  hat  das  Recht,  schriftliche  Bittschriften  an  dl« 
zuständigen  Behörden  einzureichen ,  wenn  sie  persönlich ,  und  nicht  im 
Namen  Mehrerer  unterzeichnet  werden ;  das  letztere  kann  aUein  von  Cor- 
porationen  geschehen,  welche  gesetzlich  zusammengesetzt,  oder  als  aolehe 
erkannt  sind,  und  in  diesem  Falle  nicht  anders  als  Über  Gegenstände, 
die  zu  ihren  gesetzlichen  Wirkungskreisen  gehören/*  Belgische  S-^^- 
„  Jeder  hat  das  Recht,  an  die  öffentlichen  Behörden  Bittschriften  mit  der 
Unterschrift  von  einer  oder  mehreren  Personen  einzureichen.  Dia  ein- 
gesetzten Behörden  haben  allein  das  Recht,  im  gemeinschaftlichen  Namen 
Bittschriften  einzureichen/^  Griechische  $.  7.  Schweizerische 
BundesTcrf.  §.47.  Deutsche  Reichsrerf.  von  1849,  §.  157.  „Jeder 
Deutsche  hat  das  Recht,  sich  mit  Bitten  und  Beschwerden  sehriftlieh  an 
die  Behörden,  an  die  Volksrertretungen  und  an  den  Reichstag  in  wen- 
den."   Preuszische  Verf.  $.  32. 

*  Vgl.   im  Einzelnen  Roh.  t.  Mohl,   Statsreoht,   Völkerrecht   und 
Politik  I,  8.  222  ff. 
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a)  dasz  dasselbe  nur  von  statsrechtlich  volljährigen 
Personen  geübt  werde.  Das  Becht  ist  ein  persönliches,  nnd 
kann  daher  nnr  wirklichen  Personen  znstehen,  welche  eine 
eigene  Meinung  haben,  und  zu  äuszem  im  Stande  sind.  Als 
solche  gelten  z.  B.  willkfirlich  veranstaltete  Volksversammlungen 
nieht,  wohl  aber  Eörperschaflen  aller  Art; 

b)  dasz  der  Inhalt  der  Petition  oder  Beschwerde  in  den 
Amtsbereich  der  angesprochenen  Gewalt  gehöre; 

c)  dasz  die  Form  derselben  die  Achtung  nicht  verletze, 
welche  die  Petenten  oder  Beschwerdesteller  der  angesprochenen 
Gewalt  schuldig  sind,  noch  über  die  Schranken  des  öffentlichen 
Anstandee  und  der  guten  Sitte  hinausschweife. 

In  neuerer  Zeit  sind  die  sogenannten  Ansprachen 
(Adressen)  häufig  an  die  Stelle  der  eigentlichen  Petitionen 
getreten.  Es  sind  das  nicht  Begehren  und  Bitten,  sondern 
blosze  Aeuszerungen  der  Stimmung  und  Meinung,  bald  der 
Freude  und  des  Dankes,  bald  der  Unzufriedenheit  und  der  Misz- 
billigung.  Auch  dagegen  ist  an  und  für  sich  nichts  zu  haben. 
Nur  ist  gerade  hier,  da  leicht  der  Ansprechende  das  richtige 
Yerhftltnisz  zu  dem  Angesprochenen  Obersieht,  und  in  Misz- 
achtung  desselben  verfällt,  um  so  strenger  auf  die  Form  zu 
halten,  und  sind  unbescheidene  Zuschriften  der  Art  nicht  zu 
dulden. 

Ein  Miszbrauch  dieses  Rechtes  ist  fast  nie  zu  fOrchten, 
wenn  nur  Individuen  ffir  sich  petitioniren,  eher  wenn  die  Par- 
teien durch  Aufregung  eines  Petitionen-  oder  Adressen- 
sturmes die  Massen  sammeln,  und  nach  dem  bezeichneten 
Ziele  fahren.  Dann  werden  gleichartige  Zuschriften  von  dem 
leitenden  Ausschusse  der  Partei  durch  das  ganze  Land  von 
Haus  zu  Hans  verbreitet  und  um  Unterzeichnung  geworben. 
Auch  eine  blosze  Parteimeinung  kann  unter  Umständen  so  den 
Schein  der  Yolksmeinung  annehmen,  und  sogar  zu  solcher 
werden,  und  die  Petition  oder  Adresse  zu  einer  groszen  Auto- 
rität und  Macht  heranwachsen.    Eine  starke  Segierung  und 
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selbständige  Kammern  werden  freilioh  auch  dann  noch  mit 
innerer  Freiheit  thnn  kOnnen,  was  sie  für  gerecht  nnd  gBt 
halten  —  das  englische  Parlament  hat  auch  den  Petitionch 
stflrmen  der  irischen  Bepealer  und  der  englischen  Chartisten 
Stand  gebalten;  aber  schwache  Behörden  werden  sich  auch, 
wo  ihre  eigene,  vielleicht  bessere  üeberzeugung  dagegen 
spricht,  vor  dem  Drange  der  öffentlichen  Meinung  beugen. 
Verbote  und  polizeiliche  Verhinderung  des  Sammeins  von  Un- 
terschriften können  daher  in  groszer  Gefahr  vielleicht  nötfaig 
werden,^  sind  aber  immer  miszlich,  theils  weil  sie  eine  natür- 
liche Volksfreiheit  hemmen,  theils  weil  sie  die  Menge  zum 
Beharren  und  zu  gröszerem  Eifer  in  dei  eingeschlageren 
Richtung  reizen.  Besser  ist  es  daher,  wenn  die  Leiter  des 
Stats  zur  rechten  Zeit  die  geeigneten  Maszregeln  treffen,  nm 
das  Gewitter  zu  zertheilen,  oder,  wenn  es  unvermeidlich  ist, 
den  Sturm  würdig  zu  bestehen« 


Achtes  Gapitel 

C.  Du  Vereinsreoht. 

Das  Recht  der  Bürger,  zu  Vereinen  zusammenzutreten 
und  gemeinsame  Zwecke  zu  f5rdem,  ist  zunftchst  ein  einfaches 
Privatrecht,  insofern  diese  Zwecke  dem  Privatleben  ange- 
hören, z.  B.  literarische  Unternehmungen  oder  geselliges  Ver- 
gnügen ,   oder   Uebung   der   Wohlthätigkeit   betreffen.     Eine 

*  Rücksichten  der  Art  batten  die  eidgenössisoheii  Stände  sohoa 
1481  Teranlaazt,  in  dem  sogenannten  Stanzerrerkommnisx  alle  « AntrSge* 
zu  Terbieten,  „woron  Schaden,  Aufruhr  oder  Unfug  entstehen  möchte,'* 
eine  Verordnung,  die  indessen  sp&ter  oft  zur  Unterdrückung  berechtigter 
Bitten  und  Beschwerden  miszbraucht  worden  ist.  Ygl.  Blnntsohll, 
schweizer.  Bundesrecht  I,  S.  154  ff. 
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schon  in  den  natflrlichen  Bechtsverbältnissen  begitindete  Regel, 
dasz  dieselben  der  Oenehmigung  des  Stats  zu  ihrer  Existenz 
bedürfen,  gibt  es  nicht.'  Die  germanischen  Völker  haben 
die  Freiheit  solcher  Yereinsbildnng  von  jeher  als  ein  natür- 
liches Recht  freier  Männer  betrachtet  und  fast  zn  allen  Zeiten 
und  überall  geübt. 

Eine  besondere  Berücksichtignng  aber  erfordern  die  poli- 
tischen Vereine,  insofern  als  ihr  Dasein  und  ihre  Wirksam- 
keit auf  das  politische  Leben  des  Stats  und  des  Volks  nähere 
Beziehung  hat  Auch  in  dieser  Beziehung  hat  das  englische 
und  nordamerikanische  Statsrecht  die  Vereinsireiheit  fortwäh- 
rend  als  selbstverständlich  anerkannt;  indessen  haben  auch  da 
die  politischen  Vereine  thatsächlich  erst  in  der  zweiten  Hälfte 
des  XVni.  Jahrhunderts  eine  gröszere  Bedeutung  erlangt.' 
Auf  dem  absolut  regierten  europäischen  Continente  dagegen 
galten  damals  die  politischen  Vereine  als  unerlaubt,  weil  für 
die  obrigkeitliche  Gewalt  gefährlich.  Erst  die  französische 
Constitution  von  1791  (Tit.  1)  prodamirte  das  freie  Versamm- 
lungsrecht und  damit  auch  das  Vereinsrecht  der  friedlichen 
Bürger;  aber  die  gräulichen  Wirkungen  der  Clubbsherrschaft, 
die  nun  in  Frankreich  eintrat,  reizte  wieder  zu  beschränkenden 
Gesetzen.  Die  Napoleonische  und  die  spätere  Bourbonische 
Oesetzgebung  hielten  die  Regel  fest,  dasz  politische  Vereine 

'  Der  fransftsisohe  Coda  p^nal  $.  291  bat  eine  solche  Bescbr&n- 
kang  aller  Vereine,  die  fiber  20  Mitglieder  and  periodisebe  Tersamm- 
Inngen  baben,  eingeführt.  Sie  wurde  noch  aasgedehnt  daroh  dasOesets 
Tom  10.  April  1834.  Vgl.  Klimrath  in  der  Zeitschrift  ron  Mitter- 
maier  VII«  8.44  ff.  Oani  yerkehrt  ist  die  neue  Theorie  Ton  L.  Stein 
(Verwaltongslehre  I,  8.  226  ff.  539  ff.)*  welche  die  Vereine  so  Organen 
der  ffStatSTcrwaltung**  macht,  and  demgemä»  der  Regiemngigewalt  tÖI- 
lig  onterordnet.  Die  TbRtigfceit  der  PriTatpertonen  wird  nicht  dadaroh 
schon  Statsthfttiffkeit,  dasi  sie  von  mehreren  Priraten  in  Verbindang 
gefibt  wird.  Die  Zahl  der  Theilnehmer  ist  anerheblich  für  den  recht- 
lichen GharaiEter  der  (iesehAfte. 

'  Vgl.  Buckle  Qesch.  der  engl.  Cirilis.  I,  S.  373.    BrnestMay 
Tert-Oeseh.  Englands,  übers,  ron  Oppenheim  II,  0.  106. 
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nur  mit  Begierangsgenehmigung  erlaubt,  d.  h.  zunftchst  uner- 
laubt seien.'  Das  Jabr  1848  brachte  für  Frankreich  neuer- 
dings die  Yereinsfreiheit ,  aber  wieder  nur  für  einen  Moment; 
wenige  Monate  später  wurde  ein  sehr  strenges  Yereinsgeeetz 
vom  28.  Juli  1848  erlassen,  das  erst  im  Jahre  1868  einige  Idde- 
rung  erfuhr.  In  Deutschland  wurden  in  aufgeregten  Zeiten 
einige  Versuche  von  politischer  Vereinsbildung  gemacht,  aber 
trafen  bald  auf  polizeiliche  Hemmnisse.  Der  deutsche  Bundes- 
tag verbot  am  5.  Juli  1832  geradezu  aUe  politischen  Vereine. 
Erst  die  Revolution  von  1848  fahrte  den  Grundsatz  der  Ver- 
einsfreiheit auch  in  die  deutschen  Verfassungen  ein.**  Frfiher 
ist  dieselbe  in  andern  europäischen  Staten  anerkannt  worden.* 

'  Constit  Ton  1795.  $.  362:  „Auonne  sooi^t^  partienliire,  8*ooe«- 
pani  de  qaestiona  politiquea,  ne  pent  oorrespondre  areo  une  antr»,  ni 
8'affilier  k  eile,  ni  tenir  des  g^anoes  pabliqnea,  —  ni  impoaer  des  oon- 
ditiona  d^admisaion  et  de  r6gibilit^,  ni  s'arroger  dea  droita  d*exoliuion, 
ni  fdire  porter  k  aea  membrea  auoiin  aig^e  ext^rieur  de  leor  aasociaiion.*^ 

*  Deutache  BeichaTerf.  Ton  1849,  §.  162:  Die  Deatsohen  bab«B 
daa  Recht,  Vereine  zn  bilden.  Dieses  Beoht  aoll  durch  keina  Torbe«- 
genden  Maazregeln  beachränkt  werden.  Oeaterreichisohe  Omnd- 
rechte  v.  1849,  §.  7:  „Die  österreichischen  Statsbdrger  haben  daa  Recht, 
sich  ra  yerBammeln  und  Vereine  sn  bilden,  insofern  Zweck,  Mittel  od«r 
Art  nnd  Weiae  der  Veraammlnng  oder  Vereinigung  weder  rechtiwidrig 
noch  atatsgeffthrlich  aind.  Die  Aoaübung  dieaes  Rechtea,  sowie  die  Be- 
dingungen, unter  welchen  Gesellachaftsrechte  erworben,  auageflbt  oder 
Tcrloren  werden,  beatimmt  daa  Qeaetz."  Daa  Öaterr.  Gmndgeieti  Toai 
21.  Dec.  1867  enthält  nur  den  ersten  Satz  und  verweiat  im  Üebrigen 
auf  die  Geaetzgebung.  Preusziache  Verf.  §.30:  „Alle  Prenaien  haben 
das  Recht,  sich  zu  solchen  Zwecken,  welche  den  Strafgesetzen  nicht 
zuwiderlaufen^  in  Gesellschaften  zu  vereinigen.  Das  (besetz  regelt  im» 
besondere  zur  Aufrechthaltung  der  Öffentlichen  Sicherheit  die  AnsübuBg 
des  —  Rechts.  Politische  Vereine  können  Beschränkungen  nnd  Torilber^ 
gehenden  Verboten    im  Wege  der  Gesetzgebung  unterworfen  werdea.** 

>  Belgische  Verf.  §.  20:  „Die  Belgier  haben  das  Recht,  sieh  in 
Gesellschaften  zu  rereinigen;  dieses  Recht  darf  keiner  Torgreifenden 
Maszregel  unterworfen  werden.*'  Holländische  §.  10:  „Das  Recht 
der  Einwohner  zur  Vereinigung  und  Versammlung  wird  anerkannt  Das 
Gesetz  regelt  und  beschränkt  die  Ausübung  dieses  Rechtes  in  seiner  Be- 
ziehung zur  öffentlichen  Ordnung.^   SchwelzerischeBandeBTerf.§.46: 
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Die  Vereine  unterscheiden  sich  von  den  Körperschaften 
und  Gemeinden  des  Statsorganismus  dnrch  den  Mangel  stats- 
rechtlicher  Persönlichkeit.  Sie  bilden  ein  unorganisches 
Element  im  Stat,  wenn  gleich  sie  in  sich  organisirt  und  zu- 
weilen eine  politische  Macht  sind.  Von  bloszen  politischen 
Versammlungen  aber  unterscheiden  sie  sich  durch  ihre  Fort- 
dauer, und  von  politischen  Parteien  durch  ihre  Organisation. 
Sie  haben  einen  gesellschaftlichen  Character,  indem  sie 
auf  freiem  Ein-  und  Austritt  einzelner  Individuen 
zu  gemeinsamen  Zwecken  beruhen. 

Die  politische  Vereinsbildung  setzt  ein  bedeutendes  Masz 
von  persönlicher  Freiheit  der  Bürger,  ein  lebhaftes  politisches 
Bewusztsein  auch  auszerhalb  der  amtlichen  Kreise  und  die 
verbreitete  Neigung  voraus,  selbstthätig  mitzuwirken  zur  Er- 
reichung politischer  Zwecke.  Sie  kann  also  nur  in  einer  freien 
Nation  gedeihen,  welche  zur  Selbsthfllfe  entschlossen  ist.  Sie 
entbindet  und  entwickelt  mancherlei  verborgene  und  zurückge- 
haltene Volkskräfte  und  kräftigt  das  Parteileben  sowohl  als 
gemeinnüt^liche  Strebungen.  Aber  unter  Umständen  kann  sie 
auch  eine  grosze  Gefahr  werden  für  die  Sicherheit  des  Stats, 
für  die  Autorität  seiner  regelmäazigen  Organe  und  für  die 
Rechte  derer,  gegen  welche  vielleicht  die  Feindschaft  der  Vereine 
sich  richtet' 

„Dk  Bürger  haben  das  Reoht,  Verein«  an  bilden,  sofern  solebe  weder 
in  ihrem  Zweck  noch  in  den  dafür  bestimmten  Mitteln  rechtswidrig  oder 
sAatsgefährlioh  sind,  üeber  den  Misibranoh  dieses  Reohies  trifft  die 
Cantonalgesetigebnng  die  erforderlichen  Besiimmnngen.'^ 

*  Der  Republilouier  Wathington  Ansierte  sich  in  einem  Briefe 
Tom  30.  Sept.  1786  Über  die  politischen  Yereine:  y^  Allgemeinen  habe 
ieh  eben  so  Tiele  achlimme  als  gute  ErCihningen  ron  Gesellschaften  er- 
lebt, wie  die,  deren  Yerfassong  Sie  mir  mittheilen.  Sie  sind  eine  Art 
Stal  im  State  (nnperinm  in  tmperio)  nnd  behindern  die  öffentlichen 
Matiregefai  eben  so  oft,  als  sie  dieselben  untersttttaen.  Ich  bin  kein 
Freud  solcher  Vereine,  avsaer  wenn  es  sich  um  locale  Masiregeln 
handelt,  welche  gaas  oder  an  grösserem  Theile  Ton  dem  Betirk  der 
einaelnen  Grafschaften  umschlossen  werden.** 
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Die  Hauptmittel ,  wodurch  die  neuere  Ctesetzgebung  die 
Vereine  in  ihren  Schranken  zu  halten  versucht,  sind: 

a)  Politische  Vereine,  deren  Zweck  oder  Mittel  dureh 
die  Strafgesetzgebung  verboten  sind,  oder  Oberhaupt 
schon  die  gemeine  Rechtsordnung  verletzen,  sind  nicht 
zu  dulden.  Diese  Beschränkung  wird  allgemein  zugestanden, 
ist  aber  offenbar  ungenügend.    IJeberdem  darf 

b)  der  Statsregierung  das  Becht  nicht  bestritten  wer- 
den, auch  solche  Vereine  aufzulösen,  die  ohne  gerade  dem 
Straf richter  zu  verfallen,  eine  statsge fährliche  Richtung 
verfolgen.  Dem  Individuum  musz  es  irei  stehen,  eine  Gesin- 
nung zu  haben  und  zu  bekennen,  welche  mit  den  anerkannten 
Verfassungsgrundsätzen  in  directem  Widerspruche  steht;  aber 
Vereine,  die  ein  politisches  Princip  bekennen,  welches  unver- 
einbar ist  mit  dem  Statsprincip,  z.  B.  republikanische  Vereine 
in  der  Monarchie,  monarchische  in  der  Republik,  für  den  Com- 
munismus  in  einem  modernen  Gulturstat,  sind  feindliche  Heere, 
die  sich  unter  einer  Fahne  sammeln,  um  die  Statsordnung 
umzuwälzen.  Eine  Regierung,  welche  dieselben  nicht  zu  be- 
kämpfen wagt,  wenn  sie  irgend  gefährlich  sind,  leistet  damit 
auf  ihre  Existenz  im  Princip  Verzicht^    Aber  es  darf  dieses 


^  Washington  Ober  die  ,.demokrati8oben**  Vereine  in  einem  Brief 
Tom  26.  Aug.  1794:  „Ich  sweifle  nicht,  dasi  mehrere  Mitglieder  dieier 
Oeselhohaflen  gute  Absichten  haben,  und  wenig  Ton  dem  wirklichen 
Plane  wissen,  aber  es  ist  für  die,  welche  den  Charakter  der  Fftbrer 
kennen,  und  ihre  ManÖTers  beachtet  haben,  nichts  Unerwartetes,  wenn 
ich  behaupte,  dass  dieselben  ron  listigen  und  intriganten  Menschen  mit 
der  ursprängliohen  Tendenz  gestiftet  wurden,  den  Samen  des  Misstrouens 
und  des  Yerdaohtes  gegen  die  Regierung  unter  das  Volk  lu  streuea 
und  beifüge,  dasz  diese  Lebren  unaufhörlich  Blüthen  und  Früchte  her- 
▼orgebraoht  haben.  Ich  habe  ron  Anfang  an  ausgesprochen,  dass  dies« 
Gesellschaften  die  Statsordnung  reibst  in  ihren  Grundlagen  erschfttfeem 
werden,  wenn  man  dieselben  nicht  bekftmpfe  (fireilich  nicht  durch  Ter* 
folgnngen,  wodurch  sie  nur  neue  Kräfte  gewinnen),  oder  wenn  sie  nicht 
bald  durch  die  Enthüllung  ihres  Ursprungs  und  ihres  Zwecks  in  Mto- 
credit  kommen." 
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Begieningsrecht  nicht  miszbraucht  werden,  um  die  politische 
Parteibildnng  und  eine  erlaubte  Opposition  nnmöglich  zu  ma- 
chen, noch  um  das  Streben  nach  Beform  von  Verfassung  oder 
Gesetzen  zu  verhindern. 

c)  Abgesehen  von  dem  Zwecke  kann  schon  die  Form 
eines  Vereins  Bedenken  erregen,  und  die  Auflösung  desselben 
rechtfertigen.  Wenn  derselbe  nämlich  die  Eintheilung  des 
Landes  und  die  Gliederung  des  Volkes  nachbildend  sich  aber 
das  ganze  Statsgebiet  oder  ganze  Provinzen  verbreitet,  und 
einen  innern  Organismus  hervorbringt,  durch  welchen  die 
flberall  zerstreuten  Vereine  wie  Gemeinden  einem  Bezirks- 
oder Kreisausschusse  untergeordnet,  und  diese  hinwieder  von 
einem  Centralausschusse  geleitet  werden,^  so  erscheint  eine  der- 
artige Verbindung  wie  ein  Stat  in  dem  State,  und  selbst  wenn 
der  Zweck  des  Vereins  löblich,  und  dieser  sogar  der  Stats- 
regierung  befreundet  sein  sollte,  so  kann  die  Existenz  dessel- 
ben doch  im  Widerspruch  sein  mit  dem  das  ganze  Volk  um- 
fiisseiiden  Stat  Die  Vereinsmacht  concurrirt  dann  mit  der 
Statsmacbt,  und  die  Vereinsregierung  ist  der  Kival  der  State- 
regierung,  oder  mischt  sich  mit  dieser  so,  dasz  diese  ihren 
reinen  Statscharakter  verliert,  und  zu  bloszem  partei- 
ischem Clubbregiment  herabsinkt 

d)  Auch  Aber  solche  politische  Vereine,  welche  weder 
rechtswidrige  Zwecke  verfolgen,  noch  statsgef&hrlich  sind,  und 
sich  auch  in  zulässiger  Form  bewegen,  hat  doch  die  Statsre* 
gierung  ein  natflrliches  Becht  der  Aufsicht;  denn  da  ihr  die 
Leitung  der  öffentlichen  Dinge  anvertraut  ist,  so  hat  sie  auch 
das  Becht,  Verbindungen,  welche  sich  damit  ebenfalls  befassen, 

*  Englisobe  Q«setoe  tod  1795  und  1798  unterlagen  jede  Ueber* 
und  Unterordnung  in  den  Vereinen  und  alle  DelegirtenTertammlnngeii  tou 
Vereinen.  Die  deutucbe  Bundesversammlung  batte  sogar  ,Jede  Verbindung 
mit  andern  Vereinen  als  anstattbafi** untersagt  (Bescblu^s  Tom  13.  Juli  1Ö54). 
Die  Verbreitung  de«  Mationalvereins  fiber  gans  Deutnobland  wurde  aber 
doreh  diese  kurtsiobtige  Loealisirung  der  Vereine,  wie  mao  das  nannte, 
ttiobt  ▼erbiadert. 
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zQ  flberwachen,  und  darauf  zu  sehen,  dasz  dieselben  nicht  die 
Schranken  erlaubter  Theilnahme  überschreiten.  Sie  kann  daher 
ans  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  begehren,  dasz  ihr  die 
Statuten  der  politischen  Vereine  und  die  Namen  der  Vorsteher 
mitgetheilt  werden,  Einsicht  in  die  Protokolle  verlangen,  und 
für  ihre  Verordneten  den  Zutritt  zu  den  Verhandlungen  for- 
dern. Solche  Vereine  sollen  die  Oeffentlichkeit  nicht  scheuen, 
und  geheime  politische  Vereine  sind  immer  verdachtig.  Wenn 
aber  dieses  Recht  der  Statsaufsicht  zu  einer  fortwährenden 
Polizeicontrole  ausgedehnt  wird  und  die  politischen  Vereine 
wie  verdächtige  Menschen  behandelt  werden,  wie  solche  die  fraiH 
zösische  Gesetzgebung  vorgeschrieben  und  die  spätere  deutsche 
zum  Theil  nachgebildet  hat,  dann  wird  dadurch  das  freie  Ver- 
einsleben auf  einem  Umwege  der  Luft  beraubt  und  ersüekt 


Neuntes  Gapitel. 

D.  Die  VollCBTersamiiilungeii. 

Es  ist  hier  nicht  von  organischen  Volksversammlungen 
die  Bede,  wie  sie  in  den  antiken  Bepubliken  und  in  den  ger* 
manischen  Stateu  des  frühem  Mittelalters  abgehalten  wurden, 
oder  wie  sie  noch  in  den  Landsgemeinden  einzelner  schweize* 
rischer  Demokratien  vorkommen,  auch  nicht  von  den  consti- 
tuirenden  Versammlungen  (Verfassungsaeten),  wie  sie 
entweder  durch  die  Verfassung  selber  vorgesehen  oder  in  Zeiten 
der  Umgestaltung  eines  Stats  durch  die  freie  Initiative  des 
Volks  geschaffen  werden,'  sondern  von  freiwilligen,  nicht 

*  Ein  Tortreifliolies  Werk  über  diese  constifcairenden  YenamBiliiiigm 
ist  neuerlioh  in  Amerika  ersohienen:  J.  AI.  Jameson  tbe  oontlitatiiuiel 
ConTenüoD.    New-Tork  1867. 
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ZU  dem  Statsorganismus  gehörigen,  Öffentlichen  Versammlnngen 
beliebiger  Yolksmassen,  deren  Zweck  die  Manifestation 
einer  politischen  Meinung,  eines  Wunsches  oder  einer  Forde- 
rung ist,  wie  wir  sie  in  den  Zeiten  politischer  Aufregung  in 
Yerschiedenen  neuem  Staten  sich  plötzlich  anhäufen  sehen. 
Diese  Volksversammlungen  sind  offenbar  eine  demokratische 
Erscheinung,  aber  eine  unorganische.  Sie  sind  ihrer  Natur  nach 
weniger  Volks-  als  Partei?ersammlungen,  und  gewöhn- 
lich werden  sie  zur  Parteidemonstration  benutzt.  Zwar 
nimmt  nicht  blosz  die  Partei  Antheil,  sondern  oft  auch  grOszere 
Theile  des  abrigen  Volks,  das  nicht  zum  voraus  schon  Partei 
genonunen  hat  Aber  die  Einladung  und  die  ganze  Lei- 
tung derselben  geht  regelmäszig  von  einer  Partei  aus.  Diese 
ist  es,  welche  die  Anordnung  bestimmt,  die  Vorschläge  machen 
und  begrOnden  läszt,  fdr  die  Redner,  zuweilen  auch  für  die 
Bravorufer  sorgt,  und  die  Ausführung  des  Beschlossenen  über- 
nimmt. OewOhnlich  bemächtigt  sich  die  Partei  einer  popu- 
lären Frage,  und  indem  sie  eine  gef&llige  Fahne  aushängt, 
und  die  ihrigen  in  Bewegung  versetzt,  sammelt  sie  so  um  sich 
her  grOszere  Schaaren.  Auch  eine  Menge  Indifferenter  und 
nur  Neugieriger  wird  herbeigelockt,  und  hilft  das  Gewicht 
der  Masse  vergrOszem.  Ist  die  Leitung  geschickt  und  das 
Ziel  klar,  treten  Redner  auf  die  Bflhne,  welche  es  verstehen, 
das  Oemüth  der  Menge  zu  ergreifen  und  zu  stimmen,  so  ent- 
wickelt sich  leicht  während  der  Volksversammlung  ein  gewal- 
tiger Massengeist,  der  alle  Einzelnen  erfOllt  und  fortreiszt, 
und  wie  ein  angeschwollener  Strom  jeden  Widerstand  anders 
Gesinnter  überfluthet  und  bricht.  Die  Menge  verläuft  sich 
zwar  wieder,  aber  der  empfangene  Impuls  geht  mit  ihr,  und 
theilt  sich  in  noch  grOszeren  Kreisen  der  Umgebung  mit.  Die 
Führer  aber  haben  oft  in  Einer  Stunde  eine  Autorität  gewon- 
nen, welche  ihre  bisherige  Bedeutung  vervielfältigt,  und  eine 
Macht  erobert,  vor  der  zuweilen  die  bestehende  Statsregierung 
erzittert 
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Es  gibt  keine  andere  Offenbarung  der  öffentlichen  Mei- 
nung, welche  an  Stärke  und  Gewalt  dieser  gleichkommt  In 
groszen  Staten  freilich  wird  auch  sie  weniger  gefthrlicfa 
sein.  Denn  es  wird  in  solchen  immer  nur  ein  kleiner  Theil 
der  Gesammtbevölkerung  daran  Theil  nehmen,  und  die  Begie« 
rung  hat  über  bedeutendere  Mittel  zu  verfflgen,  um  einem 
feindlichen  Streben  der  Art  entgegenzutreten.  Aber  sogar  in 
dem  freien  Groszbritannien ,  in  einem  State,  wo  die  Achtung 
vor  dem  Gesetz  alle  Schichten  des  Volks  durchdringt,  und 
eine  mächtige  Aristokratie  die  öffentliche  Ordnung  stOtzt,  waren 
die  vonO*0onnell  geleiteten  groszen  Bepealversammlungen  der 
Irländer  (die  monster  meetings)  zu  einer  so  furchtbaren  Macht 
angewachsen,  dasz  die  Begierung  genöthigt  wurde,  fernere  Ver- 
sammlungen der  Art  zu  verbieten. 

In  kleinen  Staten,  und  vorzüglich  in  Bepubliken,  haben 
solche  Volksversammlungen,  wenn  sie  zahlreich  besucht  und 
energisch  geführt  werden,  eine  Gewalt,  welche  leicht  die  ganze 
Statsordnung  erschüttert.  Die  Verwechselung  liegt  da  sehr 
nahe,  dasz  die  grosse  um  eine  Partei  geschaarte  Menge  das 
Volk  selber,  und  dasz  ihre  ausgesprochene  Meinung  «Volks- 
wille'' sei.  Die  unorganische  Versammlung  ist  da  auch  ge- 
neigter, sich  die  oberste  Macht  im  State  anzumaszen,  und  der 
unmittelbaren  Kundgebung  ihres  Verlangens  wagt  die  orga- 
nische Stellvertretung  des  Volkes  selten  zu  widerstehen.  Ver- 
sucht sie  es,  so  erfthrt  sie,  dasz  ihre  Kraft  gelähmt  ist  Und 
doch  ist  diese  Vorstellung  mit  jeder  Statsordnung,  auch  der 
rein  demokratischen,  unverträglich.  Hätte  jede  Volksversamm- 
lung der  Art  die  höchste  Gtowalt,  so  wäre  das  eine  anarchische 
Ochlokratie,  kein  Stat  mehr.  Die  Schweiz  hat  seit  1830  eine 
Beihe  von  Erfahrungen  der  Art  gemacht.  Viele  Ver&ssungtti 
und  viele  Begierungen  sind  durch  das  Mittel  solcher  Volksversamm- 
lungen und  in  entgegengesetzten  Parteirichtungen  gestürzt  wor- 
den, weil  sie  zu  schwach  waren,  um  dem  Anstosz  eines 
so   concentrirten  und  gesteigerten  Massengeistes  zu  begegnen. 
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In  ruhigen  Zeiten  kommen  sie  nicht  leicht  vor.  Eine 
gewisse  Aufregung  und  Oährung  ist  ihre  natürliche  Unter- 
lage; in  kritischen  Zeiten,  wo  die  Leidenschaften  der  Parteien 
entzündet  sind,  und  die  Menge  gereizt  werden  kann,  erheben 
sie  sich  mit  vulkanischer  Gewalt.  Auch  das  Verbot  ist  dann 
gefährlich,  wenn  ihm  nicht  grosze  Macht  Nachdruck  gibt.  Das 
Verbot  des  Reformbankettes  in  Paris  hat  die  äuszere  Veran- 
lassung gegeben  zu  dem  Ausbruch  der  Bevolution,  welche  die 
Dynastie  der  Orleans,  und  das  Eönigthum  in  Frankreich  ge- 
stQrzt  hat.  Das  Oewährenlassen  ist  aber  nicht  weniger  gefährlich. 
Die  Schweiz  und  Deutschland  im  Jahre  1848  haben  diese  Er- 
fahrung gemacht.  Sind  dieselben  erlaubt ,  und  werden  sie 
von  einer  Partei  benutzt,  so  haben  die  andern  Parteien  kaum 
ein  anderes  eben  so  wirksames  Oegenmittel,  als  auch  ihrer- 
seits Volksversanunjungen  zu  halten.  Die  Partei,  die  sich 
nicht  trauen  darf,  der  Gegenpartei  auch  auf  diesem  Gebiete 
gegenüberzutreten,  ist  fflr  den  Moment  besiegt. 

Zwei  Systeme  lassen  sich  den  Volksversammlungen  gegen- 
über statsrechtlich  wohl  begründen.  Das  eine  ist  Verbot 
derselben  als  Regel,*  Erlaubnisz  im  einzelnen  Fall  durch 
die  Regierung  als  Ausnahme.  Es  ist  das  freilich  auch  ein 
ziemlich  sicheres  Mittel,  dieselben  ganz  zu  beseitigen.  Für 
kleinere  und  schwache  Staten  verdient  dieses  System  darum 
den  Vorzug,  weil  dort  die  Gefahr  für  die  Sicherheit  der  Stats- 
ordnung,  für  die  Autorität  der  organischen  Stellvertretung  des 
Volkes  selbst,  und  für  das  Ansehen  der  gesetzlichen  Statsge- 

*  Fflr  die  Schweis  StaniArTerkommnifli  ron  1481,  9*  3*  ««Wir 
lind  ouoh  flbereinkommen,  dai  OQoh  fflrbuhin  under  uns  und  luser  eid- 
gOBOflisohafl  weder  in  atetten  noch  in  lendem  nienwn  dheinerlei  inn- 
derbarer  gefarliober  gemeinden  lemmlnngen  oder  nntrig,  deren 
Jemen  soheden,  Tfirnor  oder  nnfüog  ersten  mOohlen,  weder  heimlioh  nooh 
öffentlieh  fümemen  nooh  thnon  >ol  one  wiUen  nnd  erlonben  linerherren 
nnd  oberen.**  In  neuerer  Zeit  heben  iwer  die  lehweigeriiohen 
Yerfesiangen  derflber  StiUfohweigen  beeohtet,  «her  Ihotisoh  sind  die 
YoIksTtrsemmlmigen  seit  1830  als  erkabt  eageMhen  worden. 

Blialtohll,  ftllfMAlBM  StalwMkt  D.  35 
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walten  ein  gröszeres  üebel  ist  als  der  Yorthefl,  welchen  die 
Volksversammlangen  gewähren,  sei  es,  weil  sie  auch  als  Ventil 
dienen  können,  um  einer  vorhandenen  Gährong  Luft  zu  machen, 
sei  es,  weil  sie  oft  der  Ausdrack  einer  berechtigten  öffentlichen 
Meinung  sind,  wirkliche  üebel  in  der  Statsleitang  an  den  Tag 
bringen  und  deren  Beseitigung  fördern.  Die  organischen  Mittel 
der  Vertretung  des  Volkes  in  dem  gesetzgebenden  Körper,  der 
Gerichtsverfassung,  der  Petitionen  der  Gemeinden  und  Indi-^ 
viduen,  und  ähnliche  Garantien  sind  so  wirksam,  wenn  sie  richtig 
benutzt,  und  mit  Energie  gehandhabt  werden,  dasz  eine  so  ge«* 
fährliche  Demonstration  keineswegs  nothwendig  erscheint. 

Das  andere  seit  langer  Zeit  in  England  und  Amerika^ .  ge- 
übte, in  unserer  Zeit  auch  auf  dem  europäischen  Continente 
herrschend  gewordene  System,  in  groszen  Staten  mit  starker 
Regierungsmacht  unbedenklich  —  ist  Freiheit  der  Volksver* 
Sammlungen  als  Regel,  Regierangsverbot  als  Ausnahme.^ 
Auch  diese  Freiheit  bedarf  flbrigens  der  Beschränkung: 

'  ErUftrang  der  Seohte  der  amerikanisoheo  Golonien  Tom  14.  Oeft. 
1774:  „Sie  haben  das  Beoht  zn  friedliohen  Yeriammlangen ,  um  ihre 
Beschwerden  zu.  erwägen  and  Petitionen  an  den  König  m  riohten.  AUe 
Verbote,  Proclamationen  und  Yerfolgnngen ,  'welche  diesem  Rechte  tu- 
widerlaufen,  lind  ongesetslich/' 

*  Belgische  Yerf.  $.  19:  „Die  Belgier  haben  dasBeeht,  siohfried- 
lieh  und  ohne  Waffen  eu  yersammeln,  gem&SE  den  (JesetEon,  welche  die 
Ausübung  dieses  Rechtes  bestimmen  können,  ohne  es  jedoch  einer  ror- 
gängigen  obrigkeitlichen  Erlaubnis!  gu  unterwerfen.  Diese  Yerfilguig 
beEieht  sich  nicht  auf  die  Yersammlung  unter  freiem  Himmel,  welche 
gänzlich  den  Polizeigesetzen  unterworfen  bleibt*'  DentsoheReichiTerf. 
Ton  1849.  §.  159:  »Die  Deutschen  haben  das  Recht,  sich  friedlich  und 
ohne  Waffen  zu  yersammeln,  einer  besondem  Erlanbnisz  dazu  bedarf  es 
nicht.  YolksYcrsammlungen  unter  freiem  EQmmel  können  bei  dringender 
Qefahr  für  die  öffentliohe  Ordnung  und  Sicherheit  rerboten  werden.'*' 
Preuszische  §.  29:  „AUe  Preuszen  sind  berechtigt,  sich  ohne  ro^ 
gängige  obrigkeitliche  Erlaubnisz  friedlich  und  ohne  Waffen  in  gesehlot- 
senen  Räumen  zu  versammeln.  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nicht 
auf  Yersammlungen  unter  freiem  Himmel,  welche  auch  in  Bezug  auf 
Torgängige  obrigkeitliche  Erlaubnisz  der  Yerfägung  des  Gesetzes  unter- 
worfen Bind.** 
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a)  mit  Bezug  auf  die  Form  der  Yersammlong.  unbe- 
waffnetes Erscheinen  wird  fast  überall  gefordert,  mit  Recht, 
weil  die  Partei,  zum  bewaffneten  Heere  gesammelt,  und  von 
den  eigenen  Parteiführern  gehetzt,  die  gemeine  Statsordnung 
zu  heftig  bedroht; 

b)  mit  Bücksicht  auf  den  Ort  derselben.  Für  die  Frei^ 
heit  der  Berathungen  und  Abstimmung  in  den  organischen 
Versammlungen  des  repräsentativen  Körpers  (der  Kammern, 
Nationalrftthe  u.  s.  f.)  ist  es  in  hohem  Grade  bedenklich,  wenn 
in  ihrer  Nähe  die  lauten  und  oft  leidenschaftlichen  Stimmen 
aufgeregter  Yolksyersammlungen  sich  vernehmen  lassen.  Daher 
auch  in  dieser  Beziehung  das  Erfordemisz  einer  gewissen  Ent- 
fernung von  dem  Sitze  eines  solchen  Körpers. 

c)  Das  Erfordemisz  einer  vorherigen  Anzeige  des  ein- 
ladenden Ausschusses  bei  der  Polizei  über  Zeit,  Ort  und 
Zweck  der  ausgeschriebenen  Volksversammlung,^  verbunden 
mit  der  Angabe  der  Mitglieder  des  leitenden  Ausschusses, 
und  der  Benennung  der  bestellten  Kedner  wird  ganz  pas- 
send hinzugefügt;  denn  wo  so  grosze  und  offene  Demonstra- 
tionen beabsichtigt  werden,  sollen  die  Führer  weder  sich  noch 
ihren  Zweck  vor  dem  State  wie  Verschwörer  verbergen,  und 
dieser  sich  zur  rechten  Zeit  rüsten  können,  um  je  nach  Um- 
ständen zu  verfügen,  was  die  Sicherheit  des  States  erheischt. 

d)  Das  Recht  der  Aufsicht  des  Stats  während  der  Ver- 
sammlung, auch  durch  Beauftragte  der  Regierung  an  schick- 
licher Stelle,  versteht  sich  von  selbst. 

e)  Wenn  irgend  nach  den  Umständen  Oefahr  fär  die 
öffentliche  Sicherheit  der  Personen,  des  Eigenthums  und 
der  Statsordnung  zu  besorgen,  und  doch  diese  nicht  so  grosz 
ist,  um  die  Hegierung  zum  Verbote  derselben  zu  bestimmen, 
80  ist  die  Abforderung  einer  Caution*   von  Seite  des  Aus- 

*  Zuweilen  beschränkt  auf  Volksversammlnngen  unter  freiem  Himmel, 
im  Oefensatie  zu  ^«ohlossenen  und  gedeckten  Bäumen. 

*  In  England  ist  der  Orundsati  uralt,  da»  die  Bewohner  einet  hund* 

35* 
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Schusses  der  Volksversammlung  fflr  allen  Schaden,  der  durch 
die  Volksversammlung  oder  durch  die  an  ihr  Theil  nehmenden 
Volkshaufen  verübt  werden  sollte,  wohl  eines  der  am  meisten 
practischen  Mittel,  solchem  Schaden  zuvorzukonmien ,  und  die 
Begierung  in  ihrem  Rechte,  wenn  sie  sich  so  zum  vorauB 
sicher  stellt. 


Zehntes  GapiteL 

E.  Das  Recht  des  Widerstandes. 

Ein  geistreicher  englischer  Rechtsgelehrter  hat  den  Wunsch 
ausgesprochen,  die  Fürsten  und  ihre  Minister  möchten  den 
Widerstand  der  Unterthanen  gegen  tyrannische  Verfügungen 
für  Recht,  die  Völker  aber  für  Unrecht  halten,  und  so  jene 
die  Veranlassung  zu  offenem  Widerstand,  diese  den  Wider- 
stand selber  vermeiden.  Die  Erfahrung  auch  in  neuerer  Zeit 
beweist,  dasz  jener  Wunsch  noch  zu  den  frommen  Wünschen 
gehört. 

Von  dem  einfachen  duldenden  Ungehorsam  bis  zn  offener 
und  kriegerischer  Empörung  gegen  die  Statsgewalt  fuhrt  ein 
langer  und  gefährlicher  Weg  an  den  Abgründen  vorbei«  Ein- 
zelne Individuen  sowohl  als  ganze  Völker,  die  ihn  gegangen, 
sind  oft  dabei  verunglückt.  Aber  die  Qeschichte  weisz  auch 
von  Thaten  zu  erzählen,  die  auf  diesem  Wege  Rettung  ge- 
bracht haben  aus^ unleidlicher  Noth.  Das  (Bericht,  wdchee 
die  Geschichte  verwaltet,  hat  viele  Unternehmungen  der  Art 
strenge  verurtheilt,  aber  es  hat  auch  andere  mit  dem  Ehmze 
eines  stets  frischen  Nachruhms  verherrlicht. 


red  für  den  Schaden  einstehen  mtUsen,  der  dnroh  Zusommeiiiotiang 
übt  wird.  Ygl.  auoh  Stat.  7  und  a  Georg  lY.,  e.  12.  FraniOaU 
Bches  Gesetz  t.  23.  Febr.  1790  and  2.  Oot  1795  bei  Mitteraaferv 
Zeitsohr.  YII,  8.  26  ff.  angezeigt 
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Das  Becht  des  Stats  ist  nicht  ein  absolntes  über  den 
Menschen,  daher  auch  der  Gehorsam,  welchen  der  Statsbürger 
der  Obrigkeit,  der  Privatmann  der  Statsgewalt  schuldet,  kein 
absoluter.  Wo  das  menschlich  -  irdische  Becht  an  die  Grftnze 
seiner  Macht  gekommen,  wo  das  innere  unsichtbare  Geistes- 
leben in  angeborener  Freiheit  waltet,  da  hat  vorerst  auch  der 
statliche  Gehorsam  sein  Ende  gefunden,  und  kein  Individuum 
ist  verpflichtet,  so  zu  glauben,  so  zu  denken,  so  zu  fühlen, 
wie  die  Statsgewalt  etwa  vorzuschreiben  sich  angemaszt  hat.* 

Aber  nicht  blosz  diese  Grenze,  welche  schon  bei  der  Er- 
schaffung des  Menschen  von  Gott  gezogen  worden,  hat  der  in- 
dividuelle Gehorsam.  Das  Individuum  ist  der  Statsgewalt 
überhaupt  nur  insofern  zum  Gehorsam  verpflichtet,  als  die 
Sphäre  des  States  reicht;  aber  nicht  mehr,  wenn  diese  in 
die  Sphäre  des  Privatrechtes  nicht  aus  Statsgründen 
noch  da  wo  das  Privatrecht  dem  Statsrechte  in  wirklichem 
Gonflicte  untergeordnet  ist,  übergreift.  Wohl  darf  der  Stat 
über  das  Blut  und  das  Gut  seiner  Angeh((rigen  verfügen,  wenn 
das  nöthig  ist  zur  Erhaltung  des  Ganzen.  Aber  wenn  der 
Regent  aus  Laune  mit  dem  Leben  eines  ünterthanen  spielen 
wollte,  oder  nach  seinem  Vermögen  gelüstete  und  willkürlich 
auf  dieses  grilTe,  oder  sein  Familienrecht  antastete  und  sein 
Weib  oder  seine  Tochter  frevelnd  zum  Genüsse  begehrte,  so 
würde  er  hier  offenbar  nicht  als  Obrigkeit  gebieten  können, 
denn  das  wäre  nicht  Ausübung  eines  Begierungsrechtes,  und 

*  YgL  darüber  oben  Buch  YIII,  Gap.  2,  und  oben  Buch  lY,  Cap.  14, 
Note  15.  In  der  Antigone  ▼.  730  ff.i  weist  Sophokles  wiederholt  da 
ranf  hin: 

„Kreon:  Soll  denn  die  Stadt  mir  lagen,  was  ich  ordnen  boU? 

Himon:  Sieh  doch,  dn  redest  allansehr  nach  Sjiabenart. 

K.:  Oebeat  ein  andrer  oder  ich  in  diesem  Land? 

H.:  Die  Stadt,  gehörend  Einem  nur,  ist  keine  Stadt. 

K.:  Nioht  eigen  wire  dem  die  Stadt,  der  ihr  gebeut? 

H.:  Wohl  herrsche  Du  denn  gani  aUein  im  Öden  Land. 

JL:  loh  irM,  wenn  mein  Hemcherrecht  mir  heilig  gilt? 

E.:  Nioht  heüig  gilt  dir's,  wenn  da  höhnst  der  Götter  Becht.** 
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der  Bürger  wäre  hier  in  keiner  Weise  zum  Gehorsam  ver- 
pflichtet. Als  Mensch  tritt  er  hier  dem  Menschen  entgegen, 
nicht  als  Unterthan  der  Obrigkeit. 

Aber  auch  innerhalb  des  Bereiches  der  Statsmadit 
musz  diese  dem  Rechte  gemäsz  geQbt  werden,  und  widerrecht- 
liche Gewalt  ruft  gegründeten  Widerspnich  hervor.  Auf  sol- 
chem dem  State  eigenen  Gebiete  ist  indessen  der  letzte  Ent- 
scheid in  der  Hand  des  States  selbst,  und  der  Einzelne  kann 
demselben  nicht  auf  die  Dauer  widerstehen. 

Die  Formen  des  Nichtgehorsams  und  des  Widerstands 
der  Individuen  gegen  Unrecht,  das  ihnen  von  der  Stat^ewalt 
zugemuthet  oder  angethan  wird,  sind  sehr  verschieden,  ünbe- 
zweifelt  rechtmäszig  ist: 

1.  die  einfache  Versagung  des  Gehorsams,  womit 
passend  Vorstellungen  verbunden  werden,  welche  das  Recht 
des  Individuums  und  das  Unrecht  der  Statsgewalt  klar  machen 
und  nicht  selten  diese  abhalten  Unrecht  zu  thun,  femer  die 
Anwendung  der  Bechtsmittel,  welche  Verfassung  und  Ge- 
setz zum  Schutze  des  Individuums  demselben  verliehen  haben,' 
endlich  der  Protest,  der  das  erlittene  Unrecht  bezeugt  und 
die  Gerechtigkeit  der  Zukunft  anruft.  Christus  selbst  hat  der 
Menschheit  ein  groszes  Vorbild  hinterlassen,  welches  auch  die 
zu  stärken  und  mit  freudiger  Zuversicht  zu  erfüllen  vermag, 
welche  ihm  ähnlich  für  das  ewige  Recht  ihres  Wesens  die 
herbste  Pein  und  selbst  den  Tod  des  Verbrechers  erdulden, 
ohne  wider  die  höhere  Gewalt  der  Obrigkeit  zum  Schwerte 
zu  greifen. 

2.  Das  positive  römische  Statsrecht  blieb  dabei  nicht 
stehen.  Das  Tribun at  wurde  geschaffen,  um  einen  recht- 
mäszigen   und    geordneten  Widerstand    gegen  wider- 

'  Cicero  de  leg.  III,  3:  „Jnata  ixnperia  sunto,  iisque  oives  modesU 
ac  sine  recustxHone  parento.  Magistrutus  neo  obedientam  et  Doxiuin 
civem  multa  Tinolis  yerberibue  coSrceto ,  m  par  mc^jorve  pdestas  popu- 
lu8ve  prokibessity  ad  quoa  provoctUio  esto»  MUitiae  ab  eo  qai  imperabit 
proTOcatio  ne  esto. 
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recbtliohe  Oewaltübung  der  Hagistrate  nicht  blosz  zu  Gunsten 
des  in  seinem  Rechte  verletzten  Individuums,  sondern  unter 
Mitwirkung  der  gesammten  Plebes  zu  organisiren.  Die  Tri- 
bunen waren  berechtigt,  nicht  allein  die  drohende  Gewalt  durch 
ihr  Veto  zu  hemmen  und  ihr  so  auch  den  äuszeren  Schein 
des  Hechtes  zu  entziehen,  sondern  wenn  die  Yolksfreiheit  ge- 
fährdet schien,  die  Plebes  auch  zur  Verweigerung  des  an  und 
fdr  sich  schuldigen  Gehorsams  in  andern  Dingen  aufzufordern 
und  zu  ermächtigen ,  um  so  die  herrschende  Aristokratie  durch 
die  allgemeine  Noth  und  Lähmung  in  die  Schranken  des  be- 
stehenden Bechtes  zu  weisen.  Selbst  aristokratisch  gesinnte 
Statsmänner'  haben  diese  Institution  trotz  ihrer  Mängel  zu- 
weilen als  eine  Stfltze  des  guten  Rechtes  und  nationaler  Frei- 
heit angesehen.  Es  war  das  noch  immer  ein  negativer  Wi- 
derstand. Die  Plebes  griff  nicht  zu  den  Waffen,  sie  zwang 
die  Obrigkeit  nicht  mit  der  Gewalt  des  Schwertes  von  dem 
Unrecht  zu  lassen.  Aber  sie  ward  der  Pflicht  des  Gehorsams 
entbunden,  bis  jene  die  Autorität  des  Bechtes,  welches  den 
ganzen  Stat  zusammenhielt,  wieder  achtete.  Aber  auch  die 
Tribunen  leinten  ihre  Macht  miszbrauchen,  und  statt  das  nie- 
dere Volk  in  seinem  guten  Rechte  zu  schötzen,  fingen  sie  an, 

*  Z.  6.  Cto«ro,  der  den  Grundsatz  (deLegib.  III.  30  „Plebes  quos 
pro  «e  eatUra  vim  auxilii  ergo  decem  oresssil,  tribuni  ejos  siinto,  quod- 
qtie  ii  prohibesiint,  qnodqne  plebem  rogassint,  ratam  esto,'*  nftber  moti- 
▼iri  de  Legib.  ni,  10:  „Fateor  in  ista  ipsa  potestate  messe  quiddam 
nali.  8ed  bonnm  qnod  est  quaesitom  in  ea,  sine  isto  malo  non  habe* 
remns.  Kimia  potestas  est  tribanomm  plebis.  Qnis  negat  ?  sed  Tis  po- 
pnU  nidto  ▼efaementior  mnltoqiie  saerior,  quae,  duoem  qnod  habet,  In« 
terdom  lenior  est,  quam  st  nnHom  haberet.  Dax  enim  sno  se  pericnio 
progredi  oogitat:  popnli  impetns  pericnli  rationem  soi  non  habet.  At 
aliqvando  incenditnr.  —  Et  enim  saepe  sedatnr.  Qnod  enim  est  tarn 
desperatnm  oollegium,  in  quo  nemo  e  deoem  sana  mente  sltf  —  Con- 
eessa  plebi  a  patribns  ista  potestate,  arma  oeoidenint,  restineta  seditio 
c.«t ;  inTentom  est  temperamentom,  qno  tenniores  cnm  prinoipibns  aeqoari 
le  putarent:  in  qno  nno  ftiit  oiritatis  salns.  —  Qnamobrem  ant  exigendl 
reges  non  ftiernnt:  ant  plebi  re  non  rerbo  danda  libertas,  qoae  tarnen 
sie  danda  est,  nt  —  aaotoritati  prineipui  oederet.^* 
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mit  Hülfe  seiner  Leidenschaften  das  Becht  des  States  und  der 
obrigkeitlichen  Gewalt  ihrem  Willen  zu  beugen,  und  brachten 
dann  Unruhe  und  Verwirrung  über  den  Stat. 

Zu  Sparta  war  das  Ephorat,  dessen  nächste  Bestim- 
mung auch  gewesen  für  die  Freiheit  des  Volkes  zu  wachen 
und  dem  Miszbrauch,  den  die  Könige  von  ihrer  Gewalt  machen 
würden,  entgegenzutreten,  noch  schneller  ausgeartet,  und  ans 
Wächtern  für  die  Freiheit  wurden  die  Ephoren  bald  Mitre- 
genten der  Könige.  Sie  waren  berufen,  die  Verfassung  zu 
bewahren,  und  machten  dann  selbst  einen  tiefen  Risz  in  das 
kunstvolle  Werk. 

3.  Auch  das  Mittelalter  hat  seine  Kräfte  an  der  Auf- 
gabe versucht,  zum  Schutze  des  Bechts  wider  höhere  Gewalt 
einen  Widerstand  zu  ordnen.    Es  war  aber  in  der  Erfüllung 
derselben   noch   weniger   glücklich  als    das  Alterthum.    Das 
Becht  der  Selbst  hülfe  schien  von  Alters  her  dem  germa- 
nischen Charakter  natürlich.    Die  Selbsthülfe  war  in  der  Vor- 
zeit  die    gewohnte  Form,  wie  der  freie  Germane  sein  Becht 
gegen  jeden  Angriff  vertheidigte ,  die  Nichtachtung  desselben 
zu  erzwingen  suchte  und  für  erlittene  Unbill  Bache    nahm. 
In  der  fränkischen  Monarchie  zuerst  waren  die  Germanen  ge- 
nöthigt  worden,  ein  anderes  Princip,  das  der  statlich  geord- 
neten Gerechtigkeit  als  die  höhere  Begel  anzuerkennen.^ 
Aber  als  das  Beich  Karls  des  Groszen  sich  auflöste,  da  zeigte 
es  sich,  dasz  der  alte  Trieb  zur  Selbsthülfe  noch  nicht  erstor- 
ben und  die  neue  von  der  römischen  Cultur  überlieferte  Stat»» 
idee  noch  nicht  in  Geist  und  Blut  der  Völker  übergegangen 
war.    In  dem  Fehde  recht  des  Mittelalters  wurde  sie  wieder 
erneuert.     Wer  sich  stark  genug  fühlte,  sein  geglaubtes  Becht 
wider  ungerechten  Angriff  mit  dem  Schwert  in  der  Hand  zu 
schützen  und  wider  den  Feind  desselben  die  Fehde  zu  führen, 
der   that   es.    Der    Streit    zwischen    dem    Könige   und    den 

«  y^.  oben  Buch  YIII,  Oap.  1. 
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Groszen,  zwischen  beiden  und  den  Städten  des  Beichs,  zwi- 
schen den  Fürsten  und  den  Ständen,  über  ihre  gegenseitigen 
Rechte  wurde  daher  nicht  selten  zum  offenen  Kriege  der  Par- 
teien. Jene  und  diese  sammelten  und  warben  Truppen,  und 
der  Sieger  in  der  Schlacht  behielt  das  Recht. 

4.  Der  moderne  Stat,  der  sich  als  Ganzes  fQhlt,  erträgt 
eine  solche  unbändige  Selbsthflife  und  den  innem  Erieg  nicht, 
der  aus  jener  folgt.  Sie  erscheinen  ihm  beide  als  Symptome 
der  Barbarei,  nicht  als  Schutzwehren  des  guten  Bechts.  Er 
musz  daher  im  Gegensatze  dazu  das  Princip  bekennen:  be- 
waffnete Selbsthflife  wider  die  Obrigkeit  ist  nicht 
erlaubt,  auch  dann  nicht,  wenn  diese  unrechtmäszige  Gewalt 
fibt.  Aber  musz  er  unter  allen  Umständen  das  Kecht  eines 
energischen  und  activen  Widerstandes  verdammen?  Kann  er 
nur  den  Widerstand  zulassen,  der  der  äuszersten  Gewaltthat 
mit  dem  schlichten  Worte  entgegentritt  und  dessen  ganze  Ge- 
genwehr in  der  moralischen  Erhebung  des  schuldlosen  Duldens 
besteht?  einen  solchen  Widerstand  nur,  welcher  brutaler  und 
verstockter  Tyrannei  immer  den  äuszem  Erfolg  läszt,  und  ganz 
allein  auf  die  Offenbarung  der  göttlichen  Gerechtigkeit  ver- 
traut? 

So  lehrten  allerdings  die  Theologen  der  engUschen  Hoch- 
kirche und  die  rechtsgelehrten  Tories  in  den  Zeiten  Karls  II. 
und  Jakobs  II.  Jene  beriefen  sich  auf  die  Ermahnung  des 
Apostels  Paulus;  „Jedermann  sei  unterthan  der  Obrigkeit, 
die  Gewalt  über  ihn  hat,^'  und  legten  die  Stelle  als  absolutes 
Gebot  aus.  Sie  betonten  es  mit  Nachdruck,  dasz  Paulus  die 
Christen  so  ermahnt  habe,  als  der  Tyrann  Nero  die  Welt  be- 
herrschte und  erklärten,  kein  Bruch  des  Bechts,  kein  Ueber- 
masz  von  Grausamkeit  und  Willkür  kOnne  je  die  Unterthanen 
berechtigen  ihrer  Obrigkeit  mit  Gewalt  zu  widerstehen.  Die 
Bechtsgelehrten  aber  führten  überdem  aus,  dasz  die  Begel 
des  Gehorsams  schon  darum  durch  keine  Ausnahme  des 
erlaubten  Widerstandes  beschränkt  werden  kOnne,  weil 
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68  nicht  m(yglich  sei,  eine  sichere  Linie  zu  finden  zwischen 
den  gewöhnlichen  Zuständen,  in  denen  die  Regel  gelte,  und 
den  anszerordentlichen  Fällen,  für  welche  die  Ausnahme  ge- 
fordert werde.  Besser  sei  es  daher,  dasz  die  Gesellschaft 
auch  ein  gransames  und  liederliches  Regiment  ertrage,  als 
dasz  sie  die  Rebellion  gutheisze,  sobald  nur  die  RebeUen  den 
Glauben  haben,  dasz  ihr  Recht  ?erletzt  und  der  Druck,  den 
sie  leiden,  unerträglich  geworden  sei,  denn  durch  einen  der- 
artigen Grundsatz  wflrde  die  Sicherheit  einer  jeden  Statsord- 
nung  verletzt. 

Da  die  Erinnerungen  an  die  vorausgegangenen  Grftuel 
der  Revolution  und  den  frflhern  Despotismus  der  Gleich- 
macher noch  frisch  waren,  und  so  lange  die  Tyrannei  Jakobs  II. 
nur  die  Dissenters  und  die  Republikaner  drückte,  fand  diese 
Lehre  ziemlich  allgemeinen  Beifall.  Als  dann  aber  derKOnig 
auch  die  Aristokratie  in  ihren  Rechten  verletzte,  und  die  Hoch- 
kirche bedrückte,  da  neigte  sich  allmählich  die  ganze  Nation 
dem  Princip  der  Whigs  zu:  „dasz  äuszerste  Unter- 
drückung den  bewaffneten  Widerstand  rechtfer- 
tig e;''  und  selbst  die  wenigen  Tories,  welche  jede  Ausnahme 
von  der  Christenpflicht  des  duldenden  Gehorsams  auch  da  noch 
im  Princip  verwarfen,  lieszen  doch  die  Rebellion  fi&ctisch  ge- 
währen und  hielten  sich  nicht  für  verpflichtet,  auf  Seite  des 
bedrohten  Königs  zu  streiten.  Auch  der  Grundsatz  des  Wi- 
derstandes wurde  nun  wissenschaftlich  begründet.^  Den  Theo- 
logen wurde  erwiedert,  dasz  die  moralische  Ermahnung  des 
Paulus,  der  Obrigkeit  zu  gehorchen,  weder  ein  Rechtsgesetz 
noch  absolut  zu  verstehen  sei.  So  sei  ja  auch  geboten,  im 
Frieden  zu  leben  und  nicht  zu  schwören,  und  doch  sei  aus- 
nahmsweise der  Krieg  noch  unvermeidlich  und  der  Eidschwur 
unentbehrlich  für  die  Sicherheit   des  Rechts.    Den   Juriaten 

*  Die  höchst  interessanten  Yerhandlongen  darfiber  sind  TonMaeas^ 
lay  in  seiner  Oeschiohte  Englands  unter  Jakob  II.  mit  ToDendeler 
Meisterschaft  dargesteUt. 
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wurde  zugestanden,  dasz  es  schwierig,  vielleicht  unmöglich  sei, 
eine  scharfe  fflr  Jedermann  sichtbare  Linie  zu  ziehen  zwischen 
den  gewöhnlichen  Fällen,  wo  der  Widerstand  strafbar  und  den 
auszerordentlichra,  wo  er  erlaubt  sei,  aber  nun  auch  entgegnet 
von  andern  Bechtsgelehrten ,  dasz  überhaupt  auf  dem  Gebiete 
sittlicher  und  rechtlicher  Beurtheilung  sich  nicht  immer  so 
scharfe  äuszere  Grenzen  ziehen  lassen,  und  dasz  Gutes  und 
Schlechtes  nicht  so  leicht  sich  unterscheiden  lasse  wie  in  der 
Oeometrie  das  Dreieck  und  der  Kreis.  Wer  wollte  aber  das 
Recht  der  Nothwehr  des  Privatmanns  darum  läugnen,  weil 
es  schwer  und  sogar  unmöglich  sei,  zum  voraus  für  alle  Fälle 
das  Masz  von  wirklicher  Gefahr  zu  bezeichnen,  welches  zu 
jener  berechtige?  Aehnlich  verhalte  es  sich  mit  dem  Rechte 
eines  freien  Volkes  zum  Widerstand  gegen  eine  tyrannische 
Regierung  wie  mit  der  Nothwehr  des  Individuums  gegen  einen 
räuberischen  Angriff.  In  beiden  Fällen  mflsse  das  widerrecht- 
liche Uebel  grosz  und  ernst,  in  beiden  alle  gewöhnli- 
chen und  friedlichen  Mittel  der  Abhülfe  vergeblich  er- 
schöpft sein.  In  beiden  werde  eine  schwere  Verantwort- 
lichkeit flbemommen,  und  wem  es  nicht  gelinge,  die  Noth 
und  sein  Recht  klar  zu  machen,  der  laufe  um  des  Gebrauches 
80  verzweifelter  Gewaltmittel  willen  mit  Recht  Gefahr  die  här- 
testen Strafen  erdulden  zu  müssen.  Nicht  leicht  solle  man 
die  Ausnahme  anerkennen,  sie  niemals  zuzulassen  sei  aber  in 
beiden  Fällen  unmöglich.  Diese  Lehre  ist  denn  auch  in  Eng- 
land und  Nordamerika  zur  allgemeinen  Geltung  gekommen.* 

«  Lord  Brougham  Brituh  coneiHotion  (angeseigt  vonMohl  ioMii* 
termaier.s  Zeitächr.  XYIII,  8.  195)  S.  103:  ,. Immer  mfiuen  wir  be- 
denken, wie  wesenttich  fQr  die  Erhaltung  der  Verfassung  derOrundsati 
dei  Widerstandes  gegen  angesetzliehe  Gewalt  ist;  wie  uoth wendig  fDr 
Regierende  und  für  Regierte  es  ist,  die  Ergreifting  dieses  aosaersten 
Mittels  als  mSglicli  ansusehen;  allerdings  eines  ftosiiersten  und  desihalb 
nur  mit  Umsicht  sn  gebrauchenden  Mittels,  aUein  immerhin  einer  im 
Bereich  des  Volkes  liegenden  Hülfe,  eines  Sohutses,  su  dem  dasselbe 
greifen  kann  und  will,  so  oft  seine  Regenton  es  in  seiner  Belbttf erihei- 
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Die  Jakobiner  der  franzOsichen  BeToIation  haben  auch  da 
wieder  die  Dinge  auf  den  Kopf  gestellt,  und  was  nur  als 
Ausnahme  der  Noth  sich  vertheidigen  läszt,  geradezu  in  eine 
regelmftszige  Aeuszerung  erlaubter  Yolksgewalt 
umzuwandeln  versucht.  Nach  ihren  Beschlüssen  sollte  so  die 
Bevolution  selber  als  Statsprincip  proclamirt  und  die  Empö- 
rung wider  die  Obrigkeit  als  Bflrgerpflicht  geboten  werden.^ 

Nur  die  wahre  und  ernste  Noth  vermag  es  zu  recht- 
fertigen, dasz  dem  Bruch  des  Bechtes  von  Seite  der  Obrigkeit, 
welche  das  Recht  zu  schützen  berufen  ist,  gewaltsamer 
Widerstand  von  Seite  der  Begierten  entgegengesetzt,  und 
so  auch  von  unten,  um  die  Yolksfreiheit  und  das  Yolksrecht 
zu  retten,  das  Grundgesetz  eines  jeden  States,  die  Unterord- 
nung der  Regierten  unter  die  Obrigkeit  fQr  den  Augenblick 
hinwieder  nicht  gehalten  werde.^  Wo  aber  so  der  Gewalt  die 
Gewalt  entgegentritt,  da  ist  die  Wirksamkeit  des  Statsrechtes 
gelähmt;  und  wie  das  Nothrecht  der  Regierung  in  ftuszerster 
Gefahr  des  States,  so  ist  auch  dieses  Nothrecht' der  Be- 
gierten ein  Zeichen  der  ünvollkommenheit  aller  menschlichen 
Rechtsordnung.    Das  Statsrecht  kann  diese  ftuszersten  FftUe 

digung  hieitt  nötbigen.  Unsere  Oesohiohte  ist  voU  ron  Beispielen,  welohe 
uns  lehren,  Misztrauen  in  blosz  gesetzliche  Sicherheiten  zu  setzen,  welche 
uns  in  Erinnerung  bringen,  dasz  Richter,  Parlamente  und  Minister 
ebenso  auch  die  Könige,  schwache  Menschen  sind,  die  SpielbftUe  eigen- 
süchtiger Meinungen,  leerer  Furcht  oder  unehrlicher  Parteisucht;  und 
dasz  das  Volk  nie  sicher  ist  ohne  den  feststehenden  Entschlusz  bis  zum 
Tode  zu  widerstehen,  so  oft  ein  Eingriff  in  seine  Rechte  gemacht  wird.'^ 
^Französische  Verf.  von  1793,  $.  35:  „Wenn  die  Regierung 
die  Yolksrechte  rerletzt,  so  ist  der  Auftuhr  (Pinsurrection)  für  das  Volk 
und  jeden  Theil  des  Volks  die  heiligste  und  unerlSszlichste  Pflicht^ 
Oemftszigter  in  der  Verfassung  für  Sicilien  you  1812,  §.  201:  „Der 
sicilianische  Statsbürger  ist  berechtigt,  einem  Jeden  Widerstand  zu  leis- 
ten, der  ihn,  ohne  Tom  Gesetz  ausdrücklich  dazu  ermächtigt  zu  sein, 
mit  Gewalt  oder  durch  Drohungen  gegen  seinen  Willen  etwas  zu  thun 
zwingen  wollte.^ 

•  Vgl.   den  Artikel:  Gehorsam  und    Widerstltnd   in  Bluntsohli's 
S^a^wOTterbqoh, 
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nicht  weglftugnen,  aber  ebensowenig  nfther  normiren.  Es  kann 
dieselben  möglichst  zu  beschränken  und  die  natürlichen  Qe- 
fahren  derselben  zu  vermindern  suchen.  Aber  wenn  so  die 
Noth  das  Qeboi  durchbricht,  und  die  Naturkräfte  walten,  dann 
ist  das  Statsrecht  an  die  Grenze  seiner  Herrschaft  gelangt, 
und  das  höhere  Sittengesetz  allein  flbt  noch  eine  geistige 
Macht,  die  Aber  der  rohen  Gewalt  thront,  und  sie  ermäszigt 
und  richtet* 

*  unser  Schiller  hat  im  Teil  dieses  tob  der  Reroliitionsliut 
dvrohans  rerschiedene  Nothreoht  in  den  Worten  StaniFachers  würdi|^ 
rertreten: 

„Eine  Orenie  hat  Tjrannenmacht, 

Wenn  der  (}edrfickte  nirgends  Recht  kann  finden, 

Wenn  unertr&glich  wird  die  Last  —  greift   er 

Hinauf  getrosten  Mnthes  in  den  Himmel, 

Und  holt  heranter  seine  ew'gen  Rechte, 

Die  droben  hangen  unTerftasserlich 

Und  unserbrechlich  wie  die  Sterne  selbst.  — 

Der  alte  Urständ  der  Katnr  kehrt  wieder 

Wo  Mensch  dem  Menschen  gegenüber  steht  — > 

Zorn  lotsten  Mittel,  wenn  kein  andres  mehr 

Terfangen  will,  ist  ihm  das  Schwert  gegeben  — 

Der  Qüter  höchstes  dilrfen  wir  Tortheidigen 

Gegen  (Gewalt  —  wir  stehen  fUr  unser  Land, 

Wir  stehen  fQr  nnsre  Weiber,  unsre  Bänder.^ 


Register. 


▲bberufong  I.  511. 
Abdankung  II.  58. 
Abfindong  II.  70. 
Abgeordnete  I.  470.  511. 
Abhängigkeit  II.  495. 
Abolitionsreoht  II.  104. 
Abrondang  II.  448. 
Absohoss  I.  207. 
Absoiatiamos  1.291.357.358. 
AbsUmmang  I.  500.  556. 
Abtretung  I.  232.  259. 
Acht  II.  300. 
AotonTenendung  II.  281. 

Anm. 
Aotiengesellsohaft  n.   109. 

220. 
AotiTitftt    des   Monarchen 

I.  443. 
Adel  I.  104.  113.  120.  121. 

deutscher  I.  137.  476. 

englischer  I.  128. 

fWuiBdsiseher  I.  117. 

römischer  I.  113. 

ruhender  I.  146. 

wirklicher  I.  146. 
Adelsbriefe  I.  125. 
Adelsreform  I.  145.  514. 
AdelsTcrleihung  II.  94. 
Administration  1. 439. 11.95. 
Adoption  IL  23.  33  Anm. 
Adressen  I.  535. 
AdTocati  flsci  II.  236. 
Aedilen  II.  186.  195. 
Aegypten  I.  296. 
Aethiopier  I.  78.  29V 
Aifectionswerth  I.  235. 
Ahreni  I.  75. 
Ajonmement  I.  533. 
Akademien  II.  349.  378. 


Allmacht  politbohe  I.  519. 
AUodialherrschaften  1. 139. 
Alter  I.  335.  504. 
Amendements  I.  554. 
A<nerica  I.  12. 
Amt  I.  38.  516. 
Amtsadel  I.  115.  120.  348. 
Amtsaufhebung  II.  145. 
Amtsdauer  II.  48. 
Amtseid  II.  136. 
Amtsentsetsung  II.  152. 
Amtsgeheimnisz  II.  141. 
Amtsgehilfen  U.  122. 
Amtsgehorsam  II.  136. 
Amtsgewalt  IL  102.  103. 
Amtshoheit  IL  91. 
Amtspflichtverletzungen 

U.  142. 
AmtsTcrsohwiegenheit    II. 

141. 

Amtstreue  II.  139. 
Amtsunfahigkeit  II.  150. 
AmtsTcrbrechen  II.  142. 
Anarchie  I.  86.  256. 
Angestellte  I.  152. 
Anklagader  Minister  1. 541. 
Anklage- Jury  IL  241. 
Anklagesenat  II.  241. 
Anleihen  stotliche  IL  423. 

424.     - 
Annexion  I.  250. 
Anordnungen  II.  110. 
Ans&ssigmaohung  I.  201. 
Ansprachen  I.  535. 
Anstalten  U.  386.  425. 437. 
Anstellung  II.  125. 
Anstellungsdeoret  II.   124. 
Antike  Bepublik  L  292. 
Antrittserkl&rung  II.  30. 
Antrnstionen  I.  118. 
Antwortadrossen  i.  581. 


Anwartschaft  n.  Sl.  50. 
Anzug  I.  530. 
Apanagen  II.  70. 
Apellationsgeriohte  II.  280. 
Apoorisiarios  I.  881. 
Arbeit  n.  155.  446. 
Arbeiterassoeiation  H.  446. 
Arbeitshäuser  n.  199. 
Arbeitsnoth  IL  437.) 
Arbeitszeit  IL  449. 
Archonton  I.  812.  360. 
Arier  I.  11.  81.  99. 
Aristokratie  L  846  f.  279. 

497. 

heUenisehe  I.  332. 

römische  I.  115.  388. 
Aristokratif  irende  Staten  I. 

290  Anm. 
Aristoteles  I.   12.  55.  278. 
Armenpflege  n.    197.  487. 
ArmenpoUael  II.  195. 
Armentaxe  n.  198  Anm. 
Arrondirung  IL  443. 
Aspiranten  zumStatadienst 

n.  128. 
Assecuranzen  II.  189.  488. 
Assignaten  II.  428. 
Association  II.  446. 
Asylrecht  II.  522. 
Atheismus  U,  284. 
Auflösung  der  Kammern  I. 

511.  533. 
Aufruhr  U.  115. 
Aufiaichtsrecht  IL  326  f. 
Augom  I.  264.  869. 
Aushebung  II.  172. 
Auslieferung  I.  208. 
Ausnahmsgerichte  IL  210. 
Ausnahmsgesetze  I.  548. 
Ausnahmsgewalt  I.  568.  II. 

112.  186. 


Regiitor. 


559 


Aoimahmweyln  I.  548. 
AussohllMe  I.  550.  11.475. 
AoMtatlang  der  Kirohe  II. 

326. 
AnstriU  aus  der  Kirohe  II. 

276. 
Auswanderung  1. 204.  258. 

U.  505. 
AuBEeiohnnngen  II.  94. 
Autoehthonen  I.  240. 
Auloritftk  I.  305. 
—  gesekigeberiBobe  1. 520. 

B. 

Baden  I.  423. 
Baltimore  U.  275. 
Bank  U.  428. 
Bankiers  I.  516. 
Banknoten  II.  423.  428. 
Bann  I.  380.  U.  110.  300. 
Barone  1. 119. 124. 186. 472. 
Bas  Sires  I.  122. 
Bauernstand   I.    167.   488. 

II.  440. 
BanersehafI  1. 149.  U.  504. 
Bayern  I.  423. 
Beamte  1. 159.510.  II.  120. 
Beamten-Sjsteml.  128.881 

IL  127. 
Bedfirfiiisse  SiTentUehe  U. 

387. 
Beeinquartiernng  II.  525. 
Befehle  U.  105.  110.  120. 
Begnadigungsrecht  II.  104. 

163. 
Begutachtung  U.  164.  872. 

883. 
Bebitser  reohtsgelehrte  II. 

480. 
Bekenntnis!   religiSses    I. 

212.  U.  41.  292. 
Bekenntnissfreiheit  II.  264. 

279.  284. 
Bekenntnissxwang  II.  272. 

279. 
Belagerungssustand  11.118. 
Belgien  I.  448. 
Berathung  I.  549.  554.  II. 

165. 
Bergtflgal  II.  394. 
Berufrfreiheit  U.  503. 
BemCiheere  II.  169. 
Beraftschulen  U.  362. 
Beruftetinde  I.  106.  499. 
ftesehlagnahme  U.  524. 


Besohwerden  1. 533.  II.  159. 
Besits  statUoher  1. 22.  229. 

IL  60. 
Besoldung  IL  125.  184. 
Bestitigungsreoht  bei  Tu- 

desurtheilen  IL  105. 
Besteohliohkeit  IL  136. 
Besteuomngsreoht    ge- 

meindi.  n.  491. 
Berormundung  IL  178. 
Besirke  L  227. 
Besirksamtmann  II.  246. 
Besirksrithe  II.  246. 
BiU  I.  556. 
Bisohofe  L  109.  516. 
Bismarck  IL  160. 
Biutbann  IL  233. 
Börsen  IL  453. 
Bourgeoisie  I.  154. 
Brahmanen  I.  98.  297. 
BrandTersioherungen      II. 

488. 
Briefsdel  1. 125. 
Briel^feheimniss  IL  402.524. 
Brie4>08t  IL  400. 
BriefTorkehr  U.  399. 
Brfiokengelder  Q.  403. 
Bruderschaften  II.  832. 
Budget  I.  539. 
Bund  norddeutscher  1. 247. 

507.  527. 
Bundesfeldherr  1. 247. 481. 
Bundeskaniler  I.  481. 
Bundesprisidium  1.247.431. 
Bundesrath  I.  518. 
Bundeutat  I.  86.  245. 
Bundestag  L  247. 
BundesTersammlung  1. 824. 

569. 

Bündnbse  U.  89. 
Bnreaukratie  IL  131. 
Bureaus  parlamentarische 

L  551. 

statistische  U.  108. 
Burgen  I.  471. 
Burgenses  I.  154. 
Bürger  I.  155. 
Bfirgerausschftsse  II.   476. 

487. 
Bftrgergemeinde  II.  471. 
BOrgermeister  II.  476.  479. 
Bargerreoht  L  147.  U.472. 
BArgerschafI    I.    41.   132. 

147.  151. 
Bflrgerstand  L  147  f.  471. 


Bürgerthum  L  147  f. 
Bfirgerrorband  I.  155. 
Bflrgerversammlungen    IL 

486. 
Burko  I.  72.  505. 
Buticularius  I.  381. 


Cabinetsjttstis  1. 449.  IL  106. 
Caesar  L  46.  370. 
Canile  IL  433. 
CanoellariuB  I.  381. 
Capitallen  des  SUte«  11.388. 
Capitalistenarislokratie    L 

348. 
Capitalflteuer  IL  418. 
CapiUni  L  154. 
Capite  censi  I.  341. 
Caplan  L  381. 
Cassation  I.  545.  . 
Cassationshof  IL  232. 
CastUlen  I.  477. 
Cautionen  II.  517.  548. 
Cavour  I.  418. 
Censoramt  II.  516. 
Censnr  II.  192.  513. 
Centenen  I.  227. 
Centgerichtsbarkeit  IL  233. 
Centralisatlon  I.  408. 
Centralstat  I.  246. 
Centnrion  I.  341. 
Ceorls  I.  129. 
Ceremoniel  II.  66. 
Charte  L  407. 
Chatelains  L  122.  124. 
Chef  des  States  U.  45. 
Chrlstenthum    I.    59.    60. 

194.  212. 
CiTilbeamte  U.  123. 
CiTilisation  I.  41. 
CivUliste  IL  67. 
CiTilprocesE  I.  8. 
ClTÜrechtspflege   n.    201. 

218. 
CiTilsteUen  L  457. 
CiTÜunrecht  II.  234. 
CiTitas  I.  41. 
Classen  1. 180. 501.  11.  476. 

aristokratlsehe  I.  183. 

mittlere  L  183. 

regierende  L  183. 
ClassenTertretnng  I.  502. 
CUenten  I.  106. 
Clnbreglment  II.  541. 
Cognaten  U.  87. 


560 


Register. 


CoUegialreflriorang  II.  46. 
CoUegien  II.  46.  155. 
Colonat  n.  504. 
GoloniBRtion  I.  244. 253. 
Cornea  palatii  I.  381. 
Gomitien  I.  341. 
CJornmlsslonen  parUmenta- 

risohe  I.  530.  550. 
Gommonera  I.  472. 
Communen  I.  153. 
Commanumas  I.  230. 
Competens  II.  127.  132. 
CompetenzoonflioteH.  251. 
CoBoessionen  II.  110.  446. 

510.  517. 
Conoionen  I.  550. 
Conoordate  IL  342. 
Confessionalismas  II.  295. 

885. 
Confessionen  I.  212.  II.  294. 
Gonföderation  I.  153.  244. 
Connubium  I.  83. 
Comoription  II.  172. 
CoDBiliarii  II.  487. 
Ck>n8titatione]i  I.  402.  447. 
Gonsaln  I.  151.  II.  476. 
ConsamtionsBtenem  11.416. 
Contrasignatur  I.  449.  II. 

158. 
Controle  1.585. 538.  II.  166. 
Contumazanstalten  II.  178. 

508. 
Conyertiten  II.  276. 
ConTiTae  regia  I.  118, 
Cooptation  I.  518. 
Corporationen  II.  109.  210. 

260.  476. 
Corporationshoheit  II.  317. 
Correotionshfiuser  II.  199. 
Cortes  I.  413.  476. 
Conrs  sonyeraines  II.  8. 
Coatnmien  I.  163. 
Creditanstalten  II.  444. 
Oaltiirpoluei  II.  109.  190. 
Ciütiu  n.  881. 
Caltiumiiiisterium  IL  155. 

849. 
Cnriatoomitien  I.  840. 
Curien  II.  456. 

D. 

DftmmenmgSTSlker  I.  80. 
Dftmonokratie  I.  295. 
Dänemark  I.  421« 
Deoreta  I.  874. 


Demokratie  'I.    879.  '287. 

813.  497. 
Demokratisirende  Staten  I. 

290. 
Departemente  I.  226. 
Depatirtenkammer  I.  408. 
Despotenstat  I.  299. 
Despotie  I.  267.  279.  292. 

355. 
Deatscbe  Staten  I.  421. 
Deutsober  Bund  1. 423. 430. 
Diäten  I.  486. 
Diotatur  n.  118. 
Diebstahl  II.  233. 
Dienst  Sifentliober  n.  120. 
Dienstadel  L  118. 
Dienstaufwand  II.  184. 
Dienstbarkeiten  I.  224. 
Dienstboten  L  171. 
Diensteid  H.  136. 
Dienstentlassung  II.    147. 

150. 
Dienstgehalt  n.  184. 
Dienatgeheimniss  II.   141. 
Dienstleute  I.  143.  481. 
Dienstpflicht  U.  172. 
Direetorium  n.  45. 
DisciplinarTerCahren     II. 

142.  151. 
Dispensationen  II.  408. 
Dissidenzkirchen  II.  820. 
Dootorat  II.  370. 
Dootoren  der  Rechte  1. 125. 

144. 
Domänen  L  540.  II.  887. 
Dor^emeinde  II.  460. 
Dotation  der  Kirche  II.  325. 
Dritter  Stand  L  156. 
Druiden  L  103. 
Duldung  religiöse  IL  812. 
Dyarchie  I.  288.  435. 
Dynastien  I.  189.  II.  27. 


Bari  L  129. 
Ebenbflrtigkeit  L  129. 140. 

n.  85. 
Ecuyers  I.  125. 
Edelknechte  I.  143. 
Edicte  L  425. 
Ehe  L  185. 

des  Regenten  II.  85. 

morganatische  1. 140.  II. 

84. 
Ehegenoesensohaft  I.  88. 


Eheyertrag  H.  81.' 
Ehren  akademische  IL  370. 
Ehrenlahigkeit  bflrgerliehe 

L  210. 
Bhrenhoheit  II.  94. 
Ehrenlegion  I.  126.  IL  94. 
Ehrenrechte  1.360.  II.  138. 
Eid  U.  293. 

Eigenthum  I.  229.  515. 
Einberufung  der  Kammeni 

I.  532. 
Einheimische  L  200. 
Einheit  des  States  L  393. 

IL  4. 

Einkammersystem  I.  494. 
Einkommensteuer  IL  413. 
Einkaufte  5ffenU.  IL  387. 
EinsteUnng  im  Amte  IL143. 

152. 
Eintheilnng  des  Landet  L 

224. 

EinTcrleibung  I.  250. 
Einwanderung  L  204. 
Einwohnergemeiude  IL470* 
Einseiminister  IL  155« 
Einzelriohter  IL  228. 
EinzeUtat  I.  246.  358. 
Eisenbahnregal  IL  402. 438. 
Emancipation  der  Frauen 

L  197. 

der  Sdayen  L  17$. 

der  Englinder  LH. 
Enqu^tes  I.  530. 
Enregistrement  II.  407. 
Ent&usserung  b^iwiUige  L 

258. 
Enteignung  I.  882. 
Entlassung  L  543.  U.  143. 

151. 
—  aus  dem  Unterthanaa* 

Terbande  I.  805. 
Entsagung  IL  58. 
Entschädigung  IL  835.  567. 

n.  844.  857. 
EntscheidungsgrOnde     IL 

817. 
Entsetzung  IL  59.  131. 
Entstehungsformen  desSte* 

tes  L  837.  853.  860. 
Entthronung  IL  59.  4M>. 
Eorls  I.  189. 
Ephoren  L  335.  IL  558. 
Erbadel  L  104.  180. 
Erbämter  IL  185. 
Srbaristokratie  L  348. 514. 


Register. 


561 


Erbfolge  11.  80. 
Erbfolgeordnung  II.  37. 
ErbfOrst  11.  27. 
ErbhofttDiter  II.  126. 
Erblichkeit  I.  350. 

de»  Adela  I.  114.  143. 

der  Aemter  II.  125. 

dos  Konigthnms  I.  333. 
362.  377. 
Erbmonnrchie  II.  21. 23. 27. 
Erbrecht   I.    135.   518.    II. 

24.  29. 
—  politiflohes  I.   101.  333. 
Erbüchaft  priTatrcohtlioho 

U.  38. 
ErbschaftHgobahren  II.  407. 
Erbst&nde  I.  103. 
Erbtochter  II.  38. 
Erb  Verbrüderung  II.  31. 
ErbTcrtrftg  IL  31. 
ErflndungApntente  II.  408. 

452. 
Ergebung  I.  258. 
Erheiterung  de«  Volkes  II. 

194. 
Eroberung  I.  242.  258. 
F>preäaan8^  II.  162. 
Ersstzheer  II.  173. 
ErsAtzm&nner  I.  509. 
Erstgeburt  I.  135. 
Erzeugung  der  Gesetze  1. 

549. 
Erzeugung  des  States  1.237. 
Erziehung  uffentliehe  1.307. 

334.  II.  339.  351. 
Etqiiirc!«  I.  135. 
£uts  ^enorauT  I.  480. 
Eupatriden  I.  104.  312. 
Ewigkeit  der  Stats vertrüge 

I.  15. 
Excoromunication   II.  272. 

336. 
Exeoutlon  derStrafurtheile 

II.  105. 
Existena  11.  499. 
Expropriation  1.232. 11.256. 
Extraposten  II.  401. 

F. 

Fabrikarbeiter  I.  172. 
Fabrikanten  I.  516. 
Fabrikation  II.  440.  447. 
Fabriken  statliche  II.  .389. 
Fabrikherr  II.  450. 
Fabrikrftthe  U.  451. 


Fabrikzeichen  II.  452. 
Facultätcn  II.  370. 
Facultätüwissenschaften  II. 

381. 
Fahrpost  II.  401. 
Faits  accomplis  I.  24. 
Falkner  I.  381. 
Falliten  I.  210. 
Familie  1.34.  185.  II.  351. 
Familienerbfolgo  II.  30. 
Faniiliengenossenschaft    I. 

136. 
Famlliengesetzo  I.  13. 
Familientttiftnngen   I.  515. 
Familienverbindung  I.  83. 
Föaut^  I.  385. 
Fehdcreoht  II.  205.  552. 
Feste  kirchliche  II.  331. 
Feudaladel  I.  120. 
Feudalmonarohio  I.  384. 
Feuerpolizei  I.  189. 
Fichte  I.  68. 
Fidclitas  I.  385. 
Fides  I.  120. 
Finanzgesotze  I.  547. 
Finanzhoheit  II.  108.  386. 
Finanzministerium  II.  155. 
Finanzwesen  II.  386. 
Finanzzölle  II.  434. 
Fiscus  II.  67.  77.  253. 
Forderungsbefehle  II.  105. 
Formenstat  I.  290. 
Foy  I.  385. 
Franc-hommo  I.  122. 
Franzosen  I.  12. 
Frauen  I.  196.  209. 
Freeholdors  I.  506. 
Freie  I.  105.  147. 

—  schüfTenbare  142. 
Freierklärung    des    Berg- 
baus II.  395. 

—  der  Neger  I.  178. 
Freiheit  politische  II.  526. 

als  Recbtsbegrriffll.  492. 

als  Selbstbestimmung  II. 
495. 

geistige  II.  492. 

individuelle  1.307. 11.499. 

menschliche  II.  493. 

natarliche  II.  492. 

religiöse  II.  268.      • 

sittliche  II.  492. 
Freiheitsbriefe  I.  487. 
Freilassen  I.  132. 
Freizugigrkeitl.  207.  II.  505. 


Dlantiohll,  allgemeines  8Ut«recht.  II. 


Fremde  I.  200.  II.  208. 
Fremdlingsreoht  I.  207. 
Frevel  II.  233. 
Friedensbreeher  11.208.233. 
Friedensrichtern.  182.221. 
FrledensschlQsse  I.  223.  II. 

87. 
Friedrich    der   Grosze    I. 

71.  421. 
F&rsten   I.   124.   138.  361. 
FfirstensouTeränetftt  II.  12. 

20. 
Farstenthamer  deutsche  L 

226. 

6. 

Gabella  hereditaria  I.  207. 
GAllicanische  Kirche  11.310. 
Garibaldi  I.  418. 
Gaue  I.  226. 
Gaugrafen  I.  382. 
Gebietserweiterung  I.  216. 
Gebietshoheit  I.  219. 
Gebredien  körperliche  II. 

56. 
GebQhren  II.  184.  404. 
Gf'bundcnlicit     landwirth- 

Rchaftlirhcr  GQter  II.  442. 
Gedankenfreiheit  II.  511. 
Gefalle  II.  404. 
Gefolge  des  Königs  I.  364. 

385. 
Gehorsam  II.  136. 
—  Tcrfassungsmäsziger  I. 

448. 
Geistliche  I.  150.  159.  516. 

II.  41. 
Gold  II.  423.  427. 
Geldbuszen  II.  143.  407. 
Geldmaeht  I.  357. 
Gelehrtenaristokratie  1.348. 
Gelehrtenschnlen  II.  365. 
Gemeindeämter  I.  172. 
Gemeindeanasohllsse    II. 

475. 
Gemeindebann  IL  488. 
Gemeindebeamte  IL  476. 
GemeindebesohlQase  11.480. 
Gemeindebfirger  I.  210.    . 
Gemeindebürgerreobt     IL 

261.  469. 
Gemeindegut  IL  491. 
Gemeinden  I.  170.288.503. 

IL  109.  860.  454. 
Gemeinderäthe  IL  475. 

36 


562 


Register. 


OemeindeTorfaBsangl.  325. 
Gememdeversammlung  II. 

469.  480.  486. 
GemeindeTennögon  U.  488. 
GemeindoYorBtand  II .  469. 

474. 
Gemeine  I.  472. 
Gemeinfreie  I.  104.  151. 
Generaladvocaten  II.  236. 
Generalproouratoren      II. 

236. 
Generalstande  I.  480. 
Genossenaohaften  II.  260. 

824. 
Gentils-hommes  1. 122. 125. 
Gentlemen  I.  133.  159. 
Gentry  I.  132.  133. 
Geomoren  I.  105. 
Gerechtigkeit  I.  70.  II.  249. 

552. 
Gerechtsame  natzbare  II. 

892. 
Gericht    I.     461.    560.  U. 

111.  200. 
Gerichtsbann  I.  880.   389. 
Gerichtsbarkeit    II.     102. 

207.  247. 

akademische  II.  369. 

freiwUUge  U.  218. 

kirchliche    I.    107.    194. 
n.  335. 
Gerichtsberathung  II.  215. 
Gerichtsgebühren  II.  406. 
Gerichtaherrsohaft   I.  357. 
Gerichtshöfe  n.  242. 
Germanen  I.  11. 
Gerousie  I.  334. 
Gesammterneuerung  1. 510. 
Gesammtministerium      II. 

155. 
Gesammtstat  I.  49.  245. 
Gesandte  II.  86. 
Geschichte  politische  I.  3. 
Geschlecht  I.  335. 
Geschlechter  1. 136.151.186. 
Geschleohtsaristokratie    I. 

848. 
Geschleohtskönigthum     I. 

356.  359. 
Geschworene  1. 463.  II.  227. 
Geschworenengericht       I. 

404.  U.  227. 
Gesohworenenliste  II.  238. 
GeechworenenTerfassong 

I.  825. 


Gesellen  I.  171.  II.  446. 
GeselUchaften  II.  324. 
Qesellschaftspolizei  II.  194. 
Genellschaf tsvertrag  I.  68. 
Gesetz  I.   3.  12.  394.  522. 

545.  549.  II.  18. 
Gesetzesantrag  I.  528. 
GesetzesBuslegung   I.  570. 
Gesetzesberathung  I.  550. 
Gesetzesgiltigkeit  I.  556. 
Gcsetzesvorschlag  I.  549. 
Gesetzgebung  I.  342.  377. 

393.  445.  521.  II.  90. 
Gesetzgebungskörper       I. 

487.  511.  519.  546. 
Gesindepolizei  IL  194. 
Gesundheitspolizei  IL  187. 
Gewalt  I.  393.  454. 

gesetzgebende  1. 283.458. 
490. 

innere  II.  90. 

obrigkeitliche  U.  121. 

richterliche  I.  458.  461. 

souveräne  I.  893. 
Gewalttheorie  I.  267. 
Gewerbeanstalten   IL  888. 
Gewerbefreiheit  n.445.509. 
Gewerbeordnung  IL  509. 
Gewerbesteuer  II.  418. 
Gewerbsbefugnisse  IL  262. 
Gewerbsconoessionen      II. 

408. 
Gewerbsmonopole  I.  548. 
Gewerbssohulen  IL  362. 
Gewissensfreiheit  IL  267. 
Gewohnheit  I.  17. 
Gewohnheitsrecht  I.  17.  20. 
Gheudenl.  161. 
Gildgenossenschaft  I.  153. 
Glaubensfreiheit  IL  268. 
Glaubenssaohen  IL  327. 
Gleichheit  L  271.317.327. 

n.  527. 
Goden  L  163.  241. 
Godorde  I.  261. 
Gottesdienst  IL   278.  322. 
Gotteshausleute  I.  162. 
Grafen  1. 120. 124. 138.  226. 
Grand-jury  IL  241. 
Grenzen  L  217.  225. 
Grenzzolle  II.  434. 
Grotius  Hugo  I.  66. 
Groszding  I.  512. 
Groszrichter  I.  476. 
Grundaristokratie  L514. 


Grundbesitz  1. 387. 471 .5 1 4. 
Grundbesitzergemeinde  IL 

469.  470. 
Grundformen    statliclie    L 

287. 

Grundgefallo  II.  391. 
Grundgesetze  I.  547. 
Grundherrschaft  I.  144. 
Q rundholden  I.  163. 
Grundprincipien     statliche 

n.  140. 
Grundsteuer  II.  418. 
Grundzinse  II.  391.  412. 
Gültigkeit  der  Gesetze   I. 

567. 

H. 

Hab eas- corpus- Acte  IL  1 1 3. 
Uaftsbefehle  IL  507. 
HageWersicherungen      IL 

438. 
Handänderungsabgaben  IL 

407. 
Handel  n.  440. 
Handelsfirmen  II.  453. 
Handelsgericht  II.  230. 
Handelskammern  IL  453. 
Handelsverkehr  II.  452. 
Handwerke  statliche  11.389. 
Handwerker   L    155.    161. 

II.  440.  444. 
Hannover  I.  423.  425. 
Hansestädte  I.  245. 
Häresie  n.  272. 
Hauptberathung  I.  551. 
Hauptrassen  I.  77. 
Hauptstädte  II.  455.  46  L 
Hauptstraszen  11.  430. 
Haus  der  Gemeinen  und  der 

Lords  I.  475. 
Hausandacht  11.  278. 
Hausbesitz  II.  483. 
Hausfrieden  II.  521. 
Hausgosetze  I.  13.    11.  31. 
Haushäbigkeit  L  210. 
Haushalt  königlicher  11. 67. 
Hausirer  II.  452. 
Hausmeister  I.  381. 
Hausrecht  der  Kammern  I. 

544. 
Haussuchung  II.  523. 
Heer  I.  372.  U.  97.   169. 
Hoerbann  I.  380.  389. 
Hegel  I.  73. 
Hegemon  I.  245. 


BegUter. 


563 


Hellenen  I.  11. 
Heimakh  I.  200. 
Heloten  I.  338.  349. 
Herkommen  I.  16. 
Herren  I.  139.  470. 
Herrenlose  Saohen  I.  221. 
Herrsohafk  II.  59.  125. 
Herzoge  I.  124.    137.    138. 

226.  357. 
Hessen  I.  423. 
Hobbes  I.  67. 
Hofndel  I.  124.  144. 
Hofceremouiel  II.  65. 
Hofloute  I.  163. 
Hofrocht  I.  391. 
Hofs  tat  II.  65. 
Hoftrtge  I.  479. 
Hoheitsreohte  I.    220.  254. 

393.  444.  U.  250.  393. 
Homii^Mum  I.  120.  385. 
Ilonorati  I.  468. 
Horde  I.  35. 

Hörige  I.  105.  151.  II.  440. 
Hotipltcs  I.  163. 
HuMc  I.  385. 
Humboldt  W.  v.  I.  68. 
Hunger»noth  II.  196. 
Huntnri  I.  227.  II.  232. 
Hy  pothekarrersicherung 

II.  425. 

I. 

Ideokratie    I.     281.     287. 

294. 
Ideolog^ie  I.  29. 
Idolokratie  I.  281. 
Idolstrtt  I.  290. 
Immanitaten    I.    142.   548. 

11.  256. 
Impenitoren  I.  372. 
Imperium    I.  42.  220.  3S7. 

425.  462.  II.  121. 
Indinuer  I.  79. 
IndilYrrentUmus  ^tätlicher 

n.  312. 
Iinitvitlunlherrschaft  1. 370. 
Indi\idunlpoIizel  11.  186. 
Individunlregierun^  II.  46. 
Individualntnc  1.  290. 
Individuen  I.  200. 
Inducinemonttoriaell.  106. 
Induütrieaustttellung^en    II. 

452. 
Initiative  I.  491.  528. 


Inländer  I.  200. 
Innungen  I.  161. 
Inruhestandsetzongll.  146. 
Inselländer  I.  218. 
Insignien  I.  361. 
Inspiration  I.  306. 
Instanzen  IL  230.  231. 
Institution   eines  States  I. 

255.  262.  522. 
Institutionen  I.  460.  521. 
Instructionen    I.  489.  551. 
Interoession  II.  181. 
Interregnum  II.  57. 
Iiiterrex  I.  366. 
Island  I.  241. 
Italien  I.  416. 

J. 

Jagdregal  II.  397. 
Jägermeister  I.  381. 
Jarl  I.  103. 
Jehovah  I.  301. 
Jesuitenorden  II.  306.  333. 
Jezidi  I.  295. 
Juden  I.  215.  300. 
Judices  I.  463. 
Junta  dos   tres  Estados  I. 

478. 
J^ra    qnaeaita   I.  564.   II. 

52. 
Jurisdiction    I.    424.    456. 

U.  121.  232. 
Jurisprudenz  II.  227. 
Jury  II.  236. 
Jus  aboliendi  U.  104. 

advocattae  II.  322. 

albinngii  I.  207. 

cstv^ndi  II.  327. 

dovolutionis  II.  31. 

edieendi  I.  368.  II.  HO. 

jubendi  II.  110. 

mnjestatis  circa  Sacra  II. 
317. 

reformandi  II.  339. 

singulare  I.  548. 
JuMtitia    (Qroszricliter)    I. 

476. 
Justitium  II.  106. 
Justiz  II.  189.  257. 
Justizbeamte  II.  122. 
Justizhoheit  II.  101. 
JustizmintUerium  II.  154. 
Justizmord  II.  212. 
Justizsachen  II.  246. 


Kaiser  I.  264.   II.   62.  74. 

295.  300. 
Kaiseridee  I.  46. 
Kaiserthum  I.  350. 358. 370. 
Kaiserwürde  I.  382. 
Kalifornien  I.  241. 
Kammerauflösung    I.   511. 

533. 
Kämmerer  I.  381. 
Kammergut  II.  70. 
Kammerpräsident   I.   544. 

553. 
Kammern  I.  494.  II.  158. 
Kant  I.  68. 
Kantone  I.  227. 
Kanzler  I.  381. 
Kapetinger  I.  119. 
Karl  I.  I.  103. 
Karolinger  I.  119.  II.  83. 
Kasten  I.  96. 
Kauflentel.  155.516.11. 436. 
Kaufsaccisen  II.  407. 
Kellner  I.  381. 
KeUer  U.  272. 
Khalif  I.  304. 
Kirohe   I.   8.  47.  II.    192. 

264.  294. 
Kirchenbann  II.  300.  836. 
Kirchengeriohtsbarkeit    I. 

194. 
Kirohengowalt  II.  830. 
Kirohcngut  II.  388. 
ICirchenhoheit  U.  317.* 
Kirchenreoht  I.  8. 
Kirchenregiment  II.  817. 
Kirohenstat  I.  304. 
Kirohenzucht  I.  272. 
Klage  II.  203. 
Kleinhandel  II.  436.  452. 
Klerus  I.  106.  469.  II.  296. 
Klima  I.  219. 
Klöster  I.  332. 
König  II.  62. 
»-   be%ondere    Befugnisse 

I.  532. 
Königsbann  I.  380. 
Königsfrieden  I.  380. 
Köniifthum  I.  279.  336.  358. 
Kopfsteuer  II.  412.  418. 
Kopfzahl  I.  327.  500. 
Körper  gesetzgebender   I. 

323.  454.  490. 
KreUe  I.  226. 

36* 


564 


Begister. 


Krieg  I.  242. 
Kriegserklärung  II.  87. 
Kriegsfürstenthum  I.  S57. 
Kriegshohoit  I.  538. 
Kricgsminister  II.  164. 
Kriegsordnuog  I.  363. 
Krondomänen  II.  68. 
Kronländer  I.  226. 
Kronpflioht  I.  6. 
Kronreoht  I.  6. 
KronTOgte  II.  236. 
Kshatriyas  I.  98. 
Knnst  I.  465.  II.  109.  344. 

350. 
Kflnstlerakademie  II.  363. 
Kar  I.  362.  II.  23. 
Kurfürsten  I.  351.  II.  63. 
Kfistenländer  I.  217. 


Lady  I.  136. 
Lagding  L  420.  512. 
Lakedämonier  I.  333. 
Land  1.35. 77. 216.  218.225. 
Landbfirger  I.  320. 
Landesadel  I.  144. 
Landesherrn  I.  144. 
Landesherrschaft  I.  857. 
Landeshoheit  I.  139. 
Landeskirche  II.  810.  311. 
Landgemeinde  II.  442.  458. 

467.  469. 
Landgerichte  I.  227. 
Landgrafen  I.  139. 
Ländlerstaten  I.  220. 
Landnahme  I.  242. 
Landschaft  I.  533. 
Landstandschaft  1. 141.144. 
Landstraszen  II.  430. 
Landsturm  II.  175. 
Landtag  L  422.  468.   481. 
—  Yereinigtcr  I.  425. 
Landwehr  II.  173. 
Landwirthschaft  II.  440. 
Legisten  I.  393. 
Legitimation  II.  35! 
Legitimität  I.  26.  28Anm. 
Lehen  I.  120. 
Lehenboden  I.  130. 
Lehonkönigthum  I.  384. 
Lehensadel  I.  119.  121. 
Lehonsherr  I.  384. 
Lehensmonarchie  I.  383. 
Lehensstat  I.  129.  357. 
Lehenssystem  I.  120.  469.  |  Meiningen  I.  423 


Lehensträger  I.  471. 
Lehenstreue  1.  130.  385. 
Lehensyeriassung  I.  36. 
Lehrfreiheit  II.  372.  375. 
Lehrmittel  II.  361. 
Leitung  politische  II.  95. 
Lernfreiheit  II.  377. 
Lesung  wiederholte  1. 655. 
Lex  I.  545. 

—  regia  I.  372. 

—  salioa  II.  33. 
Liten  I.  105. 
Literatur  II.  382. 
Locke  I.  68. 

Loi  I.  522. 
Loos  I.  317.  IL  239. 
Lords  L  132.  469.  472. 
Lösohanstalten  II.  189. 
Lossagung  I.  251. 
Lotterieregal  II.  398. 
Lucumonen  I.  104. 
Luther  II.  308. 
Luxemburg  I.  423. 
Luxus  II.  67. 
Lykurg  I.  337. 


Macht  I.  276.  IL  3. 
Mäcenas  I.  116. 
Magier  I.  299. 
Magistrate  I.  344.  IL  476. 
Magna  Charta  I.  131.  469. 
Majestät  II.  14.  21.  62. 
Ma  jestätsbelcidigupg  11.63. 
Majestätsrechte  II.  63.  71. 

813. 
Maircs  I.  163.  IL  474. 
Mäkler  II.  219.  453. 
Mandat  I.  488. 
Mandeta  de  administrandr 

justitla  II.  106. 
Mannschaft  deutsche  1.481. 
Mannschaftseid  I.  385. 
Mannsstamm  II.  34. 
Msnsionarius  I.  381. 
Mnrkgenossen  II.  469. 
Mflrkgerichtsbarkeit  11.232. 
Markgrafen  I.  138. 
Marquis  I.  124.  136. 
Marschall  I.  125.  381. 
Media tisirung  L  141.  259. 
Mcdicinalbeamte  II.  188. 
Meere  I.  218. 
Mehrheit  I.  279.  311.  500. 


Meinungsäusierang     freie 

II.  510. 
Meister  II.  446. 
Menschenrassen  I.  77. 
Menschenrechte  U.  499.529. 
Menschheit  I.  77. 
Merkmale   historische  des 

Stats  I.  34. 
Merowinger  I.  117. 
Mestiers  I.  161. 
Methoden  I.  28.  U.  361. 
Metoiken  I.  333. 
Meyer  I.  163. 
Miethtnippen  II.  171. 
Militärdicnstpflichi  U.  172. 
Militärgerichte  IL  211. 
Militargewalt  U.  168. 
Militärhoheit  U.  96. 
Militärpflicht  l.  523. 
Militärstellen  1. 457.  U.  123. 
Militärverwaltung  U.  243. 
Milites  legales,  litcrati  L 

125. 
Milizsystem  O.  172. 
Minderjährige  1.209.  IL  5S. 
Minister  I.  404.  U.  92.  15S. 
Ministeranklage  I.  541.  II. 

162. 
Ministeria  I.  161. 
Ministerirlen  1.143.150.160. 
Ministerien  II.  154. 
Ministorpräsident  IL  156. 
Ministerregierung   I.    405. 

442. 
MinisterTerantwortlichkeit 

I.  449.  II.  83.  158. 
Minores  I.  467. 
Miszhcirath  L  140. 
Missi  dominici  I.  381. 
Mission  statliche  L  92. 
Missionen  II.  332. 
Miszrrgierong  II.  58.   160. 
Mittclfreie  L  142.     151. 
Mittelstand  L  160. 
Modus  tenendi  parliamen- 

tum  I.  469. 
Mohamedanischo  8tatcn  1. 

304. 
Monarchie  I.  279. 284.  286. 

357.  383.  392.  IL  12.20. 

400. 
Monogamie  I.  188. 
Monopolien  IL  397. 
Montesquieu  I.  285. 
Moratorien  IL  106 


Rcgiiter. 


565 


MorgADBtUclio  Ehe  II.  34. 
Mormonen  II.  319. 
Modaisohe  Gesetzgebung  I. 

300. 
Motion  I.  530. 
MottR  I.  152. 
Mundfaerr  I.  106.  173. 
Mundschaft  I.  379. 
Mfindliohkeit  II.  215. 
MunioipalbQrger  I.  152. 
Municipalräthe  IL  475. 477. 
Mfintrecht  U.  427. 
Mfinzregal  II.  398. 


Nacbbarwege  II.  430. 
Nachfragen   parlamentari- 

sehe  I.  530. 
Naoh ganger  II.  236. 
Nachrichter  II.  236. 
Naehtrollcer  I.  78. 
Nahmngspolizei  II.  186. 
Napoleon  I.  49.  422. 
Nassau  I.  423. 
Nation  I.  42.  83.  IL  9. 
Nfltionaibank  IL  426. 
Nationalcongresz  I.  324. 
Nationalgarde  IL  172. 
Nationalität  I.  89. 
Nationalitatsprlncip  I.  86. 
Nationalkirche  IL  298. 
Nfltionalökoncmie  IL  384. 
Nntionalrath  I.  124. 
Nationalsitto  L  87. 
Nationaliprache  I.  86. 
Nationalwprkst&tten  IL438. 
Nationalwirthschflfl  IL415. 
Nnturatborn  subjectsl.  200. 
Natur  der  Sache  I.  17. 
Naturalisation  I.  202. 
Naturrcobt  I.  20. 
Naturstnnd  L  259. 
Nebenformen  I.  291. 
Ncgcrsklaverei  I.  177. 
Nichtigkeit  IL  51. 
Niodcr^r  Adel  L  121.  142. 
Niederlande  I.  421. 
Niederlassung    I.   244.    IL 

505. 
Med crsch lagung    IL    104. 

163. 
Nobile»  L  138. 
Nobili  L  847. 
Nobility  L  133. 
Noblesse  de  robe  I.  125. 


Noblesse  par  lettres  I.  125. 
Norondenvölker  L  35. 
Nomotheten  I.  310. 
NordamericA  L  321.  IL  275. 

311.  312. 
Normalzahl  L  35. 
Notare  L  159.  IL  219. 
Nothrecht  IL  17.  113.  118. 

556. 
Novioiat  IL  131. 

0. 

Obe  I.  335. 
Oberamtei  I.  227. 
OberaufBichtsreoht  IL  108. 

327.  490. 
Obereigen thum  des  Königs 

I.  387. 
Obergewalt  IL  2. 
Oberhaus  I.  132.  467.  512. 

542. 
Oberhoheit  U.  307. 
Oberrichter  L  473.  516. 
Obrigkeit  I.  86.  152. 
Ochlokratie  I.  279. 
Occupation  I.  221. 
Odehding  L  420.  512. 
Oeffentliche  Sachen  I.  222. 
OefTentlichkeit  IL  212. 
Oekonomio   politische    II. 

384.. 
Oesterrelch  I.  427.  428. 
Ofiioiere  IL  137. 
Oligarchie  I.  279. 
Oranipotence  I.  519. 
Opposition  L  544.  IL  140. 
Oppositionsprcdso  IL  517. 
Optimaten  I.  839.  348. 
Optimatcnaristokratio      I. 

348. 
Orden  IL  94.  332. 
Ordnungen  L  13. 
Ordnungsstrafen  IL  143. 
Ordonnance  I.  522. 
Organische  Gesetze  I.  547. 
Organische  Natur  des  Stats 

I.  39. 
Organische  Natur  der  Völ- 

ker  I.  85. 
Ostrac Ismus  I.  317.  548.  * 

P. 

Pachter  L  349.  IL  441. 
Packctpost  IL  400. 
Pairie  I.  515. 


Pairie  deutsche  L  138. 

englische  I.  136. 

französische  L  127.  408. 
Pairs  de  France  I.  124. 
Papiergeld  IL  423.  428. 
Papst  I.  108.  U.  300.  328. 
Paragium  IL  71. 
Parentelen  II.  37. 
Paritat  religiösen.  291.293. 
Parlament  englische«  1.131 . 

468.   469. 

französisches  I.  123. 

sicillanisohes  I.  412. 
Parlamentsacte  I.  233. 
Parlamentsadel  I.  125. 
P«rlamentsregi6rttngL390. 

405.  443.  488. 
Patente  II.  446. 
Pntriarchie  L  184.  356. 
Patricier  deutsche  I.  143. 

römische  I.  104.  • 

schweizerische  I.  320. 
Patrimonialprincip  I.  377. 
Patrimonialstat  1. 70.  II.  68. 
Patronns  I.  106. 
Paulus  (Apostel)  I.  21.  263. 

U.  553. 
Pclaten  I.  105. 
Penn  IL  275. 
Pension  II.  135.  146. 
Pensionirung  II.  146. 
Pentarchie  I.  53. 
Perioden  I.  510. 
Perioiken  I.  333. 
Personae  regi  gratae  11.335. 
Personalunion  I.  248. 
Persönlichkeit    des    Stats 

L  41. 
Petitionen  L  527.  531.  IL 

533. 
Petitionsrecht  L  5.  IL  533. 
Pfslzgraf  I.  138.  381.  IL  7«. 
Pfleger  öffentliche  U.  121. 
Pfrfinden  I.  144. 
Piemont  I.  417. 
Pietfttsrerhiltniss  IL  27. 
Placate  IL  D20. 
Placct  IL  328. 
Plebejer  I.  105. 
Plebes  L  36.  147. 
Plutokratie  1. 348.  357. 505. 
Polen  I.  259. 
Police  judiciaire  IL  191. 
Politie  I.  308. 
Politik  L  1. 536.  IL  157. 243. 


566 


Register. 


Poltoei  IL  176.  183.  190. 

Polizeibuszen  II.  409. 

Polizeigfesetze  I.  547. 

Pollzeigesetzbnoh  II.  191. 

Polizeigrewalt  II.  183. 

Polizeihoheit  II.  100. 

Polizeiminisfcerium  II.  154. 

Polizeiaporteln  II.  409. 

PoHzelsUt  I.  69. 

Polizeistrafen  II.  190.  244. 

Polizeiflbertretungen      IL 
190.  233. ' 

PoUzeiTerwaltang  IL  249. 

Ponitenzen  IL  336. 

Pontifices  I.  369. 

Popolo  L  152.  154. 

PopaUrcs  I.  152. 

Populus  I.  36.  147. 

Posten  IL  433. 

Poätregal  IL  399. 

Potestas  emineos  I.  568. 

Praefecti   L   369.    IL   246. 
456. 

Prafecturrätbe  IL  246. 

Prälaten  L  111.  481. 

Prärogative  I.  532. 

Präsentation  IL  335. 

PräventiTpoHzei  IL  184. 

Presse  IL  510. 

Preszfreiheit  I.  5.  404.  11. 
512. 

Preszpolizei  IL  194. 

Preszprocesse  IL  239. 

Prevotalstädte  I.  154. 

Preussen  I.  425. 

Priester  I.  289. 

Priesteraristokratic  I.  348. 

Priosterseminare  IL  337. 

Priesterstaten  I.  295. 

Priesterthnm  I.  306. 

Primogenitur  I.  135.  IL  37. 

Prinoeps  senatus  I.  371. 

Prinoipien  I.  291.  388.  425. 
485. 

Prinzen  I.  143. 

Privatbanken  IL   428. 

Privatdocenten  IL  372. 

Privateigentham  I.  229. 

Privatgelehrte  I.  159. 

Privatkasse  des  Regenten 
IL  77. 

Privatrecht  I.  4.  522.  566. 

Prlvatschalden  des  Regen- 
ten II.  39.  52. 

Privat9ohuIen  IL  360. 


PriTatverm5gen   des  Btats 
IL  388. 

—  des  Ffirsten  IL  68. 
Privatwirthschaft  IL  415. 
Privilegien  L  547. 
Privy  Council  I.  470. 
Processkosten  IL  406. 
Proolamationen  I.  582. 
Procuratoren  I.  477. 
Procoureurs  du  roi  IL  236. 
Professoren  IL  129.  372. 
Prohibitivzölle  IL  435. 
Proletariat  I.  168. 170.  341. 
Promotoriales  II.  105. 
Promulgation  L  556.  IL  91. 
PropositioB  eines  Gesetzes 

I.  528. 
Prorogation  der  Kammern 

I.  533. 
Prostates  I.  106. 
Provinzen  I.  225. 

Provinzialgesetzgebung   I. 
226. 

Provinzialregierung  L  226. 
Provinzialstände  I.  226. 
Prudhommes  I.  152. 
Prüfungen  I.  367. 530.  551. 

557. 
Prytanien  L  310.  312. 
Publication  I.  556. 
PufTendorf  I.  68.  IL  289. 

a 

Quarantaneanstaltcn  IL  1 88. 
Quartiere  IL  476. 
Quiesoirung  IL  146. 

R. 

Rang  IL  94.  133. 
Rassen  I.  77.  95. 
Rassenadel  L  145. 
Rassen  System  I.  203. 
Rassenstat  I.  290. 
Rath  athcnaeischcr  I.  312. 
Rath  der  F&rsten  I.  362. 
Rsth  der  Gemeinde  IL  487. 
Räthe  L  151.  323.  468.  IL 

155.  487. 
Realgymnasien  II.  363. 
Reallasten  IL  443. 
Realrechte  I.  548. 
Realunion  I.  249. 
Recht  I.  82.  273. 
Reohte  individuolle  I.  70. 

—  nationale  I.  16.  86. 


Rechte  öffentliche  L  4.  449. 
—  politische  I.  564. 
Rechtlosigkeit  IL  208. 
Rechtsbewttsztseln    I.    SO. 

IL  214. 
Reehtsconsulent  IL  480. 
Rechtsfindung  n.  200. 
Rechtsfrage  IL  237. 
Rechtsgeschichte  I.  3. 
Rechtsgleichheit  IL  526. 
Reehtsideen  I.  18. 
Rechtsinstitutionen   I.    88. 

546. 
Rechtsordnung  I.  564.- 
Rechtspflege  1. 325. 449.  IL 

207. 
Rechtsregel  I.  546. 
Rechtssätze  I.  18. 
Rechtsschutz  I.  22. 
Rechtsstat  I.  56.  69.  391. 
Rechtsstillstand  IL  106. 
Rechtsverbindlichkett    der 

Gesetze  I.  545.  556. 
Recorders  II.  480. 
Rccusationsrecht  IL  240. 
Redefreiheit  I.  551. 
Redner  athenische  I.  309. 
Referendarius  I.  381. 
Reform  I.  146.   IL  16.  17. 
Reformation  IL  308. 
Reformationsrecht  II.  339. 
Regale  I.  222.  IL  392.  415. 
Regalität  L  222.  IL  256. 
Regen tensouveränetät  II.5. 
Rogen tinnen  I.  196. 
Regentschaft  11.27.53.  61. 
Regierungsbeamte   I.    510. 

IL  122. 
Regierungsbehörde  IL  111. 
Regierungsbezirke    I.  226. 
Regierungsgesetze    I.  547. 
Rcgierungsgewalt    I.    283. 

369.  461. 
Rogierungsrechtell.  85. 90. 
Regierungswirthsohnft    II. 

386. 
Regiment  L  461.  IL  120. 
Regredienterbin  IL  38. 
Reichsadel  I.  133.  141. 
ReichsfOrHten    I.  110.  14t. 
ReicbsfQrstenrath  I.  851. 
Reichsinsignien  IL  64. 
Reichskaramergericht        I. 

569. 
Reichslehen  I.  120. 


Register. 


567 


Reiohsoberhaupt  deutsches 

I.  247. 
ReiohsstandBohaft    L    139. 

466. 
Reichstng  I.  247.  467.  480. 

—  österreichischer  I.  429. 
RcichsverfAssimg  I.  569. 
ReichsTerwQsung:  II.  .'>4.  61. 
Reichthum  I.  506.  515. 
Roisefreiheit  U.  509. 
Religion    I.    11.    212.  465. 

U.  41.  264. 
Religionsfreiheit  I.  214.  II. 

268. 
RüIigionsgCHellschaft      II. 

313.  317. 
•  Renten  11.425. 
Repräsentation  I.  379.  505. 
Ropräscntationsgewalt   II. 

85. 
Repräsentationskoston    II. 

134. 
RepräsentAtivdemokratie  I. 

819.  326.  499. 
Repräsentationsrechte      I. 

132. 
Repräsentativ  System  1. 379. 

398.  484. 
RepräsentAtivverfA84ung  I. 

323.  424.  455.  466. 
RepräsentHtivversamm- 

lung  I.  323.  491. 
ReprnHttivpoiizei  U.  185. 
Republik  I.  289.  II.  57. 

—  moderne  repräsentative 
I.  292. 

Rcsoripte  I.  110. 
Reserratrecl-te  II.  106. 
R»>»erven  II.  174. 
Residenzstädte  II.  481. 
Resigniitton  II.  145. 
Rogoltition  I.  529. 
Revolution  II.  17. 
Richos-omes  I.  121. 
Richter  1.510.  II.  101.226. 
Richterämter  II.  130. 
Richteroollogion  II.  223. 
Riohterehre  II.  223. 
RUt4<r  I.  104.  142. 
Ritteradei  1.  12«. 
Ritteraristokratie  I.  348. 
Ritterlehen  L  142. 
Ritterschaft    I.    117.    133. 

470.  481.  11.411. 
Ritterthum  I.  122.  348. 


Romer  I.  11. 

Roturiers  I.  121.  122.  126. 

163. 
Rousseau  I.  68. 
Rückwirkende    Kraft    der 

Gesetze  I.  570. 
Ruhegehalt  II.  135. 
RuNzland  I.  399. 

s. 

Hachen  herrenlose  I.    221. 

—  öffentliche  I.  231. 
Sachsen  I.  425. 
Sücularisation  I.   141. 
Salus  publicA  I.  71.  II.  112. 
Salzregal  II.  396. 
Salzsteuer  II.  396. 
Sammlungen  II.  349. 
Sanction  I.  322.  378.  393. 

533.  II.  91. 

—  pragmatische  II.  33. 
Sapientes  II.  480. 
Säte  I.  487. 

Snvigny  I.  72. 
Scheidung  I.  193. 
Schiedsgerichte  II.  219. 
Schifffahrt  II.  432. 
Schleicrmacher  I.  285. 
Scbliet»zung  der  Kammern 

I.  533. 
Sehmitthenner  I.  74. 
Scliöffen   I.    463.   II.    103. 

226.  476. 
Schöffenbar  Freie  I.    142. 
Scholae  I.  161. 
Schriftlichkeit  I.  508. 
Schulbildung  II.  337.  339. 
Schuldentilgungsanstalt  II. 

425. 
Schulen    I.    465.   II.     109. 

353.  362. 
Schulzwang  II.  358. 
Schutzherrn  I.  106. 
Schutzpockonimpfung    II. 

188. 
Schutzzolle  U.  435. 
Schwerter,  zwei  II.  305. 
Schwurgerichte  II.  2.36. 
Secten  II.  321. 
Seohäfen  I.  473. 
Seigneurs  I.  119.  389. 
Selbstbestimmung  II.  463. 

477.  495. 
Selbsterbebnng  II.  23. 


Selbsthilfe  II.  203.  552. 
Selbstraohe  II.  205. 
Selbstständigkeit  II.  207. 
Selbstverwaltung    II.    477. 

489. 
Semiten  I.  11.  81. 
Semperfreie  I.  138. 
Senat  I.  342.  512.  II.  456. 
Senatoren  I.  116.534.542. 
Senatusconsulte  I.  .343.461. 

545. 
Sendavesta  I.  299. 
Sendboten  I.  381.  II.   108. 
Seneschall  I.  381. 
Senioros   I.  109.  119.  467. 
Sensale  II.  453. 
Separatio  a  toro  et  mensa 

I.  194. 
Serdusoht  I.  299. 
Serfs  I.   163. 
Sermo  regis  I.  379. 
Sheriff  II.  146. 
Sieyes  I.  156. 
Sittlicher  Gehalt  des  Stats 

I.  6. 
Sicherheitspolizei  II.  188. 
Sittlichkeitspolizei  II.  192. 
Sklaven  I.  173. 
Sklaverei  amerikanische  I. 

178. 

—  russische  I.  176. 

—  der  Schwarzen  I.    177. 
Socialismus  I.  230. 
Soldaten  II.  172. 
Soldtruppen  I.  123.  II.  174. 
Selon  I.  312. 
Sonderrechte  II.  245. 
Sonderung    der   Gewalten 

I.  455.  457. 
Souverain  II.  12. 
Souveränetät  L  393.  II.  I. 

15.  814. 
SouveränetätsfragenII.242. 
Spartlaten  I.  105.  332. 
Spar-  und  Hilfsoassen  II. 

447. 
Specialjury  II.  229. 
Spielkartonregal  II.  398. 
Sportein  II.  134.  406. 
Sprachgemeinschaft  I.  84. 
SpruchooHegien  II.  231. 
Stahl  I.  74.  265. 
Stat  I.  17.  51.  66.264.287. 

—  Entstehung  I.  237«  253. 

—  Funotionen  I.  457.  530. 


568 


BegtBfter. 


Stat,  Institution  I.  241. 

—  Organe  I.  457. 

->  Persönlichkeit  I.  41. 

—  PrivatvermSgen  II.  386. 

—  Theilung  I.  250. 

—  Yerhäitnisz  zur  Familie 
I.  193. 

—  Yerhfiltnisz  zur  Kirche 

I.  47.  II.  109.  294. 

—  Yerhäitnisz  znm  Prirat- 
eigenthum  I.  229. 

—  Yerh&ltntsz  zurReligion 

II.  264. 

—  Yerhäitnisz   zum   Yolk 
I.  86. 

—  Yerhftltnisz  zur  Wissen- 
Schaft  II.  344. 

—  Wesen  I.  37. 
Statenbildung  I.  238. 
Statenbnnd  I.  31.  245. 
Statsact  I.  240.  II.  86. 
Statsallmaoht  I.  396. 
SUtsamt  II.  91.  121. 
Statsangehorige  I.  200. 
Statsangestellte  II.  122. 
Statsanlehen  I.  540. 
Statsanwälte   II.  103.  235. 
Statsbeamte  II.  121.  132. 
Statsbediente  IL  123. 
SUtsbehorde  II.  244. 
Statsbfirger    I.    200.    209. 

463.  503.  IL  5. 
Stotabürgerreohtl.  164.208. 

IL  49.  261. 
Statsbfirgerthum    I.     148. 

150.  492. 
Statsoredit  iL  420. 
Btatscultur  I.  465.  n.  264. 

385. 
Btatsdiener  IL  120.  145. 
StaUdienst  II.  120.   145. 
Statseigenthnm  L  219. 
Statseinheit  U.  3. 
Staatserziehnng  II.  351. 
SUtsform  I.  245.  279. 

aristokratische  I.  332. 

demokratische  I.  307. 

monarchische  I.  355. 

theokratische  I.  268. 
SUtsgebiet  I.  218.  IL  59. 
BtatSgeist  I.  245. 
Btatsgemeinschaft  I.  84. 
Statsgerioht  IL  160. 
Statsgewalt   I.   393.   IL  1. 

18.  116.  120. 


Statsgut  n.  386. 
Statsbaushalt  1.486.522.539. 
Statehoheit  I.  393.  IL  1. 
Btateidee  I.  43. 

germanische  1.  61. 

hellenische  I.  51. 

mittelalterliche  I.  60. 

moderne  I.  64. 

romische  I.  56. 
Statekasse  IL  77. 
Statskirohe  IL  288. 
Statsklage  IL  160. 
Statekörper  I.  460. 
Stateleben  I.  2. 
Statdmacht  L  393.  IL  1. 
StatsfÜlle  IL  2. 
Statemänner  I.  20. 
Stetoministerien  11.153.155. 
Stiitsmonopolien   IL  397. 
Statonothrecht  II.  116. 
Statsoberhaupt  I.  167.  490. 

U.  1.  22.  62.  116. 
Statäorgane  I.  879.  447. 
Statepapiergeld  II.  423. 
Stetspersönlichkeit  IL  9. 
Statepolizei  IL  186. 
Statepost  IL  399. 
Statoprincipien  I.  70. 
StatsprQfung  IL  128. 
StoterathL419.U.  163.247. 
Staterechnung  I.  540. 
Statsrecht  I.  1.  10. 
Steteregierung  L  393.  446. 
Statoreligion   IL  265.  287. 

291. 
Steteschulden  IL  420.  423. 
Stetsschutz  I.  208. 
Statesecretäre  L  419. 
StotssouTeränetat  II.  5.  10. 

11.  14. 
Statosprache  I.  87. 
Stetestrasze  IL  480. 
Statefiberordnung    I.    451. 

II.  3. 
Stateunabhfingigkeit  II.  3. 
StatoTcrgehen  II.  162. 
Statevermogen  IL  67. 
SteteTcrtrage    I.    14.    525. 

568.  IL  23.  88. 
StateYolk  I.  84. 
Stetewirthschaftspolizei  IL 

199.  384. 
Stete  Wissenschaft  I.  66.  II. 

344. 
StedtbOrger  I.  320. 


StadtbQrgerrecht  IL  456. 
Stedtbfirgerthum  I.  155. 
Städte  I.  471.  482.  IL  455. 
Städtesteten  I.  220. 
Stedtgemeinde  IL  460.  467. 

475. 
Stadtherm  I.  479. 
Stedträthe  IL  476.  487. 
SUdtsch  reiber  IL  480. 
StedtTcrordnete  IL  476.487. 
Stämme  I.  94. 
Stammgutssuccession  IL.'iO. 
Stand  dritter  I.  156. 
—  Yierter  1. 157.  165. 
Stände  I.  102.  339. 
Ständerath  I.  513. 
Stendesgehalt  IL  134. 
Standeshorrn  1. 138.  IL  35. 
StendeSTerhältniase  IL  26L 
Stendrecht  IL  113.  211. 
Statistische  Bureaux  IL  108. 
Statuten  L  13. 
Stellvertretung  IL  485. 499. 

IL  85.  172. 
Stempelgebfihren   IL   405. 

518. 

Steuern  I.  486.  IL  253.  419. 
Steuerbewilligung   L    404. 

448.  524.  536. 
Steuerfreiheit  L  549.11. 256. 
Steaergasetegebung  L  486. 
Steuerhoheit  IL  410. 
Steuerpflicht  I.  537.  IL  410. 
Steuerrecht  IL  393.  409. 
Stoueryerweigerung  1. 537. 
Stimmrecht  allgemeines  1. 

172.  209.  492. 
Storthing  I.  420. 
Strafen  n.  142.  204. 
Strafgesetee  I.  547. 
Sträflinge  I.  210. 
Strafmilderung  II.  104. 
Straf^rocesz  I.  8. 
Strafrecht  I.  8.  II.  77. 
Strafrechtepflege    IL    203. 

232. 
Strafurtheile  II.  105. 
Straszen  II.  429. 
Straszenpolizei  IL   199. 
Straszenregal  11.  403. 
Streitigkeiten  rolkerreeht- 

liche  n    242. 
Studenten  IL  367. 
Sudras  I.  98. 
Sultane  I.  299. 


Begister. 


569 


Bupreiiuit  U.  1.  297. 
Supension    II.   118.   143. 

152.  518. 
Gymiuehie  I.  244. 

T. 

Tabakregie  II.  897. 
TagrSlker  I.  80. 
Taxen  IL  405. 
Telegraphenregal  IL  401. 
Telegraphenwesen  IL  488 
Tenure  L  887. 
Testament    des   Regenten 

n.  31. 
Thalweg  I.  217. 
Thane  I.  129. 
Thatfrage  II.  229.  287. 
TheUnng  L  250.  259. 
Theokratie  L  265. 281. 294. 
Theokratisirende  Btaten  L 

287. 
Theorien  L  52.  259.  285. 
Theten  I.  105. 
Theaemngsnoth  II.  487. 
ThrU  L  103. 
Thronfolge  IL  81. 
Thronfolgeffthigkeit  U.  40. 
Thronfolgeordnong  IL  88. 
Thronrede  I.  531, 
Tiers  ^tat  L  156. 
TitaUtnredel  L  128.  144. 
Tod  bfirgerUeher  II.  502. 
Todesstrafe  11.  501. 
TodesnrtheUe  U.  105. 
Todtenbesohan  II.  188. 
Trennung  der  Gewalten  I. 

455.  458. 
Trennung    Ton  Btat    und 

Kirohe  IL  287.  311.  812. 
Trenedel  I.  117. 
Treue  L  120.  355.  II.  136. 

139. 
Treueeid  I.  385. 
Treueverbindung  L  384. 
Tribunat  U.  550. 
Tribunas  oelemm  I.  869. 
Tributoomitien  I.  340. 
Truppen  I.  123. 
Tyrann U  I.  279. 

U. 

Ueberordnnng  statUche  II. 

3.  301. 
Uebertritt  11.  276. 
Vebnngscollegien  II.  374. 


Umstand  L  479. 
Unabhingigkeit    der   Oe- 

riohte  L  404.  n.  207. 
Unabhängigkeit  des  Btats 

n.  8.  14. 
Unabhingigkeitserkl&mng 

L  251. 
Unabsetibarkeit  L  548.  IL 

148. 
UnentgeltUohkcit     der 

Yolksschule  II.  359. 
UnflUiigkeit  des  Ministers 

L  543. 
Unfähigkeit  des  Regenten 

n.  56.  59.  117. 
Unfehlbarkeit  des  Königs 

n.  80. 
Ungarn  L  429. 
Union  I.  245.  247.  258. 
Uniyersalmonarohie  L  52. 
UniTorsiaten  II.  367. 
Unsichtbarer  Btat  I.  277. 
Unterdrückung  II.  554. 
Untergang  des  Btats  I.  237. 

255. 
Unterhalt  IL  184. 
Unterhaus  L  181.  402.472. 
Unterrichtsmethode  IL  361 . 
Unterstfttsungspflege      II. 

196.  437. 
UnterstQtEungspolisei     II. 

195. 
Untersuchung  IL  104. 168. 
Unterthanen  L  36. 
Unterwerfung  I.  258. 
Untheilbarkeit  L  228.251. 

n.  34. 
Unrerantwortlichkeit       I. 

404.  U,  19.  71.  78. 
Unyeriusserliohkeit      des 

SUtsgebiets  L  228. 
UnTerletxlichkeit  des  Re* 

genten  IL  64. 
Uradel  I.  104. 
Urkundsminner  II.  480. 
UrtheU  U.  200. 
Urtheiler  L  463.  II.  103. 225. 
Urvölker  I.  81. 
Urwähler  I.  503. 
Usurpation  L  26.  IL  23. 60. 

V. 

Yalyassores  I.  153. 
YasaUen  I.  119.   142.  384. 
469. 


BluBttehU,  Bllr«Bieln«t  Suurecht.  IL 


Yaterland  I.  42. 
Yarasseurs  L  122. 
Yerantwortliehkeit     der 
Ffirsten  I.  266.  U.  71. 

—  der  Minister  I.  404.  II. 
88.  118.  158. 

—  der  Stände  L  486. 
Yeräusserung  1. 228.  II.  58. 
Yerbannung  I.  208.  IL  508. 
Yerbessemngsanträge      I. 

554. 
Yerbote  II.  110. 
Yerbrauohuteuem  n.  416. 
Yerbreohen  II.  233. 
Yerbriefung    der    Yerfiss- 

sung  I.  894.  448. 
Yerbum  regis  I.  379. 
Yerbündung  I.  244. 
Yerdienstaristokratie  L517. 
Yereine  politische  IL  537. 

—  religiöse  n.  332. 
Yereinsreoht  II.  356. 
Yerfassung  I.  3.  394.  447. 

484. 

—  der  Kirche  11.313.334. 
Yerfsssungsändemngen  I. 

238. 
Yerfassungseid  des  Heeres 
U.  97. 

—  des  Monarchen  II.  79. 
YerÜMsungsfragen  IL  243. 
Yerfassungsgesetze  I.  322. 

394«  447.  546. 
Yerfassungswidrigkeiten  I. 

558.  IL  139. 
Yerfolgung  t  onAmtswegen 

IL  103.  206. 
Yergehen  II.  233. 
Yerhaftung  IL  506. 
Yerjährung  statUche  1. 22. 

25.  II.  60. 
Yerkaufswerth  I.  235. 
Yerkehr  öffentlicher  11.386. 
YerkQndung  der  Oesetze  L 

549.  556.  IL  91. 
Yerlassenschaft  statsrecht- 

Uche  IL  38. 
Yerlust     der     Herrschaft 

U.  58. 
Yermlttlung    firiedensrich- 

terliche  IL  220. 
Ycrmdgen  I.  211.  504. 
Vermogensaristokratie     1. 

514. 
Yerroogenssteuer  IL  413. 

37 


570 


Begister. 


Yernanftreoht  I.  20. 
Yerordnungen   I.  IS.  522« 

n.  110.  165. 
Yerrath  II.  162. 
Tenammlangen  eonBÜtui- 

rende  II.  20. 
Yersaminlniigsreolit  1. 404. 
Yenetsang'  II.  143.  152. 
Yerstoszong'  I.  193. 
Yerstammelung  11.  503. 
Yertagung  I.  533. 
Yertheilnng    des    Reiches 

L  258. 
Yertrag  statUcher  I.  14. 
Yertragsprinoip  I.  486. 
Y-ertragstheorie  I.  269. 
Yertretnng    ständlsohe   I. 

501. 
Yenmtreaang  ü.  162. 
Yerwaltang  II.  885.  480. 
Yerwaltangsoompetens  II. 

248. 
Yerwaltangsgerichtshof  n. 

247. 
Yerwaltnngsgesetee  I.  547. 
Yerwaltnngsreoht  II.  245. 
Yerwaltongsreohtspflege 

n.  242. 
Yerwaltangssireitlgkeiieii 

IL  166.  247. 
Yerwarnung  IL  518. 
Yerweis  II.  143. 
Yerweisung  IL  508. 
Yeto  I.  322.  491.  n.  818. 
Yioinalwege  II.  430. 
Yioomtes  I.  122.  124. 
Yiotor  Emmanttel  I.  417. 
Yielregiererei  IL  178. 
Yiguiers  I.  122. 
Yilains  I.  163. 
Ylllioi  majores  I.  163. 
Yisas  I.  98. 
Yisitationen  U.  103. 
Vizgrafen  I.  136. 
Yladika  I.  305. 
YSgte  L  154.  479. 
Yogtei  L  462.  IL  233. 
Yogtdleute  I.  149. 
Yogtsohaft  des  Stats  über 

die  Kirche  U,  297. 
Yolk  I.  77.  83,  167.  H.  5. 
Yolkerfamilien  I.  77. 
Yölkerfraotfonen  I.  95. 
Yolkergeschichte  IL  242. 
Yolkermischang  I.  85. 


Yftlkerreeht  1. 7. 568.  IL  19« 

YolksbeschlüBse  I.  310. 

YoUubewusztsein  I.  83. 

Yolksohamkter  I.  84. 

Yolkaeinheit  I.  95. 

Yolkserhoftamiig  n.  195. 

Yolksfreiheit  n.  496.  497. 

YoDtsgeist  I.  84. 

Yolksgenossen  I.  201. 204. 
205. 

Yolkshaua  I.  585. 

Yolksheer  n.  174. 

Yolkaherraohaft  I.  287. 

Yoftikammer  I.  499.  511. 

Yolksorganisatioii   I.  240. 

Yolksraaae  I.  84. 

Yolkssohole  II.  361.  358. 

Yolkssohiillehrer  n.  867. 

YoIk88onyer2netitII.6. 12. 

YolksOrihnliohkeit  L  91. 92. 

YolksTersammlang  I.  808. 
840.  362.  n.  542. 

Yolksrertretung    I.     172. 
250.  491. 

Yolkawahl  IL  47. 

Yolkflwüle  L  240.  276. 

YolkBwirthsohaft   11.   866. 
427. 

YolkswirttoahaftspoliMi 
U.  199. 

YoUbttrger  n.  478. 

Yollfroie  I.  159. 

Yollgraff  I.  75. 

Yollkommeiiheit  des  Mon- 
archen n.  80. 

Yollzugsyerordiiiuig  1. 628. 

Yoranschlag  I.  486.  540. 

YorberathnngL  540.11.164. 

Yorraundschafk  II.  64. 

YormundschaftspoUzci   II. 
194. 

YörmimdBchaffesrecht     11« 
262. 

Yorort  I.  245. 

Yorsohlagsreokt  akademi- 
sches IL  872. 

Yortrag  mündlicher  II.  878. 

W. 

Waite  L  76. 

Wahl  L  323.  335.  499. 508. 

508.  II.  22.  46. 
Wahlaristokratfe  1.820.846. 
VTahlbarktit  I.  172.  506. 
Wahlbureau  I.  508. 


W&hlar  I.  503. 
WahlfOrsten  IL  24. 
Wahlkreise  I.  227.  500. 
WaUmänner  L  508. 
Wahlmonarohie  IL  21. 
Wahlperiode  L  510. 
Wahlprineipien  L  826. 
WahUrecfat  IL  486. 
Wahrspmeh  II.  287. 
Waisen  ü.  197. 
Waldungen  II.  890. 
Warnung  IL  143. 
WasMrpoUael  IL  199. 
Waaaerregal  n.  393. 
Waaseratranen  IL  432. 
Wegegelder  II.  403. 
WegepoUzei  11.  199. 
Wehrpflicht  allgemeine  IL 

178. 
Wehrsyateme  II.  169. 
Weibergemeinschaft  L 198. 
Weihe  IdrofaUche  n.  826. 
Weimar  I.  428. 
Wetsthftmer  I.  891. 
Weltgesehiehte  I.  11. 
Weltrecht  I.  8. 
Weltstat  L  44. 
Weltatfaazen  H.  480. 
Werbung  II.  170. 
Widerapruohsrecht     der 

Kammern  I.  442.  496. 
Widerstandareeht  IL  548. 

550—567. 
WiedenrSUbarkeit  H.  49. 
Wirth8<Aaft  L  466.  H.  884. 
Wisaenschaft  L    18.    465. 

517.  IL  109.  344. 
Wltenagemot  I.  181.  468. 
Witzige  n.  480. 
Wohl&hrt  1. 70«  376.  n.249. 
WohUkhrtspoUaei  IL  182. 
Wohnort  I.  202. 
Wucher  U.  187. 
Wuohergeaetze  n.  426. 
Würden  «tatliehe  I.  516. 
Württemberg  I.  428. 

Y. 

Yeomen  1. 164. 


Zehnten  statUche  U.  891. 
Zeituttgsredaotoren  II»  618. 


Register. 


571 


Zenton  II.  458. 
Zentgrafen  I.  882. 
Zertrennung  I.  SSO. 
Zinse  U.  425. 
Z5U6  U.  415.  4SS. 
ZoroMter  I.  299. 
Zaoht  reüglSM  IL  885. 
Zflohtigmig  k5rp«rliohe  n. 
508. 


ZfiohtIgiiag«re«ht   polisel- 

llohas  n.  189. 
Zaeignong  I.  222. 
Zug  flreier  I.  207. 
ZOofto  IL  476. 
Zonitweten  n.  445. 
Zonftiwang  IL  445. 
Zattimmiuigtrecht  I.  448. 


ZwangsabtretuBg    L  284. 
Zwangtanlehen  II.  428. 
ZwangaUufe  II.  271. 
Zweigbanken  II.  '429. 
Zwefkammertyitem  L  472. 

494. 
ZwUohenreglernng  IL  57. 
Zwltehenreich  IL  27. 


MOnchen. 

Druck  von  C.  R.  Sohurioh. 


I 


THE  BORROWER  WILL  BE  CHARQED 
AN  OVERDUE  FEE  IF  THIS  BOOK  IS 
NOT  RETURNED  TO  THE  LIBRARY  ON 
OR  BEFORE  THE  LAST  DATE  STAMPED 
BELOW.  NON-RECEIPT  OF  OVERDUE 
NÖTIGES  DOES  NOT  EXEMPT  THE 
BORROWER  FROM  OVERDUE  FEES. 


~Ra7vantft>rtt«ge  Widener  Library 
Öam^Fiilti^iiMA  021 38    (61 7)  495-241 3 


J^? 


L 


,^     / 


/      •• 


l> 


> 


X 


.',>^> ' 


A   A 


li^^^^^^l 

I^BBR^B 

■ 

^M 

R^^fll^E'^^l 

1 

